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Berlin, 1898. 


Derlag von franz Dablen. 
W. Mobrenftraße 15/14. 


Dorrede, 


Die Bearbeitung der in dieſem Bande mitgetheilten Entjchei- 
dungen verdankt das Jahrbuch für die erfte Abtheilung dem Herrn 
Kammergerichts3-Senatspräfident Hadlih, den Herren Kammer- 
gerichtsräthen Geheimen Juſtizrath Gieſe, Günther, Dr. Kofffa, 
Predari und Warnede und dem Herrn Landgerichtsrath Ring, 
für die zweite Abtheilung dem Herrn Kammergerichtsrath, Geheimen 
Suftizrath Ziegler, für den Anhang A dem Herrn Amtsgerichtsrath 
Dr. Menzen in Frankfurt a M. Die Regifter find wieder von 
dem Herrn Kammergerichts-Referendar Bahnſen mit gewohnter 
Sorgfalt angefertigt. Allen diefen Herren danke ih aufs wärmſte 
für die diefem Bande gewidmete Mühemwaltung. 

Die inzwifchen aufgefundenen Drudfehler find auf der Rüdfeite 
diejes Blattes berichtigt. 


Berlin, April 1898. 
Neinhold Iohom. 
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Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 1 


I 


Allgemeine Grundſätze über die Rechts— 
mittel der Beſchwerde und der weiteren 
Beichwerde. 


Nr. 1. 
Beſchwerde über Abgabe einer Vormundſchaft oder Pflegſchaft. 
Ueber die Verweigerung der Abgabe oder Webernahme 
einer eingeleiteten Vormundſchaft bezw. Pflegichaft ift feitens 
der Intereffenten Beichwerde und weitere Beſchwerde zuläffig. 
Vorm.O. $ I Abi. 2 


Beihluß vom 27. Dezember 1897 (I. Y. 627/97). 
Amtsgericht I und Landgericht I zu Berlin. 





Ueber die Emilie E. ift vor längerer Zeit in Breslau eine 
Pflegſchaft eingeleitet. Nachdem die Kurandin ihren Aufenthalt in 
Berlin genommen, beantragte der Pfleger die Abgabe der Pfleg- 
Ihaft an das Amtsgeriht I in Berlin und erfuchte zugleih das 
legtere um Uebernahme derfelben. Das Amtsgericht in Breslau ift 
zur Abgabe der Sache bereit, vom Amtsgericht I in Berlin ift jedoch 
die Webernahme abgelehnt. Gegen das legtere Gericht erhob der 
Pfleger Beſchwerde. Diefe ift vom Landgericht als unzuläfjig ver- 
worfen, weil gemäß 89 Abſ. 2 Borm.D. nur der Juftizminifter zur 
Entſcheidung berufen ſei. Die weitere Beſchwerde ift für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Nah HI Ab). 2 Vorm.O. kann das Vormundſchaftsgericht eine 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft aus erheblichen Gründen an ein anderes 
Amtsgericht abgeben und wenn dann die Gerichte ich nicht einigen, Toll 
der zwifchen ihnen entftandene Konflikt von dem Oberlandesgericht, mo- 

1* 
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fern fie jedoch verſchiedenen Dberlandesgerichtsbezirfen angehören, von 
dem Juſtizminiſter entſchieden werden. Um einen ſolchen Fall handelt es 
jich vorliegend nicht. Von einem zur Prüfung und Entfcheidung unter: 
breiteten Konflikt zwifchen zwei Gerichten ift nicht die Rede, vielmehr 
beſchwert fich lediglich ein Intereſſent darüber, daß das Berliner Ge- 
richt die Sache nicht übernehmen will. Die Zuläffigfeit einer folchen 
Beſchwerde aber folgt aus dem $ 10 Borm.D. (vgl. Schulgenftein 
Bormundichaftsordnung dritte Auflage Anm, 14 zu 89, auch Grudot 
Beiträge Bd. 20 S. 707, 708). 


1. 
Gewerbliche Regiſter. 


Nr. 2. 

Firma der juriſtiſchen Perſon. 

Eine juriftijche Perjon darf nur die ihr nach Gejeß oder 
Satzung zuftehende Bezeichnung als Firma behufs 0 
in das Handelöregijter anmelden. 

9.0.D. Art. 16-18. 


Beihluß vom 26. April 1897 (1. 9. 187/97). 
Amtögericht I und — J Berlin. 


In dem Handelsregiſter des Amtsgerichts zu B. iſt der „C. 3.— 
verein“ eingetragen, welchem die Rechte einer juriſtiſchen Perſon 
verliehen ſind. Der Vorſtand dieſes Vereines hat gegenwärtig be— 
hufs Eintragung in daſſelbe Handelsregiſter angemeldet, daß der 
Verein eine Verlagsbuchhandlung begründet habe, welche die Firma 
„S.vertriebsanſtalt“ tragen ſolle. Zugleich haben die Vorſtands— 
mitglieder des E.3.vereines die Firma „S.vertriebsanftalt” gezeichnet 
und eine Brofura für das legtere Geſchäft zur Anmeldung gebradt. 
Bon dem Amtsgericht ift die Eintragung der neuen Firma und 
Profura abgelehnt worden, weil der E.3.verein eine von feinem 
Namen abweichende Firma nicht führen dürfe. Das Landgericht 
hat die hierüber von dem Vereine erhobene Bejchwerde unter 
Biligung des Standpunftes der Vorinſtanz zurückgewieſen. Auch 
der weiteren Beſchwerde des Vereines wurde der Erfolg verjagt. 


or 


U. Gewerbliche Regifter. 


Sründe: 

Es kann dem Bechwerdeführer zugegeben werden, daß der 
Art. 16 H.G. B., nach welchem der Einzelfaufmann nur feinen 
Familiennamen (bürgerlihen Namen) mit oder ohne Vornamen als 
Firma führen darf, fich nad) feiner Faffung auf phyſiſche Perſonen 
bezieht und daß auch die fonjtigen Vorfchriften des H.G.B. über 
die Firmenbildung juriftische Perfonen nicht treffen. Allein daraus 
folgt nicht, daß eine juriftifche Perfon, welche gewerbemäßig Handels- 
geihäfte betreibt und deshalb als Kaufmann in das Handels— 
regifter einzutragen it, das Recht der freien Firmenwahl hat. Die 
gefammten in Betracht fommenden Beitimmungen des H.G. B. be: 
ruhen auf dem Grundfage, daß die bei der Begründung eines Ge- 
ſchäftes anzunehmende, in das Handelsregijter einzutragende Firma 
nur Diejenigen Namen enthalten darf, welche der Gejchäftsinhaber 
oder, wenn mehrere foldhe vorhanden find, einer, einige oder alle 
derjelben nach ſonſtigen Rechtsregeln befugt führen (Art. 16 bis 18). 
Mit Unrecht beruft fich der Befchwerdeführer darauf, daß die Aktien— 
gejellichaft ihre Firma von dem Gegenftande der Unternehmung ent- 
lehnen dürfe. Die Aktiengeſellſchaft ift allerdings hierzu befugt; 
allein ihre dergeftalt gewählte Firma wird durch das Statut feit- 
gelegt (Art. 209 Abſ. 2 Ziff. 1 9.6.8.) Diefer ftatutarifche Name 
der Aftiengefellihaft ift es, welcher demnächſt in das Handels— 
regiiter gelangt (Art. 210). Der Beichwerdeführer will aber gerade 
im Gegenſatze hierzu nicht feinen ftatutarifchen Namen „E.Z.verein“ 
jondern die Firma „S.vertriebsanjtalt“ eingetragen haben. Nach 
den angezogenen Vorſchriften des 9.G.B. ift es als dem Sinne des 
Geſetzes gemäß zu erachten, daß auch eine juriftiiche Perfon nur 
ihre gefeßliche oder ftatutarifche Bezeichnung als Firma führen kann. 
Für eine Privilegivung gegenüber allen fonjtigen Kaufleuten dahin, 
daß die juriſtiſche Perfon ohne Nüdjiht auf den Namen, welcher 
ihr kraft Gefeßes oder Statutes zukommt, ihre Firma frei bejtimmen 
darf, wäre eine gejegliche Sondervorfchrift erforderlih. Auch in 
der einschlägigen Literatur wird, Toweit erfichtlich, einhellig vertreten, 
daß die Firma der juriftiichen Perſon fich der gefeglichen oder 
fagungsmäßigen Bezeichnung derfelben anzupaffen hat. Vgl. die 
Kommentare zum H.G. B. von Staub 5. Aufl. ©. 38, Puchelt— 
Förtſch Bd. 1 ©. 54, v. Völderndorff-Allfeld Bd. 1 ©. 124; 
Schultze-Görlitz, die Führung des Handels- x. Regiſters ©. 98. 
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Der in der Denkſchrift zu der Reichstagsvorlage des neuen 9.G.B. 
($ 32) aufgeftellten Anficht, daß juriftiiche Perfonen in der Firmen— 
wahl gejeglich nicht beſchränkt feien, ift für das jetzt geltende Recht 
jedenfalls nicht beizupflichten. 

Uebrigens fteht dem Antrage auch entgegen, daß für das ein— 
heitlihe Handelsgewerbe eines Kaufmannes mur eine Firma zur 
Eintragung gelangen darf. Xediglid dann, wenn der Kaufmanır 
mehrere jelbjtändige Handelsetablifiements hat, können dafür ent: 
Iprechend viele verjchiedene Firmen geführt werden (Brotofolle zum 
9.6.8. ©. 920). Für den Beichwerdeführer it die Firma „E.3.: 
verein“ im Handelsregifter eingetragen. Daß diejenige Niederlafjung, 
für melde die Bezeihmung „S.vertriebsanftalt” dienen joll, der 
unter der Schon eingetragenen Firma beftehenden Niederlaffung gegen— 
über die erforderlihe Selbitändigkeit hat, ift von dem Beſchwerde— 
führer bisher in Feiner Weile begründet und ergiebt fich nicht 
von ſelbſt. 

Wie zu entjcheiden wäre, wenn es dem Bejchwerdeführer durch 
Statutenzufab gejtattet würde, für die Verlagsbuchhandlung die 
Bezeihnung „S.vertriebsanftalt“ zu führen, ift gegenmwärtig nicht zu 
erörtern. 


Nr. 3. 
Eintragung der Aursmakler in das Handelsregifter. 

Die auf Grund des Börſengeſetzes bejtellten Kursmakler 
find Kaufleute und deshalb verpflichtet, ihre Firmen behufs 
Eintragung in das Handelsregifter anzumelden. 

9.8.8. Art. 4, 66 ff., 272 3. 4; Börjengefe vom 22. Quni 1896 88 29 ff 


Beihluß vom 3. Januar 1898 (I. U. 604/97). 
Amtsgeriht und Landgeriht Frankfurt a. M. 


Für die Börfe in Frankfurt a/M. find 76 Perſonen als Kurs— 
mafler auf Grund des Börjengefeges vom 22. Juni 1896 (R.G.Bl. 
©. 157) beftellt. Das dortige Amtsgericht erfuchte die Mafler- 
fammer, dieje Kursmafler darauf hinzumeifen, daß fie ihre Firmen 
behufs Eintragung in das Handelsregifter anzumelden hätten. Die 
Kursmakler beftritten ihre Verpflichtung hierzu und baten, die Frage 
bei einem von ihnen zum Austrage zu bringen. Demgemäß for- 
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derte das Amtsgericht den Kursmaller P. S. unter Androhung 
einer Ordnungsſtrafe von 20 M. auf, binnen einer Woche feine 
Firma anzumelden. Derfelbe erhob rechtzeitig Einſpruch mit der 
Ausführung, daß die Kursmakler des Börfengefetes ſich rechtlich 
nit von den Handelsmäflern des Handelsgefegbuches unterfchieden 
und daß fie deshalb ebenfowenig wie die legteren Kaufleute feien. 
Die Handelskammer zu Frankfurt a/M. gab ein Gutachten in dem: 
jelben Einne ab. Das Amtsgericht feste indeffen die Ordnungs— 
ftrafe feit, indem es die Kursmafler für Kaufleute und deshalb 
für verpflichtet zur Firmenanmeldung erachtete. Aus dem gleichen 
Grunde wies ‚das Landgericht die Beichwerde des P. ©. zurüd. 
Auch, der weiteren Beſchwerde deſſelben wurde der Erfolg verjagt. 


Gründe: 

Die Art. 66 ff. H.G. B. regeln die Rechtsverhältniſſe der 
Handelsmäkler oder Senfale. Diefelben find im Art. 66 Abſ. 1 als 
„amtlich beitellte DBermittler für Handelsgeſchäfte“ definirt. Die 
Gegenjtände der Vermittlung find im Art. 67 Abf. 1 einzeln auf: 
geführt., Die Handelsmäfler leiften vor Antritt ihres Amtes den 
Eid] getreuer Pflichterfüllung Art. 66 Ab. 2). Ihnen liegen zahl: 
reihe Berpflihtungen ob. Bor Allem dürfen fie für eigene 
Rechnung kkeine Handelsgefhäfte machen, weder unmittelbar noch 
mittelbar, auch nicht als Kommiffionäre, und für die Erfüllung 
der Geſchäfte, welche fie vermitteln, ſich nicht verbindlih machen 
oder Bürgſchaft leiften (Art. 69 3. 1). Weiter bejtehen Bor- 
fchriften, durch welche gejichert werden foll, daß fie die Vermittler- 
thätigfeit unabhängig, allein, perfönlich, verſchwiegen und mündlich 
mit anmwefenden Parteien ausüben (Art. 69 3. 2 bis 6). Das 
Geſetz legt ihnen weiter die Verbindlichkeit zu beftimmter Buch- 
führung, zur Ertheilung von Schlußnoten und dergleichen mehr 
auf/ Art. 71—74, 80) und gewährt ihnen dafür den Anſpruch auf 
die Mäflergebühr oder Senfarie (Art. 82—83). Nach dieſen Vor— 
Schriften ift es nicht zweifelhaft, daß das Handelsgeſetzbuch die Ver: 
mittlerthätigfeit der Handelsmäkler als deren eigentliches Amts— 
geſchäft anfieht. Auch die Begründung zu den für die gedachten 
Beftimmungen grundlegenden Borfchlägen des Preußifchen Entwurfes 
eines Handelsgeſetzbuches (©. 36 ff.) betont fortbauernd, daß die 
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amtlihe Stellung der Handelsmäkler wefentli die Vermittlung 
von Handelsgeſchäften begreife. Die einjchränfenden Borfchriften, 
zumal diejenige des Art. 69 3. 1 follten die Unparteilichfeit der 
Handelsmäfler bei dem Betriebe ihrer Vermittlerthätigfeit gewähr- 
leiften (zu vergl. Bear. a. a. O. ©. 38). 

Die Auffaffung diefer Thätigfeit als eines amtlichen Berufes 
ſowie die den Handelsmäklern auferlegte Verpflichtung, den Abſchluß 
von Handelsgeichäften für eigene Rechnung zu unterlaffen, führte 
dahin, daß der Vorfchrift des Art. 272 3.4 H. G. B., wonach die 
gewerbemäßig betriebene Vermittlung (oder Abfchließung) von 
Handelsgeihäften für andere Berfonen Handelsgeſchäft ift, Die 
Ausnahme hinzugefügt wurde: 

„Die amtlihen Geſchäfte der Handelsmäller find jedoch 
hierin nicht einbegriffen” (zu vergl. Brot. zum H.G. B. ©. 5065). 

Da nah Art. 4 H. G. B. als Kaufmann im Sinne Diefes 
Geſetzbuches nur anzufehen ift, wer gewerbemäßig Handelsgefchäfte 
betreibt, jo mußte die Ausnahmevorſchrift des Art. 272 3.4 zur 
Folge haben, daß die Handelsmäfler auf Grund der Ausübung 
ihrer Amtsthätigfeit, alfo als Vermittler, nicht zu Kaufleuten 
wurden (Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrehts Bd. 1, 2. Aufl., 
S. 631 f.). 

Mit dem Inkrafttreten des Börfengejeges vom 22. Juni 1896 
hat die Stellung der Makler im Gebiete des Börſenweſens eine 
durchgreifende Nenderung erfahren. Someit es ſich um Börfen- 
geichäfte handelt, beftehen ſeitdem Makler, deren Amtsthätigfeit die 
Vermittelung von Handelsgefchäften betrifft, nicht mehr. Der $ 34 
Ab}. 1 B.G, beftinmt nämlich: 

„Für die Vermittelung von Börſengeſchäften findet eine 
amtlihe Bejtellung von Handelsmaklern im Sinne des Art. 66 
des Handelsgeſetzbuches nicht jtatt; die bisher erfolgten Be— 
ftellungen verlieren ihre Wirkſamkeit.“ 

Im Bereiche des Börfenhandels werden nur noch für eine 
Funktion, welche den Handelsmäklern von dem Handelsgeſetzbuch 
überhaupt nicht zugemiefen ift, nämlich für die Beihülfe zur Kurs- 
fejtjtellung, Makler angeftellt und beeidigt. Der $ 29 B. G. über- 
trägt die amtliche Feftitellung des Börfenpreifes von Waaren und 
Werthpapieren grundfäglich dem Börfenvorftande. Der $ 30 ebd. 
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aber beſtimmt, daß zur Mitwirkung hierbei Hülfsperſonen (Kurs— 
makler) zu ernennen ſeien, welche, ſolange ſie die Thätigkeit als 
Kursmakler ausüben, die Vermittelung von Börſengeſchäften in den 
betreffenden Waaren oder Werthpapieren betreiben müſſen. Hier— 
nach ſind diejenigen Perſonen, deren Amtsgeſchäft die Mitwirkung 
bei der Kursfeſtſtellung iſt, verpflichte, die Vermittelung von 
Börſengeſchäften gewerbemäßig zu betreiben. Da Börſengeſchäfte 
zumeiſt Handelsgeſchäfte find und nad Art. 272 3.4 H. G. B. die 
gewerbemäßige Vermittelung von Handelsgefchäften in der Regel 
Handelsgefhäft ift, nach Art. 4 ebd. aber der gewerbemäßige Betrieb 
von Handelsgejchäften zum Kaufmanne macht, jo folgt aus dem 
Zulammenhange der angeführten Normen, daß den Kursmaflern 
die Eigenſchaft von Kaufleuten zukommt, ſofern nicht auf fie die— 
Ausnahmebeftimmung des Art. 272 3.4 zutrifft. Das Lestere ift 
aber nicht der Fal. Die gedachte Ausnahme fchließt ſich nad 
dem Wortlaute und dem aus ihrer Entjtehungsgeichichte erfichtlichen 
Sinne eng an die Art. 66 fi. H. G.B. Wenn von der Borjchrift, 
wonach die gewerbemäßige Bermittelung von Handelsgeichäften ſelbſt 
Handelsgeſchäft ift, die amtlichen Geſchäfte der Handelsmäfler aus- 
genommen werden, To trifft dies offenbar einmal nur die Handels- 
mäfler im Sinne der Art. 66 ff. H.G. B. und weiter nur das ihnen 
in den angeführten Artikeln zugewieſene Amtsgeſchäft der Ver— 
mittelung von Handelsgefhäften. Nach dem Börjengefete giebt es 
aber, wie hervorgehoben worden, für Börfengefchäfte Handelsmäfler 
im Sinne des Art. 66 9.G.B. nicht mehr und ift das amtliche 
Geihäft der neu eingeführten Kursmaller nicht die Bermittelung 
von Handelsgeihäften, jondern die Mitwirfung bei der Kursfeft- 
ftelung. Aus dem einen wie dem anderen Grunde darf die Aus— 
nahmevorfchrift des Art. 272 3.4 H. G.B. auf die Vermittler- 
thätigfeit der Kursmakler nicht bezogen werden. 

Gegen diefe Anficht kann nicht mit Grund eingemwendet wer- 
den, daß das Börſengeſetz gewiſſe Verpflichtungen, welche für Die 
Handelsmakler nach dem Handelsgefege beitehen, auf die Kurs» 
mafler übertragen und damit den amtlichen Charakter ihrer Thä- 
tigfeit anerkannt habe (zu vergl. Art. 69 3. 2, Art. 71I—74, 80) 
9.6.8. mit s 32 Schlußjag, $ 33 Abi. 1 und 2 B.G.) Es lag, 
zumal bei dem gefchäftlihen Zufammenhange der Handelsmailer 


10 Erſte Abtheilung. Sachen der nichtftreitigen Gerichtöbarkeit. 








des älteren und der Kursmafler des neueren Rechtes, in der Natur 
der Sade, dab das Börfengejeh die Unparteilichkeit der Kurse 
mafler bei ihrem Amtsgefchäfte, der Mitwirkung zur Kursfeftitellung, 
durch ähnliche Vorſchriften zu fichern juchte, wie Diejenigen, in 
welchen das Handelsgejegbud eine Gewähr für die Unbefangenheit 
der Handelsmakler bei der amtlichen Bermittelung von Handels- 
geichäften erblidte. Ein Schluß dahin, daß um dieſer durch die 
VBerrihtungen der Kursmakler bei der Kursfeititellung begründeten 
Einſchränkungen willen auch die Vermittlerthätigfeit derjelben amt— 
liher Natur ſei, it unzuläflig. Ueberdies find ſehr wejentliche 
Einſchränkungen, welchen die Handelsmafler als Vermittler unter- 
liegen, auf die Kursmakler nicht erjtredt. Vor Allem ift dag Ver— 
bot des Abjichluffes von Handelsgefchäften für eigene Rechnung 
(Art. 69 3.1 H. G. B.), welches einen Hauptgrund für die Aus- 
nahmevorfchrift des Art. 272 3. 4 ebd. abgab (Brot. zum 9.G.B. 
©. 5065), nicht mehr in vollem Umfange aufrechterhalten. Der 
$ 32 Abi. 1 B.G. geitattet vielmehr den Kursmaflern, in den Ge— 
fchäftszweigen, für welche fie bei der amtlichen Feltitellung des 
Börjenpreifes mitwirken, inſoweit für eigene Rechnung oder in 
eigenem Namen Handelsgejchäfte zu ſchließen oder eine Bürgſchaft 
für die von ihnen vermittelten Geichäfte zu übernehmen, als dies 
zur Ausführung der ihnen ertheilten Aufträge nöthig iſt. Auch der 
den Handelsmaklern in Art. 69 3. 3 bis 6 H.G. B. auferlegten 
Verpflichtungen ijt für die Kursmakler in dem Börſengeſetze nicht 
gedacht. Es erhellt hieraus, daß die Vermittlerthätigfeit der Kurs— 
makler weit freier, als diejenige der Handelsmafler ausgeftaltet ift. 

Die wenngleih nur bedingte Freigabe des Abſchluſſes von 
Handelsgefchäften für eigene Rechnung oder im eigenen Namen 
muß übrigens wiederum zu der Konfequenz führen, daß die Kurs- 
mafler, weil fie auch infomweit gewerbemäßig Handelsgefchäfte be= 
treiben fünnen und fie, zumal gerade nad den Gewohnheiten der 
Frankfurter Börfe (Entf. des R.D.H.G. Bd. 8 ©. 260 ff.) auch 
betreiben werden, als Kaufleute aufzufaſſen find. 

Das Börjengejeß hat diefe Konjequenz bereits jelbjt gezogen. 
Denn es unterfagt den Kursmallern im $ 32 Abf. 2 nur, eim 
lonftiges Handelsgewerbe zu betreiben und an einem ſolchen als 
Kommanditiſt oder ftiller Gefellfchafter betheiligt zu fein. Da das 
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Börjengejeß nur ein Gewerbe der Kursmaller anerkennt, nämlich 
dasjenige der Vermittelung von Börfengefchäften, welches in ge— 
willen Umfange auch zu dem Abſchluſſe von Handelsgefhäften für 
Rehnung und im Namen der Kursmaller führen kann, fo folgt 
aus der angezogenen Beltimmung, daß das Börfengejeb das Ver— 
mittlergewerbe der Kursmakler als Handelsgewerbe anfieht, neben 
welhem nur ein fonftiges Handelsgewerbe von ihnen nicht betrieben 
werben darf. 

Auch in der Denkihrift zu dem Entwurfe des neuen, am 
1. Januar 1900 in Kraft tretenden Handelsgefegbuches vom 
10. Mai 1897 wird davon ausgegangen, daß die dur) das 
Börſengeſetz eingeführten Kursmakler bereits gegenwärtig ein Han- 
delsgewerbe betreiben und Kaufleute find. Das neue Handels- 
gefeßbuch befeitigt von dem gedachten Zeitpunfte ab die Eintich- 
tung der amtlichen Handelsmaller überhaupt. Cs fennt nur 
private Handelsmakler, welche Kaufleute find (8 1 Abſ. 1 und 
Abſ. 2 3. 7, 8 FF). Die Denkffchrift begründet diefe Neuerung 
dahin: „Hiermit ftellt fih der Entwurf auf den Standpunft, wel: 
hen auch das Börfengefeg vom 22. Juni 1896 .. . einnimmt; 
denn duch Diefes iſt . . . das Inſtitut der amtlichen Handels- 
mafler für das Gebiet des Börfenhandels, alſo für die in Betreff 
des Maklerwejens weitaus wichtigiten Gejchäftszweige, ganz be- 
jeitigt worden. Bezüglich der Mitwirkung bei der Feftitellung der 
Börſenkurſe treten an die Stelle der bisher damit betrauten amt- 
lihen Handelsmaller die Kursmakler, welche nur in Anjehung der 
Kursfeititelung eine öffentliche Funktion zu verfehen haben, hin- 
jichtlich ihrer Bermittlerthätigkeit dagegen feine andere Stellung 
als die übrigen Handelsmafler einnehmen und ebenfo wie dieſe 
als Kaufleute gelten." (Heymann’ihe Ausgabe ©. 36, vergl. 
Staub, Supplement zum Kommentar des H.G. B. ©. 53). 

Diefen Erwägungen gegenüber it e8 nicht von entjcheidender 
Bedeutung, daß, wenn die Kursmafler als Firmeninhaber in das 
Handelsregifter eingetragen werden, fie zufolge $3 Abſ. 2 3.1 
und 8 7 Abſ. 1 des Geſetzes über die Handelsfammern vom 
24. Februar 1870/19. Auguft 1897 (6.©. 1897 ©. 355) die aftive 
und paffive Wahlfähigfeit für die Handelsfammern erlangen. Auch 
vom gejeßgeberifchen Standpunkte aus kann es nicht einmal als 
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zwecdwidrig erachtet werden, daß den Kursmaflern dergeftalt zu— 
folge der Einwirfung der Handelsfammer auf die Maflerfammer 
eine gewiſſe Theilnahme an der Ordnung ihrer amtlichen Berhält- 
nifje zugeftanden ift. 

Wenn endlih Laband in einem die Penfionsanftalt der be- 
eidigten Wechfelmakfler zu Frankfurt a/M. betreffenden, von dem 
Beſchwerdeführer vorgelegten Rechtsgutahten vom 9. Auguft 1896 
zu der Anficht gelangt, daß die Stellung der Kursmafler, ſoweit 
nit die Vorſchriften über die Feſtſtellung der Börjenpreife eine 
Beränderung mit fich gebracht hätten, volllommen der Stellung 
der bisherigen vereidigten Makler entjpreche, jo fann dem aus den 
angeführten Gründen nicht beigetreten werden. 

Danach war die weitere Beſchwerde zurüdzumeiien. 


Nr. 4. 
Anmeldung zun Handelsregifter der Ameigniederlaffung einer Aktien- 
gefelfchaft. 

Die Anmeldung neuer Vorſtandsmitglieder einer Aftien- 
geſellſchaft behufs Eintragung in das Handelsregiſter einer 
Zweigniederlafjung muß von allen Vorjtandsmitgliedern be— 
wirft werden. 

9.6.8. Art. 210, 212, 228 Abſ. 1, Art. 229, 233 Abſ. 1, Art. 449g Abſ. 2. 


Beihluß vom 8. März 1897 (I. 9. 86/97). 
Amtsgericht und Landgericht Dortmund. 


Die E. Kredit Anftalt, eine Aftiengejellichaft, hat eine in dem 
Handelsregifter eingetragene Zweigniederlaffung in D. Nach dem 
Statute der Gejellichaft find alle Urkunden und Erflärungen des 
Borjtandes für die Gejellihaft verbindlich, wenn jie mit der Firma 
„E. Kredit Anftalt“ und der Namensunterjchrift zweier Mitglieder 
des Vorſtandes oder eines ſolchen und eines vom Auffichtsrathe zur 
Mitzeichnung der Geſellſchaftsfirma bevollmächtigten Gefellichafts- 
beamten oder zweier in gleicher Weile bevollmächtigten Beamten 
verjehen find. Mittels eines Schriftitüdes, welches unter der Firma 
die Unterfchriften der Vorftandsmitglieder M. und N. trägt, wurde 
die Beitellung des neuen Vorftandsmitgliedes W. behufs Eintragung 
in das Handelsregifter der Zweigniederlafjung angemeldet. Das 
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Amtsgericht lehnte die Eintragung ab, weil die Anmeldung nicht 
auch von den übrigen Vorftandsmitglievdern H. und J. bewirkt fei. 
Das Landgericht wies die hierüber von der Geſellſchaft erhobene 
Bejchwerde zurüd, Auch der weiteren Befchwerde der Gejellichaft 
gegen diefen Beſchluß ift der Erfolg verſagt worden. 


Sründe: 


Der Art. 228 Ab}. 1 9.6.8. bejtimmt: 

„Die jeweiligen Mitglieder des Vorſtandes müfjen alsbald 
nad ihrer Beltellung zur Eintragung in das Handelsregifter 
(Art. 210, 212) angemeldet werden.“ 

Eine entiprechende Vorſchrift enthält der Art. 233 Ab}. 1 betreffs 
einer Aenderung in der Zujammenfegung des Vorjtandes. Bon den 
in Klammern angeführten Gejegesitellen behandelt der Art. 210 die 
Eintragung der Hauptniederlaffung, der Art. 212 die Eintragung 
von Zweigniederlaffungen einer Aftiengejellihaft in das Handels- 
regifter. Sofern das Zitat der Art. 210, 212 auf die Form der 
Anmeldung zu beziehen wäre, würde fi für die Anmeldung der 
Neubejtellung von Borjtandsmitgliedern behufs Eintragung in das 
Regiſter der Zweigniederlafjung ergeben, daß die Anmeldung von 
allen vorhandenen PVorjtandsmitgliedern auszugehen hätte. Denn 
im Art. 212 ift für die Anmeldung einer Zweigniederlafjung die 
Mitwirkung Jämmtlicher Vorftandsmitglieder verordnet. Es ijt in- 
defjen einzuräumen, daß nad der Entitehungsgejchichte der Art. 228, 
233 mit dem Zitate nur die für die Eintragung in Betracht 
fommenden Gerichte bezeichnet, nicht aber Formvorfchriften gegeben 
werden follten. Die Begründung zum nachmaligen Aktiengeſetze 
vom 18. Juli 1884 bemerft nämlich: es fei in den Art. 228, 233 
auf die Art. 210, 212 Bezug genommen, um dadurch außer Zweifel 
zu ftellen, daß die Anmeldung zur Eintragung fowohl bei dem 
Handelsregiiter der Hauptniederlafjung wie jeder Zweigniederlaffung 
der Gejellihaft zu erfolgen habe (II. Entwurf, Heymann'ſche Aus- 
gabe ©. 228, 229). 

Allein das Erfordernig der Mitwirkung ſämmtlicher Vorſtands— 
mitglieder bei dergleihen Anmeldungen ergiebt ſich aus fonjtigen 
Erwägungen. Zwar ift in den Art. 228, 233 nicht gejagt, wer die 
Anmeldung vorzunehmen habe. Nach Art. 249g Abf. 2 find aber die 
Mitglieder des Vorſtandes einer Aktiengejellihaft zur Befolgung der 
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in den Art. 228, 233 Abf. 1 enthaltenen VBorjchriften von dem 
Handelsgerichte durch Drdnungsftrafen anzubalten. Hieraus folgt, 
daß es die Vorftandsmitglieder find, welche die Anmeldung bewirken 
müſſen. Es handelt fich dabei, da die Obliegenheit dem Regifter- 
gericht gegenüber zu erfüllen ift, um eine öffentlichvechtliche Ver— 
bindlichfeit der Vorftandsmitglieder. Im Allgemeinen muß nun 
davon ausgegangen werden, daß, wenn durch öffentlich-rechtliche 
Norm einem Kreife von Perfonen eine Verpflichtung auferlegt it, 
jede dieſer Perſonen der Verpflichtung nachzukommen hat, jofern 
nicht erhellt, daß die Erfüllung der Verbindlichkeit Seitens eines 
oder einiger Mitverpflichteten die übrigen befreit. Eine ausdrüdliche 
Vorſchrift des Geſetzes, wonad bei dem Borhandenfein mehrerer 
Borftandsmitglieder der Anmeldepflicht genügt ift, wenn nur eines 
oder einige diefer Mitglieder die Anmeldung bewirken, bejteht nicht. 
In diefer Beziehung läßt jich namentlich der Art. 229 H. G. B. nicht 
verwerthen, wonach der Borjtand in der durch den Geſellſchafts— 
vertrag bejtimmten Form feine Willenserklärungen fundzugeben und 
für die Geſellſchaft zu zeichnen hat, mangels folder Beitimmung 
aber die Zeihnung dur ſämmtliche Mitglieder des Vorftandes er- 
forderlih it. Denn diefe Vorfchrift, derzufolge nach näherer Vor— 
Ichrift des Statutes der Vorjtand auch durch eines oder einige von 
feinen Mitgliedern handeln Fann, ift auf Anmeldungen zum Handels- 
regifter nicht zu beziehen. Der Art. 229 betrifft nur Erklärungen, 
welche der Vorſtand als das zur Vertretung der Gejellichaft berufene 
Organ (Art. 227) abgiebt. Der Abf. 1 hebt dies für den Fall der 
ſchriftlichen Willenserklärung befonders hervor, indem er von ber 
Zeichnung für die Geſellſchaft Spricht. Im Einklange damit ift im 
Art. 229 Abſ. 2 als eine Form der Erklärung die Zeichnung unter 
der Firma der Gejellichaft mit zufäglicher Unterfchrift der zeichnenden 
Borftandsmitglieder erwähnt. Danach aber fönnte der Art. 229 und 
eine auf ihm beruhende Statutbeftimmung für Anmeldungen, 
namentlich ſolche gemäß Art. 228, 233 nur dann in Betracht 
fommen, wenn die Anmeldungen der Gejellfichaft oblägen und der 
Vorftand diejelben als Vertreter der Gefellihaft vorzunehmen hätte, 
Dies iſt aber nach dem Vorbemerkten nicht der Fall: die Anmelde- 
pflicht ift weder der Gejelichaft, noch dem Vorſtande als deren 
Vertreter, jondern den BVorftandsmitgliedern als Individuen auf— 
erlegt. Daß die Vorftandsmitglieder nicht etwa lediglich als die 
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phyſiſchen Träger des DVertretungsorganes von der Anmeldepflicht 
betroffen werden, ergiebt ji) aus dem Art. 210, nach welchem das 
Statut außer von den Vorjtandsmitgliedern noch von den Auffichtg- 
rathsmitgliedern und den Gründern, alfo von Perfonen angemeldet 
werden muß, denen eine Vertretung der Geſellſchaft nicht zujteht. 
Die Abficht des Gefeges, gewiffe mit den Verhältniffen der Geſellſchaft 
vertraute Perſonen als Individuen, ohne Rüdfiht auf ihre Stellung 
im Gejellihaftsorganismus, mit der Anmeldung zu befaflen, iſt bier 
Har erfennbar. Auch vom praftifchen Standpunkte aus erſcheint es 
feineswegs als überflüffig, daß die Anmeldungen von allen Vorſtands— 
mitgliedern vorgenommen werden. Denn die Mitwirkung ſämmt— 
licher Mitglieder erhöht die Gewähr für die Richtigkeit der ange- 
meldeten Thatjachen, was namentlich in Fällen, in welchen die An- 
meldung allein, ohne weitere begründende Urkunden, zur Eintragung 
genügt, von Belang jein fann. 

Mit diefer Auffaffung, welche in der Literatur befonders von 
Schultze-Görlitz, Die Führung des Handels- 2c. Regiſters ©. 27 ff. 
vertreten wird, jtimmt es überein, daß jowohl nad) $ 148 des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 1. Mai 1889, als auch nach $ 76 des 
Geſetzes, betr. die Gefellfchaften mit beichränfter Haftung vom 
20. April 1892, die Anmeldungen zum Regifter dur ſämmtliche 
Boritandsmitglieder bezw. Gefchäftsführer zu bemwirfen find. Die 
entgegengefeßte Anficht, derzufolge die auf dem Art. 229 beruhenden 
Vorſchriften über die Gejellfchaftsvertretung durch den Vorftand auch 
die in Art. 228, 233 vorgefehenen Anmeldungen zum Handelsregifter 
betreffen (Kommentare zum 9.6.8. von Puchelt-Förtſch Bd. I 
©. 586, Staub 3. und 4. Aufl. ©. 533, Willenbüder ©. 29 
und zum Altiengefeg von Eifer 5. Aufl. ©. 171, Hergenhahn 
©. 158, Peterſen und von Rehmann ©. 484 f.), mußte ab- 
gelehnt werden. Danad) ift, da nicht alle Borftandsmitglieder der 
bejhwerdeführenden Gefellfiehaft die Anmeldung des neuen Vorſtands— 
mitgliedes mitbewirft haben, die Ablehnung der Eintragung be- 
rechtigt. 

Nr. 5. 
Reſervefonds der Genoſſenſchaft. 

1. Bei jeder Genoſſenſchaft, welche eingetragen werden ſoll, 

auch bei einer nach Raiffeiſen'ſchen Grundſätzen gebildeten, 
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muß dad Statut einen Rejervefonds vorjehen, welcher aus— 
ichließlich zur Dedfung eines aus der Bilanz ſich ergebenden 
Berluftes zu dienen hat. 

2. Das Statut braudt nur dann nicht den Mindeft- 
betrag eines jolchen Reſervefonds zu bejtimmen, wenn e& 
dem letteren den Gewinn ganz und dauernd zumeift. 

3. Durch die Feftiegung des Statuted, daß der Referve- 
fonds jo lange anzufammeln ſei, bis er als Betriebsfapital 
der Genofjenfchaft genüge, wird der Mindeftbetrag nicht 
gehörig bezeichnet. 

Genoffenihaftsgefeg vom 1. Mai 1889 $ 7 3.4 und (in der Faflung des 
Geſetzes vom 12. Auguft 1896) $ 20. 


Beſchluß vom 6. Dezember 1897 (I. 9. 515/97). 
Amtsgeriht Mülheim (Rhein), Landgericht Köln. 





Das zur Eintragung in ein Genofjenfchaftsregifter angemeldete 
Statut der nah dem Raiffeiſen'ſchen Syiteme gebildeten Genojien= 
Ihaft mit der Firma „St. Spar: und Darlehnskafjen-Verein, ein: 
getragene Genofjenichaft mit unbejchränfter Haftpflicht“ beftimmt im 
$ 48 Abſ. 1: 

„Die Gejchäfte der Genoſſenſchaft jind jo zu führen, daß ab— 
züglich der Verwaltungskoften ein Ueberſchuß erzielt wird. Diejer 
legtere it ungejchmälert dem Reſervefonds zuzufchreiben und als - 
untheilbarer Stiftungsfonds anzufammeln und zwar zu dem Zwede, 
einerjeits etwaige Ausfälle und Verlufte der Genofjenfchaft ohne 
Inanſpruchnahme der Mitglieder zu deden, andererfeits die Ge— 
noſſenſchaft von fremdem Kapital nach Möglichkeit unabhängig zu 
machen, jowie endlich gemeinnügige Einrichtungen zur Förderung 
der mwirthichaftlichen Verhältniffe der Mitglieder ins Leben zu 
rufen. Die Anſammlung iſt jo lange fortzufegen, bis der Fonds 
eine jolche Höhe erreicht hat, daß er als Betriebgfapital des Ber- 
eins genügt. Bis dahin fönnen die Zinfen des Fonds zum Kapital 
geihlagen oder aber zu wirthichaftlich-gemeinnügigen Zwecken 
innerhalb des Vereinsbezirfs zum VBortheile der Mitglieder nad) 
Beſchluß der Hauptverfammlung verwendet werden. Dies leßtere 
muß gejchehen, ſobald der Fonds die bezeichnete Höhe des Be— 
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triebsfapitals erreicht hat, in welchem Falle auch der Theil des 
jährlichen Ueberfchuffes, der bis dahin zur Anfammlung des Fonds 
gedient hat, zu ebenſolchen wirthichaftlich-gemeinnügigen Zweden 
verwendet werden muß.“ 

Sm Abi. 2 ift fodann Fürjorge getroffen, damit der Stiftungs- 
fonds nach Auflöfung der Genoſſenſchaft für einen anderen, weſent— 
lich für die Kapellengemeinde St. nad) Raiffeifen’schen Grundfägen ge- 
bildeten Verein aufbewahrt werde. 

Das Amtsgericht beanftandete die wiedergegebene Statutvorfchrift, 
weil nicht, dem 87 3.4 des Genofjenfchaftsgefeges vom 1. Mai 
1889 gemäß, der Mindeftbetrag des Rejervefonds, bis zu deſſen Er— 
reihung die Einftelung von Reingewinn zu erfolgen habe, in einer 
feften Summe angegeben fei. Das Amtsgericht erkannte hierbei 
zwar an, daß die angeführte Gefegesnorm dann nicht Plab greife, 
wenn nad einer auf Grund des $ 20 Gen.®. im der Faffung der 
Novelle vom 12. Auguſt 1896 (R.G.Bl. ©. 695) getroffenen Sta— 
tutbejtimmung der Gewinn nicht vertheilt, Jondern dem Rejervefonds 
zugefchrieben werden folle.. Es erachtete aber die Vorausfegung 
diefes $ 20 nicht für gegeben, weil nach dem Statute der Gewinn 
dem Refervefonds nicht dauernd, ſondern nur bis zu demjenigen 
Zeitpunfte zuzufchreiben fei, wo der NRefervefonds als Betriebskapital 
genüge. 

Das Landgericht wies die Beichwerde des Bereinsvorftandes 
gegen diefe Entjcheidung zurüd, indem es ausführte: eine ftatuta- 
riſche Vorſchrift, wonach der Gewinn nicht zu vertheilen, fondern 
dem Reſervefonds zuzufchreiben fei, erübrige die Feſtſetzung des 
Mindeitbetrages des Tegteren nur dann, wenn es fih um einen 
Refervefonds im Sinne des $7 3.4 Gen. G, das heißt um einen 
ſolchen handle, welcher zur Dedung eines aus der Bilanz fich er- 
gebenden Verluſtes zu dienen habe; nad) dem Statute aber fei der 
Refervefonds nicht ausjchlieglih dieſem gejeglichen, ſondern noch 
anderen Zweden gewidmet. Im Uebrigen trat das Landgericht der 
Vorinſtanz dahin bei, daß einerjeits der Fall des $ 20 Gen. G. neuer 
Fafjung überhaupt nicht vorliege, weil das Statut nicht die dauernde 
Zuführung des Gemwinnes zu dem Refervefonds gemwährleifte, und 
daß amdererfeits Fein Mindeitbetrag des Reſervefonds nach Vor— 
ſchrift des $7 3.4 Gen.G. feſtgeſetzt jei, weil für die Beftimmung 
der Höhe des Fonds jeder objektive Maßſtab fehle. 


Johow, Sahrbud. N. 5. XVII. (XXV.) 2 
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Hierüber führte der BVereinsvorjtand weitere Beſchwerde. Er 
ſuchte auszuführen, daß nach dem Statute der Refervefonds nur dem 
gefeglichen Zwede der Dedung von Bilanzverluften diene und auch 
der Mindeftbetrag des Fonds in gefegmäßiger Weife erfennbar ge— 
macht jei, da als Betrag des Fonds das erforderliche Betriebsfapital 
bezeichnet werde, das Betriebsfapital aber der aus der jeweiligen 
Bilanz erfichtlichen Sunme der ausftehenden Forderungen der Ge— 
noſſenſchaft gleichfomme. 

Die weitere Beſchwerde wurde zurüdgewiejen. 


Gründe: 


Nach 87 3. 4 Gen.G. muß das Statut beſtimmen: „die Bil- 
dung eines Reſervefonds, welcher zur Deckung eines aus der Bilanz 
ſich ergebenden Verluſtes zu dienen hat, ſowie die Art dieſer Bil— 
dung, insbeſondere den Theil des jährlichen Reingewinnes, welcher 
in den Reſervefonds einzuſtellen iſt, und den Mindeſtbetrag des 
letzteren, bis zu deſſen Erreichung die Einſtellung zu erfolgen hat.“ 
Zufolge $ 20 dieſes Geſetzes konnte ferner durch das Statut für 
einen beitimmten, nicht zehn Jahre überjchreitenden Zeitraum feſt— 
gefegt werden, daß der Gewinn nicht vertheilt, ſondern dem Referve- 
fonds zugejchrieben werde, wobei die Wiederholung der Feitfegung 
nach) Ablauf des Zeitraumes vorbehalten war. Die Novelle vom 
12. Auguft 1896 zum Gen.®. hat, um den Grundfägen der Raiff- 
eifen’fchen Vereine gemäß einen immerwährenden Ausfhluß der Ver- 
theilung des Gewinnes unter die Mitglieder zu ermöglichen, den $ 20 
dahin verändert: „Durd das Statut kann feitgefegt werden, daß 
der Gewinn nicht vertheilt, jondern dem Refervefonds zugefchrieben 
wird.” Im Zufammenhang damit iſt durch die Novelle der die 
Auflöfung der Genofjenichaft betreffende $ 89 Abf. 3 Gen.G. in der 
Weiſe ergänzt, daß durch das Statut die Vertheilung des Ver- 
mögens unter die Genofjen ausgefhloffen werden darf. Weiter ift 
in einem neuen $ 89a bejtimmt, daß ein bei der Auflöfung der Ge- 
noſſenſchaft verbleibendes unvertheilbares Reinvermögen ($ 89 Abf. 3), 
jofern es nicht durch das Statut einer phyſiſchen oder juriftiichen 
Perſon zu einem bejtimmten VBerwendungszwede überwiefen fei, an 
Die Gemeinde des Sites der Genofjenichaft falle und daß die Zinfen 
diefes Fonds zu gemeinnügigen Zweden zu verwenden feien. 

Offenbar ift im $ 43 des Statuts von diefen Normen der No= 
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velle Gebrauch gemacht, indem der Ab. 1 die Zuführung des ganzen 
Geminnes an den Refervefonds auf unbeftimmte Zeit vorjchreibt und 
der Ab. 2 Vorkehr trifft, daß bei einer Auflöjfung der Genoffen- 
ſchaft das jo geſammelte Vermögen nicht an die Genofjen, Tondern 
an einen neuen Verein gelange, welcher ſich für den Bezirk der auf- 
gelöften Genoſſenſchaft nach Raiffeifen’Ichen Grundjägen bilden würde. 

Wenn nun der $ 20 Gen.G. neuer Faſſung von dem Reſerve— 
fonds handelt, jo it dabei erjichtlich diefer Begriff als ein gegebener 
vorausgejeßt. Danach Tann hierbei nur auf den Nefervefonds im 
gejeglichen Sinne gezielt fein, alfo gemäß $ 7 3.4 Gen.G. auf den- 
jenigen, welcher zur Dedung von Bilanzverluften zu dienen bat. 
Allerdings war bei der Berathung des jegigen $ 20 in der Reichs- 
tagsfommifjion eine abweichende Formulirung vorgefchlagen, wonad) 
es zuläffig fein follte, duch das Statut zu beftimmen, daß der Ge- 
winn bis zu einer im Statute feitzufegenden Höhe zu einem untheil- 
baren Bereinsvermögen angefammelt werde (Sten. Ber. des Reichs: 
tages 1895/97 Anlagebd. 2 ©. 1166). Allein diejer Vorſchlag ift 
nicht Gele geworden. Es ift nicht die Anfammlung des Gemwinnes 
zu einem untheilbaren Bereinsvermögen Ichlechthin zugelafjen, durch 
deren Beitimmung fich vielleicht die Feſtſetzung eines befonderen Re— 
fervefonds erübrigen würde, fondern nur geftattet, daß ein folches 
Vermögen dur Zufchlagung des Gewinnes zu dem Rejervefonds 
gebildet werde. Danach bleibt e8 auch nach dem durch die Novelle 
geſchaffenen Rechtszuftande erforderlih, daß das Statut die Bildung 
eines Reſervefonds vorjieht, welcher dem gejeglichen Zwecke der Aus— 
gleihung von Bilanzverluften, und lediglich dieſem Zwede, gewidmet ift. 

Es erjcheint nun bereits fehr zweifelhaft, ob im $ 48 Abf. 1 
des Statutes der Gewinn überhaupt einem derartigen Rejervefonds 
oder nicht vielmehr einem folchen zugewieſen wird, welcher in einer 
dem $ 7 3.4 Gen.G. nicht entfprechenden Weiſe neben dem gejelichen 
noc anderen Zweden dienen joll. Die ftatutarifche Vorjchrift bezeichnet 
als Zmwed des Reſervefonds: 1. etwaige Ausfälle und Verlufte der 
Genoſſenſchaft zu deden, 2. die Genoſſenſchaft von fremdem Kapital 
unabhängig zu machen, 3. gemeinnügige Einrichtungen zur Förderung 
der wirthfchaftlichen Verhältniffe der Mitglieder in das Leben zu 
rufen. Zwar kann die erjte diefer Zwedbeitimmungen dahin aus- 
gelegt werden, daß der Nejervefonds der Dedung von Bilanzver- 
verluften dienen fol. Auch ift zuzugeben, daß die zweite Zweckbe— 

9» 
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jtimmung feinen rechtlich erheblichen Anhalt hat und daß durd fie 
namentlich über die Verwendung des Refervefonds nicht verfügt wird. 
Dagegen ift es unklar, ob nicht zufolge der dritten Zweckbeſtim— 
mung aud der Hauptitod des Reſervefonds zu gemeinnüßigen Ein- 
richtungen mit verwendet werden fol. Der Beichwerdeführer be- 
jtreitet dies, indem er darauf hinmweilt, daß nad) den lebten beiden 
Säben des $ 48 Abf. 1 des Statutes nur die Zinjen des Referve- 
fonds bis zu feiner Anfammlung in Höhe des Betriebsfapitals für 
gemeinnüßige Zwede Verwendung finden könnten und nad diefer 
Anfammlung hierfür Verwendung finden müßten. Allein die Fafjung 
des 8 48 Abi. 1 nöthigt keineswegs zu dem Schluffe, daß wegen der 
Vorſchriften über die Verwendung der Zinfen für gemeinnüßige 
Zwede die Verwendung des Kapitals für ſolche Zwecke unzuläffig 
jet. Gerade der Bejchwerdeführer legt dar, wie nirgends verordnet 
jei, daß der Reſervefonds baar vorhanden oder in Werthpapieren 
oder in jonftiger Art angelegt fein müſſe, wie danach aber der den 
Kefervefonds bildende Betrag ununterfchieden in dem Vereinsver- 
mögen jtedfe und demgemäß von einer befonderen Verzinfung des 
Rejervefonds eigentlich nicht zu Tprechen fei. Nach der Erläuterung 
des Beichwerdeführers bedeuten die beiden Schlußfäte des $ 48 
Ab}. 1, daß ſchon vor vollitändiger Anfüllung des Refervefonds ein 
der Verzinfung feiner jeweiligen Ziffer entfprechender Betrag des 
Gewinnes für gemeinnügige Zwede Verwendung finden dürfe und 
daß nach diefer Anfüllung der ganze Gewinn für die gedachten 
Zmwede zu verwenden ſei. Wenn aber in der That, wie der Be— 
ſchwerdeführer meint, diefe Schlußfäße des $ 48 Abf. 1 überhaupt 
nicht die Verwendung des Nefervefonds, fondern nur diejenige des 
Gewinnes regeln, jo muß um fo mehr dem zweiten Sat dieſes 
Paragraphen, worin als Zwed des Nefervefonds auch die Herbei- 
führung ‚gemeinnüßiger Einrichtungen bezeichnet ift, die Bedeutung 
beigelegt werden, daß hiernach eine befondere Zweckbeſtimmung des 
Rejervefonds felbit, feines Hauptftodes, fejtgeftellt fein ſoll. 

Selbft wenn indefjen der $ 48 Abf. 1 des Statutes dahin aus— 
zulegen wäre, daß darin über die Bildung eines ausjchließlich zur 
Dedung von Bilanzverluften bejtimmten Nefervefonds verfügt fei, To 
ift doc ‚jedenfalls gegen den $ 7 3. 4 Gen.G. inſofern verftoßen, 
als nach demfelben das Statut den Mindeitbetrag des Refervefonds 
fejtfegen muß. 
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Dem Beſchwerdeführer mag zugeftanden werden, wenn laut einer 
auf dem $ 20 Gen.G. neuer Faffung beruhenden ftatutarifchen Vor— 
fchrift der Gewinn dauernd nicht vertheilt, jondern dem Reſerve— 
fonds zugeſchlagen und der letztere auf diefe Weile gebildet werden 
foll, jih die ftatutarifche Feftfegung des Mindeftbetrages des Referve- 
fonds erübrigt. Denn in ſolchem Falle ift die Bildung des Reſerve— 
fonds erichöpfend geregelt. Die Beitimmung des Mindeftbetrages 
hat nur den Zwed, die Einbehaltung von Theilen des Geminnes 
bis zur Anfammlung des Refervefonds in der angegebenen Höhe 
behufs Dedung Fünftiger Bilanzverlufte zu fichern. Sie ift offenbar 
dann unnöthig, wenn der Gewinn überhaupt nicht vertheilt, Jondern 
für immer zu dem gedachten Zwede einbehalten wird. 

Diefe Erwägungen, nah melden von dem Grfordernifje der 
ſtatutariſchen Feitfegung des Mindeitbetrages des Rejervefonds aus— 
nahmsmeije abgejehen werden darf, treffen aber nur dann zu, wenn 
in der That der Gewinn ganz und dauernd dem Refervefonds ge- 
widmet iſt. In $ 48 Ab}. 1 des Statutes ijt nun Feineswegs be— 
ftimmt, daß der Gewinn zur Erlangung eines untheilbaren Bereins- 
vermögens für immer dem Reſervefonds zuzufchreiben fei. Vielmehr 
iſt eine ſolche Zufchreibung nur bis zu demjenigen Zeitpunfte in 
Ausſicht genommen, in welchem der Refervefonds als Betriebskapital 
des Vereines genügen würde. Dies Ziel mag in naher Zeit nicht 
erreichbar fein. Immerhin bleibt beftehen, daß nach ausdrüdlicher 
Vorſchrift des Statutes der Gewinn nicht für alle Zeit, ſondern 
lediglih für einen begrenzten, wenn auch unbeftimmten Zeitraum 
dem Rejervefonds zufließen fol. Es tritt hinzu, daß, wie der Be— 
ſchwerdeführer zugiebt und bereits erörtert ift, nicht einmal der ganze 
Gewinn dem Rejervefonds bis zur vollitändigen Anfüllung defjelben 
zulommen muß, vielmehr ein Gemwinntheil, welcher den Zinfen der 
jeweiligen Ziffer des Reſervefonds rechnungsmäßig entjpricht, für 
gemeinnüßige Zwede verwendet werden darf. Bei ſolcher Rechtslage 
ift mangels eines aus dem $ 20 Gen.G. neuer Faſſung herzuleitenden 
Gegengrundes der $ 7 3.4 Gen.G. in vollem Umfange anwendbar, 
jo daß das Statut den Mindeitbetrag des Refervefonds anzugeben hat. 

Der Beichwerdeführer behauptet in diefer Hinficht zwar, daß 
der gedachte Mindeitbetrag in dem Statute bezeichnet jei. Aber 
dem kann nicht beigetreten werden. Allerdings bat das Kammer— 
gericht ausgeſprochen, daß der Mindeitbetrag des Nefervefonds aud) 
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duch Prozente von anderen bemweglihen Summen, jo von dent 
Werthe des Wanrenlagers, der Immobilien und Utenfilien der Ge- 
nofjenschaft ausgedrüdt werden dürfe (Jahrb. Bd. 15 ©. 50). In— 
deſſen bejteht auch bei einer derartigen Beltimmung des Mindejt- 
betrages immer die Möglichkeit, den Betrag nad) Maßgabe der 
Bilanz und Inventur feftzuftellen. Eine ſolche Möglichkeit entfällt 
dagegen, wenn, wie hier geſchehen, als Betrag des Reſervefonds das 
für den Verein genügende Betriebsfapital ſich feititellen laſſe, da es 
der Summe der außenjtchenden Forderungen der Genoſſenſchaft 
gleihfomme. Auch diefe Ausführung iſt verfehlt. Es braucht nicht 
erörtert zu werden, ob der Betrag der Außenſtände überhaupt einen 
Anhaltspunkt für die Höhe des arbeitenden Betriebsfapitals giebt. 
Denn jedenfalls ertheilen die Außenſtände höchſtens Aufſchluß dar— 
über, in welcher Höhe die Genoſſenſchaft nach ihrem jeweiligen Ver— 
mögen und Kredite in der Lage war, den an fie herangetretenen 
Anforderungen zu entſprechen. Offenbar aber ift aus der Summe 
der Außenftände nicht zu entnehmen, welcher Beträge die Genofjen- 
Ichaft bedarf, um ihren Zwed mit eigenen Mitteln erfüllen zu Eönnen, 
welches Betriebsfapital alfo das für die Genofjenfchaft genügende 
ift. Jeder neue an die Genofjenfchaft geitellte Anſpruch, deſſen Er- 
füllung an ſich ihrem jtatutarifchen Zwecke entipräche, welchen fie 
aber nach ihren Mitteln nicht zu erfüllen vermag, beweift die Unzu— 
länglichteit des vorhandenen Betriebsfapitals. Nach $ 5 des Statutes 
bat ſich die Thätigfeit der Genoſſenſchaft auf ein fehr weites Gebiet 
zu erftreden. So ift die Bewilligung von Darlehen, die Anſchaffung 
und Abgabe von Wirthihaftsbebürfniffen, wie Dünger, Autter, 
Saatgut, von Mafchinen, Geräthſchaften und anderen Gegenjtänden 
des Landwirthichaftsbetriebes, der Abſatz von Erzeugnifjen der Land— 
wirthfchaft, der ländlichen Hausinduftrie und des ländlichen Gewerbe- 
fleißes, die Ergreifung von Maßnahmen zur Erhaltung des Grund- 
bejiges in der Familie oder wenigjtens die Vorkehr wegen Verſchleu— 
derung und Zeritüdelung des Belites, die Verhinderung von 
wucherifher Ausbeutung jeder Art u. ſ. w. in Ausficht genommen. 
Bei jo weit geftedten Zielen iſt es unmöglid, in irgend faßbarer 
Weiſe feitzuftellen, welches Betriebskapital zu Erreihung des Ver— 
einszwedes genügt. Danach ift, jofern der Betrag des Reſervefonds 
durch das erforderliche Betriebsfapital angezeigt werden foll, die 
Beftimmung diefes Betrages lediglich dem jubjektiven Ermefjen der 
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Vereinsorgane preisgegeben. Durch eine ſolche Vorſchrift, nad 
welcher der Betrag des Nejervefonds jich überhaupt nicht nach ob— 
jeftiven Merkmalen feftftellen läßt, kann aber das gejegliche Erfor— 
derniß der ſtatutariſchen Beftimmung des Mindeftbetrages des Referve- 
fonds nicht erfüllt werden. 

Nah Alledem war die weitere Beichwerde zurüdzumeiien. 


III. 


Erbbeſcheinigung. Nachlaßſachen. 
Teſtamentsſachen.“ 


Nr. 6. 


Erbfchaftsantritt durch den Ehemann der berufenen Erben nach gemeinem 
Recht. Erbbefheinigung. 


1. Die Frage, ob fich der Erbichaftserwerb von Nechts- 
wegen oder durch Erbichaftsantritt vollzieht, it nach dem 
Recht des letzten Wohnfiges des Erblaffers zu entjcheiden. 

2. Kraft ehelichen Güterrechts ift der Ehemann nicht 
befugt, eine jeiner Ehefrau unter der Herrichaft des gemeinen 
Rechts ungefallene Erbichaft Namens derjelben anzutreten. 
Insbeſondere gilt dies auch für die weftphälijche Gütergemein- 
Ichaft nach dem Geje vom 16. April 1860. Durd die 
Erklärung des Chemannes wird daher für die Ausjtellung 
einer Erbbejcheinigung der Erbichaftsantritt der Ehefrau nicht 
erwiejen. 

Gef. vom 12. März 1869 (8.8. S. 437) $ 5; Gef. vom 16. April 1860 
(8.8. ©. 165) $ 3; AL.R. I. 1 $ 368. 


Beſchluß vom 31. Mai 1897 (I. Y. 244/97). 
Amtsgericht und Landgericht Wiesbaden. 





Am 1. Januar 1896 it in jeinem Wohnort Wiesbaden der 
Privatier X. verjtorben. In feinen Nachlaß ijt die geſetzliche Erb— 
folge eröffnet. Berufen jind, da er Verwandte in auf und ab» 
fteigender Linie nicht hinterlaffen hat, feine vollbürtigen Geſchwiſter 


*) Vgl. Nr. 37 diefes Bandes, 
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und deren Finder erjten Grades, von denen die in der Erbbejcheini- 
gung des Amtsgerihts zu Wiesbaden vom 21. April 1897 näher 
bezeichneten Perſonen fich bereits als Erben ausgewiefen und Die 
Erbſchaft angetreten haben. Zu den Kindern eines verftorbenen 
Bruders gehört die Ehefrau des Beſchwerdeführers ©. Sie ift am 
24. Juli 1865 geboren. Der erſte Ehewohnfig war Werne im 
Fürftenthbum Münfter. Im Jahre 1892 hat die Ehefrau ©. ihren 
damals in Lütgendortmund (Weſtfalen) wohnenden Ehemann ver- 
lafjen und fi” nach Amerifa begeben. Nach der Auskunft des 
deutſchen Konjulats zu Bofton vom 23. November 1896 ift fie dort 
im Jahre 1893 eine neue Ehe eingegangen und demnächſt angeblich 
nach Philadelphia im Staate Bennfylvanien verzogen. Der Konful 
erklärt, daß er eine Beicheinigung dahin, daß fie nad) dem 1. Ja— 
nuar 1896 noch gelebt habe, zwar nicht ertheilen fönne, daß er aber 
feinen Zweifel an der Richtigkeit diefer Thatjache habe. Das Amts- 
gericht hat gemäß den $$ 3, 4 des Geſetzes betr. die Austellung 
gerichtlicher Erbbeſcheinigungen vom 12. März 1869 ein Aufgebot 
erlaffen und insbejondere die Ehefrau des Beſchwerdeführers auf- 
gefordert, fih zu melden. Nachdem der leßtere bereits unter dem 
4. Dezember 1896 die Aushändigung des auf feine Ehefrau ent- 
fallenden Erbtheils an ihn felbft oder Doch deffen Hinterlegung be— 
antragt hatte, benannte er in der Eingabe vom 22. Dezember 1896 
einen aus Amerika zurücdgefehrten Mann als Zeugen darüber, daß 
jeine — des Beichwerdeführers — Ehefrau noch nad) dem 1. Ja— 
nuar 1896 gelebt habe, und begehrte defjen VBernehmung. Das 
Amtsgericht lehnte das Gefuch ab, weil der Befchwerdeführer den 
Erbichaftsantritt für feine Frau nicht erklären könne, und ftellte 
nad) Ablauf der Aufgebotsfriit die Erbbeicheinigung ohne Rüdficht 
auf diejelbe aus. Das Landgericht hat die erhobene Befchwerde 
zurückgewieſen umd auch der weiteren Befchwerde wurde der Erfolg 
verſagt. 
Gründe: 

Die Frage, nad) welchem Recht ſich der Erwerb der Erbſchaft 
des verftorbenen Privatiers X. vollzieht, ift nad) den maßgebenden 
gemeinrechtlichen Grundfägen im Sinne des Nechtes des legten 
Wohnſitzes des Erblafjers zu beantworten. Insbeſondere entſcheidet 
dieſes Recht darüber, ob die Erbſchaft von Rechtswegen auf den 
Erben übergeht oder ob es zu dem Erwerbe eines Willensentichluffes 
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des Berufenen, alſo des Antrittes der Erbſchaft, bedarf (Entſch. des 
Reichsgerichts Bd. 25 ©. 142, Bd. 26 ©. 382; Stobbe, Deutſches 
Privatrecht 3. Aufl. Bd. 1 $34 ©. 285). Daraus folgt, daß auch 
über die rechtlihe Natur des Erbichaftsantrittes die richtige Ein- 
fit allein aus dem Wohnfigrecht des Erblaffers gewonnen werden 
Tann, während es dahin geftellt bleiben mag, ob das Gleiche für 
die Form und Frijt des Erbichaftsantrittes zu gelten hat. Hiernad) 
ift unter Anwendung des zu Wiesbaden in Kraft befindlichen ge- 
meinen Rechts davon auszugehen, daß die Ehefrau des Bejchwerde- 
führers die Erbſchaft, die ihr durch den Tod ihres Onkels angefallen 
iſt, nur dur eine Willenserklärung erwerben kann und daß dieſe 
Willenserklärung im Allgemeinen als ein höchſt perfönliches Recht 
aufzufafjen ift. Die gemeinrechtliche Theorie und Praris läßt zwar 
auch bier eine Stellvertretung, aber doch nur als Ausnahme zu 
(Windſcheid, Pandekten 7. Aufl. Bd. 3 $ 596 Anm. 19, Entſch. 
des Reichögerichts Bd. 3 ©. 196). Es handelt ſich nach Römiſchem 
Recht bei der Erklärung, Erbe werden zu wollen, nicht um die Ver— 
fügung über einen bereits zum Vermögen des Delaten gehörigen 
Gegenitand, ſondern lediglih um eine Ermwerbsmöglichkeit, die der 
Erbe durch feine eigene Willensbeftimmung verwirklicht. Von diefem 
Geſichtspunkte aus ericheint eine Vertretung der Ehefrau durch ihren 
Ehemann beim Erbihaftsantritt kraft ehelichen Güterrechts (abge- 
jehen von einem bejonderen, etwa durch Vollmacht begründeten Ver- 
tretungsverhältniß) nicht zuläſſig. Weder die Güterrechtsfyftene in 
den Ländern des gemeinen Rechts noch das für die Che des Be- 
Tchwerdeführers maßgebende Geſetz, betreffend das eheliche Güterrecht 
in der Provinz Weftfalen, vom 16. April 1860 (G.S. ©. 165), 
da3 die landrechtliche Gütergemeinfchaft mit gewilfen Abänderungen 
eingeführt hat, ermächtigen den Ehemann, ohne Zuftimmung der 
Frau eine Erbſchaft zu erwerben, die nicht durch das Gefeß, fondern 
nur durch den Entſchluß des Erben erworben werden kann. Diefer 
Entſchluß wird nicht Gegenftand der Gütergemeinfchaft, weil er Fein 
veräußerliches Vermögensrecht it (vgl. $ 363 II. 1 WLR.). Auf 
demfelben Standpunkt befindet ſich das Bürgerliche Gefegbuch, ob- 
wohl es den Erbichaftserwerb fraft Gefeßes eintreten läßt (SS 1406 
Nr. 1, 1453; in Betreff des gemeinen Rechts ebenfo D.L.G. zu 
Roftod bei Seuffert, Archiv Bd. 44 Nr. 108). 

Sit demgemäß der Beichwerdeführer nicht der gejegliche Ver- 
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treter feiner Ehefrau beim Antritt der Erbichaft des Privatiers X., 
jo kann er ſich nicht darüber befchweren, daß das Gericht Die bean- 
tragte Feſtſtellung über das Leben feiner Ehefrau zur Zeit des Erb- 
falls abgelehnt hat. Wohl aber muß es ihm unbenommen bleiben, 
bei dem zuftändigen Gericht die Einleitung einer Abwelenheitsvor- 
mundjchaft über feine Ehefrau zu betreiben, die dann den Erbjchafts- 
antritt durch den Vormund — als welcher auch der Beichwerde- 
führer beftellt werden kann — ermöglicht (88 82, 83 Vorm. O.). 
Der Bormund wird in der Lage fein, den durch die Erbbeicheinigung. 
legitimirten Erben gegenüber die Rechte feines Mündels mwahrzu- 
nehmen und im Nothfall deſſen Sicherung durch Erwirkung eines. 
Arreftes oder einer einftweiligen Verfügung herbeizuführen. Ob nicht 
auch das Nachlaßgericht jtatt des Aufgebots die Verpflichtung eines 
Bormundes für die abweſende Erbin hätte veranlaffen können, ift 
bier nicht zu erörtern. 


IV. 
Vormundſchaftsſachen und jonftige familien— 
rechtliche Angelegenheiten.” 


Nr. 7. 
Ordnungsſtrafrecht des Bormundfchaftsrichters. 

Gegenüber der Mutter in ihrer Stellung ald Erziehungs- 
berechtigten ift dem Vormundſchaftsrichter ein Drdnungs- 
ftrafrecht nicht gegeben. 

Borm.d. 88 28, 5l. 


Beihluß vom 6. Dezember 1897 (I. Y. 555/97). 
Amtsgericht Toftlund, Landgericht Flensburg. 


Die ihren minorennen Kindern zum Bormund bejtellte Beſchwerde— 
führerin hat ihre im Jahre 1883 geborene Tochter, als diefelbe die 
preußiiche Volksſchule abjolvirt hatte und eingefegnet worden war, 
nach einer jenfeitS der Grenze belegenen däniſchen Stadt zum Beſuch 
der dort beitehenden dänifchen höheren Schule gebracht. Gemäß der 
in den Vorentſcheidungen getroffenen, unbedenklichen Feſtſtellung. 


*) Val. au Nr. 1 diefes Bandes. 
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werden aus den Mitteln und auf Betreiben der dänifchen Partei in 
den jenfeitS der Grenze vorhandenen Fortbildungsfchulen nord- 
Ihleswigiche Kinder nach Beendigung des preußifchen Volksſchul— 
unterrichts aufgenommen, um fie ihrer deutfchen Nationalität zu 
entfremden und fie zu danifiren. Mit Nüdficht hierauf gab das 
Amtsgericht als Vormundfchaftsbehörde der Bejchwerdeführerin unter 
Androhung einer Drdnungsftrafe von 100 M. auf, ihre Tochter aus 
jener dänischen Schule zu entfernen, und ſetzte, da die Beſchwerde— 
führerin dem nicht entſprach, diefe Strafe feſt. Das Landgericht 
bat die dagegen eingelegte Beſchwerde zurücgewiefen. Die weitere 
Beſchwerde ift für gerechtfertigt erachtet. 


Gründe: 

Unbedenklich begründet es einen ſchweren Vorwurf gegen jeden, 
welchem die Erziehung eines Kindes anvertraut ift, wenn er dafjelbe 
mit den Grundjägen des Staats, dem es angehört, in Konflikt 
bringt und es der Gefahr ausjegt, feiner Nationalität entfrendet 
zu werden; es muß anerkannt werden, daß in einem joldhen Falle 
dem. Bormundjchaftsrichter ein erheblicher Grund zum Einfchreiten 
gegeben iſt. Allein vorliegend ift das Vormundichaftsgericht, indem 
es auf das Drdnungsitrafverfahren zurüdgriff, nicht auf dem richtigen 
Wege vorgegangen. Das Drdnungsitrafreht fteht dem Vormund- 
Ichaftsrichter gemäß $ 51 Vorm.D. dem Bormunde gegenüber aller= 
Dings zu. Aber gegen die Mutter als Erziehungsberechtigte, welche 
die Erziehung gemäß $ 28 a.a. D. zwar unter Aufliht des Vor— 
munds, jedoch als ihr eigenes aus der elterlichen Stellung folgendes 
Recht "ausübt (vgl. Drudjahen des Herrenhaufes 1875 I Nr. 7 
und 30, Esmarch bürgerliches Recht im Herzogthum Schleswig 
©. 89 ff.), ift ihm ein Ordnungsſtrafrecht überhaupt nicht gegeben, 
wie er fie in diefer Eigenfchaft auch nicht gemäß $ 63 a. a. D. ent- 
jeßen Tann. Das Geſetz ermächtigt ihn in $ 28 a. a. D. vielmehr 
nur zu einer Entziehung des Erziehungsrehts. Hieran ändert ſich 
nichts, wenn die erziehungsberechtigte Mutter zugleih Vormund ift, 
wie dies bereits früher vom Kammergericht ausgeführt wurde (val. 
Yahrb. Bd. 10 ©. 68). Demgemäß fonnte es bei der Feſtſetzung 
der Drdnungsftrafe nicht belaffen werden. Selbſtverſtändlich bleibt 
es dem Amtsgericht unbenommen, zu erwägen, ob ein genügender 
Grund zur Entziehung des Erziehungsrechts vorliegt. 


. 28 Erfte Abtheilung. Sachen der nichtftreitigen Gerichtöbarkeit. 


Nr. 8. 
Brfreiung des Rchjendenzpflegers von Vermögensüberſichten. 

Mer der Deizendenz eines Anderen Tehtwillig Vermögen 
binterläßt, darf den zur Verwaltung des Vermögens beftimm- 
ten Pfleger von der Rechnungslegung und von der Einreichung 
von Meberfichten des Vermögensbeſtandes während der Ver— 
waltung hinfichtlich diejes Vermögens wirkſam befreien. 

Vorm.O. $ 35 Abf. 3, $ 57 Abf. 2 und 3, $$ 87, 90, 91 Abi. 1. 

Beſchluß vom 31. Mai 1897 (I. 9. 222/97). 
Amtsgericht I und Landgericht I Berlin. 





Die verjtorbene Wittwe E. hat in ihrem Teftament außer einem 
auf den Pflichttheil beſchränkten Sohne ihre Tochter Frau M. und 
die ehelichen Kinder derfelben, ſowohl die bei dem Ableben der Erb- 
lafjerin vorhandenen als auch die Ffünftigen, zu Erben eingefekt, 
mit der Maßgabe, daß Frau M. nur den Nießbrauch des Nachlaſſes 
auf Lebenszeit haben, die Subjtanz aber ihren Kindern zu gleichen 
Theilen nah Stämmen zufallen und während des Lebens der Frau 
M. von Kuratoren verwaltet werden folle. Der Ehemann M. ift 
von der Verwaltung und dem Niegbrauche des Nachlaſſes völlig 
ausgeſchloſſen. Zu Volljtredern des Teſtaments und Verwaltern 
des dem Nießbrauche der Tochter unterliegenden Vermögens find 
verſchiedene Perfonen, von welchen je drei zu fungiren haben, tejta- 
mentarifch ernannt. Hierbei ift wörtlich beftimmt: 

Die... Teftamentsvolljtreder befreie ich ſämmtlich zugleich 
als Bormünder und Pfleger von allen, namentlich in den 88 41 
und 42 Nr. 4 bis 14, 88 44, 56 bis 58, 60 Vorm. O. vorge- 
Ichriebenen und bekannten Einſchränkungen der vormundſchaftlichen 
Berwaltung, fowie überhaupt auch von jeder Kautionsbeitellung 
und ſchließe die Einmiſchung der Gerichte, befonders der Vor— 
mundjchaftsbehörden in der Negulirung meines Nachlaſſes aus, 
joviel als nur irgend zuläffig ift.“ 

Die Eheleute M. haben gegenwärtig vier Kinder, von welchen 
nur das ältejte großjährig if. Das Amtsgericht beftellte drei von 
der Wittwe E. berufene Berfonen zu gemeinjchaftlichen Pflegern für 
die Deizendenz der Frau M. zur Verwaltung des der Defzendenz 
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teftamentarifch zugewandten Vermögens und nahm in die Bejtallungen 
die Befreiung in Gemäßheit des Teftamentes auf. Die Pfleger 
reichten ein Nachlaßinventar ein. Das Amtsgericht forderte nad 
Verlauf mehrerer Jahre die Pfleger zur Einreihung einer Ver— 
mögensüberfiht auf und beftand troß des Hinweifes der Pfleger, 
daß fie von jeder vormundfchaftsgerichtlichen Aufficht befreit feien, 
auf feinem Verlangen. Das Landgericht wies die hierüber von der 
Pflegern erbobene Beſchwerde zurüd, indem es annahm, daß die 
Wittwe E. von der Einreihung von Vermögensüberfichten nicht habe 
befreien fönnen, da der $ 87 Vorm. O. eine folche Befreiung nicht 
zulafje. Auf weitere Bejchwerde der Pfleger wurde dem Amtsgericht 
aufgegeben, von feinem Verlangen Abftand zu nehmen. 


Gründe: 


Zunädjt liegt der im $ 87 Borm.D. vorausgejegte Sachverhalt 
bier überhaupt nicht vor. Der $ 87 trifft den Fall, in welchem bei 
Zumendungen an eine in väterliher Gewalt oder unter Vormund— 
Schaft ftehende Perfon durch Anordnung des Zumendenden eine 
Pflegſchaft nöthig wird. Die Wittwe E. hat nun zu Erben, außer 
ihrem Sohne und ihrer Tochter, ſowohl die bei dem Ableben der 
Erblafjerin vorhandenen als auch die fünftigen ehelichen Kinder der 
Tochter eingefegt. Dementfprechend ift die Pflegichaft für die ge- 
ſammte Dejzendenz der Frau M. eingeleitet. Diefe Defzendenz jteht 
nicht unter Vormundſchaft; fie befindet fich als ſolche aber auch nicht 
in väterliher Gewalt. Das Kammergericht hat neuerlich ausge- 
ſprochen, daß die väterlihe Gewalt erjt mit der Geburt des Kindes 
entftehe und daß die Vertretungsmacht kraft diefer Gewalt ſich des— 
halb nur auf die lebenden und vielleicht noch die bereits empfangenen 
Kinder erſtrecke, nicht dagegen auf die weiteren Abfömmlinge diefer 
Kinder und namentlich nicht auf die noch ungeborene, nicht Fonzipirte 
Nachkommenſchaft (Jahrb. Bd. 16 ©. 67). Hieraus ergiebt fich für 
den vorliegenden Fall, daß die Defzendenz der Frau M. nicht als 
in väterliher Gewalt befindlich angefehen werden kann. Dieſe 
Defzendenz befteht aus einem bisher nicht gejchlofjenen PBerfonen- 
freife, zu welchem begriffsmäßig auch die Fünftigen ehelichen Kinder 
und weiteren Ablömmlinge der Frau M., alfo Perſonen gehören, 
welche gegenwärtig der väterlichen Gewalt ermangeln. Die Vor— 
ausfegung des $ 87, daß die von der Pflegſchaft betroffenen Per— 
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fonen in väterliher Gewalt oder unter Vormundjchaft ftehen, ent- 
fällt demnach erfichtlih für den Perfonenfreis, welchem die Pfleg- 
fchaft hier gewidmet ift. Die eingeleitete Pflegſchaft beruht viel- 
mehr auf dem $ 90 Vorm.D., wonach außer in den Fällen der 
88 86—89 Perſonen, welche ſelbſt zu handeln außer Stande find 
und der väterlichen oder vormundjchaftlihen Vertretung entbehren, 
für einzelne Angelegenheiten oder für einen bejtimmten Kreis von 
Angelegenheiten einen Pfleger erhalten können. 

Iſt aber hiernach auf die eingeleitete Pflegſchaft der $ 87 über- 
haupt nit anmwendbar, jo auch nicht dejjen Abf. 2, aus welchen 
das Landgericht entnimmt, daß der Pfleger bei der Zumendung 
nur von der Rechnungslegung, nicht aber von der Weberfichtsein- 
reichung befreit werden dürfe. ES verbleibt danach für diefe Pfleg- 
ſchaft bei der allgemeinen Vorſchrift des $ 91 Abf. 1, wonad die 
Vorſchriften der Bormundichaftsordnung über die Vormundichaft 
auf die Pflegfchaft entiprechende Anwendung finden. Der Vormund 
aber darf von dem Erblaffer hinfichtlich des Nachlaſſes ſowohl von 
der Rechnungslegung, als auch von derjenigen Einreihung von Ver— 
mögensüberfichten befreit werden, welche ſonſt in Fällen, wo Feine 
Rechnungslegung ftattfindet, zu erfolgen hat. Nach $ 35 Ab. 3 
Vorm.d. ijt nämlich der Erblafjer des Mündels befugt, mit Wirkung 
für das Bormundjichaftsgeriht die Offenlegung des Verzeichniſſes 
feines Nachlafjes zu verbieten und nach $ 57 Ab. 3 ift das Verbot 
diefer Offenlegung rückſichtlich des davon betroffenen Vermögens als 
Befreiung von der Nechnungslegung und der Einreihung der Ber: 
mögensüberficht zu erachten. Das Kammergericht hat fich bereits 
dahin ſchlüſſig gemacht, daß der Erblaffer den Vormund von ber 
Meberfichtseinreihung nit nur mittelbar durch das Werbot der 
Offenlegung des Nachlaßverzeichnifjes, Tondern auch unmittelbar durch 
jelbjtändige Anordnung befreien dürfe (Jahrb. Bd. 16 ©. 37). Bei 
Anwendung diejes Grundjages auf die Pilegichaft zufolge des 8 91 
Abſ. 1 war danach die Wittwe E. in der Lage, die Pfleger bezüg- 
lich ihres Nachlafjes ſowohl von der Rechnungslegung, als auch von 
der Ueberfichtseinreihung zu befreien. Sie hat eine ſolche Befreiung 
aber auch ausgejproden. Denn abgefehen von der allgemeinen 
Ausichliegung jeder Einmifhung der VBormundfchaftsbehörden hat 
jie die Pfleger insbejondere von den in den 88 56 bis 58 Vorm. O. 
vorgejchriebenen und bekannten Einſchränkungen der vormundfchaft- 
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tihen Verwaltung befreit. Die Einreihung von Bermögensüber- 
fihten an das VBormundfchaftsgericht ift aber eine im $ 57 Abf. 2 
vorgefchriebene Einſchränkung der grundfägli freien vormund- 
Ichaftlihen Verwaltung. Dana) bezieht fih die teftamentarifche 
Befreiung auch hierauf. 

Selbſt wenn indefjen der $ 87 hier anwendbar wäre, würde zu 
feinem anderen Ergebnifje zu gelangen fein. Allerdings gedenkt der 
Ab}. 2 defjelben, ſoweit dies in Betracht kommt, nur der Befreiung 
des Pilegers von der Nechnungslegung während der Dauer der 
Pflegſchaft. Allein aud für die Vormundſchaft geftattet der $ 57 
mit bejtimmten Worten lediglich die Befreiung des Vormundes von 
der Rechnungslegung, nicht aber diejenige von der Weberfichtsein- 
reihung. Erſt aus den Vorſchriften, wonach der Erblaffer die 
Dffenlegung des Nachlagverzeichnifjes zu verbieten berechtigt ift und 
dies Verbot als Befreiung von der Rechnungslegung und der Ueber— 
fihtsermreihung gilt, läßt ſich herleiten, daß eine felbjtändige Be— 
freiung von der Beftandsnachmweifung durch Anordnung des Erblaffers 
ftatthaft if. Auch dem Erblaffer, welcher bei der Zuwendung an 
eine in väterliher Gewalt oder unter Bormundfchaft ftehende Perſon 
durch feine Anordnung eine Pflegſchaft veranlaßt, iſt es mangels 
geleglicher Gegengründe unbenommen, die Offenlegung des Ber- 
zeichniſſes ſeines Nachlafjes zu verbieten. Dies hat nad) dem $ 35 
Abi. 3, $ 57 Ab}. 3, 8 91 Ab. 1 zur Folge, daß der Pfleger weder 
Rechnung zu legen nod die VBermögensüberficht einzureichen braucht. 
Wenn es aber auf diefem Ummege auch im Falle des $ 87 erreicht 
werden fann, daß der Pfleger fraft Anordnung des Erblaffers von 
der Meberfichtseinreichung frei ift, fo läßt fich nicht abjehen, warum 
e5 dem Erblafjer verjagt fein fol, diefe Befreiung bei dem That- 
beftande des $ 87 ummittelbar auszusprechen. 

Demgemäß it von dem an die Pfleger geitellten Berlangen, 
eine Ueberficht über den an die Pflegebefohlenen gelangten Nachlaß 
der Wittwe E. einzureichen, Abjtand zu nehmen. 

Nr. 9. 
Anzuläffigkeit einer Pflegfhaft für juriſtiſche Perſonen. 

Die Beftellung eines Pflegerd für eine juriftifche Perjon 
it nach der Vormundichaftsordnung vom 5. Juli 1875 auch 
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dann unzuläffig, wenn unbekannt oder ungewiß ift, welche 
juriftiiche Perjon bei einer Angelegenheit betheiligt ift. 
Borm.Dd. $ 90. 


Beſchluß vom 20. September 1897 (I. Y. 335/97). 
Amtsgericht und Landgericht Danzig. 





Der Rathsherr N. zu D. hat mit feinem Vermögen, zu welchen. 
Srundftüde in D. und 2. — einer Borftadt von D. — gehören, 
eine am 21. April 1803 verlautbarte und am 31. Juli 1804 von 
der Regierung zu M. betätigte Familienftiftung errichtet und ange— 
ordnet, daß die Nußungen nach beftimmten Grundfägen unter die 
Mitglieder der Familie, zunächſt den fogen. Hauptverwalter und 
Nugnieger und die beiden von ihm zu erwählenden Mitverwalter 
— melde drei Perſonen die Stiftsverwaltung bilden —, vertheilt 
werden jollen. In der Stiftungsurfunde ift jede Aenderung der 
Stiftung in wejentliden Stüden verboten. Es heißt im $ 23: 

. ... Sollte diefelbe auc jemals durch höhere Verfügung 
ganz oder zum Theil abgeändert werden, jo ſoll .. .. das ganze 
Geſchlecht für ausgeftorben erachtet werden und die auf diefen 
Fall zu folder Schenkung berechtigten milden Anjtalten fogleich 
in ihr Recht treten... . . 

Für den Fall des wirklichen Ausfterbens der Familie hat der 
Stifter bejtimmt, daß das in der %.gaffe zu D. belegene Haus der 
naturforichenden Gefellichaft zu D., die außerhalb des Stadtgebietes 
liegenden Gründe einem zu errichtenden Stift für Töchter beider 
evangelifcher Konfejlionen und das übrige Vermögen, insbefondere 
die innerhalb des Stadtgebietes befindlichen Grundftüde, einem zu 
bauenden Gebärhaus für arme Schwangere und anlernende Weh- 
mütter, wenn ein ſolches aber bereits vorhanden, den ſämmtlichen, 
fodann zu D. bejtehenden, in den Händen einer der beiden evan— 
gelifchen Konfeffionen befindlichen Kirchen und Hospitäler, Wittwen- 
fafjen geiftlicher und weltlicher Amtsperfonen, Freifchulen, Aerarium 
pauperum studiosorum und anderen dergleichen Armenanftalten, 
infonderheit bei der reformirten Gemeinde, zufallen folle. Das 
Haus in der L.gaffe ift ausdrüdlich als mit der Stiftung verknüpft 
und unveräußerlich bezeichnet. Bezüglich der fonftigen Grundftüde, 
namentlich des Haujes in %., fehlt eine entjprechende Anordnung. 
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Die gegenwärtige Stiftsverwaltung hat dem Amtsgericht vorgetragen, 
daß über die Zuläffigfeit der Veräußerung des zulett erwähnten 
Haujes Zweifel entitanden feien. Um diefe zu befeitigen und den 
Folgen einer gegen die Stiftungsurfunde verftoßenden Handlung zu 
entgehen, jei auf dem Familientage bejchloffen, die Zuftimmung der 
betheiligten Kirchen, Stiftungen und Anftalten zu der etwaigen 
Veräußerung einzuholen. Eine Reihe derfelben habe ſich bereits in 
diefem Sinne erklärt. Es fei aber troß forgfältiger Nahforfhungen 
nicht gelungen, alle Berechtigten zu ermitteln, da die in Betracht 
fommenden Stiftungen der Auffiht der verfchiedenften Behörden 
unterftänden und zum Theil auch felbitändiger juriftiiher Perſön— 
lichfeit entbehrten. An diefe Darlegung hat die Stiftsverwaltung 
den Antrag geknüpft: 

den unbekannten und ungewiſſen Betbeiligten oder deren gejeß- 

lichen Vertretern für die Feititellung der Frage, ob das Grund: 

ſtück L. Blatt 296 dem Veräußerungsverbote und der Gtraf- 

androhung der Stiftungsurfunde unterliegt, einen Pfleger zu 

beitellen. 

Der Antrag ift von den Vorinſtanzen abgelehnt, weil eine 

Pflegſchaft über juriſtiſche Perſonen unzuläffig fe. Auch der 
weiteren Beſchwerde ift der Erfolg verfagt worden. 


Gründe: 


Nach dem Antrage der Stiftsverwaltung ſoll den bereits in D. 
beftehenden, ihr indeß unbefannten oder auch — wegen Mangels 
jelbftändiger juriftifcher Perfönlichleit — ungewiffen Stiftungen umd 
Anftalten, jofern fie bei dem Heimfall der N.ſchen Familienftiftung 
betheiligt erjcheinen, ein Pfleger zu dem Zwecke beftellt werden, daß 
er über die VBeräußerlichfeit des Grundftüds in 2. eine fie bindende 
Erklärung abgebe. Soweit es jih um Stiftungen handelt, die Fein 
jelbftändiges rechtlihes Dafein haben, fondern Eigenthum einer 
juriftiihen Perfon, der Kirche oder der Stadtgemeinde, geworden 
find, wenn aud mit der Beitimmung, getrennt von dem übrigen 
Vermögen der Abficht des Stifters gemäß verwaltet zu werden, ift 
eine Pflegichaft deshalb unzuläffig, weil das Geſetz eine Nealpfleg- 
ſchaft nicht Fennt (Jahrb. Bd. 1 ©.47; Dernburg- Schulgen- 
ftein, Vormundfchaftsreht $ 8 ©. 24) und es an einer durch den 
Pfleger zu vertretenden Perſon fehlt. Es könnten alfo nur die 

Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 3 
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unbefannten felbftändigen Stiftungen in Frage fommen. Der $ 90 
Borm.D., der allein den Antrag der Bejchwerdeführerin zu ftügen 
vermöchte, lautet: 

„Außer in den Fällen der $$ 86 bis 89% — die hier nicht 
vorliegen — „können Berjonen, welche ſelbſt zu handeln außer 
Stande find und der väterlichen oder vormundichaftlichen Ver— 
tretung entbehren, für einzelne Angelegenheiten oder für einen 
bejtinnmten Kreis von Angelegenheiten einen Pfleger erhalten.“ 

Daß der Wortlaut des Gefeges nur die Anwendung auf natür= 
liche Berfonen gejtattet, ift zweifellos. Der väterlichen oder vormund- 
Ichaftlichen Vertretung fönnen nur diejenigen entbehren, bei denen 
an fich eine folche Vertretung möglich ift, alfo nicht die juriftifchen 
Perjonen. Es herrſcht denn auch in Literatur und Praris darüber 
Einverftändniß, daß die durch die Vormundſchaftsordnung geregelte 
ftaatliche Fürforge fih nur auf phyfiihe Perfonen bezieht; die für 
juriftifche Perſonen anzuordnende Vertretung ift feine Vormundſchaft 
oder Pflegihaft, ſondern die Schaffung des für das Dafein jener 
Perſonen unerläßlihen Organes (Jahrb. Bd. 3 ©. 69, Bd. 4 ©. 87; 
Entſch. des NReihsgerihts Bd. 19 ©. 308; Dernburg : Schulgen- 
ftein a. a. O.; Förfter= Eccius Bd. 4 6. Aufl. $ 229 Anm. 41; 
Adamkiewicz, Der Rechtsbegriff der Kuratel S. 205). Freilich ift 
hierbei zunächſt an die Fälle gedacht, in denen eine vorhandene oder 
in der Entftehung begriffene juriftiiche Perſon der gefeßlichen Ver— 
tretung entbehrt, in denen alfo lediglich eine folche herbeizuführen 
und für Einleitung einer Vormundſchaft oder Pflegfchaft Fein Be— 
dürfniß iſt. Das Gleihe muß aber nah der Vormundichafts- 
ordnung auch dann gelten, wenn es unbekannt oder ungewiß ift, 
ob bei einer Angelegenheit eine juriftiiche Perſon betheiligt ift, wenn 
mithin die Unmöglichkeit, jelbft zu handeln, nicht durch den Mangel 
der geordneten Bertretung, ſondern durch jene anderen Umftände 
bedingt ift. Nur eine über den Klaren Wortlaut des Gefehes 
hinausgehende Auslegung des $ 90 Vorm.O. fönnte zu dem von 
der Bejchwerdeführerin angejtrebten Ergebniß führen. Sie ericheint 
aber nicht zuläflig. Denn ſchon die allgemeine Klaufel des;$ 90 
ift vom Standpunkte des Geſetzgebers nicht unbedenklich, indem fie 
lediglih dem Ermefjen des VBormundfchaftsgerichts anheimgiebt, ob 
für eine Perſon — vielleiht mehr im Intereſſe Dritter, als wegen 
eines eigenen Schugbebürfniffes — durch einen Pfleger fie bindende 
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und unter Umftänden belajtende Rechtsbeziehungen gejchaffen werden 
follen (vgl. Motive 3. Entw. Id. B.G.B. Bd. 4 ©. 1253). Deg- 
halb ift fie der Ausdehnung auf verwandte Fälle nicht zugänglich 
und eine Pflegſchaft nur innerhalb der durch ihren unzweideutigen 
Inhalt gegebenen Grenzen denkbar. Der $ 90 bejtimmt nicht, daß 
außer in den Fällen der 88 86 bis 89 auch in jedem anderen, nad) 
der Meinung des Bormundfchaftsgerichtes Die Vertretung einer Perſon 
erheifchenden Falle eine Pflegſchaft eingeleitet werden könne. In— 
fofern iſt auch die allgemeine Klaufel beſchränkt, als fie nur natür- 
lihe Perſonen betrifft, und wenn man auf Grund derjelben die 
jogen. Dejzendenz-Kuratel für zuläffig hält (Jahrb. Bd.1 ©. 43; 
RG. bei Gruchot Bd. 38 ©. 1115), jo gefchieht dies in der Er- 
wägung, daß die Rechte einer fünftigen Nachkommenſchaft, aljo von 
Menſchen, wahrzunehmen find. Einer juriftiichen Perſon, deren Ent- 
ftehung nur als möglich gedacht iſt, kann ein Pfleger gemäß $ 90 
Borm.D. nicht beftellt werden, und noch viel weniger — wie es 
vorliegend begehrt wird — einer bereits vorhandenen, deren Er- 
mittelung mit Schwierigkeiten verfnüpft fein fol. Daß bei einer 
Nachlaßpflegſchaft als Erbe ſchließlich der Fiskus oder eine andere 
juriftifche Perſon feftgeftellt wird, ift für eine erweiterte Anwendung 
des 8 90 nicht zu verwerthen. Die Pflegſchaft zielte nicht von 
vornherein auf die Vertretung des Fiskus ab und endet, ſobald 
diefer fih als Erbe ermwiefen hat (Dernburg- Schulgenjtein 
©. 25). Zudem würde die zur Erhaltung des Nachlaſſes und zur 
Ausmittelung des Erben dienende, bejonders geartete Pflegſchaft des 
8 89 Vorm.D. immerhin aud in einem Falle zugelaſſen werden 
können, in welchem es von vornherein Klar iſt, daß der Erbe eine 
juriftifche Berfon fein wird, 3. B. im Falle der Einfegung einer zu 
errichtenden Stiftung als Erben (Motive 5. Entw. 1 Bd. 5 ©. 544). 
Daraus ift aber nicht zu folgern, daß Fünftige oder unbekannte 
juriftifche Perfonen auch in anderen Angelegenheiten, bei denen eine 
bindende Kundgebung fchon jetzt erforderlich oder erwünscht ijt, einen 
Pfleger erhalten dürfen. Ob nad dem B. G. B. ebenſo zu entjcheiden 
fein würde, ift nicht zu erörtern ($ 1913). Daß die frühere 
Preußifche Braris auf Grund der 88 49, 1003, 1004 IL. 18 A.L. R., 
die gleichfalls die Einleitung einer Kuratel für unbekannte Jnterefjenten 
zuließen, jemals zum Zwede der Aufgabe von Rechten folchen Be— 
theiligten einen Kurator beſtellt hätte, erſcheint ausgeſchloſſen. Man 
3» 
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ging davon aus, daß es unter Umftänden nöthig fein könne, zum 
Zwede der Erhaltung von Rechten Unbefannter fürforgend einzu= 
greifen (Entſch. d. Ob. Tribunals Bd. 32 ©. 191). An juriftifche 
Berjonen hat auch das A.L.R. offenbar nicht gedacht. 

Uebrigens ift anfcheinend die Einleitung einer Pflegſchaft auch 
von einem anderen Gefichtspunft aus überflüffig. Es handelt fich 
nah dem Vortrage der Stiftsverwaltung um eine Dunkelheit in 
der Stiftungsurfunde, die durch die übereinftimmende Erklärung 
aller Betheiligten befeitigt werden fol. Das Mittel hierzu ift im 
Gejege ſelbſt vorgefehen. Schon nad) dem AL.R. kann die Er- 
Härung einer undeutlihen oder die Ergänzung einer mangelhaften 
Vorſchrift der Stiftungsurfunde durch einftimmigen Familienbeſchluß 
erfolgen ($ 40 II. 4 A.L.R.). Das Gefeg vom 15. Februar 1840 
(G.S. S. 20) regelt die Form derartiger Familienbejchlüffe, beftimmt 
aber weiter, daß durch diefelben ein Familienfidveifommiß und eben- 
jo eine Familienftiftung abgeändert und fogar aufgehoben werden 
fönne ($$ 1, 20). Ein entgegenftehendes Verbot des Stifters ift 
wirkungslos; nur eine vor dem Inkrafttreten des Geſetzes erfolgte 
Allerhöchfte Beftätigung eines Fideifommiffes oder einer Stiftung, 
welche die Abänderung oder Aufhebung ausdrüdlich ausſchließt, ift 
zu beachten (vgl. Jahrb. Bd. 8 ©. 250). Wenn man alfo im gegen- 
wärtigen Falle, wo es ſich nur um die authentifche interpretation 
der Stiftungsurkfunde handelt, die Zuläffigkeit eines Familienbeſchluſſes 
nicht wird beanjtanden können, jo wird es des Konfenjes derjenigen 
juriftiichen Perſonen, die beim wirfliden oder — zur Strafe — 
fingirten Ausjterben der Familie das Stiftungsvermögen erhalten 
ſollen, nicht bedürfen. Nur dann. möchte ihre Zuziehung geboten 
fein, wenn jie als Nacherben im Sinne der 88 466 F. J. 12 A.L. R. 
zu betrachten wären. Näher liegt indeß die Annahme, daß der 
Stifter nur hat feitjegen mollen, wie es bei Aufhebung der Stiftung 
gehalten werden folle, fo daß er das Verbot der Nenderung der 
Stiftung lediglih der Stiftung halber, nicht um Dritten das Ver: 
mögen zu erhalten, ausgeiproden haben würde. Bei diefer An- 
nahme ift mit der Wirkungslofigkeit des Verbots auch diejenige der 
an feine Webertretung geknüpften Folgen von jelbjt gegeben. Wenn 
die Aenderung der Urkunde nach dem Geſetz, das über dem Stifter 
jteht, erlaubt ift, jo ift eben fein Verbot übertreten und es kann 
von einer Verwirkung der Rechte der Familie Feine Rede fein. Wäre 
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andrerjeits die beabfichtigte Maßregel unzuläffig, jo würde fie durch 
die Zuftimmung der bedingt Berechtigten nicht zur erlaubten werden. 
Denn diefe fönnten den Willen des Stifters nicht ändern. In dem 
einen wie in dem anderen Falle würde es daher an einem Anlak 
zur Beitelung eines Pflegers fehlen. Indeſſen find dies Fragen, 
über welche bier nicht zu entjcheiden ift. 


Nr. 10. 
Religiöfer Unterricht. 
Der den Kindern aus Miſchehen nah dem Geſetz zu 
ertheilende Religiondunterricht ift ein ausſchließlicher. 
Deklar. vom 21. November 1803. 


Beihluß vom 21. Februar 1898 (I. 9. 55/98). 
Amtsgeriht Prausnig, Landgericht Dels. 





Es handelt jih um den religiöfen Unterricht des am 30. Mai 
1884 geborenen Knaben W. ©., defjen verjtorbener Vater evangelifch 
war, während die nachgebliebene, ihren Kindern zum Vormund 
bejtellte Mutter der Eatholifhen Kirche angehört. Sie hat diejen 
Sohn zwar in den Religionsunterricht der öffentlichen evangelifchen 
Schule, zugleich aber auch in einen von dem katholiſchen Geiftlichen 
in der katholiſchen Konfeffion ertheilten Privatunterricht geſchickt. 
Das Amtsgeriht hat das für angängig erachtet, ijt jedoch vom 
Landgericht auf die Beichwerde des evangelifchen Geiftlichen ver- 
anlaßt worden, die Mutter anzumeifen, daß fie den Sohn von 
ber Theilnahme an diefem Fatholifchen Neligionsunterricht zurüd- 
halte. Die hiergegen eingelegte weitere Bejchwerde ift als un- 
begründet zurückgewieſen. 

Gründe: 

Nah der Deklaration vom 21. November 1803 ſollen die 
Kinder aus Ehen zwiſchen Berfonen verſchiedenen Glaubensbefennt- 
nifjes grundfäßlich in der Religion des Vaters unterrichtet werden. 
Wie der erſte Eivilfenat bereits’in feinem Beſchluſſe vom 6. Juli 1893 
(1. 9. 291/93) betont hat, liegt e8 auf der Hand, daß mit dieſer 
Vorſchrift ein ausſchließlicher Religionsunterriht gemeint ift und 
daß es ſomit dem Geſetze nicht entjpricht, wenn Kinder des ver- 
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ftorbenen Vaters zwar in deſſen Glauben, zugleich aber auch im 
einer anderen Konfeffion unterrichtet werden. Von diefer Anficht 
abzugeben findet der Senat feinen Grund und vermag fich daher 
einer in einer Entjcheidung des Ferienfenats vom 13. Auguft 1897 
angebeuteten abweichenden Auffaffung nicht anzufchließen. Somit 
muß dem landgerihtlihen Befchluffe, in welchem auch die praktische 
Unzuträglichkeit des Standpunfts der weiteren Befchwerde beleuchtet 
wird, beigetreten werben. 


V. 
Grundbuchſachen. 


Nr. 11. 


Bedeutung der Angaben des Titelblattes eines Grundſtücks über Größe 
und Keinertrag. Auläffigkeit der Aenderung folder Angaben, 


Die Berechtigung des Titels eined Grundbuchblattes im 
Bezug auf Größe und Reinertrag ded Grundjtüds iſt nur 
io lange und in ſoweit zuläffig, als nicht die Möglichkeit 
eines Rechtserwerbs auf Grund des Glaubens an die Richtig- 
feit jener Angaben befteht. 

G.B. O. $ 4. 








Beihluß vom 24. Mat 1897 (I. 9. 237/97). 
Amtsgeriht und Landgericht Schneidemühl. 


Das Grundftüd Blatt Nr. 532 ©. ift im Jahre 1873 als die 
Parzelle Kartenblatt 3 Nr. B. 1136 mit 55 a 60 qm Flächeninhalt 
von Nr. 287 A. ©. abgefchrieben. Das Grunditüd Nr. 870 ©. 
wurde im Jahre 1877 von Blatt Nr. 287 getrennt: es umfaßte nad 


1636 
Grund- und Steuerbud die Parzellen Kartenblatt 3 Nr. TIER 


mit 1 ha 44a 70 qm. Bon ihm find wiederum auf Antrag des Eigen: 
thümers, Zimmermeifters M., im Jahre 1891 vier Trennftüde abge: 


zweigt und auf neue Blätter übertragen, darunter die Parzelle Karten- 


blatt 3 Nr. 775. mit 8283 qm auf BL. Nr. 1548 ©. Zwiſchen M. 
als Eigenthümer von Nr. 870 und Nr. 1548 ©. und dem Mühlenbefiger 


A., der im Jahre 1889 das Eigenthum des Grundftüds Nr. 532 ©. 
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erworben hatte, wurde wegen eines Grenzſtreifens ein Prozeß geführt. 
Das Amtsgericht zu S. verurtheilte unter dem 16. Dezember 1892 den 
Beklagten M. zur Herausgabe des Grenzſtreifens. Auf Grund dieſes 


Urtheils und des Flurbuchsanhanges für 1893/94, in welchem als das 
2152, 2153 


Streitftüd und mithin dem Kläger A. gehörig die Parzellen 13; — 
mit 8a 96 qm bezeichnet waren, berichtete der Grundbuchrihter das 
Grundbuch dahin, daß er die gedachten Barzellen auf das Titelblatt 
des Grundftüds Nr. 532 ©. unter Ar. 2 der Spalte Bejtandtheile 
übernahm und auf den Titeln von Nr. 870 und Nr. 1548 einen 
entjprechend geringeren Flächeninhalt eintrug. Nach dieſer Berichti- 
gung erwarb der Bejchwerdeführer das Grundftüd Nr. 532 dur) 
Auflaſſung vom 13. November 1896, der ein Kaufgejchäft zu Grunde 
lag; auch find nach diefen Zeitpunkt, nämlich im November und 
Dezember 1896, zwei Hypotheken auf jenem Grundftüd eingetragen. 
In zweiter Inſtanz hatte jedoch inzwilchen der Beklagte M. ein ob— 
fiegliches Urtheil erjtritten. In Folge deſſen jtellte der Grundbuch- 
rihter durch Verfügung am 2. Februar 1897 den früheren Bejtand 
wieder her, jo daß der Beitandtheil Nr. 2 auf dem Titel von Blatt 
Nr. 582 gelöfht und nad Blatt Nr. 870 u. Nr. 1548 übernommen 
wurde. Die Beihwerde gegen diefe Verfügung, in welcher der Er- 
werb der gelöfchten Parzellen duch Auflaffung geltend gemacht 
wurde, ijt vom Landgericht zurückgewieſen. Der weiteren Befchwerde 
ift indeß ftattgegeben. 
Gründe: 


Das Kammergericht hat ſich mehrfach dahin ausgejprochen, daß 
die Zurüdführung des Grundbuchs auf das Steuerbuch nicht die 
Bedeutung habe, die nad den Angaben des legteren auf das Titel- 
blatt übernonmenen Flächenabjchnitte zu rechtlichen Beſtandtheilen 
des Grundſtücks zu machen. Es handele fih um thatfächlihe Mit— 
theilungen, die als jolche der Berichtigung zugänglich jeien (Jahr: 
buch Bd. 2 ©. 88, Bd. 13 ©. 100). Diefe Säge, an denen feſtzu— 
halten ift, rechtfertigen aber im vorliegenden Falle nicht die von der 
Vorinſtanz getroffene Entſcheidung. Es ift außer Acht gelaſſen, daß 
der Beichwerdeführer das Grundftüd Nr. 532 ©. gegen Entgelt und 
präjumptiv gutgläubig duch Auflaffung und Eintragung zu einer 
Zeit erworben bat, zu welcher das Titelblatt ganz ausdrüdlich (nicht 
bloß in der Gefammtfläche) als Beitandtheil des Gegenftandes der 
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Auflaffung die ftreitigen Parzellen aufwies. In feiter Recht— 
Iprehung hat das Reichgericht angenommen, daß für den Umfang 
des duch Auflaffung vollzogenen Erwerbes eines Grundftüds ledig- 
li der Inhalt des Grundbuchs maßgebend fei und daß es in ben 
Grenzen und mit den Beltandtheilen in das Eigenthbum des Er- 
werbers übergehe, die das auf die Steuerbücher zurüdgeführte 
Grundbuch ergeben (vgl. die Zufammenftelung der Enticheidungen 
bei Dberned, Grundbuchgefege 2. Aufl. Anm. IIIb zu 81E. E. G., 
ferner Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 ©. 30). Mit diefem Grundjag 
bat fih das Kammergericht nicht in Widerfpruch geſetzt. Die er- 
mwähnten Beichlüffe betreffen Fälle, in denen auch das Reichsgericht 
Ausnahmen anerkennt. Einmal kann durch einen Vermerk im Steuer- 
und Grundbuch die Wirklichkeit nicht in Frage geftellt und 3. 8. 
eine gar nicht vorhandene Parzelle nicht neu geichaffen werden. So— 
dann verfagt der Sat da, wo ihm feine rechtliche Grundlage, der 
öffentlihe Glaube des Grundbuchs, der zu Gunften des redlichen 
Ermwerbers rechtsvernichtend wirkt, entzogen wird. Dies gejchieht 
dann, wenn eine Parzelle doppelt in der Weile gebucht ift, daß fie 
durch zwei Grundbuchblätter repräfentirt wird. In einem folchen 
Falle kann fich Feiner der beiden Eigenthümer auf den Glauben des 
Grundbuchs berufen und mithin entjcheidet über den Erwerb das 
materielle Recht, nicht das formelle Grundbuchrecht (vgl. die Urtheile 
des Reihsgerihts, die im Jahrb. Bd. 13 ©. 107 angeführt find). 
Hiernach ift eine Berihtigung in den Größenangaben auf dem 
Titelblatte eines Grundftüds nur fo lange zuläffig, als nicht die 
Möglichkeit eines gutgläubigen Rechtserwerbes auf Grund der un- 
rihtigen Angaben befteht. Wo eine folche Möglichkeit erkennbar ift, 
hat der Grundbuchrichter die Berichtigung abzulehnen. Die Ent- 
ſcheidung darüber, ob die falſche thatfächliche Notiz auf dem Titel- 
blatt eine Aenderung in der Rechtslage herbeigeführt hat, kann nur 
im Efontradiftorifchen Berfahren durch den Prozekrichter getroffen 
werden. Gegenwärtig ift nach der Ergänzung des Beitandes des 
Grundftüds Nr. 532 nicht nur die Eintragung eines neuen Eigen- 
thümers, jondern auch diejenige zweier Hypotheken erfolgt. Durch 
die angefochtene Verfügung des Grundbuchrichters ift daher ſowohl 
dem Befchwerdeführer als Eigenthümer wie den Hypothefengläubigern 
als dinglich Berechtigten ein Theil des ihnen nad der Rechtſprechung 
des höchſten Gerichtshofes dur den Glauben an die Richtigkeit 
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des Grundbuchs in ſeinem Umfange gewährleiſteten Gegenſtandes 
ihres Rechts entzogen. Dies erſcheint unzuläſſig. Falls nicht ein 
in gleicher Weiſe zu ſchützender gutgläubiger Erwerb nach der durch 
die Verfügung vom 2. Februar 1897 angeordneten Eintragung da— 
zwiſchen getreten iſt, hat das Amtsgericht den früheren Zuſtand 
wiederherzuſtellen. Sache des Eigenthümers von Nr. 870 u. Nr. 1548 
wird es ſein, im Prozeßwege darzuthun, daß die Vorausſetzungen 
für den Erwerb der Streitſtücke zu Eigenthum oder hypothekariſchem 
Recht nicht vorliegen. 


Nr. 12. 


Begründung eines bedingten oder betagten Eigenthums an einem 
Grundflük nad; gemeinem Recht. 


Der Bermerf in der zweiten Abtheilung des Grundbudy- 
blattes, daß der Eigenthumsantheil eined von mehreren, zu 
ideellen Theilen eingetragenen Miteigenthümern mit feinem 
Tode den übrigen zufalle, hat nur die Bedeutung einer Ver— 
fügungsbeichränfung. Die Eintragung eined auflöfend be- 
dingten oder mit einem Endtermin behafteten Eigenthums 
dergeftalt, daß es beim Eintritt der Bedingung oder des Ter- 
mind von jelbft aufhört und dem Anwärter zufällt, ift un- 


zuläſſig. 
E.E.G. 88 1, 2, 11; G.B.O. $$ 10, 11, 48. 
Beſchluß vom 31. Mai 1897 (I. Y. 199/97). 
Amtsgericht Niederaula, Landgeriht Eaffel. 





Als Miteigenthümer zu beftimmten ideellen Antheilen find auf 
dem Artikel Nr. 87 des Grundbuhs von K. neun Perfonen, dar- 
unter auch der Beichwerdeführer, nämlich fieben zu je !/; und zwei 
zu je Yıs, eingetragen. In Abtheilung II it auf Grund des zwifchen 
den Miteigenthümern bei der Auflafjung jeitens der bereits einge- 
tragenen an drei neue Genofjen getroffenen Abkommens vom 30. Juli 
1878 Folgendes vermerkt: 

Jede einfeitige Veräußerung, Berpfändung, Belajtung . . . 
auch jede Dispofition auf den Todesfall ift . .. vertragsmäßig 
ausgejhloffen; der Eigenthbums . . . antheil eines verjtorbenen 
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Mitberehtigten fällt den übrigen eingetragenen Eigenthümern zu 
gleichen Antheilen zu .. 

Vier von den Miteigenthümern find geftorben. Die noch leben- 
den wollen, geftüßt auf den Vermerk im Grundbuch, das Grundſtück 
an einen Dritten auflaffen. Die Vorinftanzen haben die Entgegen- 
nahme der Auflaffung von der Mitwirfung der Erben der ver- 
ftorbenen Eigenthümer abhängig gemaht und aud der weiteren 
Beſchwerde ift der Erfolg verfagt worden. 


Gründe: 


Der Verſuch des Beichwerdeführers, den Uebergang der An— 
theile der verjtorbenen Miteigenthümer auf die Überlebenden ohne 
weiteren Rechtsakt durch ein der „societas‘* zujtehendes Geſammt— 
eigenthum zu rechtfertigen, ift deshalb verfehlt, weil die „societas** 
feine von den Genofjen verjchiedene juriftiihe Perſon ift, vielmehr 
grundbuhmäßig überhaupt nicht in die Erfcheinung tritt. Nach dem 
Inhalt des Grundbuchs handelt es ſich um römiſch-rechtliches Mit: 
eigenthum nach ideellen Antheilen und es ift lediglich zu fragen, ob 
die überlebenden Miteigenthümer Eraft eines dinglich wirkenden Rück— 
fallrehts die Antheile der verjtorbenen ohne Weiteres erworben 
haben. Dieje Frage ift zu verneinen. Zwar iſt im jpäteren Römi- 
Ihen Recht die Möglichkeit dinglicher Verträge unter Beifügung 
einer auflöfenden Bedingung oder eines Endtermins, insbefondere 
der gejchenfweifen Webertragung des Eigenthums einer Sache auf 
die Lebenszeit des Bedachten, anerfannt (c. 2 C. de donationibus, 
quae sub modo 8, 54; c. ult. C. de legatis 6, 37; Dernburg, 
Pandekten 5. Aufl. Bd. 1 $ 113 Anm. 16). Allein für unbeweg- 
lihe Sachen ift im Geltungsgebiete der Grundbuchgejeße vom 5. Mai 
1872 diefe Möglichkeit ausgefchloffen. Der dingliche, in Verbindung 
mit der Eintragung den Eingenthumsübergang herbeiführende Ver- 
trag, wie er mit der Auflaffung gefchaffen ift, kann nicht bedingt 
oder betagt eingegangen werden. Darüber herrſcht Einverjtändniß, 
obwohl die Grundbuchgefege es nicht ausbrüdlich aussprechen; fie 
fegen es nah $ 2 E.E.G. u. $$ 10, 48 G. B. O. als jelbjtveritänd- 
li voraus, weil fie für die Eintragung eines mit einer auflöjenden 
Bedingung oder einem Endtermin behafteten Eigenthums feinen 
Raum bieten (Förfter-Eccius, Preuß. PR. Bd. 3 6. Aufl. $ 16% 
Anm. 13, Turnau, 5. Aufl. Bd. 1 ©. 184, Achilles 4. Aufl. 
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Anm. 6 zu $2 EEG. ©. 40). Der $ 925 Abſ. 2 B.G.B. erklärt 
ausdrücklich eine Auflaffung, die unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeſtimmung erfolgt, für unwirkſam (abweichend Entwurf I SS 870, 
871). Daraus ergiebt fich aber, daß die Zwecke, die mit derartigen 
Nebenbeitimmungen verfolgt werden, nur durch eine entiprechende 
Geſtaltung des obligatorifhen, der Auflafiung zu Grunde liegenden 
Veräußerungsgefhäftes erreichbar find, indem fich der Veräußerer 
für den Fall des EintrittsS der Bedingung oder des Termins Die 
Rüdauflaffung feitens des Ermwerbers ausbedingt und dieſe obli- 
gatoriihe Berpflihtung durch Eintragung in das Grundbuch Dritten 
gegenüber gemäß $ 11 E. E.G. mit Wirkſamkeit befleidet (vgl. 
Eccius und Turnau a. a. D., Adhilles 3. Aufl. Anm. 6 zu $2 
E.G. G. abweichend in der 4., von Streder bearbeiteten Aufl. 
Anm. 12 zu 8 5 ©. 46, wo aber die dinglide und obligatorische 
Seite des Nechtsverhältnifjes nicht genügend gejchieden iſt). In ähn- 
licher Weiſe ift denn auch in der vorliegenden Sache verfahren. Als 
im Jahre 1878 die damaligen fünf Miteigenthümer des Grundjtüds 
die Eintragung von noch drei neuen Eigenthümern bemilligten, 
wurde nicht etwa ein auf die Lebenszeit begrenztes Eigenthum der 
Genofjen eingetragen, fondern nach Maßgabe des die obligatorijchen 
Beziehungen derfelben regelnden Abkommens vom 30. Juli 1878 
im Grundbuch vermerkt, daß im Fall des Todes eines Miteigen- 
thümers fein Antheil auf die übrigen übergehe. Nach dem Erörterten 
hat der Vermerk nicht die Bedeutung, daß in jenem Falle das 
Eigenthum des Verſtorbenen erlifcht und den Ueberlebenden zuwächſt, 
daß alfo das Grundbuch berichtigt werden muß. Denn jo wenis 
bedingtes oder betagtes Eigenthum übertragen werden fann, 6 
wenig kann es durch nachträgliche Vereinbarungen gefchaffen werben, 
mögen dieſe zwiſchen Veräußerer und Erwerber oder nur zwiſchen 
mehreren Erwerbern getroffen fein. Vielmehr bringt der Vermerk 
die Verbindlichkeit der Rechtsnachfolger der DVerjtorbenen, die An— 
theile derfelben den anderen Eigenthümern zu überlafjen, zur öffent- 
lichen Kenntniß. Das Verlangen der Vorinftanzen iſt ſonach gerecht- 
fertigt. In welcher Weife von ihnen die Mitwirkung der Erben 
gedacht ift, ift nicht näher erörtert. Daß fie, wie die weitere Be— 
ſchwerde annimmt, zunächſt die Auflaffung der Antheile der Ver— 
ftorbenen an die Weberlebenden fordern, geht aus den Beichlüffen 
nicht hervor, wäre auch nicht gerechtfertigt. Es genügt in jedem 
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Falle, wenn die Erben der verjtorbenen Eigenthümer unter Be- 
achtung des $5 Abi. 2 E. E. G. in Gemeinſchaft mit den noch leben- 
den das Grundftüd unmittelbar an den Dritterwerber auflaffen. 


Nr. 13. 
Einbringung von Grundfüken in Gandelsgefellfhaften. 

Wenn die im Grundbuche verzeichneten Miteigenthümer 
eines Grundftüds dasjelbe in eine von ihnen allein gebildete 
offene Handelögefellihaft einbringen, jo bedarf ed zur Um— 
fchreibung des Eigenthumes auf die Gelellfchaft der Auflaffung. 


E.E.G. 8 1; AL.R. J. 17 8 4; 8.6.8. Art. 91, 119, 131, 133 ff. [143]; Preuß. 

Einf.Gef. vom 24. Zuni 1861 zum 9.8.6. Art. 23 $ 1; Inftr. des Preuß. 

AZuftigminifterd vom 12. Dezember 1861, betr. die Führung des Handels— 
regiſters $ 102. 





Beihluß vom 17, Januar 1898 (I. Y. 635/97). 
Amtsgericht und Landgericht Breslau. 





Eingetragene Eigenthümer des im Grundbuche von K. ©. 
Bd. I Nr. 13 verzeichneten Grundftüdes find ©. P. zur ideellen 
Hälfte und 2. PB. ſowie E. P. je zu einem ideellen Piertheile. 
Diefe drei Perjonen beantragten bei dem Amtsgericht unter der 
Erfärung, daß fie nach dem Handelsregifter die alleinigen Inhaber 
der offenen Handelsgefellihaft Dampfziegelei K. &., P. P. & En. 
feien nnd das Grundftüd in die Gefellihaft eingebracht hätten, 
die letztere ohne Auflaffung als Eigenthümerin des Grundftüdes 
inzutragen. Das Amtsgericht lehnte dies unter Billigung des 
Landgerihts ab, indem es die Auflaffung des Grundſtückes für 
erforderlich erachtete. Auch der weiteren Beſchwerde der Gefell- 
ſchaft wurde der Erfolg verjagt. 


Gründe: 


Allerdings hat das Reichsgericht in dem Urtheile vom 15. Fe— 
bruar 1892 (Entſch. in Civilſ. Bd. 30 ©. 150) ausgeſprochen, daß 
die offene Handelsgejelliehaft, wenn auch ihr Vermögen eine gemiffe 
Selbitändigfeit befige, doch nicht eine von den Perfonen der Ge- 
ſellſchafter verſchiedene Rechtsperfönlichkeit darftelle, daß vielmehr 
das Gejellihaftsvermögen immer nur ein befonders geeigenjchaftetes 
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Vermögen der einzelnen Geſellſchafter ſei, die dabei unter einem 
Kollektivnamen aufträten. Hieraus iſt ebenda die Folgerung ge— 
zogen, daß, wenn die Mitglieder einer offenen Handelsgeſellſchaft 
Sachen, deren Miteigenthümer zu ideellen Theilen ſie bisher ge— 
weſen ſeien, zum Geſellſchaftsvermögen machten, die Sachen ihren 
Eigenthümer nicht wechſelten, ſie vielmehr nur eine Beſtimmung 
erhielten, welche ſie zu Gegenſtänden der dem Geſellſchaftsvertrage 
entſprechenden Rechte der einzelnen Geſellſchafter mache. Unter 
Anwendung dieſer Grundſätze iſt dann von dem Reichsgericht in 
dem Erkenntniſſe vom 23. Oktober 1893 (Gruchot, Beiträge 
Bd. 38 ©. 1061) angenommen worden, daß Miteigenthümer eines 
Grundjtüdes dafjelbe zum Beftandtheile des Vermögens einer aus 
ihnen beftehenden offenen Handelsgeſellſchaft rechtswirkſam durch 
Vereinbarung ohne Auflafjung machen könnten. Das Neihsgeriht 
führt aus, wie dadurch, daß das den Gejellfhaftern zu Miteigen- 
thum gehörige Grundftüd Gefellihaftsnvermögen werde, die Eigen- 
thumsverhältniffe fih in Wirklichkeit nicht änderten, die angeblichen 
Veräußerer und Erwerber diejelben Perſonen feien und fie nur 
als Miteigenthümer ſich über eine andere Geftaltung ihrer nad 
wie vor gemeinschaftlihen Rechte einigten. Auch das Kammer- 
gericht hat früher in dem Beichluffe vom 11. Dftober 1886 (Jahr⸗ 
buch Bd. 6 ©. 65, vgl. Bd. 8 ©. 130) aus ähnlichen Gründen 
für die Illation eines Grundjtüdes Seitens der eingetragenen Mit- 
eigenthümer in eine aus ihnen bejtehende offene Handelsgefellichaft 
wenigftens in dem Falle die Auflaffung für nicht geboten erachtet, 
in welchem die Gefellichaftsantheile den Eigenthumsantheilen ent— 
Iprechen. 

In der That ijt der Schluß, daß es zur Umjchreibung eines 
von den eingetragenen Miteigenthümern in eine von ihnen gebildete 
Geſellſchaft eingebrachten Grundjtüdes auf die Geſellſchaftsfirma 
der Auflaffung nicht bedarf, dann unabweisbar, wenn fich mit 
diefer Einbringung fein Eigenthumswechſel vollzieht. In diefer 
Hinfiht kann aber der Auffaflung des Keichsgerihts und der 
früheren Anficht des Kammergerichts nad erneuter Erwägung nicht 
gefolgt werden. 

Nah dem für die Beurtheilung des Falles maßgebenden 
Stande des Grundbuches ift das Grmndftüd K. G. Bd. I Nr. 13 
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im gemeinjhaftlihen Eigentum von ©. B., 8. P. und E. P. 
nach ideellen Antheilen. Der $ 4 A.L.R. I. 17 beftimmt betreffs 
des gemeinſchaftlichen Eigenthumes, daß das Recht jedes Theil- 
nehmers auf die gemeinfchaftlihe Sache zum bejonderen Eigen- 
thume defjelben gehöre. Gegenftand dieſes befonderen Eigenthumes 
ift nach anerkannten Rechtsgrundſätzen die Sache felbjt, wie ins- 
bejondere gejeglih das Antheilveht an einem gemeinfchaftlichen 
Grundjtüde als Miteigenthum an dem Grundftüde behandelt wird 
(vol. Turnau, Grundbuhordnung 5. Aufl. Bd. 2 ©. 166). 

Das Reichsgericht felbit hat nun verjchiedentlih, und nament- 
lich in dem gedachten Urtheile vom 15. Februar 1892 (vgl. im 
Uebrigen Entſch. in Eivilf. Bd. 25 ©. 252) anerfannt, daß bei der 
offenen Handelsgefellihaft der einzelne Gefellichafter an den Stüden 
des Gejellichaftspermögens Fein quotales Miteigentbum habe. Die 
Richtigkeit diefer Auffaffung ift nach den Vorfchriften des H.G. B. 
nicht zu bezweifeln. Sie ergiebt fi namentlih aus Art. 119, in 
welchem die Privatgläubiger eines Gefellihafters von dem Zugriffe 
auf die zum Gejellichaftsvermögen gehörigen Sachen, Forderungen 
oder Rechte oder einen Antheil an denfelben ausgefchloffen und 
nur auf dasjenige als Vollftredungsgegenftand verwieſen werben, 
was der Geſellſchafter jelbit an Zinfen und an Gemwinnantheilen 
zu fordern berechtigt ift und was ihm bei der Auseinanderfeßung 
zufommt; weiter aus Art. 131, wonach ein ausgefchiedener oder 
ausgeſchloſſener Gejellfehafter fich die Auslieferung feines Antheiles 
am Gejellihaftsvermögen in einer den Werth deffelben darftellen- 
den Geldfumme gefallen lafjen muß und er fein Recht auf einen 
verhältnigmäßigen Antheil an den einzelnen Forderungen, Waaren 
oder anderen Bermögenzftüden der Geſellſchaft hat, ſowie aus der 
Regelung der Liquidation in den Art. 133 ff., in denen dem Ge- 
jelljchafter wiederum nur ein Geldanſpruch nah Maßgabe des 
reinen Liquidationserlöfes und feines Guthabens zugeftanden ift. 

Da jeder einzelne Miteigenthümer eines Grundftüdes bis zu 
deſſen Ueberführung in das Bermögen einer von allen Miteigen- 
thümern gebildeten Geſellſchaft feinen ideellen Grundftüdsantheil 
zu Sondereigenthbum hat, ihm aber von diefer Ueberführung ab 
nad der infoweit zutreffenden Auffaffung des Reichsgerichts der 
ideelle Grundftüdsantheil nicht mehr zu Sondereigenthum zufteht, 
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ſo ergiebt ſich, daß ſich mit dieſer Ueberführung ein Eigenthums— 
wechſel in Bezug auf den Antheil vollziehen muß (vgl. Staub, 
Kommentar zum 9.6.8. 5. Aufl. ©. 166). Namentlich tritt bei 
einer derartigen Bornahme nicht etwa nur eine Verfügungs- 
beichränfung Dergeftalt ein, daß jeder bisherige Miteigenthümer 
zwar bis auf Weiteres von der Einwirkung auf feinen ibeellen 
Grundjtüdsantheil ausgeſchloſſen ift, ihn aber gleichwohl im Eigen- 
thum behält. Wäre das Lestere richtig, To müßte das zeitweilig 
ruhende Eigenthum jchließlih, wenigjtens nad) Beendigung der 
Geſellſchaft, wieder aufleben, und zwar Mangels bejonderer Be— 
ftimmung der Geſellſchafter felbft dann, wenn der eine oder andere 
Miteigenthümer ſchon vor Beendigung der Gejellihaft aus ihr 
ausgeſchieden fein ſollte. Dies trifft aber feinesfalls zu. Der 
Art. 143 H. G. B. beſtimmt vielmehr ausdrüdlih, daß, wenn ein 
Geſellſchafter Sachen in die Gejellfchaft eingebracht habe, welche 
Eigentum der Gejellfchaft geworden feien, diejfelben bei der Aus- 
einanderjegung nicht an ihn zurüdfielen, jondern er nur einen 
Anſpruch auf Werthanrehhnung habe. 

Die Möglichkeit eines Wechfels in den Perfonen der Gejell- 
ſchafter erweift zugleich das Unzutreffende der Auffaffung, daß die 
Miteigenthümer, indem fie eine ihnen zu ideellen Antheilen gehörige 
Sache einer von ihnen gebildeten offenen Handelsgeſellſchaft über: 
lafjen, lediglich ihrem gemeinfchaftlihen Rechte eine andere Geftalt 
geben. Der ehemalige Miteigenthümer der Sade fteht, wenn er 
die Geſellſchaft verläßt, von Gefeßes wegen nicht mehr in recht: 
licher Beziehung zu der Sache, während andererfeits jeder neu ein— 
tretende Gefellihafter ohne Weiteres in ſolche Beziehung zu ihr 
tritt. Wie hieraus hervorgeht, gelangt mit der Ueberführung der 
Sache in das Gejellichaftsvermögen die rechtliche Herrichaft über 
diefelbe an einen PBerfonenfreis, welcher aus den jedesmaligen 
Gefellfehaftern befteht und den das Gefeß eben als „die Gejell- 
ſchaft“ bezeichnet. Dieſe Gefellihaft ift bei dem Eigenthumswechſel 
die Erwerberin, wobei es ganz dahingeftellt bleiben kann, ob ſie als eine 
in Bezug auf ihr Vermögen felbjtändige Berfon oder als Gemeinſchaft 
zur gefammten Hand oder in fonftiger Art aufgefaßt werden muß. 

Tritt aber bei der Ueberführung eines Grundjtüdes Seitens 
der eingetragenen Miteigenthümer in das Vermögen einer offenen 
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Handelsgeſellſchaft, deren Alleininhaber fie find, ein Eigenthums- 
wechſel ein, jo kann derfelbe formell nur duch Auflaffung bewirkt 
werden. Denn die Veräußerung beruht bei der Einbringung auf 
freier Willensentſchließung der Betheiligten, kommt alſo als frei- 
willige im Sinne des $1 E. E. G. in Betracht. Sondervorſchriften 
formeller Art, wonach es bei der Illation von Grundftüden in 
eine offene Handelsgejellichaft feiner Auflaffung bedürfte, beftehen 
nit. Namentlich folgt die Unanwendbarfeit des $ 1 E.E.G. nicht 
aus dem Art. 91 9.G.B., welder, wie das Reichsgericht mwieder- 
holt zutreffend ausgeführt bat, DVorjchriften in Bezug auf den 
Uebergang des Eigenthbums an eingebrachten Sachen auf die Gefell- 
Ihaft nur vorbehaltlih Wahrung der landesrechtlichen Formvor- 
Ichriften für den Eigenthumsübergang trifft (Entſch. in Eivilf. B. 31 
©. 28; Grudot, Bd. 38 ©. 1064; vgl. Staub a.a.D. ©. 167). 

Wenn weiter der Art. 23 $1 Preuß. Einf.Gef. vom 24. Juni 
1861 zum 9.G.B. die Eintragung von Grundftüden auf den Namen 
einer Handelsgejelihaft nur von der Eintragung der leßteren in 
das Handelsregifter abhängig macht, jo ift damit offenbar bezüglich 
der Form der Mebertragung des Eigenthums an die Gefellichaft 
Nichts beftimmt. Ebenjomwenig ift zu Gunften der hier zurüd- 
gewiefenen Anficht der $ 102 der Imftruftion des Juſtizminiſters 
vom 12. Dezember 1861, betr. die Führung des Handelsregifters 
(IMDB. ©. 328), zu verwerthen. Denn wenn dort auch gejagt 
wird, daß, fofern die Umfchreibung eines auf den Namen eines 
Gejellichafters eingetragenen Grundftüdes auf den Namen der 
Geſellſchaft nachgeſucht werde, durch öffentliche Urkunde die Ueber- 
laffung des Grundftüdes Seitens der Geſellſchafter an die Gefell- 
ſchaft nachzumeijen fei, jo beruht dies auf dem damaligen Nechts- 
zuftande, nach welchem für die Befigtitelberichtigung der urfund- 
liche Nachweis des Veräußerungsgeſchäfts entjcheidend war. Nach: 
dem durch die Grundbuchgefege vom 5. Mai 1872 für die Fälle 
einer freiwilligen Veräußerung die Auflaffung zur alleinigen Form 
für die EigentHumsübertragung von Grundftüden gemadt ift, kann 
auch, wenn ein Gefellihafter fein Grundftüd oder feinen Grund— 
ftüdsantheil der Handelsgejellihaft überlafjfen will, der Eigenthumss 
übergang nur durch Auflafjung verwirklicht werden. 

Dana) war die weitere Bejchwerde zurüdzumeifen. 
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Nr. 14. 
Auflaffung an eine fädtifche öffentliche Molksfchule. 

Eine ftädtifche öffentliche Volksſchule ift innerhalb des 
Geltungsgebietd der Schulordnung für die Provinz Preußen 
vom 11. Dezember 1845 im Privatrechtöverfehr Feine von 
der Stadtgemeinde gejonderte, jelbjtändige juriftiiche Perjon, 
wird vielmehr in ihren VBermögensangelegenheiten von diejer 
Gemeinde vertreten. Die Auflaffung eines Grundftüds an 
eine jolche Volksſchule als Kechtsfubjeft und ihre Eintragung 
als Eigenthümerin ift daher unzuläljig. 

G. B.O. 88 46, 48; A.L. R. II. 12 88 12, 13, 31 ff.; Verfaſſungsurkunde Art. 24; 
Schulordnung für die Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845 (6.5. 1846 ©, 1). 


Beihluß vom 18. Ditober 1897 (I. Y. 239/97). 
Amtsgericht Tiegenhof, Landgericht Elbing. 





Eingetragene Eigenthümerin der Grundjtüde Nr. 93 und Wr. 94 
T. war feit dem Jahre 1840 die Fatholiihe Schulgemeinde zu T. 
Die Nr. 94 ijt der Nr. 93 im Jahre 1875 zugefchrieben. Im 
Sabre 1893 beantragte die Stadtgemeinde T. (jeige Beſchwerde— 
führerin) auf Grund der Beicheinigung der K. Regierung zu D. 
vom 13. Juli 1893, nach welcher die evangeliiche und die Fatholifche 
Schulfozietät zu T. aufgelöft und deren Grundftüde mit Uebernahme 
der Rechte und Pflichten bezügli der Schulen auf die politifche 
Gemeinde übergegangen jeien, ihre Eintragung als Eigenthümerin 
des Grundftüds Nr. 93 T. Das Amtsgericht lehnte den Antrag 
mit dem Hinweis darauf ab, daß das Grunditüd als herrenlos dem 
Staate anheimgefallen jei, worauf die K. Regierung zu D. die Ein- 
tragung des Fiskus als Eigenthümerin beantragte. Diefem Anfuchen 
ift entſprochen. Nunmehr hat die Beichwerdeführerin eine von der 
gedachten Regierung auf den Bürgermeifter ausgeftellte Vollmacht 
vom 18. Februar 1896 überreicht, laut welcher diefer ermächtigt 
wird, das Grundftüd Nr. 93 T. Namens des Fisfus an die Fatho- 
liſche Schule zu T. aufzulaffen und deren Eintragung als Eigen- 
thümerin zu bewilligen. Hieran ift der Antrag gefnüpft, einen 
Termin zur Auflaffung anzuberaumen und das Erjcheinen des 
Magiftrats und der Schuldeputation zu diefem Termin in Ausſicht 
geſtellt. Das Amtsgericht hat die Entgegennahme der — 

Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 
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abgelehnt, weil die Fatholifche Schule Feine juriftiiche Perſon ſei. Die 
erhobene Bejchwerde ift vom Landgericht zurückgewieſen und aud) 
der weiteren Beſchwerde ift der Erfolg verfagt worden. 


Gründe: 


Das Kammergeriht hat es für zuläfjig erklärt, daß die Ein— 
tragung einer Kirchengemeinde als Eigenthümerin von Grundftüden 
unter der Bezeichnung „Pfarre, Küfterei“ erfolge, dabei aber aus- 
drüdlich hervorgehoben, daß es jih nur um die verjchiedene Be- 
nennung defjelben Rechtsfubjefts handle (Jahrb. Bd. 3 ©. 117). 
Im gegenwärtigen Falle aber foll die Fatholiihe Schule in der 
Stadt T. als rechtsfähige, Jelbitändige Anjtalt (oder Korporation, 
wie es in der weiteren Beſchwerde heißt) das Eigenthum an dem 
Grundftüf Nr. 93 T. erwerben und demgemäß die Eintragung er- 
folgen. Mit Recht haben die Vorinftanzen angenommen, daß die 
juriftifche Perſönlichkeit der Schule nicht nachgewiefen und damit 
der Erwerb des Grundftüds auf ihren Namen ausgejchlofjen fei. 

Es bedarf feiner weiteren Erörterung, daß der allgemeine Sat 
des Ss IT. 12 A.L.R., wonah Schulen und Univerfitäten Ver: 
anftaltungen des Staates find, die Eigenfchaft einer Volksſchule als 
juriſtiſcher Perſon nicht zu begründen vermag. Es joll damit 
lediglih, wie auh aus $ 2 hervorgeht, das Auffichtsrecht des 
Staates über alle Erziehungsanftalten betont werden. In Betreff 
der Rechtsfähigfeit der Unterrichtsanjtalten finden ſich bejondere 
Beltimmungen in den 88 54 u. 67 a.a. D.: die höheren Schulen 
haben die äußeren Rechte der Korporationen, die Univerjitäten alle 
Kechte privilegirter Korporationen. Ueber die Stellung der niedern 
Schulen im Privatrechtsverfehr fehlt es an ſolchen Beltimmungen. 
Sie find alfo nicht ohne weiteres Fraft Gefeges juriftiiche Perſonen 
mit anftaltlichem oder forporativem Charakter. Vielmehr ergiebt fich 
aus den Vorfchriften des A.L.R. (SS 12, 13, 31 ff. I. 12) in Ber- 
bindung mit Art. 24 Abſ. 3 der Verfaffungsurfunde, daß die Ele- 
mentarjchule regelmäßig als Einrichtung der politischen Gemeinde 
und diefe als Trägerin der Nechte und Pflihten der Schule in 
vermögensrechtlicher Beziehung, mithin auch als Eigenthümerin der 
Schulgrundftüde gedacht ift (Urtheil des Neichsgerihts vom 16. Fe— 
bruar 1885 bei Gruchot Bd. 29 ©. 700). Soll eine Volksſchule 
als Rechtsſubjekt anerfannt werden, jo bedarf es des bejonderen 
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Beweiſes ihres ſelbſtändigen Daſeins. Daß eine von der zuſtändigen 
Staatsbehörde für den öffentlichen Elementar-Unterricht eingerichtete, 
mit einem Vorſtande verſehene Schulſozietät oder Schulgemeinde die 
Eigenſchaft einer Korporation hat, iſt vom Obertribunal entſchieden 
und nicht zu bezweifeln (Entſch. Bd. 25 ©. 301). Um eine ſolche 
Schule handelt es ſich aber nit, auch nicht um eine Landſchule 
nah der Schulordnung für die Provinz Preußen vom 11. Dezem— 
ber 1845 (G.©. 1846 ©. 1), die zwar nicht als Forporativer Ver— 
band, wohl aber als Anjtalt mit Rechtsperfönlichkeit, vertreten durch 
den Schulvorftand, angejehen wird (Entſch. des Oberverwaltungs- 
gerihts Bd. 6 ©. 178, Bd. 17 ©. 276, Bb. 21 ©. 194; 88 32, 33 
der Schulordnung). Die Fatholifhe Schule in T. iſt eine ftädtifche 
Elementarihule, deren Berwaltung durch die Städteordnung und 
die Inſtruktion vom 26. Juni 1811 geregelt wird ($ 36 a. a. D.). 
Die Iegtere ift nach ftändiger Verwaltungspraris von der neuen 
Städteordnung für die öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 
(6.5. ©. 261) unberührt geblieben (vgl. Schneider um 
v. Bremen, das Volksſchulweſen im Preuß. Staate Bd. 1 ©. 70, 
71). Sie unterftellt die Volksſchulen in den Städten der Aufficht 
ver Schuldeputationen, welche in befonderer, das Schul- und Er- 
ziehungsmwejen berüdjihtigender Zufammenfegung die inneren und 
äußeren Angelegenheiten der Schulen leiten und namentlich) auch bei 
Ausübung des ftaatlihen Schulauffichtsrechts mitwirken ($$ 1, 2 der 
Inſtruktion bei Schneider und v. Bremen a. a. O. ©. 83). In 
leßterer Hinſicht find jie, wie es in der Verfügung des Minifters der 
geiftlichen zc. Angelegenheiten vom 28. Dezember 1883 (bei Schneider 
S. 76) heißt, berufen, die ftaatlihen Schulaufjichtsbeamten in der 
Führung ihres Amtes zu unterftügen; fie üben alfo ftaatliche Funktionen. 
Was aber die äußere Verwaltung des Schulwejens anlangt, jo find fie 
für die ſtädtiſchen Schulen lediglich Organe der ſtädtiſchen Behörden. 
Kirgends tritt in der Inſtruktion hervor, daß fie die Vertretung der 
Schulen als felbftändiger, von den Gemeinden getrennter Anftalten 
führen und daß danach jede Schule eine befondere juriftifche Perſon 
darjtelle. Wenn im $ 19 der Inſtruktion gejagt ift, daß jede Schule 
ihr eigenes Vermögen behalte, jo iſt zu berüdjichtigen, daß Die 
Schuldeputationen aud) die Schulen nicht = jtädtifchen Patronats zu 
beauffichtigen haben (F8 1, 6 d. Inſtr.), und daß ferner aus der 
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Rechtsfähigkeit folgt. Nach Lage der derzeitigen Gejeßgebung muß, 
für das Privatreht daran feitgehalten werden, daß im Zweifel die 
ſtädtiſche Elementarſchule Eigenthum der politifchen Gemeinde ift 
und vermögensrechtlich durch diefe repräfentirt wird. Webrigens hat 
in der gegenwärtigen Sache die K. Regierung zu D. laut der Be- 
ſcheinigung vom 13. Yuli 1893 auf dem gleichen Standpunkt ge= 
ftanden, indem am Schlufje derfelben ausprüdlich gejagt ift, daß die 
Gemeinde T. das Eigenthum der Schulgrundftüde erworben habe. 
Das Urtheil des Dberverwaltungsgerichts vom 10. April 1894 (bei 
v. Kamptz, Rechtſprechung des Dberverwaltungsgerihts Bd. 2 
©. 622) ſteht der hier vertretenen Auffaffung nicht entgegen. Nur 
für das Gebiet der Verwaltung und PVerwaltungsgerichtsbarfeit it 
der Schule als dem Inbegriffe des ihr gewidmeten Zwedvermögens. 
Rechtsfähigkeit zugefprochen, dabei aber hervorgehoben, daß fie nicht 
eine vollflommen von derjenigen der Gemeinde getrennte juriſtiſche 
Perfönlichkeit befiße und daß namentlich die Gemeinde zur privat- 
rechtlichen Vertretung der Schule befugt fein möge. 


Nr. 15. 
Auflaffung. Form der Bollmarhten des Krandenburgſchen Aroninzial- 
verbandes. 

Bollmachten ded Brandenburgichen Provinzialverbandes, 
welche das Chauffee- und Wegeweſen, das Landarmenweſen, 
dad Landeömeliorationdweien, die Nebenfonds der Provinz 
oder die Provinzialanftalten betreffen, werden aud dann, 
wenn fie die Veräußerung von Grundftüden und Immobiliar- 
rechten zum Gegenftande haben, von dem Landesdireftor und 
einem der oberen Provinzialbeamten rechtögültig für den Pro- 


vinzialverband vollzogen. 


Provinzialordnung für die Provinzen Dfte und Weftpreußen, Brandenburg 
Pommern, Schleſien und Sachſen vom 29. Juni 1875 in der Faſſung der Bes 
fanntmadung vom 22. März 1881 (G S. ©. 233) $ 91; Statut des Branden: 
burgſchen Provinzialverbandes vom 6. März 1878, befannt gemacht im Amts: 
blatt der Regierung zu Potsdam ©. 131; Kreidorbnung für die Provinzen Dit: 
und Weftpreußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien und Sachfen vom 13. Des 
zember 1872 in der Fafjung der Bekanntmachung vom 19. März; 1881 (G.S. 
©. 179) $ 137 Abi. 3. 


— — 
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Beſchluß vom 15. März 1897 (I. 3. 87/97). 
Amtögericht Havelberg, Landgericht Neu-Ruppin. 


Der Provinzialverband der Provinz Brandenburg beabfichtigt, 
eine Parzelle der..... Provinzial-Chaufjee von 1a 64 qm Größe, 
als deren Eigenthümer er im Grundbuche eingetragen fteht, an den 
Waflerbaufisfus, an melden fie für 128,51 M. verkauft worden, 
aufzulaffen. Nachdem der Kaufvertrag vom Provinzialausſchuſſe 
duch Beſchluß vom 18. Auguft 1896 genehmigt worden, ift der 
Landesbauinſpektor F. duch Vollmacht vom 11. November 1896 
zur Abgabe der Auflaffungserflärung ermächtigt worden. Die Voll- 
macht, welder eine Ausfertigung des Beihluffes vom 18. Auguft 
1896 beigefügt ift, ift ordnungsmäßig unterfiegelt, jedoch nur vom 
Zandesdireftor und Landesſyndikus unterfchrieben. Mit Rückſicht 
hierauf hat das Amtsgericht, dem die Vollmacht vor der Auflafjung 
überreicht worden, diefelbe mit Verfügung vom 4. Januar 1897 als 
nit genügend zurüdgegeben, indem es auf Grund des 8 91 der 
Provinzialordnung die Unterfchriften des Landesdireftors und zweier 
Mitglieder des Provinzialausschuffes für erforderlich erachtet. Die 
Beſchwerde des Provinzialverbandes hierüber ift vom Landgericht 
Tojtenpflichtig zurüdgemwiefen. Auf die weitere Beſchwerde des Lan— 
desdirektors ift das Amtsgericht angemwiejen, von feinem Bedenken 
Abftand zu nehmen, aus folgenden 





$Gründen: 


Der Abi. 1 des $ 91 der Provinzialordnung für die Provinzen 
Oft und MWeftpreußen, Brandenburg, Pommern, Schlejien und 
Sachſen vom 29. Juni 1875 in der Faſſung der Belanntmachung 
vom 22. März 1881 (G.S. ©. 233) beftimmt, daß Urkunden, mit- 
tels deren der Provinzialverband Verpflichtungen übernimmt, unter 
Anführung des betreffenden Beſchluſſes des Provinziallandtages bezw. 
des Provinzialausfchuffes von dem Landesdireftor und von zwei 
Mitgliedern des Provinzialausfchuffes unterfchrieben und mit dem 
Amtsfiegel des Landesdireftors verjehen fein müſſen. Diefer Vorfchrift 
äft in Abſ. 2 eine Beftimmung hinzugefügt, welche wörtlich lautet: 

„Dem Provinziallandtage bleibt vorbehalten, für einzelne 
Berwaltungszweige und Anftalten in Betreff der Volziehung von 
Urfunden und Vollmachten für Vereinfachung der Gejchäfte 
anderweite ftatutarifche Beitimmungen zu treffen.“ 
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Auf Grund diefer Ermächtigung hat der Brandenburgiche Pro— 
vinziallandtag das unterm 30. März 1878 Iandesherrlich genehmigte, 
im Amtsblatt der Regierung zu Potsdam von 1878 ©. 131 befannt 
gemachte Statut vom 6. März 1878 befchloffen, welches folgenden 
Wortlaut hat: 

„Urkunden, mittel deren der Provinzialverband Berpflich- 
tungen übernimmt, ſowie Vollmachten werden, wenn fie das 
Chaufjee- und Wegeweſen, das Landarmenweien, das Landes— 
meliorationswefen, die Nebenfonds der Provinz oder die Brovinzial- 
Anstalten betreffen, — jedoch mit Ausſchluß der Urkunden über 
Veräußerung von Grundjtüden und Jmmobiliarrechten, — von 
dem Landesdireftor und einem der oberen Provinzialbeamten vechts- 
gültig für den Provinzialverband vollzogen.“ 

Das Landgeriht geht nun davon aus, daß die dem Landes— 
bauinjpeftor F. ertheilte Vollmaht vom 11. November 1896 eine 
Urkunde über Veräußerung eines Grundſtücks fei, da auf Grund 
derjelben eine jolche Veräußerung vorgenommen werden ſolle, und 
tritt deshalb der Auffaffung des Amtsgerichts bei, daß hier grade 
der im Statut ausdrüdlich vorgejehene Ausnahmefall vorliege, in 
welhem die Anwendung der erleichterten Formvorjchriften ausge- 
ſchloſſen fein fol. 

Diefe Auffaffung beruht indefjen auf einer unrichtigen Aus— 
legung des Statuts und bezw. des $ 91 der Provinzialordnung. 

Es ift allerdings nicht zu verfennen, daß, wenn der $ 91 Ab. 2 
a.a. D. dem Provinziallandtage die Ermädtigung zur Beitimmung 
anderweiter Formoorichriften für die Vollziehung von „Urkunden und 
Vollmachten“ ertheilt, diefe Ausdrucksweiſe des Geſetzes auf den 
erſten Blick inſofern befremdlich erfcheint, als Vollmachten unzweifel- 
haft mit zu den Urkunden gehören und es demmach nicht verjtänd- 
lich ift, weshalb dieſe Tpezielle Art von Urkunden noch befonderg er- 
wähnt wird, da jie doch nach juriftiichem Sprachgebrauch in der all- 
gemeinen Bezeihnung „Urkunden“ ſchon an fich mit enthalten 
ift. Beachtet man aber, daß die Beſtimmung im Ab}. 2 fich als eine 
Modifizirung der im Ab}. 1 ftatuirten Regel darftellt und fich ſomit 
aufs engjte an den Abf. 1 und den dort behandelten Kreis von Ge- 
Ihäften anjchließt, jo ergiebt ſich aus diefem fachlichen Zuſammen— 
bange, daß im Abi. 2 das Wort „Urkunden“ offenbar in demſelben 
Ipezififchen Sinne wie im Abſ. 1 gebraucht ift, daß alfo damit nur 


V. Grundbuchſachen. 55 


ſolche Urkunden gemeint ſind, mittels deren der Provinzialverband 
Verpflichtungen übernimmt, und daß dieſer beſonderen Art von Ur— 
kunden ſodann Vollmachten als eine weitere beſondere Art, bei 
deren Ausſtellung vereinfachte Formen zuläſſig ſein ſollen, angereiht 
ſind. In ähnlicher, und zwar durchaus unmißverſtändlicher und 
klarer Weiſe findet ſich eine derartige Zuſammenſtellung von Voll— 
machten mit ſolchen anderen Urkunden im $ 137 Abſ. 3 der Kreis— 
ordnung vom 13. Dezember 1872/19. März 1881 (G.S. von 1881 
©. 179), wo bejtimmt ift, daß Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche 
ten Kreis gegen Dritte verbinden follen, ingleihen Vollmachten unter 
Anführung des betreffenden Befchlufies des Kreistages bezw. Kreis— 
ausihufies von dem Landrath und zwei Mitgliedern des Kreisaus- 
ſchuſſes 2c. unterfchrieben fein müſſen. Eben diefer Ausdrucksweiſe 
hatte fich auch der dem Landtage in der Seſſion 1873/74 vorgelegte, 
nicht zum Geſetz erhobene NRegierungsentwurf einer Brovinzialordnung 
bedient, deſſen $ 50 Abf. 3 lautete: Urkunden über Rechtsgefchäfte, 
welche den Brovinzialverband gegen Dritte verbinden jollen, in— 
gleihen Vollmachten, müflen unter Anführung des betreffenden Be— 
Ichlufjes des Provinziallandtages bezw. des Provinzialausſchuſſes von 
dem Landesdireftor und ꝛc. unterjchrieben fein. Daran ſchloß ſich 
im folgenden Sage eine wejentlich gleiche Vorſchrift, wie fie jest im 
zweiten Abſatze des $ 91 der Provinzialordnung enthalten ift, daß 
es nämlich dem Provinziallandtage vorbehalten bleiben jolle, in den 
von ihm für einzelne Verwaltungszweige und Anftalten zu erlafjenden 
Reglements in Betreff der Vollziehung von Urkunden und VBollmachten 
zur Bereinfahung der Gejchäfte anderweite Beitimmung zu treffen 
(Drudjahen des Haufes der Abgeordneten, XI. Legislatur-Periode, 
I. Seſſion 1873/74 Nr. 151). Erſt in dem dem jeßigen Gejege zu 
Grunde liegenden Negierungsentwurfe vom 22. Januar 1875 it 
in dem den $ 50 des früheren Entwurfs entjprechenden $ 98 im 
Abf. 1 neben den Urkunden, mittels deren (mie nunmehr die Faſſung 
lautet) der Provinzialverband Berpflichtungen übernimmt, der Zufat 
„ingleihen Vollmachten“ weggelafjen, ohne daß hierfür ein Grund 
in den Motiven angegeben oder ſonſt erjichtlih wäre, während in 
dem die Beftimmung erleichterter Formvorſchriften zulaffenden Abi. 2 
ebenfalls wie in dem früheren Entwurfe „Urkunden und Vollmachten“ 
aufgeführt find (Druckſachen des Haufes der Abgeordneten, XII. Le— 
gislaturperiode, II. Seſſion 1875 Nr. 14). 
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Aus alledem geht hervor, einmal daß unter Urkunden, durch 
welche der PBrovinzialverband Verpflichtungen übernimmt, folche zu 
verftehen find, mittels deren er fich unmittelbar Dritten gegenüber 
verbindlich mache, und ſodann, daß nah dem Sprachgebrauche, wie 
er peziell auf dem bier in Rede ftehenden Gebiete der Geſetzgebung 
fi) entwidelt hat, Urkunden, mittels deren öffentlichrechtliche Kör- 
perſchaften fi Dritten gegenüber unmittelbar durch ihre ordnungs- 
mäßigen Organe verpflichten, und Vollmachten, welche diefelben aus- 
ftellen, ftreng auseinandergehalten und in einem gewiffen Gegenſatz 
zu einander geftellt werden. Diefer fpezielle Sprachgebrauch ift er- 
fichtlih auch für die Fafjung des $ 91 der Provinzialordnung maß- 
gebend geweſen und von dort weiter in das zu diefem Paragraphen 
erlafjene Statut vom 6. März 1878 übergegangen. Danach find 
alfo auch hier unter den an die Spite geftellten Verpflichtungsur- 
funden — im Gegenfage zu Vollmachten — foldhe zu verftehen, 
durch welche der Provinzialverband ſich unmittelbar Dritten gegen: 
über zu einem Thun, Leiften oder Unterlaffen verpflichtet. Wenn 
nun das Statut für ſolche Urkunden und für Vollmachten, ſoweit 
diefelben die dort bezeichneten Verwaltungszweige und Anftalten be- 
treffen, eine vereinfachte Form bejtimmt, hiervon jedoh Urkumden 
über Veräußerung von Grundjtüden und Immobiliarrechten aus— 
jchließt, To ift nach dem vorftehend gekennzeichneten Sprachgebraudhe 
far, daß mit dieſen legteren „Urkunden“ nur foldhe gemeint fein 
fönnen, durch welche der Brovinzialverband ſich unmittelbar Dritten 
gegenüber zu Veräußerung von Immobilien verpflichtet, daß Dagegen 
Vollmachten, welche die Veräußerung von Grundjtüden und Immo— 
biliarrechten betreffen, darunter nicht mitbegriffen find. Bei der Kürze 
und SKinappheit des Statuts erfcheint es auch ausgefchloffen, daß in 
dem eingejchalteten Sage, der für Urkunden über Veräußerung von 
Immobilien die Zuläffigfeit der erleichterten Ausftellungsform verjagt, 
der Ausdrud „Urkunden“ in einem anderen, und zwar weiteren Sinne 
gebraucht fein follte, als kurz vorher im Eingange des Statuts. Für 
die vorftehend entwidelte Auslegung ſpricht endlih auch die Ent- 
ftehungsgefchichte des Statuts, dem nach Ablehnung einer früher 
gewählten, indejjen zur landesherrlichen Genehmigung nicht geeignet 
befundenen Faſſung die bezüglihe Vorfhrift im $ 10 des von dem 
Sächſiſchen Provinziallandtage befchloffenen Statuts vom 28.November 
1876 / 17. März 1877 zum Borbilde gedient hat, welche lautet: 
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„Zur Vereinfachung der Geſchäfte der Provinzialverwaltung 
($ 91 Abſ. 2 der Provinzialordnung) wird beſtimmt, daß Urkun— 
den und Vollmachten, welche das Chaufjee- und Wegeweſen, das 
Zandesmeliorationsweien, die Provinzialhülfsfafle und die Pro- 
vinzialanftalten betreffen, jedoch mit Ausſchluß der Urkunden über 
Veräußerung von Grundftüden und Immobiliarrechten, von dem 
Landesdireftor und einem der oberen Provinzialbeamten rechts- 
gültig vollzogen werden.“ 
(Vgl. von Brauchitſch, VBerwaltungsgefege, 10.Aufl.Bd.2©. 236.) 

Auch in diefer Sächſiſchen Vorſchrift ift, dem erwähnten Sprach— 
gebrauche entiprechend, fcharf zwifchen „Urkunden“ und ,Vollmachten“ 
unterfhieden, und nach der präzifen Faflung und dem Wortlaute 
der Vorſchrift kann es nicht zweifelhaft fein, daß hier nur „Ur 
kunden“ über Veräußerung von Immobilien in dem oben entwidelten 
Sinne, niht auh ‚Vollmachten“ zu ſolchen Veräußerungen von der 
erleichterten Form der Ausftellung haben ausgenommen werden follen. 
Es fehlt aber nad der ganzen Lage der Sache an jedem Anbhalte 
dafür, daß der Brandenburgiche Provinzialverband abweichend von 
diefem Vorbilde die Anwendung der vereinfachten Form in größerem 
Umfange habe ausſchließen wollen. 

Wenn das Landgericht hervorhebt, daß, ſobald man für Voll- 
machten zur Veräußerung von Immobilien die vereinfachte Form 
zulaffe, dies den praftiichen Erfolg haben würde, daß in jedem ein- 
zelnen Falle die fonftigen Urkunden über Veräußerung von Grund- 
ftücfen bejtehenden Formvorſchriften durch Ausjtellung einer Voll- 
macht illuſoriſch gemacht werden könnten, jo erfcheint dieſes Bedenken 
um deshalb ohne Bedeutung, weil zur rechtsgiltigen Veräußerung 
von Immobilien ftets ein Beſchluß des Provinziallandtages bezw. 
bei gewiſſen Grundftüden minderen Werths ein Beſchluß des Pro— 
vinzialausfchuffes erforderlich ift ($ 38 der Provinzialordnung und 
Statut vom 6. März/12. April 1882, befannt gemacht im Regie- 
rungs-Amtsblatte von 1882 ©. 208), der Bevollmäcdhtigte daher, mag 
ihm nun die Vollmacht in der im $ 91 Abf. I der Provinzialord- 
nung oder der im Statut vom 6. März 1878 beftimmten Form ertheilt 
fein, außer Stande ift, ohne Vorlegung des bezüglichen Beichlufjes 
die Veräußerung rechtswirkſam vorzunehmen, er insbefondere auch 
Die Auflaffung nicht ohne Vorlegung dieſes Beſchluſſes oder der legal 
ausgefertigten Veräußerungsurfunde bewirken Fann. 
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Kr. 16. 


Erwerb des Eigenthums an einem Grundſtück bei aufſchiebend 
befriſtetem Manf. 


Die Abrede unter den Miteigenthümern eines Grund- 
jtüdd, daß beim Tode des einen dad Miteigenthbum den 
anderen gegen Zahlung einer bejtimmten Summe an die 
Erben des Berftorbenen zumwachien folle, ijt als aufjchiebend 
befrifteter Kaufvertrag anzujehen und vermittelt nicht ohne 
weitered beim Tode eined Genofjen den Uebergang jeines- 
Antheild auf die übrigen, vielmehr ift die Auflafjung durch 
die Erben erforderlich. 

E.E.G. $$ 1, 5. 


Beihluß vom 10. Zanuar 1898 (I. 9. 601/97). 
Amtsgericht und Landgericht Münſter. 





Als Eigenthümer des Kolonates Nr. 36 9. waren nach dem 
Tode ihrer Eltern neun Geſchwiſter B. eingetragen. Nah dem 
Tode des Johann Theodor B. überliegen Adolf und Johannes B.. 
in dem notariellen Vertrage vom 18. Juni 1856 ihre Antheile an 
dem Kolonate den übrigen ſechs Gejchwiftern gegen Zahlung von 
je 1100 Thle. Dieje vereinbarten Ausſchluß der Theilung und 
die Verpflichtung der Genoſſen, beim Ausjcheiden aus der Gemein- 
Ihaft ihr Sechstheil den Miteigenthümern für den Preis von 
gleichfalls 1100 Thlr. zu überlaffen. Demnächſt lautet der $ 5 
des Vertrages: 

„Dasjenige von den die Gemeinfchaft fortfegenden Ge— 
ſchwiſtern, welches ftirbt, vererbt auf feine Erben nicht Miteigen- 
thum an der Gemeinjchaft; hierüber ift ihm vielmehr die testa- 
menti faetio entzogen. Das Miteigenthum deſſelben wächſt 
vielmehr jeinen Miteigenthümern zu. — Dahingegen bleibt es 
ihm unbenommen, frei über die Summe von 1100 Thlr. . .. 
zu verfügen. . . .“ 

Der Befigtitel wurde nunmehr für die ſechs Geſchwiſter B.. 
berichtigt. Durch gerichtlihen Vertrag vom 1. Juli 1863 über- 
trugen Anton und Auguft B. ihre Antheile den anderen vier 
Geſchwiſtern, die darauf als Eigenthümer des Kolonats eingetragen: 
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wurden. Auf Grund eines zwiſchen Bernhard und Heinrich B. 
geſchloſſenen Erbvertrages iſt dann der letztere in Beziehung auf 
den Antheil des Bernhard als Miteigenthümer im Grundbuch ver— 
merkt, jo daß gegenwärtig eingetragen ſtehen: Katharina und 
Wilhelm B. zu je Y,, Heinrih B. (der Beichwerdeführer) zu Ya. 
Katharina B. ift am 1. Juli 1879, Wilhelm B. am 2. September 
1884 geftorben. Der Bejchwerdeführer hat auf Grund des $ 5 
des Vertrages vom 18. Juni 1856 feine Eintragung als Allein- 
eigenthümer des Kolonats beantragt, ift indeß mit feinem Antrage 
von den Vorinſtanzen zurückgewieſen und aud die weitere Beſchwerde 
hatte feinen Erfolg. 
Gründe: 

Es fann der weiteren Befchwerde zugegeben werden, daß die 
Abmahung im $5 des Vertrages nicht, wie das Landgericht an— 
nimmt, ein wegen Formmangels ungültiger Bermächtnißvertrag 
ift, daß vielmehr ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden vorliegt. Das— 
jelbe vermag aber für ſich allein nicht den Erwerb des ibeellen 
Antheils der verftorbenen Genofjen an dem Stolonate durch den 
Bejchwerdeführer zu vermitteln. Es jtellt fih als die Fäufliche 
Ueberlaffung des Antheils an die Ueberlebenden dar, jedoch mit 
Wirkfamfeit erft vom Tode des Verfäufers ab. Daß ein — auf 
ſchiebend befrifteter — Kaufvertrag geſchloſſen ift, ergiebt ſich aus 
der Feitfegung des Preiſes für die Abtretung des Miteigenthums, 
der an die Erben des Verjtorbenen zu zahlen ift. Schon nad dem 
vor Inkrafttreten der Grundbuchgefege geltenden Recht it dem 
auf die Begründung des Eigenthums unter einem Anfangstermin 
gerichteten Abkommen lediglih obligatoriſche Wirkung beizulegen. 
Der Eigenthumserwerb febjt erfordert außer dem Titel die Ueber- 
gabe (&11. 10 A.L.R.; Dernburg Preuß. BR. Bd. 1, 5. Aufl. 
$ 227 Ne. 1). Für das Miteigenthum gilt nad der richtigen 
Meinung das Gleiche, jo daß ein Zuwachs, wie er in dem Ver— 
trage vereinbart ift, allein auf Grund der Erklärung des aus— 
ſcheidenden Genofjen rechtlich nicht möglich ericheint. Der Eintritt 
der Bedingung oder der Friſt vermöchte nur in Verbindung mit 
der Uebergabe des ideellen Antheils Eigentum zu begründen 
(S 5 1J. 17 A.L.R. Eccius 6. Aufl. Bd. 3 $ 182 Anm. 83, Bd. 2 
$ 128 Anm. 7; Entſch. des Obertrib. Bd. 64 ©. 113; Turnau 
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5. Aufl. Bd. 2 ©. 166). Nah $ 16E. E. G. vollzieht ſich der Erwerb 
des Eigenthums an Grundftüden und folgeweife auch des Mit- 
eigenthbums an foldhen in dem — hier vorliegenden — Falle der 
freiwilligen Veräußerung nur duch Auflaffung. Deshalb kann 
auch der Vertrag vom 18. Juni 1856 nur als Beräußerungs- 
geihäft, auf Grund deffen die Auflaffung vorzunehmen ift, in 
Betracht fommen. Vor dem 1. Dftober 1872 hat der Bejchwerde- 
führer das Alleineigenthum an dem Kolonate no nicht erlangt, 
da ihm der Antheil der Gefchwifter nicht übergeben war, diefe auch 
erſt ſpäter verjtorben find. Demnach entjcheidet über die Formen 
des Erwerber das neue Grundbuchrecht. Unter feiner Herrichaft 
ift eine bedingte oder betagte Eigenthumsübertragung bei Grund— 
ftüden unmöglid; ein auf diefelbe abzielendes Rechtsgejchäft be- 
gründet nur den perſönlichen Anſpruch auf Auflaffung, der freilich 
durch eine Vormerfung dinglich gefichert werden kann, ohne daß 
jdoh dadurch Eigenthum geſchaffen wird (Turnau ©. 184; 
Eccius $ 169 Anm. 13). Sonad hat der Befchwerbeführer fein 
Recht auf den begehrten Bermerf des Alleineigenthbums, das die 
Auflaffung dur die Erben der verftorbenen Miteigenthümer 
vorausfeßt. 


Nr. 17. 
Grundbuchberichtigung auf Erſuchen der Auseinanderfehungsbehörde. 
‚1. Die Oeneralfommiffionen find in Ausführung von 
Rezeſſen für das Erſuchen um Neuanlegung von Grundbuch— 
blättern zuftändig; ihm iſt durch Einleitung des Anlegungs- 
verfahrend zu entiprechen, wenn nicht aus den dasfelbe 
regelnden Gejegen ſich Anſtände ergeben. 

2. Auch für nicht organifirte Nealgemeinden in der 
Provinz Hannover und für die Gefammtheit der bei einer 
Auseinanderfegung Betheiligten, die mit einer Vertretung 
nach dem Geſetze vom 2. April 1887 verjehen ift, find 
gegebenen Falld Grundbuchblätter anzulegen. 


G.B.O. 88 2, 41; hannoverſches Gefeg vom 30. Zuni 1842 (hannov. G. S. 
©. 145 $$ 117, 121; Gef. vom 17. Zanuar 1883 (8.8. S. 7) $ 23; Gef. vom 
5. Juni 1888 (G.S &. 233); Gef. vom 2. April 1887 (G.S. ©. 105). 
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Beſchluß vom 24. Januar 1898 (I. Y. 642/97). 
Amtsgeriht Einbed, Landgericht Göttingen. 





Auf Grund von Stattnehmigfeitserfenntniffen der General- 
fommiffion zu 9. ift die VBerfoppelung der Grundftüde der Feld— 
mark 9. mit einem Theile der Gemarkung R. ſowie der Feldmarf 
2. und die Spezialtheilung der in diefen Feldmarfen belegenen 
Gemeinheitsgrundftüde durchgeführt. Die Rezeſſe find unter dem 
22. Dezember 1894 und 28. Dezember 1895 beftätigt. Die Aus— 
führung der Auseinanderfegung ift bereits im Herbſt 1886 vor 
Anlegung des Grundbuds für die betroffenen Feldmarfen erfolgt. 
Betheiligt waren auch vier Realgemeinden. Die der Realgemeinde 
9. zugewiefene Abfindungsflähe ift indeß in einer Nachtragsver- 
handlung vom 5. Dftober 1894 der Kirchengemeinde zu 9. abge- 
treten. Bezügli der nicht öffentlichen Wege und Gräben ift im 
Rezefie beitimmt, daß fie gemeinschaftliches Eigenthbum der Be— 
theiligten verbleiben follen, jomweit nicht eine Ueberweifung an 
einzelne Betheiligte ausgeiproden fei. Die Verwaltung der ge— 
meinjchaftlichen Angelegenheiten, insbejondere der gedachten Wege 
und Gräben, ſowie die Vertretung der Betheiligten hierbei ift nach 
Maßgabe des Gefeges vom 2. April 1887 dem jeweiligen Ge— 
meindevorftande von 9. bezw. 2. übertragen. In dem $ 20 der 
Rezefle heißt es: 

. .. Die Betheiligten beantragen und bewilligen . . ., die 
ihnen zugetheilten Abfindungsjtüde bei der bevorftehenden An— 
legung des Grundbuchs als ihr Eigenthum einzutragen . . . 

Ferner beantragen fie auch, die gemeinſchaftlichen Anlagen 
und nicht öffentlihen Wege und Gräben als gemeinfchaftliches 
Eigenthum unter Berüdfihtigung der $$ 8 und 12 einzutragen... . 

Die Generallommiffion erfuchte demnächſt den Grundbuchrichter 
um Berichtigung des Grundbuchs nad Maßgabe des Rezefjes, 
insbefondere um Anlegung von Grundbuchblättern für die Real— 
gemeinden und die Gejammtheit der Betheiligten. Die 
Anlegung des Grundbuchs für die in Betracht kommenden Bezirke 
it im Wefentlichen beendet. Das Amtsgeriht hat das Erſuchen 
aus ſachlichen Gründen abgelehnt, weil die eine der Nealgemeinden 
feinen Grundbefiß habe, die übrigen aber nicht nach dem Gejege 
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vom 5. Juni 1888, betreffend die Verfaffung der NRealgemeinden 
in der Provinz Hannover (G.S. ©. 233), organifirt feien und 
weil die Gejfammtheit der Betheiligten Feine juriſtiſche Perſon fei. 
Das Landgericht hat die Beſchwerde der Generalkommiſſion zurüd- 
gewielen, indem es dieſelbe formell nicht für befugt erachtet, 
Namens der Betheiligten die Eröffnung von Grundbuchblättern 
zu betreiben, wiewohl die fachlichen Bedenken des Amtsgerichts 
nicht gerechtfertigt jeien. Der weiteren Beſchwerde war der Erfolg 
nicht zu verfagen. 
Gründe: 

Die Borinftanz hat die Legitimation der Generalfommiffion 
lediglich deshalb verneint, weil die Neuanlegung des Grundbuchs 
in Frage jtehe, und es iſt ihr zuzugeben, daß der Wortlaut des 
Geſetzes diefe Auffaſſung zu ftüßen jcheint. Nah 8 121 des 
hannoverjchen Geſetzes über das Verfahren in Gemeinheitstheilungs- 
und Verfoppelungsfahen vom 30. Juni 1842 (hannov. G.S. S. 145) 
bat die Obrigkeit — jeßt die Generalfommiffion ($ 23 des Gefetes 
vom 17. Januar 1883, G.S. ©. 7) — wegen der in Folge der 
Theilung oder Verkoppelung eingetretenen Veränderungen im Grund- 
eigenthum die geeigneten Eintragungen, Umfchreibungen und Be- 
rihtigungen zu veranlaffen. Die VBorfchrift fett alfo, wie Die 
ss 41, 77 G. B.O., ein bereits vorhandenes Grund- oder Hypo— 
thefenbuh voraus, in das die rezeßmäßigen Ergebniffe zu über- 
nehmen jind, um das Buch mit der wirklichen Rechtslage in Ein- 
Hang zu bringen. Der Fall, daß es für die Darftellung des durch 
den Rezeß den Theilnehmern des Verfahrens überwiejenen Grund- 
eigenthums an einem öffentlichen Buche fehlt, ift im Geſetze nicht 
berückſichtigt. Es kann aber nicht zweifelhaft fein, daß die Lücke 
im Sinne der Beichwerdeführerin auszufüllen iſt. Der Ausein- 
anderfegungsbehörde liegt in Hannover, wie in den altländifchen 
Provinzen, die materielle und formelle Erledigung der Thei— 
lungsurfunden ob ($$ 117, 121 d. Gef. vom 30. Juni 1842). 
Was in denjelben von den Betheiligten vereinbart oder durch 
Spruch der Behörde feitgefegt worden ift, ſoll durch die leßtere 
ausgeführt und dadurd die vollftändige Ordnung der durch die 
Theilung und Berkfoppelung betroffenen Rechtsverhältniffe bewirkt 
werden. Von diefem Gefichtspunfte aus ift der Anhalt eines 
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Theilnehmer betrifft, nicht minder der Ausführung durch die 
Generalkommiſſion bedürftig, wie in ſeinen ſonſtigen ein fertiges 
Grundbuch berührenden Beſtimmungen. Ein Grund, weshalb im 
letzteren Falle der Betrieb durch die Generalkommiſſion, im 
erſteren durch die Betheiligten erfolgen ſolle, iſt nicht erſichtlich. 
Noch weniger aber iſt beim Mangel einer beſonderen gegentheiligen 
Vorſchrift als der Wille des Geſetzes zu unterſtellen, daß die im 
Rezeſſe enthaltenen Parteianträge der Wiederholung vor dem 
Grundbuchrichter benöthigt fein und nicht durch die General— 
kommiſſion im Wege des Erſuchens als Beſtandtheile des von 
ihr beſtätigten Rezeſſes an den Richter gebracht werden ſollten. 
Für die Behauptung eines derartigen Formalismus fehlt es an 
der geſetzlichen Grundlage. Daher iſt davon auszugehen, daß die 
Generalkommiſſion für das Erſuchen nicht blos um Berichtigung, 
ſondern auch um Neuanlegung des Grundbuchs gemäß dem 
Rezeſſe zuſtändig iſt (vgl. für die alten Provinzen Turnau 5. Aufl. 
©. 300, 229) und daß der Grundbuchrichter diefem Erfuchen gegen- 
über jahlih Stellung zu nehmen bat. Hierbei fann freilich der 
$ 41 6.B.D. infofern nit maßgebend fein, als er ein Grundbud) 
vorausjegt und bejtimmt, daß dem Erfuchen zu genügen oder der 
aus dem Grundbuch fi ergebende Anftand der erfuchenden 
Behörde mitzutheilen fei. Das Anlegungsverfahren ift durch be— 
fondere Gefege geregelt und der Offizialthätigfeit der Grundbuch— 
ämter (Amtsgerichte) überwiefen (für Hannover 88 24 ff. des Ge- 
jeßes vom 28. Mai 1873, 6.5. ©. 253), mithin der Einwirkung 
der Auseinanderfegungsbehörde im Allgemeinen entzogen (für den 
Rhein ſ. Einf.Gef. vom 12. April 1888, ©.©. ©. 52, $ 67). Nur 
wird jedenfalls der Nachweis des Eigenthums duch den Rezeß 
erjegt; im Uebrigen erfolgt die Anlegung nad) den betreffenden 
Beitimmungen. Das Erjuhen bat alfo die Bedeutung, daß ihm 
duch Einleitung des Anlegungsverfahrens zu entiprechen iſt, 
wenn nicht aus den dafjelbe regelnden Gefegesnormen ſich 
Bedenken erheben. In Ddiefer Beziehung hat bereits das Yand- 
gericht mit Recht darauf hingewiefen, daß die Realgemeinden nicht 
zu den Gemeinden im Sinne des $2 ©.B.D. gehören, für deren 
Grundbefiß es nur unter gewillen Umjtänden der Eröffnung eines 
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Grundbuchblattes bedarf (vgl. au Harriehaufen, Das Grund— 
buchret in der Provinz Hannover ©. 32). Zudem liegt übrigens 
im Rezeffe ein entiprechender Antrag vor und darauf fommt es- 
nicht an, daß die Realgemeinden nicht nach dem Geſetze vom 
5. Juni 1888 organifirt find. Die Realgemeinden find juriftifche 
Perfonen und als foldhe zu behandeln, auch wenn fie eine nicht 
ausreichend entwidelte VBerfaffung haben. Der Mangel einer ſolchen 
berührt ihr Dafein nit, wie auch aus der Begründung des. 
Entwurfs zu dem gedachten Geſetze hervorgeht (ftenogr. Berichte 
des Herrenhaufes 1888 Bd. 2 ©. 125; Windfheid, Pandekten 
7. Aufl. $ 59 Anm. 3; Sarriehaufen ©. 32). Sie find als. 
juriftiihe Perfonen eintragungsfähig ($ 10 G.B.O.). Daß bei 
einer nicht geordneten Vertretung fich in Betreff der von ben Ge- 
meinden abzugebenden Erklärungen Schwierigkeiten herausftellen 
fönnen, bleibt außer Betracht, wie andrerjeits felbftverftändlich ein 
Grundbuchblatt nur angelegt werden kann, wo Grundbeſitz vor- 
handen ift. 

Die Gefammtheit der Betheiligten (Separationsinterefjenten) 
iſt, obſchon feine juriſtiſche Perſon, gleichfalls eintragungsfähig.. 
Es genügt, dieſerhalb auf den Beſchluß des Kammergerichts vom 
29. Dezember 1891 zu verweiſen (Jahrbuch Bd. 11 S. 111). Wenn 
das Landgericht ſtets einen Antrag erfordert, ſo beruht dies auf 
einer mißverſtändlichen Auffaſſung des $ 8 des Geſes vom 2. April 
1887 (G. S. ©. 105). Nah der Begründung (Druckſ. d. Herrenh. 
1887 NR. 5) geht das Geſetz davon aus, daß die gemeinjchaft- 
lien Grundftüde wegen mangelnder Selbjtändigfeit häufig Fein 
Grundbuchblatt haben werden. Es ift aber nicht daran gedacht, 
die Anlegung eines Blattes von Amtswegen zu verbieten, wenn 
die gejeglihen Vorausfegungen an fich gegeben find und.nur der 
Antrag fehlt. Im vorliegenden Falle find die der grundbud- 
mäßigen Darftellung gemeinfhaftliher Grundftüde entgegenftehen- 
den Schwierigkeiten (vgl. Stödel, Grundbuchberichtigung auf Er- 
juhen der Nuseinanderfegungsbehörden $ 13) dadurd behoben, 
daß fie zu einem felbjtändigen, der Gefammtheit der Betheiligten 
als einer organifirten Gemeinihaft zugehörigen Ganzen zujfammen- 
gefaßt find und zum Ueberfluß noch der Antrag auf Eröffnung, 
eines Blattes geftellt ift. 
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Rr. 18. 

Eintragungsbemilligung eines nicht eingetragenen Eigenthümers. 

Der Erfteher eined Grundftüds in der Zwangdverfteige- 
rung, der nach der Vertheilungsverhandlung, aber vor jeiner 
Eintragung ald Eigenthümer die Eintragung einer Hypothek 
auf dem erfteigerten Grundſtück bewilligt, ift als ein feine 
Eintragung gleichzeitig erlangender Eigenthümer anzujehen, 
ed kann deshalb die Hypothek eingetragen werden. 

E.E.G. $ 19; Gefeg vom 13. Juli 1883 $ 124 Abf. 5. 





Beſchluß vom 5. April 1897 (1. 9. 154/97). 
Amtsgericht Spandau, Landgericht II Berlin. 





Der Bejchwerdeführer hat duch Zufchlagsurtheil vom 29. Dftober 
1896 das Grundjtüd Bd. 63 BI. Nr. 2142 des Grundbuches von ©. 
erworben. Die Bertheilung der Kaufgelder fand am 8. Dezember 
1896 jtatt. Das Erſuchen um Eintragung des Erjtehers als Eigen- 
thümer datirt vom 30. Dezember 1896, it am 11. Januar 1897 
zu den Grundakten gelangt und am jelben Tage erledigt. Eine vom 
Befchwerdeführer am 2. Januar 1897 erklärte Hypothekbeitellung 
ift von den Borinftanzen zurüdgemiefen, weil fie weder von einem 
eingetragenen noch von einem feine Eintragung gleichzeitig erlan- 
genden Eigenthümer ausgegangen jei. 

Der weiteren Beſchwerde ift jtattgegeben. 


Gründe: 

Unrichtig ift die Annahme der Vorinftanzen, daß die Beitimmung 
im Abf. 5 des $ 124 des Gefeßes vom 13. Juli 1883 als Ausnahme 
vorfchrift anzufehen und darum nicht ausdehnend zu interpretiren 
ſei. Sie bezwedt nach den Motiven (vgl. Kreh u. Fiſcher Kom- 
mentar 3. Aufl. Anm. 9 zu $ 124; Jahrbuch Bd. 11 ©. 146) ledig- 
ih die Befeitigung des Zweifels, ob der Erfteher, welcher bei der 
Belegung des Kaufgeldes eine Eintragung bewilligt, als ein gleich- 
zeitig die Eintragung erlangender Eigenthümer anzufehen fei. Was 
aber für die Kaufgelderbelegungsverhandlung gilt, muß um fo mehr 
für einen fpäteren Zeitpunkt gelten, in welchem der Erfteher als 
Eigenthümer, aber vor feiner Eintragung eine Erklärung über die 
Belaftung des erjtandenen Grundftüds abgegeben hat. Wenn das 

19] 
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Geſetz ſchon zu jener früheren Zeit den Erſteher als einen jeine Ein- 
tragung gleichzeitig erlangenden Eigenthümer behandelt, jo kann eg, 
ohne in Widerfinn zu verfallen, für ſpätere Willensäußerungen 
defjelben nicht das Gegentheil unterftellen. Offenbar trifft für beide 
Fälle die Erwägung zu, daß mit der Bertheilung der Kaufgelder 
der jofortigen Eintragung des Erjtehers rechtlich nichts mehr im 
Wege fteht und daß derjelbe durch die mit dem Gefchäftsgange un— 
vermeidlich verbundenen Verzögerungen in der thatfähliden Aus— 
führung der Eintragung nicht benadhtheiligt werden fol. Muß der 
Grundbuchrichter die in der SKaufgelderbelegung erklärten Bewilli— 
gungen mit dem Erjuchen um Eintragung des Eigenthbums und vor 
Ipäteren Anträgen erledigen (vgl. Jahrbuch a. a. D.), fo ergiebt ſich 
von felbit, daß leßtere nicht aus dem Grunde zu beanjtanden find, 
weil fie vom nicht eingetragenen Eigenthümer ausgegangen feien. 
Der vom Landgeriht angezogene Beihluß des Kammergerihts 
(Jahrbuch Bd. 14 ©. 125) trifft den gegenwärtigen Sadjverhalt nicht. 

Die VBorentfcheidungen waren hiernad) aufzuheben. Das Amts— 
gericht hat unter Abjtandnahme von den bisherigen Bedenken ander: 
weit auf das Eintragungsgefuch zu befinden. 


Pr. 19. 


Eintragungsfähigkeit eines Mor- und Miederkaufsrechtes im Gebiete 
des gemeinen Rechts. 


Auch im Gebiete des gemeinen, in der Provinz Hannover 
geltenden Rechts kann ein durch Vertrag begründeted Vor— 
und MWicderfaufsrecht in das Grundbuch eingetragen werden. 

E.E.G. 88 8, 11, 12. 


Beihluß vom 29. März 1897 (1. 9. 85/97). 
Amtögeriht und Landgericht Hannover. 








Der Beichwerdeführerr bat duch notariellen Vertrag vom 
30. November 1893 das Grundftüd Bd. I Bl. 2 des Grundbuchs 
von D. an F. daſelbſt verkauft. Der $ 8 des Vertrages beftimmt: 
Berfäufer reſervirt fi ein Vor- und Wiederfaufsreht am 
Kaufobjefte und zwar in der Weife, daß, wenn Käufer dafjelbe 
an Dritte wieder zu veräußern beabjichtigt, Verkäufer die Befugniß 
haben joll, dafjelbe zum Kaufpreife von 2000 M. wieder zurüd- 
zunehmen. 
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Zur Ausübung diefes Rechtes find dann für den Veräußerungs— 
fall beſtimmte Friften feftgefegt und es ift jchließlich die Eintragung 
des Vor: und Wiederfaufsrechtes bei der Auflafjung in der zweiten 
Abtheilung des Grundbuchs vereinbart. Die Auflaffung bat am 
20. Dftober 1896 jtattgefunden; hierbei hat der Erwerber die Ein- 
tragung des Rechtes aus $ 8 des Vertrages als „dinglicher Eigen: 
thumsbeſchränkung des aufgelaffenen Grundbefiges“, wie es in dem 
Protofoll heißt, beantragt. Der Antrag ift von den Vorinſtanzen 
abgelehnt, weil es ſich um ein lediglich obligatorifches und darum 
nicht eintragungsfähiges Recht handle, eine dingliche Eigenthums- 
befhränfung ftehe nicht in Frage und die Eintragung einer Vor: 
merkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflaffung nad $ 8 E. E. G. 
ſei nicht begehrt. 

Der weiteren Beſchwerde wurde ftattgegeben. 


Gründe: 


Das Kammergericht Hat fich bereits in dem Beſchluſſe vom 
27. April 1889, der eine Grundbuchſache aus dem gemeinrechtlichen 
Bezirke der Provinz Hannover betraf, für die Eintragungsfähigfeit 
eines Miethsvertrages und eines Rechtes auf Fäuflichen Erwerb 
eines Grundftüds ausgeſprochen. Die Gründe, die für diefe Ent- 
Icheidung maßgebend waren, treffen auch für den vorliegenden Fall 
zu. Es handelt fich im $ 8 des Vertrages vom 30. November 1893 
nicht ſowohl um ein — durch das Angebot eines dritten Kauf- 
luftigen bejtimmtes — Vorkaufsrecht, als um ein bei der Meiter- 
veräußerung in Kraft tretendes Wiederfaufsrecht des Beſchwerde— 
führers (Windjcheid, Pandekten 7. Aufl. $ 388 Nr. 1). Der 
Unterfchied beider Rechte kommt jedoch gegenwärtig nicht in Betracht. 
Sie erzeugen beide perfönlihe Anſprüche auf den Abſchluß eines 
Kaufvertrages uud verpflichten den Erwerber des Grundftüds 
obligatorifch dem Veräußerer gegenüber zur Ueberlafjung des Grund- 
ftüds unter den vereinbarten oder aus dem Gejege zu ergänzenden 
Bedingungen (Windſcheid a. a. D.; Dernburg, Pandekten 
5. Aufl. Bd. 2 $ 95 ©. 262). Daß derartige obligatorifche 
Bindungen des Eigenthümers eines Grunditüds nit als Eigen- 
tbumsbeihränfungen im Sinne des $ 11 E.E.G. zu betrachten find, 
ift den Vorinjtanzen zuzugeben und vom Neichsgericht in wieder: 
holten Entjcheidungen überzeugend ausgeführt (Entih. Bd. 18 
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©. 299, 300, Bd. 21 ©. 315; Gruchot Beitr. Bd. 26 ©. 1119). 
Die gegentheilige Annahme würde zu dem mit $4 EEG. im 
Widerſpruch tretenden und darum unhaltbaren Folgefage führen, 
daß die Kenntniß der bezeichneten Rechte ihnen Rechtswirkung gegen 
Dritte auch ohne Eintragung zu verleihen vermöchte. Damit ift 
aber die Frage ihrer Eintragungsfähigfeit nicht erledigt: für diefe 
ift die Bezeichnung, die von den Betheiligten oder auch von dem: 
protofollirenden Richter für das dem Bejchwerdeführer eingeräumte 
Recht gewählt ift, gleichgültig und es durfte ſich das Landgericht 
nicht auf die Prüfung der Sade nur aus $ 11 E. E. G. beſchränken. 
Zu erörtern war vielmehr, ob nicht perfönliche Anfprüche der ge— 
dachten Art durch die auf dem Barteiwillen beruhende Eintragung, 
im Grundbuh Wirkfamkeit gegen Dritte erlangen können. Hierbei 
ift der Standpunkt des Grundbuchrichters nicht der, daß er eine 
endgültige Entjcheidung der Frage zu treffen, fondern daß er zu er— 
wägen hat, ob nicht möglicherweife die beantragte Eintragung be= 
rechtigten Antereffen dienen fünne und ob ihr etwa Bedenken aus 
dem Grundbuchrecht oder auch aus dem materiellen Recht entgegen= 
ftehen möchten, die fie als offenbar unzuläffig oder im Widerſpruch 
mit dem Geifte der Grundbuchgefeßgebung oder überflüffig und ver- 
wirrend erjcheinen laſſen (Jahrb. Bd. 6 ©. 82, 83, Bd. 7 ©. 9). 
In diefer Beziehung ift zu berüdjichtigen, daß zwar die jebt 
herrjchende Anficht im Gebiete des gemeinen Rechts dahin geht, daß 
der Kreis der dinglihen Rechte durch PBarteiwillfür nicht erweitert 
werden und daß ein an ſich nur obligatorifches Recht, insbefondere: 
ein vertragsmäßiges Vorkaufsrecht und folgeweife auch ein folches: 
Wiederfaufsreht, nicht durch Eintragung mit abjoluter Kraft be- 
fleidet werden könne (vgl. die Meberficht bei Jäger, das Vorkaufs— 
recht nach gemeinem Recht ©. 37 ff., bei. ©. 40, auch Adilles, 
3. Aufl, Anm. 3a zu $12 E. E. G, Turnau 5. Aufl. Anm. 4a zu. 
8 12 E. E.G. ©. 681, Harriehaufen, hannov. Grundbuchredt. 
S. 84 Anm. 1, Seuffert Bd. 7 Nr. 37). Allein unwiderſprochen 
ift diefe Anficht nicht geblieben und insbefondere in einem PBlenar- 
urtheil des oberſten Gerichtshofes für Bayern vom 22. März 1876. 
(Seuffert Bd. 32 Nr. 43) ift das Gegentheil ausgeführt. Wenn 
alfo der Grumndbuchrichter, dem Verlangen der Vetheiligten ent- 
ſprechend, ein vertragsmäßiges Vor- oder Wiederfaufsrecht in das 
Grundbuch einträgt und die Entfheidung über die Wirkſamkeit des, 
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Vermerks dem Prozeßrichter überläßt, jo hält er den oben gefenn- 
zeichneten Standpunkt inne und e8 kann ihm feine Gejegesverlegung 
zum Vorwurf gemacht werden. Es ift aber weiter auch anzunehmen, 
daß durch das Geſetz über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872, 
das infolge des Gefetes vom 28. Mai 1873 — abgefehen von ge- 
wiffen, bier nicht in Betracht fommenden Beitimmungen — aud in 
den gemeinrechtlichen Theilen der Provinz Hannover gilt, die Mög- 
lichfeit des Schutzes obligatorifcher Rechte durch Eintragung aus— 
drüdlih Anerkennung gefunden hat und damit die neuere gemein- 
rechtliche Lehre für den Geltungsbereich der Grundbuchgeſetze be- 
jeitigt if. An fih ift es ſchon unmwahrfcheinlih, daß es in der 
Abſicht des Gefetgebers gelegen habe, die nicht jelten vorfommenden 
Vor: und Wiederfaufsrechte Durch den Ausſchluß von der grundbud- 
mäßigen Veröffentlichung und duch Beſchränkung auf den perjön- 
lihen Schadenserfaganfpruh gegen den Berpflichteten praktifch 
nahezu werthlos zu machen, indem bei einer vertragsmwidrigen Ver— 
äußerung der Berechtigte außer Stande wäre, in den Befik bes 
Grundftüds — worauf es ihm doch bei der Begründung des Rechts 
ankam — zu gelangen. Aus dem Gefege felbft ift die gegentheilige 
Abſicht nachweisbar. Nah $ 8 E. E. G. ift wegen jedes perfönlichen 
Anſpruchs auf Uebertragung eines Grundftüds, insbefondere alfo 
auch des Käufers gegen den Verkäufer, die Eintragung einer Vor: 
merfung mit der Wirkung zuläffig, daß dem Berechtigten der An- 
fpruh auch dem dritten Erwerber gegenüber erhalten bleibt und 
daß mithin diefer dem Vorgemerkten, obwohl derjelbe nur ein Recht 
zur Sache hatte, weichen muß. Ebenfo fann der Kondiktionsanſpruch 
deflen, der die Eintragung des Eigenthumsüberganges anfechten 
will, durch eine Vormerfung gefichert werden ($ 9 E.E.©.). Hierher 
gehört ferner bei Parzellirungen der vorläufige Vermerk nah 8 64 
G.B.O. Es ift alfo im Geſetz zum deutlichen Ausdrud gelangt, 
daß perfönlihe Rechte auf Grundftüde eintragungsfähig find und 
dadurch in ihrer Wirkſamkeit derart gefteigert werden fönnen, daß 
fie auch den Dritten, der Rechte am Grundftüd erwirbt, verpflichten. 
Damit ift aber der Grundjag des Römischen Rechts, daß Obli- 
gationen nur Beziehungen zwifchen Gläubiger und Schuldner be- 
gründen, offenfichtlic durchbrochen und der Eintragung eine den 
Dritterwerber bindende Kraft beigelegt. Es fehlt an jedem Grunde, 
die durch das E.E.G. gefhaffene Möglichkeit des dinglihen Schutzes 
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perfönlicher Rechte nicht auch den aus fogen. Borverträgen ent- 
Ipringenden Rechten angedeihen zu lafjen, die zwar nicht unmittelbar 
eine Klage auf Ueberlafjung des Grundftüds erzeugen, aber doch 
zum Abſchluß eines hierauf gerichteten Vertrages zwingen und daher 
mittelbar ein Recht zur Sache gewähren. Dahin gehört das dem 
Beichwerdeführer zuftehende Wiederfaufsreht, das dem Käufer F. 
die Berpflihtung zum Verkaufe des Grundſtücks unter gewiſſen 
Borausjegungen auferlegt. Es erjcheint nach Vorſtehendem ein- 
tragungsfähig und es mird auch unbedenklich fein, den in Die 
zweite Abtheilung gehörigen Vermerk jo zu fallen, wie dies in der 
Beichwerdejchrift an das Landgericht vorgeichlagen ift, To daß nicht 
etwa in — nicht gebotener — Anlehnung an den Wortlaut des 
$8 E.E. G. eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Auf: 
laſſung, fondern das Bor: und Wiederfaufsrecht felbit gemäß 88 
des Vertrages eingetragen wird. 





Nr. 20. 
Eintragnug einer Rentenfchuld im Grundbuch. 

Menn fich der Eigenthümer eines Grundftüds verpflichtet, 
ein empfangenes Kapital durd Zahlung einer beftimmten 
jährlichen Rente zu verzinjen und zurüdzuzahlen, und die Ein- 
tragung der Rente ald Reallaft in die zweite Abtheilung des 
Grundbuches bewilligt, jo ift eine ſolche Eintragungsbemilli- 
gung nad Mafgabe des 8 91 des Ablöſungsgeſetzes vom 
2. März 1850 rechtögültig und nicht aus dem Grunde zu 
beanftanden, daß nur eine Darlehnshypothef eingetragen werden 


Tonne. 
8.8.0. $ 75; Gef. vom 2. März 1850 (G.S. ©. 77) 8 91. 


Beihluß vom 9. uni 1897 (I. 9. 227/97). 
Amtsgeriht und Landgericht Effen. 





Der Beichwerdeführer ift eingetragener Eigenthümer der auf 
dem Art. 49 Bd. 42 des Grundbuchs von E. verzeichneten Grund- 
ftüde. ALS ſolcher hat er in den notariellen Urkunden vom 3. Fe- 
bruar 1897 befannt, von der Mitteldeutichen Bodenkreditanftalt zu 
G. 825 M. bezw. 3740 M. zur Beltreitung von Straßenbaufoften 
erhalten zu haben, und der Gläubigerin für den Fall der ordnungs- 
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widrigen Verwendung des Geldes das Recht fofortiger Rüdforderung 
eingeräumt. Für den entgegengefegten Fall Toll das Kapital ledig: 
ich durch Zahlung einer beftimmten jährlichen Rente, die als Real- 
laft eingetragen, verzinft und zurüdgezahlt werden. Dem Eigen- 
thümer fteht das Recht zu, gegen fechsmonatliche Kündigung die 
fernere Rentenzahlung gegen einen rechnungsmäßig in einer ange- 
hängten Tabelle bezeichneten, das Fünfundzwanzigfache der Rente 
nicht erreichenden Betrag abzulöjen. Die Rente foll in die II. Ab- 
theilung des Grundbuchs unter Bildung eines Rentendofuments mit 
folgender Faflung eingetragen werden: 
Der Befiger dieſes Grundjtüds hat beginnend mit dem 1. April 
1897 eine Jahresrente von ..... Mark an die Mitteldeutfche 
Bodenfredit-Anftalt in ©. in halbjährlichen Theilbeträgen ..... 
zu entrichten. Derfelbe ift berechtigt, diefe Nentenpflicht durch die 
aus der der BVerjchreibung vom 3. Februar 1897 angehängten 
Tabelle erfichtlihen Kapitalbeträge abzulöfen...... 

Die Vorinftanzen haben die Eintragung als unzuläffig abge- 
lehnt, da es fich. um ein Darlehn handle, das nur als Hypothek 
eingetragen werden fünne. Der weiteren Befchwerde iſt indeß ftatt- 
gegeben. 

Gründe: 

Die Annahme der Vorinftanzen, daß das in den lirkunden vom 
3. Februar 1897 zum Ausdrud gebrachte Rechtsgefchäft unter den 
Begriff des Darlehns falle, ift rechtsirrthümlid. Zum Wefen des 
Darlehns gehört die Verpflichtung, das Empfangene in gleicher 
Menge und Beichaffenheit zurückzugeben. Vorliegend haben die Ber 
theiligten bei Hingabe des Kapitals nicht deſſen Rückzahlung (Diele 
nur für den bier nicht in Betracht fommenden Fall ordnungsmwidriger 
Bermendung), ſondern die Entrihtung einer jährlihen Rente auf 
Zeit mit der Beitimmung vereinbart, daß diejelbe als Reallaſt in 
die zweite Abtheilung des Grundbuches eingetragen werden folle. 
Die juriftiiche Form, die dem Geldgeber das Kapital mit Zinfen 
twieder verfchaffen joll, ift mithin die der Rentenberechtigung, deren 
Weſen darin bejteht, daß aus dem Grundftüd in beftimmten Ter- 
minen eine gewiſſe Geldfumme beigetrieben werden kann. Der 
wefentliche Unterfchied von dem verhypothezirten Darlehn (auch von 
dem Amortifationsdarlehn) ift der, daß bei diefem die Nüdzahlung 
des Kapitals ſelbſt nicht ſchlechthin ausgefchloffen, vielmehr unter 
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Umständen — die freilich nur ausnahmsweiſe einzutreten brauchen — 
zuläffig ift, damit aljo der Begriff des Darlehns vereinbar erjcheint, 
während bier die Rente nur der Ablösbarkfeit durch den Schuldner 
unterliegt, das Recht des Gläubigers fih alfo in dem Bezuge der 
einzelnen Renten erjchöpft (wobei die Möglichkeit, daß das Renten- 
recht fich bei der Zmangsverfteigerung in das Recht auf das Ab- 
löfungsfapital umfegt, für die rechtliche Beurtheilung nicht ins Ge— 
wicht fällt). Fraglich ift demgemäß nur, ob die von dem Beichwerde- 
führer gewählte Belaftungsform zuläffig if. Die Frage ift zu be- 
jahen. Nah 8 75 G. B.O. bedürfen Geldrenten behufs ihrer Ein- 
tragung nicht der Kapitalijirung; die dem Gefeß beigefügen Formulare 
zeigen felbjt Beifpiele des Vermerks von Renten in der zweiten 
Abtheilung des Grundbuches (Formular I Abth. I Nr. 1, Formular II 
Abth. II Nr. 3). Das Ablöfungsgefeg vom 2. März 1850 (G.S. 
©. 77) läßt im $ 91 die Auferlegung fefter Geldrenten unter ge- 
willen Beichränfungen, die im gegenwärtigen Falle innegehalten find, 
ausdrüdlich zu. Daß die Begründung einer Rentenfhuld einem Be- 
dürfniffe der Kreditfuchenden entgegenfommt, zeigt.die neuere Rechts— 
entwidelung (Gejeß, betr. die Beförderung deutfcher Anfiedelungen 
u. |. w., vom 26. April 1886 G.S. ©. 131 88 2, 3, Gefeß über Die 
Kentengüter vom 27. Juni 1890 G.©. ©. 209 $ 1, $$ 1199 fi. 
B.G. B.). Der juriftiihen Natur der Reallaft widerftrebt die zeit- 
lihe Begrenzung nit, wie das Beilpiel der Altentheilsrechte zeigt 
(Dernburg Preuß. PR. Bd. 1, 5. Aufl. $ 305 ©. 759, Förfter- 
Eccius Preuß. PR. Bd. 3, 6. Aufl. $ 188 Anm. 14 ©. 411). Des- 
halb erjcheint die Eintragungspflicht einer Rentenfhuld nah Map- 
gabe der Bewilligung des Beichwerdeführers in der zweiten Ab- 
theilung des Grundbuches unbedenklih (jo auch Ecciusa. a. D. 
©. 422, Motive zum Entw. J B.G.B. Bd. 3 ©. 574). Eine bejon- 
dere Urkunde über die Eintragung kann freilid nah $ 119 G. B.O. 
nicht gefertigt werden. Doc wird die Eintragung auf den Schuld- 
dofumenten vermerkt werden Fönnen. 


Nr. 21. 
Hypothekbeftellung. Notariatsakt. Hrhreibzeuge. 
Es iſt nicht richtig, daß die Unterfchrift des Schreibzeugen 
ih vor dem Schlußatteft befinden müffe. 
Gef. vom 15. Juli 1890 $ 6. 
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Beſchluß vom 29. Mär; 1897 (I. 9. 122/97). 
Amtsgericht Goldberg, Landgericht Liegnig. 





Frau M. hat in einer ohne AInftrumentszeugen, jedoch unter 
Zuziehung eines Schreibzeugen am 29. Dezember 1896 aufgenom- 
menen notariellen Urkunde anerfannt, 1500 M. als verzinsliches 
Darlehen erhalten zu haben, indem fie zugleich mit ihrem Grund: 
ftüd Hypothek beftellt, auch deren Eintragung bewilligt und bean- 
tragt hat. In der Urkunde folgt auf die Erklärung der Schuldnerin 
der Vermerk, die Verhandlung fei ihr in Gegenwart des Notars und 
des Schreibzeugen laut vorgelefen, von ihr genehmigt und wegen 
Gliederſchwäche unterfreuzgt worden. Unter diefem Vermerk befindet 
fih ein aus drei Kreuzen beftehendes Handzeichen, und unter leßterem 
ift das Schlußatteft dahin ausgeftellt, daß die vorjtehende Verhand- 
lung fo, wie fie niebergefchrieben, ftattgefunden habe, daß fie in 
Gegenwart des Notars und des Schreibzeugen der Erſchienenen laut 
‚vorgelefen, von ihr genehmigt und wegen Gliederſchwäche eigenhändig 
unterkreuzt worden fei. Dem Schlußatteft Schließen die Unterfchriften 
des Schreibzeugen und des Notars fih an. 

Das Amtsgericht hat die Eintragung des Darlehns abgelehnt 
‚und die dagegen eingelegte Beſchwerde ijt durch den landgerichtlichen 
Beſchluß zurüdgemwiejen worden; diefe Entfcheidungen beruhen auf 
der Annahme, daß die Notariatsurfunde als eine geeignete Unterlage 
für die Eintragung deshalb nicht angejehen werden fünne, weil die 
Unterſchrift des Schreibzeugen nicht hinter dem Schlußatteft jtehen 
‚dürfe, jondern fich vor demfelben bei dem Handzeichen befinden müffe. 
Die weitere Beſchwerde ift für begründet erachtet. 


Gründe: 

Bei einem in Gemäßheit des Gejeges vom 11. Juli 1845 auf- 
zunehmenden Notariatsakt ift, abgejehen von etwaiger Betheiligung 
-eines zweiten Notars, die Zuziehung zweier Zeugen geboten, deren 
Eigenfhaften duch $ 7 daf. beftimmt werden. Diefe Inftruments- 
zeugen genügen auch für die Verhandlung mit Schreibunfähigen. 
Derartige Perfonen jollen nach $ 13 daf. ihr Handzeichen unter die 
vorgeleſene Verhandlung ſetzen und dabei fol vom Notar oder,einem 
der Zeugen vermerkt werden, wer daffelbe gemacht hat. Dagegen 
Aft es nicht erforderlich, daß der, welcher diefen Vermerk macht, dem: 
jelben feine Unterfchrift unmittelbar Hinzufügt, wie überhaupt aus 
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der Verhandlung nicht hervorzugehen braucht, von wen der Ver— 
merk herrührt (vgl. Koch-Jaſtrow Formularbud 10. Aufl. S. 90, 
91, Weiler Notariat 1888 ©. 134, dafjelbe 1896 ©. 270, Striet- 
borft Archiv Bd. 7 ©. 242, 355). Wohl aber muß nad SS 14, 15 
daf. das Schlußatteft von dem Notar und den nftrumentszeugen 
unterfchrieben werden, durch welche Unterfchriften dann zugleich das 
Handzeihen beglaubigt wird; fomit ift die Stelle, an welcher die 
Inſtrumentszeugen zu unterjchreiben haben, geſetzmäßig unter dem 
Schlußatteſt. 

Das Geſetz vom 15. Juli 1890 hat die Zuziehung der beiden 
Inſtrumentszeugen reſp. des zweiten Notars, von Ausnahmefällen 
abgejehen, für nicht mehr nothwendig erklärt; werden jedoch nota- 
rielle Verhandlungen mit Schreibunfähigen aufgenommen, jo fol 
ein Schreibzeuge zugezogen werden, welcher die für Injtrumentszeugen 
vorgejchriebenen Eigenfchaften haben muß. Die Gegenwart des 
Schreibzeugen ift nur bei Vorlefung und Genehmigung der Ber: 
handlung ſowie bei Hinzufügen der Handzeichen nothwendig; auch 
ol die Verhandlung von ihm unterjchrieben werden. 

Was die rechtliche Natur der Schreibzeugen anbetrifft, jo joll 
derjelbe nach der einen Meinung mit jenen Inſtrumentszeugen des 
älteren Rechts identifh fein (vgl. Koch-Jaſtrow a. a. D. ©. 150 
bis 153, Werner, Notariatsgeſetze S. 62, 86, Sydow-Hellweg, 
Notariat ©. 6, 36); nach einer anderen Anficht Toll in dem Schreib» 
‚zeugen ein neues, ſelbſtändiges Jnititut zu finden fein (vgl. Weißler 
1896 ©. 270, 271). Das Kammergeriht hat jich über diefe Frage 
noch nicht ausgefprochen, indeß immerhin ſchon angenommen, daß 
die im $ 10 Nr. 5 des Gefebes vom 11. Juli 1845 vorgejchriebene 
Berficherung, betreffend die Eigenfchaften der Inſtrumentszeugen, bei 
dem Schreibzeugen ebenfalls nöthig ift (vgl. Jahrbud Bd. 15 ©. 91). 
Auch vorliegend bedarf es einer Entfcheidung über die rechtliche 
Natur des Schreibzeugen nicht. Geht man davon aus, daß er über- 
al nach den für Inftrumentszeugen gegebenen Bejtimmungen be= 
handelt werden müfje, jo gehört feine Unterfchrift, wie hier gefchehen, 
unbedingt unter das Schlußatteſt. Wil man der Anfiht von 
Weißler beitreten, jo läßt fi in Ermangelung einer Geſetzesvor— 
Iohrift immer nur verlangen, daß die Unterfchrift an eine Stelle ge— 
jeßt wird, wo fie unzmweideutig befcheinigt, daß die Verhandlung den 
Intereſſenten vorgelefen, von ihnen genehmigt und vollzogen. worden, 
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und dem entſpricht ſie vorliegend durch ihre Stellung unter dem 
Schlußatteſt wiederum vollkommen. Keinenfalls aber iſt die Auf— 
faſſung zutreffend, daß die Unterſchrift der Schreibzeugen überhaupt 
nur dann als legal angeſehen werden könne, wenn ſie vor dem 
Schlußatteſt bei den Handzeichen ſteht; insbeſondere laſſen ſich aus 
dem Worte „Verhandlung“, welches ſchon in dem Geſetze vom 
11. Juli 1845 nicht gleihförmig in einem das Schlußatteſt aus- 
Ichliegenden Sinne gebraudt wird, Schlüffe in diefer Richtung nicht 
ableiten. Vielmehr wird häufig, und das könnte felbft im vorlie- 
genden Falle eintreten, die Unterfchrift vor dem Schlußatteft e8 der 
Wortfaflung nad unklar laffen, ob dadurch nicht bloß die Anferti- 
gung des Handzeichens, fondern auch das Vorlefen und die Geneh- 
migung der niedergejchriebenen Erflärung beitätigt werden. 





Nr. 22, 
Eintragungsfähigkeit der fogen. Untermerfungsklaufel. 


Die Erklärung des Hypothekenſchuldners, daß er ſich wegen 
der Sorderung der fofortigen Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück unterwerfe, kann mit feiner Bewilligung in das 
Grundbuch eingetragen werden. 

C.P.O. $ 702 Nr. 5; EEG. $ 23; G.B. O. $ 48. 


Beihlug vom 1. Februar 1897 (I. Y. 591/96). 
Amtsgericht I und Landgericht I Berlin. 


Für die Beichwerdeführerin ift auf dem Blatte des Grundbuchs 
D.jtraße 108 zu B. in Abth. HI Nr. 18 eine Darlehnshypothef von 
40000 M. auf Grund der Zeſſion vom 1. März 1895 eingetragen. 
In der notariellen Urkunde vom 26. Dftober 1896 hat jich der 
Grundjtüdseigenthümer, der auch der perfönliche Schuldner ift, der 
jofortigen Zwangsvollitredung in Betreff des Kapitals und der 
Zinſen, in Betreff des erjteren jedoch nur für den all der nicht 
pünftlihen Zahlung der Zinfen, unterworfen und die Eintragung 
der Unterwerfungsklaufel bei der Hypothef bewilligt und beantragt. 
Die Gläubigerin ift indeß mit ihrem diefem Antrage fih an— 
Tchließenden Begehren von den Vorinftanzen zurüdgewiefen, weil es 
fih um eine lediglich die Geltendmahung des Hypothefenrechts 
regelnde und darum nicht eintragungsfähige Abreve handle. 

Die weitere Beichwerde ift für gerechtfertigt erachtet. 
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Gründe: 


Zwar hat dag Kammergeridht in dem Beſchluſſe vom 11. Juni 
1888 (Yahrb. Bd. 8 ©. 87) die Eintragungsfähigkeit der Unter- 
werfungsflaufel verneint. Bei wiederholter Prüfung der Sache 
mußte indeß diefe Anficht aufgegeben werden, wie fie auch bereits 
vom SFerienfenat in dem — nicht unmittelbar eine Grundbuchjache, 
fondern die Ertheilung der Vollftredungsflaufel aus einem Schuld- 
titel des $ 702 Nr. 5 EBD. gegen den Singularfuccefjor be- 
treffenden — Beihhluffe vom 11. September 1894 (Blätter für 
Rechtspflege im Bezirk des Kammergerihts 1895 ©. 114) verlaffen 
worden ift. 

Daß eine vollitrefbare Urkunde gemäß $ 702 Nr. 5 EBD. 
über einen dingliden, insbejondere hypothefarifchen Anſpruch nicht 
errichtet werden dürfe, wird nur von Wenigen angenommen. Die 
berrichende Meinung geht dahin, daß mit der Hypothekenklage das 
Recht auf Zahlung einer beftimmten Geldfumme aus dem Pfand- 
grundftüd geltend gemacht werde (vgl. $ 1113 Bürgerliches Gejeß- 
buch) und daß diefer Anspruch fich ebenfo für das Verfahren im 
Urkundenprozeß, mie für die Schaffung eines Titeld gemäß $ 702 
Nr.5 EBD. eigne (Dernburg, Preuß. PR. Bd. 1 5. Aufl. 
$ 341 Anm. 2, Förfter-Eccius 6. Aufl. Bd. 3 $ 194 a Anm. 17, 
NReinde Kommentar zur C.P.O. 3. Aufl. Anm. 1a zu $ 555). 
Sehr beftritten ift dagegen die Frage, ob aus einem derartigen, 
über eine Hypothefenforderung ſich verhaltenden Schuldtitel die 
Vollftredungsklaufel gegen den Sondernachfolger des Grundſtücks— 
eigenthümers, der fih der Zwangsvollitredung in das Pfandgrund- 
ftüd unterworfen bat, ertheilt werden dürfe. Für die Verneinung 
hat fich neuerdings Schulte (die Vollſtreckbarkeit der Schulbtitel 
für und gegen die Rechtsnachfolger 1891, wo ©. 111 eine Meberficht 
der bisherigen Literatur) in eingehender biftorifcher und dogmatifcher 
Begründung ausgefprochen. Doch fcheint die Theorie und insbefondere 
die Braris überwiegend auf dem gegentheiligen Standpunft zu ftehen 
und dem Borgange Schultze's nicht zu folgen (vgl. Jäckel, die 
Zwangsvollitredungsordnung in Jmmobilien 3. Aufl. Anm. 3 zu 
$ 13 d. Gef. vom 13. Juli 1883 ©. 138, Kreh und Fiſcher 
3. Aufl. Anm. 4 zu $ 2 ©. 61, Verfügung des Präfidenten des 
Zandgerichts I zu Berlin vom 10. September 1895, Blätter für 
Rechtspflege ©. 115, Beſchluß des Landgerichts I vom 19. Novem- 
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ber 1895 daſelbſt Jahrg. 1896 ©. 1 und der oben erwähnte Be— 
Ihluß des Kammergerichts). Darüber ift aber wieder Streit, ob 
die Unterwerfungsklaufel nur dann gegen den Sondernadhfolger 
de8 Pfandſchuldners wirke, wenn fie im Grundbuch eingetragen fei, 
ob alfo die entjprechende Anwendbarkeit des $ 44 E. E. G. ausge- 
ſchloſſen ſei oder nicht. Wilmowski-Levy (7. Aufl. Anm. 5 zu 
$ 665), Falfmann (Lehre von der Zwangsvollſtreckung ©. 39): 
und der Ferienſenat des Kammergerichts fordern grundbuchmäßige 
Beröffentlihung des Berzichts des Schuldners auf gerichtliches Ur- 
theil, damit die Zwangsvollitredung in das Grundftüd gegen den 
Dritterwerber betrieben werden könne. 

Es ift nun nicht die Aufgabe des Grundbuchrichters, gegenüber 
den zahlreichen, die Vollſtreckbarkeit der bezeichneten Schuldtitel gegen 
den Sondernadjfolger berührenden Streitfragen entſcheidend Stellung 
zu nehmen. Er bat lediglich zu prüfen, ob der Vermerk, deſſen 
Eintragung von den Betheiligten in formell nicht zu beanftandender 
Weiſe begehrt wird, vom Standpunkte des Grundbuchrechts zuläffig 
ericheint oder nicht. In Liefer Beziehung hat das Kammergericht 
immer daran feitgehalten, daß eine Eintragung nicht ſchon deshalb 
abzulehnen jei, weil fie in den Grundbuchgefegen nicht bejonders 
erwähnt oder nicht ausdrüdlich zugelaffen werde, daß vielmehr zu 
unterfuchen fei, ob fie fi mit dem Zwede der Grundbucheinrichtung. 
in Widerfpruch jege oder offenbar unerheblih und überflüffig er- 
jcheine oder etwa zu Verwirrungen führen könne (vgl. Jahrb. Bd. 1 
S. 113, Bd. 2 ©.113, Bd. 5 ©. 200, Bd.6 ©. 82, Bd. 7 S. 91). 
Ergeben fih nad den angedeuteten Richtungen feine Bedenken, To 
ift dem Verlangen der Parteien, die in erjter Linie zu ermefjen 
haben, was ihnen zur Regelung ihrer Rechtsverhältniffe dienlich 
erjcheint, jtattzugeben, ohne Rüdficht darauf, daß vielleicht im Prozeß- 
wege die Ungangbarfeit des von den Parteien eingejchlagenen 
Weges feitgeftellt wird. Nah Maßgabe diefer Erwägungen, denen 
jich die Vorinftanzen rechtsirrthümlich entzogen haben, kann aber die 
Eintragung der Unterwerfungsklaufel an fih nicht bedenklich fein.. 
E3 mag zugegeben werden, daß fie nicht zu den Rüdzahlungs- 
bedingungen im Sinne des $ 23 E. E.G. gehört. Allein daß nicht 
bloß ſolche eintragungsfähig find, ſondern auch andere Neben- 
beftimmungen, erhellt aus $ 43 Abf. 3 G.B.D., der für das Ver— 
fahren des Grundbuchrichters die Norm enthält. Es heißt dort, 
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daß Nebenbeftimmungen, insbefondere über Kündigung oder Zahlung 
des Kapitals, dem Antrag entjprechend in die Formel aufzunehmen 
feien. Das Geſetz ſchließt alfo Feineswegs fonftige Beredungen, Die 
fih auf die Hypothek beziehen, von der Eintragung aus und wenn 
auch bier die Einfchränfung zu machen fein wird, daß die Abreden 
den dinglichen Anfpruch betreffen müfen (TZurnau 5. Aufl. Anm. 3 
zu $ 43 ©. 129), Jo greift diefe Einfchränfung vorliegend in feinem 
Falle Platz. Folgt man nämlich der Anficht derer, die den Dritt- 
erwerber an die Unterwerfung unter die Zmangsvollitredung nur 
bei Eintragung in das Grundbuch binden, fo tft die dingliche Be— 
deutung des Bermerfs und feine Nothwendigfeit ohne Weiteres klar: 
er joll eine prozeijuale Eigenfhaft der Hypothek im Grundbuche 
erkennbar machen, die nur dadurch gegen Dritte wirft. Aber auch 
bei der Annahme, daß die Eintragung entbehrlich fei, iſt nicht zu 
leugnen, daß fie eine das dingliche Hecht betreffende Abrede zur 
Kenntnif der Grundbucdhinterefienten bringt. Es wird die durch den 
dinglihen Schuldner vertragsmäßig begründete Möglichkeit erfichtlich 
gemacht, ohne vorgängigen Prozeß das Hypothekenrecht Durch 
Zwangsveriteigerung und Zwangsverwaltung zu verwirklichen. Hier- 
nach kann dem früheren Beichluffe, der hervorhebt, daß die Ein- 
tragung bedeutungslos ſei bezw. Verhältnifje betreffe, zu deren Er— 
fennbarfeit das Grundbuch nicht beftimmt fei, ſchon im Hinblid auf 
den $43 G. B. O. nicht beigepflichtet werden. Nur bei Unterjtellung 
der Unzuläffigfeit der Volftredungsklaufel gegen den Sondernad)- 
folger ift der Vermerk unerheblich; von diefer Unterftellung geht je— 
doch der Vorbeihluß nicht aus und es muß auch nad) dem Dar- 
gelegten für den Grundbuchrichter genügen, daß die von ihm ver- 
langte Eintragung möglicher Weife für die Parteien von Wichtigkeit 
it und nicht gegen den Wortlaut und Sinn der Grundbuchgefege 
verjtößt. Läßt man aber die Klaufel gegen den Dritten zu, To iſt 
der das Vorhandenfein eines vollitredbaren Schuldtitels anzeigende 
Vermerk jelbjt dann von der größten Bedeutung für etwaige Er— 
werber des Pfandgrundftüds, wenn, wie e8 in der Zwangs— 
verjteigerungsordnung für das Neich beabfichtigt ift, gefeglich die 
Wirkſamkeit der über eine Hypothek lautenden vollſtreckbaren Ur- 
Funden gegen die Sondernachfolger im Befite des Pfandgrundftüds 
anerkannt wird. Während es demjenigen, der ein Grundjtüd zu 
erwerben beabfichtigt, nicht ſchwer fein wird, die Anhängigfeit einer 
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— an den ausſchließlichen Gerichtsſtand der belegenen Sache gebun— 
denen — Hypothekenklage oder ſonſtigen dinglichen Klage feſtzuſtellen 
und ſich gegen die drohende Zwangsvollſtreckung zu ſichern, iſt es 
ihm, falls der Veräußerer ihn nicht unterrichtet, faſt unmöglich, das 
Daſein einer erſt nach der Hypothekbeſtellung von einem deutſchen 
Notar aufgenommenen vollſtreckbaren Urkunde zu ermitteln, und er 
läuft Gefahr, ohne Prozeß entweder das Hypothekenkapital auf— 
bringen oder die Zwangsverſteigerung dulden zu müſſen. Dieſem 
ſehr erheblichen Intereſſe des Erwerbers des Grundſtücks gegenüber 
kann es nicht in Betracht kommen, daß bei Eintragung der Unter— 
werfungskflaufel eine Benachtheiligung des Erwerbers der Hypothek 
infofern denkbar ift, als ihm vielleicht die Vollſtreckung gegen den 
Sondernacdhfolger auf Grund der die Unzuläffigkeit verfechtenden 
Meinung verjagt wird. Das nterefje des Erjteren erfcheint als das 
überwiegende, um jo mehr, als fi der Gläubiger über die rechtliche 
Tragweite des Vermerks Aufklärung zu verjchaffen vermag. 

Hiernach erjcheint die begehrte Eintragung nah $ 43 G. B. O. 
zuläffig; fie ift keinesfalls überflühlig und in ihrer Kürze nicht ge- 
eignet, eine Weberfüllung oder Verwirrung des Grundbuchg herbei: 
zuführen. Deshalb waren die VBorbeichlüffe aufzuheben und es wird 
nunmehr das Amtsgeriht anderweit unter Beachtung des Vor— 
ftehenden auf den gejtellten Antrag zu befinden haben. 





Nr. 23. 
Erforderniffe einer Kantionshypothek. 

Die Eintragung einer Kautionshypothef erjcheint auch 
dann ftatthaft, wenn der zu Jichernde Anfpruch beftimmt und 
mithin die Möglichkeit einer Normalhypothek gegeben ift, Die 
Betheiligten aber nicht eine folche, ſondern Tediglich eine 
Sicherheitshypothek wollen. 

EE.G. $ 4. 


Beihluß vom 24. März 1896 (l. Y. 123,97). 
Amtsgericht und Landgeriht Köln. 








Der Beſchwerdeführer iſt eingetragener Eigenthümer dreier im 
Grundbuch von K. Bd. 25 Bl. 983, Bd. 45 Bl. 1773 u. Bd. 49 
Bl. 1941 verzeichneter Grundftüde. In der notariellen Verhandlung 
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vom 22. Dezember 1896 hat er erflärt, daß der Kaufmann G. zu 
N. an den Sch. Grundftüde für den Preis von 15 300 M., ferner 
an den W. Grundftüde für den Preis von 15 165 M. und endlich. 
an ihn jelber Grundftüde für 21 535 M. verkauft und daß er — 
Beichmwerdeführer — fi für die vom 1. Januar 1897 ab mit 4 pCt. 
verzinslichen und am 1. Januar 1898 einforderbaren KRaufpreife des. 
Sch. und W. dem Gläubiger gegenüber folidarifch verbürgt habe. 
Er fährt hierauf fort: 

Zur größeren Sicherheit der jo von mir ſolidariſch verbürgten 
bezw. von mir ſelbſt verjchuldeten Kaufpreife im Gefammtbetrage 
von 52 000 M. mit Accefforien bewillige und beantrage ich hier- 
mit die bypothefariihe Eintragung einer Kaution in Höhe der 
Summe von 30000 M. zu Gunften des Herrn G. im Grund- 
buche auf die bis zum Belaufe diefer Summe ihm hiermit ver- 
pfändeten .. . Grundftüde (folgt die nähere Bezeichnung) ... 

Der vom Notar gemäß diefer Urkunde geftellte Eintragungs- 
antrag ijt vom Amtsgericht abgelehnt, weil die VBorausjegungen einer 
Kautionshypothek nicht vorlägen. Auf erhobene Bejchwerde hat das 
Landgericht die Eintragung einer gewöhnlichen Hypothek angeordnet, 
die auch in folgender Faſſung bewirkt worden ift: 

30 000 M. Kaufpreisforderung, verzinslih zum 1. Januar 
1897 ab mit 4 pCt. p. a. und einforderbar nebſt den Zinjen am 
1. Januar 1898. Auf Grund der Urkunde vom 22. Dezember 
1896 eingetragen... . . 

Nunmehr iſt weitere Beſchwerde eingelegt, da ſtatt der be- 
antragten Sicherheitshypothet eine Normalhypothef eingetragen 
worden fei. 

Die Beſchwerde ift für gerechtfertigt erachtet. 


Gründe: 


Indem das Landgericht die Eintragung einer feiten oder ſchlichten 
Hypothek angeordnet hat, ſetzt es fih mit dem nad) $ 30 G.B.D. 
maßgebenden Antrage des Bejchwerdeführers in Widerfpruch, defjen 
Wille lediglih auf die Beitellung einer Kautionshypothef bis zum 
Höchftbetrage von 30000 M. einſchließlich Zinſen gerichtet war. 
Die Eintragung, wie fie jet vorliegt, muß alfo jedenfalls als eine 
über die Bewilligung des. Eigenthümers hinausgehende und darum 
unzuläffige Belaftung befeitigt werden und es kann fi nur fragen, 
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ob dem Eintragungsantrage in der geſtellten Form, alſo durch Ein— 
tragung einer Kautionshypothek gemäß $ 24 E. E. G. ſtattgegeben 
werden darf. Das Amtsgericht verneint die Frage unter Hinweis 
auf einen Beſchluß des Landgerichts zu Düffeldorf vom 14. Januar 
1892 (Zeitfchrift für das Notariat in Rheinpreußgen 1892 ©. 47). 
In dem dort entjchiedenen Falle hatte aber der Solidarbürge für 
die Bürgſchaftsſchuld eine feite Hypothek bejtellt und das Landgericht 
bat dies mit Rückſicht auf Art. 2021 C. ec. für zuläffig erflärt. 
Gegenwärtig iſt jedod die Eintragung einer Kautionshypothef be- 
gehrt und mithin darüber zu befinden, ob diejelbe angängig it, 
trogdem an fich auch eine fchlichte Hypothek möglich erfcheint. Der 
$ 24 EE.G. jchreibt vor, dah, wenn die Größe eines Anſpruchs 
zur Zeit der Eintragung noch unbeſtimmt fei (Kautionshypothefen), 
der Höchftbetrag angegeben werden müſſe, bis zu welchem das Grund- 
ftüd haften folle, und im $ 67 E. E. G. ift die Anwendbarkeit der 
Vorſchriften über die Eigenthümerhypothef auf Kautionshypothefen 
ausgejchloffen. Weiteres ift in den Grundbuchgefegen über legtere 
nicht zu finden. Der Entwurf von 1868 lautete: „Wenn die Größe 
eines Fünftigen Anſpruchs u. f. mw.” Man kann daher aus der 
jetzigen Faflung des Geſetzes ſchließen, daß nicht bloß für Fünftige, 
fondern auch für bereits beftehende Anſprüche eine Kautionshypothef 
zuläffig ift (Dernburg- Hinrichs, Preuß. Hyp.Recht Abth. 2 $ 26 
©. 198; Achilles 3. Aufl. Anm. 1 zum $ 24 E. E.G.). Ueber den 
Begriff der Unbeftimmtheit des Anſpruchs enthält das Geſetz nichts. 
Es befagt nur in Wahrung des Spyialitätsprinzips, daß jedenfalls 
die Grenze der Pfandhaftung ziffermäßig fejtgelegt werden müſſe. 
Auch das ALR. und die Hypothefenordnung mit der Novelle von 
1853 geben über das Wefen der Kautionshypothef feinen näheren 
Aufſchluß. Der Entwurf des E.E.G. von 1871 beftimmte in $ 35 
ausdrüdlich: 

Die hypothefarifche Klage aus einer für einen dem Betrage 
nach ungewiffen Anfpruch eingetragenen Hypothek bedarf der Be— 
gründung aus dem perfönlichen Schuldverhältniß. Gegen diefe 
Klage jtehen dem Beklagten die Einreden unbedingt zu. 

Der Paragraph ift geftrichen, weil man ihn in der Kommiſſion 
des Herrenhaufes wegen der beabjichtigten Geftaltung der Hypothek 
überhaupt für überflüffig erachtete (Dernburg a. a. O. ©. 204; 
Turnau 5. Aufl. S. 382 Anm. 3 zum $ 24 E. E. G.). Seine Wieder- 

Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXY.) 6 
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beritellung ift verfäumt, doc) ift der in ihm ausgefprocdhene Grund- 
fat für Kautionshypothefen allgemein anerfannt (vgl. Dernburg 
u. Tur nau a. a. D. und die von diefem angef. Enticheidungen). 
Diefe unterfcheiden fi daher auch in materieller Beziehung jehr 
wejentlih von den Verkehrshypotheken; fie find den aus dem öffent- 
lihen Glauben des Grundbuchs ſich ergebenden Folgerungen ent— 
zogen. Die Frage ift nun, ob das Geje die Schaffung jolcher 
Hypotheken an objektiv geregelte Vorausſetzungen fnüpft oder ob es 
hierbei dem vechtsgefchäftlihen Willen der Parteien freien Spiel- 
raum läßt. Gewiß ift im $ 24 E. E. G. zunächſt an objektiv unbe- 
ftimmte Anſprüche gedacht, die ihrer Höhe nad) zur Zeit der Ein- 
tragung noch nicht zu überjehen find, wenn fie auch ſchon beftehen 
mögen. Es ift aber aus dem Gefege nicht zu entnehmen, daß das 
Inftitut der Kautionshypothef nur für ſolche objektiv ungewiſſe An- 
ſprüche gegeben fei und da verfage, wo die Parteien eine an fi 
bejtimmbare und bejtimmte Forderung als eine unbejtimmte, von 
jpäterer Feſtſtellung abhängige behandelt wiſſen wollen, wo aljo die 
Unbejtimmtheit des Anſpruchs auf jubjeftivem Belieben der Be- 
theiligten beruht. Wenn das Gejeß die jtreng accefforifche, in ihrem 
Dafein und in ihrer Geltendmadung von dem obligatorifchen Ber- 
hältniß zwiſchen Gläubiger und Schuldner abhängige Kautionshypo- 
thek als eine mögliche Form der Grundjtüdsbelaftung kennt, jo it 
ein Grund für. die Beichränfung diefer Belaftungsform in obigem 
Sinne nicht erfihtlih. Will man an dem Erforderniß der objektiven 
Unbeſtimmtheit des zu fihernden Anſpruchs feithalten, jo muß man 
eine Kautionshypothef für ungültig erklären, die für einen zwar 
nad) der VBerpfändungsurfunde noch nicht feititehenden, in;Wahrheit 
aber feiner Höhe nad gegebenen Anſpruch bejtellt ift. So weit wird 
man aber nicht gehen dürfen. Wenn der Eigenthümer eines Grund- 
jtüds in beglaubigter Urkunde jich dahin ausläßt, daß er aus einem 
Kaufgeihäft dem Verkäufer noch eine zur Zeit nicht näher anzu— 
gebende Summe ſchulde und wegen berjelben bis zu dem Betrage 
von 10000 M. Kautionshypothef beitelle, jo wird" weder die Ein- 
tragung noch die Gültigkeit der Hypothek zu beanjtanden fein, follte 
fi) auch ergeben, daß bereits zur Zeit der Schuldverfchreibung ledig: 
lih ein Anſpruch auf Zahlung des Kaufpreifes von 10 000 M. be- 
ftand. Sit dies aber der Fall, jo wird das Gleiche gelten müffen, 
wenn der Eigenthümer ſich als Schuldner des beftimmten Kaufpreifes 
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von 10000 M. bekennt, ihn aber nur als Kautionshypothek einzu— 
tragen bittet. Die gegentheilige Meinung würde die Möglichkeit 
der Beitellung einer Kautionshypothef von der mehr oder weniger 
‚großen Geſchicklichkeit der Betheiligten oder des inftrumentirenden 
Notars, die wahre Sadjlage zu verjchleiern, abhängig machen. Des- 
halb hat das Bürgerliche Geſetzbuch die Sicherungshypothef für eine 
beftimmte Forderung mit der Bedeutung aufgenommen, daß das 
Recht des Gläubigers aus der Hypothek fich nur nach der Forderung 
beftimmt und der Gläubiger fich zum Beweife der Forderung nicht 
auf die Eintragung berufen kann ($ 1184 B. G. B. 88 1125, 1126 
Entw. I, $ 1092 Entw. II; Motive 3. Entw. I Bd. 3 ©. 620, 621, 
627, Denkſchrift ©. 213). Es erfcheint auch nach Lage der heutigen 
Gejeßgebung eine Kautionshypothef ftatthaft, wenn die Parteien 
troß der Möglichkeit einer Verkehrshypothek nur die erftere wollen 
und damit fi für die Hypothek als ein bloßes Sicherheitsrecht ent- 
ſcheiden, das nur durch den Nachweis des geficherten Anfpruchs ge- 
tragen und duch die diefem entgegenftehenden Einreden befeitigt 
wird. m vorliegenden Falle ift es um jo weniger bevenflich, eine 
Kautionshypothef einzutragen, als es immerhin unbeftimmt ift, für 
welche der drei aus der Schuldurkfunde erfichtlichen Forderungen und 
zu welchem Betrage derjelben der Gläubiger fih an das Pfand- 
grundftüd halten wird. Danach wird das Amtsgericht andermeit 
auf den Antrag des Beichwerdeführers zu befinden und falls nicht 
bisher nicht hervorgetretene Bedenken obwalten, die Hypothek zu ber 
angegebenen Höhe ohne Zinjen und Rüdzahlungsbedingungen als 
Kautionshypothef einzutragen haben. 


Nr. 24. 
Revenuenhypothek. 

Die Eintragung einer Revenuenhypothek oder Revenuen- 
grundſchuld ift auch bei joldhen Grundftüden zuläſſig, die nicht 
Lehne oder Fideifommiffe find. 

AL.R. J. 20 88 26, 225; E.E. G. $ 45. 
Veſchluß vom 3. Mai 1897 (I. 9. 129/97). 
Amtsgericht Genthin, Landgeriht Magdeburg. 

Der Bejchwerdeführer it Eigenthümer der Rittergüter X. u. 9. 

Dieſe find mit fideikommiſſariſchen Subjtutitionen belaftet, welche in 
6 
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Abtheilung II der Grundbuchblätter mit dem Verbote der Veräuße— 
rung und Verſchuldung eingetragen ftehen. Unter dem 17. Auguſt 
1896 bat der Befchwerdeführer in notariell beglaubigter Urkunde die 
Eintragung einer mit 3 pCt. verzinslihen und in Jahresbeträgen 
von 10000 M. rüdzahlbaren Grundfchuld von 400 000 M. im 
Grundbuch der Rittergüter für fich felbjt mit der Beſchränkung be— 
antragt, daß die verpfändeten Grundftüde nur mit den ihm perfön- 
ih bis zu feinem Tode zuftehenden Revenuen haften jollten. Der 
Antrag iſt von den Vorinftanzen abgelehnt, weil die Beitellung von 
Revenuenhypothefen außer bei Lehnen und Fideikommiſſen unzuläffig 
fei und es fich zudem vorliegend um eine Grundſchuld handle. Die 
weitere Beſchwerde verficht die Zuläfligkeit der Revenuenbelaftung. 
Sie ift auch für gerechtfertigt erachtet worden. 


Gründe: 


Das Reichsgericht hat mit ausführlicher Begründung die Frage 
der Gültigkeit der nur auf die Nusungen eines Mlodialgrundftüds 
beſchränkten Hypothek bejaht (Entih. Bd. 13 ©. 233; übereinftim= 
mend: Dernburg, Hyp.Redht $ 23 ©. 164, Preuß. Pr.R. Bd. 1, 
5. Aufl. $ 328 Nr. 3 ©. 823, vgl. auch Jahrbuch Bd. 6 ©. 118, 
Bd. 9 ©. 110; dagegen vor Allem Eccius bei Gruchot Bd. 28 
S. 1ff., Preuß. Pr.R. Bd. 3, 6. Aufl. $ 190 Anm. 33 ©. 451; zmwei- 
felnd Rehbein Entf. d. Obertribunals Bd. 3 ©. 503). Dem ift 
beizutreten. Es ift zuzugeben, daß das Allgemeine Landrecht in dem 
das Recht des Unterpfandes behandelnden 20. Titel des erjten 
Theils die Revenuenhypothek als eine zuläffige Belaftungsform für 
den freien Grundbefig nicht ausbrüdlich erwähnt. Nur beim Beſitz- 
pfand iſt der Vertrag, daß der Gläubiger feine Befriedigung nicht 
aus der"Subftanz, fondern bloß aus den Nutzungen des Pfandes 
nehmen folle, für erlaubt erklärt ($ 225 a. a. D.). Daß damit aber 
eine Befonderheit hat ausgejprochen werden follen, ift deshalb nicht 
anzunehmen,‘ weil der unter den allgemeinen Grundfägen von beiden 
Arten des Unterpfandes befindliche $ 26 die Auslegungsregel giebt, 
daß der Vertrag zwiſchen Pfandgläubiger und Schuldner über 
Nichtveräußerung des Pfandes jo gedeutet werden ſolle, daß der 
Gläubiger fih nur an die Nubungen und Früchte halten dürfe. 
Es iſt aljo vorausgefegt, daß die Begründung eines Pfandredts 
lediglich in der Beihränfung auf den Ertrag der Pfandfache nicht. 
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ausgeſchloſſen ſei (ſ. auch Preuß. Konkursordnung $ 58, Entſch. d. 
Obertribunals Bd. 11 ©. 316). Wenn der $ 114 a. a. O. der Ver⸗ 
Pändung künftiger Früchte — die übrigens von dem Pfandrecht an 
der Sache nad) der Seite der Nutungen zu unterfcheiden ift — an 
die Uebergabe der Sache fnüpft, fo joll damit gejagt fein, daß das 
Beſitzpfand an ſolchen Früchten durch den Befik der fruchttragenden 
Sache bedingt, nicht aber, daß eine nur mit den Einkünften des 
Grundftüds beftellte Hypothek ungültig fei. Daß die Verfafler des 
Landrechts die bypothefarifche Verpfändung des Nubungsrehts an 
einem Grundftüd, auch abgejehen von Lehn- und Fideilommißgütern, 
für zuläffig hielten, geht aus den vom Reichtsgericht (a. a. D. ©. 236) 
mitgetheilten Materialien hervor. Liegen fie fich hierbei von der 
nahmals als unrichtig erkannten Theorie des Eigentums als einer 
Summe einzelner Rechte leiten ($$ 9 bis 111.8 A.L.R.), jo wird 
damit der im Geſetz jelbit zum Ausdrud gelangte Sab, daß das 
Pfandrecht nicht immer die VBerfaufsbefugniß in fi ſchließen müfle, 
nicht befeitigt. Er läßt fi übrigens auch bei Annahme der Ein- 
heitlichfeit begründen, indem bei der Nevenuenhypothel, wie bei der 
Subftanzhypothef, das Grundftüd als verpfändet gilt, jedoch nur im 
Wege der Zmangsverwaltung, nicht durch Zwangsverjteigerung, zum 
Gegenftande der Befriedigung des Gläubigers gemacht werden kann 
(vgl. Motive 3. d. Entwurf d. Bürg. Geſetzbuchs Bd. 3 ©. 634, 8 109 
11. 4 A.L. R.). 

Die ſonach im Allgemeinen Landrecht zugelaflene Revenuenhy- 
pothek ift, wie vom Neichsgericht überzeugend ausgeführt ift, durch 
das Eigenthumserwerbsgefeg nicht abgeſchafft. Der $ 45 E. E. G. er- 
klärt nur den zwifchen dem Hypothefengläubiger oder Grundjchuld- 
gläubiger und dem Eigenthümer gefchloffenen Vertrag, wonach das 
Veräußerungsrecht den erfteren entzogen fein folle, für nichtig, miß- 
billigt mithin die Interpretationsregel des $ 26 I. 20 A.L.R., jagt 
aber nicht, daß der von vornherein auf die Nugungen der Pfand- 
ſache beſchränkte Vertrag der Wirkfamkeit entbehren folle.. Die Be- 
feitigung der gewillfürten Revenuenhypothef mag beabfichtigt geweſen 
fein (f. die Motive bei Werner, Materialien S. 32 ff.), ift indeß 
im Gefeß nicht ausgefprocdhen und folgt ebenjowenig aus $ 43 E. E. G., 
der als den Inhalt des Anſpruchs aus der Hypothek oder Grund- 
Schuld das Recht des Gläubigers bezeichnet, auf gerichtliche Zwangs- 
verwaltung und Amangsverfteigerung anzutragen, nicht jedoch ver- 
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bietet, den Anſpruch auf das erftere Befriedigungsmittel zu bes 
ſchränken. 

Iſt aber die Revenuenhypothek geſtattet, fo kann die Revenuen— 
grundſchuld nicht ausgeſchloſſen ſein. Denn die Selbſtändigkeit der 
dinglichen Belaſtung ift für die Frage, ob ſie lediglich den Ertrags- 
werth des Grundftücds ergreifen darf, ohne Bedeutung. 

Borliegend kommt hinzu, daß der Befchwerdeführer mit Rüd- 
fiht auf die Rechte der Fideifommiffarien die Güter nicht ſoll ver: 
Ihulden dürfen, daß ihm alfo in der Nevenuenhypothef die einzige 
Möglichkeit, Kredit ohne Zuftimmung der Anwärter zu erlangen, 
geboten iſt. Es erfcheint nicht angängig, im ſolchem Falle den Eigen- 
thümer auf den Weg der Bollbypothef — deren Eintragung der 
Grundbuchrichter wegen des Belaftungsverbots mit Recht verweigert 
(Jahrbuch Bd. 15 ©. 93) — zu vermeifen, die dann während der 
Dauer der Eigenthumsbeifhränfung nur gegen die Nugungen fol 
geltend gemacht werden dürfen (vgl. Eccius bei Gruchot Bd. 28 
©. 12). Ob die Revenuenhypothek zwedmäßig und ob fie nit in- 
folge der denkbaren Verwidelungen in der Zwangsvollitrefung beim 
Zufammentreffen mit Subjtanzhypothefen dem Realkredit eher 
ſchädlich als nützlich iſt, kann auf fich beruhen. Das Bürgerliche Ge- 
ſetzbuch befeitigt fie, fomeit nicht Xehne, Fideifommiffe und Stamm— 
güter oder Grundjtüde in Frage jtehen, die nach den Hausverfaffungen. 
der Zandesherren oder des hohen Adels nur beichränft belaftet werden 
dürfen (Art. 60, 192 Abf. 2 Einf.Gefeb). 

Die Beichlüffe der Vorinftanzen, die ſonach rechtsirrthümlich die 
Zuläffigfeit der beantragten Belaftung verneinen, waren aufzuheben. 
Das Amtsgeriht hat unter Abftanpnahme von diefem Bedenken 
andermweit auf das Gefuch des Beichwerdeführers zu befinden. 


Nr. 25. 
Grundftäcksbelaftung im Wege der Imangsuollftrekung. 

Auf Grund einer gegen den Erblafjer gerichteten Boll- 
ftrefungsflaufel kann die Eintragung im Grundbuche nicht 
mehr ftattfinden, jofern zur Zeit der Eintragung der Erblafjer 
bereits gejtorben war. 

Iſt in Unkenntniß des Todes des Schuldners, gegen 
welchen die Vollftrekungsklaufel gerichtet, die Eintragung im 
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Grundbuche erfolgt, jo haben die dadurch Benachtheiligten, 
wenn fie den urfundlichen Nachweis des vor der Eintragung 
eingetretenen Todes ded Schuldners erbringen, das Recht, die 
Bejeitigung der Cintragung, vorbehaltlid der Rechte gut- 
aläubiger Dritter, zu verlangen. 

Geſetz vom 13, Juli 1885 88 2, 6, 11. 


Beihluß vom 18. Oktober 1897 (I. Y. 502/97). 
Amtögeriht und Landgeriht Danzig. 


Als Eigenthümerin des im Grundbudhe von D. Bl. 35 ver- 
zeichneten Grundftüds ift die Wittwe M. L. ©. geb. ©. eingetragen, 
Diefelbe ift am 19. November 1896 verftorben. Am 5. Dezember 
1896 beantragte der Malermeifter G. auf Grund eines gegen Sicher— 
heitsleiftung für vorläufig vollftredbar erklärten Urtheils des Ober- 
landesgerichts zu Marienmwerder von 20. Oktober 1896, durch welches 
die Wittwe G. verurtheilt worden, an ihn 377,07 M. nebit 5 pCt. 
Zinfen feit dem 24. April 1895 zu zahlen, ſowie auf Grund der 
Hinterlegungserflärung und der Zuſtellungsbeſcheinigung auf dem 
gedachten Grumdjtüde die vollitredbare Forderung von 377,07 M. 
nebft 5 pCt. Zinfen feit dem 24. April 1895, fowie 4,40 M. Ge— 
bühren und Kopialien und die Koſten für die Eintragung im Grund— 
buche vorzumerfen. Diefem Antrage entfprechend wurde in Abth. III 
Nr. 14 am 9. Dezember 1896 eine Vormerkung im Grundbuche ein- 
getragen. Auf Antrag der Gerichtsfaffe zu D. wurde in Abth. III 
Nr. 15 ferner am 30. März 1897 eine Vormerkung in Höhe von 
42,50 M. wegen der in jener Prozeßſache entjtandenen Gerichtsfoften 
eingetragen. In einem privatjchriftliden Antrage vom 20. Mai 
Mai 1897 haben nun die durch Erbeslegitimationsatteft vom 24. Fe— 
bruar 1897 als einzige Erben der Wittwe G. legitimirten Töchter 
derjelben, Martha nnd Katharina G., die Löſchung jener beiden 
Bormerkungen mit der Begründung beantragt, da die Eintragung 
derjelben unzuläffig gewejen fei, da zur Zeit der Eintragungen ihre 
Mutter bereits verjtorben geweſen. 

Das Amtsgericht zu D. hat dur Verfügung vom 29. Juli 
1897 dieſen Antrag zurüdgewiefen, da die Eintragung der Forde- 
rungen gejegmäßig gegen die als Eigenthünmerin eingetragene Wittwe 
&. erfolgt fei, und daher die Löſchung ohne Bewilligung der 
Gläubiger nicht erfolgen könne. 
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Die biergegen eingelegte Beſchwerde ift durch Beſchluß des 
Landgerichts zu D. vom 8. September 1897 zurüdgemwiejen worden. 
Das Landgeriht führt aus, daß, fo lange der verftorbene Eigen- 
thümer noch im Grundbucdhe eingetragen fei, aus einem gegen ihn 
entftandenen Schuldtitel ohne Umftellung der Klaufel eine Eintragung 
im Grundbuche ftattfinden könne. Auch das Kammergericht habe 
das Gegentheil nur für den Fall angenommen, daß der Tod des 
Eigenthümers aus dem Grundbuche felbft erhelle. Es müſſe dem- 
nach zur Löſchung außer der Bewilligung der Gläubiger entweder 
der Antrag des eingetragenen Eigenthümers, oder das Erſuchen der- 
jenigen Behörde, auf deren Antrag die Eintragung erfolgt ei, bei- 
gebracht werben. Der Antrag des Eigenthümers bedürfe zwar nicht 
der Beglaubigung; aber nur der eingetragene Eigenthümer könne 
denjelben jtellen, nicht deffen nicht eingetragener Erbe. Hiergegen 
richtet ich die weitere Beichwerde der Schweitern G. Diefelbe ift 
auch für begründet erachtet worden. 


Gründe: 


In dem Beichluffe vom 17. September 1890 (Jahrb. Bd. 10 
©. 111) bat das Kammergericht bereits ausgeführt, daß nad) der 
Civilprozegordnung eine Zwangsvollitredung grundjäglich nur gegen 
denjenigen ftattfindet, der im Urtheil oder ſonſtigen Schuldtitel, oder 
in der beigefügten Vollſtreckungsklauſel als Schuldner namentlich 
bezeichnet ift, und daß nad dem Tode defjelben auf Grund der 
vorhandenen vollſtreckbaren Ausfertigung feine weitere Vollftredung 
ftattfinden kann. Es ift ferner dargelegt, daß die Zmangsvollitredung 
in ein Grumdftüd nicht mit der Ertheilung der Vollftredungskflaufel 
oder mit der Zuftellung, jondern frühejtens mit dem Eingange des 
Eintragungsantrages beim Grundbuchrichter beginne, der Grund- 
buchrichter jei zwar nicht Vollftredungsrichter im Sinne der Civil- 
prozeßordnung. Es unterliege aber feinem Bedenken, ihn für den 
Anmwendungsbereih von $ 6 des Geſetzes vom 13. Juli 1883, welcher 
ihn mit einem Zwangsvollſtreckungsakte befaffe, in Anſehung der 
Prüfung der Priorität des Eintragungsantrages gegenüber dem 
Todesfalle dem Bollitredungsgericht dann gleichzuftellen, wenn ber 
Tod des eingetragenen Eigenthümers vor dem Eingange des Ein- 
tragungsantrages aus dem Grundbuch felbft erhelle. Hieraus ent- 
nimmt die VBorentfcheidung, daß die Eintragung grundbuchrechtlich 
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dann zu Recht beſtehe, wenn der Tod des eingetragenen Eigen— 
thümers nicht aus dem Grundbuche erhelle. Dieſer Folgerung kann 
indeſſen nicht beigetreten werden. Vielmehr ergiebt ein ſolcher Fall 
nur, daß der Grundbuchrichter nach den ihm zur Zeit der Eintragung 
unterbreiteten Materialien die Eintragung zu Recht vorgenommen 
hat. Es folgt hieraus aber nicht, daß er bei ſpäterem urkundlichen 
Nachweis der Unrichtigkeit und Unvollſtändigkeit jener Materialien 
die Eintragung unbedingt beſtehen laſſen müſſe. Unzweifelhaft ſind 
die Erben der eingetragenen Eigenthümerin, als die durch die Ein— 
tragung der Vormerkungen Beſchwerten, legitimirt, im Wege der 
Beſchwerde die Eintragung durch den urkundlichen Nachweis anzu— 
fechten, daß zur Zeit der Eintragung ihre Erblaſſerin bereits ver- 
ftorben war; es ijt ihnen auch darin beizutreten, daß bei einem 
ſolchen Nachweiſe eine Zmangsvollitrefung auf Grund des vor- 
handenen Bollftredungstitels objektiv unzuläffig war, und daß deren 
Folgen befeitigt werden müflen. Derfelben Anficht find Krech und 
Fiſcher (Kommentar zum Zwangsvollitredungsgeleg 3. Aufl. ©. 103 
Anm. d) und Jäckel (Kommentar Anm. Te zu $ 6), während 
Turnau lediglih den allegirten Beichluß des Kammergerichts in 
Bezug genommen hat (5. Aufl. Bd. 1 ©. 333). Im vorliegenden 
Fall ift die Sterbeurkunde der eingetragenen Eigenthümerin zu den 
Grundakten überreicht; Diefe ift danach am 19. November 1896 ver- 
ftorben. Da der erjte Antrag auf Eintragung der Vormerkung bei 
Gericht erft am 5. Dezember 1896 eingegangen ift, fo ift die Ein- 
tragung jedenfalls objektiv zu Unrecht erfolgt. 

Daß die Beichwerdeführerinnen ihren Lölchungsantrag nicht 
ausdrüdlih als Beſchwerde bezeichnet haben, ift unerheblich; feinem 
Inhalte nad) harakterifirt fich ihr Gejuch als eine Befchwerde über 
die erfolgten Eintragungen, nicht als ein felbjitändiger Löſchungs— 
antrag. Diejerhalb erledigt fi) das von der Vorinftanz aufgeftellte 
Bedenken, daß der Löſchungsantrag nur vom eingetragenen Eigen- 
thümer und nicht von den Erben defjelben geitellt werden könne. 
Handelte es jih um einen Löfhungsantrag im Rahmen der SS 6 ff. 
des Geſetzes vom 13. Juli 1883, jo wäre der Antrag des einge- 
tragenen Eigenthümers allerdings erforderlih, und daneben bie 
Löſchungsbewilligung der Gläubiger bezw. die Beibringung einer 
Urkunde, auf Grund deren nach der Eivilprozeßordnung die Zwangs- 
vollſtreckung mit der Wirkung einzuftellen, daß die bereits erfolgten 
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Vollſtreckungsmaßregeln aufgehoben werden ($ 11 des Geſetzes). Die 
Beichwerdeführerinnen wollen jedoch nur die Eintragungen als ohne 
Rechtsgrund erfolgt befeitigen. Die Beichwerde kann von ihnen, 
auch ohne daß fie zuvor als Eigenthüner im Grundbuche eingetragen 
werden, erhoben werden, und ohne daß ihre Unterfchrift unter der 
Beſchwerdeſchrift, wie das Amtsgericht verlangt bat, gerichtlich oder: 
notariell beglaubigt wird (vgl. Turnau 5. Aufl. Bd.1 ©. 83). 

Die Beihlüffe der Vorinftanzen waren biernad) aufzuheben. 
Die Sahe mußte nun zur anderweiten Verhandlung und Entjchei- 
dung an das Amtsgericht zurüdgemwiefen werden, damit diefes auf 
die Befchwerde unter Abjtandnahme von den bisher erhobenen Be- 
denken anderweit befindet. Da die feit den Eintragungen etwa ent: 
ftandenen Rechte Dritter durch die Löſchung der Vormerkungen nicht 
beeinträchtigt werden dürfen (vgl. Krech und Fiſcher a. a. D.), 
jo wird es im diefer Richtung noch einer entfpredhenden Erörterung. 
und Prüfung bedürfen. x 

Nr. 26. 
Imangseintragung. 

Nur die Vollmachten der Prozekbevollmächtigten bedürfen 
bei Stellung von Anträgen auf Eintragung einer Geldforde- 
rung im Wege der Zwangsvollſtreckung feiner Beglaubigung. 

Geſetz vom 13. Jult 1883 $ 12. 


Beihluß vom 3, Mat 1897 (IT. 9. 195/97). 
Amtögericht Ottweiler, Landgeriht Saarbrüden. 





Die gegen die Beichlüffe der Vorinftanzen erhobene weitere 
Beichwerde ift als ungerechtfertigt zurückgewieſen. 


Gründe: 


Die Vorinftanzen gehen mit Recht davon aus, daß die vom 
Rechtsanwalt D. behufs Erwirkung einer Zmangseintragung über- 
reichte Vollmacht des Beichwerdeführers Feine Prozeßvollmacht im 
Sinne des $ 77 EBD. ift. Sie ift nad Beendigung des NRechts- 
ftreits ertheilt und bezeichnet als ihren Gegenftand eine zu bewirkende 
Hypothefeneintragung. Daß fie auf dem Formular einer Prozeß— 
vollmacht ausgejtellt ift, hat feine Bedeutung. ft aber der Rechts- 
anwalt D. nicht Prozegbevollmächtigter des Beſchwerdeführers, jo 
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bedurfte er zur Stellung des Eintragungsantrages nad) $ 37 G. B. O. 
eines Ausweiſes durch gerichtlich oder notariell aufgenommene oder 
beglaubigte Vollmacht. Der $ 12 Ab. 2 des Geſetzes vom 13. Juli 
1883 beftimmt: 
Eine Beglaubigung der Anträge oder der Vollmachten der 
die Anträge ftellenden Prozeßbevollmächtigten ift nicht erforderlich. 
Der die Prozegbevollmächtigten betreffende Zuſatz ift durch die 
Kommiffion des Abgeordnetenhaufes hinzugefügt, weil die Praxis 
des Kammergerichts, welche die Beglaubigung der Prozeßvollmachten 
für die Anträge auf Zwangseintragung für erforderlih gehalten 
batte, mit der Abficht des neuen Geſetzes nicht vereinbar ſei (Jahrb. 
Bd. 2 ©. 121; Turnau 5. Aufl. Anm. 2 zu 8 12 a. a. O. ©. 358; 
Jäckel 3. Aufl. Anm. 2 zu $ 12). Daß auch die Vollmachten 
anderer, nur mit der Wahrnehmung einzelner Prozephandlungen 
betrauter Perjonen von der Regel des $ 37 G.B.D. ausgenommen 
jein follten, ift nicht zum Ausdrud gelangt. Deshalb kann es nicht 
gemißbilligt werden, wenn der Grundbuchrichter im legteren Falle 
die Regel zur Geltung bringt (jo auch Jahrbuch Bd. 10 ©. 112; 
Turnau ©. 359, Jädel ©. 134, Krech und Fifcher 3. Aufl. 
Anm. 2 zu $12 ©. 129). Die abweichende Anfiht von Wolff 
(die Eintragung in das Grundbuch zur Volftredung einer Forderung 
©. 127) beruht auf der Erwägung, daß der Eintragungsantrag ein 
Erefutionsantrag jei. Wenn indeß auch die Zwangseintragung ein 
Aft der Zwangsvollitredung ift, jo wird doch der Grundbuchrichter 
als jolcher, nicht als Vollftredungsrichter mit der Sache befaßt und 
bat daher die für den Grumdbuchverfehr gegebenen Formvorſchriften 
zu beachten, ſoweit nit ausdrüdlid Ausnahmen zugelafjen find. 
(Jahrb. Bd. 14 S. 189, 192). 


Nr. 27. 
Iuläffigkeit der Borrehtseinränmung mit den zu tilgenden Theilen einer 
Hypothek. 

Eine Vorrechtseinräumung dahin, daß bei einer jogen. 
Amortifationshypothef vor allen durch die regelmäßige Amor- 
tifation oder durch außerordentliche Rückzahlungen zur Til 
gung gelangenden Theilen derjelben einer anderen Hypothek 
der Vorrang zuftehen jolle, ift zulälfig und eintragungsfähig. 

E.E.G. $ 35; 6.8.0. $ 86. 
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Beihluß vom 11. Dftober 1897 (I. 9. 466/97). 
Amtögericht Barmen, Landgericht Elberfeld. 


Für die Preußiſche Gentral-Bodenfredit-Aftiengefelihaft zu B. 
find im Grundbuhe von Ba. Bd. 67 Art. 3344 in Abth. II Wr. } 
u. 2 zwei fogen. Amortifationshypothefen von 37000 bezw. 23000 M. 
eingetragen. Bezüglih der erfteren find in der Urkunde vom 
18. Juni /5. Juli 1897 zwiſchen der Gläubigerin und der Eigen- 
thümerin des Pfandgrundftüds, der Geſellſchaft Union zu B., nad} 
dem diefe den durch die Amortifation auf fie gediehenen Betrag von 
280,75 M. wiederum an die Gläubigerin abgetreten hatte, mehrere 
Aenderungen vereinbart. Dann beißt es: 

Endlich räumen die Vertreter der Gefelliehaft Union vor allen 
durch die regelmäßige Amortifation oder durch außerordentliche 
Rücdzahlungen zur Tilgung gelangenden Theilen der... . in 
Abth. I Nr. 1 haftenden 37000 M. dem für diefelbe Gläubigerin 
neu einzutragenden — inzwijchen eingetragenen — Darlehn von 
23000 M. das Vorrecht ein und wird allfeitig bewilligt und be- 
antragt, diefe Vorrechtseinräumung bei beiden Poften zu ver- 
merken. Die Direktion der Preußifchen Central = Bodenfrebit- 
Aktiengeſellſchaft tritt den vorftehenden Erklärungen in allen 
Punkten bei.... 

Die Borinftanzen haben indeß die Eintragung der Vorrechts- 
einräumung, Die bei Ueberreihung der gedachten Urkunde nach— 
geſucht war, abgelehnt, weil die Geſellſchaft Union noch nicht 
—— ei und die zur Zeit eingetragene Gläubigerin über die 
erft Fünftig zu tilgenden Theile der Hypothek nicht im Voraus 
verfügn dürfe Der weiteren Beſchwerde ift ftattgegeben aus 
folgenden 





Gründen: 

Das Landgericht zieht nicht in Zweifel, daß nad dem Inhalt 
der Urkunde ſowohl die Eigenthümerin des Pfandgrundftüdg wie 
die eingetragene Hypothefengläubigerin die Vorrechtseinräumung er- 
Härt haben, daß aljo die legtere nicht bloß ihre Zuftimmung zu 
einem von der Eigenthümerin allein vorgenommenen Rechtsgeſchäft 
zu erkennen gegeben, ſondern auch ſelbſt fich diefes Rechtsgefchäft zu 
eigen gemacht hat. Die Auslegung des Landgerichts ent|pricht dem 
Sinne und Wortlaut des Schriftitüds und ift rechtlich nicht zu be- 
anftanden. Sie führt aber zu einem anderen Ergebniß, als zu dem 
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der Vorinſtanzen. Zwar iſt ihnen darin beizuſtimmen, daß die 
Eigenthümerin nicht in der Lage iſt, das Vorrecht mit Hypothefen- 
theilen einzuräumen, deren eingetragene Gläubigerin fie zur Zeit 
nicht ift und von denen nicht fejtiteht, daß fie jemals zu ihrer Ver- 
fügung fein werden. Allein die Bedeutung der von der eingetragenen 
Släubigerin gleichfalls erklärten Prioritätszeffion ift verfannt und 
infofern find die Vorentfcheidungen rechtsirrthümlid. Der auch in 
das Geltungsgebiet des Rheiniſchen Rechts vorbehaltlos eingeführte 
$35 E. E.G. bejtimmt: 

Ein voreingetragener Gläubiger kann fein Vorrecht einem 
nachitehenden einräumen . . .. Die VBorrechte der Zwiſchenpoſten 
werden hierdurch nicht geändert. 

Der $ 86 ©.B.D. läßt die Eintragung der Vorrechtseinräumung 
auf Grund der einfeitigen Erklärung des Einräumenden zu. Weitere 
Vorſchriften finden ſich über den Gegenftand in der Grundbuchgefeß- 
gebung nit. Der $ 54 des Gefeges vom 13. Juli 1883 (in der 
Faſſung der Novelle vom 30. Mai 1893 G.©. ©. 97) fommt nicht 
in Betradt. Denn e8 handelt ſich nicht um die ſehr ftreitige Frage 
der Wirkung der Prioritätszeffion, fondern um die Erfordernifje 
ihrer Eintragungsfähigkeit. In dieſer Hinficht ergeben die mit- 
getheilten Normen des Grundbuchrehts, daß lediglich auf die Be- 
willigung des eingetragenen Gläubigers (vgl. Yahrb. Bd. 8 ©. 91) 
das Vorrecht im Grundbuche zu vermerken fei. Die formale Macht- 
befugniß des Gläubigers, auch über das Rangverhältniß der ihm 
zuftehenden Poſt grundbuhmäßig zu beftimmen, ift mithin an feine 
Schranke gebunden. Namentlich ift die Eintragung des Vorredhts 
von der Zuftimmung des Eigenthümers nicht abhängig gemacht. 
‚Eine ganz andere, vom Grundbuchrichter nicht zu beantwortende 
Frage, die neuerdings vielfach erörtert worden ift, geht dahin, ob 
der Eigenthümer, der der Vorrechtseinräumung nicht beigetreten ift, 
durch diejelbe berührt wird und ob er nicht vielmehr wegen der 
ihon durch die Eintragung der Hypothek begründeten Anwartichaft 
auf die Eigenthümerhypothef Anſprüche gegen den PBrioritätszedenten, 
jei e8 auf Beichaffung des früheren Vorranges jei e8 auf Schadens— 
erfag, erheben kann (vgl. die Literaturüberjiht bei Schöller, die 
Vorrechtseinräumung 1895 ©. 58). Auf diefe Frage braucht um 
jo weniger eingegangen zu werden, als im vorliegenden Falle der 
Grundftücdseigenthümer ausdrüdliih in die Rangänderung einges 


94 Erfte Abtheilung. Sachen der nichtjtreitigen Gerichtöbarfeit. 


willigt und damit die nach der Anficht Mancher dem Verfügungs- 
recht des Gläubigers materiell gezogene Schranke befeitigt hat. Wenn 
trogdem das Landgericht die Eintragung abgelehnt hat, fo beruht 
dies auf der nicht zutreffenden Anfiht, daß die Gläubigerin nicht 
über ihr Vorrecht verfüge. Sie verfügt über das Vorrecht der 
Hppothef Fraft der ihr vom Geſetz eingeräumten Dispoſitionsmacht. 
Wäre der Meinung der Borinjtanz zuzuftimmen, jo könnte feine 
Vorrechtseinräumung eingetragen werden. Denn auch eine folche, 
die fich auf die ganze Poſt bezieht, würde nur bis zur Tilgung der- 
jelben wirken und ſonach nicht eintragungsfähig fein. Dies mwider- 
Tpricht aber dem unzweideutigen Wortlaut des Geſetzes. Läge eine 
ziffermäßig unbefhränfte Vorrechtseinräumung vor, jo würde voraus- 
fihtlid das Amtsgericht Fein Bedenken getragen haben, fie im 
Grundbuch zu vermerken. Die Zweifel find aus dem Umſtande er- 
wachen, daß das Vorrecht ausdrüdlich nur mit den zur Verfügung, 
des Eigenthümers gelangenden Theilen der Hypothef unter Vor— 
behalt des urfprünglichen Ranges für die nicht getilgten Beträge 
eingeräumt ift. Hier kann aber nur fraglich fein, ob die zurüd- 
tretende Poſt mit genügender Bejtimmtheit bezeichnet ift. Für Die 
Eintragung einer Hypothek verlangt das Geſetz die Angabe einer 
beftimm*en Summe, bis zu welder das Grundftüd haften joll 
($$ 23, 24 E. E.G.). Ebenjo wird man eine Theilabtretung nur 
dann in das Grundbuch übernehmen fönnen, wenn der Theil der 
Oppothefenpoft, der durch die Abzweigung felbjtändiges Dafein ge- 
winnen jol, der Summe nad erkennbar gemadt ift (Jahrbuch Bd. 1 
©. 137). Das Gleiche ift aber für die Vorrechtseinräumung weder 
im Gejeß vorgefchrieben noch aus der Natur der Sache zu begründen. 
Sie enthält feine Nenderung der Belaftungsverhältnifje des Grund— 
ftüds, ift auch jedenfalls Feine Zejfion der Hypothek im Sinne der 
88 52 ff. E.E.G., 88 79 F. ©.B.D. Wenn man dem Gläubiger, der 
mit der ganzen Poſt zurüdtreten kann, das Recht einräumen muß, 
auch nur mit einem Theile zurüdzutreten (vgl. Reichsgericht i. d. 
Zeitichr. f. Preuß. Recht Bd. 4 ©. 154), fo fordern e8 weder die In— 
terefjen der Betheiligten noch die Einrichtung des Grundbuchs, dag 
diefer Theil von vornherein zahlenmäßig umgrenzt ſei. Es muß 
vielmehr genügen, daß er durch Fünftige Ereigniffe bejtimmbar ift 
und daß dies im Grundbuche vermerkt wird. Freilich wird der 
durch die Prioritätszeſſion begünftigte Gläubiger bei Geltendmahung 
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des Vorrechts ſich nicht lediglich auf das Grundbuch berufen können; 
er wird vielmehr bei Feitftellung des geringften Gebots und bei der 
Kaufgelderertheilung die Höhe der getilgten und deshalb erſt nad) 
ihm zu berücjichtigenden Beträge näher darzulegen haben. Allein 
ein jo beſchaffenes Vorrecht ift, wenn es auch in der Ausübung er: 
ſchwert ift, immerhin werthvoll und es ift diefe Erjchwerung fein 
Grund, es durch Ablehnung der Eintragung gänzlich zu verfagen. 
Andererjeits jegt der Vermerk des Vorrechts bei der zurüdtretenden 
Poſt und auf dem über diefelbe gebildeten Hypothefenbriefe jeden 
Dritterwerber in den Stand, ſich über die Höhe der von der Vor: 
vechtseinräumung betroffenen Beträge zu unterridten, jo daß eine 
mit dem öffentlichen Glauben des Grundbuches unverträglihe Täu- 
ſchung über die Rangordnung der Belaftungen ausgeſchloſſen er- 
Icheint. Wer die Boft ganz oder zum Theil erwirbt, wird, wenn 
er nicht unmittelbarer Rechtsnachfolger der Beſchwerdeführerin ift, 
mit der dur das Grundbuch veröffentlichen Möglichkeit zu rechnen 
haben, daß fie ihm nad Erwerb durd den Eigenthümer in Folge 
von Tilgung und daher als der Poſt Abth. III Nr. 2 im Range 
nachſtehend zufält. Deshalb find die Bedenken der Borinftanzen 
nicht als begründet anzufehen (vgl. auch das bei Turnau 5. Aufl. 
Anm. 6 zu $ 86 G. B.O. ©. 466 angef. Urtheil des Reichsgerichts vom 
6. März. 1882). Das Amtsgericht, an welches die Sache zurüdzu- 
verweilen war, hat auf den Eintragungsantrag unter Abjtandnahme 
von denfelben anderweit zu befinden. 


Nr. 28. 


Bermerk des Korrechts vor dem Meberrefi bei Eintragung der Pfändung 
einer Theilhypothek. 


Auch wenn der eine Theilhypothef betreffende Pfändungs- 
und Ueberweifungsbeichluß das WVorrecht vor der Reſtpoſt nicht 
ausdrüdlich erwähnt, Tann dasjelbe auf Antrag des Gläubi- 
gerd im Grundbuch vermerkt werden. 

C.P.O. 8 730 ff.; E.EG. $ 53; 6.8.0. $ 87; Ausf. Geſ. 3. C. P.O. $ 16. 








Beſchluß vom 12. Sult 1897 (I. 9. 345/97). 
Amtögeriht Bütom, Landgeriht Stolp. 
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Auf dem Grundftüd Blatt Nr. 1 ©. war in Abth. I Nr. 5 
für den Fifchermeifter R. und deffen Ehefrau eine Kaufgelderhypo= 
thef von 4500 M. eingetragen. Von diefer Hypothek find 682,74 M. 
an die Inhaber der mechanischen Nekfabrif zu 2. abgetreten. Die 
Abtretung ift am 5. Februar 1897 im Grundbuche vermerkt. Unter‘ 
dem 25. März 1897 beantragte der Beichwerdeführer, auf Grund 
von Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchlüſſen, die im Verwaltungs- 
zwangsverfahren wegen rüdftändiger Pachtgelder gegen den Ehe— 
mann R. erlaffen waren, die Pfändung der Refthypothef auf Höhe 
von 2225,41 M. im Grundbuch einzutragen. Der Grundbuchrichter 
trug lediglich die Ueberweifung zur Einziehung unter Bildung eines 
Zweighypothefenbriefes ein. Demnächſt beantragte Fiskus die Ein— 
tragung des Vorrecht3 des für ihn gepfändeten Betrages vor dem. 
Rejtbetrage der Hypothek von 1591,85 ME., indem er die Hypothefen- 
briefe wieder überreichte. Der Antrag wurde vom Amtsgericht ab— 
gelehnt, weil die Weberweifungsbeichlüffe das Vorrecht nicht er- 
wähnten. Das Landgeriht hat die Beichwerde zurüdgewielen mit 
der Begründung, daß die Ueberweiſung nicht hätte eingetragen werde 
dürfen und deshalb auch die Eintragung des Vorrechtes der über- 
wiejenen Forderung unzuläffig jei. Der weiteren Bejchwerde ift 
ftattgegeben. 

Gründe: 

Ob die Eintragung der Ueberweifung einer Hypothek zur Ein= 
ziehung unzuläffig oder nur überflüffig ift (vgl. Turnau 5. Aufl. 
Anm. 7 zu $ 87 G. B.O. ©. 475), bedarf feiner Entfheidung. Denn 
diefe Eintragung war vom Beſchwerdeführer gar nicht begehrt; viel- 
mehr jollte die Pfändung, der Sache und Rechtslage völlig ent= 
Iprechend, eingetragen werden. Deshalb durfte der Grundbuchrichter, 
der nur auf Antrag zu verfahren hat ($ 30 G. B.O.), die Ueber- 
weifung nicht eintragen. Daraus folgt aber nicht, daß der weiter. 
gejtellte Antrag auf Vermerk des Vorrechts nicht zu berüdjichtigen 
ift. Kann ihm nur nach zuvoriger Richtigftellung des Grundbuchs 
gemäß dem Erjuchen des Fisfus, wonach die Pfändung einzutragen 
war, entiprochen werden, jo muß die Richtigftellung erfolgen. Daraus, 
daß der Fiskus ſich mit der Eintragung der Ueberweiſung begnügt 
bat, ijt nicht ohne weiteres auf die Zurüdnahme des Antrages auf 
Eintragung der Pfändung zu fchließen. Das Geſuch, das Vorrecht 
im Grundbuch zu vermerken, enthält von felbft das Begehren, das. 
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Grundbuch, wenn erforderli, jo zu geftalten, daß das Vorrecht ein- 
tragungsfähig ift. Für diefe Gejtaltung ift aber die Grundlage in 
dem früheren Antrage gegeben. 

Daß nun das Vorrecht auch ohne befondere Erwähnung in den 
Pfändungsbeichlüffen eingetragen werden kann — ſelbſtverſtändlich 
nur der dem Schuldner verbliebenen Reſthypothek gegenüber — iſt 
nicht zu beanjtanden (Förjter-Eccius Preuß. Pr.R. 7. Aufl. Bd. 1 
$ 99 Anm. 41, Dernburg Preuß. Pr. R. Bd. 2, 5. Aufl. $ 82 
Anm. 11; dagegen: Wilmowski-Levy E.B.D. 7. Aufl. Anm. 1 zu 
$ 786 u. Rothenberg bei Gruchot Bd. 37 ©. 669). Die Civilpro- 
- zeßorbnung enthält feine bejondere Beltimmung darüber, ob die 
theilweife Pfändung einer Forderung das Vorrecht für den Gläu- 
biger begründe. Die Motive (S. 434) ſprechen fich aber dahin aus, 
daß das Vorrecht jelbitverftändlich jei und feines befonderen Aus- 
druds bedürfe. Der Gläubiger erfcheint daher berechtigt, ohne wei- 
tere auf Grund des Pfändungs= und Ueberweiſungsbeſchluſſes, auch 
wenn diefer auf das Vorrecht nicht befonders hinweift, ſeine Befrie- 
digung vor dem Schuldner zu verlangen. Dies gilt auch für Hy— 
pothefen und Grundfchulden, ſoweit nicht Rechte gutgläubiger Dritter 
entgegenstehen. Der ermwiejene Theil wird gegen die Kaufgelder vor- 
rechtlich zum Anfag gebracht; ein Ausfall trifft den Schuldner. 
Daraus folgt aber, daß der Gläubiger diefe von jelbft eingetretene 
Rechtslage auch ohne befondere Anordnung des Vollftredungsgerichts 
im Grundbuch vermerken laffen fann. Nur darf der Glaube des 
Grundbuchs nicht gefährdet werden. Der Vermerk des Vorrechts ift 
alfo unzuläffig, wenn ein redlicher Dritter die Reftpoft erworben hat. 
Dies aber auch in dem Falle ausdrüdlicher vorrechtlicher Pfändung 
und Ueberweiſung, woraus fich ergiebt, daß es auf die Hervorhebung 
des Vorrehts in dem Beichluffe nicht anfommt. Er ijt ohnehin fo 
zu verftehen, daß er die Bewilligung des Schuldners zur prioritä= 
tifchen Eintragung der Pfändung erſetzt und den Gläubiger zu dem 
entjprechenden Antrage auf Eintragung, fofern es die Lage des 
Grundbuchs zuläßt, ermächtigt. 

Im vorliegenden Falle hat zudem der Beichwerdeführer als 
Vollſtreckungsbehörde ſeinen Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchluß 
mit Beziehung auf das Vorrecht durch den geſtellten Eintragungs— 
antrag ergänzt und es kann daher um jo weniger bedenklich fein, 
ihm jtattzugeben. a aud bei Theilpfändungen ein Zweighwpo⸗ 


Johow, Jahrbuch. R. F. XVII. (XXV.) 
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thefenbrief zu bilden ift, erſcheint zweifellos ($ 84 ©.B.D., Turnau 
5. Aufl. Anm. 3 zu diefem Paragraph, ferner Anm. 5 a. E. zu $ 87). 
Die gegentheilige Meinung des Landgerichts beruht auf mikveritänd- 
licher Auslegung des $ 119 G. B.O. 

Nir. 29. 


Umſchreihung einer im Imangsvollfirekungsuerfahren verfleigerten 
Hypothek. 


1. Die Umfchreibung einer gepfändeten Hypothek, deren 
Berwerthung durch Berfteigerung gemäß 8 745 EP.D. ans 
georbnet ift, auf den Erfteher ift unzulälfig, wenn die Hy— 
pothek nicht in vollem Umfange, jondern nur auf Höhe der 
— geringeren — Bollftredfungsforderung gepfändet ift. 

2. Auch kann die Umschreibung nur auf Grund einer 
Beicheinigung des Vollſtreckungsgerichts, daß die Hypothek 
dem Erſteher übereignet jei, erfolgen. Cine Bejcheinigung 
des Gerichtövollzieherd genügt nicht. 

C.P.O. $ 743; Ausf. Geſ. 3. EP.D. $ 16; 8.8.0. $$ 79 ff., 84. 





Beihluß vom 8. November 1897 ((I. 3. 534/97). 
Amtsgericht J und Landgericht I Berlin. 


Für die Glajermeifter Johann S. und Albert 9. zu B. iſt im 
Grundbudhe von B. Bd. 3 Bl. 85 Abth. III Nr. 5 K. eine Zweig⸗ 
hypothek von 1439 M. zu gleichen Antheilen eingetragen. Sie ift 
duch Beichluß des Amtsgerichts zu B. vom 13. November 1895 
wegen einer vollitredbaren Forderung des Drechslermeifterd Robert 
9. zu F. von noch 502,39 M. nebit Zinfen feit April 1894 und 
Koften gegen die Hypothefengläubiger auf Höhe diefer — ziffermäßig 
bezeichneten — Beträge gepfändet; der Beſchluß ift am 18. November 
1895 dem Eigenthümer des Pfandgrundftüds, Maurermeifter Albert 
W., zugeitellt. Das Amtsgericht ordnete ferner am 20. Dezember 
1895 an, daß die gepfändete Hypothefenforderung von 1439 M. 
öffentlich meiftbietend durch den Gerichtsvollzieher verfteigert werde. 
Der Gerichtsvollzieher S. hat denn auch am 30. Auguft 1897 „das 
Hypothefendofument über 1439 ME,” öffentlich meiftbietend verftei= 
gert. Mit einem Gebote von 60 ME, ift der Befchwerdeführer Beft- 


V. Grundbuchſachen. 99 


bietender geblieben. Er hat unter Weberreihung des Pfändungsbe- 
ſchluſſes mit Zuftelungsurfunden, der Anordnung vom 20. Dezember 
1895, des Verfteigerungsprotofolls und des Hypothefenbriefes die 
Umfchreibung der Poſt auf feinen Namen beantragt. Die Vorin- 
ftanzen haben den Antrag abgelehnt, weil die Hypothek nur in Höhe 
der beizutreibenden Forderung gepfändet fei, und auch der weiteren 
Beſchwerde mußte der Erfolg verjagt werden. 


Gründe: 


Nach der Eivilprozeßordnung geſchieht die Zwangsvollſtreckung 
in Geldforderungen, zu denen auch eine Öypothefenforderung gehört, 
durch Pfändung; diefe wird nur durch Zuftellung des Beichluffes an 
den Drittfchuldner wirkſam ($ 730 C.P.O.). Auf Grund einer 
rechtsgültigen Pfändung gelangt der Gläubiger nad dem regel- 
mäßigen Verlaufe der Dinge zu feiner Befriedigung aus der For- 
derung dadurch, daß er fich diefelbe zur Einziehung oder an Zah- 
lungsftatt übermeifen läßt. Im erfteren Falle erhält er das Recht, 
die gepfändete Forderung vom Drittſchuldner, ſoweit dies zu feiner 
Befriedigung erforderlich ift, zu erheben; im letzteren Falle geht der 
feiner Forderung entſprechende Betrag mit den Wirkungen einer 
Zeffion auf ihn über, indem der gepfändete Anſpruch an Zahlungs- 
ftatt zum Nennwerthe zu übermeifen ift ($$ 736 ff. C.P.O.). Es 
fann alfo niemals davon die Rede fein, daß bei einer den Voll— 
ſtreckungsanſpruch überfteigenden Geldforderung eine Ueberweiſung 
auf einen höheren Betrag als denjenigen jenes Anſpruchs ftattfindet. 
Deshalb lauten auch die Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchlüſſe 
formularmäßig dahin, daß die Forderung auf Höhe der beizutrei- 
benden Forderung gepfändet und übermwiefen werde. Ausnahmsweiſe 
ift an Stelle der Ueberweifung auf Anordnung des Vollitredungs- 
gerichts eine andere Art der Verwerthung der gepfändeten Forderung 
möglich, bei welcher der Verfaufswerth, wie bei jonftigen Gegen- 
ftänden des beweglichen Vermögens, in Betracht fommt, nämlich 
dann, wenn die gepfändete Forderung eine bedingte oder betagte 
oder wenn ihre Einziehung megen der Abhängigkeit von einer 
Gegenleiftung oder aus anderen Gründen mit Schwierigfeiten ver- 
bunden ift ($ 743 C. P.O.). Hiernach ift das Gericht nach feinem 
Ermefjen befugt, auch eine Verfteigerung des gepfändeten Anfpruchs 
anzuordnen; der Antrag wird aber befonders zu begründen und 
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immer dann abzuweifen fein, wenn nicht die Unjicherheit des Außen= 
ftandes oder die ſonſtige Schwierigkeit feiner Einziehung klar erhellt. 
Ueberwieſen und folgeweife auf andere Art, insbefondere durch Ver- 
fteigerung, verwerthet werden kann indeß nur der gepfändete An— 
jprud. Someit eine Pfändung überhaupt nicht oder nicht rechts— 
wirkſam vorgenommen ift, entbehrt auch die richterlihe Anordnung. 
der Gültigfeit. Daß der $ 743 C. P.O. auf Hypotheken Anwendung: 
findet, ijt nicht zweifelhaft (Zahrbuh Bd. 5 ©. 177). Der $ 731 
C.P.O. überläßt der Landesgefebgebung nur die Regelung der Frage, 
inwieweit die Pfändung einer Forderung in das Hypothekenbuch ein— 
getragen und wie eine ſolche Eintragung zu erwirken jei. Weber die- 
Eintragung der Pfändung einer in einem Grundbuche oder Hypo— 
thefenbuche eingetragenen Geldforderung und der Ueberweiſung einer‘ 
jolden an Zahlungsitatt finden fich nähere Beftimmungen im $ 16 
Preuß. Ausf.Gef. zur C. P.O. Der Fall der Verfteigerung einer Hy— 
pothek nach $ 743 C. P.O., ift nicht erwähnt. Soviel ift aber Klar, 
daß, wie einerjeitsS der Grundbuchrichter die Anordnung des Voll- 
ftredungsgerihts über den Verkauf der Hypothek nicht nachzuprüfen 
hat, ihm amndrerjeitS der Beweis der Pfändung der verjteigerten. 
Hypothek erbracht werden muß. Auch eine Weberweifung an Zah— 
lungsftatt darf er ohne diefen Nachweis nicht eintragen (vgl. Reichs- 
gericht bei Gruchot Bd. 34 ©. 1172). Deshalb ift der Standpunkt 
der Borinjtanzen, die die Pfändung als Vorausfegung des bean- 
tragten Vermerks im Grundbuch anjehen, grundfäglich richtig. Eben— 
fowenig ift die Auslegung, die fie dem Pfändungsbeichluffe ange: 
deihen lafjen, rechtlich zu beanftanden. Irgend welder Anhalt für die- 
Meinung, daß das Vollftredungsgericht die Sypothefenforderung als. 
Ganzes dem Gläubiger duch die Pfändung als Gegenftand der 
Befriedigung habe fihern wollen und nicht vielmehr nur einen ent- 
ſprechenden Theil (wenn auch mit dem Vorrecht vor dem Weberreit),. 
ift bei dem klaren Wortlaut des Befchluffes nicht gegeben. Uebri— 
gens ordnet auch die Verfügung vom 20. Dezember 1895 nur die 
Berjteigerung der gepfändeten Hypothefenforderung an, beziffert diefe- 
aber irrthümlich auf 1439 M. Iſt mithin die Hypothek nur auf 
Höhe der Forderung des Gläubigers Robert 9. gepfändet, fo konnte 
fie nur in dieſer Höhe verfteigert werden. Der Berfauf vom 
30. Auguft 1895 entbehrt der rechtlichen Grundlage und ift daher 
für den Bejchwerdeführer fein für die Umfchreibung der Poſt auf. 
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ſeinen Namen geeigneter Erwerbstitel (vgl. auch Reichsgericht bei 
Gruchot Bd. 37 S. 422). In jedem Falle könnte die Umſchreibung 
auch nur nach Vorlegung eines Zeugniſſes des Vollſtreckungsgerichts 
über die Uebereignung der Hypothek auf den Erſteher, das die Stelle 
einer Zeſſion zu vertreten hätte, erfolgen. Das Geſetz und die Ge— 
ſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher enthalten keine näheren 
Vorſchriften über die Ausführung des Verkaufs einer Forderung 
nah $ 743 C. P.O. und über die Legitimation des Erſtehers dem 
Drittihuldner oder dem Grundbuchrichter gegenüber. Das Kammer: 
‚gericht hat die erwähnte Beicheinigung der Vollftredungsbehörde für 
berechtigt erklärt, die materiellen Grundlagen diefer Befcheinigung 
feiner Prüfung zu unterziehen (Jahrb. Bd. 5 ©. 177). Die Pfän- 
dung der Hypothek ftand damals außer Zweifel, jo daß nicht etwa 
das Prüfungsreht des Grundbuchrichters nach diefer Richtung ver: 
neint ift. Nur die die Verjteigerung felbft betreffenden Vorgänge 
find in dem früheren Beſchluſſe in Betracht gezogen. Dieſe werden, 
woran auch feitgehalten wird, durch das Zeugniß des Vollitredungs- 
gerichts gededt. Es ift aber hinzuzufügen, daß ein folches Zeugniß 
für die Umfchreibung auch erforderlich ift und daß nicht eine Be— 
ſcheinigung des Gerichtsvollziehers oder die Vorlegung des urkund— 
Iihen Materials zur eigenen Nachprüfung des Grundbuchrichters 
ausreihen (a. A. Peters in der Zeitjchrift für Gerichtspollzieher 
1889 ©. 165; Förfter E.B.D. Anm. 5 zu $ 743). Es entipricht 
dies der Stellung des Vollftredungsgerichts als der die Zwangsvoll— 
ftredung leitenden Behörde ($$ 730, 743 C. P.O.) und dem Ber- 
fahren nad der Preußifhen Konkursordnung vom 8. Mai 1855 
($$ 274, 275), welche die Ausftellung der Zeugniffe über die Ueber— 
eignung verfteigerter Außenftände des Gemeinfchuldners in die Hände 
des Konkurskommiſſars legte. ES entjpricht ferner dem praftifchen 
Bedürfniß, das dem Grundbudhrichter gegenüber einen möglichit 
zweifelsfreien Urkundenbeweis erheifcht und die Gerichtsvollzieher als 
nicht geeignet erfcheinen läßt, einen folchen Beweis dur ein Zeug— 
niß über das Ergebniß ihrer Amtsthätigfeit zu liefern. Das Voll- 
ftrefungsgericht wird ſich daher der Ausjtellung der gedachten Be: 
fcheinigung um fo meniger entziehen können, als feine Mitwirkung 
auch bei Umfchreibung oder Wiederinkursfegung von Werthpapieren 
in Anfpruch genommen wird (88 723, 724 C. P.O.). 


Rr. 30. 
Krglaubigung ders Löfcungsantrages. 

Der Löfchungsantrag bedarf einer Beglaubigung auch 
dann nicht, wenn derjelbe in den zuläfligen Fällen ſich auf 
den Nachweis gründet, daß der Berechtigte geſtorben iſt. 

6.8.0. $$ 33, 102. 


Beſchluß vom 22. November 1897 (I. Y. 571/97). 
Amtögeriht Stuhm, Landgericht Elbing. 


Auf dem in Rede ftehenden Grundftüd haftet in Abtheilung IE 
ein Nießbrauchsrecht; die Berechtigte ift zufolge eingereichter Sterbe- 
urfunde vor längerer Zeit geftorben. Der Grundftüdseigenthümer 
beantragte in unbeglaubigter Eingabe die Löſchung jenes Rechts. 
An den Vorentjcheidungen wurde eine Beglaubigung des Löſchungs— 
antrages für erforderlich erachtet. Die weitere Beſchwerde iſt als 
begründet angefehen worden. 





Gründe: 

Nah 8 33 G. B. O. follen allerdings im Prinzip die zu einer 
Eintragung oder Löſchung erforderlichen Anträge gerichtlih oder 
notariel aufgenommen oder beglaubigt fein; fie bedürfen jedoch dann 
feiner Beglaubigung, wenn ihnen beglaubigte Urkunden beiliegen, 
in denen von ben Betheiligten die beantragte Eintragung oder 
Löſchung bewilligt ift. Es fragt ſich, ob von der Beglaubigung des 
Antrages auch dann abzufehen ift, wenn demfelben gemäß $ 102 
a. a. D., wonach perfönliche, unvererbliche Eigenthumsbeſchränkungen 
Ihon beim Nachweis des Todes des Berechtigten gelöjcht werden 
fönnen, nur eine Sterbeurfunde in beglaubigter Form beigefügt 
wird. Das Kammergeriht hat dieſe Frage bereits in einer früheren 
Entſcheidung bejaht; es fehlt an jeder Veranlaffung hiervon abzu- 
gehen. Daß es fachlich gleichwerthig ift, ob dem Antrage eine den 
Löſchungskonſens enthaltende Urkunde oder ob demſelben eine die 
Löſchung ebenfo begründende Sterbeurkunde beigefügt wird, liegt 
auf der Hand; es ift aber auch aus dem $ 33, welcher ſich mit dem 
Fall des $ 102 gar nicht befaßt, eine entgegenftehende Beitimmung 
nicht zu entnehmen. Der allein in Betracht fommende $ 102 nimmt 
von einer Lölhungsbewilligung der Erben des Eingetragenen über- 
haupt Abftand, und es würde dem Sinne des Gejeßes nicht ent= 


i V. Grundbuchſachen. 103 
ſprechen, wollte man in einem ſolchen Falle, wo alſo von einer be— 
glaubigten Löſchungsbewilligung keine Rede ſein kann, gleichwohl 
eine Beglaubigung des Löſchungsantrages fordern, durch welchen 
der Eigenthümer lediglich die Befreiung von einer Beſchränkung be— 
zweckt. Demgemäß iſt vorliegend der Löſchungsantrag formell nicht 
zu beanſtanden. en 
Nr. 31. 
Beglaubigung des Löfhungsantrages. 

Der Löſchungsantrag bedarf einer Beglaubigung aud dann 

nicht, wenn derjelbe ſich auf ein Ausichlußurtheil gründet.*) 
8.8.0. 88 33, 108. 





Beihluß vom 27. Dezember 1897 (I. 9. 576/97). 
Amtsgeriht Stuhm, Landgericht Elbing. 


Auf dem bier in Rede ftehenden Grundftüde haften in Ab- 
theilung III zwei Hypothefenpoften, welche auf Antrag der Grund 
ftüdseigenthümerin gemäß $ 103 G.B.D. aufgeboten find. Durch 
das ergangene Ausjchlußurtheil wurden die unbekannten Berech— 
tigten mit ihren Ansprüchen auf diefe Voten ausgeſchloſſen; die 
Beronifa K., welcher allein in dem Urtheil Rechte vorbehalten find, 
hat demnächſt die Löſchung bemilligt. Die Grundftüdseigen- 
thbümerin beantragte nunmehr die Löſchung. In den Borent- 
ſcheidungen iſt dieſe jedoch deshalb beanftandet, weil der Löſchungs— 
antrag nicht beglaubigt ift, was nah 8 33 G.B.D. nöthig Sei. 
Die weitere Bejchwerde ift für begründet erachtet. 


Gründe. 

Der 8103 G. B.O. beitimmt, daß eine Poſt, deren Tilgung, 
wegen Unbekanntſchaft mit der Perfon oder dem Aufenthalt des 
Berechtigten, duch Quittung nicht erwiefen werden kann, nur in 
Folge eines gerichtlichen Aufgebots zu löfchen fei. Durch das Auf- 
gebot wird der Anfprud vernichtet und feitgeftellt, daß — abge- 
fehen von einem etwaigen Vorbehalt — Niemand das Recht gel- 
tend machen könne. Neben dem Ausfchlußurtheil bedarf es eben 





) Bol. Nr. 30 dieſes Bandes. 
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nur noch eines Löſchungsantrages des Eigenthümers, jo daß Be- 
theiligte, welche in die Löſchung zu Fonfentiren hätten, nicht meht 
vorhanden find (vgl. Turnau, Grundbuchordnung, 5. Auflage, 
Bd. 1 ©. 549). Insbeſondere würde Jeder, der vorher auf Grund 
von $$ 63, 64 E.E.G. Rechte erworben haben möchte, fih unter 
den Ausgejchloffenen befinden, während von dem Entjtehen der- 
artiger Rechte auf Grund des Aufgebots überhaupt nicht die Rede 
jein fann (vgl. Turnau a. a. O. ©. 550, Achilles, Grundeigen- 
thbumsgefege 4. Aufl. Note 4 zu $ 103, Jahrbuh Bd. 6 ©. 108). 
Das Ausſchlußurtheil hat diefelbe Bedeutung, wie im Falle von 
$ 102 die Sterbeurkunde und in den durch $ 33 betroffenen Fällen 
der Löſchungskonſens. Einer Beglaubigung des Lölchungsantrages 
bedarf es aljo nidt. 





Nr. 32. 


Löfchung eines für das Aur- und Heumärkiſche Ritterfchaftlidye Aredit- 
inflitut eingetragenen Pfaudbrief darlehus. 


Zur Löſchung eines für das Kur- und Neumärfifche Ritter- 
ſchaftliche Kreditinftitut gemäß den ftatutarijchen Beftimmungen 
defjelben ſowie der Gentrallandfchaft eingetragenen Pfandbrief- 
darlehns genügt das Erſuchen des Kreditinftitut3; der Zuftim- 
mung des Eigenthümers des Pfandgrundſtücks bedarf es nicht. 


G.B.O. $ 47; Statut der Centrallandſchaft vom 21. Mai 1873 G.S. S. 309 
s$ 19, 31; Regulativ vom 15. März 1858 G.S. ©. 73 88 23, 24, 25, 27 und 
Nachtrag vom 12. Mai 1877. 





Beſchluß vom 12. Zuli 1897 (I. Y. 308/97). 
Amtsgericht Seehaufen, Landgericht Stendal. 





Auf dem Blatte des Rittergutes B. find in Abth. IM Nr. 12 
und 13 für das Kur: und Neumärkiſche Ritterfchaftlihe Kredit: 
inftitut Darlehnsforderungen von 39000 M. bezw. 1700 M. ein- 
getragen. In den Eintragungspermerfen ift auf das Statut der 
Gentrallandihaft vom 21. Mai 1873 und in demjenigen über die 
Poſt von 39000 M. auch auf das Regulativ vom 15. März 1858 
Bezug genommen. Unter Ueberreichung der Hypothefenbriefe erjuchte 
am 5. Februar 1897 die Prignigfche Ritterſchaftsdirektion zu Perle- 
berg den Grundbuchrichter um Löſchung der Poſt von 1700 M. und 
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eines Theilbetrages der anderen Poſt mit 12850 M. Auf den 
Hypothekenbriefen iſt von der Centrallandſchaftsdirektion und dem 
Centrallandſchaftsſyndikat bezeugt, daß ein dem zu löſchenden ent- 
Tprechender Betrag 31/, prozentiger landfchaftlicher Gentralpfandbriefe 
aus dem Umlauf zurücdgezogen und faffirt worden fei. Die Vor- 
inftanzen haben die Löſchung beanftandet, weil die Befchwerdeführerin 
für das Erſuchen nicht zuftändig fei und die Einwilligung des Eigen- 
thümers in die Löfchung fehle. 
Der weiteren Befchwerde ift ftattgegeben. 


Gründe: 


Nach dem Inhalte der Eintragungen handelt es fich bei den 
Poſten um Darlehne des Kur: und Neumärkifchen Ritterfchaftlichen 
Kreditinftituts, deren Baluta durch landfchaftliche Central-Pfandbriefe 
beichafft worden ift ($ 8 des Statuts der Gentrallandichaft vom 
21. Mai 1873). Für die rechtlichen Beziehungen des Pfandſchuldners 
zu den Kreditinftituten find die ftatutarifchen Beitimmungen fomohl 
der Provinziallandichaft wie der Gentrallandfchaft maßgebend. Nach 
der Schuldurfunde vom 4. Mai 1880 hat fich denn auch der Eigen 
thümer bezüglich der Poft von 1700 M. nicht bloß den Statuten 
der Centrallandichaft, fondern ebenfo dem Reglement des Kur- und 
Neumärkifchen Ritterfchaftlihen Kreditinftituts von 1777 und dem 
Regulativ vom 15. März 1858 unterworfen. Weber die Löſchung 
der landfchaftlichen Darlehne enthält der $ 19 Abi. 8 des Statuts 
der Centrallandfchaft die Beftimmung, daß fie nur auf Grund eines 
Die Einziehung eines entfprechenden Betrages in Pfandbriefen be- 
Tcheinigenden Zeugniffes der Gentrallandfchaftsdireftion und des 
Centrallandſchaftsſyndikates erfolgen dürfe. Diefem Erforderniß ift 
im vorliegenden Falle genügt. Der $ 31 des gedachten Statuts 
verordnet weiter: 

Inſoweit nach den reglementarifchen Beftimmungen der be- 
treffenden Provinziallandfchaft der Schuldner berechtigt ift, fir 
den Betrag des abgezahlten Pfandbriefsfapitals Löfchungsfähige 
Quittung oder Zeffion ... .. . oder ein neues Pfandbriefsdarlehn 
(Krediterneuerung) zu verlangen, fteht ihm dieje Befugniß auch in 
Anfehung der centrallandichaftlicen Beleihungen zu... . 

Es ift alfo zu prüfen, ob nad) dem Regulativ vom 15. März 
1858 und deſſen Nachträgen dem Eigenthümer irgend welche Ver— 
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fügung über den durch Amortifation oder fonjtige Zahlung frei 
gewordenen Theil des Pfandbriefdarlehns zufteht. Die Frage iſt zu 
verneinen. Der Gutsbefiger kann unter gewiſſen Bedingungen die 
Berwendung feines Guthabens am Amortijfationsfonds von dem 
Kreditinftitut fordern; er kann dafjelbe durch Zuzahlungen verftärfen, 
fann auch das Darlehn, ſoweit e8 durch das Guthaben nicht gedeckt 
ift, zurüdgahlen ($$ 23, 24, 25 des Regulativs). Es ſoll dies aber 
Alles nur zum Zwecke der Löſchung geſchehen. Im $ 23 ijt es aus— 
drücklich ausgefprochen: die Verwendung des Guthabens ift nur zur 
Löſchung des betreffenden Theils der Schuld zuläſſig. Daß auch 
in den übrigen Fällen die Ertheilung einer löfchungsfähigen Quittung. 
oder einer Zeſſion ausgejchloffen ift, erhellt aus $ 27 des Regulativs 
in der durch den Nachtrag vom 12. Mai 1877 gegebenen Fafjung. 
Der Abf. 1 behandelt das Verfahren bei Kaflation der Pfandbriefe 
und Löſchung derjelben im Pfandbriefsregifter. Der Abſ. 2 lautet: 
Ueber die vollzjogene Kaffation wird von der Haupt-Ritter- 
ihafts- Direktion ein Atteft ausgeftelt .... , worauf bei der 
Hppothefenbehörbe die Lölchung des abgelieferten Betrages von 
Amtswegen veranlaßt wird. 

Es entipricht diefe Beftimmung den $$ 283, 284 des Regle— 
ments vom 15. Juni 1777 und deſſen Nachtrage vom 17. April 
1784, die fich auf die früheren Eintragungen der Pfandbriefe felbit 
beziehen (vgl. Striethorft Archiv Bd. 55 ©. 287). Auch für die 
neueren landfchaftlihen Darlehne ift nach dem Regulativ die An- 
wendung der Grundfäge der Eigenthümerhypothef ausgeſchloſſen. 
Der Gutsbejiger hat feinen Anſpruch auf löſchungsfähige Quittung 
oder Zejlion, auch nicht auf Krediterneuerung. In diefem Punkte 
unterfcheidet ji) das Regulativ des Ritterſchaftlichen Kreditinftituts. 
wefentlih von den Statuten des Neuen Brandenburgijchen Kredit- 
inftituts vom 30. Auguft 1869, die dem Gutsbejiger einen derartigen 
Anſpruch ausprüdlih einräumen ($ 42). Nah dem aus den 
Statuten der Centrallandſchaft Mitgetheilten werden die Vorſchriften 
des 9 27 des Regulativs, ſoweit fie die Ausjtellung des Atteftes- 
betreffen, duch den $ 19 des centrallandjchaftlihen Statuts erfekt. 
Im Uebrigen aber hält der $ 31 diefes Statuts den Sat des $ 27, 
daß die Löſchung von Amtswegen d. h. durch die Landſchaft zu be— 
treiben jei, aufreht. Mithin ift fein Raum für die Vorſchriften 
der $$ 68, 64 E. E. G. und für das Verfahren bei Löſchung von. 
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Pfandbriefdarlehnen entfcheiden in erjter Linie die jtatutarifchen Be- 
flimmungen der Kreditinjtitute ($ 47 G.B.O.). Wenn fie, wie es 
bier der Fall ift, der Landſchaft die Verpflichtung auferlegen, die 
Löſchung der getilgten Pfandbriefsdarlehne auf Grund des erwähnten 
Zeugnifjes bei der Hypothefenbehörde nachzufuchen, jo ift fie zu dem 
Erſuchen zuftändig ($ 41 G. B.O.) und der Grundbuchrichter darf 
nit noch die Einwilligung des Eigenthümers in die Löſchung 
fordern. Die Auslegung des Landgerihts, daß die Landfchaft die 
Löſchung nur zu betreiben habe, wenn der Eigenthümer es wolle, 
ift bei dem klaren Wortlaut des $ 27 des Regulativs und bei feinem 
erkennbaren Zufammenhange mit den älteren Vorjchriften unhaltbar. 
Daß bei Erlaß der legteren die Eigenthümerhypothef noch nicht be= 
fannt war, ift fein Grund, die Beitimmungen des Negulativs ent- 
gegen ihrer unzweideutigen, auf den Ausflug der Eigenthümer: 
hypothek gerichteten Faſſung auszulegen. 


Ne. 33. 

Löſchung einer für den Kreisverband eingetragenen Hypothek. 

Die von dem Kreisausjhug Namens ded Kreifed er- 
theilte Bewilligung der Löſchung einer dem letzteren gehörigen 
Hypothek bedarf auch dann der Anführung des entiprechenden 
Beichluffes des Kreidtages, wenn die Hypothek nachweislid 
vom Schuldner gekündigt worden ift. 

6.3.0. $ 94; Kreisordnung in der Fafjung des Gejeges vom 19. März 1851 
(8.8. ©. 179) 88 115, 116, 130, 134. 


Beihluß vom 31. Januar 1898 (I. Y. 7/98). 
Amtsgericht Jauer, Landgericht Liegnig. 





Für den Kreis Y. und zwar für die Gefammtheit des platten 
Landes find auf Blatt 124 des Grundbuchs der Vorſtadt J. drei 
Hypotheken im Gejfammtbetrage von 7 800 M. eingetragen, deren 
Löſchung jetzt erfolgen fol. Der Kreisausfhuß hat in der im 
Uebrigen den Erforderniffen des $ 137 Abf. 3 der Kreisordnung 
entfprechenden Urfunde vom 30. März 1896 über den Empfang 
der Hypothefenfapitalien quittirt und in die Lölhung gemilligt ; 
die Urkunde enthält indeß nicht die Anführung eines entiprechenden 
Beſchluſſes des Kreistages. Der Beichwerdeführer erachtet einen 
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ſolchen für entbehrlich, weil der Schuldner die Hypotheken gefündigt 
habe und fonach die Quittung eine Verfügung über die Kapitalien 
nit in ſich jchließe. Die Vorinftanzen haben jedoch wegen des 
erwähnten Mangels die Löſchung abgelehnt und auch der weiteren 
Beichwerde wurde der Erfolg verfagt. 


Sründe: 


Der Kreistag vertritt den Kreisfommunalverband; in ihm 
liegt der Schwerpunkt der gefammten Kreisverwaltung, er allein 
bat über das Grund- und Kapitalvermögen des Freies zu ver- 
fügen ($$ 115, 116 Nr. 3 der Kreisordnung in der Fafjung des 
Gefeges vom 19. März 1881, G.S. ©. 179; Motive zum 1. Ent- 
mwurf einer Kreisorbnung, Drudfahen des Abg.-Haufes 1869/70 
Nr. 4 ©. 103). Meber die Fonds, welche, wie im vorliegenden 
Falle, der Gefammtheit des platten Landes gehören, verfügen fo= 
gar die Kreistagsabgeordneten allein ($ 117). Der Kreisausſchuß 
ift lediglicd ausführendes Organ, indem er die Angelegenheiten des 
Kreifes nah Maßgabe der Gejege und der Beichlüffe des Kreis— 
tages verwaltet ($$ 130, 134 Nr. 2). Im Intereſſe der Er— 
leichterung des Verkehrs beftimmt der $ 137 Abf. 3: 

Urkunden über Rechtsgefhäfte, weldhe den Kreis gegen 
Dritte verbinden jollen, ingleihen Vollmachten, müfjen unter 
Anführung des betreffenden Beſchluſſes des Kreistages bezw. 
Kreisausſchuſſes von dem Landrathe und zwei Mitgliedern des 
Kreisausſchuſſes . . . . unterjchrieben und mit dem Siegel des 
Landraths verjehen fein. 

Es bedarf alfo bei ſchriftlichen Erklärungen zu ihrer Wirf- 
famfeit gegen den Kreis auch da, wo nur der Kreistag verfügungs- 
berechtigt ift, nicht der Vorlegung des betreffenden Beſchluſſes des 
Kreistages, jondern es genügt die Anführung defjelben, die andrer- 
reits aber auch unerläßlich ift (Jahrbuch Bd. 16 ©. 85). Daß nun 
die Ertheilung einer löfchungsfähigen Quittung nur von demjenigen 
ausgehen kann, der über die Hypothek zu verfügen befugt ift, alfo 
von dem Gläubiger oder deſſen gehörig ausgemwiefenem Vertreter, 
bei einer juriftiihen Berfon von deren zur Verfügung über das Kapital- 
vermögen ermäctigtem Willensorgan, ift unbeftritten (Turnau 
5. Aufl. Anm. 2 zu $ 94 G. B.O. ©. 507 ff). Auch der Kreig- 
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ausſchuß jtellt diefen Sat an ſich nicht in Abrede, hält ſich aber 
in dem Falle für zuftändig, die Duittung zu ertheilen, wenn der 
Schuldner die Hypothek gefündigt hat, weil diefer NRechtsaft nur 
die gejeglihe Erfüllung einer Pflicht, Feine eigentliche Verfügung, 
bedeute. Eine derartige Unterfcheidung ift jedoch nicht gerecht- 
fertigt. Auch bei der Kündigung durch den Gläubiger ift die 
Empfangnahme des Geldes gejegliche Pflicht, die bei Vermeidung 
der Verzugsfolgen erfüllt werden muß. Wenn daher in diefem 
Falle die Quittungsleiftung eine rechtsgefchäftlihe Dispofition in 
fich ſchließt, ſo muß auch für jenen das Gleiche gelten, um jo mehr 
als nur die gehörige, namentlich rechtzeitige Kündigung des 
Schuldners, nicht etwa jede Kündigung den Gläubiger zur An- 
nahme der Zahlung verbindet. Wer feinem Hypothekenſchuldner 
löfhungsfähig quittirt, giebt damit fein Hypothefenreht auf, das 
nunmehr auf Grund diefer Urkunde entweder zur Löſchung gebracht 
werden oder in Geftalt der Eigenthümerhypothef fortdauern kann, 
aber jedenfalls vermöge der Quittung der Verfügungsmacht des 
bisherigen Gläubigers entzogen ift ($$ 63, 64 E.E.G.). Es fann 
biernach nicht bezweifelt werden, daß ohne Rüdficht auf die Perfon 
des Kündigenden die Quittung nur von dem verfügungsberedhtigten 
Inhaber der Pot mit Rechtswirkung ausgefertigt werden kann. 
Dies erhellt auch noch weiter daraus, daß fie nicht bloß zunächſt 
die Zahlung als das auf die Tilgung der Verbindlichkeit gerichtete 
vertragsmäßige Rechtsgeſchäft (vgl. Rehbein, Entich. des Ober- 
trib. Bd. 3 ©. 1) beweiſt, fondern auch, falls nicht gezahlt, aber 
die Forderung erlaſſen ift, den ſchriftlichen Erlaßvertrag erſetzt 
(Entſch. des LObertrib. Bd. 23 ©. 107, Bb. 41 ©. 117). Die 
Duittung ift mithin dazu beftimmt, in für den Gläubiger bindender 
Weife die Tilgung der Obligation feftzuftellen, und deshalb muß 
fie, wenn der Gläubiger ein Kreisfommunalverband gemäß der 
Kreisordnung ift, vom Kreisausihuß unter Hinweis auf den ge— 
nehmigenden Beſchluß des Kreistages gegeben werden. Die Bezug- 
nahme des Bejchwerdeführers auf den Beſchluß des Kammergerichts 
im Jahrbuch Bd. 8 ©. 107 ift verfehlt; es handelte ſich in dem 
dort entjchiedenen Falle um die Lölhung eines Kirchenfapitals 
unter Anwendung der landrechtlichen Beitimmungen, während gegen= 
wärtig die Vorjchriften der Kreisordnung maßgebend find. Wenn 
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ſchließlich das praftifche Bedenken geltend gemacht wird, daß die 
Einberufung des Kreistages lediglih zum Zwede der Duittungs- 
leiftung über eine vom Schuldner gefündigte Hypothek zu Unzu— 
träglichkeiten führe, jo ift dies rechtlich ohne Belang, aber aud 
thatfählih unbegründet, weil zwifchen der Kündigung und der 
Zahlung regelmäßig ein Zeitraum von mehreren Monaten liegt. 


Nr. 34. 

Löfchung der für eine erlofhene Innung eingetragenen Yypothek. 

Das Vermögen einer durch Ausfterben ihrer Mitglieder 
erlojchenen fogen. alten Innung fällt nicht als erblojes Gut 
dem Fisfus zu, der es dann der Gemeinde zur Benukung 
für gewerbliche Zwede zu überweijen hat. Dieſe hat viel- 
mehr das Liquidationsverfahren nach Maßgabe der gejeglichen 
Beftimmungen vorzunehmen. Für Eintragungen oder Löſchun— 
gen im Grundbuch genügt jedoch, zum Nachweije, daß der 
Reft des Vermögens nah $ 94 Abf. 3 Gew.O. der Gemeinde 
überwiejen jei, nicht lediglich das Selbftzeugniß derjelben; es 
bedarf noch der Beftätigung durch die höhere Verwaltungs— 
behörde oder einer Bejcheinigung derjelben, daß die Liquidation 
den Gefegen gemäß erfolgt jei. Auf jenes Zeugniß allein 
und die Quittung der Gemeindebehörde bin fann daher eine 
für die Innung eingetragene Hypothek nicht gelölcht werden. 
Gew.O. $$ 93, 9, 1032; Reichsgeſ. vom 18. Juli 1881 Art. 3; G.B.O. $ 9. 





Beihluß vom 25. Dftober 1897 (I. Y. 393/97). 
Amtsgericht Steinau a./D., Yandgeridt Glogau. 


Auf Blatt Nr. 113 St. iſt in Abth. II Nr. 5 eine Darlehns- 
hypothek von 100 Thlr. im Jahre 1872 für die Tuchmacherinnung 
in St. eingetragen. Der Beſchwerdeführer als derzeitiger Eigen- 
thümer des Pfandgrundftüds hat die Löſchung der Poſt auf Grund 
der Quittung des Magiftrats der Stadt St. als geſetzlicher Rechts— 
nachfolgerin der durch Ausfterben der Mitglieder erlofchenen Innung 
beantragt. Der Magiitrat hatte feinerjeits zur Erläuterung der 
Quittung vom 4. Mai 1896 dem Amtsgericht ein Aftenheft über- 
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reicht, aus welchem hervorgeht, daß am 26. Juni 1884 der Tuch— 
machermeiſter Karl ©. zu St. als letztes Mitglied der Tuchmacher: 
innung veritorben ift, daß der Magiftrat durch Beſchluß vom 27. Juni 
1884 die Innung für aufgelöft erflärt und jene Hypothef als an- 
Tcheinend einzigen Gegenftand des Innungsvermögens zu eigenem Recht 
nah $ 94 Abi. 3 Gew. O. behufs Benugung für gemerbliche Zwecke 
übernommen hat. In den Akten findet fich ferner eine protofolla- 
riſche Erklärung des Dbermeifters S. vom 12. März 1880, daß das 
Kapital der Innung von einem im Jahre 1801 zu Breslau ver- 
ftorbenen Tuchmäfler vermacht fei. Nach dem Innungsftatut find 
erfolglofe Ermittelungen angeftellt. Die Vorinftanzen haben die 
Löſchung abgelehnt, weil das Vermögen gemäß $ 192 II. 6 A.L. R. 
zunächſt dem Fiskus anheimgefallen und von diefem, vertreten durch 
die höhere Berwaltungsbehörde, der Gemeinde zu gewerblichen 
Zweden zu überweiſen ſei. Es ift weitere Bejchwerde erhoben und 
mit derjelben ein Beichluß des Magiftrats vom 9. Juli 1897 über- 
reicht, mittels dejjen die Hypothef als Reft des Innungsvermögens 
der Stadtgemeinde St. zu Eigenthum überwiefen und von Neuem 
die Löſchung bewilligt wird. Der Befchwerde ift ftattgegeben. 


Gründe: 


Die Tuchmacherinnung hat bereits vor dem Anfrafttreten der 
Preußiſchen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 (G. S. ©. 41) 
und alfo auch zur Zeit des Erlafjes der Gewerbeordnung für den 
Norddeutihen Bund.vom 21. Juni 1869 (B.G.Bl. ©. 245) be 
ftanden und unterliegt daher als fogen. alte Innung den Vorfchriften 
des eriten Abſchnitts des Titels VI der nunmehrigen Reichögewerbe- 
ordnung ($$ 81 bis 96). In $ 93 wird die Auflöfung der Innung 
dur Beſchluß der Genoffen für zuläffig erflärt, aber von der Ge- 
nehmigung der höheren Verwaltungsbehörde d. i. für Preußen des 
Bezirksausihufes (4 123 Nr. 2 des AZuftändigfeitsgefeges vom 
1. Auguft 1883 G.S. ©. 237) und diefe wiederum von der Be— 
rihtigung der Schulden und der Erfüllung der Vorſchriften des 
$ 94 abhängig gemadht. Der $ 94 fichert in Abf. 1 die Erhaltung 
des nach Berichtigung der Schulden und fonjtigen Verbindlichkeiten 
verbleibenden Vermögens der Innung, foweit es bisher zur Fundi- 
rung von Unterrichtsanjtalten oder zu anderen öÖffentlihen Zwecken 
beftimmt war: es foll, wenn dafür nicht in anderer genügender 
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Weile Sorge getragen wird, — was insbefondere durch Verleihung. 
der Korporationgrechte an jene mit der Innung verbunden gemwejenen 
Anftalten gefchehen kann (Abſ. 5) — der Gemeinde gegen Ueber- 
nahme der darauf lajtenden Verpflichtungen zufallen. Nah Abſ. 2 
fann die Bertheilung des hiernach verfügbaren Vermögens unter 
die zeitigen Mitglieder inſoweit beſchloſſen werden, als es aus den 
Beiträgen diefer Mitglieder entftanden ift. Der Abf. 3 beftimmt: 
Der Reit des Vermögens wird, fofern in dem Statut oder 
in den Landesgejegen nicht ein Anderes ausdrüdlich beftimmt ift, 
der Gemeinde, in welcher die aufgelöfte Innung ihren Sig hatte, 
zur Benugung für gewerbliche Zwecke übermwiefen. 

In Abi. + wird die Entfcheidung der fih aus den Vorſchriften 
der Abi. 1 bis 3 ergebenden Streitigkeiten der höheren Verwaltungs— 
behörde (dem Bezirfsausfhuß: $ 125 Abf. 1 des Auftändigfeitsge- 
jeßes) übertragen. Ab}. 6 endlich erklärt die Vorjchriften des $ 94 
auch im Falle des Erlöfchens einer Innung durch Ausfterben ihrer 
Mitglieder für anwendbar. 

Indem das Geſetz der Möglichkeit von Differenzen über die 
Schidfale des Innungsvermögens gedenkt, unterftellt es das Fort- 
beitehen der Innung zum Zwecke der Regelung diefer Schidjale. 
Ihr Borftand, der bis zur Erledigung der Sache zu ihrer Vertre- 
tung befugt ift, hat jich mit der Gemeinbebehörde ing Einvernehmen 
zu jeßen. Das Ergebniß einer Vereinbarung unterliegt nah $ 983 
der Prüfung des Bezirksausſchuſſes, da er die Auflöfung nur beim 
Borhandenfein der Borausfegungen des $ 94 genehmigen darf, und 
ebenjo ift diefe Behörde zur Entjcheidung berufen, wenn feine Ver- 
einbarung zu Stande fommt. An den Auflöſungsbeſchluß knüpft 
ſich alſo, wie aud des Näheren vom Kammergericht bereits ausge- 
führt ift (Jahrbuch Bd. 10 ©. 90), ein Liquidationsverfahren. Nicht 
aber ift davon die Rede, dab das Vermögen der aufgelöften Innung 
als erblojes Gut dem Staate zur Verwendung nah Maßgabe des 
$ 94 anheimfält. Auf den Ausdrud „übermweifen“ im Abf. 3 ift 
ebenjomwenig erhebliches Gewicht zu legen, wie auf den Ausdrud „zu- 
fallen“ im Abf. 1, der nach der Anficht der Vorinftanzen auf einen 
unmittelbaren Erwerb, gleich dem Erbjchaftserwerbe, gedeutet werden 
müßte, To daß ein Theil des Innungsvermögens von Rechtswegen, 
ein anderer erjt durch Bermittelung des Fiskus auf die Gemeinde 
überginge. Auch ift es nicht richtig, daß der $ 192 IT. 6 A.L. R. als 


V. Grundbuchſachen. 113 





Landesgeſetz in $ 94 Abf. 3 Gew.D. aufrecht erhalten jei. Er ift in 
feiner Anwendung auf Zünfte ($ 210. 8 A.L.R.) ſchon dur das 
Geſetz vom 7. September 1811 (G.©. ©. 263) und demnächſt durch 
$ 99 Preuß. Gew.D. befeitigt. Letzterer ftimmt in dem bier frag- 
lichen Punkte mit $ 94 Reichs-Gew.O. überein, indem er den Ueber- 
Ihuß des Innungsvermögens in Ermangelung anderweiter jtatuta- 
riſcher Feitfeßungen der Gemeinde überweilt. Hätte der $ 99 es bei 
dem Rechte des Fisfus aus 8 192 I. 6 A.L.R. belaffen und nur die 
Zwede der Verwendung des Vermögens anderweit normiren wollen, 
jo würde der $ 99 eine andere Fafjung erhalten haben, wie jie der 
$ 3 des Gefeges über erlofchene Parochieen u. f. w. vom 13. Mai 
1833 (G. S. ©. 51) zeigt, der dahin lautet: 

Das einer Parochie zuftehende Vermögen, welches bei ihrem 
Erlöſchen ($$ 1, 2) als herrenlos Unferer landesherrlichen Ver— 
fügung anheimfällt, joll zum Vortheil derjenigen Religionspartei 
derjelben Provinz verwendet werden, welcher die erlofchene Pa— 
rochie angehört hat. 

Deshalb kann auch dieſes Geſetz nicht zur entiprechenden An— 
wendung auf den Fall der aufgelöſten Innungen herangezogen 
werden (vgl. Dernburg Preuß. Pr.R. Bd. 1, 5. Aufl. $ 56 Anm. 6). 
Vielmehr ift mit dem Dbertribunal (Entſch. Bd. 76 ©. 310) die 
Rechtsnachfolge des Fiskus in das Vermögen einer aufgelöften 
Innung auch für die Preußiſche Gewerbeordnung abzulehnen. Uebri— 
gens hat man bei dem Hinweis auf die Landesgejege in $ 94 Abi. 3 
Reihs-Gew.D. an ſolche gedacht, die das Innungsvermögen als 
reines Privatvermögen und daher der Benugung für öffentliche 
Zwede entzogen anjehen (Motive bei Landmann, Gew.Drdn. 
3. Aufl. Anm. 5 zu $ 94). 

Hiernach beruhen die Vorbeſchlüſſe auf rechtsirriger Grundlage 
and waren daher aufzuheben. Bei der andermweitigen Erörterung 
der Sade,jind folgende Gejichtspunkte zu beachten: 

Indem das Gejet das Recht des Fiskus auf das Vermögen der 
Innung als herrenlofes Gut ausichließt, erklärt es doch andrerfeits 
feinesmegs die Gemeinde ohne weiteres und von Rechtswegen als 
Kehtsnahfolgerin der Innung, macht vielmehr den Uebergang des 
Vermögens von den Ergebniß des Liquidationsverfahrens abhängig 
(vgl. Jahrbuch Bd. 10 ©. 94). Der $ 94 jagt über die zur Liqui- 
dation berufenen Perjonen nichts weiter, läßt indeß, wie a her⸗ 

Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 
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vorgehoben, erkennen, daß er den Innungsvorſtand weiter zur Ab- 
widlung der Gejchäfte für berechtigt erachte (ſ. auch die Verf. des 
Kol. Sächſ. Minifters d. Innern vom 27. Februar 1892 bei Neger 
Entſch. d. Gerichte u. |. w. Bd. 13 ©. 31). Für die neuen Innungen, 
d. i. die nach Erlaß der Novelle zur Gewerbeordnung vom 18. Juli 
1881 (R.G. Bl. ©. 233) entjtandenen, wird die Liquidationsbefugniß 
im $ 103a ausdrüdlich geregelt. Im Falle der Auflöfung der 
Innung geſchieht die Liquidation, fofern die Innungsverfammlung 
nicht anderweitig bejchließt, durch den Vorftand unter Aufficht der 
Gemeindebehörde als Auffichtsbehörde für alle Innungen (SS 95, 
104), im Falle der nach $ 103 zuläffigen Schließung durch die Auf- 
fihtsbehörde oder Beauftragte derjelben. Auf die Verwendung des 
Annungsvermögens finden die Vorſchriften des $ 94 mit einer — 
bier nicht intereffirenden — Maßgabe Anwendung. Auch die alten 
Innungen können nad Art. 3 der Novelle vom 18. Juli 1881 durch 
die Zentralbehörde geichloffen werden, wenn fie ſich nicht nach er- 
gangener Aufforderung binnen beftimmter Frift den Beitimmungen 
des neuen Gejeßes entiprechend umgeftalten; über ihr Vermögen ift 
nach Maßgabe des $ 94 zu verfügen. Hiernach erfolgt die Liqui- 
dation einet gefchlofjenen alten Innung nad) dem den $ 94 ergän- 
zenden $ 103a durch die Gemeindebehörde (vgl. den erwähnten Be- 
ſchluß des Kammergerihts im Jahrbuch Bd. 10 ©. 94), die aber, 
wie der Abi. 4 des 8 94 ergiebt, nicht etwa lediglich nach eigenem 
Ermefjen, jondern nur unter Mitwirkung des Innungsvorftandes 
verfügen darf. Stimmt diefer einer von der Gemeindebehörde be- 
Ichloffenen Maßregel nicht zu, jo ift eine duch den Bezirksausſchuß 
zu entjcheidende Differenz gegeben. Die Rechtslage ift daher für Die 
alten Innungen die, daß der Uebergang des der Gemeinde vorbe- 
haltenen Vermögensreſtes auf dieſe entweder durch Vereinbarung 
zwiichen Innung und Gemeindebehörde oder auf Grund des Spruches 
des Bezirksausſchuſſes geſchieht; diefer hat außerdem im Falle der 
Auflöfung der Innung den Beihluß nah Prüfung der Frage, ob 
dem $ 94 genügt ift, ob insbefondere alſo eine Vereinbarung der 
Betheiligten dem Geſetze entjpricht, zu genehmigen. Wenn es fih 
daher um die grundbuchmäßige Feltitellung des Ermwerbes von 
Innungsvermögen duch die Gemeinde handelt, jo werden im Fall 
der Auflöfung oder Schließung der Innung die über die Liquidation 
lautenden Urkunden, nämlich etwaige vertragliche Abmachungen, das 
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Urtheil des Bezirksausſchuſſes und der die Auflöſung genehmigende 
Beſchluß deſſelben oder der die Schließung ausſprechende Beſchluß 
der Zentralbehörde dem Grundbuchrichter die erforderlichen Unter— 
lagen bieten; er wird auf Grund dieſer Nachweiſe ermeſſen können, 
ob noch andere Uebertragungsrechte nach Grundbuchrecht, z. B. die 
Auflaſſung bei Grundſtücken, wenn deren Erwerb auf Vereinbarung 
beruht, erforderlih find. Wer im Stadium der Liquidation zur 
Verfügung über das Innungsvermögen, etwa zum Zmede der Til- 
Hung von Verbindlichkeiten, berechtigt ift, fol hier nicht unterfucht 
werden. In welcher Weife aber beim Erlöfchen der Innung durd 
Abfterben ihrer Mitglieder dem Grundbuchrichter das Recht der Ge- 
meinde am Reit des Innungsvermögens barzuthun ift, erjcheint 
zweifelhaft. Das Geſetz erflärt die Vorſchriften des $ 94 auf diefen 
Fall für anwendbar. Es fehlt jedoch an einem Organ der erlojchenen 
Innung, mit dem die Gemeindebehörde zu verhandeln vermöchte, 
und deshalb auch an der Möglichkeit einer Entſcheidung der höheren 
Verwaltungsbehörde. Andererjeits jol auch hier die Gemeinde über 
das Vermögen der nicht mehr vorhandenen Ynnung nicht lediglich 
im eigenen Interefje, fondern dem Gejege gemäß verfügen, nicht mit 
den Befugniffen eines unmittelbaren Rechtsnachfolgers, fondern mit 
denjenigen eines Liquidators, der das Vermögen nah den Vor— 
Tchriften des S 94 aufzutheilen hat. Daß diefe Vorfchriften beob- 
achtet feien und daß das von der Gemeinde nad) Abi. 3 des 8 94 
beanſpruchte Vermögen der Innung wirklich den ihr zulommenden 
Reſt darftele, muß dem Grundbuchrichter urkundlich nachgewieſen 
werden. Da man ihm nicht füglich die materielle Nachprüfung des 
Liquidationsherganges zumuthen kann, das Zeugniß der Gemeinde- 
behörde aber Mangels eines ausdrüdlihen Ausſpruchs im Geſetze 
als Zeugniß in eigener Sache und zwar über den Eigenthumserwerb 
von Innungsvermögen der Beweiskraft entbehrt — die Beſitzzeug— 
niffe des nur eine Glaubhaftmahung erfordernden 8 135 G. B. O. 
fommen hierbei nicht in Betracht (vgl. Jahrbuch Bd. 14 ©. 94) —, 
jo wird der Grundbuchrichter verlangen dürfen, daß jenes Zeugniß 
duch die Auflichtsbehörde der Gemeinde bejtätigt oder bejcheinigt 
werde, daß die Liquidation dem Geſetze gemäß vorgenommen jei 
und für die Gemeinde den Erwerb des betreffenden Vermögensreſtes 
zur Folge gehabt habe. Ob dieſe Beitätigung oder Befcheinigung, 
die nicht mit dem von den Vorinftanzen geforderten privatrechtlichen 
8* 
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Akt der Meberweifung durch den Fiskus zu verwechjeln ift, durch dem 
auch ſonſt in ftädtifchen Angelegenheiten zur Mitwirkung berufenen 
Bezirksausſchuß ($ 16 Ab. 3 des Zuftändigfeitsgefeges) oder durch 
den Regierungspräfidenten zu ertheilen ift, ift bier nicht zu entjchei- 
den. Jedenfalls ift die Beftätigung oder Beicheinigung der höheren 
Berwaltungsbehörde, ſei es Bezirksausſchuß oder Regierungspräft- 
dent, erforderlich, um die Bedenken des Grundbuchrichters über den 
rechtmäßigen Erwerb des Vermögens, hier die Hypothek, zu bejei- 
tigen. Demgemäß ift vom Amtsgericht das Weitere zu veranlafjen.. 


Nr. 35. 


Löldyung. Beglaubigung durch einen amerikanifhen Bezirksgeridts- 
Schreiber. Legalifation. 


1. Die Tediglich die Unterjchrift betreffende Legalifation 
des Deglaubigungsvermerfs eined Bezirkögerichtöjchreiberd der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika dur den Konjul des 
Deutjchen Reiches beweift nicht ohne weiteres die Zuftändigfeit 
des Bezirfägerichtsichreibers zur Vornahme des Beglaubigungs- 
aftes. 

2. Es genügt jedoch zum Beweije der Zuftändigfeit eine 
entiprechende Bejcheinigung des Konjuls. 

G. B.O. $ 38; Gef. über die Drganifation der Bundeskonſulate v. 8. November 1867 
$ 14; Reichsgeſetz vom 1. Mai 1378 (R.G.Bl. ©. 89). 


Beſchluß vom 6. Dezember 1897 (I. 9. 570/97). 
Amtsgeriht Stuhm, Landgericht Elbing. 


Der Beichwerdeführer betreibt als Cigenthümer des Grund- 
ſtücks Nr.5 P. die Löſchung der auf dem Blatte defjelben in Ab- 
theilung III Nr. 4 für die Geſchwiſter Auguft und Johann N. ein- 
getragenen Poſt von 133 Thlr. 10 Sgr. Er bat zu diefem Zwecke 
eine die Unterjchriften der Gläubiger tragende Duittung vom 
29, April 1897, ausgeftellt zu Logansport Staat Jndiana, über- 
reiht; fie ift von dem Bezirfsgerichtsichreiber der Grafihaft Caß 
Staat Indiana A. P. Flynn beglaubigt. Mit diefen Urkunden ift 
der gehörig unterfiegelte Legalifationsvermerf des Kaiferlih Deut- 
ſchen Konjuls zu Cincinnati, Ohio, vom 30. April 1897 verbunden,. 
der dahin lautet: 
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Geſehen im Kaiſerlich Deutſchen Konſulat in Cincinnati, 
Ohio, zur Beglaubigung umſtehender Unterſchrift des Bezirks— 
gerichtsſchreibers der Grafſchaft Caß Staat Indiana, Herrn 
A. P. Flynn. 

Die Vorinſtanzen haben die Löſchung beanjtandet, weil die 
"Befugniß des Bezirfsgerichtsichreibers, die zur Löſchung erforder- 
lihe Quittung zu beglaubigen, dur das Zeugniß des Konfuls 
nicht ausreihend dargethan jei; dieſe Befugniß ſei auf gefandt- 
Ihaftlihem Wege nah Einzahlung eines Auslagenvorjchuffes von 
15 M. feftzuftellen. Der weiteren Beſchwerde ift ftattgegeben. 


Gründe. 


Der $ 38 G. B.O. beftimmt: 

Sind die zur Eintragung der Löſchung erforderlichen Ur- 
funden oder Vollmachten von einer ausländifchen Behörde zur 
Ausftellung öffentlicher Urkunden nicht durch Staatsverträge ver- 
bürgt, oder fonft dem Grundbuchamt befannt, jo muß die Be- 
fugniß der ausländifhen Behörde zur Aufnahme des Akts und 
deren Unterfchrift auf geſandtſchaftlichem Wege fejtgeftellt werden. 

Da mit den PBereinigten Staaten von Nord-Amerifa ein 
Staatsvertrag im Sinne des $ 38 G.B.D. nicht befteht und für 
die Zuftändigfeit des amerikanischen Bezirksgerichtsfchreibers zur 
Beglaubigung nur der Legalifationsvermerf des Konſuls vorliegt, 
jo fragt es fih, ob diejer Vermerk geeignet ift, die Bekanntſchaft 
des Grundbuchrichters mit den Normen des ausländifchen Rechts 
über die Befähigung zur Herjtellung öffentlicher Urkunden zu ver- 
mitteln. Der $ 38 G. B. O. ift durch das Neichsgefeg vom 1. Mai 
1878 über die Beglaubigung öffentlicher Urkunden (R.G.Bl. ©. 89) 
‚abgeändert. Der $ 1 betrifft die innerhalb des Deutjchen Reiches 
von einer Behörde oder von einer mit öffentlihem Glauben ver- 
fehenen Perſon ausgeftellten oder beglaubigten Urkunden: fie be- 
dürfen zum Gebraud im Inlande feiner Beglaubigung (Legali- 
Jation, fo daß der Preußiſche Grundbuchrichter alle deutichen, wenn 
auch außerpreußiſchen, öffentlichen Urkunden in gleicher Weife als 
geeignete Grundlagen für Eintragungen und Lölchungen zu be- 
handeln hat, wie die Preußifchen öffentlichen Urkunden (vgl. — 
buch Bd. 5 ©. 99). Der $ 2 des Reichsgeſetzes lautet: 
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Zur Annahme der Echtheit einer Urkunde, welche von einer 
ausländijchen Behörde oder von einer mit öffentlihem Glauben 
verjehenen Perſon des Auslandes ausgejtellt oder aufgenommen 
ich darftelt, genügt die Legalifation durch einen Konful oder 
Gejandten des Reichs. 

Indem das Reichsgeſetz die Legalifation auf die Echtheit der 
Urkunde bezieht, ift es mit dem allgemein anerfannten Begriff der 
Zegalifation im Einklange. Sie foll dem Richter die Gemißheit 
davon verihaffen, daß das, was nach Form und Inhalt den Anz 
ſchein öffentlichen Urfprungs erwedt, auch in Wirklichkeit von einer 
Behörde oder Urkundsperfon herrühre. So bezeichnen ſchon die 
zum Tarif des Stempeljteuergejeges vom 7. März 1822, Poſition 
„Legalifationen“, ergangenen Verfügungen vom 7. Oktober 1826 
und 16. Juli 1828 (Kamptz Annalen Bd. 10 ©. 1006, Bd. 12° 
©. 659) als KXegalifationen Attefte darüber, daß eine amtliche 
Unterſchrift richtig und mit amtlicher Befugniß ausgeftellt fei. Nach 
der Minifterialinftruftion vom 22. März 1833 (Kamptz Jahrb. 
Bd. 341 ©. 220, auh bei Müller Auftizverwaltung 4. Aufl. 
©. 1186) ift der Zweck des Legalifationsverfahrens, gleich dem 
Zwede eines jeden Urfundenbemweifes, dem Richter, auf deſſen Prü- 
fung und Entſcheidung es anfommt, die Ueberzeugung von der 
Echtheit der Urkunden zu verfchaffen. Die Befugniß der Bundes— 
(Reichs⸗) Konfuln zur Legalifation derjenigen Urkunden, welche in 
ihrem Amtsbezirfe ausgeftellt oder beglaubigt find, ift im $ 14 des 
Konfulargefepes vom 8. November 1867 (B.G.B. ©. 137) ausge- 
fproden. Die allgemeine Dienftinftruftion vom 6. Juni 1871 
(abgedrudt in Hirth’s Annalen ©. 607 ff.) fagt zu $ 14, daß die 
Regalifationsbefugniß fih nur auf Urkunden beziehe, welche vom: 
Beamten und anderen mit öffentlihem Glauben verjehenen Per— 
fonen (3. B. Notaren) innerhalb des Amtsbezirts der Konſuln aus-- 
geftellt oder beglaubigt ſeien, und daß die Legalifation die Be— 
zeugung bezwede, daß gegen die Echtheit der Unterfchrift des 
Ausftellers fein Bedenken obwalte. König in feinem Handbuch 
des Konſularrechts (5. Ausgabe $ 39 ©. 156) fügt hinzu, daß in 
der Legalijation zugleich das Zeugniß liege, daß der Ausſteller 
der Urkunde wirklich die Eigenfchaft habe oder zur Zeit der Aus— 
ftellung gehabt habe, in welcher er das Schriftſtück unterfchrieben 
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habe, und daß ſich daher der Konſul auch nach dieſer Richtung 
vor der Legaliſation die erforderliche Ueberzeugung verſchaffen 
müſſe. Den Zeugniſſen, welche die Konſuln kraft der ſich nur auf 
öffentliche Urkunden beziehenden und daher von dem Notariat wohl 
zu unterſcheidenden Legaliſationsbefugniß (vgl. 88 16, 17 Konſ. 
Geſ.; Jahrbuch Bd. 15 ©. 88) abgeben, hat das Reichsgeſetz vom 
1. Mai 1878, nachdem für das Gebiet des Civilprozeſſes der 
$ 403 Ab. 2 E.P.D. vorangegangen war, auch für alle fonjtigen 
Rechtsangelegenheiten, insbefondere den Grundbuchverfehr, volle 
Beweiskraft gefihert. Hiernah wird durch die Legalifation feft- 
geftellt, daß die Urkunde vom Ausfteller unterjchrieben fei, daß 
diefer die amtliche Eigenjchaft befite, die er fih in der Urkunde 
beilegt, und endlih, daß er fie im diefer amtlichen Eigenschaft 
unterjchrieben habe (jo auch Laband Staatsredht 2. Aufl. Bd. 2 
©. 27, Koch-Jaſtrow Formularbud 10. Aufl. ©. 187, Weißler 
das Notariat der Preußifhen Monardie Kap. 45 ©. 363). Eine 
Feitftellung der Unterfchrift der ausländifchen Urkundsperſon ledig- 
ich auf gefandtichaftlihem Wege ift alfo ausgeſchloſſen und info- 
fern der $ 38 G. B.O. zmweifellos befeitigt. Nicht das Gleiche ift 
ohne Weiteres von der Befugniß der Urkundsperjon zur Aus— 
ftelung von Urkunden mit öffentlihem Glauben zu jagen. Der 
$ 2 des Gefetes vom 1. Mai 1878 regelt ausdrücklich nur die 
Borausfegungen, unter denen die Echtheit einer ausländifchen Ur- 
funde für nachgewieſen zu erachten ift. Die Frage der Echtheit ift 
aber von der Frage der Zuftändigkeit des Beamten für die vor- 
liegende Art der Beurkundung verſchieden und die Bejahung der 
erfteren macht noch nicht die Beantwortung der letzteren überflüffig. 
Vielmehr ift die Zuftändigfeit der Behörde oder des Beamten 
Gegenftand des Legalifationsverfahrens im weiteren Sinne, wie 
Ihon aus der Inftruftion vom 22. März 1833 hervorgeht, welche 
die Ausdehnung des Legalifationsatteftes auf die Kompetenz des 
Ausftellers der Urkunde, obwohl eigentlich nicht zur Legalifation 
gehörig, geftattet (vgl. auch Minifterial-VBerfügung vom 17. Dftober 
1891 M.Bl. ©. 264). Daß aud nah dem SKonfulargejeg vom 
8. November 1867 die Legalifation des Konfuls nicht an fich die 
Ausftellungsbefugniß dedt, erhellt aus der Bemerkung zu b Pof. 2 
des der Dienftinftruftion angehängten proviforiihen Gebühren- 


120 Erfte Abtheilung. Sachen der nichtftreitigen Gerichtäbarkeit. 


tarifs. Der Gebührenanfag für Beglaubigung von Unterfchriften 
(Bol. 2) fol nur für Legalifationen im engeren Sinne erhoben 
werden, nämlich für Beglaubigungen der Unterſchriften von Be- 
amten, Notaren u. f. w. „Werden — jo heißt es weiter — den 
Legalifationspermerken anderweite Beicheinigungen hinzugefügt (4. B. 
daß der Beamte, defjen Unterjhrift beglaubigt wird, zur Aus— 
ftelung von Urkunden der vorliegenden Art nach den Geſetzen des 
Landes befugt fei...... ), jo fommt Bo}. 3 zur Anwendung.“ 
Demgemäß ijt die Geltendmahung von Bedenken, ob die Beur- 
Fundung zu dem Gejchäftsfreife des Beamten gehöre, auch der 
legalifirten ausländifchen Urkunde gegenüber zuläffig. Die In— 
jtruftion von 1833 jchränfte das richterlihe Ermeſſen in dieſem 
Punkte dahin ein, daß die Beicheinigung der Kompetenz des Aus— 
ftellers einer ausländiſchen Urkunde nur verlangt werben könne, 
wenn die Geſetze ſelbſt eine jolche Beſcheinigung, wie dies bei den 
Kirchenatteſten geſchehen, verlangten. Die Allgemeine Berfügung 
vom 6. September 1839 (J.M.Bl. ©. 311, aud bei Müller a. 
a. D.) befeitigte diefe Beſchränkung und auf demfelben Standpunft 
fteht der $38 G.B.D. Die Befugniß der ausländifchen Behörde 
zur Ausftellung öffentlicher Urkunden muß dem Grundbuchrichter 
befannt oder auf diplomatiihem Wege nachgewiejen fein, wenn 
nicht Staatsverträge die Zuftändigfeit verbürgen. Someit ift der 
$ 38 noch in Kraft. Die Freiheit des richterlichen Ermeſſens darf 
indeß nicht zur Willfür werden; es muß die Umftände des Falles 
berücjichtigen. Sehr häufig wird die durch die Zegalifation nach— 
gemwiefene Amtseigenfchaft der Urkundsperfon auch ihre Befähigung 
zur Fertigung des betreffenden Aftes Flarftellen, wie denn die Be- 
fugniß eines ausländifhen Notars zur Beglaubigung von Unter- 
Iohriften faum in Zweifel zu ziehen fein wird. Deshalb wird der 
Nachweis der Zuftändigkeit nur unter bejonderen Verhältniffen, 
wenn entweder die Urkundsperfon oder die Art der von ihr ent- 
widelten Thätigfeit dem inländifhen Richter Bedenken erregen, zu 
erfordern fein und nicht die Regel bilden (Weißler a. a. O. 
Anm. 1, Koch-Jaſtrow ©. 190). 

Nah dem Borftehenden ift die im Eingange aufgeworfene 
Frage dahin zu beantworten, daß der Legalifationsvermerf des 
Konfuls in der vorliegenden, der Dienftinftruftion entiprechenden 
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Faſſung die Beglaubigungsbefugniß des Bezirksgerichtsſchreibers 
nicht beweiſt. Da über die amtlichen Funktionen des letzteren 
nichts Näheres erhellt und die Gerichtsſchreiber in Preußen zur 
Beglaubigung von Urkunden für den Grundbuchverkehr nicht be— 
rufen find, jo entbehrt auch der Ausſpruch der Vorinſtanzen, daß 
ihnen die Kompetenz des Beamten unbekannt ſei, nicht der erforder- 
lihen Begründung. Sie gehen aber darin zu weit, daß fie eine 
Feſtſtellung auf gefandtihaftlihem Wege unter Belaftung des Be— 
jchwerbeführers mit den Koften von Amtswegen herbeiführen wollen. 
Indem der $ 38 G.B.D. davon ſpricht, daß dem Richter die Be- 
fähigung der Urfundsperfon auch „ſonſt“ befannt fein fönne, läßt 
es andere Erfenntnißquellen des ausländiihen Rechts, als die 
durch die Gejandtichaften vermittelten, unbefchränft zu. Erft wenn 
diefe fehlen, ift der geſandtſchaftliche Weg zu befchreiten. Nun find 
aber die Konſuln des Deutſchen Reiches auch zur Legalifation im 
weiteren Sinne berufen, wie aus der bereits mitgetheilten Stelle 
der Dienftinftrultion hervorgeht und von König in feinem Hand- 
buch (S. 157) mit dem Beifügen bezeugt wird, daß fi eine auf 
die Zuftändigfeit des Ausftellers der Urkunde bezügliche, zufätliche 
Beicheinigung des Konjuls empfehle. Daß ſolche Beicheinigungen 
aud in der Praris, insbefondere des Konſuls in Cincinnati, üblich 
find, zeigt der im Jahrbuch B. 15 ©. 88 abgedrudte Fall, in 
welhem fogar die Beglaubigungsbefugniß eines Notars befcheinigt 
war. Die VBorentfheidungen waren daher wegen Verlegung des 
838 ©.B.D. aufzuheben. Dem Befchwerdeführer wird unter Rüd- 
gabe der Urkunden die Herbeiführung der Ergänzung des Lega- 
Nationsvermerfs3 dahin, daß der Bezirkfsgerichtsfchreiber Flynn 
zu Beurfundungen der vorliegenden Art befugt fei, zu über- 
laſſen fein. 


Nr. 36. 
kZöſchung. Notarielle Vollmacht. 
Bei Aufnahme der Vollmachten von Blinden hat der 
Notar die Vorſchriften von $ 8 A.G.O. II. 3 zu beachten. 
Gef. vom 15. Zuli 1890 $ 4. 


Beihluß vom 31. Januar 1898 (1. 9. 631/97). 
Amtsgeriht und Landgericht Breslau. 
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In notarieller Urkunde vom 25. Dftober 1897 hat die er— 
blindete Wittwe K. ihrem Sohne R. K. Generalvollmadt mit ver- 
ſchiedenen, insbefondere auch auf den Grundbuchverfehr gerichteten 
Spezialermäcdhtigungen ertheilt. Der Notar hat zu der Verhandlung 
zwei Zeugen zugezogen, von denen der eine zugleich als Schreib- 
zeuge die Verhandlung mit den Namen der Machtgeberin unter- 
fchrieben hat. Auf Grund diefer Vollmacht bat R. K. über eine 
für feine Mutter eingetragene Hypothek quittirt und die Löſchung 
derfelben bewilligt. Der von dem Grundeigenthümer geitellte 
Löſchungsantrag ift jedoch in den Vorentſcheidungen beanftandet, 
weil die Vollmacht nicht gerichtlich ausgeftellt worden. Die weitere 
Beichwerde ift zurüdgemwiefen. 


Gründe: 

Nah 8 171 A.L.R. J. 5 (vgl. gs I Ne. 1A.G.O. U. 1) müſſen 
Blinde ihre jchriftlichen Verträge gerichtlich aufnehmen laſſen, ohne 
daß ein Unterfchied gemacht würde, ob das beabfichtigte Rechts— 
geihäft an ſich zu feiner Gültigkeit der fchriftlihen Form bedarf 
oder ob diefe Form von den Parteien nur gewünſcht wird. Ge— 
mäß $ 8 A.G.O. II. 3 muß ferner dem Blinden zu der ganzen 
Verhandlung ein Beiftand zugeorbnet werden, duch welchen ihm 
das Protokoll vorzulefen ift und der es an feiner Statt zu unter= 
zeichnen hat. Im $ 25 A.G.O. U. 3 iſt gejagt, daß bei Aufnahme 
einfeitiger gerichtliher Handlungen unter Lebenden, 3. B. von 
Duittungen, Entfagungen, Berzichtleiftungen u. |. w. diefelben Bor: 
Iohriften zur Anwendung fommen follen, wie bei Aufnahme von 
Kontraften. Da es fih gemäß 88 5, 6,11 A.L.R. I. 13 bei einer 
Vollmacht um eine wirkliche Vertragsurfunde handelt, jo liegt auf 
der Hand, daß fie von Blinden gemäß $ 171 A.L. R. I. 5 gerichtlich: 
ausgeftellt werden muß, während bei Aufnahme der Verhandlung 
die Vorſchriften von $ 8 A.G.O. II. 3 zu beachten find. Dur 
das Gefeß vom 11. Juli 1845, welches von Blinden überhaupt 
nicht handelt, it an diefer Rechtslage nichts geändert, und wenn: 
jeitens der Bejchwerdeführerin auf $ 4 des Geſetzes vom 15. Zuli. 
1890 Gewicht gelegt wird, jo ift das ohne Bedeutung, weil dort 
die Frage, welcher Form es für Willenserflärungen von Blinden 
bedarf, nicht berührt wird, vielmehr nur angeordnet ift, in welcher- 
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Geſtalt der Notar Verhandlungen mit Blinden aufnehmen ſoll, 
falls ihm deren Aufnahme geftattet iſt, wie etwa in den Landes- 
theilen, wo der $ 171 ALR.I 5 nit gilt (vgl. Motive zu $ 3 
des Entwurfs, Drudiahen des Abgeorbnetenhaufes 1890 Bd. 3 
Nr. 75, und im Kommiffionsberiht, daf. Bd. 4 Nr. 145, auch 
Werner, Preuß. Notariatsgefege ©. 13, 32). Demgemäß muß 
das den PVorentfheidungen zu Grunde liegende Bedenken als be- 
gründet anerkannt werden. 


Rr. 37. 


Schließung des Über eine Sährgerechtigkeit angelegten Grundbuchblattes 
im Geltungsbereich der Megeordnung für die Provinz Sachſen nom 
11. Juli 1891. 


Ein nad) den 88 30, 34 der Wegeordnung für die Pro- 
vinz Sachſen vom 11. Juli 1891 (G.S. ©. 316) ergangenes 
Urtheil des Bezirfsausichufjes, durch welches dem Eigenthümer 
einer mit bejonderem Grundbuchblatt verjehenen Fährgerech- 
tigfeit das Hebungsrecht entzogen und die Fähranftalt dem 
ohne Beitehen eines Heberechts Verpflichteten zur Unterhaltung 
überwiejen ift, berechtigt nicht zu dem Erſuchen, die Fähr- 
gerechtigfeit ohne Rückſicht auf die an ihr bejtehenden ding— 
lichen Rechte, insbejondere Oypothefenrechte, zu löſchen, und 
folgeweife nicht zur Schliegung ded Grundbuchblattes. 

Wegeordnung für die Provinz Sachſen 88 30, 34; G. B.O. $$ 41, 72. 

Beſchluß vom 5. Juli 1897 (I. Y. 212/97). 
Amtögeriht Deligih, Landgericht Halle. 

Die mit den Nittergütern Schloß 2. und Hoftheil als Zubehör 
verbundene Fährgerechtigfeit über die Mulde zwifchen 2. und R. ijt 
in den Sahren 1827 und 1833 von den damaligen Eigenthümern 
dem Schiffsmühlenbefiger zu R., Heinrich H., erbpachtweife überlafjen 
worden. Gegen ein Erbitandsquantum, einen Erbpachtzins und die 
Verpflichtung, die Fähranftalt zu unterhalten, erhielt er die Fähre 
nebft Zubehör und das Recht, Fährgelder nah einem von der K. 
Regierung zu Merjeburg genehmigten Tarif zu erheben. Für bie 
Fährgerechtigfeit wurden, da fie den Rittergütern je zur Hälfte zu— 
geftanden hatte, zwei befondere Hypothefenfolien angelegt: Blatt 
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Nr. 77 und Blatt Nr. 153 des Hypothefenbuches von 2. Im Jahre 
1879 ift demnächſt Blatt Nr. 153 geſchloſſen und auf Blatt Nr. 77 
übertragen. Cigenthümer der Fährgerechtigfeit war damals der Be- 
Ihwerdeführer. Er verkaufte fie im Jahre 1894 an den Landwirth 
Daniel ®., der nach erfolgter Auflafjung als Eigenthümer einge- 
tragen wurde. Somohl in Abtheilung II wie in Abtheilung TI 
finden ſich Eintragungen; insbefondere find die dem Beſchwerdeführer 
zuftehenden Reftfaufgelder von 1500 M. hypothekariſch fichergeftelt. 
Noch im Jahre 1894 wurde von dem Amtsvorfteher zu L. ala Wege- 
polizeibehörde gegen den Fähreigenthümer V. gemäß 88 30, 34 der 
Wegeordnung für die Provinz Sachſen vom 11. Juli 1891 (G.S. 
©. 316) die Klage auf Entziehung des Hebungsrehts erhoben. 
Durch Beiheid des Bezirksausichuffes zu Merjeburg vom 2. No— 
vernber 1894 ift denn auch dem Beklagten V. das Heberedht ent- 
zogen und die Fähranftalt nebjt allen Zubehörungen dem ohne Be- 
ftehen eines Heberechts VBerpflichteten zur Unterhaltung übermwiejen. 
Der Beicheid ift, wie die Klage, dem abweſenden B. öffentlich zu— 
geſtellt und rechtskräftig. Der Bezirksausfhuß erfuchte unter dem 
16. März 1896 den Grundbuchrichter, die Fährgerechtigfeit im Grund- 
buch zu löfchen und das Grundbuchblatt zu ſchließen; es fei die 
Zmwangsvollitrefung aus dem Bejcheide vom 2. November 1894 be- 
antragt. Das Amtsgericht lehnte das Erſuchen ab. Der Bezirks- 
ausihuß erhob Beichwerde, zog jedoch den Antrag auf Schließung 
des Grundbuchblattes zurüd. Das Landgericht ordnete hierauf die 
Löſchung der Fährgerechtigfeit an und das Amtsgericht verfügte die— 
felbe bei gleichzeitiger Schließung des Grundbuchblattes. Nunmehr 
legte der Graf ©. als Hypothefengläubiger Beſchwerde ein, die indeß 
vom Landgeriht duch den angefochtenen Beſchluß zurüdgemiefen 
wurde. Die darauf erhobene weitere Befchwerde iſt dem Bezirfs- 
ausihuß mitgetheilt. Beim Oberlandesgericht zu Naumburg ſchwebt 
ein Prozeß des Bejchwerdeführers gegen das Amt L., welches vor- 
läufig die Fähranjtalt verwaltet und die Fährgelder erhebt, auf An- 
erfennung feines gleihfals eingetragenen freien Ueberfahrtsrechtes. 
In eriter Inſtanz ift die Klage abgemwiefen. In zweiter Inftanz ift 
geltend gemacht, daß die Mulde an der in Betracht kommenden 
Stelle ſchiffbar fei. 

Der weiteren Beichwerde wurde bei diefer Lage der Sache ftatt- 
gegeben. 
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Gründe: 


Das Landgericht verkennt die rechtliche Bedeutung des 8 30 
der Wegeordnung für die Provinz Sachſen, wenn es annimmt, daß 
die dort zugelaſſene Entziehung des Heberechtes die Löſchung der 
Fährgerechtigkeit und folgeweiſe die Schließung des für dieſelbe an— 
gelegten Grundbuchblattes bedinge. Die Fährgerechtigkeit iſt nicht 
als Heberecht einer beſtimmten Perſon, ſondern als Gerechtſame, 
als unkörperliche, unbewegliche Sache mit der Fähigkeit, Gegenſtand 
der Veräußerung und Belaſtung zu werden, begründet worden, wie 
derartige Rechtſame, häufig herrührend aus herrſchaftlichen Rechten 
und im vorliegenden Falle offenbar auf der mit den Rittergütern 
verbundenen Zollgerechtigkeit beruhend, im Deutſchen Rechte zahl— 
reich zu finden find (Heusler, Inſtitutionen des Deutſchen Privat— 
rechts Bd. 1 $ 68 ©. 336 ff). Nach 8 14 der Hypothefenordnung 
vom 20. Dezember 1783 war e8 zuläfjig, über eine ſolche Gerechtig- 
feit, die einen eigenen bejtimmten Werth hat, ohne den Bejig eines 
Srundftüds ausgeübt und für ſich allein veräußert und verpfändet 
werden kann, ein bejonderes Hypothetenfolium anzulegen (Koch, 
Allg. Hyp.Drdn. Anm. 21 f. zu $ 14). Die Frage ift nur, ob die 
auf diefe Weife in den Privatrechtsverfehr als Immobile eingetretene 
Gerechtigkeit Durch einen Akt der VBerwaltungsbehörde mit der Wirkung, 
des Erlöfchens der Realrechte befeitigt werden fann. Die Bejahung 
würde eine ausprüdliche gejegliche Beitimmung erheifchen, an welcher 
es jedoch fehlt. Wäre die Fähre über einen ſchiffbaren Theil der 
Mulde angelegt, jo würde die Wegeordnung vom 11. Juli 1891 
überhaupt Feine Anwendung finden ($ 7). Aber auch bei der ent— 
gegengejegten Annahme ift der Vorbeſchluß nicht gerechtfertigt. Der 
$ 30 der Wegeordnung lautet: 

Geräth eine ſolche Verkehrsanftalt (nämlich ein öffentlicher 
Weg oder eine als Zubehörung deffelben zu betrachtende Fähre 
oder Brüde über den nicht fchiffbaren Theil eines Fluffes) wegen 
Unvermögens des Hebungsberedtigten in Verfall und kann ihre 
vorſchriftsmäßige Unterhaltung nicht dur Uebernahme feitens 
eines leiltungsfähigen Dritten oder durch Beichlaglegung auf die 
Erträge jichergeftellt werden, jo kann dem Hebungsberecdhtigten 
jeine Berechtigung entzogen und die Anftalt nebſt allen Zube- 
hörungen dem ohne Beitehen eines Hebungsrehts Berpflichteten 
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zur Unterhaltung überwiefen werben. — Eine Entihädigung an 
den Hebungsberedhtigten wird nicht gewährt. 

Die Wegeordnung unterfcheidet die auf dem Geſetz und die auf 
befonderem Titel beruhende Wegebaupflicht, die ſich namentlich auch 
auf die Unterhaltung von Fähren der bezeichneten Art bezieht (SS 15ff., 
24 ff., 6). Auf befonderem Titel beruht die MWegebaupflicht des— 
jenigen, der das Recht hat, für die Benukung von öffentlichen 
Wegen oder von AZubehörungen derfelben eine Abgabe (Wege—, 
Pflafter, Damm, Brüden-, Fährgeld u. ſ. w.) zu fordern: fie er- 
fcheint als Korrelat des Hebungsrechtes ($ 27). Im Intereſſe eines 
gefiherten Verkehrs Tchreibt nun das Geſetz den Uebergang der Bau- 
laft auf den kraft Geſetzes Verpflichteten in den Fällen vor, in 
weldhen der aus befonderem Titel Berpflichtete die Wegebaulaft in 
dem duch die Wegeordnung beftimmten Umfange nicht zu erfüllen 
vermag (Begründung des Entwurfs ©. 30, Drudfachen des Herren- 
hauſes 1890/91 Nr. 71). Erfüllt er fie in dem bei der Verleihung 
feitgefegten Umfange, nicht jedoch entjprechend den Anforderungen 
der MWegeordnung, jo kann er genöthigt werden, die Verfehrsanftalt 
dem Fraft Gefeßes Verpflichteten gegen Entihädigung für die Auf- 
hebung des Hebungsrechtes zu Eigenthum abzutreten ($ 29). Erfüllt 
er feine Pflicht überhaupt nicht, fo greift der $ 30 Platz. Daß bei 
der Abfafjung des Gefeges an die felbftändigen Fährgerechtigkeiten 
mit Immobiliarqualität gedacht worben fei, geht aus den Materialien 
nicht hervor. Nur enthält der $ 29 den Hinweis auf die Verord- 
nung vom 16. uni 1838, die Kommunifationsabgaben betreffend 
(8.©. ©. 353), nach welcher die für den Verluft des Hebungsrechts 
zu gewährende Entjehädigung bemeffen werden fol, und der $ 7 
diefer Verordnung ſchließt ausprüdlih die Zuziehung der Real- 
berechtigten, denen ein Anfpruc auf die Abgabe zufteht, aus. Db 
das Hebungsreht auf den fraft Gefetes BVerpflichteten übertragen 
werden kann, ift im Gefege nicht entſchieden; jedenfalls ift es nicht 
unterfagt (vgl. Germershaufen, Das Wegereht und die Wege- 
verwaltung in Preußen $ 19 ©. 297 ff). Will man nun auch nach 
8 29 der MWegeordnung annehmen, daß in dem dort vorausgejegten 
Falle das Eigenthum der Verfehrsanftalt, alfo des Weges, der Fähre 
u. |. w., wie bei der Enteignung auf den fraft Geſetzes Verpflichteten 
übergeht und daß das Hebungsrecht, felbft wenn es als felbftändige 
Gerechtfame begründet und mit einem Sypothefenfolium verfehen 
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war, erliſcht, wobei die feſtgeſetzte Entſchädigung in Anſehung der 
Realberechtigten an Stelle der Fährgerechtigkeit tritt, ſo kann das 
Gleiche im Falle des 8 30 nicht gelten. Dort iſt nicht von einer 
Abtretung der Berfehrsanftalt zu Eigenthbum die Rede, fondern von 
der Ueberweifung zur Unterhaltung. Daß nur eine ungenaue Aus- 
drudsmweife vorliege, iſt unmwahrfcheinlih. Denn in den im Uebrigen 
aus den früheren Entwürfen einer Wegeordnung übernommenen 
8 29 (vgl. Germershaufen a. a. D.) find ausdrüdlid die Worte 
‚zu Eigenthum“ eingefügt, während fie im $ 30 fehlen. Es jcheint 
aljo im $ 30 nicht an eine endgültige Abtretung der Verfehrsanftalt 
und an eine dauernde Befeitigung des Hebungsrechts gedacht zu fein, 
fondern nur an eine — im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs auch 
genügende — vorläufige Regelung der Unterhaltspflicht unter Sus- 
penfion des Hebungsrechts des bisher Verpflichteten. Von einer 
Beleitigung der felbjtändigen Fährgerechtigfeit und der an ihr be- 
ftehenden dinglichen Rechte kann feine Rede fein. Der Eintritt eines 
leiftungsfähigen Dritten, auch des Erftehers in der auf Antrag eines 
Gläubigers eingeleiteten Zwangsverfteigerung, oder auch des wieder 
in beſſere Vermögensumftände gelangten früheren Pflichtigen würde 
die Fortdauer des Hebungsrechtes ermöglichen. Jedenfalls gewährt 
das Geſetz dafür feinen Anhalt, daß der Uebergang der Baulaft 
unter Entziehung des Heberechts des bisher Verpflichteten die Auf- 
hebung der Fährgerechtigkeit zur Folge habe. Nicht anders würde 
es fein, wenn man im $ 30, ebenfo wie im $ 29, die Befugniß zur 
Enteignung der Verkehrsanſtalt erbliden wollte. Die Verpflichtung, 
die Gerechtjame wegen Nichterfüllung der mit ihr verbundenen Ber- 
bindlichfeiten aus Gründen des öffentlihen Wohles ohne Entſchädi— 
gung abzutreten, ſchließt nicht von ſelbſt das Erlöfchen der auf ihr 
baftenden Realrechte in fih. Dazu würde es einer unzmweideutigen 
Sefegesporjchrift bedürfen. Die Wegeordnung jieht im $ 30 die 
Zuziehung der Hypothefengläubiger nicht vor, müßte aber, wenn 
entgegen dem bejtehenden Rechte der Wegfall des Heberechts des 
bisher Pflichtigen für fie vernichtend wirken follte, dies ausſprechen. 
Selbft die Entihädigung für eine aus Gründen des öffentlichen 
Wohles von der zuftändigen Behörde veräußerte Sache tritt nur 
dann an Stelle der Sache, wenn es in den die Veräußerung zu— 
laffenden Gefegen beftimmt ift (Jahrbuh Bd. 16 ©. 80). Gewährt 
das Gefeß überhaupt Feine Entihädigung, jagt aber auch nicht, daß 
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der enteignete Gegenjtand durch die Enteignung frei von den ihm 
anflebenden Laften werden folle, jo folgt daraus nur, daß der Eigen- 
thümer feine Vergütung enthält, daß aber die dinglichen Verpflich- 
tungen bejtehen bleiben und daß die Sache nad) allgemeinen Rechts- 
regeln, die nur bei der Zmangsverjteigerung Ausnahmen erleiden, 
in ihrem dermaligen Nechtsbejtande auf den Erwerber übergeht. 
Hiernach gefchieht die Entziehung des Heberechts und die Ueber— 
meilung der Verkehrsanſtalt im Falle des $ 30 der Wegeordnung. 
nur unbeſchadet der Rechte Dritter, wie die Entjcheidungen der Ver— 
waltungsbehörden grundfäglid „unbejchadet aller privatrechtlichen 
Verhältniffe” ergehen ($ 7 Ab}. 1 des Gefeßes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883). Dem Hebungsberedhtigten 
wird das Heberecht genommen, nicht aber dieſes jelbit als unbeweg— 
lihe Sache befeitigt. Es dauert als foldhe auch beim Eigenthums- 
wechjel fort und ebenſowenig wie bei der freimilligen Veräußerung 
das Hebungsrecht des Ermwerbers ein neu entjtandenes ijt, vielmehr 
der Gerechtfame als einer felbftändigen Quelle von Befugniffen ent- 
fließt, fo it auch das Hebungsrecht des kraft Gejeßes zum Wege- 
bau Berpflichteten, auf den die Gerechtigkeit gemäß $ 31 der Wege- 
ordnung übergegangen ift, fein anderes, von den dinglichen Be- 
ziehungen der Gerechtigkeit losgelöftes Recht. 

Aus VBorftehendem ergiebt jich, daß die öffentlich-rechtliche Zwangs- 
vollftrefung aus dem die Entziehung des Heberechts und die Ueber— 
weiſung der Anjtalt ausfprechenden Beicheide des Bezirksausſchuſſes 
niemals dazu führen kann, die Fährgerechtigfeit als Gegenftand des 
Srundbuchverfehrs zu befeitigen und damit den Realberechtigten das 
Objekt ihrer Befriedigung zu entziehen. Zu einem folchen Erſuchen 
ift der Bezirksausſchuß nicht zuftändig und es ift vom Amtsgericht 
feiner Zeit mit Recht abgelehnt ($ 41 ©.B.D.). Dagegen ift es 
unbedenflih und jogar zwedmäßig, ihm infoweit ftattzugeben, daß 
an geeigneter Stelle, als welche die zweite Abtheilung des Grund- 
buchs in Betracht fommen wird, der Inhalt des Befchluffes der 
Verwaltungsbehörde vermerkt und dadurd für Dritte erfennbar ge- 
madt wird. Es wird damit klar geftellt, daß dem zeitigen Eigen- 
thümer das Heberecht entzogen ift und daß alfo ein etwaiger Er- 
werber der Gerechtigkeit nur dann auf dafjelbe Anſpruch machen 
fann, wenn er die Bedingungen des Geſetzes vom 11. Juli 1891 
erfüllt. 
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VI. 
Koſten. Stempel. 


A. Gerichtsgebühren. 


Nr. 38. 


Aoſten für die gerichtsſeitige Benachrichtigung der in einem Teſtamente 
Kredanhten. 


Wer die Teftamentseröffnung beantragt, ift zur Zahlung 
auch derjenigen Koften verpflichtet, welche dur; die dem 
Gerichte obliegende Benachrichtigung der in dem ZTeftamente 
Bedachten entftehen. 

Gef. vom 25. Zuni 1895 $ 1; A.L. R. J. 12 $ 230, 





Beihluß vom 28. Juni 1897 (I. Y. 328/97). 
Amtögericht I und Sanbgeriht I Berlin. 


Der praftifhe Arzt Dr. Mar Auguft M. hat am 6. Dezember 
1895 fein Teitament dem Amtsgerichte I zu Berlin zur gerichtlichen 
Verwahrung übergeben. Am 28. November 1896 ift er tobt in der 
Königlichen Forft E. bei St. aufgefunden worden. Sein Bruder, 
der Gutsbefiger Ludwig M. zu Gr., hat am 1. Januar 1897 unter 
Ueberreihung der Sterbeurkunde des Dr. M. und des NRefognitions- 
jcheines beantragt, Das niedergelegte Teftament zu eröffnen und ihm 
eine Abjchrift zu ertheilen. Zu dem am 6. Januar 1897 anbe- 
raumten PBublifationstermine ift er geladen worden. Im Publifa- 
tionstermine ift, da beim Aufrufe Niemand erfchienen ift, der Aktuar 
W. den unbefannten und abwejenden Erbinterefjenten zum Bevoll- 
mädhtigten von Amtswegen zugeordnet worden. Sodann ift das 
Teftament eröffnet und verlefen worden. Sn diefem ift bejtimmt, 
daß der Nachlaß unter die nteftaterben, nämlich den Vater 
des Teftators, feinen Bruder (den gegenwärtigen Beichmwerdeführer) 
und feine Schweiter getheilt werden jolle; vor der Vertheilung follten 
indeffen diefe Schwefter und ein namentlich bezeichneter Oheim des 
Teftators aus der Mafje vorab wegen ihrer früher dem Teftator ge- 
währten Darlehne befriedigt werden. Weiter ift beftimmt, daß, falls 
der Nachlaß mehr als zehntaufend Mark betragen jollte, der nad) 
Rüdzahlung der vorbezeichneten Darlehne verbleibende OR jo 
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vertheilt werden ſolle, daß die vorgenannten drei nteftaterben die 
eine Hälfte, die deutfche Geſellſchaft zur Rettung Schiffbrüchiger ein 
Viertel, und fünf beſtimmte Perfonen zu gleichen Theilen das lebte 
Viertel erhalten. Diefe fünf Perfonen find die vorerwähnte Schweiter 
des Teitators, feine Oheime Karl M. und Fris M., der Regierungs- 
aſſeſſor P. zu E., und der Geheime Kalfulator M. in B. Nach der 
Bublifation hat der Aktuar W. beantragt, die vorichriftsmäßigen 
Mittheilungen zu machen. 

Das Amtsgericht hat hierauf dem Antragiteller der Bublifation 
Ausfertigung des Tejtamentes ertheilt und ihn aufgefordert, Die 
Hdrefien der im Teftamente Bedachten anzuzeigen. Jener (der 
jeßige Bejchwerdeführer) hat dieſe Adreffen mit Ausnahme derer des 
Kegierungsafjeffor B. und des Geheimen Kalkulators M. mit dem 
Bemerfen, daß diefe beiden ihm unbekannt feien, angezeigt. Das 
Amtsgeriht hat hierauf der Schweiter des Tejtators eine Ausferti- 
gung des Teitamentes zugejtellt, und die Oheime Karl M. und Fritz 
M. ſowie die deutiche Gefellihaft zur Rettung Schiffbrüdiger durch 
auszugsweife Abjchriften aus dem Tejtamente von den fie betreffenden 
Zuwendungen benachrichtigt. Bezüglich des Regierungsafjeflors P. 
hat es eine einmalige öffentliche Bekanntmachung der Zumendung 
in zwei Zeitungen angeordnet. 

Hierauf iſt dem Gutsbejiger Ludwig M. die Koftenrechnung 
überfandt worden. Diejer hat folgende darin enthaltene Boften: 
Schreibgebühren für eine Terminsladung, Gebühr für Eröffnung 
des Teitamentes, Schreibgebühren und Stempel für die ihm über- 
jandte Tejtamentsausfertigung jogleich bezahlt, dagegen die Zahlung 
der Gebühren für die der Schweiter des Teftators überfandte Teita- 
mentsausfertigung nebjt Stempel, Schreibgebühren für auszugs- 
weile Abjchriften, und die Koſten für den Drud der öffentlichen den 
Aſſeſſor P. betreffenden Anzeigen im Gejanmtbetrage von 10,70 M. 
verweigert. Er hat hierbei ausgeführt, daß diefe Koſten durch Ge- 
ſchäfte entitanden jeien, die von Amtswegen zu betreiben geweſen 
jeien, und daß zur Zahlung folder nah $ 1 G.K.G. vom 25. Juni 
1895 derjenige verpflichtet jei, deſſen Intereſſe bei diefen Gefchäften 
wahrgenommen fei. Das Amtsgeriht hat die Erinnerung gegen 
die Kojtenrehnung als unbegründet zurücdgemiejen, weil nad $ 1 
G.K.G. vom 25. Juni 1895 derjenige zur Zahlung der Koften ver- 
pflichtet ſei, durch deſſen Antrag die Thätigkeit des Gerichtes ver- 
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anlaft worden jei; dieſes ſei der Beſchwerdeführer, der durch feinen 
Antrag die Teftamentspublifation herbeigeführt habe. 

Gegen diefe Enticheidung hat der Gutsbeliger Ludwig M. unter 
Wiederholung feiner früheren Ausführungen Beſchwerde eingelegt. 
Das Landgericht hat diefe als unbegründet zurückgewieſen, indem es 
ausgeführt hat: Nicht nur die Teftamentseröffnung fei auf Antrag 
des Beichwerdeführers erfolgt, jondern fein Bevollmächtigter, der 
Aktuar W., habe im Bublifationstermine beantragt, die vorfchrifts- 
mäßigen Mittheilungen zu machen; durch diefe, alfo in Folge des 
Antrages feines Bevollmächtigten, feien die bemängelten Koften ent= 
jtanden, und deswegen bafte er dafür nad $1G.K.G. Der Um— 
ſtand, daß die fraglichen Geſchäfte zugleih auch zur Wahrnehmung 
der Intereſſen Anderer gedient hätten, ſchließe feine Zahlungspflicht 
nicht aus, weil fie hierdurch noch nicht zu folchen geworden feien, 
die von Amtswegen zu erledigen feien. 

Gegen diefe Entſcheidung hat der Gutsbejiger Ludwig M. Die 
weitere Bejchwerde eingelegt, indem er beantragt hat, die Erftattung 
der von ihm bemängelten, aber inzwifchen ebenfalls gezahlten Koſten 
anzuordnen. Er führt aus, daß der Aktuar W. den unbekannten 
und abmwejenden Intereſſenten von Amtswegen zum Bevollmäctigen 
bejtellt worden fei, und daß feine Anträge auf Mittheilungen an die 
übrigen Erben nur ſolche Gefchäfte, die von Amtswegen zu erledigen 
jeien, betroffen hätten. 

Die weitere Beſchwerde ift für unbegründet erachtet worden. 


S$ründe: 


Die auf Benachrichtigung der in dem Teitamente Bedachten 
abzielenden Geſchäfte find foldhe, die der Beichwerdeführer durch 
jeinen Antrag veranlaßt hat. Ohne diefen Antrag würde die Teita- 
mentseröffnung nicht vorgenommen worden jein; duch die Teita- 
mentseröffnung aber war es unabmweislich gemäß $ 230 A.L. R. I. 12 
geboten, allen im Tejtamente Bedachten Mittheilung von der Zu— 
wendung zu machen. Der Beichwerdeführer kann den Akt der auf 
feinen Antrag erfolgten Tejtamentseröffnung nicht in der Art zer: 
reißen, daß er nur die Eröffnung als auf feinen Antrag geicheben, 
alle durch die Eröffnung gejeglich nothwendig werdenden Maßnahmen 
aber als nicht beantragt angejehen wiſſen will; zur Tejtamentser- 
Öffnung gehören auc jene Mittheilungen; wer die Eröffnung bean— 
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tragt, veranlaßt diefe Mittheilungen dur feinen Antrag. Nach 
$1686. vom 25. Juni 1895 haftet er für die durch die Mit- 
theilungen entftehenden Koften und Auslagen. Dem fteht ſelbſtredend 
nicht entgegen, daß der $ 230 A.L.R. I. 12 beftimmt, die Benacdhrich- 
tigung jolle auf Koften des Nachlafjes ftattfinden; es bleibt Danach 
nur dem Antragfteller anheimgeftellt, feinen Rüdgriff an den Nach— 
[aß zu nehmen. 


Nr. 39. 
Verthberechnung für den Gebührenanfak. 

1. Für den Anſatz der Gerichtögebühren in Angelegen- 
heiten der nicht ftreitigen Gerichtäbarfeit findet die Er- 
mittefung und Feftjegung des Werths des Gegenftandes aus- 
ichließlih nah den im Preuß. Gerichtöfoftengefeße vom 
25. Iuni 1895 aufgeftellten Grundfägen ftatt. Stempel- 
rechtliche Vorſchriften fommen für den Gebührenanſatz aus- 
nahmsweiſe nur da maßgebend in Betracht, wo dies aus- 
drüdlich beſtimmt ift. 

2. Zür den Gebührenanjag erfolgt die Werthfeſtſetzung 
nach freiem Ermeſſen des Gerichts, ſoweit nicht für dieſelbe 
Ipezielle pofitive Vorſchriften gegeben find. 

3. Die BVorfchrift in $ 21 Nr. 5 des Preuß. Gerichtö- 
foftengejeßed vom 25. Juni 1895 betrifft nur die Art der 
Berechnung des Kapitalwerthes, mit welchem die gefammten 
wiederfchrenden Nutzungen oder Leiftungen anzufeßen find; 
der Werth der einzelnen Jahresnutzung wird vom Gericht 
nach freiem Ermefjen bejtimmt. Die Berechnung des Kapital- 
werthes erfolgt bei auf beftimmte Zeit eingejchränften Nutzungen 
oder Reiftungen nad dem Maßſtabe, welcher in der dem 
Erbichaftsfteuergejeke in der Faflung der Bekanntmachung 
vom 24. Mai 1891 beigegebenen Hülfstabelle aufgeftellt ift. 

4. Für mehrere gleichzeitige endgültige Eintragungen in 
der II. oder III. Abtheilung des Grundbuchs ift nicht eine ein- 
heitliche Gebühr nad) dem zufammengerechneten Werthe 
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Jammtlicher Eintragungen zu erheben, vielmehr wird für jede 
Eintragung die Gebühr ſtets bejonderd berechnet. Der $ 39 _ 
des Preuß. G.K. G. vom 25. Juni 1895 hat für Grundbud- 
und Hypothefenjachen feine Geltung. 

Preuß. Gerichtsfoftengejeg vom 25. Juni 1895 $$ 18, 19—22, 38 Abf. 1, $$ 58, 


39; Erbfchaftöiteuergefeg in der Faffung der Belanntmahung vom 24. Mai 1891 
$ 18 (8.S. ©. 78). 


Beſchluß vom 12, Zuli 1897 (1. 9. 349/97). 


Am 8. April 1896 ließ der Rittergutsbejiger J. jein Rittergut 
Ch. an feinen durch einen Pfleger vertretenen Sohn auf und es 
wurde letterer als Eigenthümer im Grundbuche eingetragen. Die 
Auflafjung erfolgte auf Grund des privatichriftlichen, vormund- 
Ichaftsgerichtli genehmigten Weberlafjungsvertrages vom 4. April 
1896. Danach überließ 3. das Gut feinem Sohn für den Preis 
von 183600 M., der voll durch Uebernahme der auf dem Gute 
eingetragenen Hypotheken von gleichem Betrage belegt wurde. Außer- 
dem behielt fich der Weberlaffer das Verwaltungs: und Nießbrauch— 
reht bis zu feinem vollendeten 65. Lebensjahre vor, und ferner 
wurde bejtimmt, daß bis zu diefem Zeitpunkte ſowohl dem Weber: 
laffer wie dem Uebernehmer das Recht zujtehen follte, die Nüdver- 
äußerung des Gutes zu den gleichen Preisbedingungen, wie die 
Ueberlafjung geſchah, an den Ueberlaffer oder deſſen Ehefrau zu 
verlangen. Der Werth diejes Rechts wurde auf 500 M. pro Jahr 
angegeben. Die Lajten, Abgaben und Zinfen jollte der Weberlafjer 
jo lange tragen, als er ji in dem Verwaltungs- und Niegbrauchs- 
rechte befinde. Bei der Auflaffung erklärte der Pfleger Namens 
des Erwerbers zu gerichtlihem Protokoll, daß er nad) Maßgabe des 
privatfchriftlichen Vertrages die vorgedachten Rechte des Meberlafjers 
und bezw. des Uebernehmers anerkenne, und bewilligte und bean- 
tragte deren Eintragung im Grundbuche, wobei er mit Rückſicht 
darauf, daß der Meberlafjer fih damals im 57. Lebensjahre befand, 
den Gefammtmwerth diefer Rechte auf 3500 M. (jieben mal 500 M.) 
angab. Die Eintragung diefer Rechte iſt in Abtheilung II unter 
Ar. 4 und zwar je in einem befonderen Vermerk unter zwei ver- 
jchiedenen Buchftaben erfolgt. 
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Durch Beſchluß vom 29. April 1897 ſetzte nun das Amtsgericht 
behufs Berechnung der Gerichtsgebühren den Werth des Gegen- 
ſtandes ſowohl binfichtlich der Eintragung des neuen Eigenthümers 
wie hinfichtlich der Aufnahme der Erklärung des Pflegers und hin— 
jichtlic) der Eintragung der Berehtigungen in Abth. IT auf 187600 M., 
d. h. den Kaufpreis zuzüglich des Werths der vorbehaltenen Nußungen 
(acht mal 500 M.) feit, indem es davon ausging, daß der Jahres— 
werth der Nußungen in analoger Anwendung des $ 6 Abi. 8 des 
Stempeljteuergejeges vom 31. Juli 1895 auf 4 pCt. vom Werthe 
des Gutes anzunehmen fei, fofern nicht aus der Urkunde ein höherer 
oder niederer Sat bervorgehe. Lebteres jei vorliegend der Fall; 
der angegebene Yahreswerth der Nutzungen erjcheine auch ange= 
meſſen, da die vom Nießbraucher vertraglich übernommenen Laſten, 
Abgaben und Zinfen in Abzug zu bringen feien, alfo nur der Ueber— 
Ihuß der Nußungen über die Laften, Abgaben und Zinfen in Be- 
trat kommen könne. Hinfichtlich der Aufnahme der Erklärungen 
des Pflegers, die zwei verjchiedene Gegenftände beträfen, indejjen 
ein einheitliches Nechtsgeichäft bildeten, fei der zufammengerechnete 
Werth der Gegenftände anzufegen, wobei jich der Werth des Nechts, 
die Rüdveräußerung des Gutes zu verlangen, nach dem vereinbarten 
Kaufpreije von 183 600 M. bejtimme, jo daß fich bei Hinzurechnung 
des Merthes des Nießbrauchs- und Verwaltungsrechts mit 4000 M. 
auch hier ein Geſammtwerth von 187 600 M. ergebe. 

Gegen die Bemwerthung des Nießbrauchs- und Verwaltungs: 
vechts mit 4000 M. erhob der Erfte Staatsanwalt Beſchwerde, in— 
dem er ausführte, daß nah $ 6 Abi. 8 des Stempeljteuergejeges 
nicht bloß die Netto-Einnahme, fondern der volle Werth des Nutzungs— 
rechts zur Berechnung gezogen werden müſſe, diefer aber zu 4 pCt. 
vom Werthe des Gutes (183 600 M.) pro Jahr auf rund 7340 M. 
anzunehmen jei. Das Landgericht wies indefjen die Beichwerde 
zurüd. Es bemerkte, daß der $ 21 des Br. G.R.G. feine Bes 
jftimmungen darüber enthalte, wie der Werth der vorbehaltenen 
Nugungen zu berechnen ſei, daß es indeſſen ſachgemäß erſcheine, 
die Laſten, Abgaben und Nutzungen in Abzug zu bringen. Müſſe 
aber der 86 Abſ. 8 des Stempelgeſetzes analog zur Anwendung 
fonımen, jo jchreibe diefer den Anja von 4 pCt. vom Werthe des 
Gegenftandes, der die Nutung gewähre, doch nur dann vor, wenn 
nicht aus der Urfunde ein höherer oder niederer Prozentſatz hervor- 
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gehe; dies lettere treffe aber vorliegend zu, da der jährliche Werth 
des Nießbrauchsrechts auf 500 M. angegeben jei. 

Segen diefe Enticheidung hat nunmehr der Oberſtaatsanwalt 
no die weitere Bejchwerde eingelegt; er macht geltend, daß eine 
Berehnung des Werthes des Nutzungsrechtes nach dem bloßen Ueber— 
ſchuß der Nutzungen über die Lajten, Abgaben und Zinjen gegen 
die Bejtimmungen des $ 21 Br. G.R.G. verftoße und daß dieſer 
Grundſatz dazu führen würde, einen Werth dann überhaupt nicht 
als vorliegend anzumehmen, wenn die Einfünfte des Gutes durch 
die Abgaben und Laſten abjorbirt würden. 

Die weitere Beihwerde greift lediglich die von den Vorinjtanzen 
getroffene Feſtſetzung des Werthes des vorbehaltenen Verwaltungs 
und Nießbrauchrechtes an. Durch den Angriff gegen eine einzelne 
Grundlage der Koftenrehnung wird aber die höhere Inſtanz auch 
mit den damit in Zuſammenhang jtehenden Tonftigen Werthsfeit- 
jeßungen und Koftenanfägen befaßt, und überdies ift aus Anlaß 
einer eingelegten Bejchwerde die höhere Inſtanz nach $ 25 Br. G.K. G. 
auch befugt, von Amtswegen eine Aenderung der erfolgten Feit- 
jeßungen und Koſtenanſätze zu treffen (vgl. Mügel, Arm. 1 zu 
$25 a. a. O.). Die von diefem vechtlihen Standpunkte aus vor- 
genommene Prüfung der Sache hat zur Aufhebung der vorinjtanz- 
lihen Entjcheidungen und zu einer anderweiten Feſtſetzung aller in 
Betracht fommenden Werthgegenitände geführt. 


Gründe: 


Das Amtsgericht geht zutreffend davon aus, dag die Erklärung 
des Pflegers zur gerichtlichen Verhandlung vom 8. April 1896 zwei 
verjchiedene Gegenftände betrifft, nämlich eritens das Verwaltungs— 
und Nießbrauchsrecht des Ueberlafjers und ſodann das echt beider 
Theile, die Rüdveräußerung des Gutes zu verlangen. Es muß 
demgemäß auch jede dieſer beiden Berechtigungen befonders bewerthet 
werden. i 

Was nun zunächſt das Nugungsrecht anbetrifft, welches jich der 
damals im 57. Lebensjahre jtehende Gutsüberlaſſer bis zu feinem 
vollendeten 65. Lebensjahre vorbehalten hat, jo hat das Amtsgericht 
zu Unrecht die Werthsfejtiegung in analoger Anwendung des $ 6 
Abi. 8 des Stempelfteuergejeßes vom 31. Juli 1895 vorgenommen. 
Das Stempeliteuergejet und das Preuß. Gerichtskoſtengeſetz haben 
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ein jedes für jein Anwendungsgebiet Telbjtändig und unabhängig 
von dem amdern die Normen für die MWerthsermittlung aufgeftellt, 
erjteres in feinem $ 6, legteres hauptſächlich in den 88 18 bis 22. 
Die bier beiderfeitsS gegebenen Vorſchriften ftimmen zwar in den 
wejentlihen Stüden vielfah mit einander überein, weifen aber 
immerhin in einer Reihe von Punkten nicht unerhebliche Verſchieden— 
beiten auf (vgl. Mügel, Anm. 1 zum $ 18 ©.8.6.; Heinig, Anm. 1 
zum $ 6 des Stempelgefeßes), jo daß bei demfelben Geſchäfte eine 
verfchiedene Werthsberehnung für den Stempel- und für den Ge- 
bührenanfag fehr wohl vorkommen kann. Die ftempelrechtlichen 
Borfehriften können für den Gebührenanfag nur da maßgebend in 
Betracht Fommen, wo dies ausdrüdlich bejtimmt ift, wie z. B. in 
dem bier nicht vorliegenden Falle des $ 18 G.K.G. Im Uebrigen 
findet behufs Berechnung der Gebühren die Werthsermittelung aus— 
Ihließlih nad) den im Gerichtsfoftengefeg aufgeftellten Grundfägen 
ftatt, und hier ift im $ 19 an die Spige der — dem Stempelgefeb 
unbefannte — Sat geftellt, daß die Werthfejtfegung nach freiem 
Ermefjen des Gerichts zu gejchehen hat. Diefes freie Ermefjen ift 
nur eingefchränft bezw. ausgejchloffen, ſoweit in den folgenden 
Paragraphen pofitive Vorfehriften gegeben find, die als folche den 
Richter binden. Nun beftimmt der $ 21 in Nr. 5, daß der Werth 
eines Nechts auf wiederkehrende Nußungen, d. h. eines Rechts, kraft 
dejfen der Berechtigte eine gewiffe Zeitdauer hindurch Nutzungen 
beziehen darf, nach den Borfchriften der $$ 15—19 des Erbichafts- 
fteuergefeges in der Faflung der Befanntmahung vom 24. Mai 
1891 berechnet werden ſoll. Dieſe Beſtimmung betrifft aber nur 
die Art der Kapitalifirung der Nugungen, fie ordnet nur an, nad 
welhen Grundjage für die Zwede der Gebührenberechnung der 
Kapitalwerth der gejammten Nußungen des in Betracht fommenden 
Zeitraums feitzuftellen ift, giebt aber über die Ermittelung des 
Werths der einzelnen Jahresnugungen feine Vorſchrift. Hierfür 
tritt alfo das freie richterlihe Ermeffen beftimmend ein. Dabei ijt 
indeffen zu berüdjichtigen, daß, wie im $ 38 Ab. 1 Har zum Aus- 
druck gebracht worden, bei der Berechnung der Gebühren nicht das 
Intereſſe der Betheiligten an der Vornahme des Gejchäfts, Jondern 
der Werth des Rechtsverhältnifies, auf welches ſich die beurfundete 
Erklärung bezieht, maßgebend if. Damit ift der Gebührenbered)- 
nung eine objektive Grundlage gegeben; entfcheidend ift der Gegen— 
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ſtand, auf welchen fih das Geſchäft bezieht, nicht der aus dem Ge- 
ſchäft zu erwartende Vortheil. Hiernach erfcheint es aber nicht zu— 
treffend, wenn die VBorinftanzen bei der Feitfegung des Werths des 
Nusgungsrehts auch die vom Nußnießer zu zahlenden Hypothefen- 
zinfen in Abzug gebracht haben; der Jahreswerth des Nutzungsrechts 
an fich ftellt fi in dem nach Abzug der Wirthſchaftsunkoſten und 
Entridhtung der ſonſt aus dem Gute zu machenden Yeiftungen ſich 
ergebenden reinen Gutsertrage dar. Diefer aber kann nad) der 
gegenwärtigen Lage der landmwirthichaftlichen Verhältniſſe im Allge- 
meinen höchftens bis zu 3 pCt. vom Werthe des Guts bemefjen 
werben, und danach hat das Kammergericht den Werth des ftipulirten 
Nutzungsrechts auf jährlih 5000 M. angenommen. Der Kapitals- 
mwerth der gefammten Nutungen während der achtjährigen Dauer 
des Nutzungsrechts, welcher für den Zeitpunkt der Fälligkeit der 
Gebühren ($ 11) zu berechnen ift, bejteht num aber nicht fchlechthin 
in dem Achtfachen der Jahresnutzung, jondern ift, wie oben dar- 
gelegt worden, nad der hier zur Anwendung kommenden Vorſchrift 
im $ 18 des Erbichaftsfteuergejeges zu berechnen. Danach hat die 
Ermittelung nah Maßgabe der dem Gejege beigefügten Hülfstabelle 
zu erfolgen, aus welcher fich ergiebt, daß der gegenwärtige Kapital: 
werth einer acht Fahre mwährenden Nutzung im Werthe von 1 M. 
fih auf 7 M. %,0 Pf. beläuft. Bei Anwendung diefes Maßftabes 
ftellt ji vorliegend der der Gebührenberehnung zu Grunde zu 
legende Kapitalwerth der achtjährigen Nugungen auf 35 010 M. 


Der zweite Gegenftand der Erklärung des Pflegers zur gericht- 
lichen Verhandlung vom 8. April 1896 iſt das beiden fontrahirenden 
Theilen vorbehaltene Recht, die Nüdveräußerung des Gutes zu ver: 
langen. Bom Amtsgericht iſt diefe Berechtigung ohne nähere Be- 
gründung nad) dem vollen Betrage des vereinbarten Ueberlaſſungs— 
preifes, d. i. mit 183 600 M., bewerthet worden. Dies erjcheint 
nicht zutreffend; mangels einer bindenden pofitiven Vorſchrift findet 
aud bier die Werthfeftfegung nad) freiem Ermeſſen ftatt, wobei die 
Höhe des Kaufpreifes nur als ein einzelnes Moment neben anderen, 
3. B. neben der Dauer der Beredhtigung in Betradht kommt. Unter 
Berücdfichtigung der Gefammtlage des Falles iſt danach das in Rede 
ftehende Recht behufs der Gebührenberehnung vom Kammergericht 
mit 30 000 M. bewerthet worden. 
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Nach Vorftehendem jtellt ſich für die einzelnen gebührenpflichtigen 
Geſchäfte die Werthfeſtſetzung folgendermaßen: 


Für die Eintragung des neuen Eigenthümers werden die Ge— 
bühren nach dem Werthe des verfauften Gutes berechnet, als welcher 
gemäß der Beitimmung in $ 21 Nr. 1 der Betrag des vereinbarten 
Kaufpreifes von 183 600 M. mit Hinzufügung des auf 35010 M. 
ermittelten Werths der vorbehaltenen Nutzungen in Anja zu bringen 
it, was die Summe von 218 610 M. ergiebt. | 


Die in der Verhandlung vom 8. April 1896 beurfundeten Er- 
flärungen des Pflegers jtehen dergejtalt in einem inneren Zuſammen— 
hange, dab fie, wie das Amtsgericht mit Recht angenommen hat, 
ein einheitliches Rechtsgeihäft im Sinne des $ 39 Abi. 2 bilden. 
Beitände in dieſer Beziehung ein Zweifel, fo würde die Einheitlich- 
feit do gemäß Abſ. 3 um deshalb anzunehmen fein, weil die Er- 
flärungen des Pflegers die rechtlichen Beziehungen derfelben Per— 
fonen betreffen. Da die Werthe der verfchiedenen Gegenftände, auf 
welche fich die Erklärungen beziehen, zufammenzurechnen find, jo ijt 
der Berechnung der einheitlichen Gebühr ein Werthgegenjtand von 
65010 M. zu Grunde zu legen. 


Anders geftaltet jih die Sache binjichtli der Gebühr für Die 
Eintragung der Berechtigungen in Abtheilung II. Nach $ 58 wird 
der Gebührenanfat B. des $ 56 für jede endgiltige Eintragung in 
der zweiten Abtheilung erhoben. Vorliegend handelt es ih um 
wei befondere, ganz verfchiedenartige Nechte betreffende Eintragungcı, 
was auch äußerlich Dadurch zum Ausdrud gebracht iſt, daß die beiden 
Berechtigungen, wenn aud unter derfelben Nummer, jo doc jede 
unter einem bejonderen Burchitaben (a und b) im Grundbuche ver- 
merkt worden jind. Für jede diefer beiden Eintragungen ift die 
Gebühr bejonders zu berechnen; der im Abjchnitt über gerichtliche 
Beurfundungen ftehende $ 39 bat für Grundbuchgefchäfte Feine 
Geltung. Die Erhebung einer einheitlichen Gebühr nach dem zu— 
jammengerechneten Werthe beider Eintragungen würde jelbjt dann 
nicht angängig fein, wenn die beiden Eintragungen für dieſelbe 
Perſon bewirkt wären. Noch weniger erjcheint dies hier ftatthaft, 
da das Berwaltungs: und Niegbrauchsrecht lediglich für den Guts— 
überlafjer, das Recht, die Rückveräußerung des Gutes zu verlangen, 
für beide Kontrahenten eingetragen worden if. Demgemäß war 
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auch betreffs jeder einzelnen Eintragung der der Gebührenberedh- 
nung zu Grunde zu legende Werth befonders feftzufegen. 
Die gefammten Gebühren ‚berechnen fich hiernach, wie folgt: 
a) für die Eintragung des Eigenthümers nad) $ 57 
Nr. 2, $ 56 (Merthgegenitand 218610 M.). . . 81M. 
b) für Aufnahme der Erklärungen des Pflegers zur 
Verhandlung vom 8. April 1896 nad) $$ 34, 33, 


39 (Werthgegenftand 65010 M.) . . . EM. 
ec) für Eintragung der Poſt Abth. II Nr. 4a (Werth- 

gegenitand 35 010 M.) na SS 58, 56. . 2... 38 M. 
d) für Eintragung der Post Abth. IT Nr. 4b Br 

gegenitand 30000 M.) . . 2... ... 30 M. 


Sa. 183 M. 


Nr. 40. 

Gebühr für eine vom Gerichtsvorſtaude ertheilte Beſcheinigung. 

Die Vorſtände der Gerichte find als ſolche nicht Lediglich 
Drgane der Juftizverwaltung, jondern auch Träger der Ge- 
richtöbarfeit. Für eine von ihnen in dieſer Eigenfchaft er- 
theilte Beicheinigung iſt deshalb cine Gebühr nach dem Ge- 
richtöfoftengejeße zu berechnen. 

Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Januar 1895 88 49, 22, 92. 


Beihluß vom 12. Juli 1897 (I. 9. 327/97). 
Landgericht Frankfurt a. M. 


Der Juſtizrath Dr. E. hat auf feinen Antrag vom Yandgerichts- 
Vräfidenten zu F. eine Beicheinigung darüber erhalten, daß der 
Architekt 3. F. M. am 18. Dezember 1889 als geridtliher Sad: 
verftändiger im Fache der Bauausführung und Gebäudetaration in 
gerichtlichen Angelegenheiten ein für alle Male vereidigt worden Sei. 
Diefe Beicheinigung gebrauchte er, um die Genehmigung des Berliner 
Bormundichaftsgerichts zu einem zwifchen dem Maler W. X. und den 
Erben der Rentners J. E., von welchen zwei in Berlin bevormundet 
find, geſchloſſenen Kaufvertrag über ein in Frankfurt a. M. belegenes 
Srundjtüd einzuholen. Da der Werth dieſes Grundftüds auf 
120000 M. geihägt war, jo hat der Gerichtsjchreiber dieſes Objekt 
der Liquidation für die Befcheinigung zu Grunde gelegt und eine 
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Gebühr von 42 M. erfordert. Hiergegen hat der Yuftizrath Dr. €. 
Erinnerung erhoben; er macht geltend, daß Gebühren nach Analogie 
von $ 92 des Koftengefeges außer Anfag bleiben müßten. Jeden— 
falls ſei aber nicht gerechtfertigt, eine Werthitufe von 120000 M. 
für die Befcheinigung anzunehmen, da es rein zufällig fei, daß Die 
Beicheinigung auf der Taration ſelbſt ertheilt worden fei; es handle 
ich vielmehr um einen nicht über 2000 M. zu bemwerthenden 
unſchätzbaren Gegenitand, nämlich um die Thatjache der Vereidigung 
des Sachverjtändigen. 

Das Landgericht zu Frankfurt a. M. hat durch Beſchluß vom 
23. April 1897 den Koftenanfat aufgehoben und die Gerichtsfchreiberei 
angemiefen, unter Zugrundelegung eines Werthobjefts von 2000 M. 
die Gerihtsgebühr zu erfordern. Das Landgericht führt aus, Die 
Gebühren würden vom Werthe des Gegenftandes berechnet; bei 
Ausftelung einer Beicheinigung über die Vereidigung eines Sach— 
verftändigen fei der der Werthsberechnung zu Grunde zu legende 
Gegenftand die Beeidigung des Sachverſtändigen, die als nicht ver- 
mögensrechtlich nah $ 22 des Koſtengeſetzes den bier über Die 
Schätzung des Werthes getroffenen Bejtimmungen unterliege. Hier— 
nach ſei e8 nicht gerechtfertigt, die Gerichtsgebühr von dem Werthe 
des Grundjtüds zu erheben, zu deſſen Verkaufe die vormundjchafts- 
richterlihe Genehmigung durch Borlegung der Beicheinigung über 
die Beeidigung des Sadverftändigen habe erwirkt werden follen. 
Andernfalls würde in unzuläffiger Weife nicht der Gegenftand, 
fondern der Zwed für gebührenpflichtig erachtet und bejteuert werben. 
Hiergegen hat der Oberftaatsanwalt Beichwerde eingelegt mit der 
Ausführung, daß es jih darum handle, die Tare des Sad 
verjtändigen zu einer authentijchen zu machen, und daß deshalb der 
Totwerth des Grundjtüds den Maßſtab für die Feſtſetzung des 
gebübrenpflichtigen Werthes abzugeben habe. Da die Beſcheinigung 
aber nicht für die Gefammtheit der E.jchen Erben, fondern nur 
wegen der beiden bevormundeten Miterben einzuholen gemejen, fo 
fei als gebührenpflichtiger Akt nicht die Gefammttare, jondern nur 
“ Werth der Antheile diefer Miterben in Betracht zu ziehen. 

Die Bejchwerde ift für begründet erachtet worden. 


Gründe: 
In Frage jteht eine vom Landgerichts-Präfidenten ertheilte Be- 
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fcheinigung. Es war zunächſt zu erwägen, ob es fi um eine An- 
gelegenheit der Yuftizverwaltung handelt; denn auf folche findet das 
Gerichtsfoftengefeß nach der Vorſchrift des $ 134 Feine Anwendung. 
Dies hat indeffen nicht anerfannt werden können. Wie Mügel 
(Kommentar 2. Aufl. Anm. 1 zu $ 134) zutreffend hervorhebt, ge- 
hören zu den Gejchäften der Yuftizverwaltung alle den Auffichts- 
behörden als jolchen zugemwiefenen Gejchäfte, wie namentlich bie 
Entſcheidung über Beichwerden, welche den Gejchäftsbetrieb und 
Verzögerungen betreffen, und die nad) dem Gerichtsfoftengefege im 
Auffichtswege zu erledigenden Erinnerungen und Beichwerden. Die 
Borftände der Gerichte handeln aber nicht immer nur als Organe 
der Auftizverwaltung, Jondern auch als Träger der Gerichtsbarkeit. 
In diefer Eigenſchaft hat der Landgerihts-Präfident vorliegend ge- 
handelt, als er jene Beſcheinigung ausſtellte. Wie die Vereidigung 
einee Sacverftändigen nach einem Beichluffe des Kammergerichts 
vom 30. März 1896 nicht als ein Geſchäft der Juſtizverwaltung, 
fondern als ein Geſchäft des Gerichts anzujehen ift, jo gilt Dies 
auch von der Beicheinigung über die Beftellung zum gerichtlichen 
Sachverſtändigen, über welche Beicheinigung der $ 49 des G.K. G. 
Beftimmung trifft. Nah $ 49 3. 1 wird die volle Gebühr er- 
hoben für die Ertheilung von Beicheinigungen über Thatjachen 
oder VBerhältniffe, welche urkundlich nachgewiefen oder offenkundig 
find. Dazu ift die in Rede ftehende Beicheinigung zu rechnen, 
und fie fann jomit nicht gemäß $ 134 gebührenfrei fein. Unterliegt 
fie aber der Gebühr des 8 49, jo fragt ſich weiter, nach welchem 
Objekt die Gebühr zu berechnen. Mit Unrecht nimmt die Vorinftanz, 
an, daß der Gegenitand, der der Werthöberehnung zu Grunde zu 
legen, die Beeidigung des Sachverſtändigen, d. h. ein nicht vermögens- 
rechtlicher Gegenitand ſei, deſſen Höhe nach Maßgabe der Vorfchrift 
des 8 22 des Geſetzes zu ſchätzen wäre. Als Werthgegenftand ift 
vielmehr, wie das Kammergericht bereits in dem Beichluffe vom 
26. Dftober 1896 (I. Y. 449/96) ausgeführt hat, der Betrag des- 
jenigen Rechtsverhältnifjes anzunehmen, welchem die Beſcheinigung 
dienen fol. Dies aber ift, wie die Befchwerde mit Recht geltend 
macht, der Werth der Antheile der beiden bevormundeten Miterben 
an dem verkauften Grunbftüde, nicht der gefammte Tarmwerth des 
Grundftüds; die Beicheinigung hat nur den Zwed gehabt, dem 
Vormundfchaftsgeriht die Gewähr zu geben, daß die Tare von 





Werth fteht zur Zeit nicht feit, ſondern it noch zu ermitteln. Zu 
diefem Zwede mußte die Sade, unter Aufhebung des ergangenen 
Beichluffes an das Landgericht zurüdverwiejen werden. Bon dem 
fich ergebenden Werthe ijt die Gebühr nad $ 49 3. 1 ©.8.G. zu er- 
heben. Wenn der Juſtizrath E. in feiner Erinnerung Koftenfreiheit 
auf Grund des $ 92 G.K. G. begehrt, fo iſt dies um deswillen un— 
zutreffend, weil dort nur für Verhandlungen und Verfügungen, 
welche von den Vormundichaftsgerichten als folchen vorgenommen 
oder erlaſſen werden, Kojtenfreiheit gewährt ift, und dies auch nur, 
wenn die in den $$ 90 und 91 des Geſetzes bejtimmten Gebühren 
erhoben werden. Hier aber jteht lediglich die Gebühr für die Be- 
Icheinigung in Frage, und dieſe fonnte vom Vormundſchaftsgericht 
als ſolchem überhaupt nicht ertheilt werden. 





Nr. 41. 
Gebühr für die Eintragung des Eigenthümers. 

In Grundbuchſachen ift die Gebühr. für die Eintragung 
des Eigenthümers nach dem Werthe des erworbenen Grund- 
ftückes ohne Zuſatz des Werthes des auf den Erwerber mit 
übergegangenen beweglichen Zubehörs zu berechnen. Insbe— 
jondere ift, wenn das Grundftüd zufolge eines vorgelegten 
“ schriftlichen Kaufvertrages aufgelaffen wird, der für das Grund- 
ſtück allein mit Ausjchluß des mitveräußerten beweglichen Zu- 
behörs vereinbarte Kaufpreis für den Anja diefer Gebühr 
bejtimmend. 


G.K.G. vom 25. Juni 1895 $$ 18, 21 3.1, $ 57 3. 1,4; Belanntm. des 

Finanzmin. vom 13. Februar 1896, betr. die Ausführung des Stempelfteuer: 

geſetzes, 3. 29, Allg. Verf. des Finanzminiſters und des QJuftizminifter3 vom 
29. Februar 1896, betr. das gerichtliche Stempelwejen, $ 13. 





Beihluß vom 8. Februar 1897 (I. 9. 589/96). 
Amtsgeriht und Landgericht Pofen. 


Die Wittwe B. A. ließ am 28. September 1896 ihr Mühlen- 
grumdftüd an ihren Sohn M. A. auf. Die Betheiligten erklärten, 
daß der Werth des Grundjtüdes 210000 M. betrage, wovon 75000 M. 
auf Mobilien gerechnet feien. Sie überreihten einen notariellen Ber- 
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trag vom 24. September 1896, wonach die Wittwe PB. A. das 
‚Mühlengrundftüd mit dem gefammten lebenden und todten Inventar 
an ihren Sohn M. A. für 210000 M. überläßt. Nah 8 4 des 
Vertrages übernimmt der Käufer neben dem Kaufpreife die in Ab- 
theilung II des Grundbuchs eingetragenen Laften und Renten im 
Sahreswerthe von 1000 M. In 8 7 ebenda heißt es, daß der Werth 
der mitverfauften bemweglichen Sachen auf 75 000 M. angegeben 
werde. Für die Eintragung des Eigenthümers wurde gemäß $ 578.2 
G.K. G. die halbe Gebühr A des $ 56 daf. nach einem Gegenftands- 
werthe von 222 500 M., nämlic” von 210 000 M. Kaufpreis und 
von dem 121/, fahen des Werthes der übernommenen Laſten und 
Renten, mit 84 M. angeſetzt, objehon die Betheiligten geltend mad} 
ten, daß von dem Gegenjtandswerthe die auf die betheiligten Sachen 
entfallenden 75 000 M. gekürzt werden müßten. Das Landgericht 
wies die hiergegen von den Betheiligten erhobene Beſchwerde mit 
der Ausführung zurüd, daß für den Preis des Grundftüdes behufs 
Berechnung der Gebühr auch der Preis der mitverfauften beweg— 
lien Sachen maßgebend jei. 

Auf weitere Beichwerde der Wittwe PB. A. und des M. N. 
wurde die Gebühr auf 60 M. herabgefekt. 


Gründe: 


Der $57 3. 16G.K. G. beſtimmt nicht ausdrücklich, von welchem 
Gegenſtande die Gebühr für die Eintragung des Eigenthümers zu 
berechnen iſt. Daß aber hier der Werth des Grundſtückes entſcheidet, 
ergiebt ſich aus $ 57 3.4. Denn danach wird, wenn die Eintra— 
gung eines Eigenthümers auf Grund eines gleichzeitig geftellten An- 
trages bei mehreren, im Bezirke dejjelben Amtsgerichts belegenen 
Grundſtücken erfolgt, die Gebühr nur einmal nach dem zufammen- 
zurechnenden Werthe der Grunditüde erhoben. Allerdings ift in 
SI0O5ALR. I. 2 bejtimmt, daß Pertinenzftüde, fo lange fie bei ver 
Hauptſache find, an allen Rechten derfelben theilnehmen. Allein 
hieraus ift nur berzuleiten, daß die beweglichen Pertinenzitüde einer 
‚unbeweglichen Sache rechtlich wie unbewegliche Sachen zu behandeln 
find (vgl. $ 30 E. E. G.). Nicht aber folgt daraus, daß das beweg- 
lihe Zubehör eines Grundftüdes deshalb auch als Grundjtüd im 
Sinne des Koftengefeßes in Betracht fommt. it vielmehr die Ge- 
bühr des $ 57 nur nach dem Werthe des Grundftüdes zu berechnen, 
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jo muß der Werth des beweglichen Zubehörs unberüdfichtigt bleiben. 
Dies wird auch dadurch gerechtfertigt, daß es ſich hierbei um die 
Gebühr für eine Eintragung in das Grundbuch handelt, das Grund- 
buch fih aber nur über das Grundftüd felbft, nicht aber über deſſen 
bewegliches Zubehör verhält. Val. Mügel, Die Preuß. Koftenge- 
jege 2. Aufl. ©. 161; Turnau, Die Grundbuchordnung 4. Aufl. 
Th. 2©.18. Der entgegenjtehenden Verfügung des Yuftizminifters 
vom 5. Auguft 1863 (Kahle, Gerichtl. Gebührentare ©. 99) kann 
jedenfalls nach der gegenwärtigen Rechtslage nicht beigetreten werden. 

Hieraus ergiebt fi, daß in dem gegebenen Falle nur ein 
Gegenjtandswerth von 147500 M. zu Grunde gelegt werben darf. 
Nah 8 21 3. 1G.K. G. ift, wenn es fih um den Verfauf einer 
Sache handelt, als Werth derfelben der Betrag des vereinbarten 
Kaufpreifes mit Hinzufügung des Werthes der vorbehaltenen Nutzun— 
gen und ausbedungenen Leiftungen in Anfag zu bringen. Die An- 
wendbarfeit diejer Vorſchrift bei einer Auflafjung, welche auf Kauf 
beruht, ift unbedenklih. Die hier zu bewerthende Sache ift, wie aus- 
geführt, allein dag Grundjtüd, nicht auch das bewegliche Zubehör. 
Der Preis für das Grundftüd felbft beträgt aber nad) dem Ber- 
trage und der Auflafjungsverhandlung, abgefehen von dem Werthe 
der übernommenen Laften, nur 210000 M. weniger 75000 M. alfo 
135000 M., wozu der Werth der Laften mit 12500 M. tritt. 

Daß dies Ergebniß dem Gefege entfpricht, geht auch aus Fol- 
gendem hervor: 

Nah $ 18 G. K. G. ift, wenn neben den Gebühren für die Ein- 
tragung des Eigenthümers im Grundbuche der Auflaffungsftempel 
zu erheben, die behufs Berechnung der Stempelabgabe getroffene 
Werthfeſtſetzung auch bei dem Anſatze der Gerichtsfoften maßgebend. 
Die Erhebung des Auflaffungsftempels tritt nach Tarifftelle 8 des 
Stempelfteuergefeges vom 31. Juli 1895 bei Auflaffungen in Fällen 
der freiwilligen Veräußerung mangels VBorlegung der das Veräuße- 
rungsgeichäft enthaltenden Urkunde ein. Bei der Beiprehung der 
dem $ 18 G. K. G. entſprechenden Entwurfsbeftimmung in der Kom- 
mijfion des Abgeordnetenhaujes beftand nun Einigkeit darüber, daß 
bei Berechnung des Auflaffungsftempels nur der reine Grundftüdg- 
werth ohne Hinzurechnung des mitverfauften Inventars in Betracht 
fomme (Drudjachen des Abg.H. 1895 Nr. 94 ©. 3). Dementſprechend 
heißt es auch in der Bekanntmachung des Finanzminifters, betreffend 
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3. 29 und in der Allgemeinen Verfügung des Finanzminifters und 
des Auftizminifters, betreffend das gerichtliche Stempelweien, vom 
29. Februar 1896 $ 13, daß bei der Berechnung der Werthftempel- 
abgabe für Auflafjungen der Werth des mitveräußerten beweglichen 
Beilafjes außer Betracht bleibe (vgl. Werner, Die Preuß. Grund- 
buch- x. Geſetze vom 5. Mai 1872, Materialien ©. 212; Jahrbuch 
Bd. 12 ©.156). Wird alfo mangels Vorlegung einer Veräußerungs- 
urfunde der Auflaffungsftempel erhoben, jo beftimmt fich, da nad 
$ 18 ©.8.©. der Gegenjtandswerth für diefen Stempel und für Die 
Eintragungsgebühr der gleiche ift, die Gebühr nur nach dem Werthe 
des Grumdftüdes ohne den beweglichen Beilaf. Es ift aber in feiner 
Weiſe erfihtlih, weshalb für die Eintragungsgebühr, wenn die Auf- 
laffung auf einem jchriftlichen Kaufvertrage beruht, der Werth des 
Grundſtückes einjchließlich des mitverfauften beweglichen Zubehörg, 
wenn aber die Auflaffung ohne Vorlegung einer VBeräußerungsur- 
funde erfolgt, nur der Werth des Grundftüdes ausſchließlich dieſes 
Zubehörs entſcheiden fol. 
Demgemäß mußte die Gebühr unter Berechnung nah einem 
Segenftandswerthe von 147500 M. anderweit auf 60 M. beftimmt 
werben. 


Nr. 42, 
Gebühren für die Eintragung des Eigenthümers. 

Wenn der bisherige Eigenthümer in der Zwangsver— 
fteigerung das auf jeinen Namen eingetragene Grundftüd 
erjtehbt und demnächſt auf Grund des Zuſchlagsurtheils von 
Neuem als Eigenthümer eingetragen wird, jo find die Ge- 
bühren für die Eintragung des Eigenthümers zu erheben. 

6.8.6. $ 57; Gef. vom 18. Juli 1883 (G.S. S. 189) $ 10. 





Beſchluß vom 10. Mai 1897 (1. 9. 206/97). 


Durch Zujfchlagsurtheil vom 1. Mai 1896 ift ausgelprochen, 
daß dem Beichwerdeführer das Eigenthum an dem von ihm in der 
Zmwangsverfteigerung erftandenen näher bezeichneten Grundftüd, als 


deſſen Eigenthümer er bereits eingetragen war, zu belaſſen fei. Er 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVIL (XXV.) 10 
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wurde hierauf dem Erjuchen des Verfteigerungsgerihts entiprechend 
nochmals als Eigenthümer des bezeichneten Grundftüds unter Be- 
zugnahme auf das Zufchlagsurtheil eingetragen. Nach $ 57 G. K. G. 
iind ihm für diefe Eintragung 216 M. Gebühren unter Zugrunde- 
legung eines Gegenjtandes von 310000 M. in Rechnung geitellt. 
Seine Erinnerung gegen den Koftenanjaß ift von den Vorinftanzen 
zurüdgemiejen und auch der weiteren Beſchwerde ift der Erfolg 
verfagt. 
Gründe: 

Das Geſetz vom, 13. Juli 1883, betreffend die Zwangsvoll— 
ſtreckung in das unbewegliche Vermögen, läßt in Uebereinſtimmung 
mit dem $ 46 E. E. G. den Eigenthümer des zur Zwangsverſteigerung 
gejtellten Grundjtüds als Mitbieter zu ($ 62 Abf. 3). Erfteht er das- 
jelbe, fo wird nad) $ 83 Ab. 3 des Geſetzes der Zufchlag dahin ge- 
faßt, daß ihm das Eigenthum an dem Grundjtüd zu belaffen fei. 
Im Uebrigen wird er einem Dritterwerber völlig gleich behandelt: 
er haftet den Gläubigern lediglih bis zur Höhe des Meijtgebots 
und diefe verlieren, joweit es zu ihrer Befriedigung nicht hinreicht, 
ihre hypothekariſchen Rechte (Motive zu $ 46 E.E.G. bei Werner 
Materialien 2 ©. 33). Es ijt auch nicht einmal überall zutreffend, 
daß ſich in der Nechtspofition des bisher als Eigenthümer Einge— 
tragenen dur den Zufchlag nichts ändere. Der Zufchlag äußert, 
wie in jedem anderen Falle, feine Wirkung dahin, daß das Buch— 
eigenthum, das möglicherweife nur ein jolches oder doch anfechtbar 
war, ji in wahres, der Anfechtung entzogenes Eigenthum verwan- 
delt ($ 97 des Gef. vom 13. Juli 1883), daß alfo unter Umftänden 
auch der eingetragene Bejiger Eigenthum erjt in der Zwangsverſtei— 
gerung erwirbt (Krech und Fiſcher Kommentar 3. Aufl. Anm. 10 
zu $$ 81 bis 83), weshalb es auch nicht bedenklich wäre, die Formel 
des Zufchlagsurtheils unverändert beizubehalten (Dernburg Hypo— 
thefenreht $ 51 ©. 413). Jedenfalls wird das Verfahren in der 
gleichen Weife durchgeführt, als wenn ein Dritter das Grundbuch 
eritanden hätte, und es erjcheint feineswegs, wie Kred und Fiſcher 
a. a. D. Anm. 3 zu $ 124 und Turnau 5. Aufl. Bd. 2 ©. 478 mei- 
nen, überflüffig, im Anſchluß an die durch die Zwangsverſteigerung 
bedingten Nenderungen des Grundbudhinhalts auch den bisherigen 
Eigenthümer als nunmehrigen Eriteher von Neuem einzutragen. 
Durch den Vermerk wird das durch den Zufchlag begründete Rechts— 
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verhältnig klar geftellt und das Grundbuch mit der wirklichen Rechts- 
lage in Einklang gebradt. Daraus ergiebt fich für die Koftenfrage, 
daß, wenn nicht das Geſetz ausdrücklich ein Anderes vorfchreibt, der 
Eigenthümer als Erjteher nach denfelben Grundfägen der Staatskafje 
verpflichtet jein muß, wie der fonjtige Erwerber. Nun beftimmt der 
$ 10 des — im Weſentlichen noch geltenden — Gerichtsfoftengefeßes 
vom 18. Juli 1883 (©. ©.©. 189): 

Für die von dem Bollitredungsgericht veranlaßte Thätigkeit 
des Grundbuch oder Hypothefenrichters . . . . werden Gebühren 
nicht erhoben, mit Ausnahme jedoch der Eintragung des Erftehers 
als Eigenthümers und der Eintragung rüdjtändigen Kaufgeldes. 

Für die Eintragumg des Erjtehers fol alfo nah dem Koften- 
tarif für Grundbuchſachen liquidirt werden und ift es im Gefeß nicht 
angedeutet, daß dies im Falle des $ 83 Abf. 3 des Gefekes von 
13. Juli 1883 zu unterbleiben habe. In der Sache ſelbſt ift eine 
abweichende Behandlung des Falles nicht begründet und ebenjowenig 
bietet der für die Gebührenberechnung gegenwärtig maßgebende $ 57 
G.K.G. einen Anhalt für die Annahme, daß die Gebühr für die 
Eintragung des Eigenthümers dann ausgeſchloſſen fein folle, wen 
der bisherige Eigenthümer — der übrigens als folder nicht einge- 
tragen zu fein braucht ($ 14 Nr. 3 des Gefeßes vom 13. Juli 1883) 
— das Gruudjtüd in der JZmangsverfteigerung eritanden hat. Wie 
er den Werthitempel zu entrichten hat (Jahrbuch Bd. 16 ©. 298), 
fallen ihm auch die Gebühren für feine Eintragung als Eigenthümer- 
Erjteher zur Laſt. —— 

Nr. 43. 
Gebühr für Zurücknahme einer Auflaſſungserklärung. 

Wird eine Auflaffungserflärung zurückgenommen, nadıdem 
diejelbe bereits protofollivt, das Protofoll aber noch nicht von 
den Parteien unterjchrieben ift, jo ift für dieſe Zurüdnahme 
eine Gebühr von drei Zehntheilen der für die Eigenthums— 
eintragung einjchließlich der Auflafjungserflärung zu erhebenden 
Gebühr, jedoch höchſtens 6 Mark zu erfordern. 

G.K.G. vom 25. Suni 1895 $$ 106, 54, 57; E.E.G. $ 2; A.G.O. IL 2 8 45. 
Beihluk vom 5. Juli 1897 (I. J. 315/97). 
Amtsgericht Deutſch Krone, Landgeriht Schneidemühl. 
10° 
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Am 10. Dezember 1896 erfchienen vor dem Grundbuchrichter 
des Amtsgerichts Deutſch Krone die Gaftwirth D.’ichen Eheleute und 
der Gaftwirth A.M. Sie erflärten zu Protofoll, und zwar Frau 
D., daß fie als eingetragene Eigenthümerin des im Grundbuche 
von D. Nr. 34 verzeichneten Grundftüds darein willige, daß A. M. 
als Eigenthümer veffelben im Grundbuche eingetragen werde, M. 
aber, daß er die Eintragung feines Eigenthums nachſuche. Nach 
Verlefung des Protokolls erklärte M., daß er die Auflafjung nicht 
entgegennehmen wolle und feine Erklärung zurüdziehe. Auch die 
D.'ſchen Eheleute widerriefen darauf ihre Erklärungen. Alle Be- 
theiligte haben demnächſt das Protokoll unterjchrieben. In einer 
ferneren Verhandlung von demfelben Tage ift,die Auflafjung dann 
aber noch zu Stande gefommen. Für die Zurüdnahme der erjten 
Auflaffungserflärung hat der Gerichtsjchreiber eine Gebühr von 6 M. 
von M. erfordert. Diefer hat gegen den Anja Erinnerung erhoben, 
da der $ 106 G. K. G. auf den vorliegenden Fall feine Anwendung 
finde. Die Zurüdnahme des Antrages nad) $ 106, Jo führt es aus, 
fofte drei Zehntheile der für die beantragte Verhandlung oder Ent- 
iheidung zu erhebenden Gebühr. Eine foldhe laſſe ſich bier aber 
nicht berechnen, da der in der Auflaffungserflärung geftellte Antrag 
auf Eintragung des Eigenthums einen Bejtandtheil der einheitlichen 
Auflafjung bilde, und dieſe gebührenfrei fei. Das Amtsgericht hat 
durch Verfügung vom 13. Mai 1897 angeordnet, daß nicht eine 
Gebühr aus $ 106, jondern eine Jolche aus den 88 54, 57 G. K. G., 
d. 5. 5/10 von 20,40 M. zu erfordern fei. Es führt aus, daß im 
vorliegenden Falle der Richter mit den Betheiligten verhandelt, dieſe 
ven Vertrag überreicht, der Richter die Identität des M. feitgeitellt, 
und die Parteien erklärt hätten, daß die Auflaffung aufgenommen 
werden ſolle. Wenn demnächft nad) Vorlefung der Verhandlung die 
Barteien ihre Erklärung zurüdgenommen hätten, jo müſſe noch eher 
die Gebühr des $ 54 zur Anwendung kommen, als in dem im 
Geſetze direft erwähnten Falle, daß, nachdem ein Antrag auf gericht: 
liche Aufnahme einer Erklärung geftellt, die beantragte Aufnahme 
nach erfolglofer Verhandlung unterbleibe. Gegen diefe Verfügung 
hat M. unter Bezugnahme auf die Motive zu 8 54 des Geſetzes 
Beichwerde eingelegt. Das Landgeriht hat dur Beihluß vom 
29. Mai 1897 für die Verhandlung vom 10. Dezember 1896 die 
Erhebung einer Gebühr von 6 M. angeordnet, im Uebrigen aber: 
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die Bejchwerde zurüdgemiefen. Diefe Anordnung wird damit be- 
gründet, daß es fih um eine Grundbuchlache handle, für diefe feien 
die Gebühren ausfchlieglih in den SS 56—72 G. K. G. geregelt, und 
dieferhalb müſſe die nur für gerichtlihe Beurkfundungen und Be- 
ftätigungen beftimmte Vorfchrift des $ 54 in Grundbuchfachen außer 
Anwendung bleiben. Der fragliche Akt fei aber nicht gebührenfrei, 
vielmehr unterliege er der Gebühr des 8 106. Nach diefem fei in 
bejtimmter Höhe gebührenpflichtig die Anbringung eines Antrages 
auch dann, wenn er zurüdgenommen werde, bevor auf ihn eine Ent— 
Scheidung ergangen ſei. Als die Betheiligten im vorliegenden Falle 
ihre Erklärung zurüdnehmen zu wollen erklärt hätten, habe von 
ihnen ein formell vollendeter Antrag noch nicht vorgelegen, denn 
die Auflafjungserflärung werde erſt vollftändig mit der Vollziehung 
des Protokolls durch die Betheiligten; diefe aber fei zur Zeit der 
BZurüdnahme des Antrages noch nicht erfolgt. Unter dem gebühren- 
pflihtigen Antrage des 8 106 Nr. 2 fei aber jedes Parteigeſuch zu 
verjtehen, durch welches der Richter zu einer amtlichen Thätigfeit 
veranlaßt worden jei. 

Die hiergegen vom Gaftwirth M. eingelegte weitere Beſchwerde 
iſt für nicht begründet erachtet. 


Sründe: 


Nah 8 54 G. K. G. find, falls die beantragte Aufnahme einer 
Erklärung unterbleibt, nachdem das Gericht über diefelbe mit den 
Betheiligten verhandelt hat, fünf Zehntheile der für die Aufnahme 
beftimmten Gebühr bis zu einem Höchftbetrage von 20 M. zu er- 
heben. Könnte diefe Geſetzesvorſchrift auf den vorliegenden Fall 
angewendet werden, jo wäre die Erhebung einer Gebühr zweifellos; 
denn die Parteien haben vom Richter die Aufnahme der Auflaffungs- 
erklärung des Eigenthums beantragt und demnäcft nach erfolgter 
Verhandlung den Antrag wieder zurüdgenommen. Mit dem Land- 
gericht ift aber anzunehmen, daß die gedachte Vorfchrift fich 
nur auf die im zweiten Abjchnitte des Gejeßes behandelten 
gerichtlihen Beurkundungen und Bejtätigungen bezieht. Die 
Motive zum Geſetz (vgl. Mügel 2. Aufl. Anm. 1 zu 8 54) 
paſſen an fich freilich auf Auflafjungserklärungen nicht weniger, 
als auf ſonſtige gerichtliche Beurkundungen; denn fie befagen, 
daß die Gebühr feitgefeßt fei, weil die der Aufnahme der Erklärung 


vorangehenden Verhandlungen jehr zeitraubend zu fein pflegen, und 
daß deshalb eine hohe Gebühr zu fordern fei, wenn die Beteiligten 
jih dann nicht einigen, oder aus einem fonftigen Grunde von Auf- 
nahme der Erklärung Abitand nehmen. Nichtsdeftomeniger hat Die 
Geſetzesvorſchrift Doch nicht unter dem „Vorſchriften allgemeiner 
Art, welche zur Ergänzung der Gebührenbejtimmungen der früheren 
Abſchnitte dienen und bei allen Gattungen von Gejchäften der nicht 
jtreitigen Gerichtsbarkeit zur Anwendung kommen“ (Motive) ent- 
haltenden neunten Abfchnitt Aufnahme gefunden, und dieferhalb 
muß als Abjiht des Gejeges die angenommen werden, die Vor: 
ichrift des $ 54 nur auf die im zweiten Abfchnitt behandelten 
Rechtsgeſchäfte Anwendung finden zu laffen. Die im $ 106 des 
Geſetzes feſtgeſetzte Gebühr aber iſt im vorliegenden Falle zu er- 
fordern, Zwar ift e8 richtig, daß, wie der Befchwerdeführer geltend 
macht, die Auflaffung als ſolche — abgejehen von der im Gebiete 
des Rheiniſchen Rechts von einem Notar aufgenommenen — ge= 
bührenfrei iſt. Gebührenpflichtig ift nach $ 57 Nr. 1 die Eintragung 
des Eigenthümers einfchlieglich der Entgegennahme der Auflaffungs- 
erklärung; die Entgegennahme diefer Erklärung ſelbſt aber ift ein 
gebührenfreies Nebengeſchäft. Richtig ift auch ferner, daß, wie der 
Beichwerdeführer weiter ausführt, der Antrag auf Eintragung des 
Eigenthums — der in der Auflafjung mit enthalten — noch nicht 
formell gültig gejtellt war, da, als die Zurüdnahme erfolgte, das 
Protofoll noch nicht unterfchrieben war. Der unterfchriebene 
protofollarifche Antrag aber ift erft geeignet, den Antrag auf Ein: 
tragung des Eigentums wirkſam zu begründen. Zwar erfolgt nad) 
82 E.E.G. die Auflaffung durch die mündlich und gleichzeitig vor 
dem zuftändigen Amtsgericht abzugebenden Erklärungen des ein— 
getragenen Eigenthümers und des neuen Ermwerbers. Allein ohne 
Beobachtung der protofollariichen Form, zu welcher nach $ 45 Tit. 2 
Th. I A.G.O. die Unterfchrift der Parteien gehört, ift die Auf- 
(afjungserflärung nicht wirffam (vgl. Turnau 5. Aufl. Anm. 3 zu 
$ 32 und Anm. 4 Ab}. 2 zu $ 48 G. B.O. Dernburg, Br. Brivat- 
veht 5. Aufl. Bd. 1 ©. 588 $ 241, Förfter- Eccius 5. Aufl. 
Bd. 3 ©. 253 Anm. 43 zu $ 178). Ein formell gültiger Antrag 
auf Eigenthumseintragung lag alfo noch nicht vor, als die Auf- 
lafjung zurüdgenommen wurde. Die Gebühr des $ 106 für Zurück— 
nahme des Antrages würde deshalb nicht zu erfordern fein, wenn 
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das Geſetz einen formgemäßen Antrag erforderte, der zurüdgenommen 
wird, Sp aber fann die Vorichrift des Gejeges, welche im Falle 
ver Zurüdnahme eines Antrages, bevor auf denfelben eine Ent— 
Iheidung getroffen, oder die beantragte Verhandlung ftattgefunden 
bat, drei Zehntheile der Gebühr, jedoch höchjtens 6 M. feſtſetzt, 
nicht verftanden werden. Das Gefeg will offenbar in ähnlicher 
MWeife, wie e8 im $ 54 Beltimmung für den Fall der gerichtlichen 
Beurfundungen und Beftätigungen getroffen hat, bier für die übrigen 
unter das Gejeß fallenden Rechtsgejchäfte eine Gebühr feſtſetzen, 
wenn das Geriht auf Veranlafjung der Parteien in Thätigkeit ge- 
treten ift, und der von denjelben gewollte Aft aus irgend einen 
Grunde nicht zu Stande kommt. Vorliegenden Falls haben die 
Parteien gewollt, daß der Richter von ihnen die Auflafjungs- 
erflärung und damit den Antrag auf Eintragung des Erwerbers 
als Eigentümer im Grundbuche entgegennehme. Aug dem Gejege 
ergiebt jich nicht, daß diefer Antrag auf Aufnahme des Protokolls 
Ihriftlich geftellt fein muß, daß alfo insbefondere die Gebühr für 
Zurüdnahme des Antrages erit dann entjtehen joll, wenn die Auf: 
laffungserflärung bereits formvollendet von den Parteien unter: 
ichrieben ift. Der mündliche Antrag auf Aufnahme des Protokolls 
muß vielmehr als genügend erachtet werden. Bloße Beſprechungen 
des Richters mit den Parteien über einen aufzunehmenden Akt 
fönnen allerdings noch nicht genügen, wohl aber der bejtimmt ge— 
jtellte Antrag auf Aufnahme des Aftes. Daß ein jolcher hier aber 
vorgelegen hat, ergiebt fih unzweideutig daraus, daß der Nichter 
das Protokoll bereits vollftändig bis zur Berlefung aufgenommen 
hatte, und wird auch vom Befchwerdeführer nicht bejtritten. Daf; 
dies die Abficht des Geſetzes geweſen, ergiebt fich aus den Motiven 
zum $ 54 defjelben, in denen ausdrüdlich hervorgehoben wird, daß 
nicht jede Beſprechung eines Betheiligten mit dem Nichter über ein 
aufzunehmendes Rechtsgefchäft unter die Gebührenvorfchrift des $ 54 
fällt, daß derjelbe aber dann anwendbar wird, wenn nad Stellung 
eines Antrages auf gerichtlihe Aufnahme eines Rechtsgeſchäfts er- 
folglofe Verhandlungen ftattgefunden haben. Gilt dies aber ſchon 
für die höhere Gebühr des $ 54, fo muß es um jo mehr für die 
geringere Gebühr des 8 106 Nr. 2 des Gejeßes gelten. 

Wenn alfo auch der Antrag auf Aufnahme des Protokolls, 
welches die Auflaffungserflärung und den Antrag auf Eintragung 
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des Eigenthums enthalten follte, nur mündlich geftellt ift, jo genügt 
dies doch, um nach erfolgter Zurüdnahme defjelben die Gebühr des 
$ 106 Nr. 2 zu begründen. Die weitere Beichwerde war hiernach 
zurüdzumeifen. 


Nr. 44. 
Gebühr für die Eintragung des Grundfükserfiehers in das Grundbuch. 
Dei der Gebühr für die Eintragung desjenigen, welcher 
im Zwangdverfteigerungsverfahren ein Grundſtück erftanden 
bat, ald Eigenthümer in das Grundbuch ift Gegenftandswertb 
der Betrag des Meiftgebotes. 


Geſ. vom 18. Quli 1883, betv. die Gerichtäfoften bei Zmangsverfteigerungen zc. 
$$ 2,3, 4, 10; Preuß. 6.8.8. vom 25. Suni 1895 $ 21 3.1, 88 57, 117. 
Beihlug vom 28. Juni 1897 (I. 9. 309/97). 

Amtsgericht Rirdorf, Landgericht II Berlin. 





Ein Grumdftüd wurde im Zwangsverfteigerungsverfahren dem 
L. ©. für 60600 M. zugefchlagen. Für die demnächſt bewirkte 
Eintragung des Erftehers als Eigenthümer in das Grundbuch Fam 
zuerjt eine Gebühr von 72 M. unter Zugrundelegung des Meift- 
gebotes von 60 600 M. als Gegenjtandswerth zum Anfage. Später 
wurde die Gebühr auf 108 M. berechnet und demgemäß der Be- 
trag von 36 M. nachgefordert, weil nach den Berfteigerungsaften 
der Grundjtüdsmwerth 122400 M. betrage und diefe Summe den 
Anſatz beftimme. Der Koftenfchuldner erhob gegen die Nachforderung 
die Erinnerung, indem er ausführte, daß für den Anſatz das Meift- 
gebot, eventuell aber der gemeine Grundſtückswerth entfcheide, welcher 
nicht höher als 60 600 M. fei. Das Amtsgeriht wies die Er- 
innerung zurüd, es nahm an, daß die Werthsberechnung ſich nad 
& 4 des Gefeges vom 18. Juli 1883, betreffend die Gerichtskfoften 
bei Zwangsverfteigerungen ꝛc., richte und danach der Grundftüds- 
werth auf den fünfundzwanzigfahen Betrag des Gebäubdejteuer- 
nugungswerthes zu beftimmen jei, welcher bier 4896 M. ausmache. 
Dagegen befeitigte das Landgeriht auf Beichwerde des Koften- 
Ichuldners die Nachforderung in Höhe von 32 M., weil die Gebühr 
nur nad) dem gemeinen Grundftüdswerthe zu bemeſſen fei und diefer 
Werth laut Einfhägung zur Gemeindegrundftener 78300 M. be- 
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trage. Gegen dieſen Befchluß legte der zuftändige Oberftaatsanwalt 
weitere Befchwerde ein, in welcher er die Bewerthung des Grund— 
ftüdes nach dem fünfundzwanzigfachen Betrage des Gebäudefteuer- 
nugungswerthes verlangte. Aus Anlaß diefer weiteren Beſchwerde 
wurde die Nachforderung der 36 M. völlig befeitigt. 


Gründe: 


Der $ 2 des im 8117 G.K. G. vom 25. Juni 1895 aufrecht— 
erhaltenen Gejeges vom 18. Juli 1883 ſetzt Gebühren für den Er- 
laß der Belanntmahung des Verfteigerungstermines, für die Ab- 
haltung des erſten und jedes ferneren Verfteigerungstermines und 
für das Vertheilungsverfahren feit. Der $ 3 daf. beftimmt die 
‚Gebühr für das Zufchlagsurtheil. Dev $ 4 daf. verordnet zunächft 
im Ab}. 1, daß die nach den $$ 2, 3 zu erhebenden Gebühren nad) 
dem Gebote berechnet werden, für welches der Zuſchlag ertheilt ift. 
Doch treten, wenn das Gebot nit ?/, des Werthes des Gegen- 
ftandes erreicht, diefe %, bei Berechnung der Gebühren der SS 2 
und 3 — ausfchlieglih der Gebühr für das Vertheilungsverfahren 
— an Stelle des Gebotes und werden, wenn der Zufchlag nicht 
ertheilt ift, die Gebühren des $ 2 nah dem Werthe des Gegen: 
ftandes berechnet (Abf. 2). Hierbei ift nach Abf. 3 bei Gegenftänden, 
welche der Grundſteuer oder der Gebäudefteuer unterliegen, der 
Werth auf den vierzigfachen Betrag des Grundfteuerreinertrages 
und den fünfundzwanzigfadhen Betrag des Gebäudefteuernußungs- 
werthes zu bejtimmen. 

Aus dem Zufammenhange der VBorjchriften ergiebt jich Flar, 
daß die MWerthberechnung gemäß $ 4 Abſ. 3 lediglich für die nad 
den $$ 2 und 3 zu erhebenden Gebühren unter gewiffen Voraus- 
jegungen gilt. Zu den in den $$ 2 und 3 geregelten Gebühren 
gehört aber diejenige für die Eintragung des Erftehers in Das 
Grundbuh nicht. Wenn der $ 10 des Gefeßes vom 18. Juli 1883 
bejtimmt, daß für die von dem Bollftredungsgerichte veranlaßte 
Thätigfeit des Grundbuchrichters Gebühren nicht erhoben werden, 
mit Ausnahme der Eintragung des Erftehers als Eigenthümer und 
der Eintragung rüdjtändigen Kaufgeldes, Jo kann aus dieſer Er- 
wähnung der Eintragungsgebühr die Anwendbarkeit des Grundjages 
des $ 4 Abi. 3 für die Werthberechnung bezüglich diejer letzteren 
-Gebühr nicht entnommen werden. Vielmehr iſt für die Abgeltung 
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der Thätigfeit des Grundbuchgerichtes, welches im S 10 in einen 
zutreffenden Gegenfag zu dem Vollftredungsgerichte gebracht iſt, 
lediglih das Gerichtsfoftengeieg vom 25. Juni 1895 maßgebenod. 
Die Oberjtaatsanwaltichaft weiſt ſelbſt darauf hin, daß nach dem 
zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes vom 18. Juli 1883 maß 
gebenden fonftigen Rechte ($ 8 3. 5 des Koftentarifs zur G. B.O. 
vom 5. Mai 1872, $5 des Preuß. Ausf.Gef. vom 10. März 1879 
zum Deutichen G.K. G., $ 5 Buchſt. g des Geſetzes wegen der Stempel— 
jteuer vom 7. März 1822) die Gebühr für die Eigenthümereintragung 
nad dem zum Zwecke der Stempelerhebung berechneten Gegenitands- 
werthe zu bemefjen und für den Stempelanfag bei Grundjtücds- 
verfäufen durch Subhaitation das Gebot, zu welchem der Zufchlag. 
erfolgte, bejtimmend war. Daraus ergiebt fih gerade, daß Das. 
Geſetz vom 18. Juli 1883 nicht beabfihtigt haben kann, die Vor— 
Ichrift des S 4 Abſ. 3 auf die Gebühr für die Eigenthümereintragung 
zu erjtreden, da diefe Gebühr nach dem Meiftgebote berechnet werden 
mußte. 

Trifft aber demgemäß auf die Gebühr für die Eigenthümer- 
eintragung des Gritehers das G.K. G. vom 25. Juni 1895 allfeitig 
zu (vgl. Mügel, Die Preuß. Koftengefege 2. Aufl. ©. 289), jo iſt 
der $ 21 3. 1 deſſelben entjcheidend, wonach bei der Berechnung. 
des Merthes einer Sache nur der gemeine Werth der Sadhe in 
Betracht zu ziehen und, wenn es ſich um einen Verfauf der Sache 
handelt, als Werth der Betrag des vereinbarten Kaufpreifes mit 
Hinzurechnung der vorbehaltenen Nutzungen und ausbedungenen 
Yeiftungen in Anſatz zu bringen if. Es erfcheint nicht zweifelhaft, 
daß diefe lettere Vorfcehrift auch bei der Bewerthung der Eintragung 
des Eigenthümers Platz greift, wenn die Eintragung auf Grund: 
eines vorgelegten Kaufvertrages erfolgt (vol. Mügel a. a. O. S. 71, 
161). Ebenſowenig aber unterliegt es begründeten Bedenken, daß 
die Beſtimmung dann Anwendung zu finden hat, wenn die Ein— 
tragung Folge des Zuſchlages des Grundſtückes im Zwangsver— 
ſteigerungsverfahren iſt. Auch in dieſem Falle handelt es ſich nach 
der geſetzlichen Bezeichnung um einen Verkauf des Grundſtückes 
(SH 340 ff. A.L. R. Th. I Tit. 11), wobei das Meiſtgebot den Kauf— 
preis darſtellt (657 Z3w. V.G. vom 13. Juli 1883). Imwieweit die 
privatrechtlichen Regeln von dem Kaufvertrage auf die Veräußerung. 
bei der Zmwangsverfteigerung ſich erftreden, ift für die hier zu ent- 
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ſcheidende Frage unerheblich, da der $ 21 3. 1G.K. G. für eine 
Einſchränkung dahin, daß er ſich nur auf den freiwilligen im Gegen— 
ſatze zu dem nothwendigen Verkauf bezieht, keinen Anhalt bietet. 
Dies Ergebniß ſtimmt übrigens mit der Vorſchrift des F 4 des 
Geſetzes vom 18. Juli 1883 injofern überein, als auch diefe Ge- 
feßesnorm an die Spite den Grundſatz ftellt, daß die Gebühren 
nad dem Gebote berechnet werden jollen, zu welchem der Zuſchlag 
ertheilt ift. 

Demnah ijt das Meijtgebot von 60600 M. für die Berech— 
nung der Gebühr aus $ 57 G.K. G. zu Grunde zu legen. Es war 
deshalb, unter Anwendung des $ 25 G.K. G. der urfprüngliche 
Gebührenanfag von 72 M. wiederherzuftellen und die gefammte 
Kachforderung von 36 M. zu befeitigen. 





Nr. 45. 
Gerichtsgebühr für Eintragung einer Eigenthumsbefhräukung im 
Grundbuche. 

Der Werth einer Eigenthumsbeſchränkung an einem 
Grundſtücke, die das ganze Eigenthumsrecht als ſolches er— 
greift, iſt nicht nach freiem Ermeſſen zu ſchätzen, ſondern 
ſteht dem Werth des ganzen Grundſtücks gleich. 

G.K.G. vom 25. Juni 1895 88 58, 59. 


Beſchluß vom 3. Januar 1898 (I. 9. 639/97). 
Amtsgericht Dfterode, Landgericht Göttingen. 


Zu gerichtlihem Protofol vom 18. Juni 1890 haben die 
unverehelihte M. und der Arbeitsmann Wilhelm W. aus Olden— 
rode eine Eheſtiftung errichtet, durch welche jene ihrem Bräutigam 
als Brautſchatz die von ihrem Vater und ihrem Bruder ererbte 
Brinkfigerftele Haus Nr. 38 in D., der Bräutigam dagegen der 
Braut 1350 M. baar in die Ehe einzubringen erklären. Am 
2. Zuni 1897 bat auf Grund diejes Vertrages die Frau W. ihrem 
Ehemanne das gedachte Grundſtück aufgelaffen, der Ehemann hat 
ferner beantragt, die Brautfhatgqualität der Stelle zu Gunſten 
feiner Frau im Grundbuche einzutragen. Den Werth des Grund 
jtüds haben beide auf 4500 M. angegeben. Nach erfolgter Ein- 
tragung des W. als Eigenthümer und der Brautihaßqualität des 
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Srundftüds im Grundbuhe hat der Gerichtsichreiber unter Zu— 
grundelegung des Objefts von 4500 M. folgende Kojtenrechnung 
aufgeftellt: 

Gebühr für Eintragung des Eigenthbums nad $ 57 


3.2686. ... 6,30 M. 
Gebühr für Antrag auf — ver Brautſchatz 
qualität nach 543 3. 1 G. K. G. ... 2,60 M. 
Gebühr für Eintragung der  Brautföndauali nad 
858 G.K. G. . . 2.820 M. 
Schreibgebühr und Porto oe ——— 
Sa. 18,10 M. 


Das Amisgericht zu Oſterode, dem dieſe Rechnung vom Ge— 
richtsſchreiber vorgelegt wurde, hat dagegen eine andere Berechnung 
aufſtellen laſſen, die im Ganzen nur 3,40 M. ergeben hat. Es 
legt der Eintragung des Eigenthums das 121/, fache des jährlichen 
Ertrages des Grundftüds zu Grunde, berechnet hiernach als Objekt 
den Betrag von 121%, X 82,55 —= 1031,87 M. und läßt jede 
Gebühr für den Antrag auf Eintragung der Brautihabgqualität 
und für diefe Eintragung jelbjt außer Anſatz, da dies nur Neben- 
geichäfte der Eigenthumseintragung feien. Auf Befchwerde des 
Erſten Staatsanwalts hat das Landgericht zu Göttingen aber durch 
Beſchluß vom 28. Dftober 1897 die Berechnung des Gerichts- 
fchreibers mit der Maßgabe wieder hergeftellt, daß an Stelle des 
Gebührenjages für die Eigenthumseintragung von 6,30 M. die 
Summe von 12,60 M. geſetzt ift. 

Die hiergegen vom Arbeitsmann W. eingelegte weitere Be- 
ſchwerde hatte feinen Erfolg. 


Aus den Gründen: 


Die für die Eintragung der Brautihatqualität des Grund- 
hüds zu erhebende Gebühr ift nad $ 58 G.K. G. zu bemefjen, da 
nicht eine Verfügungsbeſchränkung, jondern eine Cigenthums- 
beſchränkung vorliegt. Unter einer Verfügungsbeſchränkung im 
Sinne des 8 59 G.K. G. iſt eine Beſchränkung zu verſtehen, welche 
ſich gegen bie Perfon des Eigenthümers richtet, während die Eigen- 
thumsbeſchränkung eine folche ift, die den Inhalt des Eigenthums 
jelbft berührt. Um eine derartige Beſchränkung aber handelt es 
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ih bier, da die Dotalqualität des Grundftüds nicht nur den Ehe- 
mann in Verfügungen über das Grundftüd bejchränft, ſondern 
ihm ein bejchränftes Eigenthum verichafft, welches er nach Auf- 
löfung der Ehe zurüdzugemwähren verpflichtet ift. Mit dem Land- 
geriht muß als Werth der Eigenthumsbefchränfung derjenige des 
Grundſtücks ſelbſt angefehen werden. Das Kammergeriht kann 
ich in Ddiefer Beziehung der in dem Kommentar von Mügel 
(Anm. lc zu $ 58) aufgeitellten Anficht, nach welcher der Werth 
einer Eigenthumsbeſchränkung ftets nach freiem Ermeſſen zu ſchätzen 
ift, nicht anfchließen. Das freie Ermeſſen des Gerichts foll nad 
der ganzen Abſicht des Koſtengeſetzes nur dann eintreten, wenn 
aus der Sache ſelbſt der Werth des zu tarifirenden Gejchäfts nicht 
zu ermitteln ift. Nun giebt es allerdings Eigenthumsbeſchränkungen, 
wie jolche, die durch Einräumung von Grundgerechtigfeiten ent- 
jtehen, die nicht das ganze Eigenthumsrecht als foldhes ergreifen. 
Der Werth einer ſolchen Beichränfung fann deshalb dem des 
Eigenthbums nicht gleich geachtet werden und iſt event. nad) freiem 
Ermeſſen feitzufegen. Anders bei folhen Eigenthbumsbefchränfungen, 
die das ganze Eigenthumsrecht ergreifen. Das Kammergericht hat 
bereits in einem Beichluffe vom 15. Dezember 1884 (Jahrbuch 
3.5 ©. 213) für die Eintragung der Fideikommißeigenſchaft eines 
Srundftüds die Erhebung der Gebühr nad dem vollen Werth des 
zum Fideifommiffe geitifteten Gutes für berechtigt erflärt, weil die 
Fideifommißeigenfchaft eine immerwährende, dem Gute anflebende 
und deſſen ganzen Werth ergreifende Beichränfung enthält. Der 
gleihe Grund nöthigt auch im vorliegenden Falle der Gebühren- 
berechnung für die Eintragung der Dotalqualität des Grundftüdg 
den Werth des ganzen Grundjtüds zu Grunde zu legen; denn dieſe 
Eigenſchaft ift ebenfalls eine dem Gute anklebende und defjen 
ganzen Werth ergreifende Beſchränkung; das ganze Eigenthum an 
dem Grundftüd wird durch Eintragung diefer Eigenfchaft zu einem 
befonders gearteten Eigenthbum. Dafjelbe hört im ganzen Umfange 
infolge der Beſchränkung nah Auflöfung der Ehe auf, weil das 
Grundftüd dann der Frau zurüdgemwährt werden muß. 

Neben der Gebühr für die Eintragung der Dotalqualität ift 
aber nah $ 43 3.1 6.8.6. noch die Gebühr für den Antrag auf 
Eintragung zu erheben. Für diefen Antrag ift naturgemäß das— 
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felbe Objekt, wie für die Eintragung jelbft maßgebend. Die Ge- 
bühr erübrigt ſich auch nicht dadurd, daß die Einbringung zur 
Dos bereits früher gerihtlih verlautbart war; denn die Gebühr 
ift ftetS zu fordern, wenn die Aufnahme der Bewilligung oder der 
Antrag ohne gleichzeitige Beurkundung des zu Grunde liegenden 
Rechtsgeſchäfts erfolgt. 








Nr. 46. 
Werthberechnung für Borrecdhtseinränmungen. 

Dei Vorrechtseinräumungen ijt für die Berechnung der 
Gebühren der Werth des Gegenjtandes des Pfandrecht3 maß— 
gebend, falls Ddiejer noch hinter dem Betrage der Fleineren 
der in Frage kommenden Forderungen zurücbleibt. 

Dies gilt auch hinfichtlich der Gebühren für die Eintragung 
einer Vorrechtseinräumung im Grundbuche. 

Preuß. Gerichtäfojtengejeg vom 25. Juni 1395 $ 21 3.3, $$ 59, 64, 63 Abſ. 1, 
C.P.O. $ 6. 


Beihluß vom 4. Dftober 1897 (I. Y. 451/97). 
Amtsgericht Lennep, Landgericht Elberfeld. 





Im Grundbuche von R. fteht auf einem Artikel für die Yandes- 
banf der Nheinprovinz zu erſter Stelle eine Hypothef von 13500 M. 
eingetragen, für welche urſprünglich nur die in Abtheilung I unter 
Nr. 1 bis 7 verzeichneten Grundftüde hafteten. Sodann wurde auf 
ven Grundjtüden 1 bis 9 für die Wittwe W. eine Hppothef von 
13 250 M. eingetragen; diejelbe ftand alfo auf den Grundjtüden 
1 bis 7 zur zweiten, auf den Grundftüden 8 und 9 zur erften Stelle. 
Demnädft ift am 3. April 1897 im Grundbuche die Mithaft der 
Srundjtüde 8 und 9 für die Hypothek der Landesbank und gleich- 
zeitig bei der Hypothek der Wittwe W. das Vorzugsrecht der Hypo- 
thef der Landesbank vor jener Hypothek „bezüglich der nachträglich 
verpfändeten Grundjtüde 8 und 9” im Grundbuche vermerkt wor— 
den. Für die Eintragungen dieſes VBorzugsrechts find die Gebühren 
gemäß $59 G.K. G. vom 25. Juni 1895 und zwar nad einem 
Objeft von 13250 M., dem Betrage der zurücktretenden Boft, 
liquidirt. 

Gegen die Zugrundelegung dieſes Objekts erhob der Koſten— 
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Ihuldner Erinnerung, indem er geltend machte, daß die beiden nach— 
träglich für die Hypothek der Landesbank verpfändeten Grundftüde 
8 und 9, rüdjichtlih deren allein die Vorrechtseinräumung erfolgt 
jei, nur einen Werth von zujammen 1200 M. hätten und daß diefer 
Werth des Gegenjtandes des Pfandrechts nah $ 21 3.3 G.K. G. 
für die Gebührenberechnung maßgebend fein müffe, weil er gegen- 
über den beiden in Betracht kommenden Hypothekenpoſten der 
geringere jei. Das Amtsgericht wies indellen die Erinnerung 
zurüd unter Hinweis auf die Beſtimmung des zweiten Satzes der 
3.3 des $ 21, welde bei Vorrechtseinräumungen lediglih den 
Betrag der Eleineren der beiden in Frage fommenden Hypothefen- 
pojten für maßgebend erfläre und hiervon Feine Ausnahme für den 
Fall zulafje, daß der Werth des belajteten Grundftüds noch geringer 
jei, als die Kleinere der beiden Hppothefenforderungen. Auf Be- 
ſchwerde ordnete jedoch das Landgericht abändernd an, daß die Ge- 
bühren nach dem Werthe der beiden Grundjtüde, bezüglich deren die 
Vorrechtseinräumung erfolgt jei, zu berechnen, indem es annahı, 
daß die Vorſchrift im erſten Satze der 3. 3 des 8 21, wonach der 
Gegenſtand des Pfandrechts und nicht der Betrag der jichergeitellten 
Forderung maßgebend fein ſoll, wenn erfterer geringer ift, auch für 
die im zweiten Sat behandelten Borrechtseinräumungen wenigitens 
dann Geltung haben müſſe, wenn nicht ein volljtändiges Zurüdtreten 
einer Poſt erfolge, fondern die Vorrechtseinräumung ſich nur auf 
beitimmte Pfandſtücke erftrede. 

Hiergegen hat der Oberſtaatsanwalt weitere Beichwerde einge: 
legt; er macht geltend, daß das Geſetz für die vom Landgericht ge— 
machte Unterfcheidung feinen Anhalt biete. 

Der weiteren Beſchwerde ift indejjen, wenngleich der Auffaſſung 
des Landgerichts nicht überall beigetreten wurde, der Erfolg verſagt 
worden. 

Gründe: 

Die Vorinftanzen gehen zutreffend davon aus, daß die Nechts- 
norm für die Enticheidung der Frage, welcher Werthgegenitand der 
Gebührenberechnung bei VBorrechtseinräumungen überhaupt und ſpe— 
ziel auh für die Eintragung einer Borrechtseinräumung im 
Grundbuche zu Grunde zu legen, in $21 3.3 G.K. G. vom 
25. Juni 1895 gegeben ift. Dieſe Vorſchrift behandelt in erjter 
Linie das Pfandrecht und bejtimmt, daß der Werth eines ſolchen 
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ih nach dem Betrage der durch dieſes Recht gejicherten Forderung 
richten fol, daß aber, wenn der Gegenftand des Pfandredis, 
die Pfandfache, einen geringeren Werth hat, diefer Iegtere maßgebend. 
jein foll, ausgenommen ſoweit für die Eintragung des Pfandrechts 
im Grundbuche im $ 64 G. K. G. befondere entgegenftehende Vor— 
ſchriften getroffen find. Daran ift in einem zweiten Sabe die Be- 
jtimmung angeſchloſſen, daß bei Vorrechtseinräumungen der Werth 
fin nad) dem Betrage der vortretenden Poſt und, wenn der Betrag 
der zurüctvetenden Poſt der geringere ift, nach diefem leßteren rich- 
ten ſoll. 

Schon die äußere Anordnung diefer Bejtimmungen unter einer 
und derjelben Ziffer und in unmittelbarem Anſchluß aneinander läßt 
erjehen, daß es jich im zweiten Satze um eine Vorſchrift handelt, 
die mit derjenigen des erjten Sabes in engſten Zuſammenhang ge= 
ſetzt ijt, ihr organisch hat angegliedert werden jollen, und Dies er- 
ſcheint fachlich gerechtfertigt, da auch Vorrechtseinräumungen Beſtim— 
mungen über PBfandrechte enthalten, Pfandrechte Gegenjtand ver 
Borrechtseinräumungen find. Es erhellt alfo, daß Sat 2 eine zu— 
ſätzliche Beſtimmung zu Sat 1 enthält, die in ihrer eigentlichen Be- 
deutung und Tragmweite nur in Verbindung mit den im erjten Sabe 
gegebenen Bemwerthungsgrundfägen richtig verjtanden werden kann, 
und es ericheint deshalb nicht zutreffend, wenn das Aıntsgericht den 
zweiten Sat der Ziffer 3 lediglich aus fich felbit heraus und nach 
jeinem bloßen Wortlaute interpretirt und ihn danach als eine für 
fich beftehende, ifolirte Vorſchrift anfieht, die als im fich abgefchloffene 
Spezialnorm abfolut zur Anwendung kommen müfje, dergejtalt daß 
bei Vorrechtseinräumungen ausnahmslos ftets nur die Fleinere der 
in Frage jtehenden Forderungen, niemals das Bfandgrundftüd maß— 
gebend fein könne. Wäre das — troß der ſachlichen Zugehörigkeit 
der Borrechtseinräumungen zu den Verhandlungen über Pfandrechte 
— vom Geſetz gewollt, jo wäre es erforderlich geweſen, diefe Ab- 
fiht dadurch unzweideutig zum Ausdrud zu bringen, daß die Vor- 
jchrift über die Bewerthung der Vorrechtseinräumungen felbjtändig 
unter einer eigenen Ziffer oder doch wenigftens in einem befonderen 
Abſatze der Ziffer 3 aufgeführt worden wäre. Die Auffaffung des 
Antsgerichts würde weiter zu der unbefriedigenden und nicht an= 
nehmbaren Konfequenz führen, daß, während für die Beitellung der 
Piandrechte ſelbſt, Falls das Pfandgrundftücd einen geringeren Werth 
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bat, als jede der pfandrechtlich geficherten Forderungen beträgt, die 
Gebühren nah dem Werthe des Pfandgrunditüds berechnet werden 
müßten, dagegen für die bloße Nenderung der Reihenfolge, alfo für 
die Verhandlung über eine bloße Mopdifizirung der beftellten Pfand— 
rechte bei gleicher VBorausfegung dennoch nicht der Werth des Grund- 
ftüds, jondern ein höherer Werthgegenftand dem Gebührenanfag zu 
Grunde gelegt werden müßte. Daß es indefjen nicht die Abficht 
des Geſetzes jein kann, die Einräumung des VWorrechts höher zu be- 
werthen und demgemäß mit höheren Koſten zu belaften, als die Be- 
ſtellung der Pfandrechte jelbit, dafiir ſpricht nicht bloß der Umftand, 
daß jene im Bergleich zur Beitellung der Pfandrechte das Geringere 
ift, fondern auch, worauf bereits das Landrecht zutreffend hinge- 
wieſen hat, die Entjtehungsgeihichte des $ 21. Wie nämlich in der 
Begründung des Regierungsentwurfs ausdrüdlich bemerkt ift, find 
die Vorschriften des — demnächſt unverändert zum Geſetz erhobenen — 
$ 21 im Allgemeinen (d. h. abgejehen von der Ziffer 5) den Be- 
ftimmungen der Givilprozekordnung SS 6 ff. über die Werthberech- 
nung angejchloffen worden (vgl. Drudjachen des Abgeordnetenhauſes, 
XVII. LZegislaturperiode, II. Sejfion 1895, Nr. 7 ©. 73). Nach 
56 C.P.O. wird der Werth des Streitgegenjtandes durch den Be- 
trag der Forderung bejtimmt, wenn deren Sicherftellung oder ein 
Pfandrecht Gegenitand des Streites iſt; es foll aber der Gegen- 
itand des Pfandrechts maßgebend fein, wenn diefer einen geringeren 
Werth bat. Diefe Grundjäge hat das Reichsgericht auf Prioritäts- 
fteeitigfeiten, die int $ 6 überhaupt nicht erwähnt find, entfprechend 
angewendet und danach angenommen, daB in einem Falle, wo 
lediglich das Vorrecht zwilchen zwei Pfandforderungen den Gegen— 
ftand des Nechtsitreits bildet, immer nur der Betrag der Eleineren 
der beiden konkurrirenden Forderungen als Streitgegenitand an— 
gejehen werden darf, falls nicht etwa der Werth des Befriedi- 
gungsobjeftes, auf welches ſich der ‘Prioritätsjtreit bezieht, ein noch 
geringerer iſt (Entfcheidungen in Civilfachen Bd. 4 ©. 366). Dies 
it feitdem allgemeine und ftändige Praris der Gerichte. Daß aber 
der gleiche Rechtsgedanfe au der 3.3 im $ 21 G.K. G. Hinficht- 
(ih der Vorrechtseinräumungen zu Grunde liegt, ericheint bei 
dem dargelegten Zufammenhange dieſer Borjchrift mit dem $ 6 
EBD. um fo weniger zweifelhaft, als hier die Vorrechtseinräu— 
mungen in einem zugefügten Zuſatze ſogar ausdrücklich miterwähnt 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 11 
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und dadurch als mit zur Materie „Pfandrecht” gehörig gefenn= 
zeichnet jind. 

Es ergiebt fih nach alledem als der Sinn des Geſetzes, daß 
die für die Bewerthung der Pfandrechte im eriten Satze der 3. 3 
gegebenen Grundſätze, wonach regelmäßig der Betrag der Forderung, 
ausnahmsweife der Werth der Pfandſache, falls diefer geringer ift, 
maßgebend ift, die Vorrechtseinräumungen mit umfafjen, aljo auch 
für dieſe gelten follen. Nur ftellte ſich, da bei legteren ſtets min— 
deitens zwei Forderungen in Frage fommen, hier das Bedürfnif 
nach einer befonderen Vorſchrift darüber heraus, welche diefer For— 
derungen denn nun eintretendenfalls für den Koſtenanſatz bejtimmend 
fein fol. Diefe Vorfchrift ift im zweiten Satze der 3. 3 gegeben, 
diefelbe hat ſomit nur die Bedeutung einer Ergänzung der Regel, 
feineswegs die einer Ausichliegung der Ausnahmebeftimmung. 

Wenn das Geſetz bei der Bewerthung der Pfandrechte den 
Werth der Pfandſache, falls er geringer ift als der Betrag der 
fichergeftellten Forderung, für maßgebend erklärt, fo entſpricht das 
durchaus dem das Gerichtsfoitengefeg beherrjchenden allgemeinen 
Grundſatze, wonach für die Gebührenberechnung der Werth eines 
Nechtsaktes nicht nad) dem dabei obwaltenden, in der Regel ſchwer 
feftzuftellenden und häufig kaum beftimmbaren jubjeftiven Intereſſe 
der Betheiligten, jondern nah dem Werthe des Gegenitandes des 
Rechtsaktes bemefjen wird. Bei Anlegung diejes objektiven Maß— 
jtabes ift Klar, dab im Fall der Verpfändung einer Sache, deren 
Werth hinter dem Betrage der ficherzuftellenden Forderung zurüd- 
bleibt, der Werth des Gefhäfts dur den Werth der Pfandſache 
begrenzt wird. Das Gleiche gilt aber auch für Vorrechtseinräu— 
mungen; bier wird ebenfalls der objektive Werth der Rangverände- 
rung, fals die Pfandſache einen den Betrag jeder einzelnen in Frage 
fommenden Forderung überjteigenden Werth hat, durch den Betrag 
der kleineren Forderung, falls aber der Werth der Pfandfache noch 
hinter der Fleineren der Fonfurrivenden Forderungen zurüdbleibt, 
durch diefen Werth des Pfandgegenftandes begrenzt. Wollte man 
mit dem Amtsgeriht auch im legteren Falle jtetS den Betrag der 
kleineren Forderung maßgebend fein lafjen, jo würde man fich mit 
dem vorerwähnten allgemeinen Grundfage in offenbaren Widerſpruch 
jegen. Es ergiebt ſich aljo, wie allein die Annahme, daß die 3. 3 
des $ 21 Vorrechtseinräumungen hinfichtlich ihrer Bewerthung grund: 
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fäglich ebenfo behandelt wie Pfandrechte, mit dem mehrgedachten all- 
gemeinen Standpunkte des Gerichtskoftengejeges in Einklang bleibt. 
Gleichzeitig erhellt, daß die vom Landgericht gemachte Unterfcheidung, 
wonad es darauf ankommen fol, ob „ein Fall des vollftändigen 
Zurüdtretens einer Poſt“ vorliegt oder die VBorrechtseinräumung fich 
nur auf bejtimmte Pfandftüde bezieht, hinfällig iſt. Eine folche 
Unterfcheidung findet, ganz abgejehen von der Unklarheit der For- 
mulirung, weder in der Natur der Sache noch in der pofitiven Ge- 
jtaltung des Gejeges einen ausreichenden Anhalt. VBorliegend recht- 
fertigt fih die vom Landgericht getroffene Entjcheidung nicht etwa 
aus der befonderen Yage des Falles, fondern aus der vorjtehend ent- 
widelten prinzipiellen Auffaffung; diefe greift auch da Pla, wo die 
Borrehtseinräumung nur auf einen Theil des Pfandgegenjtandes 
Bezug bat. Dabei fommt in Betracht, daß hinfichtlich der Gebühren 
für Eintragungen im Grundbuche, um die es fich hier Tpeziell han— 
beit, befondere Borjchriften, welche bei Vorrechtseinräumungen der 
Anwendung des im $ 21 3. 3 aufgeftellten Grundjages entgegen- 
ftänden, nicht beftehen. Der $ 64, auf welchen im erften Satze der 
3. 3 hingewieſen ift, giebt ſolche befonderen Vorſchriften nur für 
die „Eintragung oder Löſchung von Hypotheken oder Grundſchulden“, 
indem er bejtimmt, daß in diefen Fällen (mit einer fpeziellen Modi— 
fifation hinfichtli der in $ 63 Abſ. 1 bezeichneten Fälle) der Be- 
trag der Forderung ſchlechthin maßgebend fein ſoll. Dieſe Vorſchrift 
muß als Abweihung von der Regel des $ 21 3. 3 ftrift interpretirt 
werden, woraus fich ergiebt, daß es für die Eintragung von Abtre- 
tungen und fonjtigen Veränderungen, alfo auch Vorrechtseinräu- 
mungen bei der vorgedadhten Regel verbleibt (vgl. Mügel, Die 
Preuß. Koftengefege, 2. Aufl, Anm. 2 zu $ 64 a. a. D.). 





Nr. 47. 
Eintragungskoften. 

Koften der Eintragung mehrfacher diejelbe Poſt betreffender 
und in getrennten Vermerken gleichzeitig eingetragener Ver— 
änderungen. 

Preuß. Gerichtöfoftengejeg vom 25. Juni 1895 $ 59. 
Beihlug vom 8. November 1897 (I. 3. 520/97). 
Amtsgericht Greiffenberg, Landgericht Hirſchberg. 

14* 
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Im Grundbuhe von Schoosdorf Nr. 263 jteht in Abth. III 
unter Nr. 1 eine Reſtdarlehnshypothek von 1200 M., unter Nr. 3 
eine landjchaftliche Hypothef von 13 300 M. eingetragen. Wegen 
der 1200 M. bat die Gläubigerin in der notariell beglaubigten Ur- 
funde vom 9. Juli 1897 dem Landichaftsparlehn das Vorrecht ein- 
geräumt und gleichzeitig die 1200 M. nebſt Zinfen vom 1. Juli 1897 
an einen Dritten abgetreten. Die Urkunde vom 9. Juli 1897, 
welche die Bewilligung und den Antrag bezüglich der erforderlichen 
Eintragungen in das Grundbuch enthält, ift von der Landichaft dem 
Amtsgeriht in G. mit dem Antrag auf Eintragung der Vorrechts- 
einräumung, ſowie der Abtretung, und mit dem Verlangen, die 
Vorrechtseinräumung auf der Hypothefenurfunde über 13300 M. 
zu vermerken, überreicht worden. Das Amtsgericht hat den gedachten 
Anträgen durchweg entſprochen, die beiden bei der Hypothek der 
1200 M. eingetragenen Veränderungen aber aus Zweckmäßigkeits— 
vüdfihten nicht in einem Vermerk zufammengefaßt, fondern in ges 
trennten Vermerken zunächit die VBorrechtseinräumung und ſodann 
die Abtretung eingetragen. In der für die Landichaft aufgeftellten 
Koftenrechnung iſt dementiprechend für jeden der beiden auf Die 
1200 M. bezüglichen Eintragungsvermerfe eine befondere Gebühr 
aus 8 59 6.8.8. mit je 1,70 M. zum Anſatz gefommen. 

Die eine diefer Gebühren ift von der Landfchaft mit dem 
Antrag auf Rüdgewähr von 1,70 M. nach vorbehaltsweife geleifteter 
Zahlung bemängelt worden, weil beide Veränderungen in einem 
Grundbuchvermerk hätten zufammengefaßt werden jollen, und dann 
die Gebühr des $ 59 nur einmal zum Anja gefommen fein würde. 
Das Amtsgericht hat diefer Erinnerung aber nicht entiprochen, und 
die von der Landſchaft beim Landgericht eingelegte Beſchwerde ift 
ebenfalls ohne Erfolg geblieben. Das Landgericht erkennt zwar an, 
daß beim Vorhandenfein von nur drei Hypotheken der Inhalt des 
Grundbuchblattes an ſich einer einheitlichen Eintragung der beiden 
Veränderungen nit im Wege geftanden habe. Es hält aber die 
thatfächli) vorhandenen und unangefochtenen getrennten Berände- 
rungsvermerke binfichtlich des Anfages zweier Gebühren aus $ 59 
G.K. G. für ausichlaggebend. Daneben wird ausgeführt, daß es im 
Weſentlichen Zwedmäßigfeitsfrage jei, ob ein oder zwei Berände- 
rungsvermerfe in Fällen der vorliegenden Art einzutragen jeien, daß. 
aber die zu Ungunften der Bejchwerdeführerin erfolgte Erledigung. 
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einer derartigen Frage noch nicht den Vorwurf des jachwidrigen 
Verfahrens rechtfertige, und deshalb auch die Vorfchrift des $ 7 
Ab}. 2 des Geſetzes vom 25. Juni 1895 nicht anwendbar fei. 

Die hiergegen von der Landſchaft erhobene, im Wefentlichen auf 
die früheren Anführungen gejtüste weitere Beſchwerde hatte feinen 
Erfolg. 

Gründe: 

Das Kammergericht hat zwar für die Anwendung des mit $ 59 
des Gejeges vom 25. Juni 1895 im Wefentlihen gleichlautenden 
$ 3 Nr. 1Abſ. 1 des Koftentarifs zur Grundbuchordnung vom 5. Mai 
1872 den Grundfag gebilligt, daß mehrere fachlich verfchiedene Ver— 
änderungen bei derjelben Hypothefenpoft, wenn fie durch eine Ber: 
fügung angeordnet und in einem Vermerk eingetragen würden, für 
den Koftenanfag der Eintragung einer einzelnen Verfügungsbeſchrän— 
fung gleich zu behandeln feien (Jahrbuch Bd. 13 ©. 247 Nr. 1). 
Die Anwendbarkeit diefes Grundjages, welcher fich auf die Folgen 
des ungerechtfertigten Unterbleibens eines einheitlichen Eintragungs- 
vermerfes überdies gar nicht erftredt, auf die Beftimmungen des 
Geſetzes vom 25. Juni 1895 kann im vorliegenden Falle aber da— 
hingeftellt bleiben. Denn es fteht nad dem Wortlaut der 88 58 
und 59 des zitirten Gefeges außer Zweifel, daß jede im Grundbud 
für ſich erfolgte Eintragung einer ſelbſtändigen Veränderung bei 
Poſten der Abtheilungen II und II den Anfab einer befonderen 
Gebühr aus 8 59 begründet, und e8 muß ferner angenommen wer- 
den, daß die im Grundbuch erfolgten Eintragungen jo lange, bis 
fie im Rechtsmittelmeg modifiziert oder befeitigt werden, die unab- 
änderlihe Grundlage für den gerichtlichen Gebührenanfag bilden. 
Dana kann es im Wege der Befchwerde über den Koftenanjag 
allein nicht zur Entſcheidung geftellt werden, ob eine unbeanftandet 
gebliebene Veränderungseintragung mit einer zweiten, ebenfalls nicht 
angefochtenen Eintragung aus Gründen der Zmwedmäßigfeit und 
Koftenerfparniß hätte verbunden werden fönnen. Insbeſondere bietet 
die Vorſchrift des 8 7 Abf. 2 G.R.G. vom 25. Juni 1895 zu einem 
derartigen Vorgehen feinen Anhalt. Eine unrichtige Behandlung 
der Sade im Sinne diefer Vorfchrift würde aus bloßen im Koften- 
eriparungsintereffe zu erhebenden Zweifeln über die Zwedmäßigfeit 
einer an fi dem Geſetz entſprechenden Maßregel offenbar nicht her- 
geleitet werden können. 
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Nr. 48. 

Gebühr für die Eintragung einer Aktiengefellfchaft zufolge Hituerlegung. 

Wird zufolge des Beſchluſſes der Generalverfammlung 
einer ſchon in einem inländijchen Handelregifter eingetragenen 
Aktiengejellichaft, durch welchen der Gefellichaftsfig nach einent 
anderen Drte verlegt ift, die Gejellichaft in das für den 
neuen Gib bejtehende inländijche Handelsregijter anderweit 
eingetragen, jo iſt hierfür nicht die Gebühr für die „Ein- 
tragung der Gejellichaft‘‘ gemäß 8 74 3. 3a ded Gerichtö- 
foftengejeßes vom 25. Juni 1895, jondern diejenige für eine 
„jonftige Eintragung‘' gemäß 9 74 3. 3b edenda zu erheben. 

Preuß. G.K.G. vom 25. Quni 1895 8 74 3.3a und 3b; H. G. B. Art. 210, 
2108, 211 Abf. 1. 


Beihluß vom 24. Mai 1897 (I. 9. 241/97). 
Amtsgericht Gerresheim, Landgericht Düffeldorf. 

In der Generalverfammlung der jeit dem 21. Juli 1883 in 
dem Handelsregiiter des Amtsgerichts zu Düffeldorf verzeichneten 
Aktiengejellichaft in Firma „Gejellichaft für B.-F. (vorm. L. & ©. C.)“ 
vom 3. Mai 1895 wurde beichloffen, den bisher in Düffeldorf be- 
ftehenden Sitz der Gejellihaft nach Hilden zu verlegen. Am 3. No— 
vember 1896 meldeten die Vorjtandsmitgliever die erfolgte Sib- 
verlegung bei dem Amtsgericht zu Düfjeldorf behufs Eintragung in 
das Handelsregifter an. Das Amtsgericht trug darauf die Sitz— 
verlegung ein und überfandte die Kegijteraften dem für Hilden zu— 
ftändigen Amtsgericht zu Gerresheim. Für die Eintragung wurden 
100 M. Gebühr angefeßt. Am 21. Dezember 1896 meldeten die 
Vorftandsmitglieder bei dem Amtsgericht zu Gerresheim die Aktien— 
gefelichaft zur Eintragung in das Handelsregijter an. Für dieſe 
dem Antrag gemäß bewirkte Eintragung kam eine Gebühr von 
760 M. zum Anjage, welche nach dem Grundkapital der Gefellichaft 
von 2500000 M. gemäß $ 74 3. 3a Preuß. G.K.G. vom 25. Juni 
1895 berechnet if. Die Aftiengefellichaft erhob gegen leßteren An— 
ja die Erinnerung, weil e8 fich nicht um die Eintragung einer 
neuen Gejellihaft, jondern um diejenige der Sitverlegung einer 
alten Gejelliehaft gehandelt habe, danach aber nicht 3. 3 a, fondern 


VI often. Stempel. 167 





3.3b des $ 74 G.K. G. zutreffe. Das Amtsgericht hielt indefjen 
die 3.3. für anwendbar, da bei ihm die Eintragung der Gefell- 
ihaft beantragt und erfolgt jei. Das Landgericht wies die Be- 
ihmwerde der Gefellihaft unter Billigung des Standpunktes der 
Vorinftanz zurüd. Auf weitere Bejchwerde der Gejellihaft wurde 
die Gebühr um 660 M. herabgefett. 


Sründe: 


Der 8 74 G.K. G. jegt in 3. 3a bei Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien, Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit bejchränfter 
Haftung eine Gebühr für die Eintragung der Gefellihaft ſowie für 
die Eintragung eines Beſchluſſes über Erhöhung oder Herabjegung 
des Gejellichaftsfapitals feit, wobei der Betrag des Geſellſchafts— 
fapitals bez. der Erhöhung oder Herabjegung maßgebend ijt. Die 
Gebühr würde im gegebenen Falle, nah dem Grundfapital der 
Sejellihaft von 2500000 M. berechnet, 760 M. ausmachen. In 
3. 3b ebenda ift „für alle fonftigen Eintragungen“ bei ſolchen 
Geſellſchaften eine Gebühr beftimmt, welche jih grundfäglich nad) 
der Zugehörigfeit des Betriebes in die verfchiedenen Klaſſen des 
Gewerbefteuergefeges vom 24. Juni 1891 abituft und, da die 
beſchwerdeführende Geſellſchaft in der erften Klaſſe fteuert, bier 
100 M. betragen würde. 

Es fragt fih danach, ob die bei dem Amtsgericht zu Gerres- 
heim erfolgte Eintragung als „Eintragung der Geſellſchaft“ gemäß 
3. 3a oder als „Sonjtige Eintragung“ gemäß 3.3ba.a.d. in 
Betracht fommt. Diefe Frage war in dem legteren Sinne zu bes 
antworten. 

Ueber die Eintragung einer Aftiengejellichaft in das Handels» 
tegifter wird in den Art. 210 ff. H.G.B. verfügt. ES ift Dies die— 
jenige Eintragung, vor welcher die Aftiengefellichaft als folche nicht 
befteht (Art. 211 Ab. 1), die Eintragung, welche auf Neugründung 
der Aktiengejelihaft beruht. Die Anmeldung erfolgt hierbei dahin, 
daß mit dem Gejellfchaftsvertrage die von dem Gejege bezeichneten, 
auf die Gründung bezüglichen Urkunden vorgelegt und daß Er— 
Härungen über die Einzahlung auf das Grundkapital abgegeben 
werden (Art. 210 Abſ. 1 bis 3). Die Anmeldung liegt Jämmtlichen 
Gründern, Mitgliedern des Vorftandes und des Auffichtsrathes ob 
Urt. 210 Abf. 4. Mangels Uebernahme aller Aktien durch die 
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Sründer hält das Hegiftergeriht nad) der Anmeldung die Er- 
rihtungsverfammlung ab (Art. 210 a). Alle diefe Vorjchriften treffen 
erfichtli nur auf die erfte Eintragung der Aktiengeſellſchaft zu. 
Nachdem einmal die gehörig errichtete Aktiengefellihaft duch Ein- 
tragung in das Handelsregifter Rechtsbeftand erlangt hat, ift für 
eine nochmalige Anmeldung der Gejellihaft gemäß den Art. 210 fi. 
und für eine darauf beruhende Eintragung fein Raum mehr. Ins— 
befondere findet, wenn die Aftiengefellihaft wegen Verlegung ihres 
Sites in ein anderes Handelsregifter als dasjenige, in welchem fie 
bisher verzeichnet war, eingetragen werden muß, nicht eine Wieder- 
holung der Anmeldung und der Eintragung auf Grund der Art. 
210 ff. ftatt. Das für den neuen Sit zuftändige Amtsgericht ift 
nicht in der Lage, durd Nachprüfung des Gründungsherganges den 
jhon von dem Gerichte des früheren Sites anerfannten Rechts- 
beitand der Gejellfchaft irgend in Frage zu ftellen. Seine Prüfung 
kann nur die Sitverlegung, alſo die Aenderung der auf den Sitz 
bezüglichen Beftimmung des bereits eingetragen geweſenen Gejell- 
fchaftsvertrages betreffen, wobei es dahingeſtellt bleiben mag, ob 
diefe Aenderung nicht bereits durch die Eintragung in das Regifter 
des bisherigen Sites wirkfam wird. Allerdings ift nach $ 81 der 
Inſtruktion des Juftizminifters vom 12. Dezember 1861, betreffend 
die Führung des Handelsregifters, wenn die Verlegung des Sites 
einer Handelsgefellihaft nad einem Drte außerhalb des Gerichtes 
in das Gefellihaftsregifter eingetragen ift und im Bezirke des Ge- 
richtes auch feine Zmweigniederlaffung fortbefteht, in Bezug auf Die 
weitere Führung des Negifters der Geſellſchaft als erloſchen anzujehen. 
Diefer Satz iſt eine felbftverjtändliche Folge des Umſtandes, daß das 
Gericht die Negiftergerichtsbarfeit nicht über eine Geſellſchaft üben 
kann, welche innerhalb feines Bezirfes nicht mehr beſteht. Wenn 
aber auch die Verlegung des Sites einer Aktiengeſellſchaft nach 
einem Orte außerhalb des Bezirkes des bisherigen Regiftergerichtes 
dahin führt, daß die Aktiengefellichaft nunmehr für das Regifter des 
alten Sites als erlofchen gilt und in das Regiſter des neuen Sites 
einzutragen ift, fo folgt daraus noch keineswegs die Zuläffigfeit der 
Behandlung dieſer leteren Eintragung als einer folchen nad) 
Art. 210 H.G. B. Vielmehr wird in ſolchem Falle eine Eintragung 
vorgenommen, welche in dem H.G. B. nicht befonders geregelt ift. 
Es beruht danach auf einer unzutreffenden Würdigung der Rechts— 
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lage, wenn die Borftandsmitglieder in der von dem Gerichtsfchreiber 
des Amtsgerichts zu Gerresheim aufgenommenen Anmeldung vom 
21. Dezember 1896 fi auf den Art. 210 9.6.B. bezogen haben. 
Das Amtsgericht hat e8 auch unterlaffen, aus der Anführung diefes 
Artikels Folgerungen zu ziehen, da es fich fonjt nicht mit der An— 
meldung durch die Vorftandsmitgliever begnügen durfte, ſondern 
die Mitwirkung der Gründer und Auflihtsrathsmitglieder hätte er- 
fordern müſſen (Art. 210 Abſ. 4). 

Der $ 74 G. K. G. fegt nun in 3. 3a die Gebühr für die Ein- 
tragung der Geſellſchaft feſt. Es it Schon ohne Weiteres davon 
auszugehen, daß, wenn das Geſetz die Eintragung einer Aktien— 
geſellſchaft zc. Schlechthin, und zwar mit einem befonders hohen Sate 
beiteuert, es hierbei nur den im H.G. B. eingehend geregelten Fall 
der auf Neugründung beruhenden Eintragung, welche mit einer er- 
heblichen Mühewaltung des Richters verknüpft ift, im Auge hat, 
nicht aber auf den vom H.G.B. übergangenen Fall der durch eine 
Sigverlegung veranlaßten Eintragung zielt, welche jahli auf Die 
Eintragung einer Nenderung des Gefellichaftsvertrages hinausläuft. 
Daß dies der Sinn des Geſetzes ift, wird durch deſſen Entjtehungs- 
geichichte bejtätigt. In der Begründung zum $ 74 des Entmwurfes 
des jetzigen Gerichtsfoftengefeges, in welchem ebenfalls bei Aftien- 
gejellichaften zc. für die Eintragung der Gefellihaft, der Erhöhung 
und Herabfegung des Kapitals die höhere, für alle fonftigen Ein- 
tragungen die geringere Gebühr vorgejehen war, ift erwogen: nad) 
der Preußifhen Verordnung vom 27. Januar 1862 feien bei 
Aktiengefellichaften und Kommanditgefellfehaften auf Aktien für die 
erite Eintragung 18 M., für die Eintragung von Statutenänderungen 
IM., für Jonftige Eintragungen 3 M. zu erheben; wie die in der 
Berordnung fetgefegten Gebühren überhaupt mit Rückſicht auf das 
Maß der Mühewaltung des Gerichtes und die Leiltungsfähigkeit der 
Zahlungspflichtigen unverhältnigmäßig niedrig bemeffen jeien, jo 
‚gelte dies vor Allem für die befonders ſchwierige und zeitraubende 
Prüfung, welche dem Regifterrichter bei der Eintragung einer Aftien- 
geſellſchaft obliege; es habe auf eine erhebliche Erhöhung der Ge- 
bühren Betracht genommen werden müfjen. Die Begründung er: 
örtert ſodann die Grundfäge für die anderweite Bemeſſung der 
Gebühren und bemerft dabei: der Entwurf ftelle in Anfehung der 
‚Gebühren die Aktiengefellihaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
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und Gejellihaften mit beſchränkter Haftung im Allgemeinen dert 
offenen Handelsgejellfchaften gleich; eine Abweichung fei indefjen für 
die erfte Eintragung der Geſellſchaft, fowie die Eintragung von Er— 
böhungen oder Herabjegungen des Gejellichaftsfapitals geboten er- 
ichienen, weil bei diefen Eintragungen das Maß der dem Regifter- 
richter obliegenden Arbeit ein wejentlih höheres jei, als bei der 
Eintragung einer offenen Handelsgeſellſchaft (Anl. zu den Sten. 
Ber. des Abg.-Haufes 1895 Bd. 2 ©. 759 f.). Danad) ift der ge— 
jeggeberifche Grund für die höhere Befteuerung der Eintragung von 
Aktiengeſellſchaften ꝛc. die Rückſicht auf die ſchwierigere und ver— 
antwortungsvollere Prüfung des Gerichtes. Dieſer Grund fällt er— 
ſichtlich dann fort, wenn es ſich um die Eintragung einer Geſellſchaft 
zufolge Sitzverlegung handelt. Denn, wie bereits erörtert iſt, findet 
in dieſem Falle die Nachprüfung des Gründungsherganges nicht ſtatt. 
Die Prüfung des Gerichtes ift bei einer derartigen Eintragung ſogar 
eine bejonders einfache, da im MWejentlichen nur der Inhalt des 
bisher maßgebenden Regilters in das nunmehr entjcheidende Regiſter 
übernommen wird. Die Begründung läßt aber überdies erkennen, 
daß, wenn der Entwurf und mit ihm das Gejeß im $ 74 3. 3a 
von der Eintragung der Geſellſchaft Ipricht, hiermit lediglich Die 
erſte Eintragung derjelben gemeint ift. 

Demgemäß muß die Eintragung der Gefellichaft zufolge Sitz— 
verlegung unter die fonftigen Eintragungen der 3. 3b gezogen 
werden. Es ilt alfo nur eine Gebühr von 100 M. jtatt der er— 
forderten 760 M. zu erheben. 


Nr. 49. 
Gebühr für die Eintragung von Imeigniederlaffungen in das Handels-- 
regifter der Hauptniederlaſſung. 

Wird in das Handelöregifter der Hauptniederlaffung eines 
Kaufmannes nadträglid die Errichtung einer Zweignieder— 
lafjung defjelben, weldye außerhalb des Regifterbezirkes der Haupt- 
niederlaffung befteht, eingetragen, jo ift dafür feine Gebühr 
zu entrichten, wenn die Eintragung der Errichtung der Zweig- 
niederlafjung von Amtswegen oder deshalb erfolgt, weil das 
Regijtergericht der Zweigniederlafſung die vorgängige Ein- 
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tragung der letzteren in das Dandelöregifter der Hauptnieder— 
lafjung verlangt hat. 
Preuß. G.R.G. vom 25. Juni 1895 $$ 1,7 Abſ. 2, $ 74 3.1, 9 75; 8.0.2. 
Art. 21 Abi. 1,3. 
Beſchluß vom 14. Juni 1897 (I. 9. 292/97). 
Amtsgeriht Herne, Landgeriht Bodum. 


In dem Handelsregijter des Amtsgerichts zu Herne iſt Die 
Firma 9. S. zu Herne eingetragen. Unter dem 23. März 1896 
meldete der Inhaber diefer Firma, W. ©., bei dem Amtsgericht zu 
Bochum die Erridtung einer Zweigniederlafjung in Eidel behufs 
Eintragung in das dortige Handelsregiiter an. Das Amtsgericht 
zu Bochum verlangte jedoch vorgängige Eintragung in das Regiſter 
der Hauptniederlaffung. Darauf beantragte W. ©. dieje Eintragung 
bei dem Amtsgericht zu Herne, welches auch in ſein Regiſter die 
Errichtung der Zweigniederlaffung in Eidel eintrug. Bei dem 
Amtsgericht zu Herne gingen dann am 1. Mai 1896 eine Benac)- 
tihtigung des Amtsgerichts zu Eſſen über die Eintragung einer in 
Carnach errichteten Zweigniederlafjung der Firma 9. ©. und am 
9, Mai 1896 eine Benadhrichtigung des Amtsgerichts zu Tecklenburg 
über die Eintragung einer in Lengerich errichteten Zweigniederlafjung 
derfelben Firma ein. Das Amtsgericht zu Herne trug nunmehr 
in fein Regifter auch die Zweigniederlafjungen in Carnach und 
Lengerich ein, und zwar, foweit erfennbar, ohne einen ent|prechenden 
Antrag von W. ©. Für jede der drei Eintragungen in Herne kam 
mit Nücficht darauf, daß der Gewerbebetrieb des W. ©. in Die 
Gewerbeſteuerklaſſe I gehört, eine Gebühr von 100 M. zum Anſatze. 
W. S. erhob hiergegen die Erinnerung mit der Ausführung, daß 
er nur für fein Gefammtgefhäft zu der Gemerbejteuerflajje I ver: 
anlagt fei, daß aber für ſich betrachtet die Betriebe in Eidel und 
Carnach in die Gewerbefteuerklaffe IV, der Betrieb in Lengerich 
höchſtens in die Gewerbeſteuerklaſſe III gehörten und daß danach 
die Gebühren zu berechnen jeien. Das Amtsgericht wies Die 
Erinnerung zurüd, weil die Eintragungen bei der Hauptniederlaſſung 
erfolgt feien, fih auf dieſe bezögen und den gefammten Gewerbe— 
betrieb beträfen, demgemäß aber die Steuerflafje des Geſammt— 
betriebes, ven Gebührenanjaß beitimme. Auf Beihwerde von W. ©. 
ſetzte imdeffen das Landgericht die Gebühr auf je 10 M. herab. 
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In den Gründen des Beichluffes wird ausgeführt: eine unmittelbar 
anmwendbare Gebührenbeitimmung für die Eintragung einer Zweig: 
niederlaffung in das Regiſter der Hauptniederlaffung bejtehe nicht; 
es könne dahingeftellt bleiben, ob folche Eintragung gefeglich geboten 
fei; denn in dem gegebenen Falle feien die Eintragungen bewirkt 
ud habe W. ©. die Gebührenpflichtigfeit derfelben nicht bemängelt; 
für den Gebührenanfaß fei der 8 75 Preuß. G.K. G. vom 25. Juni 
1895 analog anzumenden; danach richte fih die Gebühr nach der- 
jenigen Gemwerbeiteuerflafje, zu welcher die Zmweigniederlaffungen als 
Telbftändige Betriebe veranlagt fein würden; jede der Zweignieder- 
laffungen fei, wie feftgeftellt worden, zum Zwede der Erhebung von 
Gemeindefteuerzufchlägen mit Steuerbeträgen veranlagt, welche der 
Klaſſe IV entſprächen; nach diejer Klafje ſeien deshalb auch die Ge- 
bühren zu berechnen. Auf weitere Bejchwerde des zuitändigen 
Oberftaatsanwalts wurde unter Aufhebung der Vorentſcheidungen 
die Sache zum anderweiten Befinden an tas Amtsgericht zurüd: 
verwieſen. 
Gründe: 

Die Vorinſtanz irrt zunächſt in der Annahme, daß das Gerichts— 
fojtengefeß Feine für dergleihen Eintragungen unmittelbar anwend- 
bare Gebührenvorjchrift enthalte. Der $ 74 3.1 jest bei Einzelfauf- 
leuten Gebühren für die Eintragung der Firma, für die Eintragung 
von Veränderungen und für die Lölhung der Firma feit. Die 
Eintragung einer Zmweigniederlafjung in das Regifter der Haupt- 
niederlaffung unterfällt diefer VBorfchrift, da fie als Eintragung einer 
Veränderung anzufehen ift. Aus der Eintragung des Drtes der 
Hauptniederlaffung in dem Regiſter der lesteren ift zu entnehmen, 
daß der Kaufmann fein Geſchäft gerade an diefem Orte betreibt. 
Durch die Eintragung von Zmweigniederlafjungen in dafjelbe Regifter 
wird aber ergänzend Elargejtellt, daß der Gejchäftsbetrieb nicht nur 
an dem Orte der Hauptniederlaffung, ſondern auch an den Orten 
der Zweigniederlaſſungen jtattfinde. Damit wird der Anhalt der 
bisherigen Eintragung verändert. Das Geſetz hat offenbar beab- 
fichtigt, durch Beftimmung von Gebühren für die Eintragung der 
Firma, für deren Löſchung und für Veränderungen alle Möglich- 
feiten von Vermerken bei Firmen von Einzelfaufleuten zu erſchöpfen. 
Daß zufägliche Angaben, welche den bisherigen Regiiterinhalt durch 
Ermeiterung ändern, nicht von der Gebührenvorſchrift betroffen 
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werden ſollen, iſt nicht anzunehmen. Mit Recht vertritt daher 
Mügel, Die Preuß. Koſtengeſetze 2. Aufl. zu $ 75 Anm. 2 die An— 
fiht, daß der nachträgliche Vermerk der Errichtung von Zweig— 
niederlafjungen im Regifter der Hauptniederlaffung als Eintragung 
einer Veränderung gebührenpflichtig fei. 

Der DOberjtaatsanmwaltichaft ift auch zuzugeben, daß hier der 
Gebührenanfat nach der Gewerbejteuerklaffe zu bejtimmen ift, welcher 
dad Gejfammtgewerbe angehört. In Fällen, wie dem gegebenen, 
betrifft die Eintragung das ganze Geſchäft, fie bekundet, daß der 
Betrieb deſſelben außer am Orte der Hauptniederlafjung noch an 
anderen Orten ftattfinde. Dana muß aber auch die Gemwerbe- 
fteuerflaffe des Geſammtgewerbes den Gebührenanfag regelt. 
Uebrigens würde die analoge Anwendung des $ 75 G.R.G. zu 
feiner anderen Beurtheilung führen. Denn das Kammergericht hat 
bereits mit ausführlicher Begründung angenommen, daß die Gebühr, 
welche für eine Eintragung in das Regifter der Hauptniederlaffung 
erhoben wird, regelmäßig nochmals in gleicher Höhe anzufegen fei, 
wenn diefe Eintragung demnächſt in das Regiſter einer Zweignieder— 
laffung erfolge (Jahrb. Bd. 16 ©. 175). Wenn in diefem Bes 
Ihluffe dargelegt ift, daß für Eintragungen in das Negifter von 
Zweigniederlaffungen der Gebührenanjag grundfäglich durch die Ge- 
werbejteuerflajle des Gejammtgemwerbebetriebes bejtimmt werde, jo 
muß dies erjt recht für Eintragungen gelten, weldhe aus Anlaß der 
Errichtung von Zweigniederlafjungen betreffs des Geſammtgeſchäftes 
in das Regiſter der Hauptniederlafjung vorgenommen werden. 

Trogßdem muß nad Lage des Falles der Gebührenanjag von 
je 100 M. ganz bejeitigt werden, jofern nicht der Befeitigung aus 
den vorliegenden Akten nicht erkennbare Thatjachen entgegenitehen. 

Der Gebührenanfag für die Eintragung der Errichtung von 
Zmweigniederlaffungen, welche außerhalb des die Hauptniederlafjung 
umfafienden Regiſterbezirkes bejtehen, in das Regiſter der Haupt- 
niederlaffung läßt fich nur rechtfertigen, wenn der Firmeninhaber 
eine ſolche Eintragung freiwillig nachſucht. Das Gejeg fordert eine 
derartige Eintragung nit. Nah Art. 21 Abſ. 1 H.G. B. muß die 
Firma auch für die an einem anderen Orte oder in einer anderen 
Gemeinde errichtete Zweigniederlaffung bei dem für die legtere zu- 
ſtändigen Handelsgericht angemeldet werden. Damit ift an der ent- 
Iheidenden Stelle des Gefeßes die Eintragung der Zweigniederlaffung 
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nur in das Regifter des für Die Zweigniederlafjung ſelbſt zuſtändigen 
Gerichtes gefordert. Daß aber die Zweigniederlaffung aud in das 
Regiſter der Hauptniederlafjung einzutragen wäre, ift von dem Ge- 
jeße nicht bejtimmt. Namentlich folgt die Nothwendigfeit dieſer Ein— 
tragung nicht aus Art. 21 Abſ. 3 H.G. B. wonach die Eintragung 
bei dem Handelsgerichte der Zmweigniederlaffung nicht jtattfindet, 
bevor nachgewieſen ift, daß die Eintragung bei dem Handelsgerichte 
der Hauptniederlaffung geichehen ift. Nach dem Zufammenhange 
des Art. 21 bejagt diefe Vorjchrift nur, daß die Firma, d. h. der 
faufmännifche Name des Geſammtgeſchäftes, in das Negijter der 
BZweigniederlaffung erft eingetragen werden darf, nachdem diefe Firma 
in das Regifter der Hauptniederlafjung eingetragen ift. Daß Art. 21 
Abſ. 3 nur jo zu verftehen it, ergiebt jich, abgejehen von dem 
Wortlaute des Gejeges, aus deſſen Entjtehungsgefhichte. Denn 
durch Art. 21 Ab. 3 follte nur der Verwirrung begegnet werden, 
welche daraus erwachſen könnte, daß ein Geſchäft, zumal eine Kom- 
manditgejellichaft, Aktienkommanditgeſellſchaft oder Aktiengeſellſchaft 
in das Regijter einer Zweigniederlaffung eingetragen würde, während 
die Eintragung in das Negifter der Hauptniederlaffung nicht erfolgte 
(Brotofolle zum 9.G.B. ©. 4661). Auch in der einichlägigen 
Literatur wird angenommen, daß das Gejeh die Eintragung einer 
Zweigniederlaffung in das Regiſter der Dauptniederlaflung nicht 
vorjchreibt (vgl. Staub, Kommentar zum H.G. B. 5. Aufl. ©. 47; 
Schultze-Görlitz, Die Führung des Handelsregifters ©. 26, 104 F.; 
Kenaud, Recht der Altiengefellihaften 2. Aufl. ©. 645). Auf dieſem 
Standpunft befindet ſich auch allem Anjcheine nad die Inſtruktion 
des Preußiſchen Yuftizminifters vom 12. Dezember 1861, betr. die 
Führung des Handelsregifters, indem fie über die Eintragung von 
Zweigniederlafjungen in das Regijter der Hauptniederlafiung ledig- 
lih für den Fall beftimmt, in welchem eine Zweigniederlaflung fich 
innerhalb des Gerichtsbezirkes der KHauptniederlaffung an einem 
anderen Orte oder in einer anderen Gemeinde, als derjenigen der 
Hauptniederlaffung befindet ($$ 31, 32, 60, 70, 78). 

Was nun zunächft die Eintragung der in Carnach und Lengerich 
errichteten Zmweigniederlaflungen in das Negifter von Herne anlangt, 
jo ift überhaupt nicht erkennbar, daß W. ©. entjprechende Ein- 
tragungsanträge gejtellt hätte. Es bedarf feiner Erörterung, ob 
mangels ſolcher Anträge die Eintragungen vorgenommen werden 
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durften (vgl. Mafomwer, Kommentar zum H. G. B. 11. Aufl. ©. 38). 
Jedenfalls laffen ſich jolche Eintragungen von Amtswegen nur dureh 
die Rückſicht auf das öffentliche Intereſſe an möglichiter Ueberein- 
ftimmung der die Hauptniederlafjung und die Zmweigniederlaffungen 
deffelben Gefchäftes betreffenden Regifter rechtfertigen. Alsdann 
aber ijt nicht erfichtli, aus welchem rechtlichen Grunde hier W. ©. 
für Die Koften der von Amtswegen vorgenommenen Eintragungen 
haften fol. Er ſteht für die Koften weder als Antragjteller, noch 
als ein ſolcher ein, deſſen Intereſſen von dem Gerichte wahrgenommen 
worden find ($ 1 G.K. G.). Denn ein Intereſſe des W. ©. daran, 
daß feine Zweigniederlafjungen auch in dem Regiſter der Haupt- 
niederlafjung Fenntli gemacht werden, ift nicht erfindlich. Weber: 
dies Fann ein Verfahren des Regiftergerichts von Amtswegen eine 
Koftenverpflichtung des Betheiligten immer nur dann nad) fich ziehen, 
wenn dies Verfahren eine gefegliche Grundlage hat. Dies ift aber 
bei der Eintragung der Zmweigniederlafjungen in das Negifter der 
Hauptniederlafjung, wie ausgeführt, nicht der Fall. ' 

Die Eintragung der in Eidel errichteten Zweigniederlaflung in 
das Negifter von Herne beruht allerdings auf einem Antrage des 
W. S. Mlein das diejer Eintragung zu Grunde liegende Verfahren 
it zu beanftanden. Nach den vorſtehenden Erörterungen durfte das 
Amtsgericht zu Bodum die Eintragung der in Eidel beftehenden 
Zweigniederlaffung nicht vorn der vorgängigen Eintragung derjelben 
in Herne abhängig machen. Nun hätte W. ©. zwar die ablehnende 
Verfügung des Amtsgerichts zu Bohum im Beichwerdewege anfechten 
fönnen. Aber die Unterlafjung diefer Anfechtung Fonnte das Amts— 
gericht zu Herne nicht der Prüfung entheben, ob die Eintragung 
in Herne vor der Eintragung in Bochum zuläfjig war. Diele 
Prüfung hätte dahin führen müffen, daß die Eintragung in Herne 
nicht vorzunehmen war. Das Geſetz fordert nur die Eintragung 
der Zweigniederlafjung in das Regiiter des für die Zweignieder— 
laffung ſelbſt zuftändigen Gerichtes. Das Gericht der Hauptnieder- 
lafjung aber kann die Zweigniederlafjung feinesfalls eintragen, bevor 
diefe Eintragung in das Regiſter der Zweigniederlaffung erfolgt ift. 
Mangels einer gejeglichen Begriffsbeſtimmung der Zweigniederlaffung 
muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß das für den Drt 
der angeblichen Zmweigniederlaffung zuftändige Gericht die Eintragung 
der Niederlafjung ablehnt, weil es der legteren die Merkmale einer 
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Zweigniederlafjung nicht zuerfennt. Namentlih in folden Fällen 
fann, wenn das Gericht der Hauptniederlaffung die Zmweignieder- 
laffung ohne Rüdfiht auf die Eintragung bei dem für die Zweig— 
niederlaffung zuftändigen Gerichte einträgt, das mit dem Erforderniſſe 
einer geordneten Regifterführung offenbar unverträgliche Ergebniß 
eintreten, daß das für die Zweigniederlafjung beſtimmte Regifter 
die Eintragung der Zweigniederlafiung nicht enthält, während dieſe 
Zweigniederlafjung in dem für fie gejeßlich nicht beſtimmten Regifter 
der Hauptniederlaflung vermerkt it. In dem gegebenen Falle ift 
denn auch ein jolches Ergebniß eingetreten. Denn nad der dent 
Yandgeriht auf Anfrage ertheilten Auskunft war wenigſtens am 
6. April 1897 die Niederlaffung in Eidel noch nicht in dem Handels- 
regijter von Bochum eingetragen. Es it anzunehmen, daß W. S,, 
wennJer bedeutet worden wäre, daß die Eintragung in Herne vor 
der Eintragung in Bochum nicht erfolgen dürfe, die Eintragung in 
Bochum weiter betrieben, von derjenigen in Herne aber Abſtand 
genommen hätte. Da die Eintragung der in Eidel bejtehenden 
Zweigniederlafjung in das Regiſter von Herne gejeglich nicht geboten 
war und fie nur duch die unrichtige Beitimmung der Rechtslage 
Seitens der Amtsgerichte zu Bodum und Herne veranlaßt ift, war 
eine Gebühr für diefe Eintragung nit in Anfag zu bringen (vgl. 
87 Ab. 2 G.K. G.). 

Das Landgericht durfte ſich dieſen Erörterungen nicht, wie ge— 
ſchehen, durch die Erwägung entziehen, daß W. S. die Gebühren— 
pflichtigkeit der Eintragungen an ſich nicht in Zweifel gezogen habe. 
W. S. hatte mittels Erinnerung und Beſchwerde den Gebühren— 
anſatz bemängelt. In dem betreffenden Verfahren war deshalb die 
Berechtigung des Gebührenanſatzes auf Grund der geſetzlichen Vor— 
ſchriften allſeitig nachzuprüfen. Dieſe nunmehr von dem Gerichte 
der weiteren Beſchwerde vorgenommene Prüfung führt dahin, daß 
die Gebühr für die drei Eintragungen überhaupt zu befeitigen ift, 
fofern nicht etwa diejer Bejeitigung Gründe entgegenftehen, welche 
aus dem vorliegenden Altenmaterial nicht entnommen werden fönnen 
und deshalb feine Berüdfichtigung gefunden haben. 
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Nr. 50. 
Gebühr für Eintragung in das Handelsregifter einer Imeigniederlaffung. 
Die Gebühr für die Eintragung einer Firma in das 
Handelöregijter einer Zweigniederlaffung beftimmt fich nad) 
der Gewerbefteuerklaffe, in welche der gejammte Gewerbe- 
betrieb des Unternehmers gehört. 
8.8.8. vom 25. uni 1895 88 74, 75 Abf. 1. 


Beihluß vom 20. September 1897 (1. %. 428/97). 
Amtsgericht und Landgericht Stettin.*) 


In dem Handelsregifter des Amtsgerichts zu W. ift die offene 
Handelsgefellihaft „Dr. B. 2. u. Co.“ mit dem Site in W. ein- 
getragen. Zufolge Anmeldung der Geſellſchafter vom 8. Mai 1897 
wurde die Firma auch in das Handelsregifter des Amtsgerichts zu 
St. mit dem Bemerfen eingetragen, daß fih in St. eine Zweig— 
niederlaffung befinde. Auf Grund der Feſtſtellung, daß der Betrieb 
der Gefellfehaft zur dritten Gewerbefteuerflaffe eingefchägt fei, kam 
für die Eintragung in das Regifter zu St. eine Gebühr von 40 M. 
nad) Maßgabe der 88 74 3. 2a, 75 Pr. G.K. G. vom 25. Juni 1895 
zum Anfage. Hiergegen erhob die Gefelichaft die Erinnerung mit 
der Ausführung, daß die Eintragung fi nicht auf das Geſammt— 
geſchäft, ſondern nur auf die Zweigniederlaffung beziehe, daß da— 
nach nur der Betrieb des Zweiggeihäftes, welcher wegen feiner 
Geringfügigfeit von der Gewerbejteuer frei fei, die Gebühr be- 
ftimme. Das Amtsgericht gab indefjen der Erinnerung nicht jtatt, 
indem es die Zugehörigkeit des Gejammtbetriebes zu der Dritten 
Gewerbeſteuerklaſſe für jchlechthin enticheidend erachtet. Aus dem 
gleihen Grunde wies das Landgericht die hiergegen Seitens der 
Geſellſchaft erhobene Beſchwerde zurüd, Auch der weiteren Be— 
ſchwerde der Geſellſchaft wurde der Erfolg verjagt. 


Gründe: 
Wie das Kammergericht bereits duch Beihluß vom 5. Oktober 


*) An einem Befchluffe vom 22. November 1897 (I. 9. 552/97) tft entfprechend 
für Die Eintragung in das Handesregiſter einer Zweigniederlaffung, daß die legtere 
aufgehoben fei, der Gebührenanjag nad) der Gewerbefteuerllaffe des geſammten 
Gewerbebetriebes des Unternehmers für gerechtfertigt erachtet worden. D. €. 

Johow, Jahrbuch. N. 5. XVII. (XXV.) 12 
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1896 (Sahrbud Bd. 16 ©. 175) ausgefprodhen bat, kommt die 
Gebühr, welche für eine Eintragung in das Handelsregifter der 
Hauptniederlaffung erhoben wird, regelmäßig nochmals in gleicher 
Höhe zum Anſatze, wenn diefe Eintragung demnädft in das Re— 
gifter einer Zweigniederlaffung erfolgt. An diefem Grundjage muß 
nad erneuter Erwägung auch für den gegebenen Fall feitgehalten 
werden. 

Allerdings hat das Reichsgericht in dem Beſchluſſe vom 
14, November 1896 (Entſch. in Civil. Bd. 38 ©. 261) die Anficht 
vertreten, daß für Eintragungen in das Regiſter einer Zweig— 
niederlaffung die Gebühren aus 8 75 G. K. G. nicht auf der Grund- 
lage der dem gefammten Gemerbebetriebe des Zahlungspflichtigen 
entiprechenden Gewerbefteuerflaffe, jondern nah Maßgabe einer 
befonders vorzunehmenden Einſchätzung des Zweiggeichäftes zu er- 
heben feien. Allein die bierfür beigebrachten Gründe erjcheinen 
nicht durchgreifend. 

Nah 8 75 G. K. G. ift, wenn eine Eintragung ſowohl in das 
Handelsregifter der Hauptniederlaffung als in das einer Zweig- 
nieberlaffung geſchieht, für jede Eintragung in jedes Negifter „der 
im $ 74 vorgefchriebene Sat befonders" zu erheben. Damit ift 
verordnet nit nur, daß für die Eintragung in das Regifter der 
Zweigniederlafjung eine befondere Gebühr zu erfordern fei, fondern 
zugleich, daß für diefe Eintragung der Sat des $ 74, alfo die- 
jenige Gebühr zur Erhebung zu fommen babe, welche im $ 74 für 
die Eintragung in das Regiſter der Hauptniederlafjung feſtgeſetzt 
ift. Der $ 74 beftimmt aber in den für den vorliegenden Fall 
zu berücfichtigenden 3. 1 und 2 die Eintragungsgebühr auf 100, 50, 
20, 10 und 2M., je nachdem der Gewerbebetrieb nah den $$ 6 
bis 8, 24, 34 des Gemwerbefteuergejeges vom 24. Juni 1891 in die 
erfte, zweite, dritte, vierte Gemwerbeiteuerflaffe gehört oder wegen 
geringen Ertrages und Kapitals von der Gemwerbefteuer frei  ift. 
Nur foweit eine Einſchätzung zur Gewerbefteuer nach Maßgabe des 
Geſetzes vom 24. Juni 1891 nicht erfolgt, ift es dem Ermeſſen des 
Gerichtes freizugeben, die Einreihung in die verjchiedenen Klaffen 
vorzunehmen. 

Wie nun das Kammergeriht in dem angeführten Beſchluſſe 
dargelegt hat, ijt nach dem Gewerbefteuergejege der gejammte Ge— 
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werbebetrieb einer Berfon, ſofern er der Gewerbefteuer unterliegt, 
ftets nur als Einheit zu befteuern und demgemäß nur zu einer 
Gemwerbejteuerflaffe gehörig. Läßt alfo das Gerichtsfoftengefeg für 
die Berechnung der Gebühr die Zugehörigkeit des Gemwerbebetriebes 
zu den einzelnen Gewerbejteuerflajfen nad Maßgabe des Gewerbe- 
ſteuergeſetzes entjcheiden, jo kann hierunter zufolge diefer Geftaltung 
des Gewerbefteuergejeges nur die Zugehörigkeit des gefammten 
Gemwerbebetriebes des bei der Eintragung betheiligten Unternehmers 
zu der einen bejtimmten Klaſſe vorhanden fein, zu welcher die 
Steuereinfhägung erfolgt ift. Einer Auslegung des Gerichtsfoften- 
geleßes dahin, dab, wenn der Unternehmer jein Gewerbe an mehre- 
ren Orten in der Form einer Hauptniederlaffung und von Zweig: 
niederlafjungen betreibt, nicht die wirkliche Zugehörigkeit des 
Gejammtgewerbebetriebes zu einer beitimmten Gewerbeſteuerklaſſe 
für den Anja der Eintragungsgebühren entjcheide, Tondern das 
Gericht behufs der Gebührenberehnung die einzelnen Nieder: 
lafjungen in die ihrem Ertrage oder ihrem Anlage- und Betriebg- 
fapital entjprechenden Steuerflaffen nad Anleitung des Gemerbe- 
fteuergefeßes einzureichen babe, widerfpricht ſowohl der Wortlaut 
wie die Begründung des Gerichtsfoftengefeßes. Denn im $ 74 
3. la ift die Einreihung des Gemerbebetriebes in die einzelnen 
Steuerflaffen dem Gerichte ausdrüdlih nur für den Fall über- 
lajien, in welchem eine Einſchätzung zur Gewerbefteuer nah Maß— 
gabe des Geſetzes vom 24. Juni 1891 nicht erfolgt. Eine ſolche 
Einſchätzung zur Gemwerbefteuer nad Maßgabe des Gefehes vom 
24. Juni 1861 hat aber offenbar dann jtattgefunden, wenn der 
Gefammtgewerbebetrieb einer bejtimmten Steuerklaffe zugewieſen 
ift. In der Begründung zu dem Gerichtsfoftengefe aber ijt zur 
Rechtfertigung des $ 75 bemerkt: es follten für Eintragungen im 
Handelsregifter der Zmeigniederlaffung diefelben Gebühren erhoben 
werden wie für die Eintragung im Handelsregifter der Hauptnieder- 
lafjung, weil die Thätigkeit des Negiftergerichts in beiden Fällen die 
gleiche jei. Der Sinn des Gefeges geht alfo offenbar dahin, die Ein- 
tragung in das Regifter der Hauptniederlafjung und diejenige in das 
Regifter einer Zweigniederlaflung befonders und gleich hoch zu be- 
fteuern. Mit diefem gefeglichen Sinne iſt eine Sondereinſchätzung des 
Gemwerbebetriebes der Zweigniederlafjung behufs — der Ein⸗ 
19° 
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tragungsgebühr unverträglid. Denn bei Zulafjung folder Sonder- 
einſchätzung würde, gleichviel ob alsdann die Gebühr für die Eintragung: 
in das Regifter der Hauptniederlaffung nach der Gewerbeſteuerklaſſe 
des Gejammtbetriebes oder wiederum auf Grund einer Sonder— 
einfhägung des Betriebes der Hauptniederlaffung allein zu berechnen 
wäre, die Gebühr für die Eintragung in das Regiſter der Zweig- 
niederlaffung fich jchon deshalb geringer ftellen, als die Gebühr 
für die Eintragung in das Negifter der Hauptniederlaffung, weil 
regelmäßig das Zmweiggefhäft dem Hauptgeſchäft an Bedeutung 
nachfteht.. Damit wäre aber das in den Motiven ausgedrücdte 
Prinzip, daß die Eintragung in das Regiſter der Zweignieder- 
laffung nicht niedriger zu befteuern jei, als die Eintragung in 
das Negifter der Hauptniederlaffung, in das Gegentheil verkehrt. 

Das Kammergericht hat fih in dem angeführten Beſchluſſe 
allerdings die Entſcheidung für diejenigen Fälle vorbehalten, im 
welchen die Eintraguug nur in das Regifter der Zweigniederlaſſung 
erfolgt und nur befondere Rechtsverhältniffe der legteren betrifft. 
Ein derartiger, möglicherweife eine abweichende Beurtheilung er= 
fordernder Fall liegt indeffen gegenwärtig nit vor. In das 
Regifter des Amtsgerichts St. find, den Art. 21, 86 H. G. B. ent- 
ſprechend, die Firma und der Sit der Geſellſchaft, die Perſonen 
der Gejellichafter und der Beginn der Gefellihaft eingetragen 
worden. Diefe Eintragung bezieht ſich demnad auf Rechtsverhält- 
niſſe des Gejammtgejchäfts, welche auch in dem Regifter der Haupt- 
niederlaffung vermerkt find. 

Demgemäß muß es bei der Bemeffung der Gebühr auf 
Grundlage der dritten Gemwerbefteuerkflaffe, zu welcher der Gewerbe— 
betrieb der befchwerdeführenden Geſellſchaft eingeſchätzt ift, ſein 
Bemwenden behalten. 


Nr. 51. 
Gebühr für Eintragung der Bmeignicderlaffung einer außerdeutfchen 
Aktiengefellfhaft. 

Für die Eintragung der Zweigniederlaffung einer Aftien- 
gejellihaft, deren Hauptniederlaffung ſich außerhalb des 
Deutjchen Neiches befindet, in das Handelsregifter eines 
preußiſchen Gerichts tritt die Gebührenermäßigung aus dem 
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Gerichtskoſtengeſetze vom 25. Juni 1895 8 75 Abſ. 1 am 

Schluſſe nicht ein. 

G.K.G. vom 25. Zuni 1595 $ 74 3. la und 3a 8 75; H. G. B. Art. 212 Abſ. 3 
(179 Abi. 3). 


Beſchluß vom 8. Februar 1897 (I. Y. 43/97). 
Amtsgeriht Homburg v. d. H., Landgericht Frankfurt a. M. 


In das Handelsregifter des Amtsgerichts zu Homburg v. d. 9. 
wurde am 8. Mai 1896 eine Zweigniederlafjung der in E. (England) 
beitehenden Aftiengefellihaft ©. P. S. ©. u. Co. eingetragen. Hier— 
für gelangte eine nah dem Grundfapital von 100000 Lſtrl. = 
2040 000 M. gemäß $ 74 3. 3a G.8.G. vom 25. Juni 1895 auf 
622 M. berechnete Gebühr zum Anfage. Der Bevollmächtigte der 
Geſellſchaft Dr. H. M. erhob gegen den Anja die Erinnerung mit 
der Ausführung, daß es ſich nur um die mit dem ermäßigten Sage 
des 8 75 Abi. La. a. DO. zu befteuernde Eintragung der Zweignieder- 
lafjung einer Aktiengefelfchaft handle, deren inländifcher Gewerbe: 
betrieb zur dritten Gewerbeſteuerklaſſe veranlagt jei. Von dem 
Amtsgericht wurde die Erinnerung zurüdgemiefen, weil die VBoraus- 
ſezung für die Anwendbarkeit des $ 75 Abf. 1, daß in dem Gel- 
tungsgebiete des Deutſchen 9.G.B. ſowohl die Haupt:, als auch die 
Zweigniederlaffung eingetragen feien, nicht vorliege, auch das Motiv 
für die Herabjegung der Gebühr bei der Eintragung der Zweig— 
niederlaſſung einer Aktiengeſellſchaft, nämlich die geringere Mühe des 
Richters gegenüber der Eintragung der Hauptniederlafjung, in einem 
Falle, wie dem gegebenen nicht zutreffe. Das Landgericht wies Die 
über diefe Entiheidung von dem Dr. H. M. erhobene Beichwerde, 
in welcher die Ermäßigung der Gebühr auf 40 M. verlangt wurde, 
zurüd, In den Gründen wird ausgeführt, daß der $ 75 Abf. 1 nur 
bei Eintragung ſowohl der Hauptniederlaffung, als auch der Zweig: 
niederlaffung in dem Bereiche des Preußiſchen Gerichtsfoftengejeges 
anwendbar jei und daß der gejeßgeberifche Grund für die Gebühren- 
rmäßigung hier verfage. Auch die weitere Beichwerde des Dr. H. M. 
At zurückgewieſen worden. 


Gründe: 


Nah $ 74 3.32 G. K. G. iſt für die Eintragung einer Aftien- 
geiellihaft eine Gebühr zu erheben, welche fich bei einem Grund- 
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fapital von 2040000 M. auf 622 M. ſtellt. Im $ 75 Abſ. 1 a. a. O 
ift wörtlich beitimmt: 

„Sejchieht eine Eintragung ſowohl in das Handelsregifter der 
Hauptniederlaffung, als in das einer Zweigniederlaffung, Fo it für 
jede Eintragung in jedes Regifter der im $ 74 vorgefhriebene Sat 
befonders zu erheben, im Falle der 3.3a des 8 74 jedod) für die 
Eintragung in das Regiſter der Zmeigniederlaffung nur das 
Zweifache der Säte zu 1a.” 

Diefer legtere Sat des $ 74 3. 1a beträgt, je nachdem der 
Gewerbebetrieb in die erſte, zweite, dritte, vierte Gewerbeſteuerklaſſe 
gehört, 100, 50, 20, 10 M., bei gewerbefteuerfreien Betrieben 2 M. 
Die Begründung zu dem jegigen $ 75 Abf. 1 rechtfertigt die Ermä— 
Bigung damit, daß bei Aftiengefellichaften die Prüfungspflicht des 
Richters, welcher das Handelsregifter der Zweigniederlaflung führe, 
eine befchränftere ſei, als diejenige des mit der Führung des Han— 
belsregifters der Hauptniederlafjung betrauten Richters, auch in das 
Regiſter der Zweigniederlaffung nur ein Auszug eingetragen werde. 

Mit Recht haben die Vorinjtanzen angenommen, daß weder 
der Wortlaut, noch der Grund für die Ermäßigung des $ 75 Ab}. 1 
einen Fall treffe, in welchem die Eintragung der Zweigniederlaſſung 
einer außerdeutſchen Aktiengeſellſchaft bewirkt wird. 

Das Geſetz ftellt für die Gebührenvorfehrift des $ 75 Abſ. 1 in 
ihrem ganzen Umfange die Vorausſetzung auf, daß eine Eintragung 
ſowohl in das Handelsregiiter der Hauptniederlafjung, als in das 
einer Zweigniederlaffung erfolgt. Wird hiervon ausgegangen, jo 
jtellt fich die Vorſchrift des $ 75 Abf. 1, ſoweit dies gegenwärtig 
in Betracht kommt, dahin: Gefchieht die Eintragung der Aftienge- 
jellfehaft fowohl in das Handelsregifter der Hauptniederlaffung, als 
in das einer Zweigniederlaffung, fo ift für die Eintragung in das 
Negifter der Hauptniederlaffung der Sat des $ 74 3. 3a, für die— 
jenige in das Negifter der Zweigniederlaffung das AZmweifache der 
Süße des $ 74 3. 1a bejonders zu erheben. Daraus folgt, daß, 
wenn die Eintragung nicht ſowohl in das NRegifter der Hauptnieders 
lafjung, als in das einer Zmweignieberlaffung, fondern nur in dag 
legtere Regifter erfolgt, der Fall des $ 75 Ab}. 1 und damit der- 
jenige der Ermäßigung der Gebühr überhaupt nicht gegeben ift.. 
Daß das Gejeg eine Sachlage nicht trifft, bei welcher die Haupt- 
niederlaffung im Auslande befteht, ergiebt fich aus feiner Faſſung, 
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wonah nur eine Vorfchrift für den Fall gemeinfamer Eintragung 
in das Regifter der Haupt- und einer Zweigniederlaffung gegeben 
und grundfäglic für die Eintragung in jeder diefer Regifter der Satz 
des $ 74 bejtimmt if. Denn der Gebührenfat des 8 74 Preuß. 
G.K. G. Fann für die Eintragung in das Regijter der Hauptnieber- 
lafjung jelbitverftändlih nur unter der Vorausſetzung angeordnet 
jein, daß die Hauptniederlaffung in dem Geltungsgebiete des Preu- 
ßiſchen Geſetzes beiteht. 

Es kann nun unerörtert bleiben, ob etwa das geſetzgeberiſche 
Motiv für die im $ 75 Abf. 1 enthaltene Gebührenermäßigung deren 
Anwendung dann gejtattet, wenn eine außerpreußifche deutſche Aftien- 
gejellichaft in Preußen eine Zmeigniederlaffung eintragen läßt. Denn 
die Arbeit des preußischen Regifterrichters wird allerdings bei der 
Eintragung einer deutfchen Aktiengeſellſchaft im Wefentlichen dadurch 
nit vermehrt, daß die Geſellſchaft ihre Hauptniederlaffung außer- 
halb Preußens bat. Dagegen ift die Thätigfeit des inländifchen 
Richters eine ungleich umfangreichere, wenn die Aktiengefellichaft, 
deren Zmweigniederlafjung eingetragen werden fol, ihre Hauptnieder- 
laffung außerhalb des Deutfchen Reiches hat. Vor Allem erheiicht 
hier die nach Art. 212 Abſ. 3 in Verbindung mit Art. 179 Abf. 3 
H.G. B. gebotene Feititellung, dab die Aktiengeſellſchaft als ſolche im 
Auslande befteht, ein oft mit Schwierigkeiten verbundenes Eingehen 
auf die Beftimmungen des fremden Rechtes. Nicht minder aber muß 
in ſolchem Falle der für die Zmeigniederlaffung zuftändige Richter, 
wenn er nach Art. 212 Ab. 3 9.G.B. zur Eintragung derjenigen 
Punkte "fchreitet, welche bei deutſchen Aftiengefellichaften gemäß 
Art. 210c Abf. 2 und 3 H.G.B. als Auszug aus dem Gefellichafts- 
vertrage "von dem Gerichte der Hauptniederlaffung veröffentlicht 
werden, überall nad) Maßgabe des ausländischen Rechtes in die ver- 
antwortliche Erörterung eintreten, inwieweit die ausländiichen Ge— 
ſetzesvorſchriften jih mit den Anforderungen und Begriffen des 
deutfchen Handelsrechtes in Einklang bringen laffen. Cine ent= 
Iprehend mühenolle Prüfung findet bei der Eintragung der Zweig— 
niederlaffung einer deutſchen Aktiengeſellſchaft nicht jtatt. Bei Letz— 
tever ift die Eintragung der Zweigniederlafjung von dem Nachweile 
abhängig, daß der Gefellfchaftsvertrag in das Handelsregifter der 
Hauptniederlaffung eingetragen ift (Art. 212 Abf. 2 mit Art. 179 
Ad. 2 H.G. B.). Danach ift aber, wenn die Zweigniederlaffung einer 
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deutſchen Aktiengefellfchaft eingetragen werden fol, die Gejegmäßig- 
feit des einzutragenden Auszuges aus dem Gejellihaftsvertrage be- 
reits von einem deutfchen Regijterrichter, demjenigen der Hauptnieder- 
lafjung, feitgeitellt und der Regifterrichter der Zmeigniederlaffung nur 
in beſchränktem Umfange mit einer Nachprüfung befaßt. Wie fi 
ſchon hieraus ergiebt, trifft auch der gefeßgeberifche Grund für die 
Gebührenermäßigung, daß in das Regifter der Zweigniederlaffung 
nur ein Auszug eingetragen werde, auf die Zweigniederlajlung einer 
außerdeutfchen Gejellfchaft nicht zu. Denn der Auszug, welder nad 
Art. 212 Abf. 3 9.G.B. in das Regifter der Zweigniederlaffung ein- 
getragen wird, ift der fchon vorher gemäß Art. 2100 ebenda von 
den Regiftergerichte der Hauptnieberlaffung feitgeftellte und veröffent- 
lichte Auszug aus dem von dem letteren Gerichte eingetragenen Ge- 
fellfehaftsvertrage. Ein Auszug in diefem Sinne liegt wiederum 
nur vor, wenn die Hauptniederlaffung in einem deutſchen Handels— 
regifter verzeichnet, alfo im deutichen Neiche befindlich ift. 

Da demnad weder die Faſſung des $ 75 Ab}. 1 G. K. G, noch 
die Gründe für die in ihm enthaltene Gebührenermäßigung auf die 
Eintragung der Zweigniederlafjung einer außerdeutjchen Aktien— 
oefellfchaft zutreffen, muß für diefe Eintragung die allgemein für 
die Eintragung einer Aktiengeſellſchaft beſſimmte Gebühr des $ 74 
3. 3a zum Anfage kommen. Der entgegengejegten Anſicht von 
Mügel, Die Preuß. Koſtengeſetze 2. Aufl. ©. 197, kann daher nicht 
beigepflichtet werden. 

Ob etwa in dem gegebenen Falle gemäß 8 75 3. 3a hinfichtlich 
der Zahlung eines Theiles der Gebühr ein Aufſchub verlangt werden 
fann, weil anjcheinend das Grundkapital noch nicht voll eingezahlt 
ift, braucht gegenwärtig nicht erörtert zu werden, weil ein ſolches 
Verlangen noch nicht geftellt ift. 

Danad) war die weitere Befchwerde zurüdzumeifen. 

Nr. 32. 
Gebühr für Eintragungen in das Prokurenregifter. 

Die Gebührenermäßigung des 8 75 Abi. 2 Gerichtsfojten- 
geießed vom 25. Juni 1895 tritt ein, wenn auf Grund ber 
in einer und derjelben Verhandlung erfolgten Anmeldung 
mehrere Eintragungen, welche ſich auf daſſelbe kaufmänniſche 
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Unternehmen beziehen, in das Profurenregifter deſſelben Ge- 
richts erfolgen. 

G. K.G. vom 25. Juni 1895 $ 75 Abf. 2. 


Beihluß vom 22. November 1897 (1. 9. 569/97). 
Amtsgericht Witten, Landgeriht Bochum. 


Die Borftandsmitglieder einer Aktiengefelliehaft meldeten zu 
Protokoll des Amtsgerichts behufs Eintragung in das Profuren- 
zegifter an, daß fie den W. H. mit beftimmten Maßgaben zum 
Prokuriſten der Geſellſchaft bejtellt hätten; in derfelben Verhandlung 
beantragten fie die Löfhung der eingetragenen Profura des E. M. 
Das Amtsgericht trug darauf in das Profurenregifter zur Nr. 108 
die Beendigung der Profura des C. M. und unter Nr. 112 die 
Profura des W. 9. ein. Für die Vermerfe fam der für die Ein- 
tragung einer Profura im $ 74 3.4 ©.8.G. vom 25. Juni 1895 
beftimmte Sat auf Grund der Gewerbefteuerflaffe I, zu welcher 
die Geſellſchaft eingefchägt ift, mit 100 M. zum Anfage, während 
die Gebühr für die Löfhung einer Profura gemäß $ 75 Abi. 2 
ebenda nicht angejegt wurde. Auf Veranlaffung des Rechnungs- 
reviſors fand aber ſpäter die Nachforderung der Löſchungsgebühr 
mit 50 M. ftatt, weil zwei Anmeldungen vorlägen und danach für 
jede der beiden Eintragungen bejonders zu liquidiren fei. Auf 
Erinnerung der Geſellſchaft befeitigte das Amtsgeriht den nach— 
träglihen Gebührenanfag, indem es annahm, daß es jih nur um 
eine Anmeldung handle und daß die beiden Anmeldungen diejelbe 
Geſellſchaft beträfen, demgemäß aber der $ 75 Abf. 2 G.K. G. 
anwendbar ſei. Das Landgericht wies die hierüber von der Staats- 
anwaltichaft erhobene Bejchwerde zurüd. Es führte aus, daß der $ 75 
Abi. 2 G.R.G. hier zwar nur zutreffe, wenn die Eintragungen ſich 
auf diefelbe Profura bezögen, daß indeffen diefer Fall gegeben fei, 
da lediglich eine Webertragung der Profura des in den Vorftand 
der Geſellſchaft eingetretenen C. M. auf W. 9. ftattgefunden habe, 
und daß danach auch, wie die Staatsanmwaltfchaft dies für den Eintritt 
der Gebührenermäßigung als erforderlich erachte, die beiden Anträge 
und Eintragungen denfelben Gegenftand beträfen. Der weiteren 
Beichwerde der Oberſtaatsanwaltſchaft wurde der Erfolg verfagt. 
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Gründe: 

Allerdings kann den Erwägungen des Landgerichts nicht bei= 
getreten, werden. Es jteht hier nicht eine Webertragung der näm— 
lihen PBrofura von C. M. auf W. H. in Rede, wie denn auch 
dem Handelsgeſetzbuch eine ſolche Webertragung völlig fremd ift. 
Vielmehr kommen zwei verfchiedene Profuren in Betracht, von 
welchen die dem C. M. ertheilte zur Löſchung, die dem W. 9. er- 
theilte zur Eintragung gebradt it. 

Trotzdem mußte die Gebührenermäßigung aus $ 75 Abi. 2 
G. K. G. hier Plab greifen. Derjelbe lautet: 

Wenn auf Grund einer und berjelben Anmeldung mehrere 
Eintragungen, welche auf diefelbe Firma oder diejelbe Profura 
oder diejelbe Geſellſchaft jih beziehen, in das Handelsregifter 
deſſelben Gerichts erfolgen, jo wird nur der höchſte Satz von 
den für die einzelnen Eintragungen nah $ 74 zu berechnenden 
Süßen erhoben.“ 

Diefe Borfchrift ift faſt wörtlid dem 8 3 Abſ. 2 der Wr. 
Koftenverordnung vom 27. Januar 1862 (G. S. S. 33) entnommen. 
Daß in der Teßteren Gebührenvorſchrift jih vor den Worten 
„mehrere Eintragungen” noch diejenigen „nad den Vorſchriften des 
Handelsgefegbuches" befinden, jtellt einen fachlichen Unterjchied 
nicht dar. 

Es kann nun zunädit feinem begründeten Bedenfen unter- 
liegen, daß hier im Sinne des $ 75 Abi. 2 G.K. G. bezüglich der 
Beendigung der Prokura von C. M. und der Ertheilung der Pro— 
kura an W. H. „eine und diefelbe Anmeldung” befteht. Inſoweit 
fommt es lediglich auf den gejeglihen Formalaft der Anmeldung 
an. Soll hierbei auf die Vorjhriften des H.G.B. zurüdgegangen 
werden, jo ergeben dieſe feinen Satz, wonach es unzuläflig wäre, 
in einem Akte die Beendigung einer früher ertheilteu Prokura und 
die Ertheilung einer neuen Prokura zum Handelsregifter anzu— 
melden. Ob eine ſolche Anmeldung auch in mehreren Akten hätte 
erfolgen können, ift jedenfalls dann unerheblich, wenn fie zuläffiger 
Weiſe in einem Afte erfolgt it. Danach bedarf es feiner Er- 
örterung, ob, wenn das Amtsgericht die gleichzeitig erklärte An— 
meldung der Profurenbeendigung und der Profurenertheilung im 
zwei Protofollen — dem einen über die Beendigung und dem 
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anderen über die Ertheilung beurfundet hätte, nicht troßdem im 
Sinne des G.K. G. von einer Anmeldung zu fprechen wäre. 

Aber auch die ſonſtigen Erforderniffe der Gebührenordnung 
find erfüllt. 

Der $ 3 Abf. 2 der Verordnung vom 27. Januar 1862, auf 
welchen der $ 75 Abf.2 G. K. G. beruht, legt offenbar denjenigen 
Zuftand des Handelsregifters zu Grunde, der durch die Inftruftion 
des Yuftizminifters vom 12. Dezember 1861 (J.M.Bl. ©. 328) ge— 
ſchaffen ift. Nah $ 6 derjelben zerfällt das Handelsregifter in drei 
Abtheilungen und wird für jede diefer Abtheilungen ein befonderes 
Regifter geführt: das Firmenregifter für die Handelsfirnten mit 
Ausihluß der Firmen der Handelsgejellihaften, das Prokuren— 
vegifter für die Profuren und das Gefellfchaftsregijter für die 
Rechtsverhältnifie der Handelsgefellihaften. Wenn nun der $ 75 
Abſ. 2 G. K. G. übereinftimmend mit dem $ 3 Abf. 2 der Verordnung 
vom 27. Januar 1862, ſoweit es fi um die Firmen (dev Einzel- 
faufleute) und die Gefellichaften handelt, zur Vorausfegung der 
Gebührenermäßigung macht, daß die auf Grund einer und der- 
jelben Anmeldung bewirkten mehreren Eintragungen fi auf „die 
jelbe Firma” oder „diefelbe Gefellichaft“ beziehen und in das 
Handelsregijter deſſelben Gerichtes erfolgen, fo ftellt das Geſetz im 
Dinblide auf die gedachte Eintheilung des Handelsregifters in drei 
jelbftändige Sonderregifter ein doppeltes Erforderniß auf: einmal, 
daß die mehreren Eintragungen daffelbe faufmännifche Unter- 
nehmen betreffen, welches in dem Koftengefege als Firma (des 
Einzelfaufmannes) und als Geſellſchaft auseinandergehalten iſt, 
und weiter, daß die Eintragungen in daffelbe Sonderregifter des 
betreffenden Gerichtes — das SFirmenregifter und das Gejellichafts- 
regiſter — bewirkt werden. Erhellt aber dergeftalt für die in das 
Firmen= und das Gefellichaftsregifter vorzunehmenden Eintragungen. 
die Abficht des Gejeßes, die Gebührenermäßigung davon abhängig 
zu machen, daß die Eintragungen in dafjelbe Sonderregifter jtatt- 
finden und daſſelbe faufmännifche Unternehmen betreffen, jo fehlt 
auch jeder Anhalt für die Annahme, daß die hiermit gemeinjam 
geregelten Eintragungen in das Profurenregifter von abweichenden 
Srundjägen binfichtlih der Gebührenpflichtigfeit beherrſcht werden 
jollten. Vielmehr ergiebt auch inſoweit die Analogie, daß der 


188 Erfte Abtheilung. Sachen der nihtftreitigen Gerichtäbarfeit. = 





$ 75 Abf. 2 ©.8.G. anwendbar ift, wenn die zu Folge einer An- 
meldung bewirkten mehreren Eintragungen in das Profurenregifter 
deffelben Gerichtes erfolgen und fich auf daſſelbe Faufmännifche 
Unternehmen beziehen. Eine andermeite Erläuterung der Norm 
würde zu Ergebnifjen führen, weldhe dem Sinne des Gefeßes nicht 
entiprechen können. So ift es in feiner Weile erfindlih, aus 
welchem inneren Grunde, wenn die gegentheilige Anficht zuträfe, 
bei demfelben kaufmännischen Unternehmen die zu Folge einheit- 
licher Anmeldung vorgenommene Eintragung des Austrittes eines 
bisherigen Gefellichafters und des Eintrittes eines neuen Gefell- 
ſchafters in das Gefellfchaftsregifter von der Gebührenermäßigung 
betroffen, die entiprechende Eintragung des Austrittes eines bis- 
herigen Profurijten und des Eintrittes eines neuen Profuriften in 
das Profurenregifter aber von diefer Ermäßigung ausgeſchloſſen 
fein jollte, 

Auch Mügel, die Preuß. Koftengejege 2. Aufl. S. 197, kommt 
zu der hiernach zutreffenden Anficht, daß die Erforderniffe des 
$ 75 Abf. 2 6.8.6. in diefem Punkte erfüllt find, wenn die meh- 
reren Eintragungen in das Profurenregifter ſich auf diejelbe Firma 
oder dieſelbe Geſellſchaft beziehen. 

Da hier der Sag für die Eintragung der Profura 100 M., 
derjenige für die Eintragung des Erlöfchens der Profura 50 M. 
beträgt, find durch die Erhebung der Höchjftgebühr von 100 M. 
beide Eintragungen abgegolten. 





Nr. 53. 
Gebühr für Befhmerden im rheinifchen Theiluugsverfahren. 

Für eine erfolglofe Beichwerde über die Enticheidung 
wegen Eröffnung des rheinischen Theilungsverfahrens find ou 
der Gebühr des $ 8 D. G.R.G. zu erheben. 

Rhein. Theilungsgefeg vom 22. Mai 1887 88 59, 63; D. G.K.G. $$ 8, 45 
Pr. G.8.6. vom 25. Juni 1895 $$ 87,89, 106 3.3. 


Beihluß vom 18, Oktober 1897 (I. Y. 523/97). 
Amtsgericht und Landgericht Koblenz. 





Die Schweitern 9. und A. L. beantragten als angeblich alleinige 
Erben des K. L. bei dem Amtsgericht zu Koblenz das Theilungs- 


VI. Koften. Stempel. 189 
verfahren wegen der Gütergemeinfchaft, welche zwifchen K. L. und 
jeiner verftorbenen Frau bejtanden hatte, zu eröffnen. Das Amts- 
geriht gab dem Antrage jtatt. Hierüber befchwerte fich die Wittwe 
J. ©. als Alleinerbin der Frau 2. mit der Ausführung, daß die 
Antragftellerinnen nicht die einzigen Erben von K. L. geworden 
jeien. Das Landgericht wies jedoch die Beichwerde als unbegründet 
zurück. Für den Beihluß auf Eröffnung des Theilungsverfahrens 
kam gemäß $ 59 rhein. Theil.Gef. vom 22. Mai 1887 1/,, der 
vollen Gebühr des $ 8 Deutſchen G.K. G. nad) dem auf 160000 
bis 170000 M. angegebenen Betrage der Theilungsmafle mit 
89 M. zum Anfage. Für die Zurüdweifung der Beſchwerde wur- 
ven dagegen auf Grund des S 63 rhein. Theil.Gef. in Verbindung 
mit $ 45 D. G. K. G. 3, diefer Gebühr nad dem nämlichen Gegen= 
ftandswerthe mit 267 M. erfordert. Gegen den letzteren Anjak 
erhob die Wittwe J. S. Erinnerung, weil nur ?/,n0 der Gebühr 
mit 26,70 M. zu erheben feien. Das Landgericht ermäßigte dem— 
entſprechend die Gebühr auf 26,70 M. Gegen diefe Entſcheidung 
führte der zuftändige Oberftaatsanwalt Beſchwerde, mittels deren 
er die Widerheritelung des Gebührenanfages von 267 M. ver- 
langte. Die Beſchwerde wurde zurüdgemwiefen. 


Sründe: 

Nah F 87 Br. G.K. G. vom 25. Juni 1895 bleiben für den 
Geltungsbereich des rhein. Rechtes die Vorichriften der SS 59, 63 
bis 65 des rhein. Theilungsgefeßes vom 22. Mai 1887 in Kraft. 
Der $ 59 des legteren Geſetzes bejtimmt nun, daß in dem Theilungs— 
verfahren von der im 88 D. G. K. G. beſtimmten Gebühr nach dem 
Betrage der Theilungsmaffe ohne Abzug der Schulden erhoben 
werden 1/,, für die Entſcheidung über den Antrag auf Eröffnung 
des Verfahrens und ’/,, für die Entſcheidung über die Beitätigung 
der Theilungsurfunde. Nah $ 63 ebenda finden in der Beſchwerde— 
inftanz die, Vorfhriften des $ 45 D.G.K.G. „entipregende Anwen— 
dung”, Der $ 45 D.G.K.G. verordnet, daß „drei Zehntheile der 
Gebühr ($ 8)" für die Enticheidung in der Beſchwerdeinſtanz cr- 
hoben werden, joweit die Beichwerde als unzuläffig verworfen oder 
zurüdgewiefen wird zc. In dem mehrfach in Bezug genommenen 
$8 D.G.K. G. ift die „volle Gebühr“ beflimmt, welche fich bei 
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einem Gegenftandswertb' von 160000 bis 170000 M. auf 
390 M. ftellt. 

Der Oberftaatsanwalt will diefe Vorjchriften dahin angewendet 
wiſſen, daß für die von der Befchwerdeinftanz getroffene Entjchei- 
dung ?/)0 der vollen Gebühr des 88 D. G. K. G. zu erheben jeien. 
Das Landgericht ift dagegen mit der Wittwe J. S. der Anficht, 
daß die 3/,, nur von demjenigen Zehntheile der vollen Gebühr 
des $8 D.G. K. G. angeſetzt werden dürften, welches für den Be— 
ihluß auf Eröffnung des Verfahrens erhoben ift. 

Die legtere Berechnung ift die richtige. Das rhein. Theilungs- 
gejeß erklärt die Vorfjchriften des $ 45 D. G. K. G. nicht als jchledit- 
hin, jendern als entfprechend anwendbar. Danach ift eine nicht 
dem Wortlaute, jondern eine dem Sinne des D.G. K. G. angepaßte 
Anwendung feines $ 45 geboten. Der Sinn der zu berüdfichtigen- 
den Beltimmungen des D.G.K.G. geht aber offenbar dahin, daß 
für die Entſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz nicht die von,diefem 
Geſetze in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten überall als Normal- 
gebühr zu Grunde gelegte „volle Gebühr“ des $ 8, fondern nur 
eine auf 3/0 derfelben bemeflene Mindergebühr angejegt werden 
foll. Inſoweit es fih um die Eröffnung des rhein. Theilungs- 
verfahrens handelt, ift nun durch $ 59 des rhein. Theilungsgefetes 
die volle Gebühr des SS D. G.K. G. auf Y/,, ermäßigt. Diefe Yın 
Gebühr ift für die Entſcheidung über die ‚gedachte Eröffnung die 
Normalgebühr, welche an Stelle derjenigen des $ 8 D.G. K. G. tritt. 
Die entiprechende Anwendung des $ 45 D.G.R.G. auf das rhein. 
Theilungsverfahren führt demgemäß dahin, daß dieje für die Er- 
Öffnung des Theilungsverfahrens die volle Gebühr des $ 8 
D.G. K. G. erjegende 1/,, Gebühr auch dem Bejchwerdeverfahren zu 
Grunde zu legen ift, daß alſo für erfolglofe Beſchwerden über die 
Entiheidung wegen Eröffnung des Theilungsverfahrens nur "/,u 
von Y/,, der Gebühr des 88 D. G. K. G. zu erheben find. 

Die Auffaſſung der Oberftaatsanwaltichaft würde zur Folge 
haben, daß für dergleichen erfolglofe Beſchwerden jtets eine drei- 
mal jo hohe Gebühr als für den angefochtenen Beſchluß zu ent- 
rihten wäre. Gegen ſolche Folgerung ließe fih nicht mit Grund 
einwenden, daß bei der Entjcheidung über die Eröffnung des 
Theilungsverfahrens der Gegenftandswerth duch die Theilungs- 
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maſſe ohne Abzug der Schulden bejtimmt werde, während für 
die Bejchwerde möglicherweije ein geringerer Gegenjtandswerth in 
Betraht fommen und die Gebühr der Beſchwerdeinſtanz ent- 
Iprechend niedriger ſein könnte. Der $ 87 Preuß. G. K. G., welcher 
in Theil 1 Abjchnitt 5 dieſes Geſetzes (Nachlaßverfahren und Aus— 
einanderjegungen) fteht, regelt auch die Koften des rhein. Thei- 
lungsverfahrens, wenngleih nur dahin, daß er die Borjchriften 
des rhein. Theilungsgefeßes aufrecht erhält. Danach ift das rhein. 
Theilungsverfahren eine Angelegenheit, welche unter Theil 1, Ab- 
Ihnitt 5 Preuß. G.K. G. fällt. Nach 8 89 des lehteren Geſetzes 
werden aber in den unter Theil 1 Abfchnitt 5 fallenden Angelegen- 
beiten die Gebühren von dem Betrage der den Gegenftand des 
Berfahrens bildenden Vermögensmaſſe ohne Abzug der Schulden 
berechnet. Dieſe allgemeine Vorſchrift, welche übrigens mit der 
Sonderbeftimmung im $ 59 rhein. Theil.Gef. übereinjtimmt, 
ergreift auch die nach dem im $ 87 Pr. G.K. G. aufrechterhaltenen 
$ 63 rhein. Theil.Gef. zu erhebenden Gebühren der Bejchwerde- 
inftanz. Es wären alfo, wenn die Anfiht des Oberftaats- 
anwalts zuträfe, in der That erfolglofe Beſchwerden über den die 
Eröffnung des Theilungsverfahrens betreffenden Beſchluß dreimal 
jo hoch befteuert, als diefer Beichluß ſelbſt. Damit zu einem der- 
artigen auffallenden Ergebniffe gelangt werden könnte, weldhes auch 
mit dem Grundfage des $ 106 3.3 Pr. G.K. G. unverträglich ift, 
müßte eine unzweideutige Geſetzesvorſchrift bejtehen, melde, wie 
ausgeführt, nicht vorhanden iſt. 

Danach hat es in dem gegebenen Falle bei der Herabjetung 
der Gebühr auf 26,70 M. zu verbleiben. 


Nr. 54. 
Gebühren und Stempel für Geicathserlaubuißfcheine. 
Die im Anſchluß an die Auseinanderjegung zwijchen dem 
wieder heirathenden Elterntheil und den Kindern erjter Ehe 
vom Vormundichaftsrichter ertheilten Heirathskonſenſe find auch 
nach dem Preußischen Gerichtöfoftengejeg vom 25. Juni 1895 
gebühren- und ftempelfrei. 
G.K.G. 88 95, 90, 91. 
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Beſchluß vom 22. Februar 1897 (I. Y. 72/97). 
Amtsgericht Gelfenkirchen, Landgericht Effen. 





In mehreren Vormundihaftsiahen waren die Mündelmütter 
nad dem Tode ihrer Ehemänner, mit denen fie in wejtphälifcher 
Gütergemeinjchaft gelebt hatten, zu Bormünderinnen ihrer Kinder 
beitellt worden. Ms fie zur zweiten Ehe jchreiten wollten, fand 
die Auseinanderfegung der bis dahin fortgejegten Gütergemein- 
ihaft ftatt und im Anschluß an diefelbe wurde den Wittwen vom 
Bormundichaftsrichter der Erlaubnißſchein zur Wiederverheirathung 
ertheilt. Ebenfo haben Wittwer, die eine neue Ehe einzugeben 
beabfichtigten, mit ihren Kindern Schiehtung gehalten, nachdem 
Pfleger beftellt waren, und auch ihnen wurde demnächſt der 
Heirathskonſens vormundfchaftsrichterlich gegeben. Der Erlaubnif- 
fchein ift nach Prüfung der Sache ausgefertigt. Auf Anregung 
des Nechnungsrevifors find für die Erlaubnißfcheine bei Zugrunde- 
(egung eines Werthes von 200 M. nah $ 95 des überall zur 
Anwendung fommenden G.8.G. je 230 M. und 1,50 M. Stenpel 
in Rechnung geftellt. 

Auf erhobene Erinnerung bat das Amtsgericht diefe Koften 
und Stempel wieder gejtrihen und das Landgericht hat die Be— 
ſchwerde der Staatsfaffe zurücdgemiefen. Nunmehr ift von der 
Königlichen Oberſtaatsanwaltſchaft weitere Beichwerde eingelegt, die 
aber nicht für begründet erachtet worden ift. 


Sründe: 


Was die Gebühren für die Heirathserlaubnißicheine betrifft, 
jo hat ji) das Kammergericht für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
des Gerichtsfoftengefeges vom 25. Juni 1895 dahin ausgeſprochen, 
daß diejelben gebühren- und ftempelfrei feien, fofern fie im An— 
Ihluß an das zum Zwecke der Nuseinanderjegung eingeleitete 
Pflegichaftsverfahren ertheilt würden (Jahrbuch Bd. 8 ©. 126). 
Sit diefe Entſcheidung richtig, Jo gilt fie auch für den Fall, daß 
das Auseinanderfegungsatteft im Anſchluß an die innerhalb einer 
bereits beftehenden Vormundſchaft gepflogenen Verhandlungen ges 
geben ift. Die Beftimmungen des neuen Gerichtsfoftengefeges jind 
für die einſchlägige Frage die wejentlich gleichen geblieben und es 
muß auch für diejes der frühere Beſchluß aufrecht erhalten werden. 
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Nah 8 92 G.K.G. dürfen für Verhandlungen und Verfügungen, 
welche von den Bormundihaftsgerichten als jolchen vorgenommen 
und erlaffen werben, bei Vormundſchaften und Pflegichaften neben 
den in den $$ 90, 91 beftimmten Gebühren nur baare Auslagen 
und die Koften eines etwa gerichtlich aufgenommenen Bermögens- 
verzeichniſſes angejeht werden. Wird aljo ein Heirathserlaubniß- 
ſchein bei einer Bormundichaft oder Pflegihaft, d. b. im Zufammen- 
hange mit denſelben ertheilt, jo fönnen befondere Gebühren für 
ihn nit in Anfag fommen, wenn man ihn für eine Verfügung 
des Bormundfchaftsrichters als ſolchen anfehen muß. Die Be- 
gründung geht hiervon aus (bei Mügel 2. Aufl. zu $ 95 G.K. G. 
Anm. 1) und man wird ihr — gegen Mügel a. a. DO. Anm. 3 
— beizutreten haben. Richtig ift, daß es nah S 18 II. 1 ULM. 
in Verbindung mit $ 38 Abf. 2 des Perfonenftandsgefehes vom 
6. Februar 1875 für den wiederheirathenden Ehegatten, der minder- 
jährige Kinder erfter Ehe befist, nicht der Vorlegung eines vor- 
mundfchaftsrichterlichen Erlaubnißfcheines bedarf, fondern daß auch 
der Nachweis der Abfindung durch Ueberreihung des Rezeſſes ge- 
nügt. Daraus folgt aber nicht, daß jener Schein feine Verfügung 
des Vormundſchaftsrichters als folchen jei. Er ift das Ergebniß 
der im Intereſſe der Mündel vorgenommenen Prüfung des Vor— 
nundichaftsgerihts, daß der MWiederverheirathung des Vaters oder 
der Mutter mit Rückſicht auf das Vermögen der Kinder nichts im 
Wege ftehe. Darauf, daß den Anlaß zu diefer Verfügung ein 
Geſuch des Ehegatten — das übrigens nur auf die Auseinander- 
fegung zum Zmede der Eingehung einer ferneren Ehe gerichtet zu 
fein braucht — gegeben hat, fommt es nicht an. Sie ift deshalb 
nicht weniger durch die Thätigkeit des Vormundfchaftsrichters als 
des mit der Fürforge für die jchugbedürftigen Minderjährigen be- 
trauten Organs der Staatsgewalt hervorgerufen und bildet den 
Abſchluß der von demfelben gepflogenen Erörterungen, der nicht 
außer jeden Zufammenhang mit diefen geftellt werden fann. Die 
Vorlegung des Nezefles, die Mügel für genügend erachtet, würde 
auch nicht im Urſchrift, ſondern nur in Ausfertigung oder be- 
glaubigter Abſchrift, alfo in umftändlicherer und Eoftfpieligerer Art, 
erfolgen dürfen. Wenn daher der Richter das Mittel des Er- 
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ſchließung dem Ehegatten kund zu thun, fo geht. er damit nicht 
über die ihm obliegende Pflicht hinaus. Deshalb dedt die Vor— 
mundſchafts⸗ und Pflesihaftsgebühr der 88 90, 91 auch diejenige 
für den Erlaubnißfchein und es bleibt die befondere Gebühr des 
S 95 G.K. G. außer Anſatz. 

Unter diefen Umftänden fann aber auch von Erhebung eines 
Stempels feine Rede fein. Denn der Erlaubnißfchein ift nad 
Vorftehendem feine lediglich) auf Antrag des Ehegatten ausgefertigte 
Urkunde und die Verfügungen des VBormundichaftsrichters als 
ſolchen find ftempelfrei (Begründung zu $ 92 G.R.G. bei Mügel 
Anm. 1). en 

Ar. 55. 
Berpflichtung katholifcher Afarrgemeinden zur Rahlung baarer Auslagen. 
Aheinpronin;. 


Die Verpflichtung Fatholifcher Pfarrgemeinden in der 
Rheinprovinz zur Zahlung derjenigen baaren Auslagen, 
welche der Staatskaſſe durch eine nad) dem Tode des Pfarrers 
in Gemäßheit des Faiferlichen Defret3 vom 6. November 1813 
von Amtöwegen vorgenommene gerichtliche Siegelung erwachjen 
find, beſteht auch nach dem Preußiſchen Gerichtöfoftengefege 
vom 25. Juni 1895. 

Kaiſerliches Dekret vom 6. November 1813 Art. 16 (Bulletin des lois 1813 
Nr. 536 S. 377); Geſetz vom 12. Vendémiaire IV. Art. 12; Rheiniſche Civil⸗ 
progekordnung Art. 911 Nr. 2 und 3, 914 und Givil : Koftentarif vom 
16. Februar 1807 Urt. 26; Preuß. BVerfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 
Art. 15 in der durch das Gefeg vom 5. April 1873 (8.8. S. 143) herbei: 
geführten Abänderung; Geſetz über die Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Kirchengemeinden vom 20. Zuni 1375 88 1,3,8 (8.6. ©. 241); Preuß. Aus: 
führungsgefeg vom 10. März 1879 zum Deutſchen G.K. G. $$ 21, 26 (8.8. ©. 141); 
Verordnung vom 11. Februar 1880 (6.5. ©. 53); Geſetz vom 21. März 1882 
85 (6.5. S. 129); Gefek betr. den Anfag und die Erhebung der Gerichtäfoften 
vom 10. Mat 1851 $$ 4,6; Preuß. ©.R.G. vom 25. Juni 1895 88 1,7 Abf. 1 
$ 8 Rr.4, 8 9 Abf. 1, $ 108 Nr. 2,5 und 6, 8 124 Abf. 1. 


Beihluß vom 21. Juni 1897 (I. Y. 263/97). 
Amtsgericht und Landgericht Eleve. 


Als beim Amtsgericht in Cleve die Nachricht vom Tode des 
fatholiichen Pfarrers K. zu Huisberden einging, begaben ſich ein 
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Richter und ein Gerichtsfchreiber nach Huisberden, um auf Grund des 
Art. 16 des Faiferlichen Defrets vom 6. November 1813 (Bulletin 
des lois, 1813, Nr. 536 ©. 377, Eſchweiler, Rhein. Geſetzſamm— 
lung, 2. Aufl. ©. 119) und des Art. 911 Nr. 3 der Rhein. C. P.O. 
die zum Pfarrgut gehörigen Mobilien und die auf das Pfarrgut 
bezüglihen Dokumente von Amtswegen unter Siegel zu legen. Die 
von den beiden Gerichtsbeamten liquidirten gejeglichen Tagegelder 
und Reiſekoſten, die erwachſenen Portobeträge und die dem Siegel: 
hüter gemäß Art. 914 der Rhein. C.P.O. und Art. 26 des Givil- 
Koftentarifs vom 16. Februar 1807 gezahlte Entſchädigung wurden 
als Auslagen vom Kirchenvorftande zu Huisberden erfordert. Die 
Erinnerung des legteren hiergegen ift ebenfo wie demnächſt die von 
ihm eingelegte Bejchwerde zurücdgemwiefen worden. Auch der nun- 
mehr noch erhobenen weiteren Beichwerde wurde der Erfolg verfagt. 


Gründe: 


Das Faiferliche Dekret vom 6. November 1813, bejtimmt in 
feinem Art. 16, daß im Fall des Ablebens des Inhabers einer 
Pfarrftelle der Friedensrichter verpflichtet ſein fol, die Siegelung 
vorzunehmen, und es fügt hinzu, daß die Siegelung erfolgen fol 
ohne jede Vergütung für den Richter und feinen Gerichtsichreiber 
und ohne jonjtige Koften außer der Erjtattung des Stempels. Wenn 
der Bejchwerdeführer Zweifel angeregt hat, ob das Dekret vom 
6. November 1813 feiner Zeit für den Bezirk Eleve überhaupt Ge- 
ſetzeskraft erlangt habe, To iſt diefes Bedenken bereits vom Land- 
‚gericht zutreffend widerlegt worden. Die Defrete des erſten Kaifer- 
reich erlangten verbindende Kraft, wenn fie wörtlich in das bulletin 
des lois aufgenommen waren, und fie waren in jedem Departement 
von dem Tage ab verpflichtend, an dem das bulletin in der Haupt- 
ftadt des Departements vertheilt worden war (Art. 12 des Gejeßes 
vom 12. Vendémiaire IV), Das Dekret vom 6. November 1813 
ift in das bulletin aufgenommen worden und dafür, daß dafjelbe 
etwa im Bezirk Cleve nicht ordnungsmäßig vertheilt fei, fehlt es an 
jedem thatfächlichen Anhalte; es unterliegt daher feinem begründeten 
Bedenken, daß es für den ganzen Oberlandesbezirt Köln und ing- 
befondere auch für den Bezirk Cleve Geltung erlangt hat. 

Ebenfowenig läßt fich bezweifeln, daß der hier in Frage kom— 
'mende Art. 16 des Defrets, fomweit derjelbe dem Richter die Vor— 
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nahme der Siegelung von Amtswegen zur Pflicht macht, fortdauernd- 
in Geltung geblieben if. Der Bejchwerdeführer ftellt dies in Ab- 
rede, indem er auszuführen fucht, daß der Art. 16 durch die moderne 
Gefeßgebung, insbefondere durch Art. 15 der preußiſchen Berfaflungs- 
urfunde vom 31. Januar 1850 (in der durch Gejeg vom 5. April 
1873 berbeigeführten Abänderung) ſowie durch das Gejeß über die 
Bermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden vom 
20. Juni 1875 (6.©. ©. 241) feine Geltung verloren habe. Nach 
diefen Gefegen ftehe die Verwaltung des firhlihen Vermögens dem 
Kirchenvorftande zu, während dem Staate nur das näher bejtimmte 
Recht der Aufficht geblieben fe. Da nun die Siegelung offenbar 
nur die Sicherung kirchlichen Vermögens bezwede, jo jtelle fie ſich 
ats ein Akt der Verwaltung dar und könne daher nicht mehr dem 
Staate, fondern dem mit der Vermögensverwaltung jelbjtändig be- 
trauten Kirchenvorjtande obliegen. Müßte aber die Siegelung als 
ein Ausfluß des Auffichtsrechts des Staates angefehen werden, fo 
könnten Koften, die in Beltätigung dieſes ftaatlichen Aufſichtsrechts, 
mithin im Intereſſe des Staates aufgewendet worden jeien, doch 
nicht der Kirchengemeinde auferlegt werden. Diefe Ausführungen 
gehen indeſſen fehl. Es iſt zwar richtig, daß nad) den 88 1, 3, 8 
des Gefeges vom 20. Yuni 1875 der Kirchenvorftand das Firchliche- 
Vermögen verwaltet und daß dem Staate nur das im Geſetz näher 
georbnete Recht der Aufficht zufteht. Dagegen ift e8 unzutreffend,. 
wenn der Beichwerbeführer die Vornahme der Siegelung als einen 
Akt der Verwaltung oder als einen Akt der Ausübung des ftaat- 
lichen Auffichtsrechts bezeichnet. Der Art. 16 des Defrets hat feine 
Grundlage in dem Art. 911 Nr. 3 Rhein. E.P.D., wonach der Richter 
allgemein beim Tode eines öffentlichen Depofitars die Siegelung, auf 
Antrag oder auch von Amtswegen, in Bezug auf die zu dem be- 
treffenden Depofitum gehörigen Gegenftände vorzunehmen hat, und- 
charakterifirt fich lediglich als eine Ausgeftaltung diefer Vorſchrift 
für den befonderen Fall des Todes eines Pfarrinhabers. Die Sie- 
gelung des Pfarrguts ftellt ſich danach weder als ein Aft der Ver— 
mögensverwaltung noch als ein Aft der Wahrnehmung des jtaat- 
lichen Auffichtsrechts, ſondern als ein Akt der allgemeinen ftaatlichen 
Fürforge, als eine auf diefe allgemeine Fürforgepflicht beruhende und 
den geltenden Grundſätzen des Civilrechts entiprechende Maßregel 
zur Sicherftellung von VBermögensftüden im Intereſſe des Berechtigten: 
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var. Es erhellt hieraus, daß durch die gerichtliche Siegelung des 
Pfarrgutes ein unzuläffiger Eingriff in das felbftändige Verwaltungs- 
recht des Kirchenvoritandes überall nicht ftattfindet und daß hier von 
einem ſolchen Eingriff ebenfowenig die Rede fein kann, wie in Fällen, 
wo beim Vorliegen beftimmter VBorausfegungen (Art. 911 Nr. 2 
Rhein. E.P.D.) die gerichtliche Siegelung im Intereſſe von Privaten 
erfolgen muß, denen doch das Recht der felbitändigen Verwaltung 
ihres Vermögens in noch freierem und unbefchränfteren Maße zu- 
fteht, ala den fatholifchen Kirchengemeinden. Demgemäß muß durd- 
aus der Auffaffung des Landesgerichts beigetreten werden, daß der 
Art. 16 des Defrets durch die moderne firchenpolitifche Gejeßgebung 
überhaupt nicht berührt wird und die Vorfchrift deffelben, daß bie 
Gerichte beim Tode eines Pfarrinhabers das bei ihm deponirt ge- 
weiene Pfarrgut von Amtswegen unter Siegel zu legen haben, 
giltig fortbefteht, eine Auffaffung, die auch in der Literatur (vgl. 
von Schilgen, das kirchliche Vermögensredt, 2. Aufl. Bd. 1 ©. 95 f.) 
Vertretung gefunden hat. 

War hiernach das amtliche Einfchreiten des Amtsgerichts zu 
Cleve, als bei ihm die Nachricht vom Tode des Pfarrers zu Huis- 
berden einging, fachlich gerechtfertigt, Jo kann weiter auch die Ver— 
pflichtung der Kirchengemeinde zu Huisberden, die Durch diefe Siege- 
lung der Staatskaffe erwachſenen baaren Auslagen zu erftatten, einem 
rechtlichen Bedenken nicht unterliegen. Allerdings bejtimmte der. 
Art. 16 des Defrets, daß die Siegelung des Pfarrguts ohne Ge- 
bühren für den Richter und feinen Gerichtsfchreiber und ohne 
Tonftige Koften abgefehen vom Stempel zu erfolgen habe; allein dieje 
Beitimmung, welche die damalige Einrichtung zu ihrer Borausfegung 
hatte, wonach die Friedensrichter und Gerichtsfchreiber für ihre be- 
züglichen Dienftverrichtungen beftimmte Gebühren von den betreffen- 
den Betbeiligten erhielten, hat dadurch, daß in diefer Hinficht die 
Geſetzgebung inzwifchen eine wejentliche Aenderung erfahren hat, ihre 
Anwendbarkeit jept völlig verloren. Das Kammergericht hat bereits 
in dem Beichluffe vom 17. Dezember 1894, 1. 9. 496/94 (Jahrbuch 
Bd. 14 ©. 201 ff.), auf welchen hier Bezug genommen wird, darge— 
legt, daß, folange die Friedensrichter und Gerichtsichreiber für ihre 
Dienſtgeſchäfte, insbefondere auch für Siegelungen, bejtimmte Ge— 
bühren, denen bei auswärtigen Gejchäften Reifefoften und Diäten 
hinzutraten, von den Betheiligten erhielten, fie allerdings nichts bes 
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anſpruchen konnten für Siegelungen, die fie auf Grund des Art. 16 
des Defrets vom 6. November 1813 vornehmen mußten. Mit dem 
1. Oktober 1879 hörte aber der Gebührenbezug der Friedensrichter 
und Gerichtsfchreiber direkt von den Betheiligten auf, indem $ 26 
des preuß. Ausführungsgejeges vom 10. März 1879 zum Deutjchen. 
Serichtskoftengefege (G.S. ©. 141) beftimmte, daß die bisher ihnen 
zugefallenen Gebühren nunmehr als Gerichtsfoften für Rechnung der. 
Staatsfaffe erhoben werden follten. Die Verordnung vom 11. Fe— 
bruar 1880 (G.S. ©. 53) dehnte fodann die über die Tagegelder und 
Reifekoften der Juftizbeamten bei Dienftgefchäften außerhalb des Ge— 
richtsortes gegebenen Vorjehriften der Verordnungen vom 24. Des 
zember 1873 und 8. Mai 1876 auf den Bezirk des Oberlandesge- 
rihts zu Köln aus; dadurd erhielten nunmehr die Richter und Ge- 
richtsichreiber diefes Dberlandesgerichtsbezirks auch bei Siegelungen, 
die fie auf Grund des Art. 16 des Defrets vom 6. November 1813. 
vornahmen, Tagegelder und Reiſekoſten aus der Staatskaſſe, und 
diefe Tagegelder und Reiſekoſten ftellten ſich nun ganz ebenfo wie 
die den Suftizbeamten bei anderen Dienftgefehäften bezw. in den 
übrigen Dberlandesgerichtsbezirfen gewährten Tagegelder und Reife 
foften als baare Auslagen der Staatskaffe im Sinne des $ 79 Nr. > 
des Deutfchen Gerichtsfoftengefeßes und bezw. $ 21 des Ausführungs- 
gejeges zu demfelben dar, deren Erftattung nunmehr in Frage kommt. 
Hieran ift auch durch das jebige Preußiſche Gerichtsfoftengefe vom 
25. Juni 1895, durch welches der vorgedadhte $ 21 mit aufgehoben 
worden, materiell nichts geändert, denn im $ 108 deſſelben werden 
unter Nr. 5 auch „die bei Geſchäften außerhalb der Gerichtsftelle 
den Gerichtsbeamten zuftehenden Tagegelder und Reiſekoſten“ als 
baare Auslagen, die zu erheben find, mit aufgeführt. Die gleiche 
Natur haben nah Nr. 2 a. a. D. die erwachſenen Poftgebühren, und 
endlich fallen die dem Siegelhüter, der nach Art. 914 Nr. 10 Rhein. 
EBD. beftellt werden mußte, gezahlten vorfchriftsmäßigen Gebühren 
unter die ebenda zu Nr. 6 bezeichneten Beträge, da der Siegelhüter 
als ein amtliches Organ des Gerichts beftellt und mit der Wahr- 
nehmung amtlicher Funktionen betraut worden, mithin in dieſer 
feiner Thätigfeit und für die Dauer diefer Stellung als Beamter 
anzufehen ift. 

Diie baaren Auslagen follen nun nad) Maßgabe der 88 108 ff. 
Preuß. G. K. G. in allen Angelegenheiten der nicht ftreitigen Gerichts— 
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barkeit neben den etwaigen Gebühren erhoben werden. Es kann 
fih ſomit nur fragen, ob diefem koſtenrechtlichen Grundſatze gegen- 
über die Kirche zu Huisberden das Recht auf Auslagenfreiheit bei 
Siegelungen der vorliegenden Art noch jest auf Grund des Art. 16 
des Defrets vom 6. November 1813 beanfpruchen kann bezw. ob fich 
ein Anſpruch auf Auslagenfreiheit ſonſt gefeglich begründen läßt. 
Beides ift zu verneinen. 

In dem oben angezogenen Beichluffe des Kammergerihts vom 
17. Dezember 1894 ift bereits ausgeführt, daß die im Art. 16 des 
Defrets gewährte Auslagenfreiheit, wenn nicht ſchon früher, To jeden- 
falls durch den $ 5 des Gejeßes vom 21. März 1882 (G.©. ©. 129) 
aufgehoben ift. Durch diefe Beftimmung ift nämlich der $ 4 des im 
Gebiete des Rheiniſchen Rechts nicht gültigen Gerichtskoſtengeſetzes 
vom 10. Mai 1851, welcher die fubjektiven Koftenfreiheiten regelte 
und fich in feiner Nr. 4 unter Anderem auch über die Koftenfreiheit der 
Kirchen und Pfarreien verhielt, auf den Bezirk des Oberlandesge- 
tits zu Köln ausgedehnt worden. Ausmweislich der Motive zum $ 5 
(vgl. die jtenograph. Verhandlungen des Landtages, Herrenhaus 
Bd. 2 ©. 48) ging die ausdrüdliche Abficht des Geſetzes vom 21. März 
1882 dahin, hinſichtlich der Kojtenfreiheit gleiches Recht für die 
ganze Monarchie zu Fchaffen und insbefondere auch den Kirchen, 
Pfarreien u. ſ. w. im DOberlandesgerichtsbezirf Köln die ihnen bis 
dahin nicht zuftehende Gebührenfreiheit des Gel. vom 10. Mai 1851 
zu gewähren. Daraus ift in dem zitirten Beſchluß gefolgert worden, 
daß nun auch andererfeits alle befonderen Beitimmungen bes Rhei- 
nifhen Rechts, welche für einzelne Fälle eine noch über den im $ 4 
des Gerichtsfoftengefehes vom 10. Mai 1851 feitgefehten Umfang 
hinausgehende Koftenfreiheit gewährt hatten, durch den zit. $ 5 befeitigt 
find, weil fonft die vom Geſetz ausdrüdlich gewollte grundfägliche Gleich- 
beit des Rechtes für alle Provinzen wieder durchbrochen worden wäre. 

An diefer Auffaffung muß auch jest feitgehalten werden. Die 
KRoftenfreiheit im Sinne des Geſetzes vom 10. Mai 1851 entband 
nun, wie aus dem $ 6 des Geſetzes zweifelsfrei hervorgeht, nicht 
von der Bezahlung der baaren Auslagen. Diefer Grundjag ift im 
$ 5 Abf. 2 des Gef. vom 21. März 1882 ausdrücklich wiederholt, 
und es ergiebt ſich jomit, daß die im Art. 16 des Dekrets vom 
6. November 1813 den Kirchen gewährte Auslagenfreiheit nicht weiter 
bat beftehen bleiben können. 


“,. 
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Sollten hierüber dennoch Zweifel geblieben fein, jo ift doch die 
Auslagenfreiheit des Art. 16 jedenfalls mit dem Inkrafttreten des 
neuen Preuß. Gerichtsfoftengefeges vom 25. Juni 1895 in Wegfall 
gekommen, welches in feinem $ 124 Abf. 1 ausdrücklich „alle in die— 
jem Gejege nicht aufrecht erhaltenen landesgefeglihen Vorſchriften 
über Anſatz und Erhebung von Koften in den vor die ordentlichen 
Gerichte gehörigen Angelegenheiten der nicht ftreitigen Gerichtsbar- 
feit“ aufgehoben hat. Daß in der im Abf. 2 gegebenen Aufzählung 
aufgehobener Vorſchriften die Koftenvorfchrift des Art. 16 des Defrets 
vom 6. November 1813 nicht mit aufgeführt worden, ift um des— 
halb ohne entjcheidende Bedeutung, weil die Aufzählung, wie aus 
der Faſſung des Abi. 2: „Aufgehoben werden insbejondere” hervor: 
geht, Feine erfchöpfende hat fein wollen. Ausfchlaggebend für die Be— 
feitigung der Koftenvorfchrift des Art. 16 ift, daß diejelbe nirgends 
in dem neuen Gejete ausdrüdlich aufrecht erhalten ift. 

Sonach fommen betreffs der Koftenpflicht der Kirchengemeinde 
zu Huisberden im vorliegenden Falle ausschließlich die Beftimmungen 
des Koftengejeges vom 25. Juni 1895 zur Anwendung. Aus diejen 
läßt ſich aber die Auslagenfreiheit der Kirche nicht herleiten. Das 
Geſetz unterfcheidet im Anſchluß an die Terminologie der neueren 
Koftengefege Scharf zwifchen Gebühren (Gerichtsgebühren) und Aus- 
lagen und faßt beide unter dem allgemeineren Ausdrud „Koften 
(Gerichtskoften)” zufammen. Das Gefeg gewährt nun im $ 8 Nr. 4 
— übereinftimmend mit dem bisherigen Rechtszuftande — den Kirchen 
und Pfarreien nur Befreiung von der Zahlung der Gerichtsgebühren, - 
läßt es auch im $ 7 bei den befonderen Anordnungen, durch welche 
für gemiffe Rechtsfachen eine gänzliche oder theilmeife Gebühren- 
freiheit bewilligt ift, bewenden, beftimmt aber im $ 9 Abf. 1 — eben- 
falls im Einklang mit dem früheren Gefeg — ausprüdlich, daß die 
Gebührenfreiheit nicht von der Zahlung der baaren Auslagen eit- 
bindet. Die Verpflichtung der Kirchengemeinde fodann zur Zahlung 
der duch die Siegelung entftandenen baaren Auslagen folgt pofitiv 
aus dem 8 1, wonach bei Gefchäften, welche von Amtswegen betrieben 
werben, derjenige zur Zahlung der Koften verpflichtet ift, deſſen Interefje 
dabei wahrgenommen wird. Da nun die in Rede ftehende, in Bethäti- 
gung der allgemeinen staatlichen Fürforge von Amtswegen vorgenommene 
Siegelung nad dem vorher Ausgeführten im Intereſſe der Kirche zu 
Huisberden erfolgt ift, fo muß fie die entftandenen Auslagen erftatten. 
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Nr. 56. 

Koften- und Stempelfreiheit der öffentlihen Waffergenoffenfchaften. 

Aus 8 84 des Geſetzes, betreffend die Bildung von 
Wafjergenofjenichaften vom 1. April 1879 (G.S. ©. 297) 
läßt ſich nicht herleiten, daß die öffentlichen Waffergenofjen- 
Ihaften auch für die nach ihrer Begründung vorgenommenen 
Geſchäfte Koften- und Stempelfreiheit geniehen. 

Gefe vom 1. April 1879 85 84, 85, 89. 


Beihluk vom 13. Dezember 1897 (I. 9. 566/97). 
Amtsgericht und Landgeriht Stolp. 


Gemäß den $$ 57, 65 des Gefeges, betreffend die Bildung 
von Waſſergenoſſenſchaften, vom 1. April 1879 (G.S. ©. 297 ff.) 
ift die Meliorations-Genofjenihaft der Lupow unterhalb Schmolfin 
zu Schmolfin Kreis Stolp als öffentliche Genofjenihaft durch Aller- 
höchſten Erlaß vom 24. Auguft 1888 begründet worden. Ihre 
Statuten find in dem Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Köslin vom 20. September 1888 veröffentlidt. Sie hat nad) 
dem 1. April 1896 eine Reihe von Grundftüden duch Auflaffung 
jeitens der Eigenthümer erworben. Der Erwerb ift nad ihrer 
Angabe auf Grund des $ 10 der Statuten geſchehen, der die be- 
theiligten Grundbefiger unter gewiſſen Umftänden verpflichtet bezw. 
berechtigt, die durch Begradung des Flußlaufes abgefchnittenen 
Theile ihrer Grundftüde an die Genoffenfchaft abzutreten. Von 
derjelben find für die vorgenommenen Grundbuchgeſchäfte an Koften 
und Stempel 94,65 M. eingezogen. Sie nimmt für fih auf 
Grund des $ 84 des Gefetes vom 1. April 1879 Gebühren- und 
Stempelfreiheit in Anſpruch, ift aber mit diefem Anfpruh von 
den Vorinftanzen zurüdgemwiefen. Auch die weitere Bejchwerde 
blieb erfolglos. 





Gründe: 


Die Befchwerdeführerin leitet ihr Verlangen lediglich aus dem 
$ 84 de8 Gefeßes vom 1. April 1879, betreffend die Bildung von 
Waſſergenoſſenſchaften (G.S. ©. 297), her. Diefes Geſetz unter- 
ſcheidet die fogen. freien Genofjenichaften, die auf Vertrag beruhen, 
und die durch Beihluß der Stantsbehörde in das Leben gerufenen 
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öffentlichen Genoſſenſchaften ($ 4), zu denen die Bejchwerbeführerin 
gehört. Die Begründung einer öffentlichen Genoſſenſchaft erfordert 
den Nachweis eines öffentlichen oder gemeinſchaftlichen Nugens. 
Das Vorhandenfein diefes Nutzens wird durch die Beftätigung des- 
Statuts endgültig feitgeftelt ($ 45). Mit dem Zeitpunkte des 
Inkrafttretens des beftätigten und verfündeten Statuts gilt die 
Genoſſenſchaft als begründet ($ 58 Abf. 2). Beſondere Vorfchriften 
find in dem bie öffentlichen Genoſſenſchaften behandelnden Ab- 
Schnitt des Gefeges unter III für das Verfahren zur Begründung 
öffentlicher Genofjenfchaften gegeben. Das Verfahren beginnt mit 
den Vorarbeiten eines Unternehmers ($ 71); dann erfolgt der 
Antrag auf Bildung der Genofjenjchaft beim Dberpräfidenten und 
das Berfahren vor dem Kommiſſar, das mit der Feftitelung des 
Statuts und MUeberreihung defielben an den Minifter Zwecks 
Allerhöchſter Genehmigung oder ihrer Erwirkung an Allerhöchſter 
Stelle endet ($$ 72 ff.). Hieran fchließen ſich die 88 84, 85, die 
dahin lauten: 

$ 84. Sämmtliche in dem Verfahren vorfommenden Ver: 
bandlungen und Geſchäfte, einfchließlich der von den Gerichten 
und anderen Behörden vorzunehmenden, find gebühren- und 
ftempelfrei. Es werden nur baare Auslagen in Anſatz gebradt.. 
Die letteren find, ſoweit fie nicht aus der Staatskaſſe beftritten 

‘ werden, von dem Antragfteller zu tragen, wenn der Antrag zu— 
rüdgemwiefen oder zurüdgezogen ift, andernfalls von der Ge- 
noſſenſchaft ..... . 

8 85. Wird die Genoffenfhaft begründet, jo kann der: 
zuftändige Minifter die Erftattung der von dem Antragfteller 
auf nothwendige Vorarbeiten zweddienlich verwendeten baaren 
Auslagen der Genoſſenſchaft zur Laft legen, ſofern dies vor 
Abſchluß der kommiſſariſchen Verhandlungen von dem Antrag- 
fteller beantragt ift. 

Schon der Zufammenhang des $ 84 mit den die Entjtehung 
der Genoſſenſchaft regelnden Normen läßt erfennen, daß nur ben 
Verhandlungen bis zur Begründung Gebühren- und Stempel- 
freiheit hat gewährt werden follen. Die Motive jagen, daß bei 
dem Vorbehalte in $ 82 ($ 84 des Gefetes) davon ausgegangen 
fei, daß der Verwaltung ein Fonds zur Verfügung ftehen werde, 
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um die Koſten der Vorarbeiten ganz oder theilweiſe auf den 
Staatsfonds zu übernehmen (Mot. S. 45 Druckſ. des Hauſes der 
Abgeordneten 1878/7I N. 23). Auch daraus ergiebt ſich, daß der 
$ 84 nur die im Begründungsverfahren erwachlenden Kojten im 
Auge hat, nicht die durch die Rechtshandlungen der bereits be- 
gründeten, mit jelbitändiger juriftifcher Perſönlichkeit befleideten 
Genoſſenſchaft entitehenden Koften. Der $ 85 beichäftigt fich gleich- 
falls nur mit den Kojten der Vorarbeiten. Daß aber die Abficht 
des Gejeges nicht auf Bewilligung der Gebühren- und Stempel- 
freiheit in dem von der Bejchwerdeführerin behaupteten Umfange 
gerichtet geweſen ift, wird durch den $ 89 außer Zweifel geftellt: dert 
werben gewiſſe, nach früherem Recht errichtete Waffergenofjenichaften 
als öffentliche Genoſſenſchaften des neuen Rechts behandelt und 
eine Reihe von Beitimmungen des legteren auf fie für anwendbar 
erklärt. Darunter befindet ſich der $ 84 nicht. Hätte er die Be- 
deutung, die ihm die Bejchwerdeführerin beilegt, jo wäre fein 
Grund erfichtlih, weshalb nicht auch den alten Genofjenfchaften 
für ihre Rechtsgefchäfte Gebühren und Stempelfreiheit hätte be- 
willigt und mithin der $ 84 auf fie hätte erftredt werden jollen. 
Bezieht er fi nur auf die Koften des Borverfahrens, jo kann er 
felbftverftändlich nicht für die Genofjenfchaften des bisherigen Rechts 
in Frage kommen. Das Waldſchutzgeſetz vom 6. Juli 1875 
(G.S. ©. 416), deſſen 88 18, 19 der $ 84 nachgebildet ift (Motive 
©. 45) erflärt ausdrüdlih die im Anſchluß an die Begründung 
einer Waldgenoſſenſchaft erfolgenden Eintragungen der ftatuarifchen 
Laften und Beichränfungen, nicht aber die fpäteren Rechtsgefchäfte 
der Genoffenjchaft für gebühren- und ftempelfrei ($$ 39, 40). 


B. Notariatsgebühren. 
Nr. 57. 
Notariatsgebühr für Aufnahme einer Jeſſton. 

1. Der Landgerichtspräfident, welcher die Liquidation 
eines Notard bemängelt und denjelben veranlaßt, die gerichtliche 
#eftiegung jeiner Gebühren zu beantragen, ift von der Theil- 
nahme an der Beichlußfaffung über die Feſtſetzung nicht aus— 
geſchlofſen. 


204 Erfte Abtheilung. Sachen der nichtftreitigen Gerichtäbarkeit. 


2. Zür Aufnahme einer Zejftionsverhandlung hat der Notar 
die Gebühr des 8 35 G.K.G. nur dann zu fordern, wenn 
der Zeffionar in der Berhandlung nicht nur die Zeſſion an- 
nimmt, fondern jelbftändig eine Verpflichtung gegenüber dem 
Zedenten übernimmt. 

8.8.8. vom 25. Juni 1895 88 34,35; A.L. R. Tit. I. 11 88 390, 402. 


Beſchluß vom 8. November 1897 (I. %. 537/97). 
Amtsgericht Raftenburg, Landgeriht Bartenftein. 





Durch notarielen Kaufvertrag vom 17. November 1896 hat 
die Wittwe ©. an den Tifchlermeifter K. einen Theil ihres im 
Grundbude von R. Bd. 3 Bl. 66 verzeichneten Grundftüds für den 
Kaufpreis von 12500 M. und unter Vorbehalt der Miethen bis 
zum 1. April 1897 verkauft. Von dem Kaufpreife follten 3500 M. 
fofort, 9000 M. am 1. Dftober 1897 gezahlt werden. In einer 
notarielen Verhandlung vom 8. Februar 1897 hat dann der 
Tiſchlermeiſter K. alle ihm aus jenem Vertrage zuftehenden Rechte 
und Anfprüce, insbefondere den Anſpruch auf Auflaffung an den 
Zimmermeifter Heinrih M. abgetreten. Diefer Lebtere hat in jener 
Verhandlung wörtlich erklärt: „Ich nehme die vorftehende Zeifton 
an und übernehme alle von dem Zedenten Inhalts jenes Ber- 
trages übernommenen Berpflihtungen.“ 

Für dieſe Verhandlung hat der inftrumentirende Notar K. 
nad einem Objekte von 12500 M. nad) $ 35 G.R.G. eine Gebühr 
von 32 M. liquidirt. Auf Anweifung des Landgerichtspräfidenten 
hat er demnächſt die gerichtliche Feſtſetzung der Gebühr beantragt. 
Durch Belhluß vom 13. September 1897 hat das Amtsgericht die 
Gebühr auf 16 M. feftgefegt unter der Ausführung, daß die 
Zeſſion ein einfeitiges Rechtsgejchäft fei. Abgefehen davon, daß 
die Rechte des Zedenten gegen Frau ©. unter den im Vertrage 
vom 17. November 1896 bezeichneten Bedingungen, zu denen auch 
Verpflichtungen gehörten, abgetreten feien, und der Zeffionar im 
Akte vom 8. Februar 1897 nur die Annahme der Zeffion unter 
diefen Bedingungen erklärt habe, jei der Inhalt der Urkunde nur 
eine eimfeitige Erklärung des Bevollmädtigten K. feinem Auftrag- 
geber M. gegenüber, und zwar darüber, daß er feinen Auftrag 
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ordnungsmäßig ausgeführt habe; M. fei nur gemäß $ 85 Tit. 13 
TH J A.L.R. an feiner Stelle in die Bedingungen des Kaufver- 
trages eingetreten, denn es ſei erwiefen, daß K. auf Grund eines 
mündlihen Vollmachtsauftrages Seitens des M. für diefen den 
Kaufvertrag abgeſchloſſen habe. 

Gegen diefen Beihluß hat der Notar Beſchwerde erhoben und 
ausgeführt, daß ein zweifeitiges Rechtsgeſchäft vorliege; die eine 
Partei habe ihre Rechte aus dem Kaufvertrage abgetreten, die 
andere nicht nur die Zeffion acceptirt, ſondern ausdrüdlich erflärt, 
an Stelle der anderen Partei die Berbindlichkeiten aus dem Kauf: 
vertrage übernehmen zu wollen. Es fei nicht felbftverftändlich, daß 
derjenige, dem Rechte zedirt würden, damit auch die Verbindlich- 
feiten bem Zedenten gegenüber übernehme. Es jei feineswegs bie 
vom eriten Richter behauptete Erklärung in dem Vertrage ent- 
halten. M. habe die mündlichen Abmachungen vor dem Notar 
fchriftlich ratihabirt, was, da es fih um den Auftrag zum Ankauf 
eines Grundftüds gehandelt, erforderlich geweſen fei. 

Das Landgeriht hat durch Beihluß vom 2. Dftober 1897 
die Befchwerde zurüdgemwiefen. Es führt aus, daß die Verein— 
barung in der in Rebe ftehenden Urkunde ein einfeitiges Rechts— 
geihäft fei. Wenn auch darin außer der Erklärung des Zedenten, 
daß er feine Rechte aus dem Kaufvertrage abtrete, noch die Er— 
klärung des Zeffionars enthalten jei, daß er die Zeſſion annehme, 
und die von dem Zedenten in dem Kaufvertrage der Verkäuferin 
gegenüber eingegangenen Verpflichtungen übernehme, jo werde da- 
dur die Zeffion doch nicht in einen zmweifeitigen Vertrag umge- 
wandelt; die vom Zeifionar übernommene Gegenleiftung fei nichts 
weiter, als die VBaluta für die Zeflion. Die Beurkundung der 
Gegenleiftung des Zeifionars ſei auch überflüjfig geweſen; denn 
der Zedent habe den Kaufvertrag auf Grund eines Vollmadtsauf- 
trages des Zeffionars für diefen abgejchloffen, und es habe Leßterer 
beim Eintritt in den Kaufvertrag an Stelle des Zebenten auch die 
von dieſem eingegangenen Verbindlichfeiten übernehmen müflen. 
Die Wirkung der Zeffion beftehe aber darin, daß der Zeſſionar in alle 
Rechte und Pflichten des Zedenten eintrete ($ 402 Tit. 11 TH. IA.L. R.). 

Die hiergegen vom Notar eingelegte weitere Beſchwerde ift für 

nicht begründet erachtet. 
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Gründe: 

Die weitere Beſchwerde rügt zunädft, daß der Landgerichts- 
präfident, der den Notar zu dem Antrage auf gerichtliche Feft- 
ſetzung feiner Gebühren angehalten habe, an der Beichlußfaflung 
über die beim Landgerichte erhobene Beichwerde Theil genommen 
babe. Dieſe Rüge ift aber um deswillen unbeachtlih, weil feine 
Geſetzesvorſchrift den Landgerichtspräfidenten, der nad) $ 27 Geb.D. 
für Notare den Notar anhält, die gerichtlihe Feitfegung feiner 
Gebühren zu beantragen, von der Theilnahme an der demnächſtigen 
Beihlußfaffung über die Höhe der dem Notar zuftehenden Gebühr 
ausichließt. In analoger Anwendung des $ 41 Nr. 6 C. P.O. aber 
wäre der Landgerichtspräfident von der Theilnahme an der Be- 
fhlußfaffung nur dann Fraft Geſetzes ausgefhloffen, wenn die 
Aufforderung an den Notar, die gerichtliche Feitfegung der Ge- 
bühren zu beantragen, als eine erjtinftanzliche Entſcheidung anzu— 
fehen wäre. Davon fann aber feine Rede fein. Die erfte Inſtanz 
für die Entfheidung über die Höhe der dem Notar zuftehenden 
Gebühr ftellt vielmehr das Amtsgericht dar, in höherer Inſtanz 
entſcheidet demnächſt das Landgeriht. Der Präfident als Auf- 
fihtsbehörde hat aber überhaupt Feine fachliche Entfcheidung — zu 
welcher er nicht zuftändig wäre — getroffen, fondern lediglich die 
Aufforderung an den Notar ergehen laffen, die gerichtliche Ent- 
fcheidung zu beantragen. Ein gejeßlicher Ausfchliegungsgrund liegt 
demnach nicht vor. 

In der Sache ſelbſt it der Beurtheilung der Inftanzgerichte 
nur beizutreten. Die Zeſſion ift ein einfeitiges Rechtsgeſchäft, für 
defien Aufnahme die im $ 34 G. K. G. beftimmte Gebühr zu er- 
heben ift, auch wenn die Zeffion in derjelben Verhandlung vom 
Zeſſionar angenommen wird. Mehr enthält aber der aufgenommene 
Akt im vorliegenden Falle nicht. Die von dem Zeſſionar neben 
der Annahme der Zeſſion noch abgegebene Erklärung, daß er aud) 
alle Verbindlichfeiten übernehme, welche der Zedent in dem Kauf- 
vertrage übernommen habe, hat feine über die Annahme der 
Zeſſion hinausgehende rechtlihe Bedeutung. Ein gegenfeitiger 
Vertrag im Sinne des $ 35 a.a.D. würde nur vorliegen, wenn 
der Zeifionar in dem Zeflionsafte noch bejondere Verpflichtungen 
gegen den Zedenten übernommen hätte. Dies war indeflen nicht 
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der Fall. Richtig ift zwar, daß die Beitimmung des $ 402 Tit. 11 
Th. J A.L.R., nad) welcher duch die Zeffion der neue Inhaber in 
alle abgetretenen Rechte und damit verbundenen Pflichten des 
Zebenten tritt, nad) dem Marginale fih nur auf das Berhältnig 
zwiſchem dem Zeffionar und dem Schuldner bezieht, während es 
fih bier um das Verhältniß zwifhen dem Zeffionar und dem 
Zedenten handelt. Allein nit minder unridhtig beruft fich der 
Beichwerbeführer auf die Vorfchrift des $ 390 a. a. D.; denn dieſe 
betrifft nur die vom Zejfionar dem Zedenten für die Zeſſion zu 
entrichtende Gegenleiftung. Bon einer folden ift aber hier feine 
Rede. Der Zeſſionar hat in der Verhandlung eine Gegenleiftung 
überhaupt nicht übernommen. Der Zeffionar hat vielmehr nur 
die nah dem urfprünglichen Vertrage dem Zedenten gegenüber dem 
Schuldner obliegenden Verpflichtungen übernommen, und dies ift 
die unmittelbare Folge der Zeffion eines Anſpruchs aus einem 
zweifeitigen Vertrage. Das Recht wird, fofern nicht befondere 
dem entgegenjtehende Vereinbarungen zwiſchen dem Zebenten und 
dem Zeifionar getroffen werden, vom Zedenten dem Letzteren jo 
abgetreten, wie es ihm felbft zuftand, d. h. belaftet mit der darauf 
haftenden Verbindlichkeit. Nimmt der Zeffionar die Abtretung 
eines dem Zedenten aus einem zweifeitigen VBertrage zuftehenden 
Rechts an, fo kann er auch dem Zedenten gegenüber nicht geltend 
maden, daß er zwar das ihm abgetretene Necht erwerben, aber 
nicht die mit demfelben verbundene Verpflichtung des Zebenten 
erfüllen wolle. Alfo aud dem Zedenten gegenüber hat im Frage- 
falle die Annahme der Zeſſion durch den Zeffionar — von be- 
fonderen hier nicht vorliegenden Abmahungen abgefehen — von 
felbft die Bedeutung, daß die dem Zedenten obliegenden Berbind- 
lichkeiten vom Zeffionar mit übernommen werden. Die oben ge- 
dachte Erklärung des Zeifionars hat deshalb Feine ſelbſtändige 
Bedeutung, fie ift und enthält nichts Weiteres, als die Annahme 
der Zeſſion. Das Rechtsverhältniß zwifchen den Parteien wäre 
genau dafjelbe geweien, wenn die der Annahme der Zeflion noch 
beigefügte Erklärung vom Zeffionar nicht mit abgegeben wäre. 
Handelt es fich aber nur um eine Annahme der Zeffion, fo liegt 
lediglich ein angenommenes einfeitiges Rechtsgeſchäft im Sinne des $ 34 
G.K. G. vor, für welches nur die einfache Gebühr zu erheben ilt. 
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| Nr. 58. 
Bur Anglegung des $ 9 der Gebührenordnung für Notare vom 
25. Iuni 1895. 

Wie find die Notariatsgebühren zu berechnen, wenn der 
Kotar zu einem ihn behufd Beglaubigung der Unterjchriften 
vorgelegten Bertrage auf Verlangen der Betheiligten vor 
Leiftung der Unterjchriften noch den Entwurf zu einem ab- 
ändernden Zufage zu dieſem Bertrage fertigt? 


Geb. D. für Notare vom 25. Juni 1895; $ I Abf. 1 und 2, $ 16; Pr. 6.8.8. 
vom 25. Juni 1895 88 35, 38 Abſ. 1 und 2, 88 22, 41, 42, 55. 


Beſchluß vom 24. März 1897 (I. 9. 68 u. 69/97). 
Amtsgericht und Landgericht Stettin. 


Am 21. Dftober 1896 erjchienen die verwittwete Schiffskapitän 
&. und der Schiffsfapitän PB. vor dem Notar 2. zu Stettin behufs- 
Beglaubigung ihrer vor dem Notar zu fertigenden Unterjchriften 
unter einem Kaufvertrage. Nach Inhalt dieſes Vertrages verfaufte 
die Wittwe €. für fih und ihre minderjährigen Kinder an PB. die 
ihr und den Kindern gehörige Schiffspart an einem Dampfer für 
15000 M., indem fie befannte, bereits eine Anzahlung von 5000 M. 
erhalten zu haben; der Reit des Kaufgeldes follte jpäteftens am 
1. April 1897 gezahlt werden, widrigenfalls der Vertrag aufgehoben 
fein und ®. der Berfäuferin 2000 M. als Schabenserjag zahlen 
follte. Im $ 3 war beftimmt, daß das Eigenthum fofort, alle aus. 
der Schiffspart rejultirenden Rechte, Verpflichtungen und Laften 
aber erft mit dem Antritt des Käufers als Sciffsführer des 
- Dampfers auf den Käufer übergehen jollten,; nad $ 5 ſollte fofort 
nah vormundihaftsgerihtlicher Genehmigung des Vertrages die 
Umschreibung im Shiffsregifter ftattfinden. Die Wittwe C. ver- 
weigerte indefjen ihre Unterjhrift, weil fie wollte, daß das Eigen- 
thum erft nad Zahlung des Reſtkaufgeldes auf den Käufer über- 
gehen jollte, und verlangte vom Notar eine entjprechende Um— 
änderung des Vertrages, welchem Verlangen demnähft P. nach der 
glaubwürdigen Darftellung des Notars beitrat. Der Notar ging. 
nun den Vertrag mit den Betheiligten durch, ftellte feft, inwieweit 
eine Abänderung erfolgen follte, und formulirte diefe, indem er 
dem Bertrage als $ 7 folgenden Zuſatz binzufügte: 
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„Der vorftehende Vertrag wird dahin abgeändert, daß das 
Eigenthbum der verkauften Schiffspart (ein Zwölftel Antheil am 
ganzen Schiff) auf den Käufer erft dann übergehen joll, wenn 
das Reftlaufgeld der zehntaufend Mark bezahlt if. Nach der 
Zahlung foll die Umschreibung im Schiffsregifter ſofort erfolgen. 
Die Koften der Umfchreibung trägt der Käufer. Der Käufer 
Hugo PB. verfihert an Eidesjtatt, Preußifcher Unterthan und 
Angehöriger des Deutſchen Reichs zu fein.“ 

Sodann las der Notar den Betheiligten diefen Zufaß vor, 
ließ fie, als fie damit einverftanden waren, den Bertrag unter- 
jchreiben und beglaubigte die Unterfchriften. Für dieſen Akt 
liquidirte er nah einem Werthgegenftande von 15000 M. auf 
Grund des 8 35 Pr. G.K. G. vom 25. Juni 1895 eine Gebühr 
von 34 M., d. i. das Zweifache der vollen Gebühr, wie joldhes 
für die Aufnahme gegenfeitiger Verträge beftimmt ift. Zufolge $ 27 
Geb.D. für Notare beantragte indeflen P. beim Amtsgericht die 
Gebühr auf 6,80 M., d. i. die bloße Beglaubigungsgebühr nad 
542 G.K. G. herabzufegen, indem er in Abrede fiellte, daß infolge 
der vorgenommenen Aenderung der Vertrag einem vom Notar 
ganz und gar aufgenommenen gleich zu achten fei, und geltend 
machte, es ſei bei Vorlegung des Vertrages zur Unterjchrifts- 
beglaubigung erfichtlih die Abfiht der Betheiligten gemejen, Die 
Aufnahmegebühr zu fparen; der Notar hätte deshalb die Betheiligten 
darauf aufmerffam machen müfjen, daß durch die Abänderung des 
Zeitpunfts des Eigenthumsüberganges eine ſolche Gebühr entjtehen 
werde, in welchem Falle er, B., ſelbſt die Abänderung vorgenommen 
haben würde; er habe aber angenommen, daß der Notar die Ab— 
änderung lediglich aus Gefälligfeit vorgenommen habe. 

Nah Anhörung des Notars hat das Amtsgericht die Gebühr 
auf 6,80 M. feſtgeſetzt. Es führt aus, daß, wenn überhaupt eine 
andere als die bloße Beglaubigungsgebühr in Frage käme, dies 
jedenfalls nicht die Aufnahmegebühr des $ 35 G.K. G. Tondern 
neben der Beglaubigungsgebühr nur noch die Gebühr für den er- 
forderten Vertragsentwurf nah $ 9 Geb.D. für Notare fein könnte, 
welche beiden Gebühren zufammen im vorliegenden Falle allerdings 
der Aufnahmegebühr gleihfommen würden; indeffen, abgejehen da- 


von, daß es ſich bloß um die Fertigung eines Zufages su dem im 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. XXxV.) 
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Uebrigen fertig vorgelegten Vertrage handle, wäre es jedenfalls 
die Pfliht des Notars geweſen, die Betheiligten darauf aufmerf- 
ſam zu machen, daß die Inanſpruchnahme feiner Mitwirkung zur 
Abänderung des Bertrages feine Gebührenforderung auf 34 M. 
erhöhen werde, und deren ausdrüdlide Zuftimmung dazu einzu= 
holen; alsdann würden die Betheiligten es jedenfalls vorgezogen 
haben, den Zuſatz ſelbſt zu fertigen. Deshalb könne der Notar 
vorliegend nur die Beglaubigungsgebühr beanspruchen. 

Auf die fofortige Beichwerde des Notars E., welcher geltend 
machte, daß für den Notar eine gejeßliche Vorſchrift, die Barteien 
auf die Höhe der entjtehenden Gebühren aufmerffam zu machen, 
jo wenig eriftire, wie eine Beftimmung, wonad die Unterlaffung 
einer ſolchen Belehrung den Verluſt des Anfpruchs auf die höheren 
Gebühren zur Folge habe, übrigens auch beftritt, daß die Ber- 
fäuferin mit der Fertigung des Zuſatzes durch PB. ſelbſt einver- 
ftanden gemefen fein würde, hat das Landgericht die Gebühren des 
Kotars auf 23,50 M. feſtgeſetzt. Das Landgeriht meint, Der 
Notar 2. fünne vorliegend weder nah $ 35 G. K. G. noch nad) $ 9 
Geb.O. für Notare liquidiren, da er den Kaufvertrag weder voll- 
ftändig aufgenommen, noch volljtändig entworfen habe; Feines dieſer 
beiden Geſetze enthalte eine auf die vom Notar entfaltete Thätig- 
feit genau pafjende Beitimmung; jedenfalls könne aber der Notar 
2. nicht mehr fordern, ala im S 41 Abi. 2 G. K. G. für einen dem 
vorliegenden ſehr nahe fommenden Fall bejtimmt fei, weil feine 
Thätigfeit (Entwurf eines abändernden Zufages und Unterjchrifts- 
beglaubigung) gegenüber dem im zit. $ 41 vorgefehenen Falle 
(Anerkennung des Inhalts einer Fchriftlicy abgefaßten Erklärung 
mit gleichzeitiger Beurkundung ergänzender oder abändernder Er- 
Härungen) eher ein Minus darftelle. Indem das Landgericht im 
Uebrigen bemerkt, daß eine Rechtspflicht des Notars zur Belehrung 
der Betheiligten über das Anwachſen feiner Gebühren bei Nenderung 
ihrer Aufträge nicht bejtehe, billigt e8 dem Bejchwerdeführer unter 
Zugrundelegung des vollen Werthgegenjtandes von 15000 M. zu: 

a) für die Unterjchriftsbeglaubigung nad) S42 G.8.G. 6,80 M. 

b) für die Aufnahme der abändernden Erklärung 
nah $ 41 Abſ. 2 a.a. O. die volle Gebühr mit 17,00 M. 
zulammen 23,80 M. 
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Gegen diefe Entſcheidung haben ſowohl der Notar als aud 
P. rechtzeitig und formgerecht jofortige weitere Befchwerde eingelegt. 

Der Notar verlangt Feitjegung feiner Gebühren auf 34 M., 
P. Herabjeßung derjelben auf 6,80 M. 

Das Kammergeriht hat unter Aufhebung der Vorentjchei- 
dungen die Gebühr des Notars L. auf 18 M. feſtgeſetzt aus 
folgenden 

Gründen: 

Die beiden vor dem Notar L. erfchienenen Bertragsinterefienten 
haben von diefem nicht bloß die Beglaubigung ihrer Unterfchriften 
verlangt, jondern aus Anlaß der Weigerung der Wittwe E., den 
Vertragsentwurf jo, wie er vorgelegt wurde, zu unterjchreiben, ihm 
weiter nod den Auftrag ertheilt, zuvor eine bejtimmte Nenderung 
diefes Entwurfs vorzunehmen. Dazu war erforderlih, den vor- 
gelegten Vertrag mit den Erſchienenen durchzugehen, zu ermitteln, 
worin derſelbe ihren Abreden bezw. ihrer nunmehrigen Willens- 
meinung nicht entſprach, danach die Abänderung zu formuliren 
und zu Bapier zu bringen und endlich feitzuftellen, daß der nieder- 
geſchriebene Entwurf nun den Willen der Kontrahenten richtig 
wiedergab. Wenn der Notar die Nenderung in der Weile aus- 
führte, daß er dem vorgelegten Vertrage einen neuen Paragraphen 
binzujegte, jo war dies ein durchaus ſachgemäßes Verfahren. Die 
Abänderung betraf den Zeitpunkt, zu welchem das Eigenthum an 
der Schiffspart auf den Käufer übergehen ($ 3) und die Um: 
ſchreibung im Schiffsregiſter erfolgen follte ($ 5); dabei find außer- 
dem noch in zwedmäßiger Ergänzung des Vertrages die Beſtim— 
mung hinzugefügt, daß der Käufer auch die Koften der Umfchreibung 
zu tragen habe, jowie die eidesftattliche Verficherung des legteren, 
daß ihm das Neichsindigenat zuftehe (SS 2 ff. Gel. vom 25. DE: 
tober 1867, betr. die Nationalität der Kauffahrteifchiffe und ihre 
Befugniß zur Führung der Bundesflagge). Daß der Notar dieſe 
geichäftliche Thätigfeit umfonjt entwideln werde, fonnten die Be— 
theiligten fügli nicht erwarten; eine gejeßliche Pflicht, die legteren 
zuvor darüber zu belehren, daß und bezw. wie hoch durch dieſe 
TIhätigkeit feine Gebühren über die bloße Beglaubigungsgebühr 
hinaus anwachſen würden, beftand, wie das Landgericht zutreffend 


angenommen bat, für den Notar in feiner Weife. Wenn B., wie 
14° 
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er in der weiteren Befchwerde geltend macht, die Mitwirkung des 
Notars bei der Abänderung des Vertrages als eine bloße Gefällig- 
feit um deshalb geglaubt hat anfehen zu dürfen, weil die Ab- 
änderung, die jehr wohl auch durch bloßes Ausftreichen des Wortes- 
„ſofort“ und Ueberfchreiben der Worte „nad Entrihtung des Reft- 
faufgeldes" habe bewirkt werden fünnen, im Grunde nur auf die 
Aenderung eines Datums hinauslaufe und fomit die Thätigkeit. 
des Notars ihrer Bedeutung nach über den Rahmen der Berichti- 
gung einer Zahl oder eines Schreibfehlers nicht hinausgehe, jo ift 
diefe Ausführung erfichtlich unzutreffend; es bat fich nicht um die 
bloße Befeitigung einer untergelaufenen geringfügigen Unrichtigfeit,. 
fondern um die materielle Nenderung einer nicht unerheblichen 
BVertragsbeftimmung auf Grund einer veränderten Willensmeinung 
der Kontrahenten gehandelt, und wenn der Notar in diejer Be- 
ziehung den von einem Anderen gefertigten Entwurf dem wahren 
Willen der Parteien gemäß herrichtete, fo ift nicht abzufehen, wie 
die Parteien hätten erwarten fönnen, daß er diefe von ihnen aus— 
drüdlich verlangte Thätigkeit unentgeltlich leiften würde. Es kommt 
weiter in Betracht, daß dieſe Thätigfeit auch nicht unter den Be— 
griff eines bloßen Nebengeichäfts bei der Unterjchriftenbeglaubigung, 
im Sinne des $ 55 G.K. G. fällt, da ein Notar, der lediglich die 
Unterjchriften |beglaubigen fol, gar nicht befugt fein würde, vom 
dem Inhalte des Schriftitüds jelbft Kenntniß zu nehmen. Nach 
alledem kann es nicht zweifelhaft fein, daß der Notar L. die 
gefeglihe Gebühr für diefe Thätigfeit mit Recht beansprucht. 

Inſoweit daher der Koftenjchuldner PB. beantragt, dem Notar 
lediglich die Beglaubigungsgebühr zuzufprechen, ift jeine Bejchwerde 
unbegründet. Andererfeits beruht aber die Berechnung der darüber 
hinaus weiter noch feitzufegenden Gebühr, wie fie das Landgericht 
vorgenommen hat, auf Gejegesverlegung. 

Zwar ift es richtig, daß als die unmittelbar grundlegende 
Vorſchrift der $ 35 G.K.G. bier nit in Betracht fommen kann, 
weil der in Rede ftehende Notariatsaft nicht in der „Aufnahme“ 
eines Kaufvertrages bejtanden hat. Ebenfowenig aber erjcheint es 
zuläffig, die Vorfchrift des $ 41 Abi. 2 a.a. O. zur Anwendung 
zu bringen; denn die dort angeordnete Gebührenermäßigung ift 
nah dem Elaren Wortlaut des Gefeges auf den. Fall bejchränft, 
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wenn bei der Anerkennung des Inhalts von ſchriftlich abgefaßten 
— d.h. auch bereits volljogenen — Erklärungen ergänzende oder 
abändernde Erklärungen von dem inftrumentirenden Richter oder 
Notar aufgenonımen werden, jeßt alfo einen wejentlich anderen 
Sachverhalt voraus, als er hier vorliegt. Es widerfpriht an fid 
der Natur der Kojtengejege, die eine jtrenge Auslegung erfordert, 
derartige ſpezielle Borichriften ohne Weiteres analog auf vermeint- 
lich gleich liegende anderweite Fälle auszudehnen. Hätte der Gefeg- 
geber dieſe Gebührenermäßigung unter übrigens gleichen Voraus— 
jeßungen auch bei bloßen Unterfchriftsbeglaubigungen zulaffen 
wollen, jo würde es dazu einer ausdrüdlichen Anordnung im 8 42 
G.K.G. beburft haben. Aber jelbjt dann wäre eine Anwendung 
auf den vorliegenden Fall ausgeſchloſſen, da ja eine Aufnahme 
abändernder Erklärungen bier gar nicht ftattgefunden hat. 

Fände ih nun in der That weder im Gerichtsfoftengefe 
noch in der Gebührenordnung für Notare eine genau auf die vom 
Kotar 2. entfaltete Thätigkeit paſſende Beitimmung, d. h. läge die 
Sade fo, daß die vom Notar L. erforderte und gethätigte Ab- 
änderung des vorgelegten Bertragsentwurfs ein Gefchäft darftellte, 
für welches im Geſetz eine Gebühr nicht beftimmt worden, fo 
würden dafür aemäß 8 16 Geb.D. für Notare 5/0 der vollen 
Gebühr zu erheben fein. Jene VBorausfegung trifft aber nicht zu, 
da die maßgebende Gebührenvorfghrift in $ 9 Abi. 1 Geb.D. für 
Kotare enthalten iſt. Was der Notar 2. auf Erfordern der Be— 
theiligten außer der demnädjftigen Unterfchriftenbeglaubigung ge— 
leiftet hat, ftellt ich als die Anfertigung des Entwurfs eines nach— 
träglihen Zufaßes zu einem ihm im Uebrigen fertig vorgelegten 
Kaufvertragsentwurfe dar. Es fehlt an jedem Grunde, der Die 
Anwendung des $ 9 Abf. 1 a.a. O. auf diefen Fall ausfchließen 
könnte. Insbeſondere bietet weder der Wortlaut noch die Ent- 
ftehungsgefchichte des Geſetzes den mindeften Anhalt für die An- 
nahme, daß die gedachte Vorjchrift fih etwa nur auf Entwürfe zu 
ganzen, vollitändigen Verträgen oder jonjtigen Akten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, alſo auf rechtsgeichäftlihe Entwürfe, die für fi 
eine jelbftändige Bedeutung haben, beziehen fol; ihrer ganz all: 
gemeinen Faflung zufolge gilt die Vorfchrift vielmehr für Entwürfe 
jeder Art, umfaßt alfo auch ſolche Entwürfe, die, wie der vor- 
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liegende, bloß unfelbitändige Zufäße zu bereits anderweit gefertigten 
Verträgen oder Jonftigen Alten zum Gegenftande haben. Danach 
bat der Notar 2. für feinen Entwurf auf Grund des zit. $ 9 
Abſ. 1 8/,, der für die Aufnahme beftimmten Gebühr zu erhalten. 
Zu Unrecht will er indeſſen bei der Berechnung diefer Gebühr den 
Werth des ganzen Kaufgefchäfts, d. i. den Betrag des jtipulirten 
Kaufpreifes von 15 000 M. zu Grunde gelegt willen. Diefer 
Werth würde nah $ 38 Abſ. 1 G.K. G. für die Berechnung der 
Aufnahmegebühr allerdings dann maßgebend fein, wenn die Be— 
gründung, Uebertragung, Feititellung oder Aufhebung eines Rechts— 
verhältnifjes den Gegenftand des Nechtsaeihäfts bildete. Wo «8 
ih jedoh nur um die Nenderung eines Rechtsverhaltniſſes handelt, 
greift die Beſtimmung des Abſ. 2 des zit. $ 38 Platz, und da 
vorliegend die vorgenommene Aenderung ſich nur auf den Zeit— 
punkt des Uebergangs des Eigenthums an der verkauften Sciffs- 
part bezw. ihrer Umfchreibung im Schiffsregifter bezieht, mithin 
einen beftimmten Geldwerth für die Betheiligten nicht hat, jo wird 
die Vorfchrift des $ 22 a. a. D: anwendbar, wonach der Werth 
des Gegenftandes in der Regel auf 2000 M. angenommen werden 
fol. Hiervon abweichend den Werth niedriger oder höher zu be— 
meflen, bietet der Sachverhalt feinen Anlaß. Demgemäß ſtehen 
dem Notar 2. zu: 
a) für den Entwurf des Zujages zum Kaufvertrage 
‚ (Werthgegenftand 2000 M.) nah $ 9 Abf. 1 
Geb.D. für Notare 8/,, von der Gebühr des 
$35 G.K. G. (zweimal 7 M) . . . . . 11,20 M. 
b) für die Beglaubiguug der a (Wertb- 
gegenftand 15000 M.) nad 8 42 G.R.G. Yo 


der vollen Gebühr . . . 2... 6,80 M. 
Sa. 18,00 M. 


Soweit der Notar eine höhere Gebühr beanſprucht, iſt ſeine 
weitere Beſchwerde unbegründet. 

Daß der Feſtſetzung der Notariatsgebühren auf 18 M. die 
Beſtimmung im $ 2 des $9 Geb.D. für Notare nicht ent— 
gegenfteht, kann feinem begründeten Bedenken unterliegen. Hätte 
es fih bloß um die Beglaubigung von Unterſchriften unter dem 
vom Notar gefertigten Entwurfe des nachträglichen Zufates ge— 
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handelt, fo hätte hierfür allerdings nur eine Höchitgebühr von 
14 M. in Anſatz fommen können. Die Unterjchriftenbeglaubigung 
bezog fih aber auf den ganzen durch den Zuſatz abgeänderten 
Kaufvertrag, jo daß die beiden vom Notar entwidelten Thätig- 
feiten Gegenftände von ganz verfchiedenem Werthe betrafen; diejer 
Umftand bat felbitverftändlih den Anſatz einer höheren Gebühr 
zur Folge. Die Beitimmung des $ 9 Abi. 2 a. a. DO. hat zur 
Borausfegung, daß die Entwurfsfertigung und die Unterjchriften- 
beglaubigung denſelben Gegenjtand betreffen bezw. ſich hinfichtlich 
des Gegenjtandes deden, und fie fönnte vorliegend, wo dieſe 
Identität nicht vorhanden ift, nur infofern von Einfluß fein, als 
derjenige Höchſtbetrag an Gebühren nicht überjchritten werden darf, 
der zu erheben gemwejen wäre, wenn der Notar zugleich den ganzen 
Kaufvertrag entworfen hätte. Diefer Höchftbetrag (34 M.) wird 
aber durch die getroffene Feſtſetzung nicht einmal erreicht. 


Nr. 59. 
Hotarintsgebühr für Keurkundung der Kefclüffe einer General- 
verſammlung. 


Die Gebühr des Notars für Beurkundung eines Beſchluſſes 
der Generalverjammlung, der die Feftiegung des Etats zum 
Gegenftande hat, iſt nad der Schlußſumme des Etats als 
MWerthgegenitand zu bemeifen. 

6.8.8. vom 25. Juni 1895 $$ 38, 39, 48. 





Beihluß vom 9. November 1896 (I. Y. 470/96). 
Amtsgericht und Landgeriht Bochum. 


Der Notar R. zu B. hat am 28. März 1896 das Protofoll 
über die Generalverfammlung der W. Berggewerkſchaftskaſſe in B. 
geführt. Die Tagesordnung diefer Generalverfanmmlung enthielt 
folgende Bunte: = 

1. Ergänzungswahlen des Vorftandes, 

2. Feſtſetzung des Etats für das Rechnungsjahr 1896/97, 

3. Erhebung eines außerordentlicen Beitrages für den Ver: 
wendungszwed 3 $ 2 des Statuts und zwar für Neubauten 
beim Krankenhaufe Bergmannsheil und für Einrichtungen und 
den Betrieb der Verfuchsitrede auf Zeche Konfolidation, 





4. Abänderung des $ 12 des Statuts. 

Diefer $ 12 des Statuts betrifft das Stimmverhältnig der 
einzelnen zum Verein gehörigen Bergwerfe. Der Etat ift in Ein- 
nahme und Ausgabe mit 246000 M. balanzivend fejtgeitellt. Der 
Notar hat feiner Gebührenberehnung ein Objekt von 266000 M. 
zu Grunde gelegt, nämlich für die Beurkundung der Beichlüffe zu 
2 und 3 das Objekt von 246000 M., für die der Beichlüffe zu 1 
und 4 das Objeft von 20000 DM. Diefe beiden Beträge hat er 
zufammengerechnet und dann die Gebühr eines Objekts von 266 000. 
im Betrage von 114 M. zum Anfag gebradt. Der Vorſtand der 
W. Berggewerfichaftsfafle erachtet das Werthobjeft zu 2 u. 3 für 
zu hoch und hält nur ein ſolches von 20 000 M. für angemeffen. 
Gemäß $ 27 Geb.D. für Notare hat der Notar deshalb die gericht- 
liche Feſtſetzung feiner Koften (inkl. Stempel und Auslagen) im 
Gejammtbetrage von 133,90 M. beantragt. Dem entjprechend hat 
das Amtsgericht zu B. duch Beihluß vom 20. Juni 1896 die 
Koſten fejtgefeßt. Gegen diefen Beſchluß bat der Vorſtand der 
Berggewerkſchaftskaſſe Bejchwerde eingelegt und ausgeführt, daß im 
Etat verjchiedene Einnahmen und entſprechende Ausgaben enthalten 
feien, die jeit langen Jahren feititehende Boten im Etat der Kafie 
bildeten, bei denen deshalb von einer Genehmigung durch die Ver— 
fammlung im ſachlichen Sinne nit die Rede fein könne. Eine 
Beſchlußfaſſung hierüber habe jo wenig einen bejtimmten Geldwerth, 
wie die Genehmigung einer Bilanz. Einen folchen habe höchftens 
der Beſchluß zu 3 der Tagesordnung; aber auch dieſer berube 
materiell nicht auf neuen Entfchließungen der Generalverfammlung, 
ſondern wolle nur ftatutenmäßige Aufgaben der Kaffe in Bezug auf 
die Höhe der in diefem Jahre erforderlichen Mittel firiren. 

Das Landgericht zu B. hat duch Beſchluß vom 25. Augujt 
1896 den amtsgerichtlihen Beſchluß abgeändert und die Kojten des 
Notars auf 90,90 M. feſtgeſetzt, nachdem es die Statuten und Die 
Haushaltspläne der Kaffe für 1896/97 und für 1895/96 eingefehen 
hat. Das Landgericht geht davon aus, da Generalverfammlungs- 
beihlüffe einen bejtimmten Geldwerth dann haben, wenn durch fie 
ein neues Rechtsverhältniß begründet, oder ein bejtehendes abge- 
ändert werde, und beides fich in einer bejtimmten Geldſumme aug- 
drüde. Bei Abänderung bejtehender Berhältniffe fei die Differenz 
der Werthe des alten und neuen NRechtsverhältnifjeg als Werth des 
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Beichluffes zu betrachten. Das Landgericht fieht die Feftftellung 
des Etats für ein neues Rechnungsjahr für die Abänderung eines 
bejtehenden Nechtsverhältniffes an und berechnet im Einzelnen die 
Differenz der Poſten des früheren und des jegigen Etats, bringt 
aber für die Gebührenberehnung nur diejenigen Erhöhungen des 
neuen Etats in Anſatz, die nicht durch früher eingegangene Verträge 
und Verpflichtungen bedingt find. Auf diefe Weife gelangt es zu 
einem Objeft von 45 442,75 M. Dieſem rechnet es das Objekt 
von 20000 M. für die Befchlüffe zu 1 und 4 der Tagesordnung 
hinzu und berechnet fchlieglich die Gebühr von einem Objekt von 
65 442,75 M. Der gegen diefen Beſchluß vom Notar eingelegten 
weiteren Bejchwerde ift der Erfolg nicht verfagt worden. 


Gründe: 


Nach $ 48 G.K. G. ift das Zweifache der vollen Gebühr für 
die Beurkundung der Beihlüffe der Generalverfammlungen, Auf: 
fichtsräthe oder fonftigen Organe von Aktiengejellfihaften und anderen 
Vereinigungen zu erheben. Ueber die Berechnung der Gebühr, d. h. 
die Frage, wie der Geldmwerth der Beichlüffe zu berechnen tft, von 
welchen die doppelte Gebühr zu erheben, darüber trifft der $ 48 
feine Beitimmung. Der Abi. 2 regelt nur den Fall, daß ein be- 
jtimmter Geldwerth des Beichluffes nicht erhellt und verordnet noch, 
daß die Gebühr Feinesfalls mehr als 300 M. betragen dürfe. Es 
muß deshalb auf die allgemeinen Bejtimmungen des Geſetzes, auf 
die $$ 38 und 39 zurüdgegangen werden. Nah 8 39 ift zu unter- 
Icheiden, ob in einer Verhandlung mehrere felbjtändige Rechts— 
geichäfte beurfundet find, oder ob die mehreren Erflärungen der- 
gejtalt in einem inneren Zujammenhange ftehen, daß fie ein einheit- 
liches Rechtsgeſchäft bilden, und letzteren Falls wieder, ob fie 
denjelben oder verjchiedene Gegenjtände betreffen. Ohne Rechtsirrthum 
haben die Vorinftanzen angenommen, daß die ſämmtlichen Bejchlüffe 
in einem derartigen inneren Zuſammenhange ftehen, daß fie ein ein- 
heitliches Nechtsgejchäft bilden; denn fie regeln Jämmtlich die Ver: 
waltung für das Etatsjahr 1896/97 bezw. die Gejchäftsverhältnifie 
der Kaffe für die Zukunft. Sie betreffen aber wenigjtens theilmeife 
verfchiedene Gegenftände, der Beſchluß zu 1 den Vorftand, der zu 
4 das Statut, der zu 2 den Etat, während der Beſchluß zu 3 einen 
zu leijtenden Beitrag betrifft, und alfo im Etat mitaufgenommen 
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ift. Der Gegenjtand des Beichluffes zu 3 bildet mithin einen Theil 
des Gegenitandes des Befchluffes zu 2. Nach Abſ. 2 des 8 39 find 
hiernah die Werthe derjenigen Beſchlüſſe, die einen verfchiedenen 
Segenftand bilden, zufammenzurehnen, und dann ift die zweifache 
Gebühr von dem Geſammtobjekt zu erheben. Die Beſchlüſſe zu 1 
und 4 find unbedenklich ſolche, die einen beſtimmten Gelowerth nicht 
haben. Für dieſe it deshalb nah $ 48 Abf. 2 der regelmäßige 
Werth der von 20000 M., der vom Notar für beide Beſchlüſſe zu— 
fammen in Anja gebracht und von den Vorinjtanzen nicht be- 
anftandet ift. Da biergegen weder die Beſchwerde der Kafje, noch 
die weitere Beſchwerde des Notars gerichtet iſt, ſo hat es bei der 
betreffenden Feſtſetzung fein Bewenden. Diejes Objekt von 20000 M. 
it nun zufammenzurechnen mit dem Geldwerth der beiden anderen 
Beichlüffe bezw., da der Beichluß zu 3 als Theil des Beſchluſſes 
zu 2 nicht weiter in Frage fommt, mit dem des Bejchluffes zu 2 
allein (vgl. Mügel Kommentar 2. Aufl. Anm. 2 zu $ 48). Be— 
zügli des Geldwerthes diejes Beichluffes aber trifft der $ 38 des 
Geſetzes Beitimmung inſoweit, als er verordnet, daß bei der Be— 
rechnung der Gebühren der Werth des Rechtsverhältniffes maßgebend 
fein ſoll, deſſen Begründung, Vebertragung, Feititellung oder Auf- 
hebung den Gegenjtand des Rechtsgeſchäfts bildet. Das Landgericht 
legt feiner Berechnung den Abſ. 2 des $ 38 zu Grunde, nad) 
welchem, wenn es ſich um Aenderungen eines bejtehenden Rechts— 
verhältnifjes handelt und die Nenderung einen bejtimmten Geldwerth 
für die Betheiligten hat, diefer maßgebend ift. Sofern es fich bei 
der Feitfegung des Etats für ein Verwaltungsjahr um die Nenderung 
eines bejtehenden Rechtsverhältniſſes handelte, könnte in Frage 
fommen, ob mit dem Landgericht in fo detaillirter Weife die einzelnen 
Pofitionen des früheren und des gegenwärtigen Etats zu prüfen, 
und die Differenz der Pofitionen, injomweit fie Neueinftellungen ent- 
hielten, allein bei der DObjeftsberechnung zu berüdfichtigen wäre, 
oder ob etwa, wie die weitere Bejchwerde geltend zu machen jucht, 
ein jolches Eindringen in die inneren Angelegenheiten der Geſell— 
ſchaft weder Recht noch Pflicht des Notars wäre, Es ift aber viel- 
mehr in der Feitiegung des Etats für ein Verwaltungsjahr die 
Neubegründung eines Nechtsverhältniffes zu jehen. Nach dem Etat, 
deſſen Feitfegung das Statut vorfchreibt, fol in dem fünftigen Ver— 
waltungsjahr die Berwaltung von den ausführenden Organen des. 
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Vereins geführt werden. Db in den Etat Poſten eingeftellt werden, 
zu deren Einftellung der Verein auf Grund früherer Verpflichtungen 
und Verträge angehalten werden kann, ob in denfelben, wie vor- 
liegend, eine Summe zur Tilgung einer Anleihe eingejtellt wird, 
die auf Grund des früheren Tilgungsplans eingeftellt* werden muß, 
ift gleichgültig. Immer wird der Etat in feinen fämmtlichen 
Positionen erft durch den Beſchluß feitgeftellt, ähnlich wie der Etat 
für den Staat auch erit durch das in jedem Jahre zu erlafjende 
Etatsgejeb zur bindenden Beachtung feitgeftelt wird, obwohl viele 
Anfprüce gegen den Staat auch im SKlagewege verfolgt werden 
fönnten, ohne daß das Etatsgejeß zu Stande käme. Durch den 
Generalverfammlungsbejhluß wird der Haushaltsplan erit zu einem 
den Verein und feine Organe bindenden, und deshalb wird das 
Rechtsverhältniß, welches der Etat bedingt, durch den Beſchluß erit 
begründet. Der alte Etat hört mit Ablauf des früheren Ver— 
waltungsjahres ohne Weiteres auf; er wird durd Schaffung des 
neuen Etats nicht abgeändert. Der alte Etat ift befeitigt; ein neuer 
tritt an feine Stelle und begründet ein neues Nechtsverhältnig. Hit 
dies aber der Fall, jo muß als Werth des den Etat feitjegenden 
Beihluffes auch der Betrag angenommen werden, der fih als 
Schlußfumme des Etats in Einnahme und Ausgabe ergiebt. Die 
entgegengejegte Annahme würde zu dem abjurden Ergebniß führen, 
daß wenn der neue Etat einmal dem des vorigen Jahres ganz 
gleich ift, ein Differenzwerth überhaupt nicht vorhanden, eine Gebühr 
für Protokollirung diefes Beſchluſſes alſo gar nicht zu erheben wäre. 

Da hiernady als Werth der Beichlüffe zu 2 und 3 der Tages- 
ordnung der Betrag von 246000 M. anzunehmen, und diefer Betrag 
mit dem von 20000 M. als dem Werthe der Beichlüffe zu 1 und 4 
zufammenzurechnen ift, jo ergiebt ſich als Gefammtobjeft der Betrag 
von 266000 M., nad) welchem das Amtsgericht die Gebühr des 
Notars zutreffend berechnet hat. 

Unter Aufhebung des Befchlufjes des Landgerichts war demnach 
der des Amtsgerichts wiederherzuitellen. 


Nr. 60. 


Berechnung der NMotarintsgebühren für Beurkundung der Keſchlüſſe einer 
Generalverfanmlung. 


Der Werth der einzelnen in einer Generalverfammlung 
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gefaßten Beichlüffe ift behufs der Gebührenberechnung auch 
dann zujfammenzurechnen, wenn es ſich um mehrere einzelne 
Bejchlüffe von nicht beſtimmtem Geldwerth handelt. 

8.8.8. vom 25. Juni 1895 88 48, 39, 22 Abi. 2. 


Beihluß vom 10. Mai 1897 (1. Y. 192/97). 
Amtsgericht Barth, Landgericht Greifswald. 





Der Notar P. hat am 4. Juli 1896 die Protofolle über die 
Generalverfammlungen der Aftiengefelichaften Fr. Kreisbahnen und 
Fr. Südbahn aufgenommen. Die Tagesordnung der erfteren 
Generalverfammlung beftand aus folgenden Punkten: 

1. Bericht des Vorſtandes und Auffichtsraths über den Vermögens 
ftand und die Verhältniffe der Geſellſchaft nebſt der Bilanz 
über das verflofjene Gefchäftsjahr, 

2. Genehmigung und Feftitellung des Neingewinnes und ber 
Dividende, 

3. Ertheilung der Dedarge an den Vorſtand und den Auf: 
jichtsrath, 

4. Wahl der Mitglieder des Aufjichtsraths, 

5. Beſchlußfaſſung über Nenderung des $ 16 des Statuts. 

Die Tagesordnung der zweiten Generalverfammlung bejtand 
aus folgenden Punkten: 

1. Bericht des Vorftandes und Aufſichtsraths über den Ver— 
mögensjtand und die Berhältniffe der Geſellſchaft nebft der 
Bilanz über das verflojfene Gefchäftsjahr, 

2. Genehmigung der Bilanz und Feititellung des Reingewinnes 
und der Dividende, 

3. Ertheilung der Dedarge an den Vorftand und den Auf- 
jihtsrath, 

4. Wahl der Mitglieder des Auffichtsraths, 

3. Beihlußfaffung über Vermehrung des Grundfapitals umd 
Kontrahirung von Anleihen, 

6. Beihlußfaffung über Aenderung des $ 16 des Statuts. 

Der Notar hat für die Aufnahme des erjteren Protokolls 
liquidirt: 
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a) zu 1, 2 und 3 der Tagesordnung nad) einem 


Objeft vn ... .. 2000 MM. 
b) zu 2 Der Tagesordnung. (Bertheilung des 
Neingewinnes) nah einem Objeft von. . . 9835,57 M. 


c) zu 4 der Tagesordnung nad einem Objekt von 20 000,00 M. 


zufammen nad einem Objekt von 49 835,57 M. 
eine Gebühr von 60 M., ferner eine Zufaggebühr von 5 M. und. 
Stempelauslagen und Schreibgebühren mit zufammen 7,20 M., in 
Summa 72,20 M. 

In der zweiten Generalverfammlung find die Punkte zu 5 und 
6 der Tagesordnung abgejegt, und der Notar hat liquidirt: 
3) zu 1, 2 und 3 der Tagesordnung (Gefchäfts- 
bericht, Genehmigung der Bilanz und Des 


chargeertheilung) nad einem Objeft von . . 20000 M. 
b) zu 2 der Tagesordnung in mit 
einem Objekt von . . 2.787976 M. 


c) zu 4 der Tagesordnung nach einem Objekt von 20000,00 M. 

zuſammen nach einem Objekt von 47 879,76 M. 

eine Gebühr von 60 M., eine Zuſatzgebühr von 5 M. und Stempel- 

auslagen und Schreibgebühren mit zufammen 7,10 M. in Summa 
72,10 M. 

Die Aktiengefelichaften haben die Liquidationen beanftandet, weil 
das Objekt für einen Beſchluß unbeftimmten Werths mit 20000 M. nur 
einmal zum Anjap kommen könne. Der Notar hat in Folge deſſen die ge- 
richtliche Feitfegung feiner Gebühren beantragt mit der Ausführung, 
daß die Werthe der verfchiedenen Beichlüffe nach $ 39 des Koften- 
geſetzes zufammengerechnet werden müßten, gleichviel, ob dieſelben 
Gegenſtände vermögensrechtlichen oder nicht vermögensrechtlichen 
Werthes beträfen. Es erhelle aus dem Geſetze nicht, daß alle Be- 
ſchlüſſe nicht vermögensrechtlichen Werthes zufammen nur auf 
20000 M. geihägt werden follten. Das Amtsgericht hat durch 
Beſchluß vom 30. Dezember 1896 die Gebühren für die erſte General- 
verfammlung auf 51 M., die für die zweite Generalverfammlung 
auf 53 M. feitgefeßt. Es führt aus, daß nad) den 88 48 und 22 
des Koftengejeges der Werth von Beichlüffen ohne bejtimmten Geld- 
werth in der Regel zu 20 000 M. angenommen werden folle, und 
daß, wenn mit einem Beſchluſſe unbeitimmten Werthes ein mit ihm 
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zufammenhängender Beſchluß bejtimmten Werthes verbunden fei, 
nur der höhere Werth maßgebend ſei. Es jei nicht die Abficht des 
Gejeges, daß jeder einzelne Beihluß oder doch mehrere Beichlüfie 
bezüglich deſſelben Gegenjtandes in der Regel auf 20000 M. an- 
zunehmen feien; denn Dies würde zu Jchwierigen Unterfuchungen 
darüber führen, welche Beichlüffe einen Gegenftand, und welche 
Beichlüffe verfchiedene Gegenftände beträfen, und es würde dies in 
den meilten ‘Fällen zu unverhältnigmäßig hohen Gebühren führen. 
Vielmehr feien im $ 48 alle Beichlüffe, welche einen beſtimmten 
Geldmwerth nicht erkennen ließen, denjenigen gegemübergeftellt, aus 
welchen ſich ein beftimmter Geldwerth ergebe. Alle Beihlüffe un- 
bejtimmten Werths ſeien deshalb vorliegenden Falls auf zufammen 
20 000 M. zu veranfchlagen, und nur der Werth des Reingewinnes 
fei in jedem Falle diefem Werthe zuzurechnen, da die betreffenden 
Beichlüffe einen befonderen Gegenftand beträfen. Die Werthe feien 
alfo auf 27 879,76 Di. bezw. 29 835,57 M. zu berechnen, und hier- 
für ergebe fi eine Gebühr von 46 M. bezw. 48 M. Dazu trete 
dann noch die Zuſatzgebühr des $ 53 mit je 5 M. 

Die gegen diefen Beſchluß vom Notar eingelegte Beihwerde iſt 
vom Landgericht zurüdgemwiefen worden. Nach Anficht des Be— 
ſchwerdegerichts iſt nah $ 48 des Koftengejeßes der Werth von 
20 000 M. für die Beichlüffe, die der Notar in den beiden General- 
verfammlungen protofollirt, anzunehmen. Es fei daher für jede 
diefer Generalverfammlungen nur nad einem Objekte von 20000 M. 
zu liquidiren. Unzutreffend fei das Objekt von 20 000 M. mehrfad 
der Gebührenberehnung zu Grunde gelegt. Es habe dem Notar 
deshalb nur die Gebühr von 2X19 — 38 M. zugeitanden, wozu 
nad) $ 53 des Gejeges noch eine Zuſatzgebühr von 9,50 M. komme 
und nicht nur eine folde von 5 M. Unzutreffend ſei dem Objekt 
von 20000 M. nod der Betrag des Reingewinnes zugerechnet 
worden, da nad $ 39 Abf. 2 die in den 88 34 bis 37 bejtimmten 
Gebühren nur einmal erhoben werden follten, wenn mehrere in einer 
Verhandlung beurfundete Erklärungen in einem inneren Zuſammen— 
bange jtänden, fo daß fie ein einheitliches Rechtsgeſchäft bildeten. 
Die in Frage ſtehenden Beichlüffe bildeten aber ein ſolches einheit- 
liches Nechtsgefchäft. Ueberdies handle es fich hier um eine Liqui- 
dation nad) $ 48, nach welchem bei der Beurkundung der Beſchlüſſe 
von Generalverfanmlungen, gleichviel ob diefe Beichlüffe verfchiedene 
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Gegenftände der Tagesordnung beträfen, der Werth in der Regel auf 
20 000 M. anzunehmen, eine Abweichung hiervon alfo nur gejtattet 
jei, wenn bei dem einen oder anderen Gegenftande der Tagesordnung 
diefer Werth überfchritten fei. Hiernach ſei dem Notar ſchon mehr 
zugebilligt als ihm zuftebe. 

Diie hiergegen gerichtete weitere Bejchwerde des Notars ift für 
begründet erachtet worden. 


Gründe: 


Nah 8 48 des Koſtengeſetzes iſt das Zweifache der vollen Ge— 
bühr für die Beurkundung der Beſchlüſſe der Generalverſammlungen, 
Aufſichtsräthe oder ſonſtigen Organe von Aktiengeſellſchaften und 
anderen Bereiniguugen zu erheben. Leber die Berechnung der Ge- 
bühr, d. h. die Frage, wie der Geldwerth der Beſchlüſſe zu berechnen 
it, trifft der $ 48 feine Beftimmung. Der Abf. 2 regelt nur den 
Fall, wenn ein bejtimmter Geldwerth des Beichluffes nicht erhellt, 
und verordnet noch, daß die Gebühr keinesfalls mehr als 300 M. 
betragen dürfe. Es muß deshalb auf die allgemeinen Beltimmungen 
des Gejeßes, auf die 88 38 u. 39 zurüdgegangen werden. Nach 
539 ift zu unterfcheiden, ob in einer Verhandlung mehrere jelbit- 
jtändige Rechtsgeſchäfte beurfundet find, oder ob die mehreren Er— 
Härungen dergejtalt in einem inneren Zufammenhange jtehen, daß 
jie ein einheitliches Kechtsgefchäft bilden, und legteren Falls wieder, 
ob jie denjelben oder verjchiedene Gegenftände betreffen. Mit Recht 
nehmen die Vorinjtanzen in Webereinjtimmung mit dem Befchwerde- 
führer an, daß die in den beiden Protofollen beurfundeten Er- 
Härungen ja in einem ſolchen Zuſammenhange ftehen, daß jie ein 
einheitliches Rechtsgeſchäft bilden. Die Erklärungen beziehen ich 
aber nicht auf denfelben Gegenjtand, und dieferhalb ijt der Werth 
der einzelnen Gegenjtände nad $ 39 Abf. 2 zufammenzurechnen und 
vom Gejammtwerth die Gebühr zu berechnen, Das Landgericht 
verwirft diefe Berechnung, weil die Beichlüffe von nicht beſtimmtem 
Geldwerthe nach $ 48 nur auf zufammen 20000 M. zu ſchätzen 
jeien. Der $ 48 beftimmt aber nicht, wie es beim Vorliegen mehrerer 
in einer Generalverfammlung gefaßter und protofollirter Beichlüffe 
zu halten ift, die Annahme des Normalwerths von 20 000 M. be: 
zieht jih nur auf einen Beihluß, deſſen Geldwerth nicht erhellt. 
Nicht aber iſt vorgejchrieben, daß diefer Werth für mehrere oder 
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alle Beichlüffe von nicht beftimmtem Geldwerth zu Grunde zu legen. 
Diefe Frage ift vielmehr im $ 39 geregelt, und nach diefem find dir 
Werthe der einzelnen Beichlüffe zufammenzurechnen. Die Zufammeı.- 
rechnung ift auch nicht durch die Vorfchrift des $ 22 Abſ. 2 aus— 
geichloffen, nach welcher, wenn mit einer nicht vermögenstechtlichen 
Angelegenheit eine mit ihr zufammenhängende vermögensrechtliche 
verbunden ift, nur ein Werth und zwar der höhere maßgebend ift. 
Dieje Vorſchrift kann vielmehr da feine Anwendung finden, wo nady 
8 39 die Zufammenrehnung des Werthes verfchiedener Beſchlüſſe 
ftattfindet. Der $ 22 Abſ. 2 träfe nur dann zu, wenn ein und 
derjelbe Beſchluß eine vermögensrechtliche und eine nicht vermögeng- 
rechtlihe bezw. eine Angelegenheit von beftimmtem und eine von 
nicht beſtimmtem Geldwerth beträfe. Der Werth mehrerer einzelner 
Beichlüffe aber ift zuſammenzurechnen (vgl. Mügel, Kommentar 
2. Aufl. Anm. 2 zu $ 48). 

Was nun die Generalverfammlung der Fr. Kreisbahnen be- 
trifft, To ift zu Nr. 1 der Tagesordnung — Bericht des Vorftandes- 
und Aufjichtsraths über den Vermögensftand und die Verhältnifje 
der Geſellſchaft nebſt der Bilanz über das verfloffene Geſchäftsjahr 
— überhaupt nichts zu liquidiren, da es fich hier nicht um einen 
Beſchluß der Generalverfammlung handelt, und nach $ 48 nur für 
die Beurkundung von Beichlüffen zu liquidiren if. Zu Nr. 2 der 
Tagesordnung — Genehmigung und Feitjtellung des Reingemwinnes- 
— handelt es fih um ein beftimmtes Vermögensobjeft, nämlich um. 
1879,76 M. Es iſt deshalb nach diefem Objekte zu liquidiren, wie 
das vom Amtsgericht auch angenommen ift. Die Ablehnung diefer 
Liquidation duch das Landgericht beruht nur auf der den Fall nicht 
treffenden Borfchrift des $ 22 Abſ. 2 des Gefeges. Zu Nr. 3 der 
Tagesordnung — Ertheilung der Decharge — liegt ein Gegenftand- 
von unbeftimmtem Werthe vor (vgl. Mügel a. a. D.); es ijt des— 
halb ein Objeft von 20 000 M. anzunehmen, und dafjelbe gilt zu. 
Kr. 4 der Tagesordnung — Wahl der Mitglieder des Aufjichts- 
raths —. Die Nr. 5 der Tagesordnung — Nenderung des $ 16: 
des Statuts — ift anfcheinend ſpäter von der Tagesordnung ab- 
gejeßt, da hierüber nichts erwähnt, und eine Gebühr nicht berechnet: 
it. Es ergiebt fi mithin ein Gefammtwerth von 20000 + 20000 
+ 7879,76 = 47 879,76 M. Nah $ 33 beträgt die einfache 
Gebühr hiervon 30 M., die doppelte des $ 48 mithin 60 M. Da- 
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zu kommt die Zufatgebühr des $ 53, welde 10 M. beträgt, vom 
Notar aber nur mit 5M. in Anſatz gebracht ift. Seine Liquidation 
iſt mithin begründet. 

Die Tagesordnung der Generalverfammlung der Fr. Südbahn 
beftand zu Nr. 1 in gleicher Weife nur aus einem Berichte, feinem 
Beihluffe, jo daß auch hierfür nichts zu liquidiren iſt. Nr. 2 der 
Tagesordnung betraf die Genehmigung der Bilanz und die Feit- 
ftellung des Reingewinnes und der Dividende, Nr. 3 die Ertheilung 
der Decharge. Die Genehmigung der Bilanz ift ein Beſchluß von 
nicht beftimmtem VBermögenswerthe. Der Umjtand, daß die beiden 
Beihlüffe, Genehmigung der Bilanz und Feſtſtellung des Rein— 
gewinnes unter einer-Nummer der Tagesordnung zufammengefaßt 
jind, kann nicht dazu führen, fie als einen einheitlichen Beſchluß 
anzufehen, für welchen nad Abf. 2 des $ 22 nur einmal zu liquidiren 
wäre. Nicht auf die Vertheilung der Beſchlüſſe unter die einzelnen 
Nummern der Tagesordnung, Jondern nur auf ihren Inhalt kommt 
es an. Und diefer ergiebt, daß es fih um zwei getrennte Bejchlüfje 
handelt, jo daß für jeden auch befonders zu liquidiren ift. Die Er- 
theilung der Decharge hängt dagegen zufammen mit der Genehmi- 
gung der Bilanz. Obwohl dieje beiden Beichlüffe unter verfchiedenen 
Nummern der Tagesordnung ergangen find, ift für fie daher doch 
nur einmal nach dem Objekte von 20 000 M. zu liquidiren. Für 
den Beſchluß bezüglich des Reingewinnes ift die Höhe diefes als 
Objekt anzunehmen, d. bh. der Betrag von 9835,57 M. Zu Nr. 4 
der Tagesordnung — Wahl der Mitglieder des Aufſichtsraths — 
ift wieder nach einem Objekte von 20 000 M. zu liquidiren. Es 
ergiebt fih mithin als zu liquidirendes Objekt der Betrag von 
20 000 + 20000 + 9835,57 — 49 835,57 M. Die Gebühr des 
$ 33 bieroon beträgt 30 M.; die Doppelte des $ 48 mithin 60 M. 
Dazu fommt wieder die Zufatgebühr des $ 53, die vom Notar nur 
mit 5 M. in Anja gebradt if. Da die Nebenauslagen unftreitig 
find, fo find hiernach, unter Aufhebung der Beichlüffe der Vor— 
inftanzen, die Gebühren und Auslagen des Notars für das Protofoll 
der Generalverfammlung der Fr. Kreisbahnen auf 72,10 M., die 
für das Protokoll der Generalverfammlung der Fr. Südbahn auf 
72,20 M. fejtzujegen. 


Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 15 
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Nr. 61. 
Gebühr des cheinifchen Notars für Hinterlegungsakte. 

Iſt ein von einem rheinischen Notar aufgenommener 
Kaufvertrag über ein Grundftüd vorbehaltlich der Genehmigung 
einer Behörde abgeichloffen und nimmt der Notar die ihm 
zugegangene Genehmigungderflärung ohne Antrag eines Be— 
theiligten durch Hinterlegungsaft zu feinen Urkunden, jo bat 
er hierfür feine bejondere Gebühr zu beanfpruchen. 


Beh. D. für Notare vom 25. Juni 1895 88 5, 10 Abf. 1, $ 16; G.K.G. vom 

25. Suni 1895 $ 37 Ziff. 1 und 3, 8 55; Rhein. Not. D. vom 25. April 1822 

Art. 395; Rhein. Gef. über die PVeräußerung 2. von Grundftüden vom 
20. Mai 1885 $ 3. 


Beihluß vom 11. Dftober 1897 (I. Y. 459/97). 
Amtsgeriht Daun, Landgericht Trier. 


- Ein Bevollmädtigter der K. Regierung zu T. ſchloß in den 
Jahren 1896 und 1897 mehrere Landfäufe vorbehaltlih Genehmi- 
gung der Regierung ab. Die betreffenden Akte wurden von dem 
Notar F. zu D. (NRheinprovinz) aufgenommen. Dem Leßteren 
gingen dann die Urkunden zu, in welchen die Regierung die Ge- 
nehmigung erklärte. Der Notar F. veranlafte nun, ohne daß von 
einem der Vertragſchließenden ein entiprechender Antrag geſtellt 
worden wäre, folgendes Verfahren: vor ihm erſchien fein Sekretär; 
diefer überreichte die Genehmigungsurfunden behufs Hinterlegung 
zu den Urkunden des Notars; F. nahm über jede Hinterlegung 
einen notariellen Akt auf und berechnete dafür eine Gebühr aus 
& 16 Geb.D. für Notare vom 25. Juni 1895. Der Bevollmädhtigte 
der Regierung beanftandete in zwei Fällen den Anja diefer Ge- 
bühr von 1,50 M. und 7 M. unter Hinweis darauf, daß eine 
förmlihe Hinterlegung der Genehmigungsurfunden unnöthig ge- 
weſen fei, und beantragte die gerichtliche Feſtſetzung. Das Amts- 
gericht billigte jedoch die Gebühren zu, indem es annahm, daß der 
Notar die Hinterlegung im mohlverftandenen Intereſſe der Be- 
theiligten herbeigeführt habe. Auf Befchwerde der Regierung jeßte 
dagegen das Landgeriht die Gebühren mit der Ausführung ab, 
daß die Hinterlegungsafte gegenüber den notariellen Kaufverträgen 
als Nebengefchäfte erfchienen, welde nah $ 5 a. a. D. in Ver— 
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Der weiteren Bejchwerde des Notars F. wurde der Erfolg verjagt. 


Sründe: 


Dem Landgericht ift darin beizutreten, daß die Aufnahme der 
‚Hinterlegungsakte, ſofern diejelbe ſich überhaupt rechtfertigen läßt, 
gegenüber der Aufnahme der grundlegenden Kaufverträge als ge- 
bührenfreies Nebengefhäft in Betracht fommt. 

Iſt von dem Notar ein Vertrag beurfundet, deſſen Gültigfeit von 
der Genehmigung einer Behörde abhängt, jo wird diefe Genehmi- 
gung regelmäßig, jei es von einem der Betheiligten, fei es von 
dem Notar ſelbſt, nachgefucht werden. Auch wenn der Notar den 
Vertrag an die Behörde zur Genehmigung einreidht, fteht ihm 
hierfür eine befondere Gebühr nicht zu ($ 10 Abf. 1 Not.Geb.D., 
zu vergl. Mügel, Die Preuß. Koftengefege 2. Aufl. zus 10 a. a. O. 
Anm. 2b). Geht dem Notar alsdann die Genehmigungsurfunde 
zu, fo muß er diejelbe felbftverftändlich in eine Beziehung zu dem 
genehmigten Akte bringen. In welcher Form dies zu gefchehen 
hat, bleibt innerhalb der Grenzen des Notariatsrechtes dem Er- 
meſſen des Notars überlaffen. Gleichviel aber, ob die einfache 
Beilegung der Genehmigungsurkfunde zu dem genehmigten Akte 
erfolgt oder ob eine Verbindung beider Urkunden unter entfprechen- 
dem Vermerke bewirkt oder ob eine etwa zuläffige befondere Hinter: _ 
legungsverhandlung aufgenommen wird, ift die Vornahme, durd) 
welde der Notar die beiden Urkunden zu einander in Beziehung 
jegt, im Verhältniffe zu der Aufnahme des von der Genehmigung 
betroffenen notariellen Aftes von nebenfächlicher Bedeutung. Es 
liegt nur die aus der Sachlage ſich von ſelbſt ergebende Vervoll— 
ftändigung des grundlegenden Altes vor. Die gedachte Vornahme 
gehört zu der Erledigung des dem Notar übertragenen Haupt— 
geſchäftes, deſſen Inhalt offenbar die Aufnahme eines für die Be- 
theiligten vechtswirffamen Vertrages ift. Danach trifft aber der $ 5 
Not.Geb.D. mit dem $ 55 G. K. G. zu, nach welchen die gejeßlich be- 
ftimmten Gebühren die gefammte Thätigfeit des Notars einjchlieh- 
lih aller Nebengefhäfte umfaſſen. 

Allein auch wenn die Thätigfeit des Notars bei der Annahme 
der Genehmigungsurfunden ſich wegen der voran befonderer 
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Hinterlegungsverhandlungen als jelbftändiges Geſchäft auffaſſen 
ließe, würde ein Gebührenanjfag für diefe Verhandlungen immer 
nur unter der Vorausſetzung zu begründen fein, daß ſolche Ber- 
bandlungen fih nad irgend melden Vorichriften als nothwendig. 
herausitellten. Das Lebtere ift aber nicht anzunehmen. 

Wenn der Bejchwerdeführer F. zunächit betont, daß er den 
Stempel habe anmwenden müfjen, fo war dies auch ohne Hinter: 
legungsalt der Fall. Der Befchwerdeführer erhielt durch den 
Empfang der Genehmigungsurfunden davon Kenntniß, daß die 
Verträge rechtsgültig geworden waren. Damit war die Grundlage 
für die Stempelverwendung gegeben. 

Ebenjowenig wird das Verfahren des Befchwerdeführers durch 
den von ihm in Bezug genommenen $ 3 des Rheinifchen Geſetzes 
vom 20. Mai 1885 über die Veräußerung und bypothefarifche 
Belaftung von Grundftüden (G.S. ©. 139) gerechtfertigt. Dana 
haben die Notare von jeder vor ihnen erklärten Uebertragung oder 
Zutheilung von Eigentbum an Grundftüden, welche im Geltungs- 
bereihe des Rheiniſchen Rechtes belegen find, dem zuftändigen 
Katafterbeamten binnen längftens vier Wochen Mittheilung zu 
machen. Diejer Amtspflicht konnte der Befchwerdeführer wiederum 
entſprechen, ſobald ihm die Genehmigungsurfunden zugegangen 
waren, da er von diefem Zeitpunfte an wußte, daß die Be- 
dingung, von welcher die Uebertragung des Grundftüdseigenthums- 
abhing, erfüllt war (zu vergl. dagegen Zeitfchr. f. d. Notariat 1886 
S. 227). 

Auch die Darlegung des Beichwerdeführers, daß er fich in die 
Lage habe bringen müſſen, Ausfertigungen der Genehmigungs- 
urfunden zu ertheilen, ift verfehlt. Soll damit auf den Art. 39 der 
Verordnung ꝛc. vom 25. April 1822 für die Notare in den Nieder- 
theinifchen Provinzen (G.S. ©. 109) gezielt fein, demzufolge der 
Notar Ausfertigungen ertheilen kann, wenn er im Befige der Ur— 
ſchrift oder wenn die Abjchrift eines Aftes bei ihm hinterlegt iſt, 
fo unterftüßt der Worlaut diefer Norm das hier beobachtete Ver- 
fahren nit. Denn, ſoweit erkennbar, find die Genehmigungs- 
urfunden jelbit und nicht Abfchriften derfelben dem Beſchwerde— 
führer zugegangen und bei ihm hinterlegt worden. Des Falles. 
der Hinterlegung ift aber in Art. 39 nur dahin gedacht, daß der’ 
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Notar befugt ift, von den bei ihm hinterlegten Abfchriften von 
Akten Ausfertigung zu ertheilen. 

Im Mebrigen mag es dahingeftellt bleiben, ob der Notar, 
welcher die Urkunde über die behördliche Genehmigung eines von 
ihm aufgenommenen, von diefer Genehmigung abhängig gemachten 
Vertrages erhält, nicht nach der Natur der Sache berechtigt ift, 
die Genehmigungsurfunde als jelbitverftändliche Ergänzung mit der 
Hauptverhandlung zu verbinden und fie mit der leßteren auszu- 
fertigen. Selbft wenn, wie der Bejchwerdeführer meint, dem Notar 
eine ſolche Verbindung beider Urkunden und folgeweife deren ge- 
meinjame Ausfertigung um deswillen verjagt fein follte, weil der 
Notar eine abgejchloffene Urkunde nicht nachträglich verändern oder 
ergänzen darf, jo würde dies Bedenken der Aufnahme von Hinter- 
legungsverhandlungen, wie fie hier geſchehen ift, in gleicher Weile 
entgegenftehen. Denn offenbar fann es in jachlicher Beziehung 
feinen Unterfchied machen, ob die Genehmigungsurfunde mit der 
Hauptverhandlung ohne bejondere Förmlichkeit verbunden wird oder 
ob dieſe Verbindung in der Weiſe erfolgt, daß der Notar aus 
eigener Entihließung die Genehmigungsurfunde durch eine fernere 
Verhandlung zu der Hauptverhandlung bringen läßt. Der Hinter- 
legungsaft ftellt fi” danach wiederum als eine überflüffige Vor— 
nahme dar. 

Endlich ift aber auch der Hinweis des Beichwerdeführers auf 
837 3.1 und 3 G.K. G. nicht zutreffend. In diefen Vorjchriften 
wird eine Gebühr für jede befondere Urkunde, in welcher die Zu- 
ftimmung einzelner Theilnehmer zu einer bereits beurfundeten Er- 
klärung aufgenommen wird, und für nachträgliche ergänzende oder 
abändernde Erklärungen, welche für fich Fein befonderes Geſchäft 
bilden und von derjelben Behörde aufgenommen werden, feitgefeßt. 
Hierdurh ift die Gebühr nur für die Aufnahme andermeiter Er- 
Härungen betheiligter Perfonen zugeftanden. Cine ſolche be- 
urfundende Thätigfeit des Notars liegt dann nicht vor, wenn er 
nur ein von dritter Seite abgefaßtes Schriftitüd zu feinen Urkunden 
nimmt. Die Aufnahme einer befonderen Verhandlung behufs diefer 
Annahme ift aber in einem Falle, wie dem gegebenen, nad den 
vorftehenden Ausführungen weder geboten noch zwedentfprechend. 
Diefen Gründen gegenüber iſt e8 ohne enticheidende Bedeutung, 
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daß das Landgericht zu Aachen mittels Befchluffes vom 12. Juni 
1893 (Ztſchr. f. d. Notariat 1893 ©. 138) die Hinterlegung einer 
vormundichaftsgerichtlihen Genehmigung zu den Urkunden des 
Notars, welcher den genehmigten Akt aufgenommen hatte, für an= 
gebracht erachtet und den Anſatz einer Gebühr für den Hinter- 
legungsaft gebilligt hat. 

Die Behauptung des Beichwerdeführers, daß auch von dem 
Oberftaatsanmwalt zu Köln der Gebührenanfaß zu dergleichen Depot— 
aften für gerechtfertigt erflärt worden fei, hat fi) nad den an= 
geſtellten Ermittelungen als nicht ganz zutreffend ermwiejen. Der 
Oberftaatsanwalt war von einer Staatsanwaltjchaft feines Bezirkes 
mit ber Frage befaßt worden, ob für Depotafte, wie fie feit dem 
gedachten Beichluffe des Landgerichts zu Aachen nad früheren 
Verbote wieder allgemein errichtet würden, der Gebührenbere[hnung 
aus $ 16 Not.Geb.D. ein Gegenftandswerth nah $ 33 G.K. G. 
oder nach dem die nicht vermögensrechtlihen Angelegenheiten be— 
treffenden $ 22 ©.8.G. zu Grunde zu legen fei und ob in dem 
eriteren Falle der Werth des ganzen Gegenjtandes oder nur der- 
jenige des Antheiles des Minderjährigen in Betracht fomme. Der 
Oberftaatsanwalt entjchied unter dem 11. Dezember 1896 dahin: 
es ſeien /, Gebühr zu berechnen; es handle fih, wie im Afte 
jelbft, jo auch im Depotafte um ein beftimmtes VBermögensobjeft, 
wobei aber nur der Antheil desjenigen bezw. derjenigen zu berüd- 
fichtigen fei, für weldhe die Genehmigung vorbehalten worden, es 
jei denn, daß von der Genehmigung die Rechtsgültigfeit des ganzen 
Geſchäftes gemäß ausdrüdlicher Stipulation abhängig gemadt fei. 
Hieraus ergiebt fich, daß der Oberftaatsanwalt nicht eigentlich vor 
die Frage geftellt war, ob für Depotafte die Gebühr aus $ 16 
Not. Geb.O. mit Recht erhoben werde. Bielmehr ging die Staats- 
anwaltichaft unter Bezugnahme auf Mügela.a.D. zu 541 G.8.G. 
Anm. 4 davon aus, daß ein Anſatz von 5/,, der vollen Gebühr 
berechtigt fei. Der Oberftaatsanwalt hatte danach feine zwingende 
Beranlafjung, die Berechtigung des Gebührenanfages in Zweifel 
zu ziehen. Uebrigens ift die Entjcheidung des Oberftaatsanwalts, 
jfoweit dies hier in Betracht fommt, nicht mit Gründen verfehen,. 
welde eine Nachprüfung ermöglichten. Daffelbe trifft für den 
Beihluß des Vorſtandes des Vereines für das Notariat in Rheins 
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preußen, wie derjelbe gedrudt vorliegt, zu, wonach für die Hinter- 
legung der „zu genehmigenden“ Beichlüffe des Vormundſchafts— 
gerihts und ähnlicher Beichlüffe in den Fällen, wo eine Urkunde 
der Genehmigung des Vormundichaftsgerichts oder einer anderen 
Behörde bedarf, gemäß $ 16 Not.Geb.D. 510 Gebühr berechnet 
werden follen. 

Zu bemerken ijt ſchließlich, daß es ſich bei dem Beſchluſſe des 
Landgerichts zu Aachen, auf welhen die Anfrage an den Ober- 
ftaatsanwalt zu Köln geftüßt war, um einen auf dem Rheinifchen 
Geſetze vom 22. Mai 1887, betr. das Theilungsverfahren und den 
gerichtlichen Berfauf von Immobilien (G.S. ©. 136) beruhenden 
notariellen Aft gehandelt zu haben fcheint. Es kann dahingeftellt 
bleiben, ob fih etwa im Rheiniſchen Theilungsverfahren Die 
notarielle Hinterlegung von Genehmigungsbeichlüffen des Gerichts 
nah der geihichtlihen Entwidelung, insbejondere in Anbetracht 
der Art. 19 und 24 des älteren Rheinifchen Theilungsgejetes vom 
. 18. April 1855 (G.S. ©. 521) trog Aufhebung dieſes Geſetzes 
und troß Neuregelung des Stoffes durch das Geſetz vom 22. Mai 
1887 (8 70, vgl. $ 17) rechtfertigen läßt. Der gegenwärtig zu 
entjcheidende Fall bietet nach feinem Thatbeftande feinen Anlaß, 
hierauf näher einzugehen. 

Nah Alledem mar die Abjekung der Gebühr dur das 
Landgericht begründet und mußte die Zurüdweifung der weiteren 
Beſchwerde erfolgen. 


Nr. 62. 
Gebühr des rheinifchen Notars für Teftamentsausfertigungen. 
Bertigt ein rheinifcher Notar die von ihm aufgenommene 
Verhandlung über die Hinterlegung eined eigenhändigen 
Teftamented zugleich mit den Abjchriften des ZTeftamentes 
und der gerichtlichen Bejchreibungdverhandlung aus, jo hat 
er hierfür nur Schreibgebühren zu beanſpruchen. 


Geb. D. für Notare vom 25. Suni 1895 88 5, 16; G.K. G. vom 25. Juni 1895 
SS 44, 51. 


Beſchluß vom 27. September 1897 (I. 9. 223/97). 
Amtsgeriht und Landgericht Aachen. 
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Der verftorbene A. 2. aus Aachen hinterließ ein eigenhändiges 
Teftament. Ein Rechtsanwalt überreichte dem Amtsgericht zu Nahen 
dies Teitament mit dem Antrage auf Beihreibung und Hinter- 
legung bei dem Notar E. ebenda. Bon dem Amtsgericht wurde 
mittels Verhandlung vom 13. Juli 1896 der Zuftand des Tefta- 
mentes bejchrieben, dafjelbe paraphirt und feine Hinterlegung bei 
dem Notar E. angeordnet. Demnädft hinterlegte der Gerichts— 
jchreibergehülfe B. in einer von dem Notar E. aufgenommenen 
Berhandlung von demfelben Tage das Tejtament zu den Urkunden 
dieſes Notars. Der Lebtere ertheilte nun in einer einheitlichen 
Urkunde Ausfertigung der notariellen Hinterlegungsverhandlung, 
des Teftamentes mit dem gerichtlichen PBaraphirungsvermerfe und 
einer beglaubigten Abjchrift der gerichtlichen Beihreibungsverhand- 
lung. Hierbei ift zunächſt die notarielle Hinterlegungsverhandlung 
niedergefchrieben, dahinter der Vermerk „folgt Abjchrift der be— 
zogenen Anlagen” geſetzt und unter diefem Vermerfe das Teftament 
und die Beichreibungsverhandlung wiedergegeben. Das Ganze ift 
mit dem Ausfertigungsvermerfe, Siegel und Unterfchrift des Notars 
verjehen. 

Der Notar E. berechnete hierzu nad) einem Gegenftandsmwerthe 
von 100000 bis 110000 M. einmal für den Hinterlegungsaft 
gemäß 8 16 Geb.D. für Notare vom 25. Juni 1895 30,50 M., 
außerdem aber für die Ausfertigung nad $ 5 ebd. in Verbindung 
mit dem $51 G.K. G. vom 25. Juni 1895 12,30 M. Gebühren. Die 
von W. 2. zur Univerjalerbin berufene Wittwe defjelben beanftandete 
die Gebühr von 12,30 M. Sie und der Notar E. beantragten 
gerichtliche Feſtſetzung. Das Amtsgericht billigte für die Aus: 
fertigung nur die von dem Notar ebenfalls liquidirten 0,50 M. 
Schreibgebühren, nicht aber die Gebühr aus dem $ 51 G.K. G. zu, 
indem es ausführte, daß das Teftament und die Abfchrift der Be- 
Iohreibungsverhandlung untrennbare Anlagen der notariellen Hinter- 
legungsverhandlung feien und danach der Notar lediglich eine von 
ihm: ſelbſt aufgenonmene Urkunde ausgefertigt habe, in welchem 
Falle ihm nah F 51 G.K. G. feine Ausfertigungsgebühr zuftehe. 
Das Landgericht wies die hierüber von dem Notar E. erhobene 
Beſchwerde unter Billigung des Standpunktes der Borinjtanz zurüd. 
Auch der weiteren Beichwerde des. Notars E. wurde der Erfolg verjagt. 
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Das von dem Kammergericht um Auskunft über das bei der- 
gleihen Akten von dem Notar zu beobachtende Verfahren erfuchte 
Oberlandesgericht zu Köln hat fich dahin geäußert: die von dem 
Gericht mit der Hinterlegung eines eigenen Teftamentes beauftragte 
Perſon überreihe dem Notar die Urfchrift des Teftamentes und 
eine beglaubigte Abjchrift des gerichtlichen Protofolls über die Ein- 
reihung und Beichreibung des Teftamentes ſowie der Hinterlegungs- 
anordnung; der Notar nehme über diefe Hinterlegung einen De- 
potaft auf und füge diefem das Teftament und die Abjchriften 
des Protokolls jomwie der Hinterlegungsanordnung bei; das Teita- 
ment und die Abjchriften würden mit der Urfchrift des Depot- 
aftes zufammen aufbewahrt, da fie die nothwendigen Ergänzungen 
dieſes Aftes bildeten und duch die Hinterlegung deſſen Beitand- 
theile geworden ſeien; die Ausfertigung des Depotaftes bebinge 
gleichzeitig auch die Ertheilung einer beglaubigten Abjchrift des 
Teftamentes und des geridhtlihen Protokolls nebjt der Hinter: 
legungsanordnung; exit in ihrer Geſammtheit bildeten diefe Ur- 
funden ein einheitliches Ganzes. 

Dieſer Darftellung entfprechend ift hier auch offenbar von dem 
Notar E. verfahren worden. Die von ihm ausgefertigte einheitliche 
Urkunde enthält als Beftandtheile den notariellen Hinterlegungsaft, 
das Teitament und die gerichtliche Beichreibungsverhandinng, welche 
mit der Hinterlegungsanordnung abſchließt. Allerdings find in 
dem notariellen Hinterlegungsafte das Teſtament und die gericht- 
lihe Verhandlung nicht als Anlagen aufgeführt; vielmehr lautet 
der Hinterlegungsaft nur dahin, daß der Gerichtsfhreibergehülfe 
B. infolge Berfügung des Amtsgerichts Nahen am 13. Juni 1896 
zu den Urkunden des fungirenden Notars das an demſelben Tage 
gerichtlich befchriebene Teftament des A. L. deponirt habe. Allein 
der Notar hat das Teftament und die Abfchrift der gerichtlichen 
Verhandlung thatſächlich als Anlagen des von ihm aufgenommenen 
Hinterlegungsaftes behandelt, wie klar daraus hervorgeht, daß in 
der Ausfertigung hinter die notarielle Verhandlung die Worte: 
„Folgt Abjchrift der bezogenen Anlagen“ gejeßt und dann das 
Teftament und die Abſchrift der gerichtlichen Verhandlung wieder— 
gegeben ind. 
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Nun bezieht nach $ 5 Not.Geb.D. in Verbindung mit dem $ 51 
G.K.G. der Notar für die Beglaubigung von Abjchriften °/,, der 
Gebühr des $ 33 ©.R.G., dagegen für die Ertheilung von Aus— 
fertigungen oder beglaubigten Abjchriften von Urkunden, welche er 
felbjt aufgenommen bat, nur die Schreibgebühren. 

Der Beichwerdeführer kann fich zur Rechtfertigung der Gebühr 
von 3,0 für die von ihm ertheilte Ausfertigung auf den Wortlaut 
diefer Gejegesbeftimmung nicht berufen. Er hat nicht eine Ab- 
Schrift des Teftamentes und der gerichtlihen Verhandlung be= 
glaubigt, fondern eine einheitlihe Ausfertigung der von ihm 
aufgenommenen Hinterlegungsverhandlung, des Teftamentes und 
der gerichtlichen Verhandlung ertheilt. Für die Ausfertigung von 
Urkunden, welche von dem Notar jelbft aufgenommen find, ift aber 
im $ 5 Not.Geb.D. mit dem $ 51 G. K. G. eine Gebühr ebenſowenig 
zugeftanden, wie für die Ausfertigung fonftiger Urkunden. 

Aber auch wenn von der Faſſung des Geſetzes abgejehen wird, 
iit der Anspruch des Befchwerdeführers unbegründet. 

Der von dem Beichwerdeführer aufgenommene Hinterlegungs- 
aft entbehrt für fich felbft jedes materiellen Inhaltes; nur mit 
dem Teftamente und der gerichtlichen Verhandlung zujammen hat 
er rechtliche Bedeutung. Deshalb mußten diefe Schriftitüde dem 
Dinterlegungsafte als nothwendige Anlagen beigefügt werden. Da- 
mit aber wurden fie untrennbare Beftandtheile der notariellen 
Verhandlung. Der Notar konnte, wie das Dberlandesgericht zu 
Köln hervorhebt, den Hinterlegungsaft ohne das Teitament und 
ohne die gerichtliche Verhandlung überhaupt nicht ausfertigen; bei 
Fortlaſſung der letteren beiden Schriftftüde würde eine unvoll- 
ftändige Urkunde ausgefertigt werden. Gehörten aber zu ber Boll- 
ftändigfeit der notariellen Hinterlegungsverhandlung das Teitament 
und die gerichtliche Verhandlung, waren diefe beiden Urkunden 
untrennbare Beftandtheile der notariellen Verhandlung, fo ertheilte 
der Bejchwerdeführer, als er mit dem Hinterlegungsafte das Teſta— 
ment und die gerichtliche Verhandlung ausfertigte, nur eine Aus— 
fertigung des Hinterlegungsaftes in feinem Geſammtbeſtande, alfo 
auch nur die Ausfertigung einer Urkunde, welche er ſelbſt aufge- 
nommen hatte. .. Der Befchwerdeführer kann fih auch nicht mit 
Grund darauf jtügen, daß die Wiedergabe des häufig unleferlichen 
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Teitamentes mit einem Zeitaufwande und einer Berantwortlichkeit 
verbunden fei, welche nach dem aus der Entſtehungsgeſchichte ab- 
zuleitenden Sinne des $ 51 G. K. G. abgegolten werden müßten. 
Der rheiniſche Notar bezieht für die Aufnahme des Hinterlegungs- 
aftes die Gebühr aus dem $ 16 Not.Geb.D. Damit ift er für feine 
Mitwirfung bei der Behandlung eigenhändiger Teftamente ent- 
Ihädigt. Dafür, daß diefe Gebühr nur die Mühemwaltung des 
Notars bei der Aufnahme des Hinterlegungsaftes, nicht aber auch 
diejenige bei der jpäteren Ertheilung von Ausfertigungen des 
hinterlegten Teftaments abgelten fol, ifl aus dem Geſetze nichts 
zu entnehmen. Im Gegentheil entjpricht e8 dem $ 51 G.K. G., 
daß, wenn der Notar für einen Akt eine Gebühr empfängt, 
er durch diefe Gebühr zugleich für die mit dem Akte zufammen- 
hängende Ertheilung von Ausfertigungen belohnt ift. 

Wenn der Befchwerbeführer endlich auf die Regelung der in 
Teftamentsfahen zu entrichtenden Gerichtsgebühren verweift, To 
beftimmt freilih der $ 44 G. K. G. außer der Gebühr für die zur Er— 
richtung von legtwilligen Verfügungen oder Erbverträgen erfolgende 
Mitwirfung des Gerichts (Abf. 1) und für die Aufbewahrung 
folder Urkunden (Abi. 2) noch eine Gebühr für die Eröffnung und 
Ausfertigung einer legwilligen Verfügung oder eines Erbvertrages 
(Abf. 3). Hierdurch follte gerade eine befondere Gebühr für die 
Ausfertigung des legten Willens neben der Eröffnungsgebühr aus- 
gefchloffen werden (zu vergl. Mügel, Die Preuß. Koftengefege 
2. Aufl. ©. 127). Wenn die Vorichrift des $ 44 Abi. 3 G. K. G. 
fehlte, würde fih ein Gebührenanfag für die Ausfertigung eines 
gerichtlich hinterlegten Teftamentes auf Grund des $ 51 G.K. G. 
wiederum nur unter der Vorausfegung rechtfertigen laſſen, daß das 
gerichtlich hinterlegte Teftament nit als untrennbare Anlage des 
Hinterlegungsaftes aufzufaffen wäre. 

Diefen Erwägungen gegenüber ift es nicht entſcheidend, daß 
der Anfag einer befonderen Gebühr gemäß $ 51 G.K. G. für die 
Ertheilung der beglaubigten Abſchrift einer notariell hinterlegten 
Urkunde von Mügel (a.a.D. ©. 146 mit ©. 119) gebilligt zu 
werben fcheint. 

Vielmehr war e8 bei den Vorentſcheidungen zu belaflen. 
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Rr. 63. 
Aotariatsgebühren. 

1. Die im $ 48 des Gerichtöfoftengefeged für die Be— 
urfundung des Hergangs bei Verlofungen feftgejeßte Gebühr 
fteht dem einen ſolchen Akt beurfundenden Notar nicht aud) 
für den auch außerdem beurfundeten Akt der Einzählung der 
Loosnummern in dad Glüdsrad zu. Für diefe Beurkundung 
ift vielmehr nach $ 16 der Gebührenordnung für Notare zu 
Tiquidiren. 

2. Die im 8 7 der Gebührenordnung für Notare feft- 
gejegte Gebühr ift nur dann zu liquidiren, wenn eine Be— 
urfundung bei einem an ein Kranfenlager Gefejjelten erfolgt 
it. Nicht erforderlich ift, das das BVerhandlungsprotofoll 
jelbft ergiebt, die Beurkundung habe am Kranfenlager ftatt- 
gefunden. 

3. Stehen mehrere zwijchen denjelben Perjonen gejchloffene 
Berträge in einem derart inneren Zujammenhange, daß fie 
ein einheitliches Rechtsgeſchäft bilden, jo ift der Notar nicht 
befugt, über die Verträge verjchiedene Urkunden aufzunehmen 
und für jeden bderjelben zu liquidiren, ald wenn es fih um 
von einander unabhängige Akte handelte. 

4. Zuſtellungen in Prozeßſachen ift der Notar zu be- 
wirken nicht befugt, auch wenn es ſich um einen im Auslande 
anhängigen Prozeß handelt. Hat er eine jolche Zuftellung 
irgenommen, jo fteht ihm feine Gebühr für diefen Akt zu. 


Gerichtökoftengefeg vom 25. Juni 1895 88 48, 53, 39; Gebührenordnung für 
Notare 88 7,28 Nr. 4, $ 12; Hannoverſche Notariatsordnung $$ 9, 26. 





Beihluß vom 31. Mai 1897 (I. 9. 253/97). 
Amtsgericht und Landgeriht Hannover. 





Auf Veranlaſſung des Landgerichtspräfidenten hat der Notar 
Juſtizrath 8. zu 9. die gerichtliche Feitfegung der Gebühren und 
Auslagen für verfchiedene von ihm aufgenommene Protokolle bean- 
tragt. Es interefjiren hier die folgenden: 
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I. Das PBrotofoll Nr. 10825 vom 4. Oktober 1895 beurfundet 
die Einzählung der Loosnummern für eine vom Verein zur Förde— 
rung der H.'ſchen Pferdezucht veranftaltete Lotterie. Unter den Num— 
mern 10831 u. 10832 find dann am 10. u. 11. Dftober 1895 die 
Ausloofungen felbjt protofollitt. Der Notar hat der Gebührenbe- 
rechnung für die 3 Protokolle den Betrag der Gewinne von zuſam— 
men 50110 M. zu Grunde gelegt und, wie folgt, liquibirt: 
1. für das Protokoll Nr. 10825: 
Akt nebit BERN ee und Aka 


gung . . . . 6,— M. 
Stempel dat - - . 2 2 2 2 2 2.20. 1%, 
Zufaggebühr (8 53) . . 10,— „ 
Auf Anmeifung des vorſandes an 3 ouiſerbelte 

gezahlt ... —— 2.20, „ 
Shhreibgebühren . -. - » 2 2 22 1,70, 
Kopialien und Zuftelinmg . . 222020... —,10 

Sa. 97,30 m. 


2. für das Protokoll Nr. 10831: 
Akt nebit —— — und ei 


BUNG -. u u % . 54,— M. 
Stempel dazu . . . 2 En 
Stempel zur Beglaubigung der beiden Anlagen . 3—, 
Schreibgebühren für das Protofol . . . . . 1150 „ 
Kopialien der Anlage A . 2 2 2 2,10 , 
Beglaubigung derjelben . . . 2 2 22020... 960 „ 
Kopialien der AnlaaeB . . 2. 2 2.22.90 „ 
Beglaubigung derfelben . . . 2 2 220202. 960 „ 
Stempel zur Driginal-Bollmadt . . . . ...150 „ 
desgl. nachträglich zu der von 1894. . . 1,50 , 
Auf Anweifung des Vorjtandes — an die sure 

arbeiter zufammen. . . . 50 — „ 
Zuſatzgebühr (F53)3. 10, —, 
Kopialien und Zuſtellung. —25, 
Rückſendung der Akten.. —50, 


Sa. 172,95 M. 
3. für das Protokoll Nr. 10832: 
Weiterer Akt, Protokoll und Ausfertigung. . . 64,— M. 
Stempel zur Ausfertigung -. - » : > 2.2... 150 „ 
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Transport 65,50 M. 


Schreibgebühen . - » > > 2 2 —90, 
Zufaßgebühr ($ — ee er 
Kopialien . . — Sa ee er er: 

Sa. 76,50M. 


Das Amtsgericht zu H. bat duch Beſchluß vom 6. Februar 
1897 die Gebühren für das Protokoll Nr. 10825 auf 49,30 M., 
für Nr. 10831 auf 172,95 M. und für Nr. 10832 auf 12,50 M. 
feftgejegt. Dieſe Feltfegung ift damit begründet, daß für das am 
4. Dftober 1895 beurfundete Geſchäft eine bejondere Gebühr in den 
Koftengefegen nicht beftimmt fei. Es fei deshalb eine Gebühr nad 
8 16 ©.D. zu erheben, d. h. 5/,, der vollen Gebühr. Wollte man 
diefes Gefhäft mit zur Beurkundung des Hergangs der Berloofung 
rechnen, jo würde, da es fich um einen vorbereitenden Akt handle, 
überhaupt feine Gebühr anzufegen fein. Es jei aber eine Gebühr 
von 16 M. zugebilligt worden. Die Beurfundungen der Verloo- 
fung am 10. und 11. Dftober 1895 feien als ein Gejchäft zu be- 
trachten, für welches dem Notar die doppelte Gebühr nach dem Ge- 
fammtwerth der Gewinne und daneben eine zweimalige Zufatgebühr 
zu berechnen. Es fei danach für das Protokoll Nr. 10831 richtig 
liquidirt, von der Liquidation zu Nr. 10832 aber müſſe die Gebühr 
mit 64 M. geftrichen werden. 

Der Notar hat hiergegen fofortige Beſchwerde eingelegt und 
ausgeführt, daß, wenn eine befondere Gebühr im Geſetz für Ein- 
zählung der Looſe und Einfchüttung derjelben in das Glüdsrad 
nicht feſtgeſetzt worden fei, diejenige für die VBerloofung analog an- 
zuwenden jei. An fich jei die Gebühr von der Summe der Loos— 
nummern, d. h. bier von 100000 M. zu berechnen; er habe ſich aber 
mit der vom Betrage der Gewinne begnügt. Für die vom Amts- 
gericht angenommene Gebühr des $ 16 müſſe aber jener Werth der 
100 000 M. berüdfichtigt werden, jo daß die Gebühr 25 M. betrage, 
ein Betrag, der nicht zu hoch fei für ein Geſchäft, das von früh 
bis Abends 7 Uhr gedauert habe. 

Das Landgericht hält die Beichwerde für unbegründet. Nach 
feiner Anfiht umfaßt die Beurkundung des Hergangs bei Verloo— 
Jungen an ſich auch die Einzählung der Looſe. Es jet dies eine 
Vorarbeit, welche duch die Gebühr für das Hauptgeſchäft mit ab- 
gegolten werde. Nur dann, wenn die Partei wünfche, daß die Ein- 
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zählung nicht im Zufammenhange mit dem übrigen Theile des Ver— 
loofungsgefhäfts erfolge, fünne der Notar befonders dafür liqui- 
diren. Der Notar habe deshalb vorliegend feinen Grund zur Be— 
ſchwerde, da ihm eine Gebühr zugebilligt fei. Keinesfalls ftehe ihm 
eine höhere als die fejtgefegte Gebühr zu. Die Gebühr für Beur- 
fundung des Hergangs bei der Verloofung könne nur einmal liqui- 
dirt werden, auch wenn diejelbe fich auf mehrere Tage eritrede; denn 
28 handle jih nur um eine einheitlihe Beurkundung. 

II. Das Protokoll Nr. 10849 vom 23. Dftober 1895 enthält 
die Anerkennung eines Gejchäftsvertrages, die in der Wohnung des 
Kaufmanns 9. erfolgt if. Der Notar hat hierfür nach einem 
Merthsbetrage von 100000 M., wie folgt, liquidirt: 


Protokoll nebft Ausfertigung nn VOM. 
Stempel dau . . . . ee te Me 
Schreibgebühen . . » 2 2 2 2 2 22.780 „ 
Zuftelung . . . 2.2.2.2. u) „ 
Zufaßgebühr nah $ 7 6. O. an? . 20,— „ 


Gebühr nach $ 53 des Koſtengeſetzes für Berhand- 
lungen bei 9. am 18. u. 21. Dftober 1895 . 10,— 


Stempel zur begl. Abihrft - - » 2 1,50, 
Schreibgebühr — ee A 
Borti. . . Fe ee >, | DE 

Sa. 130,05M. 


Das Protokoll Nr. 10850 von demjelben Tage enthält einen 
in der Wohnung dejjelben Kaufmanns H. aufgenommenen Kaufver- 
trag. Unter Zugrundelegung des Kaufpreifes von 216000 M. hat 
der Notar hierfür liquidirt: 


Kontrakt nebit Ausfertigung . » » 2... 1, M 
Stempel dazu . . u... 1822— , 
Schhreibgebühren zur 1. Ausfertigung. rang 210 , 
Stempel zur 2. Ausfertigung . . . 2... 1.50: ,5 
Schreibgebühren derfelben . . . x... 2,10 „ 
Zuftelung . . . Da en a —25 „ 
Stempel zur 3. Ausfertigung —— en N 1,50 „ 
Schreibgebühren derfelben . . . 2... 2,10 „ 
Kopialien der Koftenrehnung . » . .. —15 „ 
Zuſatzgebühr ds ST... 2 2 2 2 0a 26,— „ 


Sa. 1661,70 M. 
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Das Amtsgeriht hat die Gebühren auf 110,05 M. bezw. 
1645,70 M. feftgefegt umd ausgeführt, die Gebühr aus $ 7 G.O. 
trete nur ein, wenn der Notar an ein Kranfenbett gerufen oder in 
der Zeit von 8 Uhr Abends bis 8 Uhr Morgens ein Gefchäft be— 
urkundet habe. Die Thatfache, daß der Erfuchende an das Kran— 
fenlager gefeffelt jei, müffe aus dem Konterte der Urkunde erhellen. 
Die bloße Bemerkung, daß er erkrankt fei, genüge nicht. Demnad) 
fei hier die Gebühr von 20 bezw. 26 M. zu ftreichen. Dagegen 
fönne der Notar für die Verhandlung zu Nr. 10850 noch die Zus 
ſatzgebühr aus $ 53 mit 10 M. zu verlangen. Für Vorverhand- 
lungen ftände dem Notar dagegen eine Gebühr nicht zu. In der 
eingelegten Beſchwerde bezieht der Notar ſich auf feine dem Land- 
gerichtspräfidenten gegenüber abgegebene Erklärung, daß der Kauf- 
mann 9. krank von Wiesbaden zurüdgefommen jei, und daß ihm 
vor Allem feine Beine den Dienft verfagt hatten, fo daß er regel- 
mäßig habe liegen müffen. Darnach jei die Gebühr aus 87 GO. 
gerechtfertigt. Am 18. und 21. Oktober 1895 habe er fich ferner in die 
Wohnung des Franken 9. zur Vornahme des Gefchäfts begeben; an 
beiden Tagen fei aber aus einem in der Perſon der Betheiligten 
liegenden Grunde das Geſchäft nicht zur Ausführung gelangt, jon- 
dern erft am 23. Dftober 1895; er könne deshalb die Gebühr aus 
53 ©.8.®., oder doch aus $ 12 ©.D. beanspruchen, da er beide 
Male lange Verhandlungen geführt habe. Das Landgericht hält die 
Befchwerde für unbegründet; denn die Gebühr aus $ 7 ©.D. ftehe 
dem Notar nur dann zu, wenn er an ein Krankenbett gerufen ſei, 
d. h. als Erſatz für das Zuſammenſein mit einem frank Darnieder- 
liegenden. Auch müfje aus der Urkunde felbjt hervorgehen, daß es 
ſich um eine Beurfundung am Kranfenlager handle. Die vorliegende 
Urkunde ergebe hiervon nichts, und nach der Anführung des Be— 
fchwerdeführers jelbjt jei er auch nicht am Krankenbett gemejen. 
Für die Vorverhandlungen könne der Notar an fich wohl die Ge- 
bühr des $ 53 fordern; es müßten aber die Vorbedingungen aus 
einer an den betreffenden Tage aufgenommenen Urkunde hervor: 
gehen; da ſonſt die Grundlage für die Feſtſetzung der Liquidation 
fehlen würde. Für bloße vorbereitende Akte fei eine Gebühr nicht 
zu erfordern, wenn das Geichäft ſelbſt zu Stande gekommen fei, 
und deshalb fei eine Gebühr aus $ 12 G.D. auch nicht gerechtfertigt. 

II. Das Protofol Nr. 11265 enthält einen Vertrag vom 
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30. Juni 1896, durch welchen die Wittwe und zwei Tejtamentsmit- 
erben des Dach- und Schieferdecermeifters Alerander B. an drei 
weitere Miterben deijelben „zum Zmwede der demnächſtigen Theilung 
der väterlichen bezw. großväterlichen Erbſchaft“ die ihnen zuftehenden 
drei Miteigenthumsantheile an dem zum Nachlaffe gehörigen Grund- 
ſtück Bl. 365 des Grundbuchs von H.F. für 70000 M., da der Ge- 
Jammt-Annahmewerth des Anmejens auf 140000 M. feſtgeſtellt ift, 
verkaufen. Die Wittwe B. bevollmädtigt in derjelben Verhandlung 
ferner den Droguiften Bö. Namens ihrer als der Nachlaßverwal— 
terin die Auflaffung des Grundftüds zu ertheilen. Es wird fodann 
der Gefammt-Annahmemwerth von 140000 M. belegt, und insbefon- 
dere behält ich die Wittwe an den ganzen 140000 M. den lebens- 
längliden Nießbrauch vor. 

Das Protofol Nr. 11266 von demfelben Tage enthält einen 
Vertrag, durch welchen diefelben Berfäufer an diefelben Käufer „zum 
Zwede der demmächjtigen Theilung der väterlichen bezw. großpäter- 
lichen Erbſchaft“ die ihmen zujtehenden drei Miteigenthumsantheile 
an den zum Nachlaſſe gehörigen, im Grundbude von H.E. BL. 503, 
Bl. 66 und Bl. 65 verzeichneten Grundftüden für den Preis von 
26 790 M., da der Gejammt-Annahmemwerth auf 53580 M. feitge- 
ftellt ift, verkaufen. Die Wittwe ertheilt wiederum dem Droguiften 
Bd. Vollmacht zur Auflaffung der Grundftüde, und es wird ſodann 
der Gefammt-Annahmemwerth der 53580 M. belegt; die Wittwe be- 
hält ſich auch den lebenslänglihen Nießbrauh an den gefammten 
53580 M. vor. 

Der Notar hat für das Protofol Nr. 11265 nad) einem Ob- 
jefte von 140000 M., wie folgt liqwidirt: 








Kontrakt nebit Bolmadt . . » 2.2.2.2... 10 M. 
Stempel zum Bertrage. . . an. ISO > 
Schreibgebühren der 1. Ausfertigung ee 1,0 „ 
Stempel zur 2. Ausfertigung . » » 2... 1,50 , 
Screibgebühren derjelben . . . 2 2 2... 1,90 „ 
Zuftellung an die Parteien . . —30 „ 
KRopialien des Teftaments und der Erbbeſcheini⸗ 

gung zum Driginal-Bertrage . . . 2... 1,80 
Beglaubigung derfelben . » 2 2 2 2 nn 960 „ 
Stempel zu beiden . . . 3— , 


Kopialien beider Urkunden zu 2 Ausfertigungen 3,60 „ 
Tohow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 16 
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Transport 135,10 M. 


Beglaubigung derfelben, Stempel dazu . . . 6,— „ 
2 Abſchriften der Ehefrau Möllering'ſchen Voll- 
macht zu den Ausfertigungen. . . . 0,60 „ 
Beglaubigungs-Stempel . . ; 3,— „ 
Abſchrift zur Vollmacht zum Drig. Brot . — 30, 
Beglaubigung derfelben . . . F 9I— , 
Stempel dazu . . Pe 1,50 „ 
Abſchrift der Vollmacht ber Käufer 22.060 „ 
Beglaubigung derfelben, Stempel . . . . . 1,50 , 
2 Abſchriften derjelben zu den —— 1,20 „ 
Beglaubigung, Stempel . . . ; 3,— , 
Abfehrift der Rehnung . » > 2 2 —35, 
Sa. 162,15 M. 


Für das Protokoll Nr. 11266 hat der Notar nad) einem Ob— 
jefte von 53580 M., wie folgt, liquidirt: 


Kontrakt nebſt Volmadt . » 2 2 2 2020... 73,60 M. 
Stempel zum Bertrage . . . ... 111,50, 
Schreibgebühr der J. Ausfertigung ee. 
Stempel zur 2. Ausfertigung . . . » 1,50, 
Schreibgebühr derfelben . . . 2» 2 2.2.2... 190 „ 
Zuftellung an die Parteien. . . 2 2 2022080 „ 
2 Abſchriften des Teftaments . . > 2 2 3—, 
2 Abfchriften der Erbbeiheinigung . . . . . —,60 „ 
Stempel zu den Beglaubigungen . . . 6—, 
Abſchriften der beiden Anlagen zum — Protokoll 1,80 „ 
Beglaubigung derfelben . . . we ar AED 
Stempel zu beiten . . . dr, 
Abſchriften der Ehefrau öerng Ten Volimad — 60 „ 
Beglaubigung derfelben . . . . 2.1080 „ 
Stempel dazu . . . . 3—, 
2 Abſchriften der Vollmacht ber Käufer —— ee 
Beglaubigungs-Stempel . . . . .. ; 7 
Abjchrift der Rehnung - » > > 2 2225 
Sa. 133,55 * 


Das Amtsgericht hat die Gebühren und Auslagen der beiden 
Protokolle auf zuſammen 155,55 M. feſtgeſetzt. Es führt aus, daß 
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28 zu den Pflichten des Notars gehöre, die Beurkundung von Rechts» 
geihäften derart einzurichten, daß den Betheiligten feinerlei über- 
flüffige Koften entftänden. Habe er hiergegen verftoßen, fo habe er 
nur inſoweit Anſpruch auf Gebühren und Auslagen, als dieſe durch 
Die Beurkundung des Geihäfts in der den Parteien vortheilhafteren 
Form entitanden wären. PVorliegendenfalls habe der Notar die in 
den beiden Protofollen beurfundeten Gefchäfte in einer Urkunde 
beurfunden können. Die Aufnahme zweier Urkunden ſei weder durch 
den Umſtand, daß ein Theil der Grundjtüde in einem anderen Grund 
buchbezirfe läge als die übrigen, noch dadurch gerechtfertigt, daß die 
beiden Verträge zu verjchiedenen Zeiten vorher vorbereitet jeien. Es 
ſei nicht abzufehen, weshalb nach beendeter Vorbereitung die Ver— 
träge nicht in einer Urkunde hätten aufgenommen werden fünnen. 
Inhaltlich lägen überhaupt nicht zwei Verträge vor, ſondern nur 
einer, der in zwei Urkunden niedergelegt jei. Auch zum Zwecke der 
Auflaſſung fei nur eine Urkunde erforderlich geweſen, die den ver- 
ſchiedenen Grundbuchabtheilungen hätte vorgelegt werden können. 
Der Notar habe daher nur diejenigen Koften zu fordern, die ent- 
ftanden fein würden, wenn die Verträge in einer Urkunde aufge- 
nommen worden wären. Es fielen deshalb alle überflüffigen Neben- 
foften der Rechnung Nr. 11266 fort, Stempel, Schreibgebühren, Zu- 
jtellungsfoften, Beglaubigungsgebühr. Schreibgebühren wären durch 
die Vervollftändigung der Urkunde Nr. 11265 mit dem Gegenftande 
der Urkunde zu Nr. 11266 für die Ausfertigung der letteren Ur— 
funde nicht mehr erwachſen. Der Geſammtwerth der Objekte betrage 
140000 4 53580 = 193580 M. Das Vorhandenfein eines einheit- 
lichen Geſchäfts fei unbeftreitbar; darnach betrage die Gebühr für 
die Aufnahme des Geihäfts 100 M. Eine befondere Gebühr für 
die Vollmacht fei — wie der Notar gegenwärtig auch anerfennt — 
nicht zu erheben. Ferner fei es im Intereſſe der Betheiligten ge- 
boten gemwejen, die Anlagen des Protokolls zu Nr. 11265 nur ein- 
mal zu beglaubigen; e8 habe nicht der mehrfachen Beglaubigung 
der Teftamentsausfertigung, der Erbbejcheinigung und der Voll 
machten bedurft. Die durch die mehrfache Beglaubigung erwachſenen 
Koften feien deshalb abzufegen und daher nur 12 M. Beglaubigungs- 
gebühr feitzufegen. In der Beichwerde macht der Notar geltend, 
daß die Vereinigung der Verträge in einer Urkunde höchſt unziwed- 
mäßig gemwefen wäre, da dieſelben ſich über Grundftüde verhielten, 
16* 
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Die zu ganz verfchiedenen Grundbuchblättern gehörten. Uebrigens 
jei nach Fertigftellung des Protofols Nr. 11265 noch beabfihtigt 
worden, die Objekte des ſpäteren Protokolls Ver. 11266 nur einem 
Miterben, Karl B. zu überlafjen, und erſt nach längeren Verhand— 
lungen fei diefe Abficht aufgegeben worden. Das Protokoll Nr. 11266 
betreffe ſchon drei verjchiedene Grundjtüde; diefe habe er, weil ein 
gemeinfamer Annahmemwerth dafür feitgejegt worden, in einem Ver— 
trage gemeinjchaftlich behandelt. Es jei auch fein einheitliches Rechts— 
geichäft anzunehmen; es handle fich vielmehr um zwei Kauf- und 
Uebertragungsverträge über ganz verjchiedene Grundjtüde mit ver- 
ſchiedenen Kaufpreifen. Was die Schreibgebühren anlange, jo würde, 
wenn der Notar ‚nicht die Abjchriften gemacht hätte, das Gericht. 
diefelben jpäter für Rechnung der Parteien gemacht haben. Bei 
einer Zujammenfafjung der Verträge wären mehr Schreibgebühren. 
entitanden. Die Gebühr für die Beglaubigung aber werde nicht 
für die Formel gewährt, fondern für die Prüfung und Beltätigung 
der Richtigkeit jeder einzelnen Abſchrift und Urkunde. Eine Ein- 
heitlichfeit des Rechtsgeſchäfts könne hierfür nicht fonftruirt werden. 

Das Landgericht hat die Gebühren für die beiden Protokolle 
gegenüber der Feitfegung des Amtsgerichts um 4,90 M. erhöht. Es 
führt aus, daß beide Urkunden in ihrem völlig gleihartigen Inhalt 
eine Erbauseinanderfegung zwiichen denfelben Perſonen bezwedten. 
Diefer Umftand ergebe, daß es fich um ein einheitliches Rechtsge— 
Ihäft im Sinne des $ 39 G.K. G. handle. Demgemäß hätte der 
Notar das ganze Geſchäft in einer Urkunde vornehmen müfjen, und 
es jei unerheblich, daß exit, als er den Entwurf zu dem einen Pro— 
tofolle gemacht, er erfahren habe, daß die Auseinanderſetzung ſich 
auch noch auf andere Grundjtücde erjtreden folle, und ob dann zu= 
nächſt beabfjichtigt worden, diefe anderen Grundftüde nur einem 
Miterben zu überlaffen. Der Notar hätte den fertigen Entwurf er- 
gänzen oder einen neuen Entwurf heritellen müſſen. Mit Recht ei. 
auch die Beglaubigungsgebühr vom Amtsgericht betreffs der ver- 
Ichiedenen Anlagen zu dem Erbrezeſſe nicht nach dem Werth jeder 
einzelnen Urkunde, jondern nah dem Geſammtwerthe feſtgeſetzt. 
Wenn der Notar die Auseinanderfegung in einer einzigen Urkunde 
aufgenommen hätte, jo würde die erjte Urkunde duch Hinzufügung 
der Grundftüde, die zum Gegenftande des zweiten Vertrages gemacht, 
um eine Seite gewachſen fein; ferner würde für Grundbuchzwede- 


VI. Koften. Stempel. 245 


eine Abjchrift des ganzen Rezeſſes nebit Anlagen nöthig geworden 
fein. Da die entfprechenden Kopialien beim vorliegenden Verfahren 
des Notars erjpart feien, fo feien fie denen der Urkunde Nr. 11265 
hinzuzurechnen. Sie beliefen fih auf: 


Mehr der erften Ausfertigung -. . » » 2... IM. 
Mehr der zweiten Ausfertigung . . » 2.10 , 
Abjchrift des Rezeſſes . . er ee 
Abichrift der ganzen Anlagen deffelben FE en | \ 08 

Sa. WM. 


IV. Nr. 11296 enthält die Beicheinigung einer AZuftellung im 
Auftrage der Herren ©. ©. u. 9. B. Solicitors zu London, Kläger 
wider den Kaufmann Augujt Herrmann R. zu Hannover, Beklagten 
vom 17. Juli 1896. Nr. 11297 enthält gleichfalls die Beicheinigung 
einer Zuftellung an denfelben. 

Der Notar hat für diefe Beicheinigungen 18,90 M. bezw. 
5,60 M. liquidirt. Das Amtsgericht hat diefe Gebühren gänzlich 
geitrichen, weil die vom Notar vorgenonmenen Akte nicht zum Ge- 
Ichäftsbereiche der Notare gehörten; fie beträfen Zuftellungen in einer 
ftreitigen Rechtsſache. Inſinuationen aber gehörten zum Wirkungs— 
freis der Notare nur dann, wenn es ſich um einen Gegenftand ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit handle. Da ein Notariatsaft nicht vor: 
liege, fünne auch eine Gebühr nach der Gebührenordnung nicht er- 
hoben werden. 

Der Notar führt in feiner Beichwerde hiergegen aus, daß er 
feinen Aft der jtreitigen Gerichtsbarkeit vorgenommen habe; die bloße . 
Beicheinigung der Infinuation, wozu er nad) $ 26 der Hannoverfchen: 
Notariatsordnung befugt, fei fein richterlicher Akt einer ftreitigen 
Gerichtsbarkeit. Für heimische Prozeſſe falle diefe Thätigfeit eines 
Notars allerdings weg. 

Das Landgericht hat die Beichwerde hierüber zurückgewieſen, 
da der $ 9 der Hannoverfchen Notariatsordnung den Gejchäftskreis 
der Notare auf die nicht ftreitige Rechtspflege beſchränke. Eine Zuf 
ftellung in einer ftreitigen NRecdhtsjache vorzunehmen, habe dem Notar 
nicht zugeitanden, fo daß er auch feine Gebühr hierfür erheben könne. 

Der Notar hat unter Bezugnahme auf feine früheren Ausfüh— 
rungen mit der weiteren Befchwerde beantragt, den Beſchluß, info: 
weit derjelbe nicht die in den Nummern 11265 u. 11266 mit ent- 
haltenen Bollmachtsertheilungen betrifft, im Webrigen wieder aufzu= 
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heben und nad) feinen früheren Anträgen zu befchließen. Die weitere: 
Beſchwerde ift indeffen zu feinem Punkte für begründet erachtet. 


Gründe: 


3u I. 

Nah $ 48 G. K. G. wird das Zweifache der vollen Gebühr für 
die Beurkundung des Hergangs bei Verloofungen erhoben, und zwar 
entjcheidet der Werth des zu verloofenden Gegenftandes. Zu dem 
Hergange der Verloofung kann die Einzählung der Loosnummern in 
das Glücksrad nicht gerechnet werden; der Hergang der Verlooſung 
beginnt vielmehr erſt mit der Verloofung felbft d. h. mit dem Ziehen 
der Looſe aus dem Glüdsrade. Die Einzählung der Looſe in daS. 
Glüdsrad kann als ein vorbereitender Akt der Verloofung felbit an— 
gejehen werden. Daraus folgt aber nicht, daß er in Gemäßheit 
des 89 der Gebührenordnung für Notare, oder als Nebengeihäft 
im Sinne des $ 55 G.K. G. gebührenfrei zu bleiben habe. Die Ein- 
zählung der Looſe kann im einzelnen Falle wohl als ſolches gebüh- 
renfreies Gefchäft angefehen werden, wenn es in geringem Umfange 
und in unmittelbarem Zufammenhange mit der Verloofung, aud) 
ohne bejondere Beurkundung erfolgt. Hat der Notar aber, wie im 
vorliegenden Falle, die Einzählung als ein jelbjtändiges Geſchäft 
wahrzunehmen, und über dafjelbe ein befonderes Protokoll aufzu- 
nehmen, fo ift er dafür auch eine befondere Gebühr zu fordern be- 
rechtigt. Zu Unrecht aber vermeint der Bejchwerdeführer, daß ihm 
die zweifache Gebühr in analoger Anwendung des $ 48 a. a. D. zu— 
ſtehe. Für eine folche analoge Anwendung fehlt es an jedem An— 
halt im Geſetze; die dort beftimmten Gebühren find vielmehr nur 
für die ausdrüdlic erwähnten Rechtshandlungen zu erfordern. Für 
nicht im Geſetz hervorgehobene Gejchäfte hat der Notar nad) $ 16- 
G.O. fünf Behntheile der vollen Gebühr zu erheben. Dieje find 
ihm von den Vorinftanzen auch zugefprochen worden und mußten 
ihm troß der prinzipalen Anficht des Landgerichts, daß ein nicht 
gebührenpflichtiger Akt vorliege, auch zugeiprochen werden. Die Ger 
bühr ift auch zutreffend nad dem Werthe von 50110 M. berechnet 
worden. Der Notar verlangt jtatt deſſen die Gebühr nach dem 
Werthe von 100000 M., d. h. der Summe der Loosnummern.. 
Diefer Werth kann der Berechnung nicht zu Grunde gelegt werden, 
wie er denn auch nach $ 48 G. K. G. der Beurkundung von Verloo— 
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fungen nicht zu Grunde zu legen ift. Sr gleicher Weiſe, wie bei 
diefem, ijt auch bei der Einzählung der Looſe der Werth des zu ver- 
loofenden Gegenftandes derjenige, welder für die Kojtenberechnung 
als maßgebend zu erachten ift; denn diefes Gegenjtandes wegen wird 
die Verloofung vorgenommen, er ift der Zwed wie der Verloofung 
jelbft, fo auch der dieſer vorhergehenden Einzählung der Xoofe. 
Handelt es ji, wie bier, nicht um einen einzelnen Gegenftand, jo 
ift die Summe der Gewinne deshalb als der Werth anzufehen, der für 
die VBerloofung und auch für die Gebührenberehnung maßgebend ift. 

Bon der Liquidation für das Protokoll Nr. 10831 ift Seitens 
der Vorinftanzen ein Abjtrich nicht gemadt. Es bedarf deshalb der 
Prüfung der Liquidation nicht, da nur der Notar Beichwerde bezw. 
weitere Beichwerde gegen die Beichlüffe der Vorinitanzen eingelegt 
bat, und die Beftimmung des $ 25 G. K. G, nad) welcher von dem 
Gerichte der höheren Inſtanz die Enticheidungen über Erinnerungen 
gegen den SKoftenanfag von Amtswegen geändert werden Fönnen, 
nicht für die Feitfegung der Gebühren und Auslagen der Notare 
gilt (vgl. Mügel, Kommentar 2. Aufl. A. 1 zu $ 27 und den dort 
angeführten Kommiſſionsbericht). Die Liquidation läßt auch feinen 
Mangel entdeden. Dagegen ijt mit Recht bei dem Protokoll Nr. 10832 
die Gebühr für den weiteren Akt der Verloofung mit 64 M. ge— 
ftrichen worden. Daß diefe Verlooſung fih auf zwei Tage eritredt 
bat, iſt unerheblich; denn die im $ 48 G. K. G. feſtgeſetzte Gebühr 
jteht dem Notar für die Beurkundung des Hergangs bei Verloo- 
Jungen nur einmal zu, gleichviel auf eine wie lange Zeit die Ber- 
loofung ſich erjtredt. ES ftehen aber nicht zwei verjchiedene Ver— 
loofungen in Frage; denn es handelt ſich um diefelben Gewinne, auf 
welche der Akt der Verloofung ſich an beiden Tagen bezogen hat, 
wie ſich dies aud) aus dem aufgenommenen Protokoll ergiebt, das 
den Aft des zweiten Tages als eine Fortjegung des erjten bezeichnet. 
Es mag fein, daß bei einmaliger Rechnung der Gebühr, wenn es 
fih um ein langwieriges Geihäft handelt, die Thätigfeit des Notars 
nicht genügend vergütet wird, wie der Beichwerdeführer geltend 
macht. Allein diefer Gefichtspunft ift dem bejtehenden Gejeße gegen- 
über nicht von Erheblichkeit. Sodann hat das Geſetz jelbit hier 
Vorſorge getroffen, indem es im $ 28 Nr. 4 ©.D. für Notare aus— 
drüdlich ein von den Borfchriften diefer Gebührenordnung abweichende 
Feitfegung durch Vertrag zuläßt. 
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3u I. 

Hier handelt es jih um die Frage, in welchem Falle dem Notar 
die Gebühr des $ 7 ©.D. zufteht, und ob er die Gebühr des $ 53 
G.K. G. auch für Verhandlungen mit den Parteien zu fordern be= 
rechtigt ift. 

Was den erjteren Punkt anbetrifft, jo kann den Vorinjtanzen 
darin nicht beigetreten werden, daß aus dem Verhandlungsprotofoll 
felbft fich ergeben müffe, die Beurkundung habe am Kranfenlager, 
oder in der Zeit von 8 Uhr Abends bis 8 Uhr Morgens jtattge- 
funden. Das Geſetz verlangt eine Beurkundung diefes Thatum- 
ftandes nicht, und auch anderweit läßt fich ein ſolches Verlangen 
nicht begründen. Die  Notariatsordnungen fchreiben genau vor, 
welde Solennitäten bei Aufnahme der Notariatsprotofolle beobachtet 
werden müſſen, enthalten aber feine Hindeutung auf eine derartige 
Beurkundung. Es muß vielmehr genügen, wenn der Notar in an— 
derer Art glaubhaft macht, der Aft habe in derin$ 7a. a. D. vor- 
gejehenen Weile ftattgefunden. Sachlich erweist jich indeſſen die Ent- 
Tcheidung der Borinftanzen gerechtfertigt; denn die Angaben des No- 
tars ſelbſt über die Art feiner Beurfundung find nicht geeignet, den 
Anjpruc auf die Gebühr zu begründen. Zutreffend weilt er zwar 
darauf hin, daß das Geſetz nicht von einer Beurfundung am „Kran= 
fenbett“, jondern am „Krankenlager“ ſpreche. Die Begründung zum 
Entwurf der Gebührenordnung (vgl. Mügel A. 1 zu $ 7) ſpricht 
freilih) ausprüdlih vom „Kranfenbett“. Mag man aber beim Wort- 
laute des Geſetzes auch nicht fomweit gehen und die Aufnahme am 
„Krankenbett“ verlangen, jo muß in der Auslegung des Begriffs des 
Krankenlagers doch jtreng vorgegangen werden, weil der Notar bei 
Aufnahme des Aftes außerhalb feiner Amtsjtelle Thon Anſpruch auf 
die Zufaggebühr des $ 53 G. K. G. hat, und deshalb ein bejonderer 
Grund vorliegen muß, dem Notar die Zufaßgebühr doppelt zu ge: 
währen. Mit Recht nimmt das Landgericht deshalb an, daß, wenn 
es fih um die Beurkundung bei einem nur am Ausgehen verhin- 
derten Kranken handelt, mur die Gebühr aus $ 53 a. a. D. gefordert 
werden kann, und daß daneben die Gebühr aus 8 T a. a. D. dem 
Notar nur dann zufteht, wenn die Beurkundung bei einem an ein 
Lager Gefeflelten in Frage fteht. ES ſoll eine höhere Vergütung 
dafür gewährt werden, daß ſich der Notar den Unannehmlichkeiten 
des Aufenthalts in einem Kranfenzimmer mit einem frank Danieder- 
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liegenden ausſetzt. Um einen ſolchen Kranken hat es ſich hier nicht 
gehandelt, und deshalb ift mit Necht für die beiden Verhandlungen 
die Zufaßgebühr des $ 7 G.O. in Abzug gebradt. Wohl aber kann 
der Notar die Zufabgebühr des $ 53 G.K. G. fordern. Es ift des- 
halb im Falle des Protokolls Nr. 10850 ftatt der zuviel berechneten 
26 M. nur ein Abzug von 16 M. gemacht worden. Für das Pro- 
tofol Nr. 10849 ift die Zufaggebühr von 10 M. für die Verhand- 
fung vom 23. Dftober 1895 ebenfalls nicht in Anfat gebracht. Statt 
dejien hat der Notar 10 M. als Gebühr des $ 53 für die Vorver- 
bandlungen von 18. und 21. Oktober 1895 berechnet. Diefer An- 
ſatz ift ungerechtfertigt; dem der Notar hat für VBorverhandlungen 
eine Gebühr weder nad) $ 12 G.D., no nad 8 53 G.K. G. zu be 
anſpruchen, wenn fpäter das Geihäft zu Stande fommt, und für 
Aufnahme dieſes liquidirt wird. Nah 8 53 Ab). 2 a. a. D. ift die 
Zufaßgebühr, ſofern die Gerichtsperfonen den Weg zur Vornahme 
des Gejchäfts angetreten haben, auch dann in Anſatz zu bringen, 
wenn das Gejchäft aus einem in der Perfon des Betheiligten lie- 
genden Grunde nicht zur Ausführung gelangt ift. Dieſe Vorfchrift 
fann feine Anwendung auf den Fall finden, wenn das Gejchäft that- 
fächlih dennoch, wenn auch nicht gleich am erjten Tage zu Stande 
fommt, und eine gleiche Vorſchrift enthält der $ 12 G.D., nad) wel- 
chem der Notar die dort vorgefehene Gebühr nur erhält, wenn feine 
Thätigfeit in Anfpruch genommen ift, ohne daß das bezweckte Ge— 
Ihäft durd ihn vollzogen ift. Liegt zwiſchen der urjprünglich ab- 
gebrochenen und der erneut aufgenommenen Verhandlung eine längere 
Friſt, jo daß füglich nicht mehr von der Vornahme dejjelben Ge- 
ſchäfts geiprochen werden fann, jo wird der Notar allerdings für 
die aufgegebene Verhandlung zu liquidiren berechtigt fein. So aber 
liegt die Sache hier nicht, wo das Gejchäft bereits zwei Tage nach 
dem Abbruch der Verhandlung zu Stande gefommen ift. Der Notar 
fann deshalb die 10 ME. nicht für die VBorverhandlungen, wohl aber 
als Zufaggebühr für die Schlußverhandlung verlangen, jo daß mit 
Recht von der Liquidation zum Protokoll Nr. 10849 im Ganzen nur 
der Betrag von 20 M. abgeſetzt worden ift. 


Zu I. 


Bezüglich der beiden Protokolle Nr. 11265 u. 11266 fragt es 
fih, ob der Notar verpflichtet war, die beiden Verträge in einer 
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Urkunde zufammenzufaflen und für Aufnahme derfelben als für em 
einheitliches Rechtsgeſchäft zu liquidiren. 

In diefer Beziehung geht nun das Kammergericht allerdings. 
nicht foweit, daß es mit dem Amtsgericht den Notar für verpflichtet 
hält, Kaufverträge, die über verjchiedene Grundftüde zwiſchen den— 
jelben Berfäufern und Käufern abgejchloffen werden, ftets in einer 
einzigen Urkunde aufzunehmen, auch wenn durch diefe Zuſammen— 
fafjung den Parteien Kosten eripart werden. Einmal wird es den 
Barteien unbedenflih unbenommen fein, zu verlangen, daß über die 
verjchiedenen Kaufverträge auch verjchiedene Urkunden aufgenommen 
werden. Sodann wird es oft zwedmäßig fein, derartige Verträge, 
jofern fie nicht fahlih in einem innerlichen Zuſammenhange jtehen, 
äußerlich von einander zu trennen, um feine Verwirrung hervorzu— 
rufen, oder um jedem der für die verfchiedenen Grundjtüde etwa zu— 
ftändigen mehreren Grundbuchrichter nur die ihn interefjirenden Ver— 
träge vorzulegen. Dieſe Zwedmäßigfeitsgründe werden hauptſächlich 
dem Grmefjen des Notars unterliegen. Sole Rüdfichten fommen 
vorliegend aber nicht in Betracht, wo es ſich nur um eine einzige 
Erbſchaftshandlung handelt. Zu der einen Erbichaft haben die ver- 
Ichiedenen Grundftüde gehört, welche Durch die beiden Verträge ver- 
äußert bezw. durch Webertragsvertrag übereignet find. Die Ueber— 
weiſung an die Theilhaber der Erbſchaft hat allein in Frage ge 
itanden, und genau die gleihen Grundfäge find deshalb in dem 
einen, wie in dem anderen Bertrage zur Anwendung gekommen. 
Hier ergab ſich ohne Weiteres die Einheit des Rechtsgeſchäfts durch 
den inmeren Zujfammenhang, wie dies der $ 39 G.R.G. vorfieht. 
Dem gegenüber dürften die Zwedmäßigfeitsgründe des Notars feine 
Rolle jpielen. Das Ermefjen des Notars hat hier an der Vorſchrift 
des $ 39 feine Grenze zu finden, und er durfte eine Trennung der 
Verhandlungen nur auf ausdrüdliches, von ihm nicht behauptetes, 
Verlangen der Parteien vornehmen. Die Liquidation iſt danach jo 
aufzuftellen, als hätte der Notar beide Verträge in einer Urkunde 
aufgenommen. Die Gebühr ift alfo mit den Vorinftanzen gemäß 
Abſ. 2839 G. K. G. von dem zufammenzurechnenden Werthe der ver- 
ſchiedenen Grundftüde zu berechnen. Gegen die dem Notar vom 
Landgericht zugebilligten Beglaubigungs- und Schreibgebühren hat 
derjelbe weitere Einwendungen nicht erhoben. Es läßt ſich auch 
nicht erkennen, daß demſelben weniger zugebilligt wäre, als ihm an 
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derartigen Gebühren und Auslagen zu erjtatten geweſen wäre, wenn 
die Verträge in einer Urkunde zufammengefegt wären. Die dem 
Notar für die in den Urkunden mit aufgenommenen Auflaffungs- 
vollmachten abgefegten Gebühren hat derjelbe nicht mehr in Anfprud 
genommen, jo daß es eines Eingehens hierauf nicht bedarf. 


3u IV. 


Mit Recht haben die Borinjtanzen jede Gebühr für die Zu— 
jtellungsbefcheinigungen zu Nr. 11296 und 11297 abgeſetzt. Cs 
handelt jih um Zuftellungen innerhalb eines bei englifhen Gerichten 
anhängigen Prozeſſes. Es mag fein, daß nad engliſchem Rechte 
derartige Zuftellungen durch einen Notar zu erfolgen haben. Dies 
ift für die Frage aber, ob der Preußiſche Notar berechtigt iſt, Tolche 
Zuftellungen vorzunehmen, unerheblih. Denn der Preußiſche Notar 
fann amtlich nur ſolche Akte vornehmen, zu denen ihm die inländifchen 
Geſetze die Zuitändigfeit verleihen. Das Recht und die Pflicht der Zu— 
ftellungen jteht im Deutſchen Reiche jegt anderen Beamten zu, fo daß 
die Vornahme derjelben nicht in die Berufsthätigfeit der Notare fällt. 
Daher darf von ihnen für ſolche Akte jedenfalls eine Gebühr nicht 
bezogen werden. Der Beichwerdeführer verfennt dies an fi auch 
nit. Er beruft fich aber für die Zuläfjigkeit diefer Akte auf den 
$ 26 der Hannoverſchen Notariatsordnung. Dieſer beſtimmt: „Die 
Zuziehung eines zweiten Notars oder zweier Zeugen ift nicht erfor= 
verlih .... 8. bei Bejcheinigung einer Inſinuation.“ Er folgert 
hieraus, daß dem Notar die Beicheinigung einer Inſinuation aus— 
drücklich geftattet bezw. aufgetragen fei. Allein mit Unrecht. Denn 
diefe Gefegesporfchrift bezieht fich nicht auf das Zuftelungsverfahren 
im Prozeſſe, fondern auf dasjenige, welches bei Akten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit erforderlich wird, wie bei Vornahme von Schenkungen; 
dafür jpricht der $9 a. a. O. nad) welchem der Geſchäftskreis der 
Notare die Handlungen der nicht jtreitigen Rechtspflege umfaßt. 
Mag man aud die AZuftellung einer Prozeßſchrift nicht als Akt der 
jtreitigen Gerichtsbarkeit bezeichnen wollen, fo fällt fie doch nicht in 
den Rahmen der nicht jtreitigen Rechtspflege. 

Die weitere Bejchwerde war hiernach als überall unbegründet 
zurüdzuweifen. 
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Nr. 64. 
Gebühren der Hotare bei Aufnahme non Wechſelproteſten. 

Für Aufnahme eines MWechjelproteftes jteht dem Notar 
neben der MWegegebühr Fein Anſpruch auf Erſatz jeiner Aus- 
lagen für Fuhrkoſten zu. 

Gebührenordnung für Notare $$ 5, 22; Gerichtsfoftengefeg vom 25. Juni 1895 
88 50, 110; Gebührenordnung für Rechtsanwälte 88 78-81. 


Beſchluß vom 12. April 1897 (1. Y. 170/97). 
Amtsgericht und Landgericht Hannover. 


Der Notar J. zu 9. hat am 17. Juni 1896 auf Erfuchen 
der Firma J. F. u. Co. bei diefer als Domiziliatin eines vom Gaſt— 
wirth K. acceptirten Wechjels über 348 M. Proteſt aufgenommen 
und hierfür, abgejehen von der Stempelauslage und Schreib- 
gebühr eine Gebühr von 3 M. für die Proteftaufnahme, eine Zu- 
faggebühr für den Weg von IM. und Auslagen für Fuhrkoſten 
mit 1,10 M. liquidirt. Der Landgerichtspräfident hat dieſe Liqui— 
dation beanftandet und dem zu Folge hat der Notar die gericht- 
lihe Feftfegung feiner Gebühren beantragt. Das Amtsgericht zu 
Hannover hat durch Beihluß vom 31. Januar 1897 die Gebühren 
auf zufammen 4,10 M. feitgefegt und die Zufaßgebühr von IM. für 
den Weg geftrichen. Es führt aus, daß bei Wechfelprotejten die auf— 
gewandten Fuhrkoften auf die Wegegebühr des $ 50 G. K. G. anzu— 
regen feien, und daß, wenn die Fuhrkoſten höher als die gefeß- 
liche Wegegebühr, eritere allein zu liquidiren feien. Wegegebühren 
und Weijetoften nach $ 22 Geb.O. ftänden dem Notar in dieſen 
Fällen wwenfo wenig zu, wie den Gerichtsperjonen; für gerichtliche 
und notarielle PBrotejtbeamte gelte gemeinfam die Beftimmung des 
vorlegten Abſatzes des $ 50 G.R.G. Gegen diefen Beſchluß hat 
der Notar jofortige Befchwerde eingelegt und geltend gemacht, Die 
Auslagen für eine Drofchfe, deren Anſatz fi auf $ 80 Abſ. 3 
Geb.D. für Rechtsanwälte und die zur Ausführung derfelben er- 
lajiene Verfügung des Juftizminifters jtüße, gehörten nicht zu den 
Tagegeldern und Reiſekoſten, die der $ 50 G.K. G. im Auge habe. 
Der $ 110 3.2 dejfelben jchreibe allerdings vor, daß zu den Reife- 
fojten auch die im $ 3 Abf. 2 der Verordnung vom 24. Dezember 
1873 bezeichneten Fuhrkoſten zu rechnen feien. Allein diefe Ver- 
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ordnung beziehe fich nicht auf die Rechtsanwälte, und der s 110 
ſei nah $ 22 Geb.D. für Notare nur in fehr beichränkter Weiſe 
auf die Berechnung der Gebühren der Notare anzuwenden. Nach 
diefem $ 22 ftänden den Notaren für Geſchäftsreiſen Tagegelder 
und Neifefoften nah Maßgabe der entiprechenden Vorſchriften für 
Rechtsanwälte zu, und feien die Notare hinfichtlich diefer Gebühren 
nicht den Richtern, jondern den Rechtsanwälten gleichgeftellt. Des- 
halb jei der $ 110 auf die Gebühren der Notare auch nur info- 
jern anzuwenden, als es fih um die Vertheilung der Reifekoften 
und Tagegelder auf mehrere Gefchäfte handele; die Beftimmungen 
der Ziffern 2 u. 3 fänden auf Notare feine Anwendung. Auch 
aus der Juftizminijterial-Berfügung vom 17. September 1895 fünne 
ein Beweisgrund hiergegen nicht entnommen werden, weil dieſe 
nur bezüglich der Orte, an melden für Gefchäfte außerhalb der 
Geſchäftsräume Fuhrkoſten berechnet werden können, eine Gleich— 
jtelung der Notare mit den Gerichtsperfonen vorichreibe. Die 
Stellung der Gehalt empfangenden Richter und der auf Gebühren 
angemwiejenen Notare jei eine andere. 

Das Landgeriht zu Hannover hat durch Beihluß vom 
8. März 1897 die Befchwerde zurüdgemwiefen. Es führt aus, daß 
nah der Beitimmung im $5 Geb.D. für Notare dieje für 
Wechfelprozeffe Gebühren wie die Richter nah $ 50 G.K. G. er— 
hielten. Nach Abf. 4 des 8 50 feien auf die Wegegebühr die 
Tagegelder und Reiſekoſten anzurechnen, und zu diefen gehörten 
nach der Anficht des Geſetzgebers auch die für größere Orte zuge— 
billigten Fuhrkoſten. 

Die hiergegen von dem Notar eingelegte weitere Bejchwerde 
ift für nicht begründet erachtet. 


Gründe. 


Nah 85 Geb.O. für Notare erhalten die Notare, ſoweit fie 
für Gefchäfte zuftändig find, über welche der zweite Abjchnitt des 
eriten Theils des Kojtengefetes Beftimmung trifft, die dafelbit für 
die Thätigfeit des Richters feitgefepten Gebühren. Dieſer Vor— 
fohrift gegenüber bedarf e8 einer ausdrüdlichen Geſetzesbeſtimmung, 
wenn in irgend einem Falle der Notar andere Gebühren beziehen 
fol, ald das Gericht. Wenn die weitere Bejchwerde darauf hin— 
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weift, daß der Richter Gehalt bezieht, der Notar Gebühren, und 
daraus folgert, daß die für die Richter aufgeftellten Koftenbeftim- 
mungen nicht ohne Weiteres auf die Notare übertragen werden 
fönnten, fo fann dies Argument gegenüber jener ausdrüdlichen 
Vorſchrift des $ 5 nicht in Frage fommen. Zutreffend hebt die 
weitere Bejchwerde hervor, daß die Geb.D. die Notare nicht in 
jeder Beziehung binfichtlich der Gebühren den Richtern gleichitelle, 
daß vielmehr in den $$ 7,9, 12, 13 und 14 befondere Vorjchrif- 
ten über die Erhebung von Gebühren durch die Notare gegeben 
feien, die das Gerichtsfoftengefeß nicht enthalte. Gerade diefer 
Umftand aber bemeift, daß in den nicht befonders ausgenommenen 
Fällen es bei der Regel des $ 5 bleibt. Auch aus dem 8 22 
Geb.O. für Notare läßt fih die Anfiht des Bejchwerdeführers 
nicht begründen. Danach ftehen dem Notar für Gejchäftsreifen 
Tagegelder und Neifefoften nach den Vorfchriften der $S 78 bis 81 
Geb.D. für Rechtsanwälte zu. Die Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte jpricht nicht von Reiſekoſten, jondern von Fuhrkoſten. Es 
heißt im $ 80: „Für Gefchäfte am Wohnorte ftehen dem Rechts- 
anwalte weder Tagegelder noch Fuhrkoften zu‘, und der Ab. 3 
fügt hinzu: „Für einzelne Ortfchaften kann dur die Landes— 
juftizverwaltung beftimmt werden, daß den Rechtsanwälten bei den 
nicht an der Gerichtsitelle vorzunehmenden Gefchäften die veraus- 
lagten Fuhrkoſten zu erftatten find." Eine foldde Anordnung für 
die Notare ift ergangen durch die Allgemeine Verfügung vom 
17. September 1895 (J.M.Bl. ©. 275) und zwar in gleicher Weife 
wie für die Richter. Unter anderem ift danach auch in Hannover 
den Richtern und Notaren das Recht gegeben worden, die Fuhr— 
foften für außerhalb des Gerichtsgebäudes bezw. ihrer Gefchäfts- 
räume vorzunehmende Gefchäfte zu liquidiren. Der $ 22 Geb.O. 
bezeichnet diefe Fuhrkoften aber als NReifekojten (vgl. Mügel 
Kommentar 2. Aufl. X. 2 zu $ 22), und dieferhalb müſſen die 
Vorſchriften des Geſetzes über die Reifefoften auch auf dießFuhr— 
foften angewendet werden. Bezüglih der Richter ift in 8 110 
3. 2 G. K. G. die ausdrüdliche Beltimmung getroffen, daß zu den 
Reifekoften im Sinne des Gefeges die im 83 Abſ. 2 der Verord— 
nung vom 24, Dezember 1873, betreffend die den Juſtizbeamten 
bei Dienftgefhäften außerhalb des Gerichtsorts zu gewährenden 


VI. often. Stempel. 255 


Tagegelder und Reiſekoſten (G.C. 1874 ©. 2), bezeichneten Fuhr— 
foften gleichfalls zu rechnen feien. Wenn diefe Gefegesbeitimmung 
aber auch nur Bezug nimmt auf die für die Notare nicht geltende 
Verordnung vom 24. Dezember 1873, jo gilt doch der gleiche 
Grundfaß für die Notare gemäß des $ 22 Geb.D., der, wie er- 
wähnt, die Reifefoften und Fuhrkoſten gleichitellt. Iſt dies aber 
der Fall, gehören alfo zu den Neifefoften im Sinne der Koſten— 
gejeße auch die den Notaren zuftehenden Fuhrkoften, jo findet Die 
Borjehrift des $ 50 G.K. G. nad welchem auf die Wegegebühr 
die Reifefoften anzurechnen find, auf die Fuhrkoſten der Notare 
ebenfalls Anwendung. Je nachdem die Wegegebühr oder Die 
Fuhrkoſten im einzelnen Falle höher find, hat der Notar auf die 
MWegegebühr oder die Fuhrkoften Anſpruch. Es ift dies bei den 
Verhandlungen über das Koftengejeß im Herrenhaufe vom Bericht- 
eritatter unter Billigung des Negierungsvertreters ausdrüdlih an— 
erfannt worden (Mügel A. 1 zu $ 50); dabei wurde ferner kon— 
ftatirt, daß zu den Neifefoften, die auf die Wegegebühr anzurechnen 
find, auch die Fuhrfoften gehören. In Uebereinftimmung hiermit 
bat eine VBerfammlung der Berliner Notare am 26. September 
1895 (Blätter für Rechtspflege 1895 ©. 122) anerfannt, daß nicht 
Drojchfenauslagen neben der Wegegebühr, fondern nur ftatt der- 
felben liquidirt werden fönnen. 

Zutreffend haben hiernach die Vorinjtanzen dem Notar die 
Auslagen für Fuhrkoſten im Betrage von 1,10 M. zugebilligt und 
die Wegegebühr im Betrage von 1 M. geftrichen. 


C. Stempel. *) 


Nr. 65. 


Stempelanfaß für die im Falle des 8 237 APR. L 12 zurüdzubehaltende 
beglaubigte Abſchrift. 


Für die im Zalle des S 237 A.L.R. I. 12 von dem 
publizirten Zeftamente nebft dem Publifationsprotofolle von 
Amtswegen zurüdbehaltene beglaubigte Abichrift iſt ein 
Stempel nicht in Anjab zu bringen. 

Stempelfteuergefeg vom 31. Juli 1895 $ 35 Abf. 3 und Tarifftellen 1 und 77; 

*) Bol. auch Nr. 54, 56 dieſes Bandes, 
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Preuß. Gerichtsfoftengefeg vom 25. Zuni 1895 $$ 55, 108, 109 Abf. 3; Allg 
Verfügung des Finanzminifters und des Quftizminifterd vom 29. Februar 1896, 
betr. das gerichtliche Stempelweſen $ 1 Bucht. ce (I. M.Bl. S. 63). 
Beihluß vom 21. Juni 1897 (1. 9. 304/97). 

Amtsgeriht Schönlanke, Landgericht Schneidemühl. 


März 1879 bei der damaligen Kreisgerichtsfommiffion zu Czarnikau 
ihr wechjelfeitiges Teftament errichtet, das dann, der damals be— 
ftehenden Einrichtung entiprechend, bei dem Kreisgericht in Schön- 
lanfe zur Aufbewahrung niedergelegt wurde. Nachdem im Dezember 
1896 die Ehefrau 9. gejtorben war, fand beim nunmehrigen Amts- 
gericht zu Schönlanfe die Bublifation des Teftamentes jtatt, worauf 
fogleih gemäß 8 23T AL.R. 1. 12 das Amtsgericht zu Schönlanfe 
das Driginal des Tejtaments nebjt dem Bublifationsprotofoll, mit 
Zurüdbehaltung einer beglaubigten Abjchrift davon, dem Amts- 
gericht zu Czarnikau als dem ordentlichen Gerichte der verftorbenen 
Erblafjerin überfandte. Zu der beglaubigten Abjchrift wurden 
1,50 M. Stempel als Gerichtskoften in Anja gebracht und von 
H. erfordert, jedoh auf deſſen Erinnerung vom Amtsgeriht in 
Schönlanke wieder abgefeßt. Die biergegen vom Eriten Staats- 
anmwalt erhobene Beichwerde ift durch Beichluß des Landgerichts 
als unbegründet zurücdgewielen, und auch der noch eingelegten. 
weiteren Beichwerde wurde der Erfolg verfagt. 


Sründe. 


"Nah Tarifjtelle 1 des Tarifs zum Stempelfteuergejfeg vom 
31. Juli 1895 unterliegen beglaubigte Abjchriften dem Stempel 
unter denjelben Vorausfeßungen, wie amtliche Zeugniffe in Privat— 
ſachen (Tarifitelle 77). Müßten daher diefe Vorfchriften vorliegend 
zur Anwendung fommen, jo fönnte es nicht zweifelhaft ſein, daß 
für die beglaubigte Abjchrift des H’fchen Teftaments und die Pu— 
blifationsverhandlung, da diefelbe in einer Privatfahe und vom 
Amtsgericht zu Schönlanfe innerhalb feiner Zuſtändigkeit ertheilt 
worden ift, andererſeits aber feiner der in Tarifitelle 77 aufge- 
führten Befreiungsfälle vorliegt, der tarifmäßige Stempel mit 
1,50 M. zu entrichten fein würde. Die Anwendung des Tarifs 
ift aber vorliegend durch die in $ 109 Abf. 3 G.K. G. vom 25. Juni 
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1895 getroffenen ftempelrechtlihen Beftimmungen ausgefchloffen. 
Daß diefe Beitimmungen neben dem Stempelfteuergefege in Gel- 
tung geblieben find, ergiebt ſich unzweifelhaft aus der ausbrüd- 
lihen Vorſchrift in $ 35 Abf. 3 des Stempelfteuergefebes. 

Das Preuß. Gerichtsfoftengefeß ordnet in $ 108 an, daß an 
baaren Auslagen auch die Schreibgebühren zu erheben find. Es 
bejteht fein Zweifel, daß diefe Anordnung für alle im erften Theile 
des Gerichtsfoftengefehes behandelten Angelegenheiten der nicht 
ftreitigen Gerichtsbarkeit gilt. Im Anſchluß hieran jchreibt dann 
der $ 109 in feinem erften Abſatze vor, daß Schreibgebühren für 
Ausfertigungen und beglaubigte Abjchriften zu erheben find, regelt 
im zweiten Abſatze die Höhe der Schreibgebühren und beftimmt 
fodann in feinem dritten Abfate, daß neben den Schreibgebühren 
der tarifmäßige Stempel für Ausfertigungen und beglaubigte Ab- 
Ichriften ftempelpflichtiger Urkunden zu erheben ift, falls die Aus- 
fertigungen oder beglaubigten Abjchriften nur infolge eines auf 
die Ertheilung gerichteten Antrages ertheilt werden. Bei diefem 
engen Zujammenhange des dritten Abfates des $ 109 mit den 
beiden vorhergehenden Abfägen und mit dem $ 108, die auf dem 
Gebiete der nichtitreitigen Gerichtsbarkeit zweifellos die Bedeutung 
allgemein gültiger Anordnungen haben, und mit Rüdficht auf die 
Stellung des $ 109 innerhalb des zehnten Abjchnitts des erften 
Theils, deſſen Satzungen im Großen und Ganzen, ſoweit nicht 
einzelne Beftimmungen etwas Abweichendes enthalten, die gleiche 
allgemeine Bedeutung beanfpruchen, erſcheint die Annahme gerecht- 
fertigt, daß auch die im dritten Abſatze des S 109 gegebenen 
ſtempelrechtlichen Vorſchriften auf alle Angelegenheiten der nicht 
ftreitigen Gerichtsbarkeit Anwendung finden müffen, fofern nicht 
für einzelne Gejchäfte fpezielle entgegenftehende Beftimmungen ge— 
troffen find. Es erjcheint danach nicht angängig, die Vorfchrift 
Abf. 3 nur bei Ausfertigungen und beglaubigten Abjchriften folcher 
Urkunden zur Anwendung zu bringen, welche in den unter die 
Abſchnitte 3 bis 9 des erften Theils des Geſetzes fallenden Ange- 
legenheiten errichtet find, mit Rückſicht auf die Beftimmung des 
$ 55 aber von der Anwendbarkeit des Abf. 3 grundſätzlich Aus- 
fertigungen und beglaubigte Abjchriften von Urkunden auszu— 


nehmen, melde unter Abfchnitt 2 (gerichtliche ERMERDE EDER und 
Johow, Jahrbuch. R. F. XVII. (XXV.) 
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Bejtätigungen) fallen (fiehe Mügel, 2. Aufl., Anm. 4 zu $ 109 
und Anm. 4 zu $ 55). Wenn der $ 55 bejtimmt, daß neben den 
Gebühren für gerichtlihe Beurkundungen und Beftätigungen die 
Beträge der nad den Vorſchriften der Stempelgejege zu entrichten- 
den Stempelabgaben erhoben werden jollen, jo fommt in Betradt, 
daß als eine folche ftempelgefegliche Vorfchrift fi eben auch der 
dritte Abſatz des 8 109 darftellt und es ergiebt fich hieraus, daß, 
ſoweit die befonderen Vorausjegungen dieſes Abſ. 3 zutreffen, die 
dort gegebene jtempelrechtliche Vorſchrift als lex speeialis den im 
$ 55 aufgejtellten Grundfag mit der Wirfung modifizirt bezw. ein- 
Ihränft, daß in den im $ 109 Ab}. 3 gekennzeichneten Fällen die 
ſonſt zuläffige Anwendung der Tarifvorihriften zu Poſ. 1, 10 und 
77 ausgeſchloſſen bleibt. 

Nach $ 109 Abf. 3 ift nun für beglaubigte Abjchriften der 
tarifmäßige Stempel nur dann zu erheben, wenn die Urkunde, von 
welcher die Abjchrift erteilt wird, ſelbſt ftempelpflichtig iſt umd 
wenn außerdem die Ertheilung der Abjchrift nur infolge eines auf 
die Ertheilung gerichteten Antrages erfolgt. Dieſe Auffaflung iſt 
auch in der Allgemeinen Verfügung des Finanzminijters und des 
Auftizminifters vom 29. Februar 1896 (Juſt. Min. Bl. ©. 63) zum 
Ausdrud gelangt; dort werden im $ 1 Buchſt. ce „die in Ange— 
legenheiten der nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit auf befonderen An- 
trag ertheilten Ausfertigungen und beglaubigten Abjchriften ftempel- 
pflichtiger Urkunden ($ 109 Pr. G.K. G.) für ftempelpflichtig erklärt, 
wobei übrigens noch bejonders hervorgehoben zu werden verdient, 
daß, wie der vorjtehend wiedergegebene Wortlaut der Verfügung 
und nicht minder die ganz allgemein gefaßte Ueberjchrift des $ 1 
(„gerichtliche Urkunden") erkennen laffen, offenbar auch die beiden 
Minifter von der Auffafjung ausgegangen find, daß die Vorfchrift 
des $ 109 Abf. 3 unumſchränkt auf alle Angelegenheiten der nicht 
jtreitigen ©erichtsbarkeit Anwendung findet und die unter den 
zweiten Abſchnitt vom erſten Theil des Geſetzes fallenden gericht- 
lihen Urkunden feineswegs davon ausgenommen find. Aus der 
Faſſung des Ab. 3, wonach nur die auf befonderen Antrag er— 
theilten beglaubigten Abjchriften jtempelpflichtig ſein follen, erhellt, 
dag Stempelpflichtigfeit nicht eintritt, wo die Ertheilung der Ab- 
jhrift ohne Antrag „als eine zur ordnungsmäßigen Erledigung 
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«ines gebührenpflichtigen Geſchäfts dem Gerichte obliegenden Thä- 
tigkeit” erfolgt (vgl. Mügel, 2. Aufl. Anm. 5 zu $ 109). Diefe 
Vorausjegung trifft vorliegend zu. Nah 8 237 A.L.R. J. 12 ge 
hört e8 in allen Fällen, wo der Richter, bei welchem das Tefta- 
ment niedergelegt und publizirt worden, nicht der ordentliche Richter 
des Erblafjers ift, zur volljtändigen Erledigung des Bublifations- 
geihäftes, daß Erfterer dem Legteren das Original des Teftaments 
nebjt dem Publifationsprotofolle mit Zurüdbehaltung beglaubigter 
Abjchriften davon, fogleih nah der Publikation, von Amtswegen 
einjendet. Die Zurücdbehaltung der Abjchrift erfolgt kraft aus- 
drüdliher Anordnung des Gejeßes, anfcheinend in Bethätigung 
der vorjorglichen Abficht des Staates, ſich die Möglichkeit zu er- 
halten, über den Inhalt des publizirten Teftaments, deſſen jorg- 
fältigfte Aufbewahrung ihm obliegt, auch für den Fall, daß die 
Urſchrift bei der Ueberfendung verloren gehen follte, urkfundlichen 
und authentischen Ausweis geben zu können. Es handelt ſich alfo 
bei der Zurücdbehaltung der Abjchrift im Falle des $ 237 a. a. O. 
um eine im Intereſſe der allgemeinen Rechtsordnung getroffene, 
jelbftändige ftaatliche Maßnahme, die von der Initiative der Be- 
theiligten unabhängig iſt. Da die Ertheilung nicht auf Antrag, 
jondern von Amtswegen erfolgt, kann die Abjchrift nach der jetzt 
Platz greifenden gejeglihen Regelung einem Stempel nicht unter: 
liegen, und das für die bisherige Praxis maßgebend gewejene, auf 
Grund nunmehr aufgehobener gejeglicher Beltimmungen vom 
Finanzminifter im Einveritändniß des Juſtizminiſters erlaffene 
Refkript vom 10. Februar 1838 — III 2934 — (abgebrudt bei 
Hoyer-Gaupp, 4. Aufl. Note 8 zur Tarifpofition „Abſchriften“), 
welches ſich für die Stempelpflichtigfeit der zurüdbehaltenen Ab- 
Ichrift ausfpricht, Fann gegenüber der jekigen Geftaltung der ein- 
Ichlägigen Vorfchriften fortan feine Nachachtung mehr beanſpruchen. 
Wenn insbefondere für die fortdauernde Stempelpflichtigfeit der 
zurüdbehaltenen Teftamentsabjchrift geltend gemacht wird, daß die 
Zurüdbehaltung lediglich als eine Folge des Antrages auf Teita- 
mentseröffnung zu betrachten fei, jo geht diefe Argumentation um 
deshalb fehl, weil der $ 109 Abi. 3 einen ausdrüdlih „auf die 
Ertheilung der Abjchrift gerichteten” Antrag erfordert. 





Li 
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Re. 66. 


Auflaffungsflenipel bei Anseinanderfeung über das Mermögen ziner 
durch den Tod eines Gefellfchafters aufgelöften offenen Handelsgeſellſchaft. 


Wenn Grundftüde, ald deren Eigenthümer die Gejell- 
ſchafter einer offenen Handelögefellichaft für ihre Perjonen 
im Grundbuche eingetragen ftehen, zwar in dad Inventar 
der Gejellichaft eingetragen, an die Gejellichaft aber nicht 
aufgelaffen worden find, jo ift das Eigenthum diejer Grund- 
jtüde nicht auf die Geſellſchaft übergegangen; es liegt viel- 
mehr nur eine jogenannte Einbringung quoad sortem ver. 
Wenn daher in dem nad) dem Tode des einen Gejellichafters- 
in an fich ftempelpflichtiger Form abgejchloffenen Auseinander- 
jeßungsvertrage der Erbe des DVerftorbenen dad gejammte 
Gejellichaftsvermögen gegen Abfindung dem anderen Ge— 
felljchafter überträgt und letzterem fodann fein Miteigenthum: 
an den Grundftüden aufläßt, jo ftellt für diefe Auflaffung. 
der Auseinanderjegungsvertrag nicht Die dad Veräußerungs— 
geihäft enthaltende Urkunde dar; die Auflaffungserklärung 
unterliegt jomit dem Werthitempel. 


Stempelfteuergejeg vom 31. Juli 1895 Poſ. 8 Abf. 3 des Tarifs; 9.6.8.. 
Art. 91 Abſ. 2. 





Beihluß vom 12. Zuli 1897 (I. Y. 302/97). 
Amtsgericht Neuhaldensleben, Landgericht Magdeburg. 





In Althaldensleben beftand die am 1. April 1868 ins Leben 
getretene offene Handelsgejellihaft in Firma ©. und G., welde 
an biefem Orte eine Steingutfabrif betrieb und deren alleinige 
Geſellſchafter die Fabrikbefiger Friedrih S. und Karl G. waren. 
Diefelbe ift durch den am 20. Mai 1896 erfolgten Tod bes ©. 
aufgelöft. Letzterer hinterließ als Univerfalerbin feine Wittwe, die 
fih mit dem überlebenden Gefellichafter über das Gefellichafts-: 
vermögen duch den notariellen Vertrag vom 16. Juni 1896 in 
ber Weiſe auseinanderfegte, daß fie gegen eine Kapitalabfindung 
„alle ihr durch Erbgang nach ihrem Ehemanne zugefallenen Rechte 
am Gefellihaftsvermögen" an ©. überließ. Als zum Gefellfhafts-- 
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vermögen gehörig wurde dabei — außer dem Geichäftsinventar, 
den Waarenvorräthen, Materialien und ausftehenden Forderungen 
— eine Reihe von Grundftüden bezeichnet. Indeſſen ftand nur 
bei den auf den Nrtifeln 41 und 325 des Grundbuchs von Alt- 
haldensleben verzeichneten Grundftüden die Geſellſchaft als Eigen- 
thümerin eingetragen, während bei den auf dem Artikel 86 des 
Grundbuhs von Althaldensleben, dem Artikel 844 des Grund- 
buchs von Neuhaldensleben und dem Artikel 198 des Grundbuchs 
von Hundisburg verzeichneten die beiden Geſellſchafter für ihre 
Perfon als Miteigenthümer eingetragen waren. Die Kontrahenten 
waren aber ausdrüdli darüber einverftanden, daß dieſe letzteren 
Grundftüde nicht ein Sondereigenthbum der Gejellfichafter bildeten, 
fondern ebenfalls zum Gefellfchaftsvermögen gehörten. 

Am 16. Juni 1896 beantragte die Wittwe G. vor dem Amts- 
gericht, fie bei den zulegt gedachten Grundftüden an Stelle ihres 
Erblaffers als Miteigenthümerin einzutragen, und bemilligte unter 
Bezugnahme auf den Auseinanderfegungsvertrag, daß demnächft 
der Fabrikbeſitzer S. als Alleineigenthümer diefer Grundftüde ein- 
getragen werde, was leßterer beantragte. Sie bemerkte dabei, daß 
diefe Grundftüde nur verfehentlih nicht auf den Namen der Ge- 
fellfehaft, fondern auf den Namen der einzelnen Gefellichafter ein- 
getragen worden feien. Auf Grund dieſer Auflaffung ift ©. als 
Alleineigenthümer eingetragen worden. Das Objekt (d. h. der 
Werth des Miteigenthbums der Wittwe) wurde auf 242 000 M. 
angegeben, und demgemäß it für die Auflaffung dem ©. ein 
Werthitempel von 2420 M. in Anfag gebradt. Auf Erinnerung 
des letzteren wurde der Stempel jedod vom Amtsgericht nieder- 
geihlagen, welches bemerkte: es erfcheine glaubli, daß die Grund- 
ſtücke Gefelichaftsvermögen hätten werden follen, zumal die im 
Artikel 86 von Althaldensleben eingetragenen Grundjtüde den 
größten Theil der von der Gefellihaft betriebenen Fabrik trügen 
und außerdem mit einem Theile der auf den Namen der Gejell- 
ſchaft eingetragenen Grundftüde Artifel 325 von Althaldensleben 
zu einer einheitlichen Fabrik zufammengezogen und bebaut worden 
feien; eine unrichtige Beurkundung der betreffenden Ermwerbsver- 
handlungen durch den Richter ſei allerdings nicht anzunehmen, 
wohl aber liege die Annahme nahe, daß der Wille der Kontrahenten 


* 


to 
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in ben betreffenden Verhandlungen unrichtig zum Ausdrud ge— 
kommen fei, daß alfo die Eintragung der einzelnen Geſellſchafter 
ftatt der Geſellſchaft auf einer nichtigen VBorausfegung berubte. 

Gegen die Abjegung des Stempels legte der Erſte Staats- 
anwalt Bejchwerde ein, auf welche das Landgeriht den Stempel- 
anjag miederherftellte. Der biergegen vom Stempelfhuldner ein= 
gelegten weiteren Beſchwerde wurde der Erfolg verfagt. 


Gründe: 


Die in Frage jtehenden Grundjtüde find ausmweiglich der‘ 
Grundaften nad und nad) in der Zeit vom Dezember 1867 bis. 
zum Jahre 1888, alfo theils vor, theils nad) dem Inslebentreten 
der Gefellihaft erworben worden. Wenn der Beichwerdeführer 
behauptet, daß der Erwerb für die Gefellichaft erfolgt fei, jo er- 
ſcheint das binfihtlih der durch Kaufvertrag vom 2. Dezember 
1867 erworbenen Grundftüde ſchon deshalb bedenklich, weil da= 
mals die Geſellſchaft noch gar nicht beitand. Wenn er aber im. 
Uebrigen für feine Behauptung nichts weiter geltend zu machen 
im Stande ift, als daß auf einem Teil diefer Grundftüde, ins— 
befondere auf dem Hauptgrundftüde Artifel 86 von Althaldens- 
leben die Fabrifgebäude der Gejellihaft erbaut und andere gewerb- 
lihe Anlagen derjelben eingerichtet jeien, daß die Grundftüde jtets 
von der Gejellihaft und in deren Intereſſe genugt und daß jie 
reſp. ihre Werthe feit der Zeit ihres Ermwerbes dur ihn und G. 
in den Handelsbücdern und den Bilanzen der Gefellichaft ftets 
unter den Aktivis der legteren aufgeführt worden jeien, jo find- 
diefe Thatfahen für den Nachweis, daß die Grundftüde in das 
Eigenthum der Gefellihaft übergegangen feien, weder geeignet noch 
ausreihend. Aus dem Vorgebrachten könnte nur die Abjicht, die 
Grundftüde in den Gefellfchaftsfonds zu inferiren, entnommen 
werden, das Eigenthum an denfelben konnte die Geſellſchaft aber‘ 
nur in den civilrechtlichen Uebertragungsformen erwerben. Aller: 
dings beftimmt Art. 91 Ab. 2 H.G. B. es folle im Zweifel an— 
genommen werden, daß die in das Inventar der Gejellichaft mit. 
ber Unterfchrift ſämmtlicher Gefellfehafter eingetragenen, bis dahin: 
einem Gejellichafter gehörigen beweglichen oder unbeweglichen Sachen 
Eigenthum der Gejellichaft geworden find. Die Bedeutung dieler 
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Vorſchrift gebt indeffen dahin, daß die bloße Eintragung von 
Bermögensftüden, insbefondere auch von Grundftücden, die bisher 
einem Gefellfehafter gehörten, in das Inventar der Geſellſchaft 
zwar eine Präfumtion für die vorbehaltloje Einbringung und für 
den Rechtserwerb der Geſellſchaft begründet, im Uebrigen aber, wie 
bei der Berathbung des Handelsgefegbuhs (Brot. S. 176) aus- 
drüdlich feftgeftelt worden, nur einen Titel zum Cigenthums- 
erwerbe, ähnlich dem Kaufvertrage, im Gefolge hat, daß aber neben 
diefer Beitimmung alle Formvorfchriften über Eigenthumsüber- 
tragung unbeirrt fortzubeftehen haben. Die Bräfumtion des Rechts— 
übergangs auf die Gefellihaft muß daher verfagen, wenn für diefen 
Uebergang nad Landesrecht eine bejfondere Form vorgefchrieben 
und dieſe nicht beobachtet ift (Entjcheid. des Neihsgerichts in Civil— 
ſachen Bd. 31 ©. 29). Vorliegend hätte danach die Gejellichaft 
©. und ©. wirkliches Eigentbum an den in Rede ftehenden Grund- 
ftüden nur erwerben können, wenn ihr diefelben aufgelafien bezw., 
fomeit ein Erwerb von Grundftüden vor dem 1. Dftober 1872 in 
Frage kommt, dur einen gerichtlich oder notariell aufgenommenen 
oder beglaubigten Vertrag übereignet und übergeben worden wären *); 
mindejtens hätten die Grundftüde, ſoweit etwa zur Illation eine 
Auflaffung nicht erforderlih war, weil die Antheile der Gefell- 
ihafter an der Gejellihaft die nämlichen waren, wie ihre Mit- 
eigenthumsquoten an den Grundjtüden, auf den Antrag der Ge— 
jelliehafter formell im Grundbuche auf den Namen der Gefellichaft 
umgefchrieben werden müfjen (vergl. Jahrbuch) Bd. 6 ©. 65). Daß 
aber irgend ein derartiger Rechtsaft, fo lange die Gefellihaft be- 
ftand, gethätigt worden fei, wird vom Beichwerdeführer gar nicht 
behauptet. Die Betheiligten haben im Gegentheil ihre rechtsgeichäft- 
lihen Maßnahmen vom 16. Juni 1896 ganz der gegebenen Sach— 
und Rechtslage in der Weiſe angepaßt, daß die Wittwe G. ſich 
an Stelle ihres Erblafiers als Miteigenthümerin der Grundftüce 
eintragen ließ und darauf ihr Miteigentbum an ©. aufließ, der 
diefe Auflaffung entgegennahm; fie fönnen ſchon deshalb jebt, 
nachdem das ganze Gefchäft erledigt und die Gefellichaft definitiv 
‚aufgelöft worden, nicht mehr verlangen, daß die Grundftüde nun 
nachträglich als Eigenthum der Geſellſchaft angeſehen werben. 
9) Bol. Nr. 13 S. 44 diefes Bandes. 
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Ebenfowenig erſcheint die Behauptung beadhtlih, die Grund- 
ftüde feien bei den betreffenden Erwerbsaften nur verfehentlih auf 
den Namen der Gefellihafter jtatt auf denjenigen der Gejelihaft 
eingetragen worden. Der Bejchwerdeführer will damit offenbar 
gar nicht behaupten, daß die bezüglichen Rechtsgeſchäfte unrichtig 
aufgenommen worden oder daß bei den abgegebenen Willens- 
erflärungen ein thatſächlicher Irrthum untergelaufen fei und in 
Folge deſſen die Kontrahenten etwas Anderes erklärt, als fie gewollt 
hätten. Vielmehr erhellt, daß nur ein Mangel an genügender 
Achtſamkeit obgewaltet hat; der Bechwerdeführer und G. haben 
die Erwerbsafte jo wie gejchehen nur gethätigt, weil fie fi den 
Unterſchied in den rechtlichen Folgen, der zwiſchen einem Erwerb 
jeitens der Gejellihafter und einem jolchen feitens der Geſellſchaft 
bejteht, nicht gehörig überlegt und klar gemacht haben; fie würden 
bei jorgfältigerer Ueberlegung die Erwerbsafte vielleiht anders und 
zwedentiprechender vorgenommen haben, aber das kann offenbar 
an der Rechtsbeftändigfeit und den rechtlichen Wirkungen der Afte, 
wie fie num einmal gethätigt worden find, jetzt nachträglich in feiner 
Weiſe mehr etwas ändern. 

Es erhellt jomit, daß die Geſellſchaft wirkliches Eigenthum im 
civilrehtlihen Sinne an den Grundjtüden nicht erworben hat. 
Nah den Anführungen des Bejchwerdeführers würde binfichtlich 
der in Frage ftehenden Grundftüde nur eine ſogenannte Ein- 
bringung quoad sortem ftattgefunden haben, bderzufolge die Ge- 
jellfehaft, obwohl das Eigenthum nicht auf fie übergegangen, ver- 
einbartermaßen über das Schidfal der Grundftüde entfcheiden, der 
Nutzen derfelben und die Gefahr fie treffen und die Grundftüde 
materiell als zum Gejellichaftsfonds gehörige Wermögensobjefte 
behandelt und lediglich infomweit dem für die Zwecke der Geſellſchaft 
abgefonderten Vermögen zugerechnet werden follten (vgl. Staub, 
Kommentar zum Handelsgefegbuh Anm. 183 zu Art. 91; Urtheil 
des Neichsgerihts vom 15. Februar 1893, mitgetheilt in der Jurifti- 
Then Wochenſchrift von 1893 ©. 161 Nr. 20). Bei diefer Sad: 
lage ift es aber verfehlt, wenn der Befchwerdeführer geltend macht, 
daß für die feitens der Wittwe ©. erklärte Auflaffung vom 
16. Juni 1896 ihm ein Werthitempel um deshalb nicht in Anſatz 
gebracht werden könne, weil diefer Auflaffung der Auseinander- 
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ſetzungsvertrag vom 16. Juni 1896 zu Grunde liege. Wie das 
Kammergeriht in dem Beichluffe vom 10. April 1893 (Jahrbuch 
Bd. 13 ©. 226) ausgelprochen hat, ftellt zwar in einem Falle, wo 
dem einen Gejellihafter das Gejellfchaftsvermögen gegen Abfindung 
des anderen Gejellihafters übertragen worden, der in an fid 
ftempelpflichtiger Form vorgelegte Auseinanderjegungsvertrag für 
die Auflaffung der Gejellichaftsgrundftüde an den das Geſellſchafts— 
vermögen übernehmenden Gejellichafter die das Veräußerungs— 
seihäft enthaltende Urkunde dar, jo daß alsdann die Auflaffung 
dem einprozentigen MWerthitempel nicht unterliegt. Dies gilt aber, 
wie die Gründe des gedachten Beichluffes erfehen laſſen, nur unter 
der Vorausfegung, daß der Gejellihaft in der That das formelle, 
civilrehtlihe Eigentbum an den betreffenden Grundftüden zuftand. 
Iſt das, wie vorliegend, nicht der Fall, jo deden fich Vertrag und 
Auflaffung nit. Someit der Auseinanderfegungsvertrag vom 
16. Juni 1896 ſich auf Grundftüde bezieht, betreffs deren der 
Gejelihaft ©. und ©. nur das Recht, über diefelben quoad sor- 
tem zu beftimmen und fie zu nußen, nicht aber das formelle 
Eigenthum zujtand, fonnte er offenbar nur darauf gerichtet fein, 
die Rechte, welche die Geſellſchaft an den Grundftüden hatte, in 
dem ihr zuftehenden Umfange auf den das Geſellſchaftsvermögen 
übernehmenden Geſellſchafter zu übertragen ; das civilrechtliche Eigen— 
thum dagegen zu übertragen, war die Gejellichaft rechtlich gar nicht 
in der Lage, weil es ihr ſelbſt nicht zuftand. Die Auflaffung da— 
gegen bezmwedt gerade die Uebertragung des civilvechtlichen Eigen- 
thums, und das konnte nur die Wittwe G. für ihre Perſon, nicht 
Namens der Gefellihaft gewähren. Es erhellt fomit, daß bei dem 
Vertrage einerfeits und der Auflafjung andrerfeits weder hinficht- 
lich der Perfon des Veräußerers noch hinfichtlich des Gegenftandes 
der Veräußerung Identität beftand, und es kann jomit der Aus- 
einanderjegungsvertrag als das der Auflaffung vom 16. Juni 1896 
zu Grunde liegende Veräußerungsgefchäft im Sinne der Pol. 8 
Abi. 3 des Tarifs zum Stempelfteuergefege vom 31. Juli 1895 
nicht angefehen werden. Es wäre aud, nachdem die Gefellichaft 
duch den Tod des einen Gefellichafters aufgelöft war, nicht mehr 
angängig geweſen, noch nadträglid, mie der Beichwerdeführer 
meint, die Eintragung der Gejellihaft als Eigenthümerin der 
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Srundftüde im Grundbuche herbeizuführen, da die Gefellihaft nach 
der Auflöfung neue Rechte nicht mehr erwerben konnte, fondern 
in beſchränkter Weife lediglich zu dem Behufe rechtlich noch weiter 
eriftirte, damit über ihr Vermögen fo, wie e8 nunmehr vorhanden, 
Beitimmung getroffen werden konnte. 

Der Auflafjungsftempel ift jomit von dem Bejchwerdeführer. 
mit Recht erfordert. EN 

Nr. 67. 

Ketrag des Stempels für einen Bertrag, durch welchen ein Grundſtück 
verkanft und dem Meränßerer gleichzeitig die Bebauung deffelben über- 
frugen wird. 

Die Erhebung des Auflaffungsftempels ift ungerechtfertigt, 
wenn die Auflafjung auf Grund eines Vertrages erfolgt, 
durch welchen ein Grundftüf verkauft und dem Veräußerer 
gleichzeitig die Bebauung defjelben übertragen wird, und zwar 
auch dann, wenn die Auflaffung erft nach Vollendung der 
Bebauung erfolgt. 

Der Stempel zu dem Bertrage aber ift für einen Kauf- 
vertrag und einen MWerfverdingungsvertrag zu entrichten. 

Nr. 8 des Tarifs zum Stempelgefege vom 31. Juli 1895; WER L 11 
$S 925 ff., 956 ff. 


Beſchluß vom 22. Fchruar 1897 (I. Y. 8/97). 
Amtsgericht II und Landgericht II Berlin. 


Am 6. Juni 1892 hat die D. B. Baugefellihaft, eingetragene 
Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht zu Berlin an den Rechts- 
anwalt P. in L. ihr im Grundbuche von Lichterfelde Bd. 45 
Nr. 1362 verzeichnetes Grundftüd von ungefähr 56 Duadratruthen 
für den® Preis von 90 M. pro Quadratruthe, alfo zufammen für 
5040 M. verkauft. In dem Vertrage hat fi die Verkäuferin 
ferner verpflichtet, die Parzelle nad) einem beigefügten Projekte 
nebjt Baubejchreibung zu bebauen, einzuzäunen und einen Brunnen 
darauf zu errichten. Der Käufer hat diefe Verpflichtung acceptirt, 
der Verkäuferin die Bebauung übertragen und fich verpflichtet, für 
die Bebauung 12320 M. zu bezahlen, von welcher Summe auf 
Baumaterialien 6000 M. und auf Arbeitslöhne 6320 M. gerechnet 
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worden find. Nah $ 3 des Vertrages foll die Uebergabe des 
Grundftüds jofort nad Ertheilung des Gebrauhsabnahmeatteftes, 
die Auflaffung der Parzelle nebft den darauf errichteten Gebäuden 
nad Berichtigung des Kauf: und Baugeldes erfolgen. Der Ver— 
trag ijt mit 73,50 M. verftempelt, von welchem Betrage 50,50 M. 
den einprozentigen Kaufitempel darftelen. Am 23. Dftober 1896 
hat die Auflaffung des Grundftüds auf Grund des Vertrages ftatt- 
gefunden, und bei dieſer ift der Werth der Grundftüds auf 
22000 M. angegeben worden. Es ift in Folge deſſen der ein- 
prozentige Stempel dieſer Summe für erforderlich erachtet, und 
da der verwendete Stempel 73,50 M. betrug, noch ein weiterer 
Stempelbetrag von 146,50 M. erfordert und auch bezahlt worden. 

Gegen diefen Stempelanfat bat der Rechtsanwalt PB. Er- 
innerung erhoben, unter der Ausführung, daß der der Auflaffung 
zu Grunde liegende Vertrag ordnungsmäßig gejtempelt und ein- 
gereicht jei. Das Amtsgeriht Berlin II hat durch Berfügung vom 
26. November 1896 dieſe Erinnerung aber zurückgewieſen, weil 
bei der Auflaffung der Werth des Grundftüds auf 22000 M. 
angegeben fei und hiervon der Stempel habe berechnet werden 
müſſen. 

Der Käufer hat hiergegen Beſchwerde eingelegt und ausgeführt, 
daß der jetzige Werth des Grundſtücks nicht entſcheidend ſein könne, 
da er das Grundſtück unbebaut erworben, und daſſelbe zur Zeit 
ſeines Erwerbes nur den geringeren in dem Vertrage angegebenen 
Werth gehabt habe. Dem iſt das Amtsgericht unter Bezugnahme 
auf eine vom Finanzminiſter getroffene Entſcheidung nicht bei— 
getreten, weil Gegenſtand des Kaufs das unbebaute Grundſtück, 
Gegenſtand der Auflaſſung aber das bebaute Grundſtück geweſen. 
Es hat deshalb die Sache an das Landgericht abgegeben. Dieſes 
hat die Beſchwerde durch Beſchluß vom 11. Dezember 1896 unter 
der Ausführung zurückgewieſen, daß, da die Uebergabe des Grund— 
ſtücks erſt nach Fertigſtellung des Gebäudes habe erfolgen ſollen, 
als Werthgegenſtand der Grund und Boden einſchließlich des er— 
bauten Hauſes einzuſetzen ſei; denn erſt die Auflaſſung vermittele 
den Eigenthumsübergang des Grundſtücks ſeiner Totalität nach. 

Der weiteren Beſchwerde, welche Verletzung von Nr. 8 des 
Tarifs zum Stempelgeſetz rügte, wurde der Erfolg nicht verſagt. 
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Gründe: 

Es ijt der Vorinftanz darin beizutreten, daß der Erwerber 
des Grundftüds erft durch die Auflaffung Eigenthümer des be- 
bauten Grundftüds geworden ift. Nach dem Vertrage vom 6. Juni 
1892 ftand dem Käufer in der Zeit zwifchen dem Abſchluß des 
Vertrages und der Auflaflung das Recht der Bebauung des Grund- 
ftüds zu, welche er allerdings duch die Verkäuferin auszuführen 
verpflichtet war. Gleichwohl war der Käufer nach Inhalt des Ver— 
trages der Bauherr, der die Ausführung des Baues an die Ver— 
fäuferin zu bezahlen hatte. Nah $ 332 Tit. I TH TALR. 
(Entih. des R.G. Bd. 18 ©. 279) wird an fih der Bauende 
Eigenthümer des Grundftüds durch Inädifikation, ohne daß es 
einer Auflaffung bedarf. Allein dies trifft im vorliegenden Falle 
nicht zu, weil die Bertragjchließenden eine entgegengefegte Verein— 
barung getroffen haben. Mit dem Reichsgeriht (Entſch. Bd. 33 
©. 252) ift davon auszugehen, daß es den Kontrahenten eines 
Kaufvertrages frei jteht, bei dem Vertrage über ein Grundftüd 
ihren Willen dahin fundzugeben, daß troß einer Einwilligung in 
die Befundung defjelben der Eigenthumsübergang auf feine andere, 
als die von ihnen bejtimmte Art ftattfinden fol, und daß dies 
insbefondere anzunehmen, wenn die Auflaffung von gewiflen 
Leitungen des Käufers, 3. B. der Zahlung von Kaufgeld abhängig 
gemacht ift. In ſolchem Fall ift anzunehmen, daß der,Eigenthums- 
übergang nur durch Auflaffung bewirkt werden darf. Danach ift 
auch vorliegend die Annahme gerechtfertigt, daß das Eigenthum 
der Barzelle erft durch die Auflaffung bat übergehen jollen und 
übergegangen ift. Gleichwohl ift die Forderung des Auflafjungs- 
ftempels nicht begründet. Nach Nr. 8 des Tarifs zum Stempel- 
gejete vom 31. Juli 1895 find die Auflaffungserflärung und der 
Umfchreibungsantrag dem Werthitempel nicht unterworfen, wenn 
mit der Berlautbarung oder mit der Einreichung derfelben die das 
Veräußerungsgeſchäft enthaltende, in an ſich ftempelpflichtiger Form 
ausgeftellte Urkunde in Urfchrift, Ausfertigung oder beglaubigter 
Abſchrift vorgelegt wird. Es iſt nun bier die Urkunde, nämlich 
der Vertrag vom 6. Juni 1892 vorgelegt und unter Bezugnahme 
auf denfelben die Auflaffung erfolgt. Nach der gedachten Tarif- 
ftelle ift als eine das Veräußerungsgeihäft enthaltende Urkunde 
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eine ſolche anzufehen, welche das Rechtsgefhäft fo enthält, wie es 
unter den Betheiligten binfichtlih des Werths der Gegenleiftung 
verabredet ift. Der vorliegende Vertrag ift als eine ſolche Urkunde 
unbedentlih zu erachten; er enthält thatfächlich, ſoweit erfichtlich, 
volftändig die Leiftungen, die die Kontrahenten gegenfeitig zu 
machen fich verpflichtet haben. Demgemäß ift er als die das Ver- 
äußerungsgefchäft enthaltende Urkunde anzufehen, wenn er auch 
über das unbebaute Grundftüd abgejchloffen und die Auflaffung 
erft nach der Bebauung erfolgt ift. 

St hiernach von dem Auflaffungsftempel abzufehen, fo ift da- 
mit indeffen die Frage bezüglich der Entrichtung des geforderten 
Stempels noch nicht vollftändig erledigt. Nah $ 31 G.K. G. iſt, 
falle behufs Ausſchließung des Auflaffungsitempels die Urkunde 
über das der Auflaffung zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft ohne 
den vorgefchriebenen Stempel vorgelegt wird, der Stempel nad 
den für Gerichtsgebühren geltenden Vorſchriften einzuziehen und 
auch font als Gerichtögebühr zu behandeln. Der in Rede ftehende 
Vertrag ift zwar vor Geltung des Gerichtsfoftengejeges gejchloflen 
worben;,e8 muß jedoch nach der Vorſchrift dieſes Gejehes verfahren. 
werben, weil der Vertrag behufs der Auflaffung erit unter Geltung 
deffelben dem Gerichte überreicht if. ES fragt ſich deshalb, ob 
der Vertrag vom 6. Juni 1892 in der dem Geſetz entiprechenden 
Weife verftempelt ift. Diefe Frage aber mußte bejaht werden. 
Die Verftempelung hat, da der Vertrag unter Geltung des früheren 
Stempelgejebes gejchloffen ift, nach den Vorſchriften diejes älteren 
Geſetzes zu erfolgen. Seinem Inhalte nach jegt ſich der Vertrag 
zufammen aus einem Kaufe über eine unbebaute Parzelle und 
dem Bertrage über Erbauung eines Haufes. Es fünnte in Frage 
fommen, ob der Theil des Vertrages, welcher fih auf die Er— 
bauung des Wohnhaufes bezieht, nicht etwa aud als Kaufvertrag 
anzufehen if. Das fann als richtig indeffen nicht anerkannt 
werden. Das Neichsgeriht hat allerdings in einem Urtheil vom 
11. April 1893 (J.M.Bl. 1893 ©. 321) fi dahin ausgejprochen, 
daß ein Vertrag, welder den Kauf eines Grundftüds mit un— 
fertigem, vom Verkäufer fertig zu ftellenden Wohnhaufe zum 
Gegenftande habe, als ein einheitlicher Kaufvertrag über ein Im— 
mobile zu verftempeln fei. Dieſe Entſcheidung ift aber für das 
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Gebiet des gemeinen Rechts ergangen, nach welchem es darauf 
ankommt, wen die Beihaffung des zu bearbeitenden Hauptgegen- 
ftandes obliegt; ift dies der Bejteller, jo gilt das Werk als Werf- 
verdingung, ift es der Unternehmer, als Verfauf. Diele Unter: 
ſcheidung fennt das preußiſche Recht nit. Nah ALR. (Tit. 11 
Th. 1. 88 925 ff., 956 ff.) liegt ein Werkverdingungsvertrag ftets 
vor, wenn der Unternehmer zur Herftellung einer in fich geichloffenen 
Arbeit verpflichtet wird, auch falls er die Materialien felbft liefert 
(Dernburg, Pr. Privatreht 2. Bd. 5. Aufl. $ 134 ©. 346). 
Danach fteht hier eine Werkverdingung in Frage, denn die Unter- 
nehmerin bat fi) dem Erwerber der Parzelle gegenüber zur Her- 
jtelung des Wohnhaufes verpflichtet. Ein folcher Vertrag, welcher 
gleichzeitig mit dem Kaufe einer Grundftüdsparzelle die Verpflich- 
tung des Berfäufers zur Heritellung eines Wohnhaufes auf diefer 
Parzelle enthält, iſt nah A.L.R. nicht als ein einheitlicher Bertrag 
über Kauf eines Immobile anzufehen, fondern er enthält den Kauf 
eines Jmmobile und einen jelbftändigen Werfverdingungsvertrag. 
Dem entiprechend ift der vorliegende Vertrag verftempelt. Nach 
dem früheren, injfoweit mit dem jeßigen übereinjtimmenden Stempel- 
gefeß betrug der Stempel für den Kauf ein Prozent des Kauf: 
preijes. Da der Kaufpreis 5040 M. betrug, beträgt der Stempel 
hiervon 50,50 M. Der Werkverdingungsvertrag ift, da das frühere 
Stempelgejeß Feine bejondere Tarifpofition hierfür aufftellte, mit 
dem allgemeinen Vertragsjtempel zu verjtempeln, d. h. mit 1,50 M., 
und hierzu kommt, da der Werfmeifter auch die Lieferung der 
Baumaterialien übernommen hat, noch der Stempel für einen 
Lieferungsvertrag mit 1/; p&t. des Preiſes der zu liefernden 
Materialien (Hoyer-Gaupp 3. Aufl. ©. 482 Nr. 6b u. ©. 338 
Nr. la u. b), d.h. 20 M. Endlich ift der allgemeine Vertrags- 
ſtempel noch deshalb zu erheben, weil der Werkmeiſter fich einen 
befonderen Preis für Tagelöhne u. ſ. w. ausbedungen hat (Hoyer- 
Gaupp a. a. O. ©. 338). 

Der Vertrag war daher zu verſtempeln mit 50,50 + 20 + 
1,50 + 1,50 = 73,50 M., d. h. fo, wie es thatjächlich geichehen. 
it. Der vom Amtsgeriht nachgeforderte Stempel ift deshalb zu 
Unrecht erhoben und dem Beichwerdeführer zurüdzueritatten. 
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Nr. 68. 

Stempel bei Bmangsverfteigerungen in Frankfurt a. M. 

Bei Zwangdverfteigerungen von Grundftüden nach dem 
in Frankfurt a. M. geltenden echte ift bereitd für die 
Verhandlung, in welder das Amtsgericht auf das Meiftgebot 
den Zufchlag ertheilt, ohne Rückſicht auf die jpätere Zu— 
eignung und Einweiſung in den Beſitz ded Grundftücdes 
von dem Meijtbietenden der Prozentftempel zu entrichten. 


Stempelfteuergefeg vom 31. Juli 1895 $ 3 Abi. 2, Zarifitele 32 Abf. 1, 2 

und 4, 53, 78; ®.8.6. vom 25. Sunt 1895 $ 120; Frankfurt a. M.er Verordnung 

über die Ausflagung der Hypotheken 2c. vom 8. Juli 1817 88 13 ff.; Zwangs⸗ 
vollſtreckungsgeſetz vom 13. Quli 1883 88 81, 97, 98, 124, 128. 


Amtögericht und Landgericht Frankfurt a. M. 





Auf Antrag einer Hypothefenbant fand die Zwangsverſteige— 
rung einer Liegenfhaft in der Sachſenhäuſer Gemarfung durd 
das Amtsgericht zu Frankfurt a. M. ftatt. Nach dem Protokolle 
des Verfteigerungstermines vom 28. Mai 1897 blieb meijtbietend 
mit 62210 M. A. ©., welcher erklärte, daß er für 9. B. geboten 
babe, fih auf die in anderen Akten des Amtsgerichtes befindliche 
Generalvollmadt bezog und das Protokoll unterfchrieb. Das Amts- 
gericht erließ noch an demfelben Tage einen Beihluß dahin, daß 
wegen Zueignung des Unterpfandes und Einmweifung des Steigerers 
9. B., vertreten duch A. ©. als Generalbevollmädtigten, welcher 
mit 62 210 M. Meiftbietender geblieben fei, in den Beſitz der be= 
zeichneten Liegenſchaft Verfügung ergehen folle, nachdem der 
Steigerer die Erfüllung der Steigbedingungen nachgewieſen und 
den Betrag des Adjudifationsftempels gezahlt haben werde. Da 
die Steigbedingungen nicht rechtzeitig erfüllt wurden, fand auf 
Andringen der Hypothefenbanf die erneute Zwangsverſteigerung der 
Liegenfhaft auf Gefahr und Koften von 9. B. ftatt. Nunmehr 
blieb P. E. mit 55 434,14 M. Meiftbietender, welchem das Amts- 
geriht nah Erfüllung der Steigbedingungen die Liegenſchaft unter 
gleichzeitiger Einweifung in den Beſitz zueignete. Zufolge der 
eriten Verfteigerung fam zu Laſten von 9. B. ein Adjudifations- 
jtempel von 622,50 M. zum Anfage. Der Schulöner erhob hier: 
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gegen die Erinnerung, weil der Stempel erft von dem nicht ar 
ihn ertheilten Immiſſionsdekrete zu entrichten fei. Das Amtsgericht 
hielt indeflen den Stempel aufreht, indem es annahm, daß ber- 
felbe erhoben werden müſſe, jobald in dem Verfteigerungstermine 
dem Steigerer auf das Gebot der Zufchlag ertheilt fei, ohne daß 
es auf den jpäteren Uebergang des Grundftücdgeigenthbums ans - 
fomme. Das Landgericht wies die hiergegen von 9. B. erhobene 
Beichwerde unter Billigung des Standpunftes der Vorinftanz 
zurüd. Auch der meiteren Beichwerde des H. B. wurde der Er- 
folg verjagt. 

Gründe: 

Es bedarf feiner Erörterung, ob nicht bereitS nach) dem bis- 
her für Frankfurt a. M. geltenden Stempelredhte für ein Verhand- 
lungsprotofol gleich demjenigen vom 28. Mai 1897 der Prozent- 
ftempel zu erheben war ($$ 1, 3 der Verordnung vom 16. Auguft 
1867, Preuß. G.S. ©. 1346 in Verbindung mit Tarifitelle 1 der 
Verordnung vom 19. Juli 1867, ebd. ©. 1191). Denn jeden- 
falls muß dies nach Lage der gegenwärtigen Gejeßgebung ange— 
nommen werden. 

Nah Tarifitele 53 des Stempelfteuergefeges vom 31. Juli 
1895 werden Protofolle, weldhe in Privatangelegenheiten von Be- 
hörden und Beamten aufgenommen find und die Stelle einer im: 
Tarif befteuerten Verhandlung vertreten, wie diefe verjteuert. Hier— 
aus folgt, daß, wenn die in dem Protofoll vom 28. Mai 1897 
beurfundete Verhandlung nad) einer anderweiten Tarifitelle der 
Beiteuerung unterliegt, der Stempel ohne Rückſicht auf die befondere 
Form der protofollarifhen Niederjchrift zum Anſatze kommt. Nun 
ift in der Tarifftelle 78 beftimmt, daß Zufchlagsbefcheide wie Kauf: 
verträge zu bejteuern feien. Schon aus der Bezeichnung „Zus 
ſchlagsbeſcheide“ ergiebt fih, daß hierunter alle Akte fallen ſollen, 
durch welche ein Zufchlag ertheilt wird. Hätte das Stempelfteuer- 
geſetz lediglich den durch das Preußiſche Geſetz vom 13. Juli 1883 
geregelten Rechtszuftand im Auge gehalten, jo würde ficherlich der 
Ausdrud „Zufhlagsurtheil" gewählt worden fein, da nach $ 81 
des letzteren Geſetzes die Ertheilung des Zufchlages durch Urtheil 
erfolgt. Hiermit ftimmt die allgemeine Faſſung der Tarifitelle 32,. 
auf welche die Tarifjtelle 78 lediglich verweift und welche dem=- 
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nah für die Beftimmung der Stempelpflichtigfeit im Falle eines 
Zuſchlages entjcheidend ift, überein. Nach Abf. 1 derfelben find 
Kauf- und Taufchverträge und andere läftige Veräußerungsgefchäfte 
enthaltende Verträge einjchließli der gerihtlihen Zwangsverſteige— 
rungen, wenn fie im Inlande befindliche unbemweglide Sachen be- 
treffen, mit Eins vom Hundert zu beiteuern. Nach Abf. 2 berechnet 
fih der Stempel bei Zwangsverfteigerungen nad dem Betrage des 
Meiftgebotes, zu welchem der Zufchlag ertheilt wird, unter Hinzu— 
rehnung der von dem Erfteher übernommenen Leitungen. Da- 
nad it, um den Anſatz des Prozentftempels für die im Zwangs— 
verfteigerungsverfahren vorgenommene Veräußerung eines inländi- 
ſchen Grundftüdes zu rechtfertigen, nur erforderlich, daß die Ur- 
funde das Veräußerungsgefhäft enthält und daß aus ihr das 
Meiftgebot und die Ertheilung des Zufhlages zu diefem Meift- 
gebote zu entnehmen ift. Dagegen läßt fih aus dem Stempel- 
jteuergefeß nicht herleiten, daß die Befteuerung nur eintritt, wenn 
der Zuſchlag durch ein fürmliches Urtheil erfolgt ift. Namentlich 
folgt dies nicht aus Tarifitelle 32 Abf. 4, wonach die angejehten 
Beträge nicht erhoben oder eritattet werden, wenn ein Zufchlags- 
urtheil aufgehoben wird. Diefe, wohl lediglih auf das Verfahren 
gemäß dem Gefete vom 13. Juli 1883 hinzielende befondere Vor- 
ſchrift geftattet feinen zwingenden Schluß auf die Auslegung der . 
allgemeinen Beitimmungen der Abſ. 1 und 2, welche die Be— 
fteuerung der Veräußerungsverträge im Zmwangsverfteigerungsver- 
fahren nur von der Beurkundung des das Meijtgebot und den 
Zufchlag ergebenden Vertrages, nicht aber von dem Erlaſſe eines 
Zufchlagsurtheiles abhängig machen. Ebenſowenig fommt e8 nad) 
dem Gefege für die Belteuerung auf die Wirkung an, welche der 
Zufhlag nad bürgerlihem Rechte bezüglich des Eigenthumsüber- 
ganges hat. Daß die Wirkung des Eigenthbumsüberganges Vor- 
ausfegung für die Stempelpflichtigfeit des Aftes fein fol, kann 
um fo weniger angenommen werden, als die Befteuerung der Ver— 
äußerungsgefhäfte im Zwangsverfteigerungsverfahren ſchlechthin der 
Tarifftelle Kaufverträge ꝛc. eingeordnet ift, auch bei Kaufverträgen 
aber der Stempelanfat völlig unabhängig von der demnädjtigen 
Uebertragung des Eigenthums ift, wie denn der $ 3 Abf. 2 St.St.®. 


befonders hervorhebt, daß die unterbliebene ei des Ge= 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 
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Ichäftes für die Stempelpflichtigfeit der Urkunde ohne Bedeutung 
jei (vgl. $ 25 Abf. 2 St. St. G.). Damit wird zugleich die Dar- 
legung des Bejchwerdeführers hinfällig, daß hier nicht der Abſchluß 
des Veräußerungsvertrages, Jondern der Eigenthumsübergang ent- 
Icheidend fei, da nur in dem letteren Falle eine Veräußerung 
ftattfinde. Das Geſetz befteuert nicht die Veräußerung im Sinne 
der Eigenthumsübertragung, fondern den Vertrag, welcher fich über 
die Veräußerung verhält, ohne Rüdfiht auf den Uebergang des 
Eigenthumes mit oder nad) diefem Vertrage. 

Es kann nun feinem begründeten Zweifel unterliegen, daß 
nad Frankfurter Recht, jobald im Zmangsverfteigerungsverfahren 
das Meijtgebot ergangen und darauf der Zufchlag ertheilt wird, 
der betreffende Vertrag über die Veräußerung perfekt ift. Die hier 
namentlih zu berüdfidhtigenden Vorjchriften der Verordnung über 
die Ausklagung der Hypotheken (Inſätze) und Reſtkaufſchillings— 
briefe vom 8. Juli 1817 (Frankf. Geſetz- und Statuten-Samml. 
Bd. 1 ©. 83) gehen dahin: Der Zufhlag an den Meiftbietenden 
geichieht auf die in Frankfurt und auf den Dorfſchaften hergebrachte 
Weiſe (Art. 13); derjenige, welcher den Zufchlag für einen Anderen 
erhalten hat, muß binnen 24 Stunden den eigentlihen Steigerer 
angeben und dejjen Genehmigung oder Vollmacht vorlegen, widrigen- 
falls er als Steigerer für eigene Rechnung angefehen wird; fann 
der Käufer nicht rechtzeitig Zahlung leiften, fo muß das Unter- 
pfand auf feine Gefahr anderweit verjteigert und der muthwillige 
Käufer zum Erjage der Schäden und Koften ſowie zu Strafe ver- 
urtheilt werden; wer für einen Anderen, ohne deſſen Vollmacht 
rechtzeitig zu erbringen, erfauft, hat aus eigenen Mitteln für die 
Kauffumme zu haften (Art. 14); mangels abweichender BVerein- 
barıng muß der Käufer binnen 14 Tagen den Steigſchilling baar 
bezahlen (Art. 16); das Verfteigerungsprotofoll, in welchem ber 
Zuſchlag geichehen, ift dem Gerichte vorzulegen, und das verfteigerte 
Gut wird dem, der bei der DVerfteigerung das Zufchlagsgebot ge- 
than hat, durch förmliches Erkenntniß zugeeignet (Art. 19); Die 
wirkliche Einräumung des Befiges des zugeſchlagenen Unterpfandes 
darf nicht eher gejchehen, als auf vorgängiges von dem neuen 
Käufer zu ermirfendes Einweiſungsdekret und diefes kann nur dann 
erfolgen, wenn der Steigerer bei der Stadtgerichtsfommiffion die 
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Crfülung aller Bedingungen der Verfteigerung urkundlich nach— 
gewieſen hat (Art. 20). 

Aus dem Zufammenhange diefer Beitimmungen ergiebt ſich 
ar, daß mit dem Zujchlage, welcher in dem Verfteigerungstermin 
erfolgt, ein Veräußerungsvertrag und zwar ein Kaufvertrag zu 
Stande fommt. Die Verordnung benennt und behandelt den 
Meiftbietenden, welchem der Zufchlag ertheilt ift, als Käufer. Der- 
jelbe ift aus dem Veräußerungsgefchäfte berechtigt und verpflichtet. 
Ihm muß gegen Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen die 
Zueignung des verjteigerten Gutes und die Einräumung des Be- 
fißes ertheilt werden und er hat dem Gebote gemäß Zahlung zu 
leiften.. Eine Wiederverjteigerung mangels Xeiftung des Kauf: 
preifes geht auf jeine Gefahr und Koften. Selbit wenn er für 
einen Anderen geboten hat, haftet er im Falle nicht rechtzeitiger 
Borlegung der Vollmadht für die Kauffumme. Allerdings muß 
nad den wiedergegebenen Vorſchriften angenommen werden, daß 
der Zuſchlag Eigenthum nicht überträgt, daß vielmehr für die Er- 
langung von Eigenthum und Beſitz befondere richterliche Defrete 
nöthig find. Allein, wie ſchon erörtert worden ift, bleibt dies für 
die Stempelpflichtigfeit des Aftes ohne Belang. Für Ddiefe ent: 
fcheidet, daß mit der Abgabe des Meiftgebotes und der Ertheilung 
des Zufchlages zu demfelben der Kaufvertrag perfekt ift. 

Nun ift zwar in dem gegebenen Falle von dem Amtsgericht 
ein Zuſchlag mit ausdrüdlichen Worten nicht ertheilt worden. In— 
deſſen kann, wie ſchon von dem Landgericht betont worden ift, 
nah dem PBerhalten des Gerichtes es nicht zweifelhaft fein, daß 
der Zuſchlag an H. B. hat ertheilt werden jollen. Der Art. 19 der 
Verordnung vom 8. Juli 1817 läßt erkennen, daß der Zuſchlag 
in dem Verfteigerungstermine an den in gehöriger Weile Meift- 
bietenden zu erfolgen hat. Daß in dem vorliegenden Falle eine 
von der gefeglihen Vorſchrift abweichende Maßnahme beabfichtigt 
worden wäre, ift nicht erfichtlih. Vielmehr muß aus dem am 
28. Mai 1897, dem Tage des Verfteigerungstermines, abgefaßten 
Beſchluſſe des Amtsgerichts entnommen werden, daß bier lediglich 
die protofollarifche Fejtftelung des Zuſchlages verfäumt worden 
ift. Denn in dieſem Beſchluſſe ift erflärt, daß über die Zueignung 
des Unterpfandes und Beligeinweifung des Steigerers 2. B. nad) 

18° 
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dargethaner Erfüllung der Steigbedingungen Beſchluß ergehen folle... 
Ein derartiger Zueignungs- und Befigeinweifungsbeihluß konnte 
aber, wie ji wiederum aus den Art. 19, 20 der Verordnung er- 
giebt, nicht in Ausfiht genommen werden, wenn nit 9. B. als 
derjenige angejehen wurde, welchem der Zuſchlag ertheilt war. 
Völlig Eargeftellt wird die Auffafjung des Gerichtes in diefer Hin- 
jiht durch den Zuſatz in dem Beichluffe vom 28. Mai 1897, wo- 
nah für den Erlaß des fpäteren Defretes außer dem Nachweile 
der Erfüllung der Steigbedingungen noch die Bezahlung des Ad— 
judifationsftempels erfordert wird. Dffenbar fonnte das Gericht 
diefen Stempel nur verlangen, wenn es die Adjudifation als be- 
wirft erachtet. Demnach ift aber das Protofoll vom 28. Mai 
1897 in Verbindung mit dem Beichluffe von demfelben Tage da— 
hin auszulegen, daß dem Meiftbietenden 9. B. zu feinem Meijt- 
gebote auch der Zufchlag ertheilt worden ift. 

Wenn übrigens der Beichwerdeführer darauf hinmweift, daß 
das Frankfurter Recht in Bezug auf die Wirkung des Zujchlages 
völlig anders ftehe, ald das Preußiſche Geje vom 13. Juli 1883, 
fo ift auch dem nicht ohne Einſchränkung beizupflicten. Zwar 
erwirbt nad $ 97 Abf. 1 des lesteren Geſetzes der Erjteher durch 
den Zuſchlag das Eigenthum des verfteigerten Grundftüdes. Allein 
nah $ 97 Abf. 2 erfolgt die Eintragung des Eritehers in das. 
Grundbuch nur auf Erfuchen des Vollftredungsgerichtes nah Maß— 
gabe des $ 124 und nah $ 124 erſucht das Vollitrefungsgericht 
den Grundbudrichter um die Eintragung des Erftehers als Eigen 
thümer erſt nah Ausführung des Theilungsplanes, alfo nad) ord- 
nungsmäßiger Berichtigung des Kaufgeldes. Auch kann nad $ 98. 
der Erjteher die Uebergabe des Grundftüdes erſt nach Berichtigung 
des Kaufgeldes fordern. Danach aber bejteht auch unter der Herr- 
ichaft des Gejeßes vom 13. Juli 1883 im Weſentlichen die Rechts- 
lage, daß der Erfteher vor Entrichtung des Kaufgeldes weder die 
rechtliche noch die thatfächliche Verfügungsmaht über das Grund- 
ſtück bat (vgl. Jäckel, Zwangsvollitredungsordnung 3. Aufl. 
S. 404 f.). Mangels Bezahlung des baar zu erlegenden Kauf- 
geldes erfolgt auch nah dem Geſetze vom 13. Juli 1883 $ 128 
die Wiederverfteigerung, welche zu einem abermals jtempelpflichtigen. 
Zuſchlagsurtheile führen kann. 
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Wenn endlih nah $ 120 Pr. G.K.G. vom 25. Juni 1895 
in Franffurt a. M. die Gebühr für das Zufchlagsurtheil für das 
die Zueignung oder Heimſchlagung ausjprechende Erfenntniß er- 
hoben wird, wogegen für ein befonderes Einweifungsdefret weitere 
‚Gebühren nicht erhoben werden, fo ift dies noch nicht ſchlüſſig für 
die Annahme, daß auch der Stempel erſt für das Zueignungs- 
x. = Erfenntniß zu erheben ſei. Denn während nach ftempelrecht- 
lihen Grundfägen die Beurfundung des Vertrages deſſen Stempel- 
pflichtigfeit begründet, kann die Gebührenpflichtigfeit des Aktes ſehr 
wohl von der richterlichen Thätigkeit der Abfaffung eines befonderen 
Erfenntnifjes abhängig gemadt fein. 

Nah Alledem war der Stempelanjas für begründet zu er- 
achten und deshalb die weitere Beſchwerde zurüdzumeifen. 


Nr. 69. 
Stempel. Begriff eines zmeifeitigen Meräußerungsgeldhäfts. 

Die Beurfunduug einer Berfaufsofferte betreffs eines 
Grundftüds, mit deren Bedingungen der Oblat ſich einver- 
ftanden erfärt, deren Annahme er fich aber für eine beftimmte 
Friſt vorbehält, ftellt ich dar ald Beurkundung eines einjeitig 
verpflichteten Vertrages über einen vermögensrechtlichen Gegen- 
ftand im Sinne der Zarifftelle 71 3. 2 des Stempeltarifs 
zum Stempeljteuergefege vom 31. Juli 1895, nicht ald Be— 
urfundung eined zweifeitigen Veräußerungsgeſchäſts im Sinne 
der Zarifitelle 32 Abi. 5 a. a. O. 

Die Beurkundung der Abtretung der Rechte des Oblaten 
aus einem ſolchen Dffertvertrage unterliegt daher nicht dem 
einprozentigen Kaufwerthftempel, jondern dem Zejlionsftempel 
nad Tarifſtelle 2 Abſ. 1 des Stempeltarifs. 


Stempeltarif zum Stempelfteuergefeg vom 31. Juli 1895 Zarifftelen 2 Abſ. 1, 8 
Abſ. 3, 32 Abf. 5, 71 3.2. 
Beſchluß vom 5. April 1897 (1. Y. 146/97). 
Amtsgericht I und Landgericht I Berlin. 
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Die Wittwe H. und deren ſechs Kinder, von denen zwei 
bereits großjährig, vier dagegen noch minderjährig find und 
von der Mutter bevormundet werden, find die Eigenthümer des 
zu Berlin, Mohrenftraße 55, belegenen Hausgrundſtücks. Am 
16. April 1896 ſchloſſen die Wittwe und ihre Kinder, die minder- 
jährigen vertreten durch ihre Mutter und den Gegenvormund, vor 
dem Notar ©. hierſelbſt mit dem Kaufmann Abr. einen Vertrag. 
folgenden Inhalts: 

Sie offeriren dem Abr. das Eigentum ihres Haufes und 
wollen fih an diefe Offerte bis zum 1. Oktober 1896, diefen Tag 
eingejhlofien, gebunden halten. Falls der Oblat bis dahin nicht 
acceptirt, behalten fie die unbeſchränkte freie Dispofition des Grund- 
ſtücks; acceptirt derfelbe, jo hat er für das Grundjtüd einen Kauf- 
preis von 330 000 M. zu zahlen. Davon find bei der Auflaffung 
40 000 M. baar zu bezahlen, 255 000 M. eingetragene Hypothefen 
find in Anrehnung auf den Kaufpreis zu übernehmen, der Neft 
von 35 000 M. ift mit 4 pCt. zu verzinfen und für die Verkäufer 
auf dem Grundftüde hypothefarifch einzutragen. Sodann werden 
die Zinszahlungs- ſowie die Kündigungsmodalitäten feſtgeſetzt und 
es wird bejtimmt, daß im Fall der Acceptation die Auflaffung bis 
zum nädhitfolgenden Kalenderquartalserften zu erfolgen hat und 
von leßterem Zeitpunfte ab die Abgaben, Nutungen, LZaften und 
Hypothekenzinſen auf den Webernehmer übergehen follen. Die 
Wittwe H. verpflichtet fih auch, in Bezug auf die eingetragenen 
Hypotheken und die bejtehenden Miethsverträge keinerlei Aenderungen 
vorzunehmen und über den 1. Dftober 1896 hinaus feinerlei Dis— 
pofitionen zu treffen. Abr. übernimmt die eventuellen Stempel- 
foften. Derjelbe erklärt fich mit diefen Abmachungen einverftanden 
und behält fih Acception der Offerte bis 1. Dftober 1896 vor, 
verlangt aber die vormundichaftsgerichtliche Betätigung der Offerte, 
da er ſchon vor der Ncceptation ficher fein müſſe, daß der Verfauf 
unter den geftellten Bedingungen vom Bormundichaftsgericht werde 
genehmigt werden. 

Das VBormundfhaftsgeriht hat auch demnächſt zu diefem Ab— 
fommen Namens der vier minderjährigen Gejchwilter 9. feine Ge- 
nehmigung ertheilt. Zu dem Abkommen ift ein Stempel von: 
1,50 M. verwendet. 
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Am 1. Dftober 1896 find ſodann die Kontrahenten wiederum 
vor demjelben Notar erfchienen. Die Offerenten erklärten fich zu— 
nächſt auf Abr.’s Wunſch damit einverjtanden, daß von dem für 
den Fall der Acceptation feftgefegten Kaufpreife nur 30 000 M. 
fogleich bei der Auflafjung baar gezahlt und dagegen 45 000 M. 
als Reſtkaufgeld eingetragen werden follten, worauf Abr. die ihm 
aus der jo modifizirten Offerte zuftehenden Rechte an den gleich- 
falls erſchienenen Kaufmann Al. von hier abtrat. Letzterer acceptirte 
diefe Zeifion und die H.'ſche Offerte, und im unmittelbaren An- 
Ihluß hieran ſchloſſen ſodann die Wittwe 9. und ihre Kinder, die 
minderjährigen vertreten duch die Mutter als Vormünderin und 
den Gegenvormund, mit dem Kaufmann Al. nah Maßgabe der 
modifizirten Offerte einen Kaufvertrag über das Grundftüd Mohren- 
ftraße 55 ab, wobei Al. die Koften und Stempel übernahm. 

Zu dieſem PVertrage hatte der Notar vorläufig nur 1,50 M. 
Stempel verwendet, da erit die obervormundfchaftliche Genehmi- 
gung eingeholt werden mußte. Diefe ift demnächft ertheilt und es 
it dann von Al. als Gerichtsfoften ein zweifacher Werthitempel 
zu 1 p&t. von je 330 000 M. erfordert worden, nämlid 

a) 3300 M. zu dem Kauf- und Zeilionsvertrage vom 16. April, 
1. Oftober 1896 zwifchen Abr. und Al. und 
b) ebenfoviel zu dem Kaufvertrage vom 1. Dftober 1896 zwiſchen 

den 9.3 und A. 

Legterer erhob biergegen, weil er nur den einmaligen Anſatz 
des Merthitempels für gerechtfertigt hielt, Erinnerung, die das 
Amtsgericht I indeffen zurückwies, da durch die am 1. Dftober er- 
folgte Annahme der in dem Bertrage vom 16. April enthaltenen 
Dfferte für diefen Vertrag ein Werthitempel von 3300 M. fällig 
geworden ſei und der dann am 1. Dftober abgejhloffene Kauf: 
vertrag einen gleichen Stempel erfordere. 

In der biergegen eingelegten Bejchwerde machte Al. geltend, 
daß nad diefer Auffaffung des Amtsgerichts ein zweifacher Werth- 
ftempel auch dann erhoben werden müßte, wenn die Offerte ihm 
dDireft gemacht wäre, da nach der Anficht des Amtsgerichts dann 
ebenfalls zwei Kaufverträge als vorliegend anzunehmen fein würden; 
das ſei aber unzutreffend, denn Angebot und Annahme ftellen zu— 
jammen mit der demnächſtigen Wiederholung des durch die An— 
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nahme der Offerte zu Stande gefommenen Kaufvertrages nur ein 
Geſchäft dar. Die Zeffionserflärung vom 1. Dftober aber unter- 
liege dem einprozentigen Werthitempel nicht, da der Vertrag vom 
16. April fein Beräußerungsvertrag ſei; es könne dafür nur der 
Zeffionsftempel in Anſatz kommen. 

Das Landgericht I hat diefer Beſchwerde jtattgegeben und 
angeordnet, daß unter Wegfall des Stempels zu a ftatt defjelben 
nur ein Zeſſionsſtempel von 66 M. in Anſatz zu bringen. 

Die vom Oberjtaatsanwalt hiergegen eingelegte weitere Be- 
ſchwerde hatte feinen Erfolg. 


Sründe: 


Wie das Beichwerdegericht zutreffend angenommen hat, find 
in den beiden notariellen Verhandlungen vom 16. April und 
1. Dftober beurfundet worden: 

1. eine Offerte der H.'ſchen Erben an Abr., 

2. die Zeffion der Rechte aus diefer Offerte jeitens des Abr. 
an Al., 

3. die Annahme der Offerte ſeitens des AL. ſowie hieranjchliegend 
der durch diefe Annahme zwiſchen den H.'ſchen Erben und 

Al. zu Stande gefommene Kaufvertrag. 

Bei Beurfundung der Offerte hat gleichzeitig Abr. fich mit 
den geftellten Kaufbedingungen einverftanden erklärt, die Acceptation 
der Offerte fih bis 1. Oftober 1896 vorbehalten und die Verhand- 
lung mit unterfchrieben. Dana) ftellt jich der Notariatsaft vom 
16. April als die Beurkundung eines einfeitig verpflichtenden Ver— 
trages über einen vermögenstechtlichen Gegenftand dar, der nad 
Pofition 71 3.2 Abf. 1 des Tarifs zum Stempelftenergefeg vom 
31. Juli 1895, wie geſchehen, mit 1,50 M. zu verfteuern war. 
In der Verhandlung vom 1. Dftober ift dann nachträglich eine 
Abänderung dieſes Offertvertrages erklärt worden, und zwar, wie 
ausdrüdlih bemerkt it, auf Wunſch d. h. aljo mit Zuftimmung 
des Abr., der auch dieje Verhandlung mit unterfchrieben hat. In— 
ſoweit liegt danach) auch hier die Beurkundung eines Vertrages 
vor, der in gleicher Weile der Befteuerung nah Pofition 71 3. 2 
des Tarifs unterliegt. Ein Stempel von 1,50 M. ift dazu feitens 
des Notars auch verwendet. 
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Eine Annahme der Offerte ſeitens des Abr. ift nicht beurfundet 
worden; Abr. hat vielmehr fein Recht auf Annahme der Offerte 
an Al. abgetreten und diefer erft hat die Annahme urkundlich er- 
Härt. Es kann hiernach nicht zweifelhaft fein, daß ein Kaufgeſchäft 
erft zwiſchen Al. und den H.'ſchen Erben, nicht auch ſchon zwiſchen 
Abr. und den gedachten Erben zu Stande gefommen und beurfundet 
it. In der Abtretung des Rechts auf Annahme der Offerte ift 
eine Annahme der Offerte jeitens des Zedenten felbjt offenbar nicht 
enthalten. 

Cs kann fi daher nur fragen, ob die Beurfundung der 
Mebertragung der Rechte des Abr. aus dem Vertrage vom 16. April 
an Al. gemäß Tarifftelle 32 Abſ. 5 dem einprozentigen Werth- 
ftempel unterliegt. Diefe Frage ift vom Bejchwerdegericht mit 
Recht verneint worden. Nach der gedadhten Tarifitelle follen Be- 
urfundungen von MWebertragungen der Rechte der Erwerber aus 
Veräußerungsgefchäften über Grundftüde in Betreff der Stempel- 
pflichtigfeit wie Beurfundungen der Veräußerungen der Grundftüde 
behandelt werden. Dieſe Vorſchrift kann hier indeſſen nicht Platz 
greifen, da ſie ausdrücklich nur für Uebertragungen der Rechte aus 
„Veräußerungsgeſchäften“ gilt, der Offertvertrag vom 16. April 
aber fein Veräußerungsgeihäft über das Grundftüd Mohrenitr. 55 
daritellt. Als ein ſolches kann nur ein Vertrag angejehen werden, 
aus welhem die Auflaffung des Grundftüds als unmittelbarer 
Gegenftand der Vertragserfüllung gefordert werden kann. Dies tft 
hinfichtlich des Vertrages vom 16. April nicht der Fall, denn der- 
felbe enthält von den zu einem Kaufgefhäft weſentlich gehörigen 
Beitandtheilen nur die einfeitige Erklärung der H.'ſchen Erben, 
veräußern zu wollen, nicht auch die entſprechende zuftimmende Er- 
flärung des anderen Theils, erwerben zu wollen; dieſe legtere war 
vielmehr ausdrüdlih vorbehalten; es liegt alfo die Beurkundung 
der zur Veräußerung erforberlihen gegenfeitigen Willengüberein- 
ftimmung noch nicht vor, fo daß, wenn unter Borlegung lediglich 
des Dffertvertrages vom 16. April die Auflaffung des Haufes 
Mohrenftr. 55 ohne Weiteres an den Oblaten Abr. hätte vor- 
genommen werden follen, jener Vertrag nicht ausgereiht haben 
würde, gemäß Pofition 8 Abſ. 3 des Tarifs die Befreiung der 
Auflafjungserflärung vom Werthftempel herbeizuführen. Ein die 
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Auflaffung dedendes Veräußerungsgefhäft im Sinne diefer Tarif- 
ftelle zwifchen den H.'ſchen Erben und Abr. wäre in urkundlicher 
Form erft zu Stande gefommen, wenn aud Abr. jeinerjeits die 
Annahme der Offerte urfundlich erklärt hätte. 

Wenn Abr. ftatt deffen fein Recht auf Annahme der Offerte 
an einen Dritten übertragen hat, jo ift, zumal Zedent und Zeſſionar, 
foviel befannt, Grundſtücksſpekulanten find, allerdings die Möglich: 
feit nicht ausgeſchloſſen, daß wirthichaftlich dafjelbe Ergebniß her— 
beigeführt worden, wie wenn Abr. das Grundſtück Mohrenftr. 55 
zuerft erworben und dann weiter verkauft hätte. Liegt die Sade 
fo, daß Abr. nicht etwa auf Grund eines Bollmadıtsauftrages oder 
einer Gefchäftsführung ohne Auftrag von vornherein für Al. den 
DOffertvertrag abgejchloffen, jondern daß er in Ausführung eines 
Spekulationsgefchäfts erſt nachträglich feine auf den Erwerb bes 
Grundſtücks abzielenden Rechte auf Al. übertragen hat, }o hat in 
der That wirthihaftlih die zweimalige Veräußerung des H.'ſchen 
Haufes ftattgefunden, während der Jmmmobiliarwerthitempel nur 
einmal erhoben werden kann. Dann würde allerdings ein Miß- 
ftand gegeben fein, wie ihn das neue Stemipelgefeß durch die Vor- 
Schrift in Abf. 5 der Tarifitelle 32 hat befeitigen wollen, es würde 
ſich indeſſen herausftellen, daß diefe Vorſchrift gegenüber einem 
alle, wie er bier vorliegt, nicht ausreicht. 

Daß der Wortlaut der Tarifftele 32 Abf. 5 die Entſcheidung 
des Landgerichts zu tragen an fich geeignet ift, wird auch von der 
weiteren Befchwerde im Grunde nicht verfannt. Wenn diejelbe 
aber geltend macht, daß der Abficht des Geſetzes entſprechend im 
Falle einer mehrmaligen wirthichaftlichen Veräußerung diefer ob— 
jeftive Inhalt der beurfundeten Rechtsgeſchäfte für den Stempel- 
anfag maßgebend fein müfle, Jo fteht dem die Erwägung entgegen, 
daß, da der Immobiliarwerthſtempel ein Urfundenftempel ift, für 
die Stempelpflichtigfeit der Gefchäfte regelmäßig der rechtsgefchäft- 
liche Inhalt der Verhandlung nur fo, wie er beurfundet worden, 
entjcheidend ift und daß eine Ausnahmevorſchrift, wie fie in Ab}. 5 
der Tarifitele 32 gegeben, eine analoge Anwendung ausſchließt. 
Ob ein Mebertragsgefchäft unter diefe Vorſchrift fällt, beftimmt jich 
deshalb lediglich danach, in welchem Umfange die gejeßgeberifche 
Abficht einen erkennbaren Ausdrud in den pofitiven Beftimmungen 
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des Gejehes gefunden hat, und es erjcheint nicht angängig, die 
Vorſchrift über ihren flaren Wortlaut hinaus auch da zur An- 
wendung zu bringen, wo die Betheiligten für die Beurfundung 
ihrer Geſchäfte eine neue rechtsgejchäftliche Form finden, die ge- 
eignet ift, die Abficht des Geſetzes unter Umjtänden zu vereiteln. 
Die Geftaltung der zur Abftellung eines Mißſtandes für erforderlich 
erachteten gejeglihen Anordnungen liegt nicht innerhalb der Kom- 
petenz der Gerichte, deren Aufgabe die Anwendung des pofitiven 
Geſetzes ift, denen aber nicht zufteht, diefe Anordnungen über das 
vom Gefeßgeber Har erkennbar gemachte Maß hinaus im prafti- 
Then Intereſſe zu erweitern. 

Demgemäß läßt ſich auch die von der weiteren Bejchwerde 
noch herangezogene weitere Analogie des „Kaufs auf Probe” für 
den vorliegenden Fall nicht verwerthen. Ueberdies liegt beim Kauf 
auf Probe, der nah der Auffafiung des AL.R. ($$ 333 f. I. 11) 
ein fuspenfiv bedingter Kaufvertrag ift, bereits ein perfekter Ver— 
äußerungsvertrag vor, der aud den Käufer ſchon in gewiſſer Weife 
bindet, dergeftalt, daß das Geſchäft feine volle Wirkſamkeit er- 
langt, wenn 3. B. der Käufer das behandelte Kaufgeld ohne Vor- 
behalt zahlt oder fich innerhalb der geftellten Frift nicht erklärt, 
während in dem hier vorliegenden Falle der Oblat Abr. für feine 
Perſon durd das Abfommen vom 16. April noch durdhaus in 
feiner Weife gebunden war und zum Zuftandefommen eines Ver— 
äußerungsgeihäfts überhaupt erft noch jeine ausdrüdliche und 
rechtzeitige Annahmeerflärung erforderlich wurde. 

Die Annahmeerflärung ift demnächſt zum Brotofol vom 
1. DOftober von jeinem Zeffionar Al. abgegeben worden, und in 
unmittelbarem Anſchluß hieran haben jodann die Betheiligten zu 
demfelben Protokoll den Kaufvertrag über das Grundftüd nad 
Maßgabe des Dffertvertrages erklärt. Wenn in diefer Weife in 
einem Akte zugleih mit der Acceptationserflärung das dadurch 
nunmehr zu Stande gefommene Kaufgefhäft in förmlicher Weife 
noch befonders beurfundet worden ift, fo fann es doch feinem be- 
gründeten Bedenken unterliegen, daß fachlich nicht zwei bejondere 
ftempelpflichtige Veräußerungsgefchäfte vorliegen; die in die Form 
eines Kaufvertrages gefaßten Erklärungen der Betheiligten find nur 
eine Wiederholung der in dem Offertvertrage vom 16. April/1. DE 
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tober und bezw. bei der Acceptation abgegebenen Erklärungen und 
mit legteren fachlih durchaus identiſch; die Aufnahme eines fürm- 
lihen Kaufvertrages hat wejentlich nur die Bedeutung einer ander- 
weiten Redigirung, in Wahrheit liegt jomit nur die Beurkundung 
eines und deſſelben Kaufgefhäfts vor und es Tann deshalb der 
einprozentige Werthftempel für den Kaufvertrag vom 16. April/1.Df- 
tober 1896 nur einmal erhoben werden. Für den Zejltonsvertrag 
aber fann, wie das Beichwerdegericht zutreffend angenommen hat, 
gemäß Pofition 2 Abf. 1 des Tarifs nur ein Stempel von !/,, p&t. 
des Werths des abgetretenen Rechts in Anſatz fommen. 


Nr. 70. 
Stempelentrichtung für einen Leibrentenvertrag. 

Für einen Leibrentenvertrag im Sinne des Stempelgefebes 
vom 31. Juli 1895 ift es nicht wefentlich, daß die Gegen- 
leiftung für Gewährung der Rente in einer beftimmten 
Summe Geldes befteht. 

Schließen zwei mit einander in Scheidung lebende Che- 
leute einen Vertrag, durch welchen ſich der eine Chegatte 
verpflichtet, unabhängig von der Entjcheidung der Schuldfrage 
in dem ergehenden Scheidungsurtheil, dem Anderen eine 
beftimmte Summe jährlich auf Lebenszeit bezw. bis zur 
Miederverheirathung zu zahlen, jo ift dies ein Leibrenten- 
vertrag im Sinne des Stempelgejehes. 

ALR. 1.11 $ 606; Stempelgejeg vom 31. Juli 1895 Zarifftelle 36 $ 3. 
Beſchluß vom 9. Juni 1897 (I. 9. 266/97). 
Amtsgericht I und Landgericht I Berlin. 

Der Redakteur %. ©. und defjen Ehefrau H. geb. F. zu Berlin 
haben am 10. März; 1897 vor dem Königl. Amtsgericht I zu Berlin 
einen Vertrag geichlofien und erklärt, daß zwifchen ihnen beim 
Landgericht I der Eheſcheidungsprozeß ſchwebe, und daß fie für den 
Fal, daß ihre Ehe geſchieden werden follte, und ohne Rüdficht 
darauf, wer von ihnen für den jchuldigen Theil erklärt werden 
würde, einen Auseinanderfegungsvertrag ſchlöſſen, defien $ 1, wie 
folgt, lautet: 





VI Koſten. Stempel. 285 





[nm 


„Der Ehemann ©. zahlt an feine jet 28 Jahre alte Ehefrau 
vom 1. April 1897 ab monatlich praenumerando 600 M. Im 
Falle der Wiederverheirathbung der Ehefrau ermäßigt fich diefer 
Betrag auf monatlid 200 M., welche für die Erziehung und- 
Pflege des Kindes der Parteien Ernft Paul beftimmt find.“ 

Sn den folgenden Paragraphen werden der Ehefrau Möbel 
übereignet und ein Anerfenntniß bezüglich einiger Aftien dahin 
abgegeben, daß diefelben zum Eingebrachten der Frau gehören, 
auch Beftimmungen bezüglih der von diefen Aktien zu erhebenden 
Dividende getroffen. 

Der Gerichtsſchreiber hat die Stipulation des $ 1 für eine 
Leibrente angefjehen, fie mit 600 x 12 x 16 = 115200 M. 
fapitalifirt und hiervon einen Stempel von 1152 M. erfordert. 
Gegen diejen Anfat bat der Redakteur ©. Erinnerung erhoben, 
da nur ſolche Verträge dem Stempel der Tarifitelle 36 unterlägen, 
durch welche Leibrenten gegen Entgelt erworben würden. Dieje 
Borausjegung treffe hier nicht zu. Es handle fih um eine Aus— 
einanderjegung für den Fall der Eheſcheidung und zwar dergeftalt, 
daß der Mann der Frau, ohne hierfür ein irgendwie geartetes 
Entgelt zu erhalten, die Zahlung einer bejtimmten Geldſumme 
verfprochen habe. Hiermit fei vertragsmäßig Art der Erfüllung 
und Umfang der gejeglichen Verpflichtung firirt. Dies jtelle feinen 
Zeibrentenvertrag im Sinne des Stempelgefeßes dar. Das Amts- 
gericht hat durch Beihluß vom 9. April 1897 die Beichwerde zu— 
rüdgemwiefen. Es führt aus, daß der vorliegende Vertrag ſich als 
ein Leibrentenvertrag im Sinne des Stempelgeſetzes harakterifire, 
da die Gegenleiftung auch in einem Aufgeben von Rechten beftehen 
fönne. Wenn bier auch nicht ein ausdrüdlicher Verzicht der Ehe— 
frau vorliege, jo fei ein folcher auch nicht erforderlih. Die Ver- 
tragsbeftimmungen follten aber Anwendung finden ohne Rüdjicht 
darauf, wer von. den Eheleuten für den fehuldigen Theil erklärt 
werde, alſo ohne Rüdficht auf die geſetzlichen Anſprüche der Ehe— 
frau, wie fie fih nad dem Prozeſſe ftellen würden. Keinesfalls 
ftänden der Ehefrau nach dem Prozeſſe wiederkehrende Leiftungen 
derart, wie fie im Vertrage feftgefegt feien, zu. Wenn fie daher 
darein willige, daß dem Ehemanne auf jeden Fall die Befugniß 
gegeben werde, ftatt der ihm etwa erwachſenden Verpflichtungen 
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wiederholt rentenmäßige Xeiftungen zu gewähren, jo ſei dies ein 
Aufgeben von Rechten. 

Der Ehemann ©. hat gegen diefen Beſchluß Beſchwerde ein- 
gelegt und geltend gemacht, die Anwendung der Tarifitelle 36 des 
Stempelgejeßes bedinge, daß die Vorausfegungen derjelben, näm— 
ih die Gewährung einer Gegenleiftung, wenn auch nicht ausdrüd- 
ih, jo doh in irgend einer Weife aus dem Wortinhalt der Ur- 
funde bervorgingen. Dies ſei indeffen hier nicht der Fall. Aber 
auch wenn auf außerhalb der Urkunde liegende Momente ein- 
gegangen würde, jei die Interpretation irrig. Würde in dem Ehe- 
ſcheidungsprozeſſe der Ehemann nicht für den ſchuldigen Theil 
erklärt, fo habe die Ehefrau feinen Anſpruch auf Ehefcheidungsitrafen. 
Würde der Ehemann für den fchuldigen Theil erklärt, jo habe die 
Ehefrau zwiſchen dem Anſpruch auf Kapitalsabfindung und auf 
Gewährung ftandesgemäßen Unterhalts zu wählen. Diefe Anſprüche 
würden in dem BVertrage nur der Höhe nad) firirt. Die Ehefrau 
wähle ſtatt der Kapitalsabfindung eine Rente; die Ausübung eines 
Wahlrechts laſſe fih niemals als ein Aufgeben von Rechten be= 
zeichnen. 

Das Landgeriht hat durch Beſchluß vom 6. Mai 1897 die 
Beichwerde zurückgewieſen, indem es ausführt, daß ein Leibrenten- 
vertrag im Sinne des $ 606 I. 11 A.L.R. vorliege, da die Gegen- 
leiftung nicht nothwendig in der Hingabe von Geld zu beftehen 
brauche, jondern auch in dem Aufgeben von Rechten gefunden 
werden könne. Die Frau habe aber Rechte aufgegeben, da die für 
ſchuldlos erklärte Ehefrau zwiſchen der Baarabfindung in Vermögen 
oder jtandesgemäßer Verpflegung wählen, und lettere unter Um— 
ftänden die zugebilligten Alimente auch überfteigen könne. 

Die hiergegen gerichtete weitere Beſchwerde des Redakteurs ©. 
ift für nicht begründet erachtet. 


Gründe: 


Nicht erheblich ift allerdings, wie der Beichwerdeführer zu- 
treffend geltend macht, ob der hier in Rede ftehende Vertrag ein 
Leibrentenfontraft im Sinne des $ 606 Tit. 11 TH.TALNR. ift. 
Nach diefer Geſetzesvorſchrift liegt ein folder nur dann vor, wenn 
ih Jemand gegen Empfang einer Summe Geldes zur Entrichtung 
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einer beftimmten Abgabe auf die Lebenszeit eines Menfchen ver- 
pflihtet. Eine Summe Geldes für Gewährung der Rente zu 
zahlen, hat fich die Ehefrau des Beſchwerdeführers nicht verpflichtet, 
jo daß ein Leibrentenvertrag im Sinne des Landrechts nicht in 
Frage fteht. Schon die bisherige ftempelrechtliche Praxis hat aber 
fonftant an dem Grundfage feitgehalten, daß die Tarifpofition 
„Leibrentenverträge" des bisherigen Stempelgefeges zufolge ihrer 
im Berhältniß zu der landredhtlichen Definition etwas erweiterten 
Begriffsbeftimmung alle diejenigen läftigen Verträge umfaffe, durd) 
welche Jemand auf feine Lebenszeit gegen Entgelt — fei dies eine 
beitimmte Geldfumme oder eine Leiftung oder die Mebernahme von 
Verpflichtungen — von einem Anderen die Gewährung einer be- 
ftimmten, fortlaufenden Rente erwirbt. Das gegenwärtig geltende 
Stempelgefeg vom 31. Juli 1895 definirt dann auch die Leib— 
renten- und Rentenverträge als jolche, wodurd zu gewiſſen Zeiten 
wiederkehrende Zahlungen von Geld für eine oder mehrere be- 
ftimmte Perfonen während der Lebensdauer derjelben oder auf ber 
ftimmte ober unbeftimmte Zeit gegen Entgelt erworben werden, 
mag die Gegenleiftung in einer bejtimmten Geldfumme oder in 
der Hingabe von Sachen oder in der Uebernahme von Leiftungen 
oder Berpflichtungen, oder aber in dem Aufgeben von Rechten be— 
ſtehen. Es iſt deshalb der vorliegende Vertrag, wie auch die 
weitere Bejchwerde nicht in Zweifel zieht, dann als Leibrenten- 
vertrag im Sinne des Stempelgefeßes anzujehen und zu verfteuern, 
wenn der Gegenfontrahent des Bejchwerdeführers, feine Ehefrau, 
‚gegen das Berfprechen der Rente ein Recht aufgegeben hat. Daß 
dies der Fall fei, beftreitet der Beichwerbeführer, weil der Vertrag 
während beftehender Ehe geſchloſſen und unabhängig von der Frage, 
welcher von den Ehegatten im Falle der Ehetrennung für den 
ſchuldigen Theil erklärt werden würde, und weil die zugebilligten 
Alimente von 600 M. monatlich jo hoch wären, daß fie präfumtiv 
feineswegs hinter dem der Ehefrau zu gemwährenden ftandesgemäßen 
Unterhalt zurücblieben. Diefe Ausführung ift indeffen nicht ge= 
eignet, die Anficht des Landgerichts, daß es fich hier um einen 
Verzicht, ein Aufgeben eines Rechts feitens der Ehefrau handle, 
zu widerlegen. Freilich ift der Vertrag vor der Eheicheidung und 
alfo vor Erledigung der Frage, welcher von den Ehegatten für den 
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fchuldigen Theil erklärt werden würde, geſchloſſen. Aber jedenfalls 
ift er auch für den Fall geichloffen, daß der Ehemann für den 
Ihuldigen Theil erklärt werden follte. In diefem Falle hat die 
Frau von dem Manne nad den $$ 783 ff. I. 1 A.L.R. Abfindung, 
oder nach ihrer Wahl gemäß $ 798 a. a. D. ftandesgemäße Ver- 
pflegung bis an ihren Tod zu fordern. Durch die Annahme der 
Rente übt fie nicht nur das ihr in diefer Beziehung zuftehende 
Wahlreht aus; fie verzichtet gleichzeitig auf einen höheren Betrag, 
falls etwa das Vermögen des Mannes einen größeren Anſpruch 
für fie rechtfertigen würde. Wenn die zugeficherte Rente von 
monatlich 600 M. immerhin eine hohe fein mag, jo läßt fich doch 
Mangels jeder Angabe im Vertrage über die Vermögensverhält- 
nifje des Ehemannes nicht ermeſſen, ob die Ehefrau nicht dennoch 
auf eine ihr zuftehende höhere Abfindung verzichtet hat. Jedenfalls 
aber haben die Eheleute duch den während Schwebens des Ehe- 
ſcheidungsprozeſſes gefchloffenen Vertrag einen Vergleich im Sinne 
des 8 405 I. 16 A.L.R. geſchloſſen; fie haben es nicht auf das 
Sceidungsurtheil ankommen laffen, fondern unabhängig von dem— 
jelben fejtfegen wollen, daß die Ehefrau in jedem Falle eine Rente 
und auf der anderen Seite nur eine Rente in dem beftimmten 
Betrage erhalten ſollte. Danach hat jeder Theil einen Berzicht 
auf weitere Rechte ausgeſprochen, und ſomit ijt die Rente aller- 
dings gegen den Verzicht der Ehefrau auf weitere Ansprüche be= 
willigt worden. 

Der Beichwerdeführer tritt dieſer Auslegung um desmillen 
entgegen, weil der Bertrag jelbft fein Wort davon enthalte, daß 
die Ehefrau gefegliche, ihr gegen ihren Ehemann zuftehende Rechte 
aufgebe. Wörtlich genommen ift dies allerdings richtig; die Ehe— 
frau erklärt in dem PVertrage nicht ausdrüdlich, daß fie auf Die 
ihr gejeglich gegen ihren Dann zuftehenden Rechte verzichte. Allein 
gemäß $ 3 des Stempelgejeges richtet ſich die Stempelpflichtigfeit 
einer Urkunde nah ihrem Inhalt. Daraus folgt nicht, daß der 
Wortlaut derjelben allein entjcheide; entjcheidend ift vielmehr der 
Sinn, welcher ihr bei objeftiver Würdigung der darin enthaltenen 
Erklärungen und ihres Zufammenhanges beizulegen ift GGummel 
u. Specht, Kommentar Nr. 3 zu $ 3). Auf Umftände, welche 
aus der Urkunde felbft nicht erfichtlich find, darf allerdings nur im 
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Falle der Schenkung unter Lebenden (Tarifftelle 56) Rückſicht ge- 
nommen werden. Allein um folde außerhalb der Urkunde liegende 
Umftände handelt es fich nicht, wenn der Sinn des Vertrages da- 
bin ausgelegt wird, daß die Frau mit der Annahme der bedungenen 
Rente auf weitere etwaige Rechte habe verzichten wollen. Es ift 
dies vielmehr eine Auslegung, die fich aus der Natur und dem 
Inhalt des Bertrages von jelbit ergiebt, ohne daß der Verzicht auf 
Abfindung oder eine höhere Verpflegung noch bejonders zum Aus- 
drud zu fommen brauchte. Der ganze Vertrag wäre zwedlos, 
wenn die Verhältniffe der Ehegatten für den Fall der Scheidung 
nicht endgültig zwijchen ihnen feftgejegt worden wären. Der vom 
Beichwerdeführer vermißte Verzicht der Ehefrau ift daher zweifellos 
im Bertrage enthalten. 

Hiernach ift mit Recht der Stempel nad der Tarifitelle 36 
bes Stempelgejetes erfordert worden. Wenn der Beichwerdeführer 
noch darauf hinweilt, daß nach $ 1 des Vertrages von den an die 
Ehefrau zu zahlenden 600 M. nur 400 M. für deren Unterhalt, 
200 M. aber für die Pflege und Erziehung des Kindes beftimmt 
feien, und daß deshalb bei der Stempelberehnung diefe 200 M. 
außer Betracht bleiben müßten, fo ift auch das unzutreffend. Nach 
dem Inhalt und Wortlaut des Bertrages find 200 M. zur Er- 
ziehung des Kindes nur für den Fall der Wiederverheirathung der 
Frau feftgefegt, während fie bis zu einer foldhen unbedingt auf die 
ganzen 600 M. Anſpruch hat. Weberdies aber hat nach dem Ver— 
trage die Frau auch im Falle der Wiederverheirathung auf die 
200 M. Anſpruch. Diejelben fallen ihr dann nur mit der Auf- 
lage zu, fie für Pflege und Erziehung des Kindes zu verwenden. 
Aber nicht das Kind, fondern die Frau ift forderungsberedhtigt; fie 
kann die Rente verlangen, unabhängig vom Bedürfniß des Kindes 
und von dem Umftande, daß das Kind nur bis zu einer gewiſſen 
Beit der Erziehung und Pflege bedarf. 

Hiernach mußte die weitere Beſchwerde zurüdgemwiejen werden. *) 

*) Der Beichluß ift auf die vom Beſchwerdeführer eingelegte Beſchwerde 


durch Beſcheid des Herrn Juſtizminiſters vom 6. Dezember 1897 betätigt worden. 
D. €. 


Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 19 
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Nr. 71. 
Bollmadptsftempel. 

Schhriftftüde, in melden der Angeflagte gemäß 8 217 
der Strafprozegordnung dem Gericht die erfolgte Wahl eines 
Bertheidigerd anzeigt, find dem Vollmachtftempel nicht unter- 
worfen. 

Stempeltarif zum Stempelfteuergefeg vom 31. Juli 1895, Tarifftelle 73 Abf. 3 u. 5. 


Beihluß vom 30. November 1896 (I. Y. 503/96). 
Landgericht Duisburg. 


In der bei der I. Straffammer des Landgerihts zu Duisburg 
anhängigen Straffahe wider Hbſch. und Gen. wegen jchweren 
Diebftahls im wiederholten Rüdfalle zeigte, nachdem Termin zur 
Hauptverhandlung anberaumt war, der Angeflagte Hbſch. in einer 
zu den Akten gereichten Eingabe vom 28. April 1896 dem Land- 
geriht an, daß er „den Rechtsanwalt Dr. 9. zu Duisburg zu 
feinem Bertheidiger beftellt habe.“ Etwas Weiteres enthielt Die 
Anzeige nicht. Durch rechtsfräftiges Urtheil wurden dem Ange- 
Hagten die Koften des Verfahrens auferlegt. Da man die Anzeige 
gemäß Tarifitelle 73 Abf. 3 und 5 des Tarifs zum Stempelfteuer- 
gejege vom 31. Juli 1895 als ftempelpflichtig anfah, jo wurde ein 
Vollmachtſtempel von 1,50 M. als Gerichtsfoften in Anja gebracht 
und, weil vom Angeklagten wegen Armuth Koften nicht zu erlangen 
waren, diefer Stempelbetrag vom Rechtsanwalt H. erfordert. Letz— 
terer erhob hiergegen Erinnerung; die Straflammer des Land- 
gerihts wies indeſſen die Erinnerung zurüd, indem fie ausführte, 
daß, wenn ein Angellagter fih einen Vertheidiger beftelle, die 
Berfehrsfitte die Ausftellung einer Vollmacht erfordere, der Rechts- 
anwalt 9. aber als Bollmachtnehmer Theilnehmer am Bertrage 
und deshalb gemäß $ 12 Budjt. ce St.St.®. zur Zahlung des 
Vollmadtitempels verpflichtet ſei. 

Auf die Bejchwerde des Rechtsanwalts H. wurde diefe Ent- 
Iheidung aufgehoben und die Abjegung des erforderlichen Voll- 
machtſtempels angeordnet. 





Gründe. 


Die Zuläffigfeit des Erinnerungs= und Bejchwerdeverfahrens 
ergiebt fih aus den $$ 24, 26, 30 des Pr. G.K.G. vom 25. Juni 
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. 1895, die ausfchließlihe Zuftändigfeit des Kammergerichts zur 
Entiheidung der Beſchwerde aus $ 27 ebenda. 

Wenn auch durch die Annahme eines Auftrages feitens der 
Bevollmächtigten zweifellos ein Vertrag (Vollmachtsvertrag) zu 
Stande kommt ($$ 6, 11 A.L.R. J. 13), fo ift doch in allen‘ den- 
jenigen Fällen, wo lediglich die Vollmacht ſchriftlich ausgeftellt 
wird, die Annahme aber mündlich oder ſtillſchweigend erfolgt, 
Gegenjtand der ſchriftlichen Beurkundung nur die einfeitige Willens- 
erflärung des Auftraggebers. Maßgebend für die Stempelpflichtig- 
feit einer Urkunde ift aber regelmäßig nur der objektive Inhalt 
derjelben. Hiernach würde die Anzeige vom 28. April 1896 unter 
allen Umftänden immer nur als Beurkundung einer einfeitigen 
Erklärung, niemals als die Beurkundung eines Vertrages in Frage 
fommen fönnen, und der Beſchwerdeführer würde jomit als Theil- 
nehmer an einem beurfundeten Vertrage im Sinne bes 8 12 
Buchſt. ce St.St.G. nicht angefehen werden fünnen. Es ijt daher 
nicht zutreffend, wenn die Straflammer aus der ebengebachten 
Vorſchrift die Verpflichtung des Bejchwerdeführers zur Zahlung der 
Stempeljteuer hergeleitet hat, vielmehr könnte derjelbe höchſtens aus 
$13 Bucht. d haftbar gemacht werden, fofern er als Inhaber 
oder Borzeiger des Schriftftüds anzufehen wäre. Db dies leßtere 
der Fall ift, kann indeſſen vorliegend dahin geftellt bleiben, da die 
Anzeige vom 28. April 1896 überhaupt feine ftempelpflichtige 
Urkunde darftellt. 

Diefe Anzeige hat der Angeklagte Hbſch. dem Landgericht ohne 
Zweifel in Gemäßheit des $ 217 Str.Pr.D. gemacht, alfo zu dem 
Zmwede, um die Ladung feines gewählten Vertheidigers zur Haupt- 
verhandlung herbeizuführen. Allerdings ift in der Anzeige Die 
Erklärung des Angeklagten dem Gerichte gegenüber enthalten, daß 
er dem Rechtsanwalt H. feine Vertheidigung, alfo die Vornahme 
einer Angelegenheit rechtlicher Natur aufgetragen habe. Schrift: 
ſtücke ſolchen Inhalts find aber — im Gegenjat zu dem Regie- 
rungsentwurf, der fie ftets mie Vollmachten verfteuert willen 
wollte — vom Geſetz grundſätzlich für jteuerfrei erklärt; „fie follen 
nah Abi. 5 der Tarifftelle 73 nur ausnahmsweife, nämlich nur in 
denjenigen Fällen dem Vollmachtſtempel unterworfen fein, mo bie 
Verfehrsfitte eine Vollmacht erfordert und durch das RR 

1 * 
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die förmlihe Vollmacht erſetzt werben fol. Diefe Borausjegung 
trifft indeffen im vorliegenden Falle nicht zu. 

Die Vorſchrift in Abf. 5 der Tarifitele 73 ift bejtimmt, einer 
Umgehung des Gefeßes in denjenigen Fällen, wo der Rechtsverkehr 
regelmäßig eine Vollmacht erfordert, entgegenzutreten. Im Straf- 
verfahren ift aber eine fürmliche Bevollmächtigung des Bertheidi- 
gers in der Regel nicht erforderlich, vielmehr ift e8 als die Abficht 
des Geſetzes zu bezeichnen, die Zulaffung des PVertheidigers fo 
wenig als möglich von formellen Erforderniffen abhängig zu machen 
(vgl. Löwe, Strafprozegorbdnung, 8. Aufl, Anm. Ila zu $ 138). 
Deshalb ſchreibt die Strafprozegordnung nur in denjenigen Fällen, 
wo ohne Anmefenheit des Angeklagten verhandelt werden fann und 
legterer fih durch einen PVertheidiger vertreten lafjen will, eine 
ſchriftliche Bevollmädtigung des Bertheidigers vor (vgl. 88 233, 
390, 427, 451, 457 Str.Pr.D.). Im Uebrigen genügt es zur Le— 
gitimation des Bertheidigers, daß von feiner erfolgten Bejtellung 
dem Gericht dur den Angeklagten Anzeige gemacht wird, und dieſe 
Anzeige braudt nicht einmal fchriftlich erftattet zu werden, fie 
kann jogar bloß mündlich erfolgen. Bei diefer Rechtslage erfcheint 
es nicht zutreffend, wenn die Straffammer ausführt, daß die Ber- 
fehrsfitte allgemein die Ausftellung einer Vollmacht erfordere, ſo— 
bald ein Angellagter einen Rechtsanwalt zu feinem Vertheidiger 
beitellt. Die Ausftellung einer förmlichen Vollmacht wird im 
Gegentheil für das Strafverfahren von der Verkehrsſitte meiſt nicht 
erfordert, insbefondere nicht in einem Falle, wie dem vorliegenden, 
wo der Angeklagte fih darauf beſchränkt hat, von einer ihm durch 
das Geſetz felbft an die Hand gegebenen fpeziellen Erflärungsform 
Gebrauch zu machen, welche bejtimmt ift und genügt, das Gericht 
von der erfolgten Wahl eines Bertheidigers zur weiteren Veran— 
lafiung gemäß $ 217 Str. Pr.O. in Kenntniß zu feßen. Die Ver— 
fehrsfitte bildet fih nach den Bebürfniffen des Rechtsverfehrs und 
ruht deshalb wejentlih mit auf den Beftimmungen des Geſetzes, 
bier der Strafprozeßordnung. Im vorliegenden Falle liegt nad 
diefen Beitimmungen ein Bebürfniß zur Ausftellung einer förm— 
lihen Vollmacht nicht vor, es läßt fich deshalb auch nicht behaupten, 
daß die Anzeige vom 28. April 1896 beftimmt geweſen fei, eine 
ſolche Vollmacht zu erjegen, und damit ſcheidet auch der die Vor— 
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Schrift im Abſ. 5 der Tarifftelle 73 beherrſchende Gefichtspunft, einer 
etwaigen Umgehung des Stempelfteurergefeßes zu begegnen, hier aus; 
das gejeßgeberifche Motiv trifft bei dem vorliegenden Fall nicht zu. 


Nr. 72. 
Vollmachtsſtempel. 
Stempelpflichtigkeit einer für das Strafverfahren aus— 
geftellten Vollmacht. 
Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 Tarifſtelle 73 Abſ. 3. 


Beſchluß vom 3. Januar 1898 (I. Y. 628/97). 
Amtögericht Neuſtadt W.-Pr., Landgericht Danzig. 








Aus den Gründen: 

Urkunden, duch welche im Strafverfahren der Angeſchuldigte 
einen Anderen zu feiner Vertheidigung und Vertretung — bezw. 
der Privat: und Nebenkläger einen Anderen zu feiner Vertretung — 
ermächtigt, find, weil der Ermädhtigte nicht blos thatfächliche Dienfte 
leiften, jondern für den Ausfteller der Urkunde Geſchäfte rechtlicher 
Natur betreiben fol, unzweifelhaft Vollmachten im Sinne der 
Tarifitelle 73 St.St.&. vom 31. Juli 1895. Daß ſolche Urkunden 
nit unter den Begriff der Prozeßvollmacht (Abf. 4 der Tarif- 
ftelle 73) fallen, weil Prozeßvollmachten nur in bürgerlichen Rechts- 
ftreitigfeiten ertheilt werden fönnen (vgl. Heinig, Kommentar zum 
Stempeljteuergefeg 2c. S. 421 Anm. 5), berührt die Stempelpflid- 
tigkeit nach Abf. 1 bis 3 der Tarifitelle 73 nicht weiter. Dagegen 
wird ſowohl die vom Koſtenſchuldner geltend gemachte Befreiungs- 
vorihrift in $ 4 Buchſt. a St.St.G., als die vom Landgericht be= 
wirkte Bemwerthung des Gegenftandes der Vollmacht befeitigt, wenn 
mit dem Amtsgericht anzunehmen ift, daß der Werth des Gegen- 
ftandes einer für das Strafverfahren bejtimmten Vollmacht im 
Sinne der Stempelgefeßgebung nicht ſchätzbar fe. Es kommt 
dann ausnahmslos und ausfchließlih ein Stempel von 1,50 M. 
(Abi. 3 der Tarifitelle 73) zum Anfag. Für die Frage der Schäß- 
barkeit des Werthes eines Vollmachtsgegenſtandes ift aber davon 
auszugehen, daß das Stempelfteuergefeg vom 31. Juli 1895 im 
$ 6 die jtempelrechtliche Werthermittelung erjchöpfend regelt, und 
daß der Kreis der Gegenftände, welche im Sinne des Stempel- 


294 Erfte Abtheilung. Sachen der nichtftreitigen Gerichtsbarkeit. 


gejeßes nah Geld geſchätzt werben können, durch diefen Para- 
graphen nah Außen hin begrenzt wird. Weder fann in ver- 
mögensrechtlihen Angelegenheiten zur Ergänzung der Beitimmungen 
des $ 6 St.St.G. das rihterlihe Ermeſſen ($ 19 G.K. G. und $3 
E.B.D.) bei der ftempelrechtlihen Werthermittelung in Betracht 
fommen, noch befteht bei nicht vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
die Möglichkeit, für die Werthermittelung im Stempelintereffe den 
$ 22 ©.8.G. au nur analog heranzuziehen. Soweit eine Ange- 
legenheit ‚der letztgedachten Art den Gegenjtand der Vollmacht 
bildet, wird hiernach bei dem Fehlen bezüglicher Schäßungsvor- 
Schriften der Gegenftand der Bollmadht dem Werthe nach nicht 
ſchätzbar erſcheinen und damit die Vollmacht ſelbſt dem Firftempel 
von 1,50 M. (Abf. 3 der Tarifftelle 73) unterliegen. Das Land» 
gericht ift allerdings in der Begründung feiner Entjeheidung von 
der Auffaffung ausgegangen, daß aud in Strafjfadhen der Gegen- 
ſtand der Vollmacht des Vertheidigers oder Vertreters ein Ber- 
mögenswerthb und als folcher ſchätzbar ſei. Diefer Auffaflung, 
weldhe in Fällen der Androhung von Freiheits-, Ehren- oder Todeg- 
ftrafe überhaupt verfagt, kann aber auch infomweit nicht beigetreten 
werden, als das Intereſſe des Vollmachtsgebers zunächft auf die 
Bermeidung oder Wiederbefeitigung einer Geldjtrafe binausläuft. 
Denn an dem erjtrebten Ausgang eines Strafverfahrens hat jeder, 
der für dieſes Berfahren einen Anderen als Vertheidiger oder 
Vertreter bevollmächtigt, begrifflich ein Intereſſe, welches über den 
Werth der als Strafe oder Buße in Betracht fommenden Geld- 
jumme und damit über den Kreis der Vermögenswerthe hinaus— 
greift. Dies folgt Schon daraus, daß der Ausgang jedes Straf- 
verfahrens für die Betheiligten ideelle und foziale Nachtheile mit 
fih bringen kann, welche fih in Geld überhaupt nicht ſchätzen 
lafjen, deren Vermeidung (oder auch Herbeiführung) aber für bie 
Ertheilung einer Vollmacht zur Vertheidigung oder Vertretung mit- 
beftimmend ift. Mindeftens muß dieſes ethiſche Moment bei der 
Anwendung des Stempelfteuergefehes in Betracht gezogen werden, 
da es unter der Herrſchaft des Stempelgefehes vom 7. März 1822 
dazu geführt hat, die BVertheidigung und Vertretung im Straf: 
verfahren zu den nicht ſchätzbaren Bollmachtsgegenjtänden zu zählen, 
und weder die Begründung des Entwurfs zum Stempelſteuergeſetz 
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vom 31. Juli 1895, noch die parlamentarifche Berathung diejes 
Geſetzes Anhalt dafür geben, daß man hinfichtlich der ftempel- 
rechtlichen Nichtſchätzbarkeit eines Vollmachtsgegenſtandes von ber 
früheren Rechtsauffaſſung und Rechtsübung abgehen wollte. Be- 
reit3 in dem Finanzminifterialreffript vom 29. Juni 1856 (abge- 
drudt bei Hoyer-Gaupp 5. Aufl. S. 828 Anm. 9a) it die Auf- 
fafjung zurüdgemwiefen worden, daß der Betrag der Strafe für die 
Beurtheilung der Stempelpflichtigkeit einer Vollmacht in Unter- 
ſuchungsſachen herangezogen werden fünne. Ebenjo bat die bei 
Hoyer-Gaupp a.a.D. Anm. 10b zufammengeftellte Judikatur des 
Obertribunals die Unſchätzbarkeit des Gegenftandes einer in Unter- 
ſuchungsſachen ausgejtellten Vollmacht, ſowie die Unanmwendbarkeit 
der Befreiungsvorfchrift in $ 3 Bucht. a des Gejetes vom 7. März 
1822 bei folchen Bollmadten angenommen. Wenn hierbei wejent- 
lies Gewiht auf die Tarifpofition „Erfenntnifje“ des Tarifs 
zum Geſetz vom 7. März 1822 gelegt ift, jo findet fi doch auch 
der Hinweis darauf, daß die Bedeutung einer Strafunterfuhung 
über die möglicherweife zu verhängende Gelditrafe auch für die 
Stempelfrage hinausreiche (vergl. Urtheil des Obertribunals vom 
28. November 1864 im Centralblatt der Abgabenverwaltung 1865 
©. 336 ff. und in Goltdammer, Ardiv Bd. 13 ©. 41). Im 
Uebrigen ijt der Saß, daß der Werth des Gegenftandes einer im 
Strafverfahren zur Bertheidigung und Vertretung ausgeitellten Voll- 
macht jtempelvechtlich nicht ſchätzbar fei, auch in der Literatur gebilligt 
(Heinig, Kommentar zum Stempelfteuergejeg ©. 426 Anm. 3). 


Nr. 73. 
Rollmachtsftempel. 
Stempelpflichtigkeit prozefjualer Untervollmachten. 
Stempelfteuergefeg vom 31. Juli 1895 Tarifftelle 73 Abf. 8. 


Beihluß vom 13. Dezember 1897 (IL. Y. 598/97). 
Amtsgeriht Schippenbeil, Landgericht Bartenftein. 


Am 3. April 1897 reichte der Rechtsanwalt %. beim Amts— 
geriht zu Schippenbeil eine Klage zur Terminsbejtimmung ein. 
Diefer Klagefhrift lag eine vom 29. März 1897 datirte unver- 
fteuerte Prozeßvollmacht des Klägers 9. bei, in welcher der Werth 
des Streitgegenftandes zutreffend auf 200—300 M. angegeben it. 
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Die gedachte Prozekvollmadt ift bei den Gerichtsaften geblieben, 
und der Stempel zu bderjelben, nachdem vom Kläger H. unterm 
30. April 1897 ein Koftenvorfhuß von 11 M. erfordert worden, 
erft in der Koftenrechnung vom 2. Juni 1897 mit 0,50 M. bei 
den Gerichtsfoften zu Laften des Klägers zum Anja gelommen. 
Im Verhandlungstermine vom 13. April 1897 war vor dem Amts- 
gericht zu Schippenbeil für den Kläger der Kanzleigehülfe S. unter 
Ueberreihung einer vom Rechtsanwalt 2. am 10. April 1897 aus— 
geftellten nicht verftempelten Subſtitutionsvollmacht erfehienen. Für 
diefe Untervollmadt wurde im September 1897 von dem Rechts- 
anmwalt 2. der Betrag von 0,50 M. als Stempel erfordert. Die 
biergegen von dem Zahlungspflichtigen erhobene Erinnerung hatte 
Erfolg, indem das Amtsgericht den bemängelten Anjat wieder auf: 
bob. Auf die Bejchwerde der zuftändigen Staatsanwaltſchaft ift 
derjelbe duch das Landgericht zu Bartenftein aber wieder hergeftellt 
worden. Gegen dieſen Beſchluß richtet fich die weitere Beſchwerde 
bes Rechtsanwalts 2., in welcher mit dem Antrage auf Aufhebung 
der Vorentſcheidung und Befeitigung des bemängelten Stempel- 
anfates dem Vorderrichter unrichtige Anwendung des Abſ. 8 der 
Tarifitelle 73 zum Stempeljteuergefeß vom 31. Juli 1895, der 
88 14, 16 u. 35 Diefes Gefeßes, ſowie der $$ 30, 31 u. 114 
G.K. G. vom 25. Juni 1895, vorgeworfen wird. 
Die weitere Beſchwerde wurde für nicht begründet erachtet. 


Gründe: 


Ein Erfolg kann diefer Bejchwerde nicht gewährt werden, 
weil nach der Sachlage weder die Stempelpflichtigfeit der Unter- 
vollmacht vom 10. April 1897 noch der zum Anſatz gekommene 
Stempelbetrag gegründeten Bedenken unterliegen. 

Allerdings ift in Abſ. 8 der Tarifitelle 73 des St.St.G. vom 
31. Suli 1895 die Stempelpflichtigfeit prozefjualer Untervollmachten 
nicht ausdrüdlich hervorgehoben. Es ift dort vielmehr beftimmt, 
daß Subftitutionen bei einer Prozeßvollmacht unter beftimmten 
Borausjegungen jtempelfrei feien. Daraus ergiebt fi aber von 
jelbit, daß, ſoweit dieſe Vorausfegungen nicht zutreffen, die zu 
Prozeßvollmachten gehörigen Untervollmachten der Stempelpflicht 
unterliegen. Dabei kann füglid nur an den in der Tarifnummer 73 
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jelbjt bejtimmten Vollmachtsftempel gedacht werden, zumal im 
Prozeffe Untervollmachten ebenjo wie Vollmachten zur Bornahme 
von Geſchäften rechtlicher Natur für den Auftraggeber ermächtigen, 
Die Richtigkeit diefer Annahme wird auch durd die Begründung 
des Entwurfs zum Stempelfteuergefeß beftätigt. Dort (zu vergl. 
Drudjahen des Haufes der Abgeordneten 18. Legislaturperiode 
2. Seflion 1895 Bd. 2 zu Nr. 35 B ©. 60) ift zum letzten Abſatz 
der Tarifitelle 75 (jett 73) bemerkt: „Bei der gegenwärtigen Be— 
freiung der Subſtitutionsvollmachten ſoll es für den Fall+belafjen 
werden, daß über die urfprüngliche Vollmacht eine vorſchriftsmäßig 
verfteuerte Urkunde vorhanden ift und dies auf der Subftitutions- 
vollmacht vermerkt ift. Diefe Einfchränfung ift erforderlich, weil 
der $ 84 C. P.O. die Ausftelung der Hauptvollmadt in Blanfo 
geftatte. Auf Grund folder Blankovollmachten werden Sub- 
ſtitutionsvollmachten ftempelfrei ausgeitellt und wird der Staats— 
faffe damit der Vollmachtsſtempel entzogen." Diefe Sätze lafjen 
allerdings erfennen, daß Subjtitutionen bei Vollmachten anderer 
Art, als bei Prozeßvollmachten, nicht als Vollmachten im Sinne 
der Tarifjtelle anzufehen fein werden (vgl. Heinitz, Kommentar 
zum Stempeljteuergefeg 1896 ©. 430 Anm. 3). Darauf kommt 
es aber hier, wo lediglich eine Subftitution bei einer Prozeßvoll- 
macht in Frage fteht, nicht weiter an. 

Gegenüber diefer grundfäglichen Stempelpflichtigfeit prozefjualer 
Untervollmachten fragt es fich weiter, ob die im Abf. 8 der Tarif: 
ftelle 73 bejtimmten Vorausſetzungen der Stempelfreiheit vorliegen. 
Dabei kann dem Befchwerdeführer zugegeben werden, daß das aus 
der mitgetheilten Stelle der Entwurfsbegründung erfichtliche fisfalifche 
Intereſſe im Regelfalle auch gewahrt fein würde, wenn ohne Rüd- 
fiht auf die erfolgte Stempelverwendung, lediglich das Vorhanden- 
fein einer ftempelpflichtigen urfprüngliden Vollmacht fejtgeitellt 
werden müßte. Dagegen fpricht nicht nur der Wortlaut, ſondern 
auch die Entitehungsgefchichte des Geſetzes entfchieden gegen Die 
Annahme des Beichwerdeführers, daß die Stempelfreiheit auch be— 
gründet jei, wenn in dem für die Stempelpflichtigfeit der Unter- 
vollmacht maßgebenden Zeitpunkt der Ausjtellung die urfprüngliche 
Vollmacht zwar in ftempelpflichtiger Form bei den Gerichtsaften 
fih befindet, die für diefelbe beftehende Stempelpflicht aber noch 
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nicht durch Verwendung des Stempels oder Baarbezahlung des 
bezüglichen Koftenbetrages getilgt ift. Der Entwurf des Stempel- 
fteuergefeges jah die vorgedachte Stempelbefreiung überhaupt nur 
vor, wenn auf der Untervollmaht das Vorhandenſein der vor- 
Ichriftsmäßig verftempelten urſprünglichen Vollmacht vermerft war, 
was jelbitredend vor ber Verwendung oder Baarzahlung des 
Stempels nicht geſchehen konnte. Die gegenwärtige Faſſung des 
Abſ. 8 der Tarifftelle 73 weicht abgefehen von einer blos redaf- 
tionellen Aenderung hiervon nur infomweit ab, als neben den vor- 
gedachten Vermerk das Vorhandenfein der urjprünglichen Vollmacht 
bei den Gerichtsaften tritt. Dagegen ift die Vorausſetzung der 
rechtzeitig erfolgten vorjchriftsmäßig erfolgten Stempelverwendung 
auch für den letztgedachten Fall unberührt geblieben. Dies ergiebt 
fih einmal aus dem Kommiffionsberiht (vgl. Drudjadhen a. a. O. 
Bd. 5 Nr. 204 ©. 91 und Nr. 247 ©. 51), auf welchem die end- 
gültige Faffung der Tarifnummer 73 beruht. Dort heißt es zu 
Abſ. 8 der gegenwärtigen Tarifpofition 73 (75 des Berichts), daß 
ein Abänderungsantrag zum Regierungsentwurf angenommen jei, 
welcher zum Ausdrud bringen folle, daß die Stempelfreiheit der 
Subjtitutionen auch dann eintrete, wenn die vorfehriftsmäßig ver- 
fteuerte Hauptvollmadht ſich bei den Gerichtsakten befinde. Daneben 
erweiſt der Wortlaut des Geſetzes felbft, daß die Erforbernifje der 
vorſchriftsmäßig erfolgten VBerfteuerung der urſprünglichen Vollmacht 
und des Borhandenfeins derjelben bei den Gerichtsaften nur in 
ihrer Vereinigung die Stempelfreiheit der Untervollmadht begründen 
fönne. Wenn ferner der Beſchwerdeführer darzulegen fucht, daß 
in den Fällen der Einziehung von Stempeln bei den Gerichtskoften 
($$ 30, 31, 114 6.8.6. und $ 35 Abf. 3 St. St. G.) die friftzeitige 
Einreihung der jtempelpflichtigen Urkunde der Verſteuerung gleich- 
geftellt ei, und deshalb mit der Einreihung der urfprünglichen 
Vollmacht die erfolgte Verfteuerung derfelben unterftellt werden 
müſſe, jo jcheitert diefe Ausführung ſchon an der Vorſchrift im 
$ 14 Abſ. 1 Buchſt. e St.St.G., wonach die Stempelpfliht in 
Fällen der Bereinnahmung von Stempeln bei den Gerichtsfoften 
erſt mit der Baarzahlung der Stempelabgabe erfüllt wird. Bezahlt 
fann der zur urſprünglichen Vollmacht vom 27. März 1897 ge 
forderte Stempel erjt nad der am 2. Juni 1897 erfolgten Rech— 
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nungsaufftellung fein, da der möglicher Weife auf die Aufforderung 
vom 30. April 1897 Schon vorher bezahlte Gebührenvorfhuß nicht 
für die Stempelabgabe in Betracht fommt. Zu jener Zeit war 
aber die Untervollmacht vom 10. April 1897 längſt ftempelpflichtig 
geworden. Auf den vom Beichwerbeführer betonten Zeitpunkt der 
Erinnerung wegen der unterbliebenen Stempelberehnung zur Unter- 
volmadt vom 10. April 1897 fommt es überhaupt nicht an. 
Denn die Stempelpflichtigfeit jener Untervollmacht ift für den Zeit- 
punft ihrer Ausftellung zu beurtheilen. Aus alledem ergiebt ſich 
der auch von Heinit ©. 431 zu 4b des zit. Kommentars auf- 
geftellte Sat, daß bis zur Bezahlung der bei den Gerichtsfoften 
zu vereinnahmenden Stempel für Prozeßvollmachten die auf Grund 
folder Vollmachten ausgeftellten Untervollmadten dem Vollmachts— 
ftempel unterliegen, die Stempelfreiheit mithin in dem gedachten Falle 
unter den ferneren Borausfeßungen des Abf. 8 der Tarifitelle 73 nur 
für ſolche Untervollmachten eintritt, welche nach erfolgter Bezahlung 
der Stempelabgabe für die urfprüngliche Vollmacht ausgeftellt werden. 


Nr. 74. 
Stempelanfat für Aufclagsurtheile. 

Für Zufchlagsurtheile, welche Grundftüde mit beweglichen 
Beilaß betreffen, ift der einprozentige Immobiliar-Werth- 
ftempel von dem ganzen Betrage des Meiftgebots in Anjak 
zu bringen, ſofern nicht im Urtheile ſelbſt beftimmt ift, 
welcher Theil des Meiftgebots auf das bewegliche Zubehör 
zu rechnen ift, oder fofern der Erfteher dies nicht längſtens 
binnen zwei Wochen nad) der Verkündigung des Urtheild zu 
den Gerichtsaften anzeigt. 

Dieje nachträgliche Angabe ift indeffen jür die Stempel» 
berechnung nur maßgebend vorbehaltlich der Befugniß des 
Gerichts, ihre Richtigkeit zu beanftanden und feinerjeitö eine 
Merthsermittelung vorzunehmen. 


Stempeljteuergefeg vom 31. Juli 1895 8 7 Abf. 3, $$ 10, 16 Buchſt. g und 
Zarifitellen 75 und 32; Stempelgefeg vom 7. März 1822 $ 5 Budft. f. 


Beihlug vom 28. Zuni 1897 (I. 9. 324/97). 
Amtsgericht Zeig, Landgeriht Naumburg a. ©. 
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Nachdem im Wege der Zmangsvollitredung die Zwangsver— 
fteigerung des Grundftüds Zeit Band I Blatt 348 (Hötel zum 
goldenen Löwen) eingeleitet worden, ift dafjelbe durch Urtheil vom 
1. März 1897 dem Beichwerdeführer für das Meiftgebot von 
90600 M. als Eigenthum zugefchlagen. Dabei ift als Kauf- 
bedingung unter anderem fejtgefeßt: „Mitverfauft wird das als 
Zubehör des Grundftüds anzufehende Inventar.“ Eine Bejtim- 
mung darüber, welcher Betrag des Meiftgebots auf das Inventar 
gerechnet werde, ift in dem Urtheil nicht enthalten. Für diejes 
Urtheil wurde ein Kaufitempel von 1pCt. des Meiftgebots mit 
906 M. als Gerichtsfoften in Anſatz gebracht und vom Erfteher 
erfordert. Diefer machte in einer am 15. April 1897 zu den 
Akten gelangten Eingabe geltend, daß beweglihe Sachen nur einem 
Kaufftempel von pCt. unterliegen, und beantragte, indem er den 
Werth des Inventars auf 21000 M. angab, für das Zufchlags- 
urtheil nur einen Stempelbetrag von 766 M. (1 pCt. von 69 600 M. 
—= 6% M. und !/, p&t. von 21 000 = 70 M.) in Anſatz zu bringen. 
Seine Erinnerung wurde indeffen vom Amtsgericht und demnächſt 
auch feine Beſchwerde vom Landgericht zurückgewieſen. Auch der 
nunmehr noch eingelegten weiteren Bejchwerde, welche auf Ver— 
legung der Poſ. 32 des Tarifs zum Stempelfteuergefege vom 
31. Juli 1895 geftügt und daher nach $$ 26, 30 Pr. G.K. G. vom 
25. Juni 1895 an fi zuläffig ift, blieb der Erfolg verfagt. 


Gründe: 


Nah Pol. 78 des Tarifs zum Stempelfteuergefege vom 
31. Juli 1895 find Zufchlagsbeicheide wie Kaufverträge zu ver- 
fteuern. Kaufverträge aber unterliegen nad Poſ. 32 verſchiedenen 
Steuerſätzen, je nachdem fie „im Inlande befindliche unbemwegliche 
Sachen“ oder „andere Gegenftände aller Art” betreffen, und zwar 
beträgt der Steuerfag im erfteren Falle 1 pEt., im legteren Falle 
I/s pCt. vom Kaufpreife. Bilden daher den Gegenftand eines Kauf- 
vertrages Grundftüde und bemweglihe Sachen zujammen und find 
für jede diefer beiden Arten von Sachen die Kaufpreife befonders 
angegeben, jo findet die Verfteuerung des Kaufvertrages in ber 
Weile ftatt, daß nur von dem Kaufpreife der Grundftüde der ein- 
prozentige Werthitempel, von dem Kaufpreife der Mobilien da- 
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gegen der geringere Y/zprozentige erhoben wird. Bejondere Vor- 
fchriften werden aber für den Fall nöthig, wenn für die mehreren 
in einem Kaufvertrage veräußerten, verfchiedenen Steuerfäßen unter- 
liegenden Gegenftände der Kaufpreis ohne Angabe der Einzelpreije 
ungetrennt in einer Summe beftimmt ift. Nach $ 5 Bucht. f des 
früheren Stempelgejeges vom 7. März 1822 war in foldem Falle 
der Stempelfaß von der angegebenen Summe dergeitalt zu be- 
rechnen, als ob diefelbe ganz für die Grundftüde gezahlt worden 
wäre. In Anwendung diefer Stempelvorſchrift auf Zuſchlags— 
urtheile hat das Kammergeriht in dem Beſchluſſe vom 28. Januar 
1884 (Jahrbuch Bd. 4 ©. 236) fi dahin ausgeſprochen, daß der 
Immobiliar-Kaufſtempel von dem ganzen Betrage des Meiftgebots 
in Anja zu bringen ift, wenn bis zum Abjchluffe des Ber- 
fteigerungsverfahrens eine Feftitellung unter den Betheiligten über 
den Werth des mitverfauften Inventariums nicht getroffen und 
demgemäß im Urtheil eine Beftimmung darüber, welcher Betrag 
des Meijtgebots auf das bewegliche Zubehör zu rechnen fei, nicht 
enthalten it. In dem neuen Stempeljteuergefeg vom 31. Juli 
1895 ift aber der Grundfaß, daß die Angabe der Einzelwerthe bei 
ber Berechnung des Kaufitempels Berüdfichtigung nur dann finden 
fann, wenn fie in der Vertragsurkfunde felbft enthalten ift, nicht 
mit voller Strenge aufrecht erhalten. Im $ 10 a. a. D. ijt viel- 
mehr nachgelaſſen, daß die Berüdfihtigung der Einzelmerthe auch 
dann noch ftattfinden foll, wenn diefe von den Ausjtellern der 
Urfunde noch nachträglich auf derjelben angegeben find, fofern nur 
diefe Angabe innerhalb der im $ 16 für die Stempelverwendung 
vorgefchriebenen Friften erfolgt. Doc iſt dabei vorbehalten, daß, 
" wenn die Steuerbehörde Bedenken trägt, die urfprünglichen oder 
nachträglichen Angaben der Steuerpflichtigen über die Einzelmerthe 
als richtig anzunehmen, fals feine Einigung mit den Steuer- 
pflichtigen erfolgt, nach Maßgabe des $ 7 Abſ. 3 befugt jein Fol, 
unter Zuziehung von Sachverſtändigen die für Die Berechnung der 
Stempelfteuer erforderlichen Grundlagen zu ermitteln und danach 
die Steuer zu erheben. 

Es unterliegt feinem Bedenken, daß dieſe Vorſchriften auch 
auf Zufchlagsbeicheide, welche Grundftüde mit beweglichem Beilaf 
betreffen, Anwendung finden müfjen, wenngleich fi ihrer ftriften 
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Anwendung fih hier gemifle Schwierigkeiten bieten. Erwägt man, 
daß der $ 10 lediglich im Intereſſe der Steuerpflichtigen gegeben 
ift und ausdrüdlih von den „Angaben der Steuerpflichtigen“ 
fpricht, fo erhellt, daß bei Zufchlagsurtheilen nur der Erfteher, 
weil er allein der Steuerpflichtige ift, zu der nachträglichen Angabe, 
welcher Theilbetrag des Meiftgebots auf das Immobile und welcher 
auf das bemeglihe Zubehör entfällt, legitimirt und befugt ift, 
wenngleih man ihn nicht als „Ausſteller“ der Urtheilsurfunde 
bezeichnen kann, und zwar muß diefe Angabe zu den Gerichtsaften 
gemacht werden, da in dieſen das Zufchlagsurtheil, welches den 
eigentlihen Gegenftand der Bejteuerung bildet, enthalten ift. Bon 
einem Vermerk der Angabe auf der UÜrtheilsurfunde felbft wird 
bier, wo es fih nit um eine in den Händen der Betheiligten 
verbleibende Privaturfunde handelt, nad) Lage der Sache als be- 
deutungslos Abftand zu nehmen fein. Die Frift für die Angabe 
aber wird im Sinne des $ 10 und nah Maßgabe des $ 16 
Buchſt. g auf zwei Wochen vom Tage der BVerfündung des Zu— 
Ichlagsurtheils ab zu bemefjen fein. Der $ 10 will dem Stempel- 
pflihtigen für die nachträgliche Angabe der Einzelwerthe nur dies 
jenige Friſt gewähren, binnen welcher nad) $ 16 bei dem nicht auf 
Stempelpapier niedergejchriebenen Verhandlungen der “Privat- 
perjonen die Berfteuerung bemwirft fein muß. Diefe Frijt beträgt 
— von beftimmten Ausnahmen abgefehen — grundfäglich zwei Wochen 
nad) dem Tage der Ausftellung (vgl. Heinitz, Kommentar, Anm. 4 zu 
$ 16), d. h. nad) dem Zeitpunfte, mit welchem die Urkunde zur Exiſtenz 
gelangt iſt. Dieſem legteren Zeitpunfte entfpricht aber bei Zuſchlags— 
urtheilen der Tag der Verkündung, und da hier feiner der Aus- 
nahmefälle zutrifft, in welchen die Frift für die Verfteuerung verkürzt 
oder weiter erjtredt wird, jo muß e8 bei der Regel verbleiben. 
Aus Vorftehendem ergiebt fih für die Verfteuerung von Zu— 
ihlagsurtheilen, welche Grundftücde mit beweglichem Beilaß betreffen, 
nad dem gegenwärtig in Kraft beftehenden Recht der Sat, daß 
für ſolche Zuſchlagsurtheile der einprozentige Immobiliar-Kauf— 
jtempel von dem ganzen Betrage des Meiftgebots in Anſatz zu 
bringen ift, fofern nicht im Urtheile ſelbſt beftimmt ift, welcher 
Theilbetrag des Meiftgebots auf das bewegliche Zubehör zu rechnen 
ift, oder jofern der Erfteher dies nicht Tängftens binnen zwei Wochen 


VI. Koften. Stempel. 3803 


nad) ber Verfündung des Urtheils zu den Gerichtsaften anzeigt. Diefe 
nachträgliche Angabe tft indefjen für die Berechnung des Stempels nur 
maßgebend vorbehaltlich der Befugniß des Gerichts, ihre Richtigkeit zu 
beanftanden und jeinerfeits eine Werthvermittelung vorzunehmen. 
Vorliegend trifft nun feine derjenigen Vorausſetzungen zu, 
unter denen für die Berechnung des Kaufftempels der Werth des 
mitverfauften beweglichen Gaſthofs-Inventars behufs entfprechender 
Anwendung des geringen Mobiliar-Kaufftempels in Berüdfihtigung 
gezogen werden fönnte; denn weder ift in dem Zufchlagsurtheile 
felbjt bejtimmt, welcher Theil des Meiftgebots auf das Inventar 
entfällt, noch hat der Bejchwerbeführer innerhalb der vom Geſetz 
nachgelafjenen Frift hierüber eine nachträgliche Angabe zu den Akten 
gemacht. Seine bei Einlegung der Erinnerung gemachte Werthangabe 
würde zwar inhaltlich an ſich als ausreichend in Betracht fommen 
fönnen, fie ift aber erft am 15. April 1897, alſo weit fpäter als 2 
Wochen nah Verkündung des Zufchlagsurtheils, die am 1. März 
1897 erfolgt ift, bei den Gerichtsaften eingegangen. Es muß hiernad) 
bei dem angeſetzten Kaufftempelbetrage von 906 M. verbleiben. 


Nr. 75. 
Stempelpflicht einer Befheinigung über den Austritt aus der Landeskirche. 
Die Beicheinigung, welche einem aus der Randesfirche 
Ausgetretenen auf jeinen Antrag vom Gericht ertheilt wird, 
unterliegt der Stempelpflicht nicht. 
Geſetz vom 14. Mai 1873 $ 6; 6.8.6. vom 25. Juni 1895 $ 29. 


Beihluß vom 20. September 1897 (1. %. 395/97). 
Amtögeriht Barmen, Landgericht Elberfeld. 


Die Fabrifant H.'ſchen Eheleute haben zu Protokoll d. d. 
Barmen den 22. Mai 1896 ihren Austritt aus der Landeskirche 
erflärt und um Ertheilung einer Befcheinigung über die Austritts— 
erflärung gebeten. Für diefe Befcheinigung hat der Gerihtsfchreiber 
des Amtsgerihts einen Stempel von je 1,50 M. in Anja ge- 
bradt. Am 2. März 1897 hat H. gegen diefen Anja Erinnerung 
erhoben und geltend gemacht, daß nach $ 104 des Koſtengeſetzes 
für den Austritt aus der Kirche nur eine Gebühr von 3 M. zu 
erheben jei, und daß nach $ 29 des Gefekes die Erhebung von 
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Stempeln neben den Gebühren nur in denjenigen Fällen ftattfinde, 
in welchen das Gejet es ausdrüdlid anordne. Diefe Erhebung 
aber ſei für den vorliegenden Fall nicht vorgefehen. Das Amts- 
gericht hat durch Beſchluß vom 5. März 1897 die Beſchwerde für 
begründet erachtet und die Nüdzahlung des Stempels verfügt, 
das Landgericht durch Beihluß vom 26. April 1897 die hiergegen 
erhobene Beſchwerde zurüdgemiefen. Das Amtsgericht führt aus, 
daß die Beicheinigung, welche regelmäßig verlangt werde und ver- 
langt werden müſſe, um die Rechtswirkfungen des Austritts herbei- 
zuführen, zu dem Verfahren gehöre und demnach durch den $ 104 
G.K. G. gededt werde. Das Landgericht hält dieſe Anficht infofern 
für unrichtig, als die Beicheinigung nur auf Antrag zu ertheilen 
fei, und die von Amtswegen erfolgende Benachrichtigung des Vor- 
ftandes der Kirchengemeinde die Rechtswirfungen des Austritts 
berbeiführe. Gleihwohl ſei aber mit diefer Benachrichtigung das 
Verfahren nicht abgejchloffen. Der Umftand, daß im $ 2 des Ge- 
jeßes vom 14. Mai 1873 das ganze Verfahren geregelt jei, und 
daß dort die Borfchrift über Ausftelung der Bejcheinigung ihre 
Stellung gefunden habe, fpreche dafür, daß auch nah Auffaffung 
des Geſetzes dieſe Ausftellung der Beicheinigung mit zum Ver: 
fahren gehöre. Gegen diefen Beſchluß hat der Oberftaatsanwalt 
zu K. weitere Befchwerde erhoben und ausgeführt, daß die Aus- 
jtelung der Bejcheinigung ſchon deshalb nicht zum Verfahren ge— 
hören könne, weil fie noch nad Jahren verlangt werden könne. 

Die weitere Beſchwerde wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 


Nah 8 29 Abi. 1G.K. G. findet eine Erhebung von Stempeln 
neben den Gebühren nur in denjenigen Fällen ftatt, in welchen 
e3 in diefem Geſetze ausdrüdlich angeordnet if. Der Abſ. 2 be— 
ftimmt, daß Urkunden, welche in einem den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes unterliegenden Berfahren errichtet werden, ſoweit ihr In— 
halt über den Gegenjtand des Verfahrens hinausgeht, den allge- 
meinen Borfchriften über Erhebung von Stempeln unterworfen 
bleiben. Der $ 104 a. a. D. aber fcehreibt vor, daß in dem Ber: 
fahren, betreffend den Austritt aus der Kirche oder einer Syna— 
gogengemeinde eine Gebühr von 3 M. erhoben wird. Von der 
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Forderung eines Stempels für diefen Austritt it nirgends im 
Gefege die Rede. Gemäß ber angezogenen Beitimmung des $ 29 
Abſ. 1 kann für die Befcheinigung über den Austritt deshalb ein 
Stempel nur dann gefordert werden, wenn biejfelbe nicht mehr als 
Theil des Verfahrens zu erachten. Als ein folcher ift fie aber an— 
zuſehen. Allerdings ift, wie das Landgericht bereits zutreffend 
ausgeführt hat, die Anficht unrichtig, daß durch Ertheilung der 
Beicheinigung die Rechtswirkungen des Austritts erſt herbeigeführt 
mwürben. Diefelben treten ganz unabhängig von der Ertheilung 
der Beicheinigung ein. Daraus folgt aber nicht, wie die weitere 
Beſchwerde in Uebereinftimmung mit einem in derfelben angezogenen 
Schreiben des Provinzial-Steuerdireftors zu C. vom 4. Dezember 
1896 meint, daß die Extheilung der Beiheinigung als nicht mehr 
zu dem Verfahren gehörig anzufehen wäre. Ein Theil des Ver— 
fahrens bleibt fie immer, auch wenn die Ertheilung der Beſcheini— 
gung nicht nothwendig zu erfolgen braucht. Wie die auf Antrag 
ertheilte Abfchrift eines Protofolls aus Prozeßakten nicht ein neues 
Verfahren einleitet, fondern unbedenflih innerhalb des Verfahrens 
auch dann erfolgt, wenn der Rechtsftreit durch Urtheil bereits er- 
ledigt ift, fo bildet auch die Ertheilung der Beicheinigung über 
den Austritt aus der Kirche einen Theil des Verfahrens über diefen 
Austritt. ES ift als Theil eines Verfahrens im Sinne des $ 29 
G.K. G. alles dasjenige anzufehen, was in dem Berfahren vor- 
fommen kann, und nicht nur dasjenige, was darin vorkommen 
muß. Auch nad Beendigung des Verfahrens Tann durch einen 
neuen Antrag daflelbe wieder aufgenommen werden, ohne daß 
deshalb die neuerdings vorgenommenen Handlungen zu einem 
neuen Verfahren würden. Wenn deshalb auch das Verfahren an 
fi) mit der Benachrichtigung des Vorftandes der Kirchengemeinde 
fein Ende erreicht, Jo können jpäter auf Antrag vorgenommene 
Handlungen doch noch immer ein Theil defjelben fein, und fie find 
es um jo mehr dann, wenn fie im Geſetz ſelbſt bereits Erwähnung 
gefunden haben. Für diefe Auslegung ſpricht auch der Ab}. 2 des 
8 29 G.K. G. welcher Urkunden, die in einem den Borjchriften 
diefes Gefetes unterliegenden Verfahren errichtet werden, wie oben 
erwähnt, nur dann den allgemeinen Borfchriften über Erhebung 


von Stempeln unterwirft, wenn ihr Inhalt über den en 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 
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des Verfahrens hinausgeht. Der Austritt aus der Kirche ift nad 
$ 104 ein den Vorſchriften des Koſtengeſetzes unterliegendes Ber- 
fahren; die fraglihe Beſcheinigung könnte deshalb nach dem 
Stempelgefege nur dann ftempelpflichtig fein, wenn ihr Inhalt 
über den Gegenftand des Verfahrens binausginge. Davon aber 
fann feine Rebe fein, da ihr Inhalt fich gerade über den Gegen- 
ftand des Verfahrens, den Austritt aus der Kirche allein verhält. 

Die Entftehungsgefhichte des Gejeges führt zu feinem anderen 
Ergebniß. Nach $ 6 des Geſetzes vom 14. Mai 1873 waren an 
Koften des Verfahrens nur Abfchriftsgebühren und baare Auslagen 
in Anſatz zu bringen. Gleichwohl ift, da eine dem $ 29 G.K. G. 
analoge Vorſchrift nicht beftand, vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
nad) der Anordnung der Nr. 5 der Allgemeinen Verfügung vom 
13. Juni 1873 (IJ.M.Bl. ©. 185) ftets eine Stempelgebühr von 
50 Pf. für die Beicheinigung erhoben worden. Der Regierungs- 
entwurf zum Koftengefege wollte diefen Rechtszuftand, daß nämlich 
nur Schreibgebühren und baare Auslagen und daneben eine 
Stempelgebühr zu erheben, aufrecht erhalten und beftimmte: „In 
dem Verfahren, betr. den Austritt aus der Kirche oder einer Syna- 
gogengemeinde, werden außer dem Stempel für die über den Aus- 
tritt zu ertheilende Beſcheinigung nur Schreibgebühren und fonftige 
baaren Auslagen erhoben." Diefer Entwurf aber ift nicht Gefeg 
geworden. In der Juſtizkommiſſion des Abgeorbnetenhaufes (vgl. 
Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten über die Verhandlungen 
des Abgeorbnretenhaufes II. Seſſion 1895 Bd. 3 ©. 1758) ift 
vielmehr beantragt worden, ftatt des Stempels eine Gebühr von 
3 M. zu erfordern, und dieſer Antrag ift demnächſt von den gejeh- 
gebenden Faktoren angenommen worden. Es ift demnach auch die 
Abfiht des Geſetzes geweſen, den bisher für die Beicheinigung 
erforderten Stempel in Wegfall zu bringen (Mügel, Kommentar 
2. Aufl. Anm. 1 zu $ 104 des Gef.). Die entgegengefegte Anficht, 
daß nämlih für die Beicheinigung um deswillen ein Stempel zu 
erfordern, weil mit diefer Ertheilung ein neues Verfahren in 
Kraft trete, würde übrigens zu dem unmöglich von dem Gefeß- 
geber gewollten Ergebniß führen, daß auch eine neue Gebühr für 
Ertheilung der Beicheinigung nah $ 49 Nr. 1 G.K. G. erfordert 
werben müßte. Hiernach war die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen. 


Zweite Abtheilung. 
Strafſachen. 


J. 
Allgemeine Grundjäse.”) 


Rr. 76. 
Gemerbliche 40rthildungsſchule. Ortsſtatut. Sormelle Redtsgültigkeit. 
Das DOrtöftatut von Tremefjen, betreffend die gewerbliche 
Fortbildungsſchule, vom 10./31. Oktober 1891 ift rechtsgültig, 
obgleich vor defjen Erlafjung ohne gejeßliche Nöthigung Arbeiter 
gehört worden find. 
Drtsftatut von Tremefjen vom 10./31. Dftober 1891 88 1 bis 4; Gew.O. in 


der Faſſung vom 1. Juni 1891 $$ 120, 142, 150; Gefeg vom 1. Juni 1891 
Art. IX. 





Urtheil vom 17. Oktober 1895 (S. 799/95). 
Schöffengeriht Tremeſſen, Landgericht Gnefen. 

Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht von der An— 
Tchuldigung der Webertretung der SS 1 bis 4 des gedachten Orts— 
ftatutS freigefprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte 
Kevifion wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 

Das hier in Rede ftehende Ortsjtatut ift am 10. Dftober 1891 
erlafjen auf Grund der 88 120, 142, 150 Gemw.D. in der Faſſung 
vom 1. Juni 1891. 

Auf Grund des $ 142 a.a. D. in der Fallung vom 1. Juni 
1891 fonnte e8 nun zwar nicht erlaffen werden, denn diefer Para- 
graph ift, wie das Kammergericht bereits in dem Urtheil vom 
12. Juni 1893 in Saden wider Handfe ©. 336/93 ausgeführt hat, 
nad Art. IX des Gejeßes vom 1. Sm) 1891 erft mit dem April 1892 
in Kraft getreten. 





*) Die Entfcheidungen über materielle Rechtsgültigkeit find in den folgenden 
Unterabſchnitten zu finden; vergl. insbefondere die Nummern 87, 90, 91, 99, 
110, 114, 115, 118, 129, 146. 
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Für den Erlaß des vorliegenden Statuts war vielmehr der 
$ 142 in ber Faflung vom 1. Juli 1883 maßgebend. 

Dagegen find die $$ 120 und 150 3. 4 Gew. O. in der Faflung 
vom 1. Juni 1891 nach Art. IX dafelbft bereits mit dem 1. Dftober 
1891 in Kraft getreten und daher mit Recht als geſetzliche Grund- 
lage für das Drtsftatut vom 10. Dftober 1891 bezeichnet. 

Die in dem Urtheil vom 21. Januar 1895 in Saden wider 
Kichterowig und Gen. ©. 1007/94 vertretene Anficht, daß ein Orts- 
ftatut, welches fih auf $ 120 Abj. 3 Gew.O. in der Faſſung vom 
1. Juni 1891 gegründet, erft vom 1. April 1892 ab erlaffen werben 
fonnte, weil im $ 120 Abf. 3 dafelbjt der $ 142 allegirt ift, und 
diefer $ 142 nur als der $ 142 Gew.O. in der Fafjung von 1891 
angejehen werden kann und weil diefer $ 142 erft mit dem 1. April 
1892 in Kraft getreten ift, hat der Senat nicht aufrecht erhalten. 
Die im $ 120 Abf. 3 Gew.O. in der Fafjung des Gefehes vom 
1. Zuni 1891 enthaltene Bezugnahme auf den $ 142 betrifft, wie 
der Senat annimmt, für die Zeit vor dem 1. April 1892 den 
$ 142 Gem.D. in der älteren Fallung. 

Dafür, daß der $ 120 Abſ. 3 in der angegebenen Art und 
Weiſe zu verftehen ift, Spricht fchon der Umstand, daß anderenfals 
die Gemeinden in der Zwiſchenzeit nicht in der Lage gewejen wären, 
von den ihnen gewährten Befugniffen Gebrauch zu machen und nicht 
abzufehen wäre, warum gerade für diefe Beitimmungen ein früherer 
Geltungstermin beftimmt worden ſein joll. 

Daß die einleitenden Worte des Abi. 3 des $ 120 in der 
Fafjung des Gejeges vom 1. Juni 1891 den Worten im $ 142 der 
neuen Faſſung entſprechen, kann zu feiner anderen Auslegung be- 
ftimmen, weil in dem neuen Gejeß vom 1. Juni 1891 eben die Ver- 
hältniſſe berüdfichtigt find, wie jich diefelben nach dem Inkrafttreten 
des ganzen Gejeges geitalten würden. 

Für die Form des Ortsftatuts, vom 10. Dftober 1891 konnte 
nur der $ 142 der alten Faſſung maßgebend fein, weil der $ 142 
der neuen Faflung, wie bereits oben erwähnt, erft mit dem 1. April 
1892 in Kraft getreten it. 

Auf unrichtiger Anwendung des 8 142 der neuen Fallung 
berubt es daher, daß das vorliegende Statut auch nah Anhörung 
betheiligter Arbeiter erlaffen ift, was der $ 142 der älteren Faflung 
nicht vorjchreibt. 
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Gleichwohl fteht diefer Umjtand der Giltigkeit des Ortsſtatuts 
nicht entgegen. 

Wenn man au zugeben muß, daß dur die Anhörung von 
Arbeitern vor Abfafjung eines Statuts der materielle Inhalt des- 
jelben wejentlich mobifizirt werden kann, und daß im vorliegenden 
Falle auch die Möglichkeit vorhanden ift, daß das Ortsitatut einen 
anderen Inhalt befommen hätte, wenn die Arbeiter nicht zugezogen 
wären, jo fann doch, wie der Senat, entgegen der in dem oben- 
erwähnten Urtheil vom 21. Januar 1895 vertretenen Anficht, annimmt, 
die Thatfache, daß vor Abfaffung des Statuts betheiligte Arbeiter 
angehört worden find, das Drtsftatut nicht ungiltig machen, weil auch 
vor dem 1. April 1892 nicht verboten war, vorher Arbeiter anzuhören. 

Aus diefen Gründen ift das Ortsftatut vom 10. Dftober 1891 
als rechtsgültig anzufehen.*) 


Nr. 77. 
Bolizeineroränung. Haftbarkeit des Dienſtherrn. Redtsgültigkeit. 
Die Beftimmung der Xofal-Polizeiverordnung über das 
Befahren der Feldwege ded Banned Herforft vom 18. %e- 
bruar 1885, daß der Dienftherr für die Geldbuße feines 
Knechted zu haften habe, entbehrt der Rechtsgültigkeit. 


Urtheil vom 7. November 1895 (S. 900/95). 
Schöffengericht Bitburg, Landgericht Trier. 


Die Angeklagten Wilhelm ©. und Valentin ©. find durch das 
Berufungsgericht für die gegen ihre Knechte wegen Uebertretung der 
gedachten Wolizeiverordnung erkannte Geldftrafe für civilhaftbar 
erklärt. Die von diefen Angeklagten eingelegte Revifion wurde für 
begründet erachtet. 





Gründe: 


Die Revifion der Angeklagten, Fuhrunternehmer Wilhelm ©. 
und Valentin ©. fiht das Berufungsurtheil nur infoweit an, als 
derin die Civilhaftbarfeit der beiden Dienftherren der Angeklagten 
L. T. und R., nämlich der Fuhrunternehmer Wilhelm S. und Va— 

*) Aus denfelben Gründen bat das Urtheil des Kammergerihts vom 


21. Rovember 1895 (S. 975/95) das Ortsſtatut von Filehne, betr. gewerbliche 
Fortbildungsſchulen, für rechtsgültig erachtet. 
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lentin ©. ausgeſprochen it, und rügt Verlegung des Gejeßes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 infofern, als die Be— 
ſtimmung der Lofal-Bolizeiverordnung über das Befahren der Feld- 
wege des Bannes Herforft vom 18. Februar 1885, daß der Dienjt- 
herr für die Geldbuße feines Knechtes zu haften habe, für rechtsgültig 
erachtet worden ift. 

Die für die Dienjtherren Wilhelm ©. und Valentin ©. in Frage 
fonımende, vorgedachte, die Haftbarkfeit für die Gelobußen der Knechte 
angeordnete Beitimmung jener Lofal-Bolizeiverordnung kann indefjen 
für rechtsgültig nicht erachtet werden. 

Mag dieje Beitimmung auch nicht nur in dem für die Rhein— 
provinz geltenden Rechte, fondern auch in Preußiſchen Strafgejegen, 
3. B. in dem über den Forftdiebftahl vom 15. April 1878 ($ 11), 
in dem Feld- und Forft-Bolizeigefege vom 1. April 1880 ($ 5), ferner 
in der Gefindeordnung vom 8. November 1810 ($ 98) eine Analogie 
finden, jo ijt doch dafür in einer Bolizeiverordnung fein Raum. 
Denn der $ 5 des Gejeßes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 gejtattet den mit der örtlichen Polizeiverwaltung beauftragten 
Behörden lediglih Geldjtrafen gegen die Nichtbefolgung der von 
ihnen erlaffenen Vorſchriften anzudrohen, nicht aber auch, fich hieran 
fmüpfende civilrechtliche Beftimmungen zu treffen. 

Die in der Lofal-PBolizeiverordnung den Dienftherren angedrohte 
Haftbarfeit für die Geldbußen ihrer Knechte kann aber nur als eine 
civilrechtlihe angejehen werden. Eine folche polizeirechtlihe Vor— 
Ichrift ijt deshalb unzuläffig und die Lokal-Polizeiverordnung vom 
18. Februar 1885 infomweit ungültig. 





Nr. 78. 

Aurheffifche Gemeindeorduung. Miderfehlichkeit. Strafbarkeit. 

Die Beftimmung des 8 105 der Kurhefliichen Gemeinde- 
ordnung vom 23. Dftober 1834, daß Widerjeglichfeiten gegen 
die Verfügungen des Amtsvorftandes oder des Gemeinderaths 
mit angemefjener Strenge zu bejtrafen jeien, ift ald Straf- 
vorjchrift nicht anzujehen. 

Kurhefiiihe Gemeindeordnung vom 23. Oktober 1834 $$ 59, 78, 105. 


Urtheil vom 9. Januar 1896 (S. 1081/95). 
Schöffengeriht Schlüchtern, Landgeriht Hanau. 
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Der Angeklagte ift in den VBorinftanzen wegen Uebertretung der 
angeführten Gefegesvorjchriften zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde für begründet er- 
achtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung des $ 105 der Gemeindeordnung 
für die Städte und die Landgemeinden Kurheſſens vom 23. Dftober 
1834 durch unrichtige Anwendung rügt, ift begründet. 

Der Berufungsrihter legt feiner Entſcheidung offenfichtlich Die 
thatfächliche Feititellung des erften Richters zu Grunde, welche dahin 
geht, daß der Angeflagte als Ortsbewohner von Oberkalbach durch 
den Zeugen J. im Auftrage des Ortsvorftandes, Bürgermeifters 3. 
angeheißen worden mar, ſich zur Ausführung von Gemeindewege- 
arbeiten am 17. April 1895 an einer bezeichneten Stelle einzufinden, 
daß er aber nicht erjchien, weil er durch einen gerichtlichen Termin 
abgehalten war, daß er nunmehr am Nachmittage des 18. April zur 
Verrichtung der Arbeiten am 19. April aufgefordert wurde und 
zwar in ber Weife, daß der Zeuge 3. den Auftrag in Abmwejenheit 
des Angeklagten bei deffen Familie hinterließ, die denn auch bei der 
Rückkehr des Angeklagten am Abend demfelben den Auftrag über- 
mittelte, daß jedoch der Angeklagte am 19. April fich zu der Arbeit 
wiederum nicht einfand. 

Der Berufungsrichter beftraft den Angeklagten deswegen gemäß 
$ 105 der oben gedachten Gemeindeordnung, indem er in der dem 
Angeklagten ertheilten Anweiſung, zur Theilnahme an den Gemeinde- 
arbeiten fich einzufinden, eine Verfügung des Ortsvorftehers erblict, 
der gegenüber der Angeklagte zum Gehorfam verpflichtet gewejen 
fei, wie fih aus den 88 59 und 78 der Gemeindeordnung ergebe. 

Diefe Entſcheidung ift rechtsirrthümlich. Der $ 105 der Ge- 
meindeordnung lautet nämlich, ſoweit er hier in Betracht kommt: 


„Bon den Gerichten find die Beleidigungen, welche den Orts— 
vorftänden oder deren Stellvertretern in Ausübung ihres Amtes 
zugefügt werden, fchleunig zu unterfuchen und mit angemefjener 
Strenge zu beftrafen. Gleiches gilt von den Widerfeglichkeiten gegen 
die Verfügungen des Ortsvorſtandes oder des Gemeinderaths, welche 
diefelben innerhalb ihres Amtsberufes — namentlich auch in Hinficht 
auf Ortspolizei, ſoweit nicht folche durch Staatsbehörden unmittelbar 
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gehandhabt wird — erlafjen haben, und wobei nicht bloße Zahlungs- 
verbindlichkeiten in Frage fommen.“ 

Es kann nun bahingeftellt bleiben, ob durch das vom Be- 
rufungsgericht für erwiejen erachtete Verhalten des Angeklagten im 
der That gegen die vorgedahte Beitimmung verftoßen worden ift, 
ob alfo dieſes Verhalten fih als „Widerfeglichkeit“ gegen die frag- 
lihe Verfügung des Drtsporftandes im Sinne des $ 105 a. a. O. 
harakterifirt, denn es mangelt in der angeführten Geſetzesvorſchrift 
an einer auf den Angeklagten anwendbaren Strafbeitimmung. 

Der $ 105 ift vielmehr dahin auszulegen, daß darin eine 
lediglich inftruftionelle Vorjhrift über die Herbeiführung einer Be— 
ftrafung ertheilt wird, welche an fih auf Grund eines anderen 
Strafgefeges (für Beleidigungen oder Widerjeglichkeiten im Al- 
gemeinen zu erfolgen hat und welche innerhalb der gejeglich zu— 
läjfigen Grenze mit angemefjener Strenge arbitrirt werden joll. 

Beleidigungen (um melde es fi aber im vorliegenden Falle 
nicht handelt) find jest nach dem Neichsftrafgefegbuh zu ftrafen. 
Ein Strafgejeg aber, welches „Widerfeplichkeiten im Allgemeinen 
und insbejondere in dem Sinne mit Strafe bedroht, welcher diefem 
Ausdrude, wenn man unter demjelben auch den bier allein in Frage 
fommenden Ungehorfam mit zu verjtehen hat, innewohnt, exiftirt 
gegenwärtig nit. Es kann deshalb eine Beftrafung wegen dieſes 
Ungehorfams überhaupt nicht, folglich auch nicht innerhalb der ge— 
feglich gezogenen Grenzen „mit angemefjener Strenge“ erfolgen. 


Nr. 79. 

Städtifche Polizeiverorännung. Erlaß durch den Mertreter des Bürgermeifterg. 

Eine im Geltungsbereiche der Städteordnung für die öft- 
lichen Provinzen erlafjene ftädtijche Polizeiverordnung, welche 
von einem Beigeordneten in Vertretung des Bürgermeiftere 
ohne vorgängige Genehmigung diejer Vertretung durch ben 
Regierungspräfidenten unterzeichnet und erlaffen ift, entbehrt 
der NRechtögültigfeit. 
Polizeiverordnung für Torgau über die Ausübung des Gaft: und Schankwirth⸗ 
Ichaftöbetriebes mit Kellnerinnenbebienung vom 20, Februar 1895; Städteordnung 


für die öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853 $ 62; Geſetz über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 8 8. 
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Urtheil vom 13. Januar 1896 (S. 1164/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Torgau. 


Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Weber- 
tretung der gedachten Polizeiverordnung zu Strafe verurtheilt wor- 
den. Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde für be- 
_ gründet erachtet. 





Gründe: 

Die Revifion rügt die Ungültigfeit der Polizeiverordnung vom 
20. Februar 1895. Diefe Rüge ift gerechtfertigt. 

Das Recht, Polizeiverordnungen mit rechtsgültiger Kraft zu 
erlafjen, fteht nach $ 62 der Städteordnung für die ſechs öſtlichen 
Provinzen vom 30. Mai 1853 nur dem Bürgermeifter oder, falls 
der Regierungspräfident von der ihm im $ 18 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung eingeräumten Befugniß, die Hand- 
habung der Polizeigewalt einem anderen Mitgliede des Magiftrats 
zu übertragen, Gebrauch macht, dem von ihm delegirten Vertreter 
zu. Die in Rede ftehende Polizeiverordnnng ift aber nicht vom 
Bürgermeifter, fondern von dem bejoldeten Beigeorbneten D. er- 
lafjen und unterzeichnet, obwohl der Regierungspräfident zu Merje- 
burg in dem an den Magiftrat zu Torgau gerichteten Schreiben 
vom 21. April 1891 die Uebertragung von Geſchäften aus $ 62 der 
Städteordnung an den Beigeordneten D. nicht genehmigt hat. Eine 
Delegation zum Erlaß der Bolizeiverordnung durch den Regierungs- 
präfidenten kann aber in dem unter der Verordnung befindlichen 
Vermerk vom 22. März 1895 nicht gefunden werden, da diejelbe 
nur binfichtlich des angedrohten Strafmaßes von dem Regierungs- 
präfidenten genehmigt ift, hieraus aber eine nachträgliche Delegation 
des Beigeordneter D. nicht erjichtlich ift. 


Nr. SO. 


Genichftarre, Polizeiliche Anzeige. Erlaß des Regierungspräfidenten zu 
Caſſel. Rechtagültigkeit. 


Der Erlaß des Regierungspräſidenten zu Caſſel vom 
26. Januar 1887 über die Anzeigepflicht betreffend die 
Genickſtarre entbehrt als Strafvorſchrift der formellen Rechts— 
gültigkeit. 

Polizeiverordnung der Regierung zu Caſſel vom 30. November 1877 88 1, 2, 3; 
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Erlaß des Regierungspräfidenten zu Caffel vom 26, Januar 1887; Kreisordnung 
für Heffen-Naffau vom 7. Zuni 1885 $ 119; Befeg über die allgemeine Landes: 
verwaltung vom 30. Zuli 1883 8 140. 


Urtheil vom 10. Februar 1896 (©. 1275/95). 
Schöffengeriht Heffifh: Oldendorf, Landgeriht Hannover. 





Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen von der Anfchuldigung 
der Uebertretung der gedachten Regierungs-PBolizeiverordnungen frei- 
geſprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion 
wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung materieller Rechtsnormen, 
nämlih des $ 140 des Geſetzes über die allgemeine Landesver- 
mwaltung vom 30. Juli 1883 und des $ 3 der Polizeiverordnung 
der Regierung zu Caſſel vom 30. November 1877 rügt, iſt nicht 
begründet. 

Der Berufungsrichter, welcher eine thatſächliche Feititellung 
nicht getroffen hat, fpricht den Angeklagten von der Anklage, in 
drei Fällen die Anzeige von dem Auftreten der Genidftarre unter- 
lafjen zu haben, frei, weil er dem Erlafje des Regierungspräfidenten 
zu Gafjel vom 26. Januar 1887, auf Grund defjen in Verbindung 
mit der oben gedachten Polizeiverordnung vom 30. November 1877 
die Anklage erhoben ift und gegen welche der Angeklagte verftoßen 
haben joll, die formelle Rechtsgültigkeit abſpricht. 

Dieje Entiheidung kann für rechtsirrthümlich nicht erachtet 
werdet, 

In den 88 1 und 2 der rechtsverbindlich erlaffenen und im 
Amtsblatt publizirten Polizeiverordnung der Regierung zu Cafjel 
vom 30. November 1877 ift e8 den Haushaltungsvorftänden und 
Herzten zur Pflicht gemacht, ſobald fie von dem Auftreten der im 
$ 2 bejonders aufgeführten Krankheiten in ihrer Haushaltung bezw, 
in ihrer Praris Kenntniß erlangt haben, hiervon der Drtspolizei- 
behörde Anzeige zu machen. Zu den im $ 2 aufgeführten Kranf- 
heiten gehört die Genidjtarre nicht. 

Wenn dann der $ 3 lautet: 

„Eine gleiche Anzeigepflicht kann den Aerzten für einzelne 
Orte und Kreife auch beim Ausbruch anderer epidemifch-fontagiöfer 
Krankheiten (es folgen hier Beifpiele, unter denen die Genid- 
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ftarre nicht erwähnt ift) durch befondere Erlaffe unfererfeits auf- 
erlegt werden.“ 

jo hat es vielleicht in der Abfiht der Regierung gelegen, viele 

„Erlaffe” nicht als „Bolizeiftrafverordnungen“ im Sinne der Ver— 

ordnung über die Polizeiverwaltung vom 20. September 1867 zu 

erlafjen, jo daß es nicht für erforderlich erachtet worden iſt, hierbei 
diejenigen Formvorſchriften zu beobachten, von deren Befolgung die 

Gültigkeit folder Polizeiverordnungen abhängt. 

Der $ 4 der Polizeiverordnung vom 30. November 1877 be- 
droht nun aber Zumiderhandlungen gegen die Beftimmungen ber 
88 1, 2 und 3 mit Strafe. Diefe Strafandrohung ſoll alſo aud) 
infoweit in Wirffamfeit treten, als die Beltimmungen der Verord— 
nung auf eine andere Krankheit ausgedehnt werden. Gejchieht 
legteres, wie das hinfichtlih der Genidjtarre durch den Erlaß des 
Regierungspräfidenten vom 26. Januar 1877 gefchehen ift, jo iſt 
damit inhaltlich eine Anordnung getroffen, welche entiprechend den 
Borfchriften der Verordnung vom 30. November 1877 das Unter- 
lafjen der Anzeige von dem Auftreten einer weiteren Krankheit mit 
Strafe bedroht und ſich demnach in nichts von einer polizeilichen 
Strafverordnung im Sinne der Verordnung vom 20. September 1867 
unterjcheidet. Die für derartige Polizeiverordnungen gegebenen 
Formvorichriften haben aber, ſoweit fie ſich auf die Publikation 
beziehen, gerade den Zweck, dem durch jene Polizeivorſchriften be= 
troffenen Theil des Publikums fofort Fenntlih zu machen, daß es 
ih um eine folche polizeiliche VBorfchrift handelt. Demnach war es 
für die formelle Gültigkeit auch des Erlaffes vom 26. Januar 1887 
unerläßlihe Bedingung, daß derfelbe in der für Bolizeiftrafver- 
ordnungen vorgejchriebenen Weife befannt gemacht wurde, 

Die im $ 140 des nach $ 119 der Kreisordnung für die Pro— 
vinz Heſſen-Naſſau vom 7. Juni 1885 in diefer Provinz feit dem 
1. Juli 1886 in Kraft getretenen Gefeges über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 enthaltenen Publifations- 
vorjhriften, zu denen auch die gehört, daß die fraglichen Polizei- 
vorfchriften unter der Bezeichnung „Bolizeiverordnung“ durch die 
Amtsblätter derjenigen Bezirke befannt zu machen find, in welchen 
diefelben Geltung erlangen follen, mußten ſomit auch für den Erlaß 
vom 26. Januar 1887 als Bedingung für deſſen Gültigfeit be- 
obachtet werden, Dies ift nicht gefhehen. Die Bekanntmachung 
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des Erlafjes im Schaumburger Kreisblatte ift an ſich ſchon nicht 
geeignet, die Veröffentlihung des erfteren im Amtsblatte wirkfam 
zu erjegen. Diefer Bekanntmachung fehlt aber auch die Bezeichnung 
„Polizeiverordnung“, ſowie fie denn überhaupt die Borfchriften des 
$ 140 des Gefeßes vom 30. Juli 1883 unbeachtet läßt. 


II. 
Gewerbepolizei.”) 


Ar. 81. 
Arankenuerficherung. Schnitter. Aeuvorpommern. 

Die von einem Landwirth angenommenen Schnitter ſind 
in Neuvorpommern und Rügen nicht als zum laändlichen 
Gefinde gehörig, jondern als in der Landwirtbichaft beichäftigte 
Arbeiter im Sinne des 8 2 Ziff. 6 des Kranfenverficherungs- 
gejeged vom 15. SIanuar 1883 in der Zaflung vom 
10. April 1892 anzufehen. 

Gefindeordnung für Neunorpommern und Rügen vom 11. April 1845 G. S 
©. 331 $$ 67, 68, 171, 172, 174; Krantenverfiherungägefeg vomn 
$ 23.6, 88 49, 81. 


Urtheil vom 30. Mat 1895 (&. 396/95). 
Schöffengeriht Bergen a. R., Straflammer Stralfund. 


Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht unter der that- 
ſächlichen Feftftellung, daß er es unterlafjen bat, zweiundzwanzig 
Schnitter und Schnitterinnen, welche feit dem 16. April 1894 zu T. 
in der Landwirthſchaft gegen Lohn beichäftigt waren, binnen drei 
Tagen nach Beginn der Beihäftigung zur Krankenverfiherung an- 
zumelden, Uebertretung der 88 49 und 81 des Kranfenverficherungs- 
gejeßes vom 10. April 1892, zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 








Gründe: 


Die Revifion, welche Verlegung materieller Rechtsnormen, und 
zwar die Verkennung des Begriffs „Geſinde“ rügt, ift unbegründet. 


*) Bergl. au die Nummern 92—97, 137—143. 


1. ®ewerbepolizei. 3819 


Der Berufungsrichter hat den Begriff des Gefindes nicht ver- 
fannt, wenn er die von dem Angeflagten angenommenen Schnitter 
nicht als zum ländlichen Gefinde gehörig, fondern als „in der Land— 
wirthſchaft beichäftigte Arbeiter“ im Sinne des $ 2 3. 6 de 
Krankenverficherungsgefeges vom 15. Juni 1883 in der Faflung des 
Gefeges vom 10. April 1892 angejehen hat. 

Die ftreitige Frage ift lediglich nad) der Gefindeordnung für 
Neu-Borpommern und das Fürftenthum Rügen vom 11. April 1845, 
G.S. ©. 331, in deren Geltungsbereich die Schnitter angenommen 
worden waren, zu beurtheilen. Wenn nun auch der $ 1 derfelben 
eine erfchöpfende Begriffsbeftimmung für das Gefinde nicht enthält, 
fo ergeben doch die Beitimmungen des $ 67, wonach fich das Gefinde 
allen häuslichen Einrichtungen und Anordnungen ber Herrichaft 
unterwerfen muß, und bes $ 68, wonach fich daffelbe ohne Wor- 
wiffen und Genehmigung der Herrichaft auch in eigenen Angelegen- 
beiten vom Haufe nicht entfernen darf, daß nothwendige VBoraus- 
fegung für den Begriff des Gefindes die häusliche Gemeinſchaft mit 
der Dienftherrfhaft ift. Diefe trifft aber bei den Schnittern nicht 
zu, da denfelben zum Wohnen und Aufenthalt ein eigenes Haus 
außerhalb der Wohnung der Herrſchaft und des Wirthichaftshaufes 
eingeräumt worden ift. 

Auch ergiebt die Beitimmung des $ 174, daß die Vorſchriften 
der $$ 171, 172, welche nur für das Gefinde gegeben find, unter 
anderem auch auf folche Dienftleute Anwendung finden follen, welche 
von dem Befiter eines Landgutes zur Bewirthſchaftung deijelben 
gegen Gewährung einer Wohnung in den dazu gehörenden Ge- 
bäuden und gegen einen im Voraus ein für alle Mal beftimmten 
Lohn angenommen worden find, daß die Gefindeordnung dergleichen 
landwirthſchaftliche Arbeiter nicht als zum Gefinde gehörig angefehen 
wiffen will, fondern fie von legterem unterſcheidet. Zu dieſen land- 
wirthichaftlichen Arbeitern gehören aber unbebenkflih die von dem 
Angeklagten angenommenen Schnitter. Auch in Stenglein, die 
ftrafrechtlichen Nebengefege, Note 6 zu $ 2 des Krankenverficherungs- 
gejeßes (©. 892) werden die zu Betriebsperioden engagirten Arbeiter 
nicht zum landwirthichaftlichen Gefinde, ſondern zu den landwirth- 
ſchaftlichen Arbeitern im Sinne der 3. 6 zu $ 2 gerechnet. 

Maren aber die Schnitter nah $2 3.6 a. a. O. und 810 
des Statut der Kreiskrankenkaſſe der. Rügen'ſchen Land», Forft- 
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und Kreide-Arbeiter verjicherungspflichtig, jo ift der Angeflagte, weil 
derjelbe die Anmeldung bei der gedachten Kaffe unterlaffen hat, mit 
Recht wegen Uebertretung der 88 49, 81 des Kranfenverficherungs- 
gejeges vom 15. Juni 1883 in der Fafjung vom 10. April 1892 
beitraft worden. 


Nr. 82, 
Forthildungsſchule. Ortsſtatut. Haudlungslehrlinge. 

Das Gebot eines Ortsſtatuts, gewerbliche Arbeiter zum 
Beſuche der Fortbildungsſchule anzumelden und ihnen hierzu 
die erforderliche Zeit zu gewähren, bezieht ſich auch auf 
Handlungslehrlinge. 

10. Oktober 


Ortsſtatut, betr. die gewerbliche Fortbildungsſchule in Schöneck, vom g — 
1891 88 6,8; Gew.O. $ 150 3.4, $ 105b Abſ. 2, $ 154 Abſ. 1. 








Urtheil vom 13. Juni 1895 (&. 445/95). 
Schöffengeriht Schöned, Landgericht Pr. Stargard. 





Die Angeklagten find durch das Berufungsgericht wegen Ueber— 
tretung des DOrtsftatuts zu Strafe verurtheilt worden. Die von 
den Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung materieller Rechtsnormen, 
nämlich des 8 150 3. 4 R.Gew.D. und der $$ 6 und 8 des Orts— 
ftatuts, betreffend die gewerbliche Fortbildungsichule in Schönedt, 

m A 1891 duch unrichtige Anwendung rügt, iſt 
unbegründet. 

Die thatfächliche Feititellung des Berufungsrichters, 

daß die Angeklagten im September 1894 zu Schöned als Ge- 
werbe-Unternehmer unterlaffen haben, die von ihnen bejchäftigten 
Handlungslehrlinge — gewerbliche Arbeiter — zum Beſuch der 
Fortbildungsichule anzumelden und denjelben hierzu die erforder- 
liche Zeit zu gewähren, 
enthält ohne Rechtsirrthum den Thatbeitand einer Uebertretung 
gegen $ 6;bezw. $ 8 des gedachten, übrigens formell und materiell 
unbedenklich vechtsgiltigen Statuts und gegen $ 150 3.4 Gew.d. 
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Bolllommen zutreffend hat der VBorderrichter ausgeführt, daß 
auch Handlungslehrlinge zu den im $ 1 des Statuts angeführten 
„gewerblichen Arbeitern“ (deren Begriff dafelbjt entjprechend der 
Ueberfchrift des Titels VII der Gewerbeordnung durch die beigefügten 
Worte „Gefellen, Gehülfen, Lehrlinge, Fabrifarbeiter“ erläutert ift) 
gerechnet werden müſſen, da, wie namentlih im $ 105b Abf. 2 und 
$ 154 Abf. 1 Gemw.D: deutlih zum Ausdrud gebracht fei, dieſe 
legtere unter den „gewerblichen Arbeitern” auch Handlungs 
lehrlinge verftehe und das Statut, welches gerade auf Grund der 
$$ 120, 142, 150 Gew.D. erlafjen ſei, jenem Ausdrude offenfichtlich 
denjelben Sinn beilege. Ueberhaupt ift nicht abzujehen, warum, 
wenn „Lehrlinge“ als zu den gemwerblichen Arbeitern gehörig be- 
zeichnet find, Handlungslehrlinge zu diefen Lehrlingen nicht zu zählen 
fein follten, da doch auch der Handel ein Gewerbe bildet. Aus 
der Gewerbeordnung folgt aber ferner auch Elar, daß als „Arbeiter“ 
im Sinne des $ 120 dajelbft auch Lehrlinge in Handelsgefchäften 
gelten ſollen ($ 154 Abf. 1). 

Ob Gemeindeorgane in Schöned der Anficht geweſen find, daß 
das Statut nur für die im Handwerf bejchäftigten jugendlichen 
Arbeiter die Verpflichtung zum Bejuche der Fortbildungsfchule feit- 
ſetze, kann der Fafjung des Statuts gegenüber nicht in Betracht 
fommen. 


Air. 83. 


Anlage von Einarrettenfabriken. Bekanntmachung des Reichskanzlers 
vom 8. Juli 1893. 


Die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 8. Juli 1893 
betreffend die Einrichtung und den Betrieb der zur Anfertigung 
von Gigarren beftimmten Anlagen findet auf Cigarretten- 
fabrifen feine Anwendung. 


Befanntmahungen des Reichskanzlers vom 8. Auli 1893 (R.G. Bl. ©. 218) und 
vom 9. Mai 1888 (R.G. Bl. ©. 172); Erlaf des Minifters für Handel und Ges 
werbe vom 20. September 1888 (Min. Bl. f. d. i. Verm. ©. 189); Gew.D. $ 120e. 





Urtheil vom 7. November 1895 (S. 914/95). 
Shöffengeriht I und Landgericht I Berlin. 


Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen von der Anſchul— 
digung des Gewerbevergehens freigefprodhen worden. Die von 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 21 
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dem Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der Bekanntmachung des Reichs- 
fanzlers vom 8. Juli 1893 duch Nichtanwendung rügt, konnte für 
begründet nicht erachtet werden. 

Die bezeichnete Befanntmahung (R.G.Bl. 1893 ©. 218), dur 
welche diejenige vom 9. Mai 1888 (R.G.Bl. ©. 172) über den- 
jelben Gegenſtand erſetzt ift, betrifft nach ihrer Ueberſchrift die „Ein- 
rihtung und den Betrieb der zur Anfertigung von Cigarren be- 
ſtimmten Anlagen“. Die zur Entſcheidung jtehende Frage, ob unter 
den zur Anfertigung von Cigarren beftimmten Anlagen auch Ci— 
garettenfabrifen mitinbegriffen find, war zu verneinen. Schon bie 
Ueberſchrift Tpricht für die Anmahme, daß die Beitimmungen der 
Bekanntmachung fih nur auf Eigarrenfabriten beziehen follen. Aber 
auch der denfelben zu Grunde liegende Zwed fteht einer ausdehnen- 
den Snterpretation entgegen. Denn der Bundesrath hat jene be- 
jonderen Vorſchriften erlaffen, weil die Fabrikation von Cigarren 
namentlih duch das — in der Bekanntmachung bejonders er- 
wähnte — Abrippen des Rohtabaks und den fich dabei entwideln- 
den Staub die Gejundheit der Arbeiter in einem die allgemeine 
Gefährlichkeit von Fabrifanlagen überfteigenden Maße bedroht. 

Diefe Rücdficht trifft auf die ganz anders geartete Fabrikation 
von Cigaretten nicht zu, welche aus dem gelieferten und bereits 
fertig geitellten, alfo einer befonderen Zubereitung nicht mehr be— 
dürfenden Tabak verfertigt zu werden pflegen. 

Der Erlaß des Minifters für Handel und Gewerbe vom 
20. September 1888 (Minifterialblatt für die innere Berwaltung 
©. 189), weldher die Cigarettenfabrifen den Cigarrenfabrifen gleich- 
ftellt, bezieht fih zunäcdhft nur auf die damals geltende Befannt- 
machung vom 9. Mai 1888, kann aber auch als maßgebende gejeß- 
lihe Borfchrift nicht angejehen werden, weil nad Abſatz 2 des 
$ 120e der Reich8-Gewerbeordnung die Landes Zentralbehörden zum 
Erlaß derartiger Vorſchriften nur in dem Falle ermächtigt find, wenn 
Tolche durch Beichluß des Bundesraths nicht erlaffen find, auch eine 
gefegmäßige Verkündung des Minifterialerlaffes nicht erfolgt ift. 

Hiernah waren die Borichriften der Belanntmahung vom 
8. Juli 1893 auf Cigarettenfabrifen nicht auszudehnen. 
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Demzufolge bat ſich auch der Angellagte durch die Nicht- 
beobachtung jener Vorfchriften für feine Eigarettenfabrik nicht ftraf- 
bar gemacht, und e8 war ſomit die von den Inftanzrichtern erkannte 
Freiſprechung gerechtfertigt. 


Nr. 84. 

Bierzapfapparate. Polizeinerordnung für Merlin. Aleinhandel mit Bier. 

Die Polizeiverordnung des Polizeipräfidenten zu Berlin 
über die Einrichtung und den Gebrauch der beim Bier- 
ausſchank zur Anwendung kommenden Drud-, Leitungd- und 
Zapfvorrichtungen vom 5. Januar 1893 bezieht fich nicht 
nur auf Schankwirthe, fondern auch auf foldhe Perfonen, 
welche den Kleinhandel mit Bier betreiben. 

Bolizeiverordnung vom 5. Januar 1893 88 5, 6, 7, 10. 





Urtheil vom 27. Juni 1895 (S. 499/95). 
Schöffengeriht I und Landgericht I Berlin. 





Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht von der Anjchuldi- 
gung einer Webertretung der angeführten Polizeiverordnung freige 
ſprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion 
wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 


Der Berufungsrichter hat die Anwendbarkeit der vorgedachten 
Polizeiverordnung auf den von ihm feftgeftellten Sachverhalt des— 
halb verneint, weil der Angeklagte in feinen beiden Gefhäftslofalen 
in welchen ſich die von ihm benugten, mit den fejtgeftellten der 
Anklage und dem erſten Urtheil zufolge gegen die Vorſchriften jener 
Polizeiverordnung verftoßenden Mängeln behafteten Bierdrudvor- 
richtungen befunden haben, feinen Bierausihant, welcher ein Ver— 
zapfen des Bieres zum fofortigen Genuffe an Ort und Stelle vor- 
ausjege, jondern einen Kleinhandel mit Bier betrieben habe, die 
gedachte Polizeiverordnung aber nur Beitimmungen für die von 
Schankwirthen benugten Bierdrudvorrichtungen habe treffen wollen. 

Diefe Auslegung der Molizeiverordnung iſt eine rechts— 
irrthümliche. 

21* 
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Der vom Vorderrichter für den von ihm der Polizeiverordnung 
beigelegten Sinn angeführte Grund iſt der, daß, während die auf— 
gehobene Polizeiverordnung vom 20. Januar 1883 (Amtsblatt S. 37) 
nach 8 1 daſelbſt alle „zum Verzapfen von Bier“ benutzten Drud- 
vorrihtungen treffe, im Gegenſatze hierzu die Verordnung vom 
5. Januar 1893 im $ 1 nur von fämmtlichen „beim Bierausfchanf“ 
zur Anwendung kommenden Drucdvorrichtungen ſpreche, daß alſo 
diefe Aenderung des Ausdruds offenbar in der Abficht erfolgt fei, 
die Vorfchriften über Bierdrudvorrihtungen auf die von Schanf- 
wirthen angemwendeten Apparate einzufchränfen. | 

Zunächſt lautet indeffen der Ausdruck im $ 1 der Polizei— 
verordnung vom 20. Kanuar 1883 nicht „zum Verzapfen von Bier“, 
ſondern „zum Abzapfen von Bier“. Ein Abzapfen von Bier kann 
aber auch da ftattfinden, wo das abgezapfte Bier nicht zum gemerbs- 
mäßigen Verkaufe an das Publikum, fondern Privatzweden dient. 
Durch den veränderten Ausdrud „Bierausfchant“ hat alſo, wie an- 
genommen werden muß, deutlich ausgejprocdhen werden jollen, daß 
nur das gewerbsmäßige Verabreihen von Bier an das Publikum 
durch die Verordnung vom 20. Januar 1883 einer Regelung hat 
unterworfen werden ſollen. 

Ueberdies ift der „Ausſchank“ noch nicht ohne Weiteres gleich- 
bedeutend mit dem Betriebe einer Schankwirthſchaft. Es kann aber 
aud feinen Zweifel unterliegen, daß die Polizeiverordnung, deren 
vorgedachte Ausdrudsmeife Feineswegs zu der Annahme zwingt, daß 
fie ih nur auf Bier-Schankwirthichaften und nicht auch auf den 
Kleinhandel mit Bier bezieht, ihrem Zwede nad unter „Bieraus- 
ſchank“ aud den Kleinhandel mit Bier mitbegriffen wiſſen will, 
denn alle darin enthaltenen Vorſchriften find im Intereſſe der öffent- 
lihen Gefundheit gegeben und es ift abjolut unerfindlih, weshalb 
dasjenige Publikum, an welches Bier im Kleinhandel verabreicht 
wird, welches alfo das Bier nicht fofort an der Verkaufsſtätte ge— 
nießt, gegen den gefundheitögefährliden Genuß des Bieres nicht. 
oder weniger hat gejchüßt werden follen, als dasjenige Publikum, 
welches das Bier zum alsbaldigen Genufje auf der Stelle — im 
Schanklokale ſelbſt — erhält. 

Die Vorſchriften der Polizeiverordnung vom 5. Januar 1893 
erſtrecken ſich ſonach auch auf ſolche Vorrichtungen der dort näher bezeich- 
neten Art, welche beim Kleinhandel mit Bier zur Anwendung fommen. 
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Rr. 85. 


Lagerung von Schießpulver in Magazinen. Gültigkeit polizeilicher Mor- 
ſchriften über Einrichtung der Magazine, 


1. Der $ 33 der Verordnung der Minifter des Innern 
und für Handel und Gewerbe vom 19. Dftober 1893 bezieht 
ſich auch auf die Lagerung von Schiegpulver in größeren als 
den im 8 29 angegebenen Mengen in befonderen Magazinen. 

2. Die Polizeiverordnung der Polizeiverwaltung zu An- 
rath vom 18. Juli 1893 hat noch fortdauernde Gültigkeit. 

3. Zur Gtrafbarfeit wegen Uebertretung des 8 367 
3.5 Str. G. B. genügt Fahrläffigkeit. 


Minifterialverordnung vom 19. Oftober 1893 88 29, 31 bis 33; Verordnung der 

Regierung zu Düffeldorf vom 29. November 1879 Amtsbl. S. 466; Polizeiver: 

ordnung der Polizeiverwaltung zu Anrath vom 18. Juli 189; Str.®.8. 
8 367 3.5. 





Urtheil vom 20. Mai 1895 (©. 364/95). 
Schöffengeriht und Straffammer Erefeld. 





Die Angeklagten find in den Borinftanzen wegen Uebertretung 
der angeführten Geſetzesvorſchriften zu Strafe verurtheilt worden. 
Die Revifion der Angeklagten wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 


Die Revifion, welche Verlegung der Polizeiverordnung vom 
19. Dftober 1893 und des $ 367 3.5 Str. G. B. rügt, ift nicht be- 
gründet. 

Der VBorderrichter hat thatfächlich feitgeftellt, daß bei der Re— 
vifion des Pulvermagazins der Angeklagten fi mehrfache Verftöße 
gegen die Verfügung der Polizeiverwaltung zu Anrath vom 18. Juli 
1893 herausgeftellt haben, und hat die Angeklagten wegen Zumider- 
handelns gegen die Polizeiverordnung der Minifter des Innern und 
für Handel und Gewerbe vom 19. Dftober 1893 und gegen $ 367 
3.5 Str. G. B. beftraft. 

Dies iſt nicht rechtsirrthümlich. 

Mit Recht führt der Vorderrichter aus, daß die Angeklagten 
gegen den 8 33 der gedachten Polizeiverordnung vom 19. Oktober 
1893 gefehlt haben. Im vorliegenden Falle handelte es ſich um 
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die Lagerung von 1531 Kilogramm Schiegpulver und zwar nicht 
an der Herftellungsjtätte, no an der Verbrauchsftätte, fondern in 
einem bejonderen Magazin. Wie der klare Wortlaut des $ 33 der 
Polizeiverordnung vom 19. Dftober 1893 ergiebt, bezieht fich die 
Vorihrift des $ 33 a. a. D. auch auf die Lagerung von Pulver in 
größeren als den im $ 29 a. a. D. angegebenen Mengen in be- 
fonderen Magazinen. Nicht zutreffend find deshalb die Ausführungen 
der Revifion, daß aus dem $ 32 a. a. D. hervorgehe, dab der $ 33 
a. a. O. fih nur auf die Lagerung von Sprengftoffen an der Her- 
ftellungs- und Verbrauchsftätte beziehe, während für Lagerung von 
Pulver in befonderen Magazinen nur die Beitimmung des $ 31 
a. a. D. in Frage komme. Der $ 33 a.a.D., der hier zur An— 
wendung fommt, bejtimmt nun in Abf. 3, daß die befonderen Ma- 
gazine nad) den von der Bolizeibehörde zu ertheilenden Vorfchriften 
einzurichten find. Als ſolche Vorſchriften find die Vorfchriften in 

der Verordnung der Bolizeiverwaltung zu Anrath vom 18. Juli 
1893 anzufeben. 

Diefe Vorſchriften find zwar vor Erlaß der Polizeiverordnung 
vom 19. Dftober 1893 gegeben, fie find aber gegeben in Ausführung 
der Regierungsverordnung vom 29. November 1879 (Amtsbl. ©. 466), 
deren Abf. 3 im 8 31 wörtlich übereinjtimmt mit dem Ab. 3 des 
$ 33 der Polizeiverordnnng vom 19. Dftober 1893, und wenn nun 
auch jene Regierungsverordnung vom 29. November 1879 durch die 
Polizeiverordnung vom 19. Dftober 1893 aufgehoben worden it, 
fo find gleihwohl die Ausführungsverordnungen, welche in Gemäß 
beit des $ 31 Abf. 3 der Regierungsverordnung vom 29. November 
1879 erlaſſen find, in Kraft geblieben, weil die Bejtimmung des 
$ 31 Abſ. 3 der letztgedachten Verordnung in Kraft geblieben ift, 
indem fie unverändert als Abſ. 3 des $ 33 in die Polizeiverordnung 
vom 19. Dftober 1893 Aufnahme gefunden hat. 

Diefe von der Polizeibehörde ertheilten Borjchriften find bei der 
Einrihtung bezw. Verwaltung des fraglichen Pulvermagazins, wie 
der Vorderrichter thatjächlich Feftgeftellt hat, in verfchiedenen Punkten 
nicht befolgt worden. Dieſe Zumiderhandlung gegen $ 33 a. a. O. 
ift aus $ 367 3. 5 St. G. B. zu trafen. 

Wenn nun auch das in Rede ftehende Magazin nicht durch die 
Angeklagten ſelbſt, fondern durch einen Angeftellten der Angeklagten 
verwaltet wird, jo hat der Vorberrichter Doch mit Recht angenommen, 
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daß die Angeklagten für diefe Zumwiderhandlungen verantwortlich zu 
machen find. Der Vorderrichter hat feitgeftellt, daß die Angeklagten 
dem Verwalter des Magazins gegenüber nicht die erforderliche Auf- 
fiht geübt, fi um die Verwaltung nicht genügend gefümmert, mit- 
bin fahrläffig gehandelt haben. Eine Zumiderhandlung gegen den 
$33 a.a.D., auch aus Fahrläffigfeit verübt, ift aus $ 367 3.5 
Str.G.B. zu jtrafen. 


Nr. 86. 
Senermerkskörper. Sprengfioffe. 
Seuerwerföförper fallen unter den Begriff „Sprengftoffe“ 
im Sinne der minifteriellen Verordnung vom 19. Dftober 1893. 
Mintfteriele Berordnung vom 19. Dftober 1895 $$ 1, 2, 24, 35; Str. G. B. 
8 367 8.5. 


Urtheil vom 31. Dftober 1895 (©. 867/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Stettin. 





Die Angeklagten find in den Borinftanzen von der Anjchul- 
digung einer Webertretung der gedachten Geſetzvorſchriften frei- 
geiprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion 
wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 


Die Annahme des Berufungsrichters, auf welche er feine frei- 
Iprechende Entſcheidung ftügt, daß Feuerwerkskörper nicht zu den 
Sprengftoffen im Sinne der Polizeiverordnung des Minifters des 
Innern und des Minifters für Handel und Gewerbe vom 19. Df- 
tober 1893 gehören, ift rechtsirrthümlich. 

Nachdem die Polizeiverordnung, welche die Ueberſchrift führt 
„Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit Sprengftoffen“ im 
$ 1 die Arten des Verkehrs, welde die Beitimmungen der Ber- 
ordnung in fich begreifen, u. X. unter 3. 2 den Handel mit Spreng- 
ftoffen aufgeführt und am Schluffe diejenigen Sprengftoffe bezeichnet 
hat, welche zu den Sprengftoffen und im Sinne diefer Beitimmungen 
nicht gehören, werden unter dem I. Abjchnitt „Allgemeine Beftim- 
mungen“ im $ 2 als zum Berfehr im Sinne des $ 1 3.1 bis 3 
zugelafjen unter 3. 5 aufgeführt: „Kartufhen, Betarden, Feuer- 
werfsförper 20.“ Hieraus ergiebt fih mit Nothmwendigkeit, daß 
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Feuerwerkskörper Sprengftoffe im Sinne des $ 1 find und daß ſich 
insbefondere die Beftimmungen über den Handel mit Sprengftoffen 
— Abſchnitt IV —, alfo auch die Vorfchrift des an der Spitze 
diejes Abjchnitts ftehenden $ 24, daß, wer Sprengftoff feilhalten 
will, davon der Drtspolizeibehörde Anzeige machen muß, auch den 
Handel mit Feuerwerfsförpern und das Feilhalten dieſer in ſich 
begreift. 

Für dieſe Auslegung ſpricht auch der $ 20, welcher den Trans- 
port von Sprengftoffen auf Perſonen-Dampfſchiffen verbietet, unter 
diefen aber die zur Abgabe von Signalen nothwendigen Feuer- 
werfsförper mitzuführen geftattet. 

Auch der $ 29, welcher Beitimmungen über die Lagerung von 
Sprengftoffen enthält, unterwirft denfelben einen eben, der mit 
Pulver, Sprengfalpeter, Feuerwerksförpern und Zündplättden — 
amorces ($ 2 3.5) — Handel treibt. 

Hiernah waren die Angeklagten, wenn fie Feuerwerfsförper 
feilhalten wollten, verpflichtet, davon der Drtspolizeibehörde gemäß 
$ 24 der gedachten PBolizeiverordnung Anzeige zu machen, und 
wurden durch Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift nah $ 367 3.5 
R.Str.G.B., welder u. A. die Nichtbefolgung der für die Ausübung 
der Befugniß zur Feilhaltung von Feuerwerfen ergangenen Ber- 
ordnungen unter Strafe ftellt, ftrafbar. 








Nr. 87. 


Tanziuftbarkeiten von Privatgefellfchaften anf dem platten Lande. Polizei- 
verordönung. Redtsgültigkeit. Geſchloſſene Geſellſchaft. Merein. 


1. Die Beftimmung einer Polizeiverordnung, daß Tanz⸗ 
[uftbarfeiten von Privatgejellichaften auf dem platten Lande, 
die auf gemeinjchaftliche Koften in Privatlofalen veranftaltet 
werden, als öffentliche anzujehen jeien und davon der Drts- 
polizeibehörde vorher Anzeige zu machen fei, entbehrt der 
Rechtsgültigkeit. 

2. Auch die zu einem beſtimmten Zwecke zuſammengetretene 
Geſellſchaft iſt nur dann ein Verein, wenn ſie mit dauernder 
Organiſation verſehen iſt und einen beſtimmten andauernden 
Zweck verfolgt. 
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Boltzeiverordnung der Regierung zu Münfter vom 21. Auguft 1846; Zirkular: 
erlaß des Minifterd des Innern vom 26. November 1859; Belanntmahung der 
Regierung zu Münfter vom 22. Dezember 1859. 





Urtheil vom 2. Dezember 1895 (S. 1007/95). 
Schöffengeriht Delde, Landgericht Münfter. 





Der Angeklagte iſt in den PVorinftanzen wegen Uebertretung 
der gedachten Bolizeiverordnung zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von dem Angeflagten eingelegte Revifion wurde für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der Molizeiverordnung der 
Regierung zu Münfter vom 21. Auguft 1846 durch unrichtige An— 
wendung und Verlegung der Bekanntmachung derjelben Regierung 
vom 22. Dezember 1859 duch Nichtanwendung rügt, ift begründet. 

Der Berufungsrichter hat thatfächlich Feftgeftellt, daß im Haufe 
des Angeklagten E. zu 2. am Faftnahtsmontage dem 25. Februar 
1895 und zwar in Räumen, welche jonft nicht zum Wirthichafts- 
betriebe benutzt werden, ein Tanzvergnügen ftattgefunden bat, zu 
welhem der „Verein der alten Römer“ als zu feinem eriten 
Stiftungsfefte duch die Zeitung hatte einladen laffen, daß eine 
polizeilihe Genehmigung zu der Luftbarkfeit feitens des Angeklagten 
€. nit eingeholt war und daß dieſer Verein nur ein „Schein= 
gebilde“ ift, indem das, was die Statuten bejagen, weder von den 
Unterzeichneten noch von dem Angeklagten E. als Vermiether der 
Vereinslofalitäten „rechtlich“ gewollt ift, daß vielmehr Zweck dieſer 
Scheingründung geweſen ift, dem E. die Abhaltung folder Tanz- 
Iuftbarfeiten zu ermöglichen und fo felbft ungehindert durch Polizei- 
vorjchriften tanzen und „Eneipen“ zu können. 

Auf Grund diefer Feititellungen trifft der Worderrichter die 
Schlußfeſtſtellung, daß der Angeklagte E. es unterlaffen hat, der 
Bolizeibehörde des Amtes 2. von der vorgedadhten auf gemeinfchaftliche 
Koften der Theilnehmer ftattgehabten Tanzgefellihaft vorher Anzeige zu 
machen, obgleich er die Räume für die Tanzgefellihaft zur Verfügung 
geitellt hat, und ftraft demgemäß den Angeklagten E. wegen Uebertre- 
tung der oben bezeichneten Polizeiverordnung vom 21. Auguft 1846. 

Dieſe Entſcheidung beruht anjcheinend auf einer rechtsirrthüm- 
lihen Berfennung des Begriffs einer öffentlichen ZTanzluftbarfeit. 
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Die vor Erlaß des Geſetzes über die Molizeiverwaltung vom 
11. März 1850 erlaffene Bolizeiverordnung vom 21. Auguft 1846 
giebt zu Bedenken gegen ihre formelle Gültigfeit feinen Anlaf. Es 
handelt jih nun nad der Schlußfeftitellung des Vorderrichters nicht 
darum, daß die Tanzluftbarfeit ohne vorgängige Einholung bejon- 
derer polizeilicher Erlaubniß ftattgefunden hat, jondern nur darum, 
daß der Angeklagte E. von der ftattgehabten Tanzgejellihaft vorher 
ber Ortspolizeibehörde nicht Anzeige gemacht hat. 

Die Polizeiverordnung bejtimmt nämlich unter Nr. 2: 
„Tanzgeſellſchaften auf dem platten Lande, die auf gemeinſchaft— 
lihe Koften der Theilnehmer, wenn auch in Privatlofalen ver- 
anftaltet werden, verlieren jedoch der Regel nad den Charakter 
bloßer Brivatgefellichaften und find dann als öffentliche Zujammen- 
fünfte zu betrachten.“ 

und unter Nr. 3: 

„Yon allen derartigen gejelligen Verfammlungen ift deshalb 
derjenige, der das Lokal für diefelben bereit jtellt, der Orts— 
polizeibehörde vorher Anzeige zu machen verpflichtet.“ 

fodann unter Nr. 4: 

„Die Volizeibehörden haben... . . nach den Umftänden zu 
ermefjen, ob die beabfichtigte Zuſammenkunft als eine öffentliche 
zu betrachten ift, und im diefem Falle über deren AZulafjung 
oder Berfagung nad) den hierüber geltenden Vorſchriften zu be- 
ſtimmen.“ 

Unter Nr. 6 daſelbſt find dann Uebertretungen auch dieſer vor- 
jtehenden Vorſchriften mit Geldftrafe von 1 bis 5 Thalern, im Un— 
vermögensfalle mit verhältnigmäßiger Gefängnißftrafe bedroht. Es 
ergiebt ji hieraus, daß die unter Nr. 3 erforderte Anzeige auch 
nur da jtattzufinden hat, wo es fih im Sinne der Nr. 2 um öffent: 
lihe Zufammenfünfte handelt und infoweit, als derartige Zuſammen— 
fünfte wirklich zu den öffentlichen zu zählen find, ift die Polizei— 
verordnung unzweifelhaft auch materiell rechtsgültig. 

Dagegen fteht es einer Bolizeibehörde nicht zu, den Begriff 
einer Öffentlichen Zufammenkunft, alfo auch einer öffentlichen Tanz— 
Iuftbarfeit, willfürlih weiter auszudehnen, als derfelbe fich durch 
allgemeine Rechtsgrundſätze oder durch pofitive geſetzliche Vorſchriften 
bejtimmt. 

Maßgebend für den Begriff öffentlicher, von Privat- oder ſo— 
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genannten geſchloſſenen Gejellfchaften veranftalteter Tanzluftbarkeiten 
ift der auf Allerhöchfter Beitimmung beruhende Zirkularerlag des 
Minifters des Innern vom 26, November 1859 (Minifteral-BI. für 
die innere Verw. 1859 ©. 339), was ja auch in der Befannt- 
mahung der Kegierung zu Münfter vom 22. Dezember 1859, in 
der übrigens auf die Verordnung vom 22. Juni 1847 hingewieſen 
wird, ausdrüdlic anerkannt ift. 

Nach diefem Zirkularerlaß follen von Geſellſchaften der vorbe- 
zeichneten Art veranftaltete Tanzluftbarkeiten, welche gegen Erhebung 
eines Eintrittsgeldes veranjtaltet werden, als öffentlihe nur dann 
betrachtet werden, wenn die Gefellfhaft eben zu dem Zwecke, die 
Tanzluftbarfeit zu veranftalten, zufammentritt; nicht aber dann, 
wenn jie bereits anderweitig befteht und die Tanzluftbarkeit für ihre 
Mitglieder und etwaige Gäfte derfelben nur gelegentlich neben den 
Zwecken, welche fie fonft verfolgt, wenn auch gegen befonderes Ein- 
tritts- oder Tanzgeld veranitaltet. 

Wenn nun auch der Vorderrichter den „Verein der alten 
Römer“ für ein bloßes „Scheingebilde“ erachtet und ihm die „recht- 
liche” Eriftenz überhaupt abjpricht, fo folgt daraus doch nicht, daß 
die Tanzgeſellſchaft, welche am 25. Februar 1895 in den Räumen 
des Angeklagten E. verfammelt war, auch feine „gefchloffene Gejell- 
ſchaft“ geweſen ift, denn „Verein“ und „geichloffene Gejellichaft“ 
find nicht gleichbedeutend, da auch eine nur zu einem beftimmten 
Zwede zufammengetretene Geſellſchaft eine geſchloſſene fein kann, da- 
gegen nur eine mit bauernder Organifation verjehene einen be= 
jtimmten andauernden Zweck verfolgende gejchloffene Geſellſchaft den 
Begriff des Vereins bildet. 


Nr. 88. 
Aleinhandel mit ‚Brauntwein in Meflfalen. Begriff des Krauntweins. 

1. In der Provinz Weftfalen ift der Verkauf von Brannt- 
wein in Quantitäten von 17,175 Liter ald Kleinhandel mit 
Branntwein anzujehen.*) 

2. Branntwein iftjede aus Alkohol und Waffer bejtehende 
Slüffigkeit, welche durch Gährung und Deftillation mit Pflangen- 
jtoffen hergeſtellt ift. 

*) Vergl. Urtheil vom 6. Dezember 1886 Bb. 7 &. 210 dieſes Jahrbuches. 
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Gew.O. 88 33, 147; Geſetz vom 3. Juli 1876 $ 4; Gemwerbefteuergefeg vom 
24. Juni 1891 $$ 52, 59. 





Urtheil vom 30. Dezember 1895 (&. 1095/95). 
Schöffengeriht Buer, Landgericht Effen. 





Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen wegen Gewerbepolizei- 
vergehen und Gemwerbefteuerhinterziehung zu Strafe verurtheilt 
worden. Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion murde 
nicht für begründet erachtet. 

Gründe: 

Indem der Angeklagte, welcher feitgeftelltermaßen in Hannover 
eine mit dem Steuerfage von 36 M. veranlagte Weinkellerei, Wein- 
handlung und Liförfabrif betreibt, in Horftermarf durch feinen 
Reiſenden Beitellungen auf Branntwein, Kognaf, Rum und Likör 
in Ouantitäten von weniger als 4 Litern aufnahm und ausführen 
ließ, betrieb er den Kleinhandel mit Branntwein, welcher nah $ 4 
des Gejeßes vom 3. Juli 1876 dem ftehenden Gewerbe zugerechnet 
wird, und von deſſen Beginn nad 88 52, 59 des Gemerbefteuer- 
gejeßes vom 24. Juni 1891 der Gemeindebehörbe des Drtes, wo 
der Gewerbebetrieb ftattfand, befondere Anzeige zu machen war, zu 
deſſen Betrieb auch der Angeklagte nah) $ 33 Gew.D. einer befon- 
deren polizeilichen Genehmigung bedurfte. 

Wenn auch für den Begriff des in Weftfalen betriebenen Klein- 
bandels mit Branntwein nicht, wie der Berufungsrichter rechtsirr- 
thümlich annimmt, die in der Provinz Hannover geltenden Beftim- 
mungen, jondern die in Preußen geltenden maßgebend find, fo liegt 
doch auch nach den legteren, nämlich den Refkripten des Preußifchen 
Finanzminifters vom 13. Auguft 1835 und vom 12. Dftober 1837 
(vgl. Kamptz, Annalen Bd. 19 ©. 251 und Bd. 21 ©. 1074), 
wonad ein Verkauf von Branntwein in Ouantitäten unter einem 
Anker (gleich 17,175 Liter) als Kleinhandel anzujehen ift, Klein- 
handel mit Branntwein vor (vgl. Urtheil des Kammergerihts vom 
6. Dezember 1886, Jahrbuch Bd. 7 ©. 510; Groſchuff, die Preu- 
Biihen Strafgefege Anm. 6a zu 8 59 a. a. O. ©. 569). 

Auch der Begriff des Branntweines ift vom Berufungsrichter 
‚nicht verfannt; denn unter diefen Begriff fällt jeve aus Alkohol 
und Waffer beftehende Flüffigfeit, welche durch Gährung und Deftillation 
aus Pflanzenſtoffen hergeftellt ift; mithin gehören dazu auch Kognaf, 
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Rum und Liför (vgl. Urtheil des Oberverwaltungsgerihts vom 
26. November 1884, Entih. Bd. 9 ©. 322, Groſchuff a. a. O. 
Anm. 6a ©. 569). 


Nr. 89. 


Polizeineroränung, betreffend die Bezeichnung der Firmenfhilder. Redts 
gültigkeit. 


Eine Polizeiverordnung, welche für die Firmenfchilder die 
Bezeichnung des audgejchriebenen Familien- und Vornamens 
anordnet, ift rechtögültig.*) 

Bolizeiverordnung für Striegau vom 30. Mai 1895 88 2,4. 


Urtheil vom 6. Januar 1896 (S. 1123/95). 
Schöffengeriht Striegau, Landgeriht Schweidnitz. 





Die Angeklagte ift durch das Berufungsgericht von der An- 
ſchuldigung einer Mebertretung der gedachten Polizeiverordnung frei= 
geſprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion 
wurde für begründet erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Berlegung der Bolizeiverordnung für die 
Stadt Striegau vom 30. Mai 1895 durch Nihtanwendung rügt, ift 
begründet. 

Der Berufungsrichter fieht offenfichtlih für thatfächlich feit- 
gejtellt an, daß die Angeklagte in Striegau einen Grünzeughandel 
unabhängig von ihrem Ehemann jelbjtändig und als alleinige In— 
haberin betreibt und daß fie, mehrfacher Aufforderung ungeachtet, 
ihr Firmenfchild in der dem $ 2 der gedachten Polizeiverordnung 
entiprechenden Weife mit ihrem ausgefchriebenen Vor- und Familien- 
namen zu verfehen, nur ein die Auffchrift: „K. Dörfer“ tragendes 
Firmenſchild geführt hat, daß die Firma auch in das Firmenregijter 
nicht eingetragen war. 

Daß das Gefhäft der Angeklagten bereits vor dem 1. Juli 1895 
beftanden hat, ift mit Rücjicht auf die vom Berufungsrichter ange- 
führte, jene Thatſache ausſprechende Feſtſtellung des erjten Richters 
ebenfalls für feitgeftellt anzufehen. In diefen SFejtitellungen liegt 
unzweifelhaft der volle Thatbeitand einer Webertretung gegen die 


) Bergl. Urtheil vom 10. Dezember 1894 Bd. 16 ©. 314 dieſes Jahrbuches. 
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88 2 und 4 der vorgedadhten — zu Bedenken gegen ihre formelle 
Gültigkeit feinen Anlaß gebenden — PBolizeiverordnung, deren In— 
halt der Vorderrichter volljtändig und richtig wiedergiebt. Der Be- 
rufungsrichter hat aber die Angeklagte von der Anklage diefer Ueber— 
tretung freigefprochen und zwar deshalb, weil er annimmt, daß jene 
Volizeiverordnung der materiellen Rechtsgültigkeit entbehre. 

Diefer Auffaffung kann als einer vechtsirrtümlichen nicht bei= 
getreten werden. AZutreffend führt zwar der Berufungsrichter aus, 
dat das Recht der richterlichen Prüfung, ob eine Strafpolizeiver- 
ordnung materiell rechtsgültig fei, ſich auch auf die Frage erftrede, 
ob die Verordnung fich innerhalb der durch den $ 6 des Gejeges über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 für das Gebiet des orts- 
polizeilihden Verordnungsrechtes ſachlich gezogenen Grenzen halte. 
Der Vorderrichter verneint jedoch diefe Frage hinfihtli der frag- 
lichen Bolizeiverordnung, ſoweit fie hier in Betracht kommt, weil 
deren $ 2 nicht anzuordnen bezwede, wie Firmenjchilder, wenn fie 
vorhanden, im Intereſſe des Straßenverfehrs anzubringen feien, 
ſondern offenbar beabſichtige, im Intereſſe der Lieferanten und 
vielleiht auch der Käufer anzuordnen, wer verpflichtet fei, ſich als 
Inhaber eines offenen Geſchäfts kenntlich zu machen und wie dieje 
Kenntlihmahung bewirkt werden jolle, damit Jedermann wiſſe, an 
wen er fich bei Anfprüchen an den Inhaber des Geihäfts zu halten 
habe, weil dies aber nicht zu den durch $ 6a. a. D., insbefondere 
durch die hierbei möglicherweife in Betracht fommenden Beftimmungen 
unter b, c oder i daſelbſt dem ortspolizeilihen Verordnungsrechte 
zugewiejenen Gegenftänden gehöre, was dann näher ausgeführt wird. 

Dieje Begründung der Ungültigfeit der Polizeiverordnung kann 
für zutreffend nicht erachtet werben. 

Mit Recht nimmt zwar der Vorderrichter an, daß die Polizei- 
verordnung auf die Bucht. b und c nicht geftügt fei und daß der 
Bucht. i den Ortspolizeibehörden Feineswegs die Ermädtigung habe 
ertheilen jollen, das ganze Gebiet der Gefeßgebung zu betreten, daß 
hierdurch vielmehr nur die Möglichkeit habe geboten ſein jollen, 
innerhalb des Gebietes, welches in den Buchſtaben a bis h dafelbit 
gefennzeichnet fei, für Fälle ähnlicher Art Vorſchriften zu erlafjen, 
nicht aber für ſolche Fälle, die mit der bezeichneten Materie überhaupt 
nichts gemein haben. - 

Allein e8 ift, wie bereits in dem dieffeitigen Urtheile vom 15. März 
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1894 (S. 133/94) ausgeführt ift, Polizeiverordnungen des Inhalts, 
wie die vorliegende, die materiellrehtliche Gültigkeit nicht abzufprechen. 

Mit dem Handelsgefegbuche ftehen fie nicht im Widerfpruche, 
denn bdafjelbe enthält über die äußere, am Gejchäftslofale anzu- 
bringende, für das Publikum beftimmte Bezeichnung eines Gejchäfts 
feine näheren Anoronungen, wie ſolche durch die Polizeiverordnung 
vom 30. Mai 1895 ausschließlich getroffen find; die Gültigkeit dieſer 
Anordnungen beruht aber auf dem $ 6 Buchſt. i in Verbindung 
mit Buchſt. a des Geſetzes vom 11. März 1850; denn jene polizei- 
lihen Anordnungen follen zweifellos insbefondere dazu dienen, allen 
Perſonen, welche mit dem Geſchäft als ſolchen in Verbindung ftehen, 
oder in eine Verbindung treten wollen oder welche dort Faufen 
wollen, die Kenntniß davon zu erleichtern, wer Inhaber des Geichäfts 
ift, an wen fie ſich alfo zu halten haben, um als Käufer oder Liefe- 
tanten ihren etwaigen Anſprüchen aus der Beziehung zu jenem Ge- 
ſchäft Genüge zu verfchaffen und damit einen ihnen etwa drohenden 
Schaden abzuwenden. Diejer Zwed der Verordnung bildet daher 
einen Gegenftand, der dem im $ 6 Buchſt. a dem polizeilichen Ber: 
ordnungsrechte unterftellten, nämlich dem Schute des Eigenthümers 
ähnlich ift. Aus diefem Grunde muß die Polizeiverordnung jeden- 
falls injoweit, als fie hier in Betracht fommt, für materiell rechts- 
gültig erachtet werden. 


Nr 90. 

Oekonom einer Gefelifchaft. Poizeiverordnung. Redtsgültigkeit. 

Eine Polizeivorfchrift, welche die Zulaffung des Defonomen 
einer Gejellichaft oder eined Vereins von einer Bejcheinigung 
der Ortöpolizeibehörde, daß feine Verwendung zu polizeilichen 
Bedenken feinen Anla giebt, abhängig macht, entbehrt der 
Rechtögültigkeit. 
Polizeiverordnung für den Kreis Kempen vom 16. April 1884 $ 8; Gem.Dd. 


88 1,33; Gefeg vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung $ 6 Budjlt. e; 
Berfaffungsurktunde für den Pr. Staat vom 31. Januar 1850 Art. 29, 


Urtheil vom 16. Januar 1896 (S. 1162/95). 
Schöffengeriht Dülfen, Landgericht Eleve. 


Der Angeklagte iſt durch das Berufungsgericht von der An— 
Ihuldigung einer Uebertretung der gedachten PBolizeiverordnung 





336 Zweite Abtheilung. Straffadhen. 


freigefprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Re— 
vifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Aus den Gründen: 


Es fragt fih, ob der $ 8 der gedachten Bolizeiverordnung in 
dem Geſetze über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 feine 
pofitive materielle Grundlage findet. Die Polizeiverordnung ift für 
Geſellſchaften derart erlafjen, wie fie feitgeftelltermaßen in der „Einig- 
feit“ bejtanden hat, und der $ 8 der Verordnung lautet: 

„As Kajtellan, Defonom x. der Geſellſchaft dürfen nur ſolche 
Perfonen verwendet werden, welche eine Beicheinigung der Orts— 
polizeibehörde darüber beibringen, daß ihre Verwendung zu polizei 
lihen Bedenken feinen Anlaß giebt. Diefe Beicheinigung ift nur 
dann zu verfagen, wenn gegen den Betreffenden Thatfachen vor— 
liegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß er feine Stellung zur 
Förderung der Völlerei, des verbotenen Spiels, der Hehlerei oder 
der Unfittlichfeit mißbrauchen werde.“ 

Nah $ 6 Buchſt. e des genannten Gejeges vom 11. März 
1850 in Verbindung mit dem Art. 29 der Preuß. Verfaffungsur- 
funde find Strafpolizeiverordnungen, welche Einrichtungen zur 
Berabreihung von Speifen nnd Getränken zum Gegenjtande 
haben, nur inſoweit zuläffig, als es fih um öffentliche Anftalten 
diefer Art handelt, zu denen insbefondere auch Wein-, Bier- 
und Kaffeewirthichaften gezählt werden. Als eine Einrichtung 
oder Wirtſchaft diefer Art ftellt ſich jedoch das Geſellſchaftslokal einer 
Geſellſchaft, wie fie die Polizeiverwaltung im Auge hat, nicht dar. 
Wird aber das Gejellfhaftslofal durch Zulaffung des Publikums 
und BVerabreihung geiftiger Getränke an dafjelbe zu einem öffent- 
lihen Schanflofale, fo greifen die Beltimmungen des $ 33 Gew.O. 
für den Betrieb einer ſolchen Wirthſchaft ebenfo Pla, als wenn 
der Betrieb eines Schanfgewerbes auch ohne Zulaffung des großen 
Publikums anzunehmen iſt. Die Vorſchrift des 8 8 würde alfo 
zunächſt überhaupt nicht Pla greifen können, ſoweit der $ 33 
Gew.D. zur Anwendung zu bringen fein würde. Diefelbe ift aber 
ferner auch mit dem Gefeß über die Bolizeiverwaltung nicht vereinbar, 
denn auf den $ 6 Budhit. e dieſes Geſetzes kann fie ſich nicht jtügen 
und es ilt abjolut nicht erfichtlich, daß fie auf einer derjenigen dem 
öffentlichen Jnterefje dienenden Beftimmungen beruht, welche im $ 6 
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diefes Gefeges unter Bucht. a—d und f—i gegeben find. Demnach 
kann die Vorfchrift des $ 8 für rechtsgültig nicht erachtet werden. 


Nr. 91. 

Entleerung non Aborten. Polizeiverordnung. Redtsgültigkeit. 

Die Beftimmung einer Ortöpolizeiverordnung, daß alle 
von der Stadt mit der Entleerung der Aborte, Jauchegräben 
und Sammelbehälter nicht beauftragten Unternehmer von der 
Ausübung dieſes Gewerbebetriebed ausgefchloffen find, ent- 
behrt der Rechtögültigfeit. *) 
Polizeiverordnung für die Stadt Bohum vom 6. November 1893 88 1,7 bis 


11; Gew.O. $$ 1, 37; Gefeß über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
$ 6 Budft. b und f. 


Urtheil vom 13. Februar 1896 (S. 1274/95). 
Schöffengeriht und Landgeriht Bodum. 











Die Angeklagten find durch das Berufungsgericht von der An— 
ſchuldigung der Uebertretung der gedachten Polizeiverordnung frei= 
geſprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion 
wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Der Berufungsrichter hat thatfächlich feftgeftellt, daß die An- 
geflagte K., melde im Belige einer Latrinenreinigungsmafchine 
neueften Syftems ift, für deren Erwerb fie an 20000 M. auf: 
gewendet hatte, diefe Mafchine, als die Polizeiverordnung vom 
6. November 1893 in Kraft trat, bei der Stadtpolizeiverwaltung 
angemeldet und um die Beitimmung eines Termins gebeten hat, 
an welchem fie die Mafchine zweds polizeilicher Abnahme vorführen 
dürfe, daß fie darauf die Antwort erhalten hat, die Polizei— 
verwaltung habe dazu feine Veranlafjung, da die Latrinenreinigung 
einem Berbande von Defonomen übertragen jei, daß nämlich, um für 

31. Januar 
die Durchführung des Ortsftatus vom 35. Februar 1893 ein leiftungs- 
fähiges und den polizeilichen Anordnungen leicht erreichbares Subjekt 
zu jchaffen, die ländlichen Befiger der Umgegend veranlaßt worden 
waren, fi zu einem Vereine zufammen zu thun, dem etwa 600 Dfo- 

*) Bergl. Urtheil vom 14. März 1895 Bd. 16 S. 349 diefed Jahrbuches. 

Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXYV.) 22 
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nomen angehören, dab die Zulafjung weiterer Unternehmer davon 
abhängig gemacht wird, daß diefelben den Anſchluß an diefen Verband 
bewirken, daß ferner die urfprünglic auf fünf Jahre beftimmte Ver- 
bandsdauer fpäter auf zehn Jahre ausgedehnt it, daß die inzwifchen 
berabgejegte Gebühr der Unternehmerverband erhebt und nur der Be- 
trag von 3 M., welcher von den andermweit räumen lafjenden Grund- 
befigern zu entrichten ift, von der Stadtverwaltung erhoben wird, 
daß die Angeklagte K. dem Berbande nicht angehört, daß fie trotzdem 
am 9. April 1895 durch den von ihr damit beauftragten Mafchiniften 
v. R. die Abortgruben Lindenftraße 13 und Marienftraße 41 in 
Bohum hat räumen laffen; daß ferner die Mitangeflagten L., B. 
und M. ihre Abortgruben dur die Angeklagte K., die den v. R. 
mit der Ausführung betraut hat, haben räumen lafjen. 

Der Berufungsrichter erachtet nun den Einwand der K., daß 
fie mit der Anmeldung ihrer Machine zweds polizeilicher Abnahme 
die Befugniß zur gemwerbsmäßigen Räumung erlangt zu haben 
glaubte, an fi) um deswegen für unbeachtlich, weil es fich dabei 
um einen Irrthum über die ftrafrechtlihde Norm handeln würde. 
Er erachtet ferner den Einwand des Angeklagten M., daß er bie 
Reinigungsmafchine, mit welcher v. R. bei ihm vorgefahren ift, 
für die von der Stadt zugelafjene Mafchine gehalten habe, für 
unglaubhaft. 

Der Berufungsrichter fieht e8 ferner für einen unbeachtlichen 
Irrthum des Angeklagten 2. an, wenn er, wie er behaupte, in ber 
Zeitung gelefen (und geglaubt) habe, daß die Latrinenreinigung den 
Privatunternehmern wieder frei gegeben fei. 

Alle dieſe Ausführungen laſſen einen ihnen zu Grunde liegenden 
Rechtsirrthum nicht erkennen. 

Das Berufungsgeriht erachtet aber ferner die oben gedachte 
Polizeiverordnung für ungültig. 

Diefer Anfiht muß, ſoweit die Bolizeiverordnung Beftimmungen 
über die Zulaffung derjenigen Perfonen, melde gewerbsmäßig bie 
Entleerung der Aborte, Jauchegruben und Sammelbehälter unter- 
nehmen wollen, zu dieſem Gewerbebetriebe enthält, beigetreten 
werben. Es gilt dies namentlih für. die in den 88 1, 7, 8, 10 
und 11 der Bolizeiverordnung nach diefer Richtung bin getroffenen 
Anordnungen. 

In den Gründen des Berufungsurtheils ift der hier in Be- 
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tracht fommende Inhalt der Polizeiverordnung, nämlich der $$ 1, 
7 bis 11 derſelben ſowie der bezüglichen Beftimmungen des Dris- 
ftatuts richtig wiedergegeben. 

Der Berufungsrichter hält es für einen Widerfpruch mit dem 
& 1 Gem.D., daß nad) $ 1 der Volizeiverordnung alle von der Stadt 
mit der Entleerung der Aborte, Jauchegruben und Sammelbehälter 
nicht beauftragten Unternehmer von der Ausübung dieſes Gemwerbe- 
betriebes ausgefchloffen werden und findet im $ 37 Gew.d. für 
diefe Vorfchrift feine Stüge. Dies trifft zu. Es ift zwar nach der 
weitgreifenden Faſſung diefes $ 37 auch die Zulaffung zu dem dort 
angeführten, die Unterhaltung des öffentlichen Straßenverfehrs be- 
treffenden Gewerbebetriebe der Regelung durch die Drtspolizei- 
behörde unterworfen. Diefe Vorſchrift enthält aljo eine derjenigen 
Ausnahmen und Beichränfungen von der Freiheit des Gemerbe- 
betriebes, welche der $ 1 daſelbſt vorfieht. 

Allein der Gewerbebetrieb, welcher fih mit der Entleerung der 
Aborte, Jauchegruben und Sammelbehälter befaßt, dient nicht der 
Unterhaltung des öffentliden Berfehrs in den Orten im Sinne des 
8 37, wenngleih damit auch die Abfuhr des Inhalts jener Be- 
hältniſſe verbunden fein mag. 

Der Wortlaut und die Tendenz des 8 37 ſowie defjen Ent- 
ftehungsgefchichte laſſen erkennen, daß das Gewerbe der Abfuhr- 
unternehmer nicht unter die in jener gefeglichen Vorſchrift aufgeführten 
jogenannten Straßengewerbe zu jubjumiren ift. 

Dies ift auch in der Verfügung des Minifters des Innern 
und des SFinanzminifters vom 16. Januar 1894 (Minifterialblatt 
für die innere Verwaltung 1894 ©. 29) ausgeiprochen, in welcher 
es insbefondere heißt: „Die auf Grund des bezeichneten Para- 
graphen“ ($ 37) „der Ortspolizeibehörde zuftehende Befugniß, den 
Betrieb der Straßengewerbe von ihrer Erlaubniß einer beſchränkten 
Anzahl von Unternehmern oder nur einem einzigen Unternehmer zu 
ertheilen, erftredt fich nicht auf das Abfuhrweſen.“ Wenn nun 
auch die Drtspolizeibehörde der Stadt Bohum auf Grund des 
86 Buchſt. b und f des Gefeges über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 fowie auf Grund des $ 366 3. 10 Str.G.B. be- 
fugt war, aus Fürforge für das Leben und die Gefundheit der 
Einwohner und im Äntereffe der Ordnung, Bequemlichkeit und 
Reinlichkeit auf öffentlichen Straßen regelnd in das Abfuhrgemwerbe 
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einzugreifen und die ihr zweckdienlich erſcheinenden Vorſchriften zu 
erlaffen, jo erftrect fich diefe Befugniß doch nicht auf die Zulaffung 
zu dem gedachten Gewerbe. Indem die Polizeiverordnung diefe 
Zulaffung Beſchränkungen unterwirft und eine befondere Erlaubniß zu 
dieſem Gewerbebetriebe fordert, verftößt fie gegen das im $ 1 Gew.D. 
ftatuirte Prinzip der Gewerbefreiheit, wonach der Betrieb eines Ge- 
werbes Jedermann geftattet ift, ſoweit nicht durch diefes Geſetz Aus- 
nahmen vorgefchrieben oder zugelaffen find. 

Das Kammergeriht hat hiernach die in feinem Urtheile wider V. 
vom 14. März 1895 aufgejtellte gegentheilige Rechtsanficht aufgegeben. 

Die Polizeiverordnung ift demgemäß in dem oben bezeichneten 
Umfange für rechtsgültig nicht zu erachten. 


II. 
Steuergeſetze.) Stempelgejebe. 


Nr. 92. 


Kleinhandel mit ſelbſt gebranntem Kranntmein. Konzeſſion. 
Nchengemerbe. Betriebsftener. 


1. Der Kleinhandel mit Branntwein bedarf auch dann 
der polizeilichen Genehmigung, wenn der Händler jelbft eine 
Branntweinbrennerei bejist. 

2. Der Kleinhandel mit Branntwein, welchen ein Brannt- 
weinbrenner ald Nebengewerbe betreibt, unterliegt einer be- 
jonderen Betrieböfteuer. | 


Gew.O. 88 35, 147 Nr. 1; Gemwerbefteuergejeg vom 24. Juni 1891 $$ 52, 59, 

70, 82; Edikt vom 7. September 1811 $ 55; Kab.D. vom 7. Februar 1835, 

8.5. S. 18; Kab.D. vom 21. Zuni 1844 Nr. 1, G.S. ©. 214; Ausführungs- 
anmweifung vom 23. Auguft 1892. 


Urtheil vom 12. Dezember 1895 (S. 1038/95). 
Schöffengeriht und Landgeriht Bochum. 

Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Gewerbe— 
vergebens und Gemwerbefteuerhinterziehung in idealer Konkurrenz zu 
Strafe verurtheilt worden. Die von dem Angeklagten eingelegte 
Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


*) Bergl aud Nr. 88 dieſes Bandes. 
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Gründe: 


Der Revifion, welche eine materielle Gefegesverlegung rügt und 
ausführt, daß das Berufungsgericht hätte feftftellen müſſen, ob 
bereits vor dem Inkrafttreten der Gewerbeordnung der Angeklagte 
die Berechtigung zum Kleinhandel bezw. Kleinverfauf von Brannt- 
mein gehabt habe, da ein beftehendes Recht nicht ohne Weiteres 
durch die Gewerbeordnung habe befeitigt werden fünnen, war der 
Erfolg zu verjagen. 

I. Die von dem Berufungsrichter aufrecht erhaltene thatſäch— 
liche Feftftellung des Schöffengerihts, daß der Angeklagte zu W. im 
Dftober 1894 den jelbjtändigen Betrieb eines ftehenden Gewerbes, 
zu dem eine bejondere polizeiliche Genehmigung erforderlich ift, 
nämlih des Kleinhandels mit Branntwein, ohne Genehmigung 
unternommen hat, enthält alle gejeglihen Merkmale der 88 33 und 
147 3.1 Gew.D. und ift ohne Rechtsirrthum erfolgt. 

Der Umftand, daß der Angeklagte die Branntweinbrennerei 
jelbft betreibt, und nur jelbftverfertigten Branntwein im Einzelnen 
verkauft hat, befreit ihn nicht von der Konzeffionspflicht für den 
Kleinhandel mit Branntwein. Denn nad) $ 33 a. a. D. bedarf 
jeder, der Kleinhandel mit Branntwein betreibt, der polizeilichen 
Erlaubnig. Das Geſetz macht feinen Unterſchied, ob der Brannt- 
wein von dem Händler felbjt angefertigt, oder aus der Brennerei 
eines Andern bezogen it. Der Zwed der Beitimmung des Abf. 1 
833 a. a. O. ift, wie der Abſ. 2 Elar ergiebt, die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung, insbefondere im Intereſſe der Sittlichkeit 
und der Gejundheit. Dieſer Zwed würde aber nicht erreicht, wollte 
man den Kleinhandel felbftverfertigten Branntweins, der mit gleichen 
Gefahren für das öffentliche Wohl verbunden ift, wie der angejchaffte, 
völlig freigeben. 

Die Ausnahmebeitimmung des $ 55 des Ediktes vom 7. Sep- 
tember 1811 (G.S. ©. 269) aber, welche lautet: 

„Wer x. das Recht zum Brennen oder Brauen bat, oder 
erhält, hat auch das Recht, das fabrizirte Getränk innerhalb der 
. Grenzen jeines Hofraumes im Detail zu verkaufen.“ 
ift bereits durch die Kab.D. vom 7. Februar 1835 3. 9 (G. S. ©. 18) 
und die Kab.D. vom 21. Juni 1844 3. 1 (GG. S. ©. 214) aufge- 
hoben (Goltdammer, Archiv Bd. 7 ©. 538). 
II. Die fernere thatjächliche Feititellung des Berufungsrichters, 
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daß der Angeklagte im Jahre 1894 zu W. die geſetzliche Verpflich- 
tung zur Anmeldung eines fteuerpflichtigen Gewerbes innerhalb der 
vorgejchriebenen Frift nicht erfüllt hat, enthält den Thatbeitand der 
88 59, 52, 70 des Gemwerbefteuergefeges vom 24. Juni 1891 und 
giebt zu rechtlichen Bedenken feinen Anlaf. Nah $ 59 a. a. D. 
unterliegt jeder Betrieb des Kleinhandels mit Branntwein der be- 
jonderen Betriebsfteuer, und nad Art. 1 3.3 der Ausführungs- 
anmweilung des Finanzminifters vom 23. Auguft 1892 (Fuifting, 
das Preußiſche Gemwerbefteuergefeß ©. 441) ift es unmejentlih, ob 
diefer Kleinhandel als Neben- oder Hauptgewerbe betrieben wird. 
Die frühere Anweiſung des Finanzminifters vom 20. Mai 1876, 
wonach der Brennereibefiger, welcher den felbiterzeugten Branntwein 
auf der Fabrifationsftätte, beziehungsmeife innerhalb des Hofes, wo 
diefe liegt, verkauft, Feine Steuer zu zahlen braucht, ift durch den 
$ 82 des Gewerbefteuergefeges vom 24. Juni 1891, wonach alle auf 
die Veranlagung und Entrichtung der Gemwerbefteuer bezüglichen 
Vorſchriften vom 1. April 1893 außer Kraft treten, aufgehoben. 
Demnah unterlag der außer der Brennerei vom Angeklagten als 
Kebengewerbe betriebene Kleinhandel mit Branntwein der bejonderen 
Betriebsfteuer und machte fich derjelbe durch Nichtanmeldung dieſes 
jteuerpflichtigen Gewerbes nach 88 52, 70 des Gefeges vom 24. Juni 
1891 ftrafbar. 

Der Angeklagte ift daher mit Recht wegen VBergehens gegen 
88 33, 147 Gew.D. in idealer Konkurrenz mit einer Zumwiderhand- 
lung gegen die 88 59, 52, 70 des Gewerbefteuergefeßes von 
24. Juni 1891 beftraft. 


Nr. 9. 


Gemerbeftenergefe vom 24. Juni 1891. Bereits beſteheude Gemerbe- 
befriebe. Anzeigepflicht. 


Die beim Inkrafttreten des Gewerbeſteuergeſetzes vom 
24. Juni 1891 bereits beftehenden Gewerbebetriebe unter- 
liegen nicht der Anzeigepflicht. 

Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Zunt 1891 $$ 52, 54, 57,59, 68, 71, 78; Ausführungs⸗ 
anweifungen vom 20. Mat 1892 Art. 2 und vom 23. Auguft 1892 Art. 5 





Urtheil vom 16. Dezember 1895 (S. 1061/95). 
Schöffengeriht I und Landgericht I Berlin. 
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Die Angeklagte ift in den Vorinftanzen von der Anſchuldigung 
der Gewerbefteuerhinterziehung freigefprochen worden. Die von dem 
Staatsanwalt eingelegte Nevifiion wurde nicht für begründet er- 
achtet. 

Gründe: 

Die Revifion der Staatsanwaltfchaft erfchien unbegründet. 

Nah der Feftitellung des Vorderrichters hat die Angeklagte, 
welche eine Brennerei betreibt, im Jahre 1894 den jelbft fabrizirten 
Branntwein in Eleineren Duantitäten von den Fabrifationsftätten 
aus, beziehungsmeife innerhalb des Hofes, in welchem die leßteren 
gelegen find, verfauft. Diefer Kleinverfauf ift bereits feit längeren 
Jahren von ihrem erſten Ehemanne betrieben und feit deſſen Tode 
im Jahre 1890 von ihr in derfelben Weife fortgefeßt worden. Die 
Angeklagte hat auch eingeräumt, den Kleinhandel mit Branntwein 
ohne polizeiliche Genehmigung betrieben zu haben. 

In Betreff der Gemwerbejteuerfontravention hat der Vorder- 
richter angenommen, daß der Kleinhandel der Angellagten ein der 
Betriebsftener unterliegendes Gewerbe fei, daß aber die Angeklagte 
gleichwohl fih einer Zumiderhandlung gegen $ 70 des Gewerbe- 
fteuergefeßes nicht ſchuldig gemacht habe, weil der $ 52 a. a. D. nur 
vorjehreibe, daß von dem Anfange eines Betriebes eines jtehenden 
Gewerbes Anzeige zu machen fei, die Angeklagte aber den Betrieb 
ihres Gewerbes unter der Herrſchaft des Gemwerbefteuergefeßes vom 
24. Juni 1891 nicht angefangen habe. 

I. Die Staatsanwaltichaft behauptet nun in der Revifion, daß 
das Gewerbe der Angeklagten, da es durch Einführung des Gewerbe- 
ftenergefeßes fteuerpflichtig geworden fei, von diefem Zeitpunfte ab 
als ein neues fteuerpflichtiges Gewerbe anzufehen fei, deſſen Anfang 
der Anzeige bedürfe. 

Richtig ift, daß das Gewerbe der Angeklagten dur das 
Gewerbefteuergefeß fteuerpflichtig geworden ift, und zwar, da nad 
ber Feſtſtellung der Regierung die Betriebsfteuer jährlih 15 M. be- 
trägt, nicht blos ein der Betriebsjteuer unterliegendes Gewerbe 
fondern auch ein der Gewerbeſteuer unterliegendes, Gewerbe. 

Gleihwohl war die Angeklagte zu einer Anzeige gemäß $ 52 
des Gewerbefteuergefeges nicht verpflichtet. Nah 88 57 und 68 
a.a. D. find zum Zmwed der erjtmaligen Veranlagung der Gemwerbe- 
fteuer nach diefem Geſetze die Gemeindevorftände und die Landräthe 
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angemwiejen, der Regierung ein Verzeichniß ſämmtlicher vorhandener 
Gewerbebetriebe, welche nicht bereits in der legten Gemwerbefteuer- 
rolle und den Zugangsliften des legten Jahres aufgeführt find, be- 
ziehungsmweife eine Nachweifung aller vorhandenen im 8 59 a. a. D. 
bezeichneten Gewerbebetriebe unter Angabe der einzelnen Betriebs- 
ftätten einzureichen. In den Beitimmungen des Finanzminifters vom 
20. Mai 1892 für die erjtmalige Ausführung des Gemerbefteuer- 
gejeges enthält der Art. 2 befondere Vorjchriften für bisher fteuer- 
freie Gewerbe. Die Gemeindevorftände und Landräthe haben dem- 
nad auch bei den Gemwerbetreibenden felbft Erfundigungen einzu- 
ziehen und dieje find zur Erklärung nad $ 54 a. a. D. verpflichtet 
und bei Verweigerung der Auskunft nah $ 71 a. a. D. ftrafbar. 

In der Anweiſung des Finanzminifters vom 23. Auguft 1892 
zur Ausführung der die Betriebsfteuer betreffenden Vorſchriften find 
im Art. 5 bejondere Vorfchriften gegeben zum Zweck erftmaliger 
Erhebung der Betriebsiteuer. 

Alle diefe Beitimmungen find dahin aufzufaffen, daß für die 
damals beftehenden Gewerbe die Regierung ſelbſt feftftellen wollte, 
welche Gewerbe beziehungsmweife in melcher Höhe fteuerpflichtig ge- 
worden find, und daß in Betreff der damals beftehenden Gemwerbebe- 
triebe eine Anzeigepflicht durch den $ 52 a. a. D. nicht vorgefchrieben 
werben follte.e Den Fall, daß Steuerpflichtige bei der Veranlagung 
übergangen oder fteuerfrei geblieben find, fieht der $ 78 a. a. O. 
vor und die Vorfchrift diefes Paragraphen wird auch für den vor- 
liegenden Fall Plag greifen. 


Nr. 94. 
Mildhkuranfalt. Schankwirthſchaft. Steuer- und Konzeffionspflict. 


Die Berabreihung von Mil in Gläſern zum Genuß 
auf der Stelle gegen Bezahlung in einer Milchkuranftalt 
fallt nicht unter den Begriff der konzeſſions- und fteuer- 
pflichtigen Schankwirthicdhaft. *) 


Gew.O. 88 33, 147; Gefeh vom 3. Zuli 1876 $ 17; Geſetz vom 30. Mai 1820; 
Bemwerbefteuergefeg vom 24. Juni 1891. 


Urtheil vom 6. Februar 1896 (S. 1257/95). 
Schöffengeriht I und Landgericht I Berlin. 





*) Bergl. Urtheil vom 13. Februar 1890 Bd. 10 S. 204 dieſes Jahrbuches. 
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Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen von der Anjchuldigung 
der Gewerbefteuerhinterziehung und des Vergehens gegen die Ge- 
werbeordnung freigefprochen worden. Die von der Direktion für 
die Verwaltung der direkten Steuern zu Berlin eingelegte Revifion 
wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 


Die Revifion der Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern in Berlin, welche Verlegung des $ 147 Abſ. 2 und des 
533 Gew.D. in Verbindung mit dem $ 17 des Gefetes, betreffend 
die Beiteuerung des Gemerbebetriebes im Umherziehen ꝛc., vom 
3. Juli 1876 duch Nichtanwendung rügt, kann für begründet nicht 
erachtet werben. 

Der Berufungsrichter hat thatfächlich feitgeftellt, daß der An- 
geflagte in den Jahren 1882 bis 1892 in Berlin eine Molferet mit 
etwa 17 Kühen betrieben hat, daß die Kundſchaft entweder fich ſelbſt 
die gewonnene Milch abholt oder daß diefe derjelben vom Ange- 
klagten ins Haus gejandt wird, daß der Angeklagte aber daneben 
in Gläfern auch Milh an Kranke, Rekonvaleszenten und Kinder 
zum Genuß an Drt und Stelle verabfolgt und zu diefem Zwecke 
drei oder vier befondere im Kuhſtall auf einem daſelbſt angebrachten 
Brette ftehende Gläfer gehalten hat, daß irgend ein Hinweis auf 
einen im Stalle befindlichen Milhausichant weder am Thorwege 
noch am Stalle, noch an einer anderen dem Publikum zugänglichen 
Stelle angebracht geweſen ift, daß der Angeklagte für die zum fo- 
fortigen Genuffe verfaufte Milch den gleihen Preis, wie für eine 
übrige Milch empfangen hat, daß endlich der Angeklagte die polizei- 
liche Erlaubniß zum Betriebe der Schankwirthſchaft nicht bejeffen, 
auch das Gewerbe der Schankwirthichaft nicht zur Steuerveranlagung 
angemeldet hatte. 

Ohne Rechtsirrthum nimmt der Vorderrichter auf Grund diefer 
Feftitellungen an, daß der Ausſchank der Milh in einem offenem 
Lofal ftattgefunden hat, vom Angeklagten gewerbsmäßig betrieben 
worden ift und daß auch der Ausſchank von Milch, welche, wie im 
vorliegenden Falle, ſelbſt gewonnen ift, als Schanfwirthichaft ange- 
ſehen werben könne, wenn er gewerbsmäßig betrieben werde. 

Der PVorderrichter ſpricht nichtspeftoweniger den Angeklagten 
von der Anklage einer Zumiderhandlung gegen die 88 33 und 147 
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Gew.D. und gegen den $ 17 des gedachten Geſetzes vom 3. Juli 
1876 frei, weil die Milch nicht als Genußmittel, jondern nur als 
Heil- und Kräftigungsmittel ausgejchänft worden jei, die Schant- 
wirthſchaft aber begrifflich zur Vorausfegung habe, daß die Getränfe 
als Genußmittel ausgeſchänkt würden. 

Dieſe Auffaffung leitet er aus der ſich insbejondere aus dem 
$ 33 Gew.D. ergebenden Tendenz dieſes Gefeßes her. Diefelbe er- 
Scheint auch nicht rechtsirrig. 

Bon einer gleichen Auffaffung, welche auch von mehreren 
Kommentatoren der Gewerbeordnung bezw. der Gemerbefteuergejete 
getheilt wird, ift auch das DObertribunal, wenigitens binfichtlich des 
Mineral-, jpeziell des Selterswafjers ausgegangen, indem e8 in dem 
Urtheil diefes Gerichts vom 13. Juni 1874 (Oppenhoff, Redtfpr., 
8.15 ©. 403 ff.) wörtlich heißt: 

„Endlich kann auch nicht in Betracht fommen,“ (nämlich für 
die Konzeffionspflichtigfeit eines Ausſchanks von Getränfen), „ob: 
der Angeklagte ala Apotheker zum Verkaufe von Selterswaffer in 
feiner Dffizin feiner Genehmigung bedarf. Die Zuläffigfeit des- 
Verkaufs des fraglichen Mineralwafjers in feiner Eigenſchaft als 
Arzneimittel ſchließt felbftverftändlich nicht aus, daß, infomweit die 
Borausfegungen der Schankwirthichaft vorliegen, die 88 33, 147 
a. a. D. (der Gewerbeordnung) zur Anwendung fommen“, 

während das Urtheil defjelben Gerichtshofes vom 29. Dftober 1878 
(ebenda Bb. 19 ©. 490) ausführt, „daß der Begriff der Schanf- 
wirtbichaft alle Getränfe umfaßt, die auf der Stelle genofjen werden 
und „Gegenitand eines gemwerbsmäßigen Verkaufs find, wie Kaffee, 
Thee, Mil, insbefondere auch Mineralwafjer aller Art, infofern 
die legteren nicht bloß Heilmittel, fondern, wie Seltersmwafler, des 
Wohlgejhmads wegen oder zur Löſchung des Durftes getrunken 
werden, wie Jolches in Betreff des Selterswaſſers Schon in dem Er- 
fenntnig des Dbertribunal8 vom 16. Juni 1874* (ſoll heißen 
13. Juni 1874) „ausgeiprochen worden ift.“ 

Diefe Auffaffung, welche das Kammergericht in dem Urtbeile 
vom 13. Februar 1890 (Jahrb. der Entſch. Bd. 10 ©. 204) we- 
nigjtens nicht ausdrücklich für unzutreffend erklärt hat, findet ihre 
Begründung in dem Gedanken des Gejetgebers, welcher im $ 38 
Abf. 2 Gew.D. zum Ausdrude gebracht ift, denn es erfcheint aus- 
geichlofien, daß ein Ausſchank von nicht geiftigen Getränken, welcher 
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lediglich zu fanitären Zweden ftattfindet, die Beforgniß hervorrufen 
fönnte, daß diefer Gewerbebetrieb zur Förderung der Völlerei, des 
verbotenen Spiels, der Hehlerei oder der Unfittlichfeit mißbraucht 
werden könnte. 

Der Begriff der Schanfwirthihaft im Sinne der Gemwerbe- 
ordnung ift aber der gleiche, wie derjenige, welcher den Gemwerbe- 
fteuergefegen vom 30. Mai 1820 und vom 24. Juni 1891 zu 
Grunde liegt. 


Ar. 9. 
Schankgewerbe. Kaſtellan eines Mereins. 

Der Kaftellan eined Vereins, welcher die für Nechnung 
des Vereins angejchafften Biere und Branntweine nur an 
Bereindmitglieder im Kleinhandel und glasweije verkauft, be— 
treibt Fein konzeſſions- und fteuerpflichtiges Schanfgewerbe.*) 
Gewerbefteuergefeg vom 24. Juni 1891 $$ 12, 59, 70; Gew. O. $$ 33, 147 3. 1- 





Urtheil vom 14. November 1895 (S. 922/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Münfter. 


Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht von der An— 
ſchuldigung des Gewerbevergehens und der Gemerbefteuerhinterziehung 
freigefprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Re- 
vifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Der Vorderrichter hat thatfächlich feitgeftellt, daß Die Klubge- 
jelihaft „Erholung“ ein Verein ift, in welchem der als Kaftellan 
angeftellte Angeklagte Bier und Branntwein im Kleinhandel und 
glasweiſe für Rechnung des Vereins an die Mitglieder des legteren 
fäuflich verabreicht, daß dieſe geiftigen Getränke für Rechnung des 
Vereins angeſchafft find, und daß der Angeklagte aud am 23. De- 
zember 1894 Branntwein aus den Beitänden des Vereins nur an 
ein Vereinsmitglied, welches er als ſolches Fannte, verkauft hat. Er 
bat ferner noch ausdrüdlich negativ feitgeftellt, daß es nicht erwie- 
fen ift, daß der Angeklagte den Branntwein für feine eigene Rech— 
nung verkauft hat, und daß ein folder Verkauf für eigene Rechnung 


*) Bergl. Urtheil vom 7. Sanuar 1889 Bb. 11 ©. 191 dieſes Jahrbuches. 
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auch Tonft nicht ftattgefunden hat, auch nicht zum Verzehr auf der 
Stelle. Auf Grund diefes Sachverhaltes hat der Vorderrichter mit 
Recht angenommen, dab der Angeklagte ein fteuerpflichtiges und 
fonzeffionspflichtiges Gewerbe nicht betrieben hat. An dieſer that- 
Tählichen Feftitelung des Vorderrichters fcheitert die Revifion der 
Staatsanwaltihaft. Daß der VBorderrichter den Begriff der „ge: 
ſchloſſenen Geſellſchaft“ und des „Gewerbebetriebes” verfannt bat, 
ift nicht erfichtlich. 

Daß Konjfumvereine, wenn fie die Getränfe nur an Mitglieder 
des Vereins abgeben, eine fonzeffionspflihtige Schankwirthſchaft bezw. 
einen fonzefjionspflichtigen Kleinhandel mit Branntwein nicht betreiben, 
ift in Eonjtanter Praris angenommen worden. 


Ar. 96. 
Schankwirthſchaft. Mereinsmirth. Aonzefions- und Steuerpflicht. 

Mer auf eigene Rechnung den Mitgliedern eines Vereins 
in feinem Haufe Bier und Branntwein gegen Bezahlung ver- 
abreicht, ohne hierzu die polizeiliche Genehmigung eingeholt 
zu haben und ohne den Anfang diefed Gewerbes der Steuer- 
behörde angezeigt zu haben, macht jich jowohl eines Vergehens 
gegen die 88 33 und 147 Gew.D., ald auch einer Zuwider⸗ 
handlung gegen die 88 52, 59, 70 des —— 
vom 24. Juni 1891 ſchuldig. 

Urteil vom 6. Mai 1895 (S. 310/95). 
Schöffengericht Ibbenburen, Landgeriht Münfter. 

Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Zumider- 
handlung gegen die angeführten Geſetzesvorſchriften zu Strafe ver- 
urtheilt worden. Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde 
nicht für begründet erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der $$ 33 und 147 3.1 Gew.O. 
rügt, ift unbegründet. 

Die thatjächliche Feftitelung des Berufungsrichters, daß der 
Angeklagte zu Mettingen in nicht rechtsverjährter Zeit auf eigene 
Rechnung den Mitgliedern des Vereins „Einigkeit“ und denjenigen 
welche fich in die Mitgliederlifte eintrugen, in feinem Haufe Bier 
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und Branntwein verabreicht hat, ohne hierzu die polizeiliche Ge— 
nehmigung zu befigen und ohne den Anfang dieſes jelbitändigen 
Schanfbetriebes angezeigt zu haben, enthält die Thatbeftandsmerf- 
male eines Vergehens gegen die 88 33, 147 3.1 Gew.O. und einer 
Zumiderhandlung gegen die 88 52, 59, 70 des Gewerbefteuergefebes 
vom 24. Juni 1891 in idealer Konkurrenz und läßt die Anwendung 
diefer Geſetzesvorſchriften auf den feitgeitellten Sachverhalt einen 
Rechtsirrthum, insbefondere bezüglich des felbjtändigen Betriebes 
der Schankwirthichaft, nicht erkennen. 


Nr. 97. 
Schankwirth. Lieferung von Getränken für einen Henban. 
Wenn ein Schankwirth den auf einem Neubau beichäftigten 
Arbeitern auf Beftellung Getränke zum Genuß auf diejem 
Neubau Liefert, jo ift dies fein bejonderer konzeſſionspflichtiger 
und der Betrieböftener unterliegender Schanfbetrieb. 
Gew.O. 88 33, 147; Gemwerbefteuergefeg vom 24. Juni 1891 $$ 52, 59, 70, 73, 





Urtheil vom 24. Februar 1896 (S. 37/96). 
Schöffengeriht Rixdorf, Landgericht II Berlin. 





Der Angeklagte ift durch das Berufungsgeriht von der An- 
ſchuldigung des Gewerbevergehens und der Gewerbeſteuerhinterziehung 
freigeſprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Re— 
viſion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 


Der Vorderrichter hat thatfächlich feftgeftellt, daß der Angeklagte 
im Sommer 1895 den auf einem Neubau zu R. beichäftigten Ar- 
beitern Speifen und Getränke aus feiner Reftauration geliefert hat, 
und zwar gewöhnlich in der Weife, daß er die Bejtellungen der Kon— 
jumenten zuvor nachfuchte und auf dem Bau entgegennahm. Außer- 
dem hat der Angeklagte in einigen Fällen folches, bereits nach dem 
Neubau gebrachtes, aber von den Beftellern nicht abgenommenes 
Bier anderen Arbeitern auf Verlangen zum Genuß auf der Stelle 
verkauft, auch in der Baubude einen Gläfervorrath gehalten, um 
den Ausſchank zu ermöglichen. 

Er hat insbefondere auch feitgeftellt, daß der Angeklagte am 
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26. Juni 1895 Arbeitern, welche auf dem fraglichen Neubau be- 
fchäftigt waren, auf Beitellung Speifen und Getränfe geliefert hat. 

Der Vorderrichter hat nun ausgeführt, daß, wenn auch in den 
Fällen, in denen der Angeflagte an Arbeiter ohne vorherige Be- 
ftellung Getränke zum Genuß auf der Stelle abgegeben hat, die 
Ausübung der Schankwirthihaft zu finden fei, doch nicht feftgeftellt 
werden fönne, daß der Angeklagte am 26. Juni 1895 an den Tage, 
welcher allein zur Beurtheilung ftehe, Schanfwirthichaft betrieben habe. 

Auf Grund diefer Erwägungen hat der Vorderrichter dem An— 
geflagten freigefprodhen. Demgegenüber hat die Staatsanwaltichaft 
mittels Revifion ausgeführt, daß, da die Gemwerbsmäßigfeit bei dem 
vorliegenden Delift ein Thatbeitandsmerfmal bilde, der Eröffnungs- 
beſchluß von jelbitsfämmtliche Handlungen des Angeklagten umfafje, 
in welchen die gewerbsmäßige Thätigfeit defielben gefunden werben 
fönne, und daß deshalb auch folche diesbezüglichen Handlungen, die 
nicht befonders erwähnt worden, Seitens des Gerihts zum Gegen- 
ftande der Verhandlung und Urtheilsfindung zu machen gemefen 
wären, da die einzelnen Fälle nicht als felbftändige Delikte, ſondern 
nur als Beitandtheile des Kollektivdelifts in Betracht kämen. Diefe 
Ausführungen können nur in bejchränftem Maße als richtig aner- 
fannt werden. Nur für den Fall, daß in der Thätigkeit des An- 
geflagten am 26. Juni 1895 eine Handlung erblictt werden Eönnte, 
welche fich als eine Ausübung der Schankwirthſchaft darftellt, könnte 
auch die Thätigfeit des Angeklagten an anderen Tagen für die Be- 
urtheilung der Frage verwerthet werden, ob der Angeklagte gewerbs- 
mäßig gehandelt hat. 

Es fragt fich deshalb zunächft, ob der Angeklagte am 26. Juni 
1895 eine Thätigkeit ausgeübt hat, welche als ein Ausflug der 
Schankwirthſchaft angejehen werden kann. Diefe Frage muß ver- 
neint werden. 

Bei der Beurtheilung diefer Frage kommt es allerdings nicht 
darauf an, wie von dem Vorderrichter rechtsirrthümlich ausgeführt 
worden ift, ob die gelieferten Getränfe vorher beftellt find oder nicht. 
Es läßt fih fehr wohl denken, daß der Schankwirth fich erit auf 
Beftellung die Vorräthe an Getränken anfchafft, welche er ſodann 
in dem Betriebe feiner Schankwirthſchaft verſchänkt. Für die Frage, 
ob jemand bei dem Verkauf von Getränken die Schanfwirthichaft 
betreibt, ift vielmehr allein entfcheidend, ob derjenige, welcher feine 
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Getränke verkauft, fie an einer Schankſtätte d. h. an einem Plate, 
in einem Lokal, über welches er unter Ausſchluß Anderer zu ver- 
fügen berechtigt ift, zum Genuß auf der Stelle verkauft. 

Nah der Feititellung des Vorderrichters hat der Angeklagte 
am 26. Juni 1895 auf einem Neubau zu R., aljo an einem Orte, 
über den er fein Verfügungsreht hatte, wo er vielmehr nur ge- 
duldet wurde, an dort befchäftigte Arbeiter auf Beitellung Getränte 
geliefert. 

Der Angeklagte hatte demnach auf jenem Neubau feine Schanf- 
ftätte und das Bier ift nicht zum Genuß auf der Stelle verkauft worden. 

Hiernach bat der Angeklagte am 26. Juni 1895 auf dem frag- 
lihen Neubau auch feine Thätigfeit ausgeübt, welche als ein Aus- 
fluß der Schanfwirthichaft angefehen werden kann. 


Nr. 98. 
Schaukwirthſchaft. Betriebsftener. Mittelbarer Geminn. 

Ein Höfer, welcher feinen Kunden Branntwein zum 
Genuß auf der Stelle zwar ohne Bezahlung, aber in der 
Abficht, dadurch den Abſatz feiner Waaren zu begünftigen, 
verabreicht, betreibt eine der DBetriebsfteuer unterliegende 
Schankwirthſchaft. 

Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 88 52, 59, 60, 70. 
Urtheil vom 6. Januar 1896 (S. 1125/95). 
Schöffengericht und Landgericht Kiel. 

Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen von der Anfehuldigung 
der Gewerbefteuerhinterziehung freigefprocdhen. Die von dem Staats- 
anwalt eingelegte Revifion wurde für begründet erachtet. 

Gründe: 

Der Gemerbebetrieb einer Schankwirthſchaft ift nicht bloß dann 
vorhanden, wenn der die Getränke zum fofortigen Genuß Verab- 
reichende einen direkten Vortheil aus diefer Verabreihung, 3. B. 
baare Bezahlung, erftrebt, fondern fhon dann, wenn er aus dem 
Verſchänken der Getränke auh nur einen mittelbaren Vortheil zu 
gewinnen beabfichtigt. Eine derartige Abficht ift im vorliegenden 
Falle durch die thatjächliche Feftitellung des Berufungsgerichts als 
vorhanden zu erachten. Da der Angeflagte das Bier unentgeltlich 
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an Kunden verabfolgt bat, „um die Kunden feftzuhalten d. h. um 
zu bewirken, taß diefelben auch fernerhin ihren Bedarf an Höfer- 
waaren bei ihm nähmen,“ fo bezwedt er einerfeits einen günftigen 
Abfag jeiner Höferwaaren und damit mindeftens eine ftete Gleich- 
mäßigfeit feiner Einkünfte, andererfeits will er in der Vergütung, 
welche die Kunden für die fpäter zu entnehmenden Waaren leiften 
werden, zugleich auch die Vergütung für die zur Zeit umfonft ver- 
abreichten Getränke erlangen. 

Die Vorausfegungen zur Anwendung der $$ 59, 60, 70 des 
Gewerbefteuergefeges find mithin gegeben. 


Ar. 99. 
Gemeinde-Bierftener in Cõln. Aucchgeführtes Vier. 

Der 8 2 der formell und materiell rechtögültigen Polizei- 
verordnung, betreffend die Uebertretung des Regulativs für 
die Erhebung eines Gemeindezufchlags zur ftaatlichen Brau- 
fteuer und einer Gemeinde-Bierſteuer in der Stadtgemeinde 
Cöln, vom 16. Auguft 1894 und der 8 8 diefes Regulativs 
finden auf das durch Cöln nur durchgeführte Bier feine 
Anwendung. 


Polizeiverorbnung vom 16. Auguft 1894 88 2, 3 Abth. Ha und b, $ 7; Negulativ 

vom 12. — 1894 88 6, 8, 9, 10, 14; Städteordnung für die Rheinprovinz 

vom 15. Mai 1856 $ 49; Zuftändigfeitägefeg vom 1. Auguft 1883 $ 16; Geſet 
vom 11. März 1850. 





Urtheil vom 6. Mai 1895 (S. 300/95). 
Schöffengericht und Landgericht Eöln. 





Der Angeklagte ift dur das Berufungsgericht wegen Ueber- 
tzetung der gedachten Wolizeiverordnung zu Strafe verurtheilt 
worden. Die von dem Angeflagten eingelegte Revifion wurde für 
begründet erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der Bolizeiverordnung, be= 
treffend die Webertretung des Regulativs für die Erhebung eines 
Gemeindezufhlags zur ftaatlichen Brauftener und einer Gemeinde- 
Bierfteuer in der Stadtgemeinde Cöln vom 16. Auguft 1894 durch 
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unrichtige Anwendung und eventuell Verlegung des Grundfates 
_ „in dubio pro reo“ rügt, ift begründet. 

Der Berufungsrichter fieht wohl unzweifelhaft für thatjächlich 
feftgeftelt an, daß der Angeflagte am 2. Dftober 1894 ſchon 
Morgens um 5 Uhr 10 Minuten mit einem mit Bier beladenen 
Wagen von Mülheim Fommend, über die Freiheitsftraße zu Deutz 
gefahren ift, nicht dagegen ift deutlich erfichtlich, ob der Berufungs- 
richter dem Angeklagten auch darin Glauben ſchenkt und alfo für 
fejtgeftellt oder doch für nicht widerlegt anfieht, daß das Bier nicht zur 
Einfuhr nah Cöln, fondern nah Bonn bejtimmt geweſen fei, denn 
feine Ausführung, nad) welcher der Angeklagte auch in diefem Falle 
wegen Webertretung der erwähnten Bolizeiverordnung zu beitrafen 
fei, läßt nicht den Schluß zu, daß diefe vom Angeklagten behauptete 
Thatſache auch richtig fei. 

Die formelle Gültigfeit der bezeichneten Polizeiverordnung und 
En 1894 unterliegt nad) 
den in diefer Hinficht insbefondere für die Polizeiverordnung im 
Berufungsurtheile getroffenen Feitftellungen und nad $ 49 der 
Städteordnung für die ARheinprovinz vom 15. Mai 1856 in Ver— 
bindung mit dem $ 16 des Geſetzes über die Zuftändigfeit der Ver— 
waltungs- und Bermaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguft 1883 
feinem Bedenken. Denn den Formvorfchriften, von deren Beob- 
ahtung die Gültigkeit der auf Grund des Gefeges über die Polizei— 
verwaltung vom 11. März 1850 erlafienen Bolizeiverordnungen ab- 
bängt, unterliegt weder jenes Regulativ, noch die Polizeiverordnung 
vom 16. Auguft 1894. 

Auch die materielle Gültigkeit der übereinftimmend in dem Re— 
gulative und in der Polizeiverordnung enthaltenen im vorliegenden 
Falle in Betraht kommenden Vorſchriften kann nah $ 49 der 
Stäbdteordnung nicht bezweifelt werben. 

Der $ 2 diefer Bolizeiverordnung und der $ 8 des Regulativs 
lauten: 

„Alles zur Einfuhr in den Polizeibezirf bejtimmte Bier muß 
in Fäſſern, auf denen Zeichen, Nummer und der geaichte Inhalt 
deutlich eingebrannt iſt, oder in vollen für jedes Kollo gleichartigen 
Flaſchen eingehen.“ „Die Einfuhr iſt außer auf den Eiſen— 
bahnen und Schiffen nur über die von dem ——— 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 


des darin gedachten Regulativs vom 
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bekannt zu machenden Meldeſtellen und Straßen und vom 1. April 

bis zum 30. September nur von 6 Uhr Morgens bis 9 Uhr 

Abends, vom 1. Dftober bis zum 31. März mur von 7 Uhr 

Morgens bis 7 Uhr Abends zuläffig.“ 

Der $ 14 des Regulativs und der $ 7 der Polizeiverordnung 
drohen dann für die bezüglichen Zumiderhandlungen Geldftrafen von 
3 bis zu 30 M. an. 

Der Borderrichter erachtet nun die Beitimmungen des $ 8 des 
Regulativs und des $ 2 der PWolizeiverordnung auch auf das— 
jenige Bier für anwendbar, welches nur durchgeführt wird, alfo 
nicht im Gemeindebezirk Cöln verbleibt. Er deduzirt Dies aus dem 
Wortlaute diefer Beftimmungen, aus dem $ 3 der Polizeiverordnung 
und aus dem Regulativ, insbefondere aus der Weberfchrift der Ab- 
theilung IL, dem $ 6, dem $ 9 und dem Sinne und Zwecke des- 
jelben. 

Diefer Auffaffung ift indeffen nicht beizutreten. | 

Wenn im $ 6 des Regulativs unter der „Gemeindefteuer von 
eingeführtem Bier“ überjchriebenen Abtheilung II und unter der be- 
fonderen Weberfchrift „Befreiungen“ die Beſtimmung enthalten ift: 

„Bon der Steuer befreit ift: 

a) Bier, welches in Mengen von nicht mehr als zwei Litern ein- 

geführt wird, 

b) Bier, welches durch den Gemeindebezirk nur durchgeführt wird“, 
und dann fpezielle Fälle angeführt werden, in denen Bier als durch— 
geführtes zu betrachten ift, fo folgt hieraus nicht, daß Durchgeführtes 
Bier unter das eingeführte Bier überhaupt Jubjumirt werden fol, 
vielmehr wird hiernach durchgeführtes und eingeführtes Bier unter- 
ſchieden. Im 8 9 des Regulativs ſowie im $ 3 der Polizeiverord- 
nung wird ferner ausdrüdlich eingeführtes und durchgeführtes Bier 
nebeneinander gejtelt und für Bier beiderlei Art den Dafjelbe 
transportirenden Perſonen eine befondere Verpflichtung zum Beifich- 
führen einer Nachweifung beftimmten Inhalts in doppelter Aus- 
fertigung und zu deren VBorlegung auferlegt, im Abſ. 2 auch eine 
befondere Vorfchrift für „nur ducchgeführtes“ Bier gegeben. Der 
8 10 des Regulativs und der $ 4 der Polizeiverordnung ſprechen 
von der Verfteuerung des eingeführten Bieres, unter welchem hier 
nur folches verftanden wird, welches nicht durchgeführt wird (vgl. 
auch $ 6 unter b des Regulativs). 
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Wenn nun der $ 8 des Regulativs und der $ 2 der Polizei- 
verordnung ebenfalls für das „zur Einfuhr beftimmte” Bier Vor— 
fchriften geben und daneben von „durchgeführten“ Bier nichts 
erwähnen, fo mag es zwar möglicherweife in der Abficht der Be— 
hörden gelegen haben, diefe Vorfchriften auch auf das Bier der 
legteren Art zu erſtrecken. Im Hinblid auf die in den übrigen 
oben angeführten Beltimmungen getroffene Unterfeheidung zwischen 
beiden Arten von Bier ijt indefjen eine ſolche Abficht nicht zum Aus- 
drud gelangt. 

Der Fafjung des 8 8 reſp. $ 2 fteht alfo der denfelben vom 
Berufungsrichter gegebenen Auslegung entgegen. 





Nr. 100. 
Schlachtſteuer. Poſen. Strafe im wiederholten Rückfalle. Subſtitnirte 
Freiheitsſtrafe. 

1. Die Beſtrafung wegen Uebertretung der Schlachtſteuer— 
ordnung im wiederholten Rückfalle zum ſechszehnfachen Be— 
trage tritt auch dann ein, wenn es unterlafſſen iſt bei Ver— 
fündung ded Vorerfenntnifjes oder Rejolut3 den Angeklagten 
gemäß 8 94 der Steuerordnung vom 8. Februar 1819 auf 
die zu erwartende Erhöhung der Strafe im MWiederholungs- 
falle aufmerfjam zu machen. 

2. Iſt Letzteres unterblieben, ſo ift e8 jedoch unftatthaft, 
auf Unterfagung der Ausübung des Gewerbebetriebe als 
Fleischer zu erfennen. 

3. An Stelle der im 8 64 der gedachten Steuerordnung 
für den Unvermögenzfall angedrohten Gefängnißftrafe tritt 
Haftftrafe ein. 

Drtöftatut für die Stadt Pofen vom 31. Dezember 1874 $ 41; Gefe wegen 
Entrichtung der Schladt: und Mahlfteuer vom 30. Mai 1820 $ 17; Steuerordbnung 


vom 8. Februar 1819 88 62, 63, 64, 94; Kab.D. vom 27. September 1833; 
Str. G. B. 88 1,28. 


Urtheil vom 233. September 1895 (S. 700/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Pofen. 


Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Schladht- 
fteuerhinterziehung zu Strafe verurtheilt, auch ift ihm die Ausübung 
23° 
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des Gewerbebetriebes als Fleiſcher auf drei Monate unterſagt worden. 
Die von dem Angeklagten eingelegte Reviſion wurde zum Theil für 
begründet erachtet. 

Gründe: 

Der Berufungsrichter hat unangefochten und ohne erkennbaren 

Rechtsirrthum thatjächlich Feitgeftellt, 

daß der Angeklagte am 31. Juli 1894 !ı/,, Gentner Fleifh un- 
veriteuert in den Schlachtfteuerbezirf Poſen eingeführt hat, daß; 
die Schlachtſteuer hierfür 4,13 M. betragen haben würde, und 
daß ader Angeklagte wegen Schlacdhtfteuerdefraudation bereits durch 
Strafbefehl des Amtsgerichts zu Polen am 17. November 1882 
und durch Refolut des Hauptfteneramts zu Poſen am 13./28. Auguft 
1886 vorbeftraft ift. 

Der Berufungsrichter ftraft daher den Angeklagten zunächft mit 
einer Geldjtrafe von 66,08 M., nämlich mit dem jechszehnfachen Be- 
trage der bHinterzogenen Steuer. Diefe Strafe ift auch völlig zu 
Recht über den Angeklagten verhängt. Sie beruht auf den Be- 
ftimmungen des $ 41 des unbedenklich giltig erlaffenen, oben ge= 
nannten Drtsftatuts vom 31. Dezember 1874 ($ 2 des Geſetzes, 
betreffend die Aufhebung der Mahl- und Schladhtjteuer vom 25. Mai 
1873), defjen fortdauernde Giltigfeit weder angefochten noch zu be— 
anftanden iſt, Fin Verbindung mit dem $ 3 Abf. 3 des genannten 
Gefeßes vom 25. Mai 1873, $ 17 unter b, des oben gleihfalls er- 
wähnten Geſetzes vom 30. Mai 1820 und $ 63 der Steuerordnung 
vom 8. Februar 1819. Insbeſondere fteht auch die Beſtimmung 
des nah $ 3 Ab. 3 des Geſetzes vom 25. Mai 1873 und $ 17 
unter c des Gejeges vom 30. Mai 1820 zur Anwendung gelangenden 
$ 94 der Steuerordnung vom 8. Februar 1819 der Feftfegung der 
erkannten Geldftrafe nicht entgegen, denn diefer Paragraph be— 
ftimmt: 

„Bei der Verfündung eines jeden Straferfenntniffes ift der 
Angefhuldigte auf die Erhöhung der Strafe aufmerkſam zu 
machen, welche er nad) gegenwärtiger Anordnung im Falle einer 
Wiederholung feines Vergehens zu erwarten hat, und daß dieſes 
geſchehen, in der Verhandlung zu erwähnen. — Wird folches 
unterlafjen, jo hat die Behörde eine Drbnungsftrafe ... . vermwirkt, 
den MWebertreter aber trifft bei Wiederholung des Bergehens 
dennoch die erhöhte Geldftrafe.“ 
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Die den $ 94 deklarirende A. Kab.O. vom 27. September 1833 
hat an dem bier in Betracht fommenden Abf. 2 diejes Paragraphen 
nichts geändert, jondern nur die Form näher beftimmt, in der der 
Vorſchrift des Abf. 1 genügt werden kann. 

Ob ſonach der im $ 94 vorgefchriebene Hinweis auf die Er- 
böhung der Strafe im Wiederholungsfalle bei der Borbeftrafung 
des Angeklagten gejchehen ift oder nicht, kann auf die nad) dem 
Geſetz zu verhängende Geldftrafe feinen Einfluß üben. 

Der PVorderrichter durfte aber der Geldftrafe für den Un- 
vermögensfall feine Gefängnißftrafe, ſondern mur eine Haftitrafe 
jubftituiren. Denn, wenn die in einem befonderen älteren Straf- 
gejege vorgefehene Strafthbat nach ihrer befonderen Strafbarfeit 
gemäß $ 1 Str.®.B. fi als Webertretung darftellt, was bier 
nach der Höhe der erkannten und gejeglich gerechtfertigten Strafe 
der Fall ift, fo ift die der Geldftrafe in jenem älteren Gtraf- 
gejege Jubftituierte „Gefängnißftrafe” als Haftftrafe zu verhängen, 
weil der nah $ 3 a.a. D. auch bei folchen älteren Spezialgefegen 
zur Anwendung gelangende $ 28 Str.G.B. vorfchreibt, daß eine 
nicht beizutreibende Geldftrafe, wenn fie wegen einer Webertretung 
erkannt worden ift, in Haft umzuwandeln fei und dies insbejondere 
auch bei Abgabenhinterziehung gilt, wie 3. B. für den $ 64 ber 
Steuerordnung vom 8. Februar 1819. In diefem ift die Bedeutung 
der für den Fall des Unvermögens zur Entrihtung der Geldftrafe 
„nah den Beitimmungen des Allgemeinen Landrechts“ angedrohten 
„Sefängnißftrafe“ nicht diejenige, welche dieſer Strafart nad) dem 
Reichsſtrafgeſetzbuche beimohnt, jondern diejenige, welche fie nad 
dem Allgemeinen Landredt — $ 85 Thl. I Tit. 20 — hat, wo- 
jelbft unter „Gefängnißftafe” die allgemein der Geldftrafe jubftituirte 
Freiheitsftrafe verftanden wird (vgl. Urtheil des Reichsgerichts vom 
2. Januar 1883, Redtipr. Bd. 5 ©. 3 und Entſch. in Straf]. 
Bd. 7 ©. 368 ff., auch Urtheil des Obertrib. vom 24. September 
1874, Rechtſpr. Bd. 15 ©. 589). 

Der Berufungsrichter hat nun aber ferner durch fein Urtheil 
dem Angeklagten für drei Monate die Ausübung des Gemerbe- 
betriebes als Fleifcher unterjagt. 

Allein, wenn auch die Unterfagung des Gemwerbebetriebes als 
Strafe noch jegt zuläffig ift (vgl. 88 2 und 6 des Einführungs- 
geſetzes zum Strafgeſetzbuch), und wenn dieſe Unterfagung auch ins- 
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beſondere mit der Gewerbeordnung, wie der Vorderrichter zutreffend 
ausführt, nicht im Widerſpruch ſteht, es auch ausſchließlich den Ge— 
richten zuſteht, auf dieſe Strafe zu erkennen (vgl. Entſch. des vor- 
maligen Obertribunala vom 28. April, 12. Mai, 7. und 13. Dezember 
1871 und vom 26. Juni 1873, Oppenhoff, Rechtſpr. Bd. 12 ©. 242, 
266, 632, 645 und Bd. 14 ©. 462 ff. und des Reichsgerichts vom 
11./18. November 1890, Entſch. in Strafj. Bd. 21 ©. 174), fo hat 
doch diefe Unterfagung insbejondere auch für die Zeitdauer von drei 
Monaten, ftets zur Vorausfegung, daß der Angeklagte bei der Ver- 
fündung eines vorhergegangenen Straferfenntnifjes oder Rejoluts 
oder in der duch die A. Kab.D. vom 27. September 1833 zuge- 
laffenen Form auf die im Wiederholungsfalle zu gemärtigende 
Straferhöhung aufmerkſam gemacht worden ift. Dies ergiebt klar 
die bereits wörtlich angeführte Vorfchrift des auf den vorliegenden 
Fall anwendbaren $ 94 der Steuerordnung im 2. Ab}. dafelbit 
(vgl. Urtheil des Obertrib. vom 2. Dezember 1859, Goltdammer 
Archiv Bd. 8 ©. 107, vom 25. November 1870 und vom 13. Juni 
1872, Oppenhoff, Rechtſpr. Bd. 11 ©. 571/573 und Bd. 13 ©.353). 
Die hiernach erforderliche thatfächliche Feſtſtellung, daß der Ange- 
Elagte bei Berfündung des Rejoluts vom 13./28. Auguft 1886 oder 
bei fchriftlicher Zufertigung defjelben in der gejeglichen Form auf 
die im Wiederholungsfalle von ihm zu erwartende Unterfagung der 
Ausübung des Gemerbebetriebes aufmerffam gemacht worden iſt, 
hat der VBorderrichter aber nicht getroffen. 





Nr. 101. 


Schlachtſteuerhinterziehung. MWirderholter Rückfall. Unterſagung der 
Ausübung des Schlächtergemerbes. 


1. Die Strafe des wiederholten Rüdfalld des 8 63 der 
Steuerordnung vom 8. Februar 1819 wird nicht nach den 
Beftimmungen der 88 58 bis 60 des Preußifchen Straf- 
geſetzbuchs vom 14. April 1851 beurtheilt. 

2. Die Beftimmung des 8 63 der gedachten Steuer- 
ordnung, daß im wiederholten Nüdfalle auf dauernde Unter- 
jagung der Ausübung des Gewerbes zu erkennen jei, bejteht 
noch zu Recht. 

Steuerordnung vom 8, Februar 1819 88 62, 63, 94 Abſ. 1 und 2; Mahl: und 
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Shladhtfteuergefeg vom 30. Mai 1820 8 17; Preuß. Str.8.8. 88 1,58 bis 60; 
Einführungsgefeg zum Reichs-Str. G.B. $ 2 Abf. 2, 9 6; Geſetz vom 25. Mai 1875; 
Gew.O. $ 143 Abf. 2. 


Urtheil vom 9. Januar 1896 (S. 1123/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Potsdam. 








Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Schlacht- 
fteuerdefraudation zu einer Geldftrafe verurtheilt, auch iſt auf Ein- 
ziehung des nicht angemeldeten Fleiſches und auf dauernde Unter- 
ſagung der Ausübung des Schlächtergewerbes erfannt worden. Die 
von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 


erachtet. R 
Gründe: 


Die Revifion, welche Verlegung des $ 60 Preuß. Str.G.B., 
des Abſ. 2 des $ 2 des Einführungsgejeges zum Deutjchen Straf: 
gejegbuche, des $ 63 der Ordnung zum Geſetz wegen Berfteuerung 
des inländifchen Branntweins zc. vom 8. Februar 1819, des Geſetzes 
wegen Entrichtung der Mahl- und Schlachtſteuer vom 30. Mai 1820 
und des $ 6 des Einführungsgefeges zum Reichsftrafgefegbuch durch 
Richtanwendung bezw. unrichtige Anwendung rügt, ift nicht begründet. 

Der Berufungsrichter hat offenfihtlih die thatſächliche Feſt— 
ftellung des erjten Richters aufrecht erhalten, nach welcher der An— 
geflagte nach zweimaliger in den Jahren 1873 und 1877 erfolgter 
Vorbeftrafung wegen Schladhtfteuerdefraudation zu Potsdam am 
27. September 1894 Schmweinefleifch im Gewichte von 69 kg in den 
Schlachtſteuerbezirk eingebracht hat, ohne es vorichriftsmäßig anzu= 
melden. 

Der Berufungsrichter beftraft deswegen den Angeklagten auf 
Grund der 88 15, 17a, b des oben gedachten Geſetzes vom 30. Mai 
1820 und der Steuerordnung vom 8. Februar 1819 wegen Schlacht- 
fteuerdefraudation im zmeiten Rüdfalle mit einer Geldftrafe von 
129 M. 60 Pf. unter Anrechnung der bereits gezahlten 32 M. 
40 Pf. im Unvermögensfalle mit einer Haftitrafe von je einem 
Tage für je nicht gezahlte 10 M. und ordnet die Einziehung des 
nicht angemeldeten Fleiſches an, unterfagt auch dem Angeklagten die 
Ausübung des Fleifchergewerbes dauernd. 

Diefer Entſcheidung liegt ein erfichtlicher Rechtsirrthum nicht 
zu Grunde. Insbeſondere find die vom Angeklagten dagegen ge- 
richteten Angriffe verfehlt. 
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Derjelbe rügt e8, daß er zu der Strafe des wiederholten Rüd- 
falls verurtheilt fei. Er führt aus: Nah 8 2 Abf. 2 des Ein- 
führungsgefeges zum Reichsitrafgefegbuche fei auch der $ 60 Preuß. 
Str.G.B., als einen auch für Steuergefege geltenden allgemeinen 
ſtrafrechtlichen Grundjag enthaltend, für die Strafbeftimmungen der 
Steuerordnung vom 8. Februar 1819 in Geltung geblieben, was 
aus den Art. II und III des Einführungsgejeges zum Preußiſchen 
Strafgeſetzbuch folge. 

Wenn nun der Art. II diejes Einführungsgejeges vorfchreibt, daß 
die befonderen Strafgejege, infomweit fie Materien betreffen, in Hin— 
ficht deren das Strafgeſetzbuch nichts beftimmt, insbefondere die 
Gefege über die Beltrafung der Steuerfontraventionen in Kraft 
bleiben, jo ordnet der Art. III dafelbft an, daß da, wo in irgend einem 
Gejege auf Beitimmungen des bisherigen Strafrechts verwiefen wird, 
die Vorſchriften des gegenwärtigen Strafgeſetzbuchs an deren Stelle 
treten jollen. Danach kann es ſchon zweifelhaft fein, ob die Straf: 
beftimmungen der Steuerordnung vom 8. Februar 1819 binfichtlich 
des Rückfalls den hierüber im Strafgefeßbuche gegebenen Vorſchriften 
unterliegen, da die Steuerordnung weder ausdrüdlich noch jtill- 
ſchweigend auf Vorfchriften des Älteren Strafrechts über diefe Materie 
verweiſt. 

Die Vorſchriften der SH 58—60 Pr. Str. G. B. über den Rück— 
fall und defjen Beitrafung finden aber ferner Inhalts diefer Vor— 
Iohriften nur dann Anwendung, wenn es fih um Verbrechen oder 
Vergehen handelt, und dafjelbe Verbrechen oder Vergehen wiederum 
begangen wird. 

Im vorliegenden Falle ift nun aber die Strafthat, wegen deren 
der Angeklagte verurtheilt ift, nad) der Höhe der erfannten Strafe, 
deren Betrag im Geſetze lediglich von der Lage des einzelnen Falls 
infofern abhängig gemadt iſt, als er dur die Multiplifation der 
nicht erlegten Abgabe beftimmt wird, ſowohl nach dem Preußifchen 
Strafgefegbuche ($ 1), als nad dem Reichs-Strafgeſetzbuche ($ 1) 
lediglich eine Webertretung, für welche der $ 336 Pr. Str.G.B. vor- 
jchreibt, daß wegen Rüdfalls eine Erhöhung der Strafe über das 
höchſte Maß nicht ftattfindet. 

Aber auch diefe Vorſchrift kann nicht mehr gelten, denn fie ift, 
ebenfo wie die Vorfchriften der SH 58—60 den allgemeinen ftraf- 
rechtlihen Grundfägen angehörig und durd das Neiche-Strafgefep- 
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duch außer Kraft geſetzt, wodurch auch ihre Anwendbarkeit auf 
Strafbeftimmungen der Landesgefege, infofern für diefe die allge- 
meinen Beftimmungen als Materien, welche das Strafgeſetzbuch 
zegelt, Geltung haben, fortgefallen if. Alle Folgerungen, melde 
die Revifion aus der fortdauernden Geltung des $ 60 Preuß. 
Str.G.B. für den vorliegenden Fall zieht, erweifen fi) damit als 
hinfällig, wobei nur noch darauf hingewieſen wird, daß, wenn der 
Angeklagte, wie er behauptet, die frühere gegen ihn erfannte Strafe 
nicht verbüßt hätte, der zehnjährige Zeitraum des 8 60 auch noch 
nicht zu laufen begonnen haben würde und daß nad $ 49 dajelbft 
gegen rechtskräftig erkannte Strafen Verjährung nicht zuläffig war. 

Es kommt aber auch ferner, wie der Vorderrichter mit Recht 
annimmt, nicht darauf an, ob der Angeklagte die durch die frühere 
Verurtheilung ihm auferlegte Strafe felbft erlegt hat, oder nicht, 
um jo weniger, als die von dem ſubſidiär haftbaren Meifter des- 
jelben gezahlte Strafe diejenige des Angeklagten, wenn auch die aus 
den Mitteln eines Anderen gezahlte ift. Der $ 63 der Steuerord- 
nung läßt auch feineswegs erfennen, daß die dort angedrohte Be- 
ftrafung reſp. Unterfagung der Ausübung des Gewerbes die Er- 
legung reſp. Verbüßung der Borftrafe zur Vorausfegung hat. Da 
diefe Rüdfallitrafe vefp. Unterfagung nur den treffen jolle, welcher 
die früheren Strafthaten als Telbjtändiger Gemerbetreibender? be- 
gangen hat, ergiebt fi) aus der Steuerordnung und dem Geſetze 
vom 30. Mai 1820 in feiner Weife. Aus dem $ 15 unter a und d 
des legteren Geſetzes folgt vielmehr das Gegentheil. 

Es fann ferner dahingeftellt bleiben, ob die Unterfagung der 
Ausübung des Gewerbebetriebes im Sinne der 88 62 und 63 der 
Steuerordnung als Strafe oder als eine Bolizeimaßregel, als welche 
fie vom Borderrichter aufgefaßt wird, anzufehen ift. Für die legtere 
Alternative |pricht zwar die Fafjung der $$ 62 und 63, in welchen 
zunädft als „Strafe* die Geldftrafe beftimmt und dann fortge- 
fahren wird: „und außerdem darf“ reſp. „und darf der Schuldige 
das Recht“ .... reip. „das Gewerbe weder felbft ausüben, noch 
dur einen Andern .... ausüben laſſen“; allein, auch wenn man 
hierin eine Strafe findet, wenn man alfo mit der Einführung des 
Reichs⸗Strafgeſetzbuchs nach $ 6 des Einführungsgefeges diefe Maß— 
regel als befeitigt anjehen würde, jo fommt doch $ 143 Abf. 2 
R.Gew.D. in Betracht, in welcher diefe Beftimmung in ihrer ur- 
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fprünglien Faffung auch durch die nad Erlaß des Strafgejeh- 
buch ergangenen, die Gewerbeordnung abändernden und ergänzen- 
den Gejege beibehalten worden if. Mit den Motiven zum Reichs— 
ftrafgefeßbuche, welche von diefer Auffaffung ausgehen, muß die 
Entziehung des Rechtes zum Betriebe des befonderen Gewerbes auch 
jegt noch für zuläffig angefehen werden, weil, falls dies nicht in der 
Abfiht des Geſetzgebers gelegen hätte, die gedachte Beſtimmung des 
$ 143 Abſ. 2 nah Emanation des Reichsitrafgefeßbuches bejeitigt 
worden fein würde. 

Der Umftand endlich, dag nad dem Gejek vom 25. Mai 1873 
die Schlachtſteuer als allgemeine Steuer aufgehoben ift und nur 
noch in einigen Städten, 3. B. in Potsdam, bejteht, hindert den 
Richter nit daran, in feinem Urtheile die nad) $ 3 Ab. 3 des letzt— 
gedachten Geſetzes und $ 17 des Gejeßes vom 30. Mai 1820 gelten- 
den vorerwähnten Beltimmungen der 88 62 und 63 der Steuer- 
ordnung mit der Einſchränkung auf ſolche Drte zur Anwendung zu 
bringen, in welchen die Schladhtfteuer noch erhoben wird. 

Die Strafe ift dem Gejet entiprechend bemefjen. 

Daß dem $ 94 Abi. 1 der Steuerordnung bei der Verkündung 
der legten Vorbeftrafung zuwider gehandelt jei, und daß ſonach dem 
Abf. 2 dafelbft zufolge die Unterfagung der Ausübung des Fleifcher- 
gewerbes nicht hätte ausgejprodhen werden dürfen, ift nicht er- 
fichtlich. 


Nr. 102. 


Einkommenftener. Gtenerpflidhtiges Einkommen. Mermehrung des 
Einkommens nad der Beranlagung. 


Al fteuerpflichtiges Einkommen im Sinne des 88 66 
des Einkommenſteuergeſetzes gilt nur das zur Zeit der Ver- 
anlagung durch die Veranlagungskommiſſion vorhandene Ein- 
fommen, nicht aber die Vermehrung deffelben nach Beginn 
des Gteuerjahres. 


Einfommenfteuergefeg vom 24. Juni 1891 88 7, 13, 56, 66 unter a und b: 

Ausführungsanmweifung vom 5. Auguft 1891 Art. 72; Gefek, betr. die Beran- 

lagung und Erhebung der direkten Staatsfteuern nad dem Etatsjahr, vom 
12. Zuli 1876. 


Urtheil vom 24. Dftober 1895 (S. 821/95). 
Schöffengericht Luckenwalde, Landgericht Potsdam. 
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Der Angeklagte ift dur das Berufungsgeriht wegen Ein- 
fommenfteuerhinterziehung zu Strafe verurtheilt worden. Die von 
dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 


Der Angeklagte hatte gegen feine Beranlagung mit einem Ein— 
fommen von 1350 bis 1500 M. für das Steuerjahr 1894/95 Be- 
rufung eingelegt, indem er ausführt, daß er mit Pofthalterei nur 
eine reine Einnahme von 218 M. TO Pf. habe. In der Berhand- 
lung vor dem Magiftrat von Ludenwalde vom 15. Juni 1894, welche 
zur Prüfung feiner Berufung erfolgte, hat der Angeklagte lediglich 
jeine Angaben in der Berufungsichrift aufrecht erhalten und aller- 
dings nicht angegeben, daß er durch Vertrag vom 25. April 1894 
von feinem Bruder die Aderwirtbichaft gefauft habe und laut Ver- 
trag bereits am 1. April 1894 deren Nugung auf ihn übergegangen 
fei. Wenn aber der Vorderrichter annimmt, daß der Angeklagte 
fi durch das Verfchweigen des Einfommens aus der Aderwirtbichaft 
eines Vergehens gegen den $ 66 des Einkommenſteuergeſetzes ſchuldig 
gemacht habe, weil er zur Begründung des fteuerlichen Rechtsmittels 
unrihtige Angaben gemacht habe, welche geeignet waren, zur Ver— 
fürzung der Steuer zu führen, jo iſt dies rechtsirrthümlich. 

Die Strafvorfchrift des $ 66 unter a, b des Einfommenjteuer- 
geſetzes feßt voraus, daß zur Begründung des Nechtsmittels der 
Zenfit unrichtige Angaben über fein jteuerpflichtiges Einkommen 
macht oder fteuerpflichtiges Einkommen verfchweigt. Nun fallen zwar 
die mit dem 1. April 1894 auf den Angeklagten übergegangenen 
Nubungen aus der Aderwirthihaft nah 88 7 und 13 des Ein- 
fommenfteuergejeges an und für fih unter das jteuerpflichtige Ein- 
fommen des Steuerjahres 1894/95. In der erfolgten Veranlagung 
für dieſes Steuerjahr, welches nach $ 56 ebenda in Verbindung mit 
dem Geſetz, betreffend die Veranlagung und Erhebung der direkten 
Staatsfteuern nad) dem Etatsjahr, vom 12. Juli 1876 (G.©. ©. 288) 
und dem Geſetze vom 29. Juni 1876 (G.S. ©. 177) vom 1. April 
bis 31. März läuft, begründet aber nad) $ 57 des Einfommenjteuer- 
gejeßes die Vermehrung des Einfommens während des laufenden 
Steuerjahres feine Veränderung. Die „erfolgte Veranlagung“, 
welcher regelmäßig eine nadhträglihe Veranlagung, wegen Vermeh— 
rung des Einfommens im laufenden Steuerjahr, nicht folgen darf, 
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iſt nicht die nach Erſchöpfung der Rechtsmittel abgeſchloſſene, ſondern 
die erſtmalige, von der Veranlagungskommiſſion getroffene Ver— 
anlagung (vgl. auch Art. 72 der Ausführungsanweiſung vom 
5. Auguft 1891, Fuifting, das Preußiſche Einfommenfteuergejeg 
©. 388, 389). Daß dem fo ift, ergiebt ſich fehon aus dem Um— 
ftande, daß felbit Vermehrungen, welche nach der gejchehenen Ver— 
anlagung ſeitens der Veranlagungsfommiffion, aber vor Beginn des 
laufenden Steuerjahres eintreten, auf ein vom Zenfiten eingelegtes 
Kechtsmittel nicht zum Zweck der Erhebung des von der Ber- 
anlagungsfommiffion feitgeitellten Steuerfages berüdfichtigt werben 
dürfen, weil dies der grundfäglichen Ausſchließung einer reformatio 
in pejus zumiderlaufen würde, es ift alfo überhaupt das zur Zeit 
der Veranlagung durch die Veranlagungskommiſſion vorhandene 
Einkommen, welches als das fteuerpflichtige feftgelegt wird (vgl. 
Entſcheidung des Dberverwaltungsgerihts in Steuerfahen Bd. 2 
©. 283 und ©. 387). Vorliegend gehörten aber zu dem bei der 
Veranlagung durch die Veranlagungsfommiffion vorhandenen Ein- 
fommen die Nutungen aus der Aderwirthichaft noch nicht, vielmehr 
ift die Vermehrung des Einfommens des Angeflagten durch den 
Erwerb diejer Nugungen erſt vom 1. April 1894 ab, alſo während 
des laufenden Steuerjahres, überdies erft auf Grund des Kauf- 
vertrages vom 25. April 1894 eingetreten. War demnah in An- 
fehung diefer Nutzungen bei der Verhandlung über die fteuerliche 
Berufung ein fteuerpflichtiges Einkommen des Angeklagten überhaupt 
nicht in Frage, fo hat er fih auch durch Verſchweigen derfelben 
eines Vergehens gegen den $ 66 des Einkommenſteuergeſetzes nicht 
Thuldig gemacht, weil ein wejentlihes Thatbeitandsmerfmal diefer 
Beſtimmung fehlt. 





Nr. 103. 


Einkommenftener. Merfchmeigen einer dem Betrag nach unbekannten 
Einnahme. 


Ein Zenfit, welcher in der Steuererflärung eine Einnahme- 
quelle zu einer Zeit verfchweigt, als der Betrag der Ein— 
nahme noch nicht feitftand und dem Zenfiten unbefannt war, 
ift nicht nad) 8 66 des Einfommenfteuergefehes ftrafbar. 

Eintommenfteuergefeg vom 24. Juni 1891 88 10, 24, 26, 66, 80. 
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Urtheil vom 16. Mai 1895 (&. 357,95). 
Schöffengeriht und Landgericht Efjen. 


Der Angeklagte ift in den Borinftanzen wegen Einkommen 
fteuerhinterziehung zu Strafe verurtheilt. Die von dem Angeklagten 
eingelegte Revifion wurde für begründet erachtet. 





Gründe: 

Die Reviſion, welche Verlegung der $$ 66, 10, 26, 24, 80 
des Einfommenfteuergejeges vom 24. Juni 1891 rügt, ift unbe- 
gründet. 

Nach der thatfählichen Feititellung des Berufungsrichters. hat 
der Angeklagte bei Abgabe feiner Steuererklärung vom 31. Januar 
1894 für das Steuerjahrt 1894/95 den ihm zugefallenen lebens- 
länglihen Nießbrauch an dem Erbtheile feines Sohnes E. aus dem 
Nahlafje des zu D. verftorbenen Fräuleins E. W. M. zwar ver- 
Ihwiegen, indeß waren ihm zur Zeit der Steuererklärung die Höhe 
der Einnahmen aus diefem Nießbrauche noch nicht befannt. 

Der Berufungsrichter beftraft den Angeflagten wegen Ueber- 
tretung des $ 66 des Einfommenfteuergejeges vom 24. Juni 1891, 
weil, wenn auch diefes Einfommen aus dem Nießbrauche noch nicht 
feftftand, der Angeklagte doch verpflichtet geweſen fei, den Nießbraud) 
als Einnahmequelle der Steuerbehörde anzuzeigen. 

Diefer Ausführung kann nicht beigetreten werden, da fie im 
Geſetz Feine Begründung findet. 

Nah 8 26 3.1 des Einfommenfteuergejeges ift in der Steuer- 
erklärung der Gejammtbetrag des Einfommens ($ 10) getrennt nad 
den im $ 7 vorgefehenen Einnahmequellen anzugeben. Maßgebend 
für die Steuererklärung ift daher der $10. Nach diefem Para- 
graphen find feftftehende Einnahmen nad ihrem Betrage für das: 
Steuerjahr, ihrem Betrage nach unbeftimmte und ſchwankende Ein- 
nahmen nach dem Durchichnitte dreier ev. zweier Jahre oder ihres 
Beftehens, nöthigenfalls nah dem muthmaßlichen Sahresertrage in 
Anfag zu bringen. 

Daß der Nießbrauch aus einem Erbtheile an ſich eine feit- 
ftehende und nicht ihrem Betrage nach unbeftimmte und jchwanfende 
Einnahme ift, hat der Berufungsrichter mit Recht angenommen. 
Denn die Einnahmen aus dem Nießbrauch eines Erbtheils find, 
wenn ihr Betrag auch zur Zeit der Steuererklärung noch nicht feit- 
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ftand, doch ſolche, welche nach den bei der Veranlagung gegebenen 
Verhältniffen mit einem zahlenmäßig bejtimmten Betrage erwartet 
werden durften (vgl. Fuifting, Einfommenfteuergefeg Note 3 zu $ 10 
©. 85). 

Sind nad $ 10 aber feititehende Einnahmen nad ihrem Be- 
trage in Anja zu bringen und nah $26 3.1, welder auf $ 10 
ausdrüdlih verweilt, der Betrag des Einkommens nad den Ein- 
nahmequellen in der Steuererflärnng anzugeben, fo folgt hieraus 
nur die Verpflichtung des Zenfiten zur Angabe des Betrages des 
Einfommens aus einer Einnahmequelle, alfo nur dann, wenn ber 
Betrag des Einfonmens bereits feftfteht und dem Zenfiten befannt 
ift. Dagegen verlangt das Geſetz die Angabe der Einnahmequelle 
allein, wenn der Betrag der Einnahme felbft unbefannt ift, vom 
Zenfiten nicht. 

Der Umftand, daß der Angeklagte bereits im Jahre 1893 Ab- 
Ichlagszahlungen a conto des Nießbrauches vom Teitamentsvollftreder 
gezahlt erhalten hat, ift unerheblich, da diefelben einen Schluß auf 
den ziffermäßigen Gejammtbetrag der Einnahme aus dem Nieß- 
brauche nicht zuließen. War hiernah der Angeklagte zur Angabe 
des Nießbrauches an dem Erbtheile feines Sohnes in der Steuer: 
erklärung nicht verpflichtet, fo hat er fich auch durch das Verfchweigen 
deſſelben nicht ftrafbar gemacht. 


Nr. 104. 
Einkommenftener, Privatbeamte. Entfhädigungen. 

Die den Privatbeamten für vertragsmähßige Berrichtungen 
zugebilligten Entſchädigungen find bei Angabe ihres fteuer- 
pflichtigen Einkommens außer Anſatz zu lafien. 
Eintommenfteuergefeg vom 24. Juni 1891 88 7, 15 Abf. 1, 88 66, 85; Aus 

führungsanmweifung vom 5. Auguft 1891 Art. 22 Abſ. 2,4b. 


Urtheil vom 17. Februar 1896 (S. 1286/95). 
Schöffengericht Herford, Landgericht Bielefeld. 





Der Angeklagte ift durch das Berufungsurtheil wegen Ueber— 
tretung des $ 66 Abſ. 1 des Einfommenfteuergejeßes zu Strafe ver- 
urtheilt worden. Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde 
für begründet erachtet. 
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Aus den Gründen: 

Dem Angeklagten ift zur Laſt gelegt, daß er eine Einnahme 
von 300 M. aus Reiſeſpeſen, die er als Reifender der Firma B. 
und 5. zu Herford außer einem Jahresgehalte von 1800 M. während 
der größeren Hälfte des Jahres zu einem Tagesfate von 12 und 
14 M. bezog, bei Begründung feiner Berufung verjchwiegen hat. 
Auch in diefem Falle ift nach den vorftehenden Ausführungen für 
die Strafbarfeit aus dem $ 66 unter b des Einfommenfteuergejehes 
vom 24. Juni 1891 entfcheidend, ob dieſes Einkommen ein fteuer- 
pflichtiges ift, zu deſſen Angabe der Angellagte nad) den Vor— 
Iohriften des Einfommenfteuergefeßes verpflichtet war. Nah 8 15 
Abf. 1 umfaßt zwar das Einfommen aus Gewinn bringender Be- 
Ihäftigung ($ 7 3. 4) den BVerdienft der Gemerbegehülfen und die 
Bejoldung der Beamten jeder Art, alſo auch der im Privatdienft 
angeftellten Berfonen. Der Abf. 3 beftimmt, daß bei Militair- 
perfonen, Reihsbeamten, unmittelbaren und mittelbaren Staats- 
beamten ac. der zur Beftreitung des Dienftaufwandes beftimmte Theil 
des Dienjteinfommens außer Anjab zu lafien. Nun ift zwar aus 
dem Wortlaute diefer Beftimmung nicht ohne Weiteres zu entnehmen, 
daß diefelbe auh auf im Privatdienft ftehende Perſonen bezüglich 
ihres Dienftaufwandes anzumenden ſei. Indeſſen ſpricht für dieſe 
Anwendung die Entftehungsgefchichte der Beitimmung, denn bei den 
Berathungen des Abgeordnetenhaufes ift die Frage, ob auch die den 
Privatbeamten zur Beftreitung vertragsmäßiger Verrichtungen zu— 
gebilligten Entihädigungen gleich dem Dienftaufwande der Staats- 
beamten außer Anja zu lafjen feien, von dem Vertreter der Staats- 
regierung bejaht worden (Stenogr. Berichte des Haufes der Abge- 
neten 1890/91 Bd.2 ©. 865; Fuifting, Preuß. Einfommenfteuergefe 
©. 169.) Bon derjelben Anficht geht auch die Nusführungsanweifung 
des Finanzminifters vom 5. Auguft 1891 im Art. 22 Abi. 2 
(Fuilting a. a. O. ©. 294) aus, in welchem den in Privatdieniten 
angejtellten Perfonen die Steuerfreiheit der Dienjtaufwandsent- 
Thädigung im Prinzip zugebilligt und nur auf Erfordern der Nach— 
weis auferlegt wird, daß die in beftimmter Höhe gewährte Dienft- 
aufwandsentihädigung in der That in ihrem vollen Betrage für 
die mit ihren Ddienftlichen Verrichtungen verbundenen Ausgaben 
Verwendung findet. Dafür, dag von dem Angeklagten ein der- 
artiger Nachweis feitens der Veranlagungskommiſſion oder der Be— 
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rufungstommiffion gefordert worden, fehlt es an jedem Anhalt. 
Ohne eine derartige Aufforderung hatte er aber diefen Nachweis nicht 
zu führen, war vielmehr zur Abrechnung der Reijeentihädigung und 
Tagegelder, welche nach 4b des Art. 22 a. a. D. dem Dienftaufwande 
gleich geachtet worden und bei der Beiteuerung außer Anfag zu 
lafjen find, ohne Weiteres berechtigt. 

Für die vorliegende Frage waren aber die Beitimmungen der 
Ausführungsanmweifung von entjcheidender Bedeutung, da nad) $ 85- 
des Einfommenfteuergefepes der Finanzminifter mit der Ausführung des 
Geſetzes beauftragt worden if. War hiernach der Angeklagte zur 
Angabe der jteuerfreien 300 M. Reiſeſpeſen geſetzlich nicht ver— 
pflichtet, Jo konnte er auch nicht aus dem zit. $ 66 unter b beitraft 
werben. 


Nr. 105. 
Einkommenftener. Beitreibung unſicherer Forderungen. 

Bon dem Einkommen aus der Beitreibung unſicherer 
Sorderungen, mag dieſelbe gewerbsmäßig oder nicht gewerbs— 
mäßig betrieben werden, ift nur der Reingewinn fteuerpflichtig. 

Einfommenfteuergefeg vom 24. Juni 1891 $$ 6 bis 11, 14, 66. 





Urtheil vom 7. November 1897 (S. 905/95). 
Schöffengeriht Neurode, Landgericht Glatz. 





Der Angeklagte ift durch das Berufungsgeriht von der An— 
Ihuldigung der Einfommenfteuerhinterziehung freigeiprochen worden.: 
Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde nicht für be= 
gründet erachtet. 

Gründe: 

Es iſt thatfächlich feftgeftellt, daß der Angeklagte, welcher für. 
das Jahr 1892/93 mit einem Einfommen von 1650 bis 1800 ME... 
darunter ein Ertrag von 1200 ME. aus gemwinnbringender Be— 
Ihäftigung, beftehend in der Ausklagung und Beitreibung von ein- 
gekauften unficheren Forderungen, zur Steuer veranlagt war, in ber. 
Berufungsihrift vom 7. April 1892 erklärt bat, fein Einfommen 
bejtehe einzig und allein in den Einnahmen aus feinen Grund- 
ftüden im Betrage von 418 M. 50 Pf., und daß er au im der 
infolge jeiner Berufung vor dem Steuerrezeptor W. zu N. ftatt- 
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gehabten Verhandlung vom 27. Juli 1892 fein allein aus feinen 
Grundſtücken fließendes Einfommen auf höchſtens 580 M. angegeben 
und ausdrüdlich verfichert hat, anderweitiges Einkommen nicht zu 
haben. Es ift ferner feftgeftellt, daß fich der Angeklagte in der 
That mit der Ausflagung bezw. Beitreibung von Forderungen 
unficherer Natur befchäftigt, die im Ganzen in den letzten drei 
Jahren einen Nennwerth von rund 80000 M. darftellten. 

Dem Angeklagten wird zur Laft gelegt, daß er im Jahre 1892 
zu N. wifjentlich in feiner Steuererflärung und bei Beantwortung 
der von zuftändiger Seite an ihm gerichteten Fragen über fein ſteuer. 
pflichtiges Einkommen unrichtige Angaben, welche geeignet waren, 
zur Verfürzung der Steuer zu führen, gemacht und badurd ein 
Bergehen gegen den $ 66 des Einfommenfteuergefepes vom 24. Juni 
1891 begangen bat. 

Vorausſetzung des $ 66 unter a ift, daß die unrichtigen An— 
gaben des Zenfiten über fein jteuerpflichtiges Einfommen gemacht 
und geeignet find, zur Verkürzung der Steuer zu führen. 

Wird bei Prüfung des Vorliegens diefer Vorausſetzung mit 
der Revifion davon ausgegangen, daß der Angeklagte den Ankauf 
und die Beitreibung unficherer Forderungen gewerbsmäßig betrieben 
bat, jo greift die Beftimmung des 8 14 a.a.D. Platz, daß das 
Einfommen aus Gewerbe in dem in Gemäßheit der allgemeinen 
Grundfäge (88 6—11) ermittelten Gefchäftsgewinn beftehe. Nach 
89 3.1 find aber von dem Einkommen im Sinne des $ 7, wozu 
nad 8. 3 auch die Einkünfte aus Gewerbe gehören, die zur Er- 
werbung, Sicherung und Erhaltung des Einfommens verwendeten 
Ausgaben in Abzug zu bringen. In der Begründung des Geſetz— 
entwurjes (S. 46) wird dementfprechend über die Unterfcheidung 
von rohem und reinem Einfommen bemerkt: „Die Natur der Ein- 
fommenfteuer als einer nad der allgemeinen fteuerlichen Leiftungs- 
fähigfeit der Pflichtigen bemefjenen Steuer bedingt die Beſchränkung 
der Beteuerung auf das reine Einkommen.“ Nah den Gründen 
des Berufungsurtheils ift aber thatfächlich nicht nachgewtefen, daß 
der Angeklagte bei der fraglichen Beſchäftigung einen wirklichen Ge- 
winn, das ijt die poſitive Differenz der durch die fraglichen Prozefje 
gewonnenen und dabei verlorenen Gelder, erzielt hat. Es jteht 
daher nicht feft, daß, wenn der Angeflagte die Erwerbung und 


Beitreibung unficherer Forderungen gewerbsmäßig betrieben hat, 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 24 
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das Einkommen hieraus der Einfommenfteuer unterlag, aljo fteuer- 
pflichtig war. 

Die unrichtigen Angaben des Angeflagten waren danach auch 
nicht erwiejenermaßen geeignet, eine Verkürzung der Steuer herbei- 
zuführen. 

Zu demjelben Ergebniß führt aber auch die Annahme, daß der 
Angeklagte den Ankauf und die Beitreibung unficherer Forderungen 
nicht gewerbsmäßig betrieben hat. Derartige Gejchäfte, wie fie 
der Angeklagte betrieben hat, find bei der Unficherheit des Einganges 
der Forderungen und dem dabei übernommenen Wagniß Spefulationg- 
geihäft. Der $ 14 Abſ. 2 3.3 beftimmt nun: „Der Gewinn aus 
den zu Spefulationszweden abgefchlofienen Geſchäften abzüglich 
etwaiger Verluſte bei derartigen Gefchäften ac. ift auch bei folchen 
Steuerpflidtigen, welche nicht zu den Gemwerbetreibenden gehören, 
nah den für das Einkommen aus Gewerbe maßgebenden Grund- 
fägen zu berechnen.” 

Nach diefen Grundfägen ftellt ſich aber, wie vorftehend nach— 
gewiejen, nur der Reingewinn aus dergleichen Geſchäften als fteuer- 
pflichtiges Einfommen dar. Auch für die Gejchäfte des Angeklagten 
als „gewinnbringende Beihäftigung‘ — 8 7 3. 4 — finden bie 
allgemeinen Grundſätze des $ 9 3. 1 Anwendung. Alfo auch von 
diefem Gefichtspunfte ift nur der NReingewinn das fteuerpflichtige 
Einfommen. Einen Reingewinn aber erzielt, mithin fteuerpflichtiges 
Einkommen unrichtig angegeben zu haben, deſſen ift der Angeklagte 
nah der Negativfeititellung des Berufungsrichters nicht überführt. 


Nr. 106. 


Einkommenfleuer. Aurichtige Angaben in der Berufungsfchrift. 
Strafbarkeit. 


1. Unrichtige Angaben des Zenfiten in der Berufungs- 
jchrift über fein ſteuerpflichtiges Einkommen ohne die Abjicht 
der Steuerhinterziehung find nur dann ftrafbar, wenn fie 
geeignet find zu einer Verkürzung der Steuer zu führen. 

2. Berbleibt der Zenfit auch mit Hinzurechnung des in 
der Berufungsschrift nicht angegebenen Betrages feines Ein- 
fommend in derjelben Steuerftufe, zu der er veranlagt ift, 
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fo Tiegt auch eine Zuwiderhandlung gegen Abi. 2 des 8 66 
des Einfommenfteuergejehed nicht vor. 


Cintommenfteuergefeg vom 24. Juni 1891 $ 66; Ausführungsanweifung vom 
5. Auguft 1891 Art. 84 Nr. 5 Buchſtabe b. 





Urtheil vom 25. November 1895 (S. 965/95). 
Schöffengeriht Myslowitz, Landgericht Beuthen D./S. 


Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht von der An- 
Ichuldigung der Webertretung des Einkommenſteuergeſetzes freige- 
Tprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion 
wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 


Der Angeklagte ift nach der thatjächlihen Feftitellung des Be- 
rufungsrichters für das Steuerjahrt 1893/94 mit einem ftenerpflich- 
tigen Einfommen von 1982 M. zu einem Steuerfaß von 31 M. 
veranlagt worden. In feiner Berufungsihrift vom 20. April 1893, 
in welcher er fein Reineinfommen nach Abzug der abzugsfähigen 
Beträge auf 910 M. angegeben hat, hat er unter feinen Einnahmen 
eine Invalidenpenfion von jährlid 112 M., welche er aus der von 
Th. W.'ſchen Penfionskaffe bezieht, nicht angegeben. 

Mit Recht hat der Berufungsrichter angenommen, daß durch 
diefe unvollftändigen Angaben der Angeklagte der Strafbeftimmung 
des $ 66 unter a des Einfommenfteuergefeges vom 24. Juni 1891 
nicht zumwidergehandelt hat. 

Nach diefer Beitimmung find nur ſolche unvolljtändige Angaben 
des Steuerpflichtigen ftrafbar, welche geeignet find, zur Verkürzung 
der Steuer zu führen. Hieraus folgt aber, daß damit Angaben 
gemeint find, welche, wenn fie dem wahren Einkommen entjprechend 
vervollitändigt werden, zu einer höheren Steuerftufe führen würden. 
Dieje Auslegung findet ihre Begründung in der Strafbeftimmung 
des $ 66, daß, wenn eine Verkürzung des Staates ftattgefunden 
bat, der Steuerpflichtige mit dem vierfachen bis zehnfachen der Ver— 
fürzung, andernfalls mit dem vierfachen bis zehnfachen Betrage der 
Sahresiteuer, um welche der Staat verfürzt werden Jollte, mindeftens 
aber mit einer Gelditrafe von einhundert Mark beftraft wird. Denn 
die legtere Strafbeftimmung wäre gar nit anwendbar, wenn eine 
Verfürzung der Staatseinnahmen durch die unvollftändigen Angaben 

24* 
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des Steuerpflichtigen überhaupt nicht herbeigeführt werden konnte. 
Von derſelben Auffaſſung geht auch der Finanzminiſter in der Aus— 
führungsanweiſung vom 5. Auguſt 1891 im Art. 84 3.5 zu b aus, 
welcher beftimmt: „Hat eine Verkürzung nicht ftattgefunden, fo bildet 
der Betrag der Jahresfteuer, um welche der Staat verkürzt werden 
jolte, alfo die für das ganze Jahr berechnete Differenz zwiſchen 
dem Betrage der nach den unrichtigen Angaben x. zu treffenden 
Steuerftufe und der bei richtiger Veranlagung feitgefegten Steuer, 
Grundlage für die Bemeſſung der Strafe.” Diefe Beftimmung er= 
weift fi aber auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar, meil 
eine Differenz, wie diefelbe vorausfegt, nicht vorhanden if. Denn 
der Angeklagte ift auf Grund feiner unvollftändigen Angaben mit 
einem Einkommen von 1982 M. zu einer Sahresfteuer von 31 M. 
veranlagt, vervollitändigt man dieſes Einkommen durch Hinzu= 
rechnung der Snvalidenpenfion von 112 M., jo würde daſſelbe 
2094 M. betragen. Da aber nach dem Steuertarif ($ 17 des Ein- 
fommenfteuergefeßes) die Jahresſteuer von 31 M. für ein Ein- 
fommen von 1800 bis 2100 M. feſtgeſetzt ift, jo bleibt der Steuer- 
ag ſowohl für die Veranlagung auf Grund der unvollftändigen 
Angaben des Angeklagten zu einem Einfommen von 1982 M. der- 
jelbe, wie bei dem Einkommen bei richtiger Veranlagung zum Be— 
trage von 2094 M. 

Somit fehlt e8 an einer nothwendigen Vorausſetzung des $ 66 
Abſ. 1, nämlich der vollendeten oder tauglich verfuchten Steuer- 
binterziehung ſeitens des Angeklagten, ſodaß feine Verurtheilung 
nach dieſer Beftimmung nicht erfolgen kann. 

Aber auch der Abf. 2 des $ 66 des zit. Geſetzes enthält erfenn- 
bar die obigen für den Abf. 1 feftgeftellten Vorausfegungen. 


Rr. 107. 
Gemerbeftener. Anmeldung bei der Gemeindebehörde. 

Der Pflicht, den Anfang eines fteuerpflichtigen Gewerbes 
bei der Gemeindebehörde des Drts anzuzeigen ift nicht genügt, 
wenn die Anzeige mündlih durch einen Dritten, deflen 
Legitimation die Gemeindebehörde beanftandet, geichieht.*) 

Gewerbefteuergefeg vom 24. Juni 1891 88 52, 70. 


*) Vergl. Urtheil vom 1. März 1892 Bd. 13 ©. 300 dieſes Jahrbuches. 
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Urtheil vom 19, Dezember 1895 (S. 1068/95). 
Schöffengeriht Altenkirchen, Landgericht Neuwied. 


Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Gemerbe- 
ftenerhinterziehung zu Strafe verurtheilt worden. Die von dem 
Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Der Berufungsrihter hat thatfächlich feftgeftellt, daß der An- 
geflagte, der unter der Firma „Gebrüder T.“ zu Bendorf a./Rh. 
ein Handelsgefchäft betreibt, am 20. März 1895 zu Altenkirchen eine 
Zmeigniederlafjung diefer Firma eröffnet hat, daß vor der Gefchäfts- 
eröffnung im Auftrage des Angeklagten der Peter W., ohne jedoch 
von dem erfteren hierzu mit einer Jchriftlichen Vollmacht verjehen zu 
fein, auf dem Bürgermeifteramte zu Altenkirchen mündlich die Er- 
Öffnung des fraglichen Geſchäfts angezeigt hat, daß jedoch diefe 
Anzeige auf dem Bürgermeijteramte mit dem Bemerfen, der Ange- 
klagte müfje die Anzeige perfönlich erftatten, zurückgewieſen worden ift. 

Der Berufungsrichter, der mit Recht die durch W. eritattete 
Anzeige nicht deshalb für unzureichend erachtet, weil fie vom Ange— 
klagten nicht perfönlich gemacht worden fei, verurtheilt den leßteren 
dennoch wegen Gemwerbefteuervergehens (richtiger „Webertretung“) 
gegen die $$ 52, 70 und 73 des Gewerbefteuergefeßes, indem er 
erwägt, daß zwar eine formloje Anzeige, ſowohl eine fchriftliche wie 
eine mündliche, ſowie auch eine durch einen Boten erftattete, genüge, 
daß aber, wenn die durch einen nicht mit fchriftliher Vollmacht ver- 
jehenen Beauftragten des Erftattungspflichtigen zu machende Anzeige 
von der Behörde wegen Mangels einer Legitimation des die Anzeige 
Ausführenden zurüdgemwiefen werde, eine ordnungsmäßige Anzeige 
aus dem Grunde nicht vorliege, weil grundfäßlich den Behörden 
und öffentlihen Beamten die disfretionäre Befugniß zuzufprechen fei, 
daß fie ſich mit legitimationslofen Perſonen überhaupt nicht einzu= 
lafjen brauchen, fomit aber die durch W. erftattete Anzeige befugter- 
maßen auf dem Bürgermeifteramte zurüdgemiefen fei, daß hiernach 
der Angeklagte feiner gefeglichen Anzeigepflicht durch die gedachte 
Anzeige nicht genügt hatte. 

Diefe Ausführung und die fich auf diefelbe und die unanfecht- 
bar feftgeftellten Thatfachen gründende Entfeheidung des Border- 
richters kann für erfennbar rechtsirrthümlich nicht erachtet werden. 
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Nach Analogie des in der Revifionsrechtfertigung in Bezug 
genommenen, in dem Urtheile'des Reichsgerichts vom 21. März 1881 
(Entf. in Straff. Bd. 3 ©. 425) zum Ausdrude gebrachten Grund- 
ſatzes, daß „die Gültigkeit eines jchriftlich bei der Staatsanwalt“ 
ſchaft eingereichten Antrages auf Strafverfolgung feineswegs durch 
den Umftand ausgefchlofien fei, daß der Antragfteller auf Grund 
einer mündlichen Vollmacht Namens des zum Antrage Berechtigten 
gehandelt hat,” ift zwar anzunehmen, daß der Beauftragte des An- 
geflagten, W., auch ohne ſchriftliche Vollmacht wirkſam den Anfang 
des fraglichen Gemwerbebetriebes hätte anzeigen können. 

Wenn aber diefe Anzeige nad) der Auffafjung des im Bürger- 
meifteramte thätigen und zuftändigen Beamten aus irgend einem. 
Grunde, jelbjt, wenn der dafür angegebene Grund rehtlih nicht. 
zutrifft, nicht erkennen läßt, daß fie von dem Anzeigepflichtigen aus- 
geht oder mit feinem Willen erftattet wird, und jener Beamte bier- 
an Zweifel hegt, fo liegt es dem Anzeigepflichtigen ob, ſobald er 
hiervon Kenntniß erlangt hat, die Anzeige derart zu erftatten, daß 
die Zweifel gehoben werden, und zwar, wenn möglich, noch rechtzeitig. 

Das vom Angeklagten zur Begründung feiner gegentheiligen 
Auffafjung angeführte Urtheil des Kammergerihts vom 31. März. 
1892, Jahrbuch Bd. 13 ©. 300, ingleichen das Urtheil vom 12. Mai 
1893, ebenda ©. 301, hat einen ganz anderen Fall zum Gegen- 
jtande, indem nämlich dort die Anzeige vom Angeklagten, als dem 
Gemwerbetreibenden, mündlih und zwar rechtzeitig erftattet worden 
war und die Nichtannahme diefer Anzeige (in dem in dem Urtheile 
vom 31. März 1892 behandelten Falle) aus ganz anderen materiell- 
rechtlihen Gründen erfolgt war, als im vorliegenden Falle. 


Nr. 108. 
Gewerbetrieb im Mmherziehen. Annahme eines Begleiters. Anmelde- 
pflicht. Sitrafbarkeit. 

Die Nichterfüllung der dem Inhaber eined Gewerbe- 
icheind auferlegten Pflicht, die Mitführung eines Begleiters 
zur Eintragung in den Gewerbeſchein anzumelden, ift als 
Steuerdelift nicht ftrafbar. 


Beleg vom 3. Juli 1876 88 7, 8,19, 25,28; Gejeg vom 22. Mai 1852 Art. V; 
Str.G.B. 88 66 bis 68; Einführungsgefeh zum Strafgefegbug $ 2; Gem.Dd. 
$$ 62, 145, 149 8.5. 


— — 
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Urtheil vom 13. Februar 1896 (S. 1296/95). 
Schöffengeriht Ludenwalde, Landgericht Potsdam. 





Das Berufungsgericht hat gegen den Angeklagten, welcher wegen 
einer Uebertretung des $ 7 des Gefeßes vom 3. Yuli 1876 angeklagt 
war, das Verfahren eingeftellt. Die von dem Staatsanwalt ein- 
gelegte Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der 88 7, 8, 19, 25, 28 des 
Gejetes, betreffend die Befteuerung des Gemwerbebetriebes im Um— 
berziehen vom 3. Juli 1876, des Art. V des Geſetzes vom 22. Mai 
1852, der 88 66, 67 des Strafgefeßbuches und des $ 2 des Ein- 
führungsgefeges zum Strafgeſetzbuche rügt, ift unbegründet. 

Der Berufungsrichter hat thatfächlich Feftgeftellt, daß der im 
Befig eines Wandergewerbefcheins befindliche Angeklagte fih am 
28. Februar 1895 in 2. bei Ausübung feines Wandergewerbes mit 
Blechwaaren eines Begleiters in der Perfon des Vincenz F. bedient 
hat, ohne defjen Eintragung in den Wandergemwerbefchein nachgeſucht 
zu haben. 

Der Vorderrichter ftellt aber das Verfahren gegen den An- 
geflagten ein, weil er nur eine Webertretung der 88 62, 149 3.5 
Gew.D. für vorliegend erachtet, bis zur Beihlußfaffung über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens, nämlich den 11. Juli 1895, aber 
eine gegen den Angeklagten gerichtete Handlung des Richters nicht 
vorgenommen, die Strafverfolgung alfo duch Verjährung ausge: 
ſchloſſen fei. 

Diefe Entſcheidung ift vollflommen zutreffend. Nah 8 7 des 
Geſetzes vom 3. Juli 1876 hat der Gewerbetreibende, wenn er nad) 
Einlöfung des Gemerbejcheines im Laufe des Jahres Begleiter mit- 
führen will, ohne daß dies im Gewerbeſchein vermerkt iſt, die Ver— 
pflihtung, hiervon vorherige Anmeldung behufs Nenderung bezw. 
Ergänzung des eingelöften oder Ertheilung eines anderen Gewerbe: 
ſcheins zu machen. 

Im Abſ. 2 diefes Paragraphen ift dann beftimmt, daß, infofern 
die beabfichtigte Aenderung des Gemwerbebetriebes eine Erhöhung der 
Steuer x. bedingt, die Regierung den zu entrichtenden Steuerſatz 
anderweit feitzujegen und die Aushändigung des Gewerbeſcheins 
gegen Erledigung des Mehrbetrages zu veranlafjen hat. 
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Wenn nun auch der Angeklagte der ihm durch den $ 7 auf— 
erlegten Verpflihtung nicht nachgekommen ift und wenn auch ge- 
mäß Abſ. 2 des $ 7 die Regierung den Steuerfag für den An- 
geflagten nur deshalb erhöht und auf 12 M. feſtgeſetzt hat, weil 
die Eintragung des Begleiters erfolgt ift, To hat jich doch der An— 
geflagte dadurch eines Vergehens oder einer Webertretung gegen 
diefes oder ein anderes Steuergeſetz nicht ſchuldig gemacht, denn es 
fehlt an einer Strafbeftimmung für Zumiderhandlungen gegen die 
dem Angeklagten durch die oben erwähnte Geſetzesbeſtimmung auf- 
erlegte Pflicht; der $ 19 des Geſetzes vom 3. Juli 1876, welcher 
die Zumiderhandlungen gegen die übrigen im $ 7 dem Gewerbe- 
treibenden vorgefhriebenen Verpflichtungen mit Strafe bedroht, enthält 
feine Strafandrohung für einen Verftoß gegen die oben beſonders ange- 
führte Vorfchrift des $ 7 und ebenfowenig findet fich eine Strafbeitim- 
mung dieſer Art im $ 25 oder an einer anderen Stelle des Gejeßes. 

Eine Zumiderhandlung gegen die Steuergefege hat der An- 
geflagte daher zwar begangen, allein diefelbe ift in ſteuerlicher Hinficht 
ftraflos. Bon einer Strafverfolgung aus dieſem Geſichtspunkte 
fann alfo nicht die Nede fein. Deshalb kann aud die Beftimmung 
des Art. V des Geſetzes, betreffend einige Ergänzungen des Ein- 
führungsgejeßes zum Strafgejeßbuche vom 22. Mai 1852, welcher 
unzweifelhaft noch in Geltung ift, und welcher bejtimmt, daß Ver— 
gehen und Uebertretungen, welche duch Zumiderhandlung gegen die 
Vorſchriften über die Entrichtung der Steuern x. und aller übrigen 
öffentlichen Abgaben und Gefälle begangen werden, in fünf Jahren 
verjähren, nicht zur Anwendung gelangen, denn durd) die vorliegende 
Zumiderhandlung des Angeklagten gegen $ 7 des Gejeßes vom 
3. Juli 1876 ift ein Vergehen oder eine Mebertretung der im Art. V 
bezeichneten Art nicht begangen worden. 

Durch die feftgeftellte Handlung des Angeklagten hat diefer alfo 
nur eine Uebertretung gegen die $$ 62 und 149 3.5 Gew. O. be- 
gangen, welche nah $ 145 dafelbit und 88 66 bis 68 Str. G. B. 
bereits verjährt war, als die erjte vichterliche Handlung, welche ge- 
eignet geweſen fein würde, die Verjährung zu unterbredden, am 
11. Juli 1895 vorgenommen wurde, 
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Nr. 109. 
Haufirfieuergefeh. Begriff der Maaren. Gruudſtũcne. | 
Unter den Begriff der Waaren im Sinne ded $1 3.2 
des Geſetzes betreffend die Befteuernng des Gewerbetriebes 
im Umberziehen vom 3. Juli 1876 find Grundftüde nicht 
eingeichlofjen. *) 
Geſetz vom 3. Juli 1876 $ 13.2, $ 18. 





Urtheil vom 28. Dftober 1895 (S. 870/95). 
Schöffengeriht Toftlund, Landgeriht Flensburg. 





Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen von der Anklage der 
Gewerbefteuerhinterziehung freigefprohen worden. Die von dem 
Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde nicht für begründet er- 
achtet. 

Gründe: 

Der Straffenat hat feine Veranlaffung gefunden von der in 
dem Urtheile vom 2. April 1880 (Jahrbuch Bd. 1 ©. 187) aus- 
gefprochenen Anficht, daß unter „Waaren“ im Sinne des $ 1 des 
gedachten Geſetzes Grundftüde nicht einbegriffen find, abzugeben. 

Wenngleih nah Art. 11H. G. B. die gewerbefteuergefeglichen Landes⸗ 
geſetze durch die Beſtimmung des Art. 271 3.1, daß unter Waaren 
nur bewegliche Sachen zu veritehen find und die des Art. 275, daß 
Verträge über unbewegliche Sachen feine Handelsverträge find, nicht 
berührt werden, jo find doch nad allgemeinem Sprachgebrauch unter 
Waaren nur die für den Umſatz beftimmten beweglichen Sachen zu 
verjtehen, insbefondere, wenn fie im Wege des Haufirhandels in 
Verkehr gebracht werden. Aber auch das Gejeb vom 3. Juli 1876 
giebt feinen Anhalt dafür, daß es den Begriff „Waaren” in einem 
anderen, auch unbemweglihe Sachen umfaffenden Sinne auffaffen 
wollte. Vielmehr fest das Feilbieten der Waaren im Umberziehen 
begrifflih voraus, daß der Anbietende die feilgebotenen Waaren bei 
ſich führt (vgl. Urtheil vom 26. September 1889, Jahrbuch Bd. 10 
©. 196), wie folches bereits in dem früheren, den Gewerbebetrieb 
im Umbherziehen behandelnden Gefege: dem Haufirregulativ vom 
28. April 1824 in den 88 1, 2, 5, zum Ausdrud gebracht worden 


*) Bergl. Urteil vom 2. April 1880 Bd. 1 ©. 187 diefes Jahrbuches. 
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war (vgl. auch Groſchuff, Preußiſche Strafgefege Anm. 6 ©. 511). 
Diefe Vorausfegung trifft aber beim Ausbieten von Grundftüden 
zum Ankauf nicht zu. 

Die Entjheidung des Dberverwaltungsgerihts Bd. 16 ©. 89 ff 
fteht diefer Auffaffung nicht entgegen. Denn diefelbe bejaht nur 
die Frage, ob der An- und Berfauf von Grundftüden als ftehendes 
Gewerbe jteuerpflichtig fei. Wenn in der Begründung ausgeführt 
ift, daß der Grund und Boden nah den wirthichaftlichen Berhält- 
niffen der Gegenwart zur MWaare geworden und deshalb der ge- 
Ihäftmäßige An- und Verkauf von Grundftücden ein Gewerbebetrieb 
fei, jo bleibt doch hierdurch die Frage, ob das Anbieten von 
Grundftüden zum Ankauf außerhalb des Wohnortes und ohne ge= 
werbliche Niederlaffung ein Feilbieten von Waaren im Umbherziehen 
fei, unberührt, weil der Begriff der Haufirwaare ein engerer iſt als. 
der einer Waare, welche Gegenftand des Betriebes eines ftehenden. 
Gewerbes ift. 





Nr. 110. 


Stũdtiſche Abgaben für Lufibarkeiten in Töln. Polizeiuerordnung. 
Rechtsgültigkeit. 


Die Beltimmung der Gölner Polizeiverordnung vom 
18. Iuli 1891, daß die Abgabe für die Luftbarfeit vor 
Beginn derjelben zu entrichten, die Luftbarfeit vor Abhaltung. 
derjelben der Polizei anzuzeigen fei und Uebertretungen mit 
Geldftrafen von drei bis dreißig Mark zu ahnden feien, ift 
rechtögültig. 

Polizeiverordnung des Polizeipräfidenten zu Cöln vom 18. Juli 1891, Res 
gulativ vom 14. Mär; 1890 88 1,2,3; Gefeg vom 11. März 1850 über die 


Poltzeiverwaltung $ 6 Budjft. e; Städteordnung für Die Rheinprovinz $ 4% 
Abi. 3; Gefeg über die allgem. Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 8 144.. 





Urtheil vom 27. Mai 1895 (S. 391/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Cöln. 





Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen wegen Uebertretung der 
gedachten Polizeiverordnung zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 
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Gründe: 


Mit Unrecht fiht der Angeklagte die Rechtsbejtändigfeit der 
Volizeiverordnung vom 18. Juli 1891 an. 

Nah 83 des Regulativs vom 14. März 1890, deſſen Giltigfeit 
jeitens des Angeklagten nicht beftritten ift, find die in den SS 1 
und 2 diejes Regulativs feitgefegten Abgaben vor Beginn der Luft- 
barkeit zu entrichten. Die Bolizeiverordnung enthält alfo bezüglich 
diefer Beitimmung nur eine Wiederholung des Negulativs. Wenn 
fie nun auf die Webertretung diefer Beitimmung eine Strafe von 
3 bis 30 M. jest, jo befindet fie fi in vollitändiger Ueber— 
einftimmung mit Abf. 3 des $ 49 der Stäbteordnung für die Rhein- 
provinz, nach welchem gegen Uebertretungen der über die Erhebung von 
Kommunalfteuern zu erlaffenden Regulative durch befondere Verord- 
nungen Strafen bis auf Höhe von 10 Thlr. vorgefehen werden fönnen. 

Indem die Polizeiverordnung des meiteren die Strafe auch 
dann eintreten läßt, wenn die Quftbarfeit vor Abhaltung derjelben 
nicht dem Polizeikommiſſar angezeigt wird, ſo fteht fie auch hierin 
nicht in Widerſpruch mit den Geſetzen. 

Das Recht der Polizeiverwaltung, die vorherige Anzeige zu ver- 
langen, folgt zweifellos aus dem $ 6 Buchſt. e des Geſetzes über Die 
Bolizeiverwaltung vom 11. März 1850, während die Strafandrohung 
für die Mebertretung diefer Beftimmung nah $ 144 des Gefehes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 geredht- 
fertigt ift, nach welchem in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, alſo 
in diefem Falle der Polizeipräfident, befugt ift, gegen die Nicht- 
befolgung der von ihr exlaffenen polizeilichen Vorſchriften Geld- 
ftrafen bis zum Betrage von 30 M. anzudrohen. 


Rr. 111. 


Gebändeftenerdelikt. Anzeigepflicht des Ehemannes. Thatbeſtand. 
Rerjährnng. 


1. Ein Ehemann, welcher auf dem jeiner Ehefrau ge= 
börigen Grundftüde eine mit jeinem Gelde errichtete Remiſe 
in ein Wohnhaus umwandelt, ohne von diejer baulichen 
Veränderung der zuftändigen Behörde jchriftlih oder pro- 
tokollariſch Anzeige zu machen, macht ih nah 8 17 Abi. 3 
des Gebäudefteuergejehes ftrafbar. 
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2. Die Nichtanmeldung zur Gemeindefteuer in Verbindung 
mit der Steuerhinterziehung bildet den Thatbeftand der Zu- 
widerhandlung gegen den 8 17 des Gebäudeftenergejeges. 

3. Mit jedem neuen Gtatsjahr, in welchem die Iahres- 
fteuer nicht entrichtet wird, beginnt ein neued Steuerdelikt. 

4. Der Lauf der Verjährung beginnt mit dem Ablauf 
des Ctatsjahres, in welchem die Iahresftener nicht entrichtet ift. 


Gebäudefteuergefeg vom 21. Mai 1861 $$ 5,15 3.3, $$ 16,17 Abſ. 3; AER- 
I Xit. 9 $$ 327, 329, 332, Tit. 21 $$ 124 ff. 





Urtheil vom 16. Mai 1895 (©. 348/95). 
Scöffengeriht und Landgericht Buben. 





Der Angeklagte iſt in den Vorinftanzen wegen Webertretung 
der angeführten Strafvorfchriften zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der materiellen Rechtsnormen 
über den Eigenthumserwerb und über die Verjährung der Straf- 
verfolgung rügt, ift unbegründet. 

Der Berufungsrichter hat folgendes thatfächlich feftgeftellt: 

Die Ehefrau des Angeklagten, Emilie P. geb. B. zu Guben 
bat im Jahre 1868 die am K.jchen Steige belegene Aderparzelle 
Kr. 3052, das jetzige Grundftüd W.ftraße Nr. 34 zu Guben gefauft. 
In demfelben Jahre ift der Befistitel für fie im Grundbude von 
Guben Landungen Bd. 68 BI. 97 Nr. 1871 berichtigt. Demnädjft 
hat ihr Ehemann mit feinem Gelde das Land bebaut und darauf 
ein Wohnhaus, eine Schmiede und neben anderen Gebäuden auch 
eine Remife errichten laſſen. Dieſe Baulichkeiten find zur Verfteue- 
rung vorfhriftsmäßig angemeldet. Im Sommer 18832 bat der An— 
geklagte ohne bejondere bauliche Veränderungen die Remiſe in eine 
Wohnung umgewandelt, davon aber der zuftändigen Behörde Mit- 
theilung nicht gemadt. Am 6. Januar 1886 ift die Ehe der P.’fchen 
Eheleute durch richterliche Entſcheidung getrennt und ift diefes Urtheil 
am 16. März 1886 rechtskräftig geworden. Trogdem ift der An- 
geklagte in dem Grundftüde, deſſen Baulichfeiten er immer für die 
jeinigen angejehen hat, verblieben. Er hat auch noch am 15. April 
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1887 die baupolizeiliche Genehmigung zu dem Neubau eines Seiten- 
flügels auf dieſem Grundftüd nachgefuht. Der von feiner ge- 
ſchiedenen Ehefrau gegen ihn angeftrengten Ermiffionsklage hat er 
den Einwand entgegengeftellt, daß die auf dem Grundftüd errichteten 
Gebäude ihm gehörten. Nachdem feine mehrerwähnte Ehefrau am 
2. März 1890 verftorben war, hat er mit deren Erben den nota- 
riellen Bergleih vom 5. und 6. November abgeſchloſſen, Inhalts 
defien ihm unter anderem von diefen auch das Grundftüd W.ftraße 
Nr. 34 zum alleinigen Eigenthum abgetreten if. Auf Grund der 
Auflafjung vom 27. November 1890 ift er endlich am darauffolgenden 
Tage als Eigenthümer des Grundftüds in das Grundbuch eingetragen 
worden. Erft im April 1893 ift die nicht erfolgte Anmeldung der 
Umwandlung der Remife auf dem bezeichneten Grundftüd in eine 
Wohnung und damit des Weberganges des betreffenden Gebäudes 
aus der Klafje 2 in die Klafje 1 des S 5 des Geſetzes, betreffend die 
Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer, vom 21. Mai 1861 von 
der zuftändigen Behörde, dem Katafteramte zu Guben, entdedt worden. 

Auf Grund diefer unanfechtbaren Feitftellungen ftraft der Be— 
rufungsrichter mit dem erften Richter den Angeklagten wegen Ueber— 
tretung der $$ 16 und 17 in Verbindung mit den 88 5 und 1% 
3. 3 des vorgenannten Geſetzes vom 21. Mai 1861 mit einer Geld- 
ftrafe von 20 M., im Unwermögensfalle mit vier Tagen Haft. 

Diefer Entfcheidung liegt zunächſt hinſichtlich der Schuldfrage 
ein erfichtlicher Rechtsirrthum nicht zu Grunde. 

Nah SS 15, 16 des genannten Gejeges find die Eigenthümer 
oder Nutznießer insbefondere auch derjenigen Gebäude, welche durch 
Veränderung ihrer Beftimmung aus der im $ 5 3. 2 dafelbit be- 
zeichneten Klafje in die im $ 5 3.1 bezeichnete Gebäudeklaſſe über- 
gehen, verpflichtet, diefe Veränderung den mit der Fortführung der 
Gebäudefteuerrollen beauftragten Beamten ſchriftlich oder proto- 
follarifch anzuzeigen. Nach 8 17 Abf. 3 dafelbft find Veränderungen 
in der Einrichtung oder Benugung der im $ 5 3.2 gedachten Ge- 
bäude, wodurch diefelben in die im $ 5 3. 1 erwähnte Gebäudeklaſſe 
übertreten, binnen drei Monaten nach Ablauf des Jahres, im 
welchem die Veränderung eingetreten ift, anzumelden. Nach $ 5 
3. 2 dafelbft beträgt die Steuer für folche nicht zur Benugung für 
die Landwirthſchaft und Fabriken beftimmte Remiſen, welche als 
jelbftändige Gebäude betrachtet werden müflen, zwei vom Hundert 
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des Nutzungswerthes, während nad $ 5 3.1 für Gebäude, welche 
vorzugsweile zum Bewohnen benußt werden, die Steuer vier vom 
Hundert des Nutzungswerths beträgt. Feſtgeſtelltermaßen ift nun 
duch Unterlaffen der Anmeldung jener Veränderung der Remife in 
ein zum Bewohnen bejtimmtes Gebäude an Gebäudefteuer ein Betrag 
von jährlih 2 M. hinterzogen. 

Die Anmeldung hätte bis zum 1. April 1883 erfolgen müſſen, 
ift aber überhaupt nicht erfolgt. 

Es fragt ſich, ob der Angeklagte als Eigenthümer des Gebäudes 
hierfür ftrafrechtlich verantwortlich zu machen und ob er alſo des— 
wegen, ſoweit nicht Verjährung der Strafverfolgung eingetreten ift, 
zu beftrafen war. 

Diefe Frage ift zu bejahen. 

Der Grundſatz des Römifchen Rechts, daß jeder Bau, welcher 
mit dem Boden feit verbunden worden, nothwendig dem Bodeneigen- 
thümer zufalle, ohne Rüdjicht darauf, wen das verbaute Material 
gehört hatte und wer den Bau errichtet hat, ift für das Preußifche 
Recht nicht unbedingt gültig. Vielmehr wird derjenige, welcher auf 
fremdem Grund und Boden einen felbjtändigen Bau errichtet, zu— 
nächſt Eigenthümer des Baues. Dies ergiebt fich zunörderft aus 
dem $ 329 Th. I Tit. 9 A.L.R., wonach, wenn Jemand ein für fich 
jelbjt bejtehendes Gebäude auf fremdem Grund und Boden ohne 
Vorwiſſen des Grundeigenthümers errichtet ($ 327 daf.) der Grund- 
eigenthümer, falls er die Erhaltung des Gebäudes verlangt, fich 
dafjelbe entweder jelbft zueignen oder e8 mit Dem dazu gehörigen Grund 
und Boden dem Bauenden überlaffen kann, ferner aus $ 332 dafelbft, 
wonach der Grundeigenthümer, wenn er um den Bau gewußt und 
nicht ſogleich, als er davon Nachricht erhalten, der Fortfegung 
defjelben jo, daß es zur Wilfenfchaft des Bauenden gelangt ift, 
widerfprochen bat, ſich mit der bloßen Entſchädigung für Grund 
und Boden begnügen muß, woraus jich ergiebt, daß der Boden, auf 
dem der Bau aufgeführt wird, an den Bauenden fällt, vorausgejekt, 
daß diefer das Eigenthum des Bodens beanfprudt. 

Der oben aufgeftellte Grundfag des Preußifchen Rechts ergiebt 
fih aber auch aus dem $ 333 a. a. D., Inhalts deffen in dem Falle, 
daß der Befiker eines ganzen Gutes Gebäude darauf errichtet, und 
hiernächſt das Gut nebſt den Gebäuden dem Eigenthümer zurüd- 
geben muß, die Beitimmungen des Tit. 7 SS 204 bis 211 und 238 
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zur Anwendung gelangen jollen, wofelbft aber hinfichtlich des Eigen- 
thums an Gebäuden in dem im $$ 333 Th. I Tit. 9 erwähnten 
Falle etwas Spezielles nicht verordnet ift, ſodaß die Beitimmungen 
der 88 124 ff. Th. I Tit. 21 A.L.R. als die fpezielleren, dann 
Plag greifen müfjen, wenn es ſich um die Errichtung von Gebäuden 
feitens eines Nießbrauchers auf den dem Nießbrauche defjelben unter- 
liegenden Grund und Boden handelt. Freilich enthalten auch dieje 
Beitimmungen über die Eigenthumsfrage Ausdrüdliches nicht. Sie 
fchreiben nur vor, daß, wenn der Nießbrauch endigt, der Nießbraucher 
die inferirte Sache entweder dem Eigenthümer der dem Nießbraucher 
zum Nießbrauche dienenden Hauptfache gegen oder ohne Entſchädigung 
überlafjen oder wenigftens zurüdnehmen kann. Es ift aber hieraus 
zu folgern, daß die inferirte Sache troß der Verbindung mit der 
Hauptjahe im Eigenthum des Nießbrauchers bleibt; jedenfalls ergiebt 
fi daraus, daß die inferirte Sache nicht ohne Weiteres in das 
Eigentum des Eigenthümers der Hauptjache übergeht, folange nicht 
weitere Verhandlungen und Feitfegungen zwifchen diefem und dem 
Niepbraucher hierüber ftattgefunden haben. Zu vgl. über vorftehende 
Rechtsfragen: Förfter-Eccius, Preuß. Privatreht, 6. Auflage 
3.3 $ 176 II ©. 224— 227, Dernburg, Preuß. Privatrecht, 
Bd. 1 $ 236, Erfenntniffe des Obertribunalg vom 15. Dezember 
1876, Striethorft, Arch. Bd. 99 ©. 111, vom 15. Februar 1855 
ebenda Bd. 17 ©. 19, vom 11. Januar 1861 ebenda Bd. 40 ©. 125 
und vom 6. Dezember 1872 ebenda Bd. 87 ©. 157. 

An Auseinanderjfegungen der vorgedachten Art fehlt es im vor— 
liegenden Falle. 

Der Angeklagte blieb demnach Eigenthümer der Remiſe, welche 
fpäter in ein Wohnhaus umgewandelt ift, au, nachdem die Ehe 
des Angeklagten getrennt und das eheliche Nießbrauchsrecht deffelben 
an dem Grundftüd feiner Ehefrau erlofchen war. 

Daß ihm fpäter durch Vergleich mit den Erben feiner gejchie- 
denen Ehefrau das Grundſtück jelbft zum alleinigen Eigenthum über- 
lafjen worden ift, kann hierbei nicht in’3 Gewicht fallen. Webrigens 
bat fih ja feitgeftelltermaßen der Angeklagte ſelbſt ftets als Eigen: 
thümer des Baues betrachtet und geritt. 

Auch Hinfihtlih der Verjährung der Strafverfolgung und des 
Betrages der vorenthaltenen Steuer, ſowie der erfannten Strafe 
mußte die Entjcheidung des Vorderrichters aufrecht erhalten werden. 
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Die Strafvorfhrift des $ 17 des Gebäudefteuergejehes vont 
21. Mai 1861 richtet fich, abgejehen von der dort ebenfalls nor- 
mirten Drdnungsftrafe, gegen die Steuerhinterziehung. Die Nicht- 
anmeldung in Verbindung mit der Steuerhinterziehung bildet den 
Thatbeftand des mit Strafe bedrohten Delifts. Die Vorenthaltung 
der Steuer ift das Weſentliche. Die Steuerzahlung ift ferner an 
jedes Kalender- (Etats-) Jahr, für welches fie ausgefchrieben wird, 
gebunden. Mit jedem neuen Jahre, in welchem die Jahresſteuer 
nicht entrichtet wird, vollzieht fich ein neues Steuervergehen. Die 
Nichtzahlung der Steuer während einer Reihe von Jahren ift alfo 
nicht eine einheitlihe Steuervorenthaltung, denn die Strafbarfeit 
wählt mit der Zahl der Jahresſteuern, fondern fie wiederholt fich 
und bat ihre Vorausfegung in der fortdauernden Unterlaffung der 
Anmeldung. Der Lauf der Berjährung beginnt feit der Begehung 
der einzelnen That. Diefe Rechtsgrundbfäge hat das Reichsgericht 
in feinem Urtheil vom 4. Juni 1883 (Entſch. in Straff. Bd. 8 
©. 370 ff.) in durchaus zutreffender Weiſe aufgeftellt. 

Im vorliegenden Falle begann daher der Lauf der Verjährung 
jedesmal mit dem 1. April der Jahre 1883 bis 1894. Als am 
15. Auguft 1894 deswegen gegen den Angeklagten von den Amts- 
gericht zu Guben ein Strafbefehl erlaffen wurde, welcher die erite 
zur Unterbredung der Verjährung geeignete Handlung des Richters 
bildete, waren die ſeit dem 1. April 1883 bis dahin 1889 be- 
gangenen Webertretungen wegen eingetretener Verjährung der Straf- 
verfolgung nicht mehr zu ahnden, während die Strafverfolgung der 
jeit dem 1. April 1890 ftattgehabten Hebertretungen noch nicht durch 
Verjährung ausgeſchloſſen war. 

Wegen diefer fünf Uebertretungen, welche der Berufungsrichter 
als eine fortgejegte Unterlafjung bezeichnet, war fomit der Angeklagte 
auf Grund des $ 17 des Gebäudefteuergejeges mit einer Geldftrafe 
von 5 mal 4 M. zu beitrafen. Die erfannte Geldftrafe ift ſonach 
den gejeglichen Vorſchriften entiprechend bemeſſen. 


Kr. 112. 


Immpobilisrkanfnertrag mit einer katholifchen Kirchengemeinde ohne 
Amtsfiegel. Stempelpflichtigkeit. 


Ein mit einer Fatholiichen Kirchengemeinde gejchloffener 
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Immobiliarfaufvertrag ift, wenn ihm das Amtsfiegel des 

Kirchenvorftandes nicht beigedruct ift, nicht ftempelpflichtig.*) 

Gefeg vom 20. Juni 1875 über die Bermögensverwaltung in den Katholifchen 
Kirchengemeinden $ 19. 





Urtheil vom 28. November 1895 (S. 993/95). 
Schöffengeriht Goslar, Landgericht Hildesheim. 





Die Angeklagten find durch das Berufungsgericht von der An- 
ſchuldigung der Stempeljteuerhinterziehung freigefprochen worden. 
Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde nicht für 
begründet erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung des $ 19 des Geſetzes vom 
20. Zuni 1875 über die Vermögensverwaltung in den Fatholifchen 
Kirchengemeinden rügt, konnte für begründet nicht erachtet werden. 

Der BVorderrichter hat thatfächlich feitgeftellt, daß dem in Rede 
ftehenden Kaufvertrage vom 31. Juli 1894 bis zum 3. September 
1894 das Amtsfiegel des Kirchenvoritandes zu VB. nicht beigedrucdt 
geweien, und daß der fraglihe Vertrag am 12. September 1894 
der zuftändigen Steuerbehörde zur Verwendung des Stempels vor- 
gelegt worden if. Er hat angenommen, daß nad 8 19 a. a. D. 
die Beidrüdung des Amtsfiegels ein weſentliches Erforderniß für 
die Giltigfeit des in Rede ftehenden Vertrages war, und daß, da 
das Amtsfiegeljedenfalls bis zum 3. September 1894 fehlte, bis 
dahin ein rechtswirkſamer Bertrag nicht geichloffen und das in Rede 
ftehende Schriftftüd deshalb jedenfalls bis dahin nicht ftempelpflichtig 
war, daß demnach am 12. September 1894, an weldem die Urkunde 
zur Verwendung des Stempels der Steuerbehörde vorgelegt worden, 
die für die Beibringung des gefeglichen Stempels nachgelafjene 
l4tägige Frift noch nicht abgelaufen war, mithin eine Stempel- 
fteuerfontravention nicht vorliegt, und hat aus diefem Grunde die 
Angeklagten freigefprochen, indem er noch weiter ausgeführt hat, daß 
das in Rede ftehende Schriftftüd auch als eine jtempelpflichtige 
Bunktation nicht angefehen werden könne. 

Diefe Ausführungen find nicht rechtsirrthümlich. Wenn die 
Reviſion der Staatsanwaltſchaft demgegenüber geltend macht, daß 





a, Bergl. Beihluß vom 24. März 1880 Bd. 1 ©. 104 — — 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 
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für das Zuſtandekommen des Vertrages die Beidrückung des Amts- 
ſiegels nicht ein nothmendiges Erforderniß fei, daß vielmehr damit 
nur Dritten gegenüber der Nachweis des orbnungsmäßigen Zu— 
itandefommens des Vertrages geführt werden folle, jo fonnte dem 
nicht beigetreten werden. Die Beftimmung des $ 19 a. a. D. bindet 
die Giltigfeit der Erklärung des Kirchenvorſtandes an einfache Förm- 
lichkeiten, macht aber die Verbindlichkeit der Erklärung des Kirchen- 
vorftandes, alſo auch der vertragihliegenden Partei gegenüber, von 
der ftriften Beobachtung der vorgejchriebenen Form abhängig. Zu 
diefer Form gehört nad $ 19 a. a. D. auch die Beibrüdung des 
Amtsfiegels. Vor Beidrüdung des Amtsfiegels fehlte es an einer 
vechtsverbindlichen Willenserflärung des Kirchenvorftandes und aus 
diefem Grunde lag bis dahin, wie der Vorderrichter zutreffend aus- 
geführt hat, eine ftempelpflichtige Urkunde nicht vor. 

Bon berfelben Auffaffung der Beſtimmung des $ 19 a. a. O. 
ift auch der 1. Civilfenat des Kammergerichts in dem Beichluffe vom 
24. März 1880, Jahrbuch Bd. 1 ©. 104, ausgegangen. 


IV. 

Baupolizei. Land» und Waſſer-Straßen⸗ 

polizei. 

Nr. 113. 
Städtifhe Bauten. Aaupolizeiliche Erlaubniß. Bauherr. Strafbarkeit. 
Bei den vom Magiftrat beichloffenen ftädtifchen Umbauten 
it für die unterlaffene Einholung der baupolizeilichen Er- 
laubniß zunächſt das Mitglied des Magiftrats ftrafrechtlich 
verantwortlich, welches ald Dezernent für Baufachen den Bau 


bat ausführen Yafjen. 


Baupolizetorbnung des Regierungspräfidenten zu Potsdam vom 1. Dez. 1894 
85 26, 45; Str.G.B. $ 367 Nr. 15; Inftruftion für die Stabtmagtfträte vom: 
25. Mai 1835 $ 18. 


— — 


Urtheil vom 28. November 1895 (S. 992/95). 
Schöffengeriht und Landgeriht Prenzlau. 
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Der Angellagte ift in den Borinftanzen wegen Baupoligei- 
übertretung zu Strafe verurtheilt worden. Die von dem Angeklagten 
eingelegte Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 


Die Reviſion, welche PVerlegung des $ 367 3.15 Str.G.B 
und des $ 18 der Inſtruktion für die Stabtmagifträte vom 25. Mai 
1835 dur unrichtige Anwendung rügt, ift nicht begründet. 

Die thatfächliche Feitftelung des erften Richters, auf die der 
Berufungsrichter Bezug nimmt, geht dahin, daß der Angeflagte 
Mitglied des Magiftrats in B., ferner Dezernent für die Bauſachen 
des letzteren und PVorfigender der Baubdeputation ift, daß am 
20. Februar 1895 auf dem der Stadt P. gehörigen Rittergute ©. 
der Giebel des Ochſenſtalles eingeftürzt ift, daß nach dem über 
eine von der ſtädtiſchen Baubeputation am 21. Februar 1895 
vorgenommene Befihtigung vom Angeklagten aufgenommenen Pro— 
tofolle die baufälligen Vorder- und Hinterwände des Stalles be- 
feitigt und ebenfo wie der eingefallene Giebel maſſiv neu haben 
errichtet werden jollen, daß der Angeklagte am 23. Februar 1895 
dur eine mit „Der Magiftrat gez. K.“ unterzeichnete Verfügung 
den Maurermeiter W. und den Zimmermeifter K. in der Voraus— 
fegung der Zuftimmung des Magiftratsfollegiums mit der Ausführung 
der Arbeiten beauftragt hat, daß der Magiftrat unter dem 26. Fe: 
bruar 1895 verfügt hat: „Wir nehmen Kenntniß von der VBerhand- 
lung der Baubdeputation vom 21. Februar 1895 und find mit den 
Vorſchlägen derfelben jomie mit den vom Dezernenten getroffenen 
Anordnungen einverjtanden,“ daß, als die Aufräumungsarbeiten be- 
endet waren, Anfangs März 1895 W. mit der Aufmauerung der 
mafjiven Wände begonnen bat, ohne daß eine baupolizeiliche Ge- 
nehmigung eingeholt war. 

Wegen diefes dem Berufungsurtheil zufolge den Thatbeitand 
einer Mebertretung der 88 26, 45 der Baupolizeiordnung des Re— 
gierungspräfidenten zu Potsdam vom 1. Dezember 1894 und des 
$ 367 3. 15 Str.G.B. enthaltenden Sachverhalts ftraft der Border- 
richter mit dem erften Richter den Angeklagten mit einer Geldftrafe von 
fünf Mark, im Unvermögensfalle mit einer Haftitrafe von einem Tage. 

Diefer Entſcheidung liegt ein erſichtlicher Rechtsirrthum nicht zu 


Grunde. 
25* 
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Der $ 26 unter b der erwähnten Baupolizeiordnung. lautet: 
„Einer banpolizeilihen Genehmigung bedarf es zu Umbauten und 
Ausbefjerungen, bei denen maffive oder Fachwerfwände...... her⸗ 
geſtellt oder verändert werden ſollen.“ 

Gegen dieſe Beſtimmungen iſt bei dem in Rede ſtehenden Baue 
des Magiſtrats zweifellos zunächſt objektiv verſtoßen worden, es iſt 
aber dem Vorderrichter auch darin beizutreten, daß der Angeklagte 
für die Nichtbeobachtung jener Beſtimmung ſtrafrechtlich verantwort- 
ih zu machen ift. 

Zutreffend führt der Berufungsrichter aus, daß der eigentliche: 
„Bauherr“ die Stadtgemeinde fei, daß jedoch, da eine Korporation 
als jolche willens- und handlungsunfähig fei, im Gebiete des Straf- 
rechts an ihre Stelle diejenigen phyfiichen Perſonen treten, welche 
fraft Gejetes ihre Willensorgane find, daß diefes Organ für 
Stadtgemeinden der Magiftrat fei, diefer daher bei ftädtiichen Bau- 
ausführungen die Eigenfchaft des „Bauherrn“ habe, daß diefer im Falle 
einer Jolchender baupolizeilichen Genehmigung bedürfenden aber nicht ge= 
nehmigten Bauausführung an fich ſämmtliche Mitglieder des Magiftrats, 
injofern fie ſchuldbar an der Uebertretung wirklich theilgenommen haben, 
ftrafrechtlich verantwortlich feien, daß es dahin geftellt bleiben könne, 
in wiemweit dies bei jedem einzelnen Mitglieve des Magiftrats zu- 
treffe, da es fich hier nur um den Angeklagten handle, daß dieſer 
aber den fraglihen Bau babe ausführen laſſen, da er den Bau, 
wenn auch vorbehaltlich der Zuftimmung des Magiftratsfollegiums- 
den Unternehmern W. und K. übertragen habe, jedenfalls alfo- 
mit feinem Willen der polizeilih noch nicht genehmigte Bau be— 
gonnen habe. | 

Schon durch dieje zutreffende Ausführung des Vorderrichters- 
wird deſſen verurtheilende Entjcheidung getragen. 

Der Berufungsrichter weit dann aber weiter darauf hin, daß. 
der Angeklagte auch berufener Vertreter der Stadt, bezw. des 
Magiftrats bei Ausführung des Magiftratsbefchluffes fei, da er als: 
Dezernent für Baufahen gemäß $ 18 Abſ. 5 des „Regulativs“ 
vom 25. Mai 1835 (d. h. der Anftrultion für die Stadt-Magifträte 
vom 25. Mai 1835, deren Vorfchriften nach Art. XII der Inſtruktion 
des Minifters des Innern zur Ausführung der Städteordnung vom. 
30. Mai 1853, d.d. den 20. Juni 1853, für den Gefchäftsgang, bei 
der ſtädtiſchen Verwaltung beizubehalten find) „für ben weiteren 
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Betrieb der Sache und für eine zwed- und orbnungsmäßige Aus- 
führung des Beichluffes hafte,“ daß es ferner für den vorliegenden 
Fall belanglos ſei, ob dem Angeflagten auch die Einholung des 
Baukonſenſes obgelegen habe, da das Geſetz nicht die Nichteinholung 
des Konjenjes, jondern das „Geichehenlaffen“ nicht Eonfentirter 
Bauten beftrafe. 

Auch diefer Ausführung ift beizutreten. Die Behauptung der 
Revifion, daß Bauherr im Sinne des Gejeges nur derjenige fein 
könne, der auf eigene Verantwortung und Rechnung den Bau aus- 
führen laffe,“ ift infofern unzutreffend, als das Erforderniß der 
Bauausführung für eigene Rechnung aufgeftellt wird; denn zweifels- 
ohne fann auch der Verwalter oder der gejegliche Vertreter 3. B. 
eines Kindes oder eines Geiftesfranten Bauherr fein, obwohl ber 
Bau für Rechnung des Bertretenen erfolgt. Die eigene Verantwort— 
lichfeit des Angeklagten, wenn auch vielleicht unter Mitverantwort- 
lichfeit anderer Perfonen, ift aber nach den vorftehenden Ausführungen 
vorhanden gemefen. 

Wenn die Revifion ferner rügt, dab der $ 18 der gedachten 
Snftruftion vom 25. Mai 1835 zu Unrecht angewendet ſei, fo ift 
auch diefe Rüge hinfällig, Zunächſt ſtützt fih, wie bemerkt, die 
PVerurtheilung prineipaliter nicht auf den Inhalt diefes $ 18, ſon— 
dern auf einen außerhalb diefer Vorſchrift liegenden Grund, welche 
allerdings nur das Verhältnig des Dezernenten zum Kollegium und 
die zivilrechtliche Haftung des Dezernenten regelt. Dann aber fonnte 
diefe Beftimmung auch ſehr wohl verwendet werden, um die An- 
nahme der ftrafrechtlichen Haftung des Angeklagten zu unterftügen. 
Ob endlid der Magiſtratsbeſchluß über den Baufonjens etwas 
enthielt, ift gleichgültig. Dies könnte höchftens für die hier nicht 
intereffirende fteafrechtlide Mitverantwortlichfeit der anderen Mit- 
glieder des Magiftrats in Frage fommen. 


Nr. 114. 
Berkehr mit Gefangenen. Polizeiverordnung. Redtsgültigkeit. 
Eine Polizeiverordnung, welche jeden unbefugten Werfehr 
mit Gefangenen und polizeilich Feftgenommenen bei Strafe 
verbietet, entbehrt der Rechtsgültigkeit. 


Polizeiverorbnung für den Bezirk der Stadt Efjen vom 20. September 1887; 
Geſetz über die Polizeivermaltung vom 11, März 1850 $ 6 Budhft. b. 





3% Zweite Abtheilung. Straffachen. 


Urtheil vom 5. September 1895 (S. 423/95). 
Shöffengeriht und Landgericht Effen. 


Die Angeklagten find in den Vorinftanzen wegen Uebertretung 
der gedachten Polizeiverordnung bezw. Anftiftung zu derfelben zu Strafe 
verurtheilt worden. Die von den Angeklagten eingelegte Revifion 
wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 


Die NRevifion, welche Verlegung des $ 48 Str.G.B. und der 
Polizeiverordnung für den Bezirf der Stadt Eſſen vom 20. Sep- 
tember 1887 rügt, ift infoweit begründet, als fie unrichtige Aus- 
legung gedachter Polizeiverordnung rügt. 

Um die Bedeutung des in der PBolizeiverordnung enthaltenen 
Berbots eines jeden unbefugten Verkehrs mit Gefangenen oder 
polizeilich Feitgenommenen zu ermitteln, find die Akten des Bürger- 
meifteramts zu Efien, betreffend den Erlaß von Bolizeiverordnungen, 
I. 4 gen. eingefehen worden. Diejelben ergeben über die Veran— 
lofjung zum Erlaß der oben zit. Polizeiverordnung folgendes: Der 
Oberftaatsanwalt zu Hamm hatte die Wahrnehmung gemadt, daß 
in den Gefängniffen, welche dicht oder nahe an den Straßen liegen, 
die Ordnung nicht jelten Dadurch geftört wurde, daß Perjonen von 
Außen her mit den Gefangenen zu Eforrefpondiren verjuchten. In 
feiner Verfügung vom 7. April 1885 hob er deshalb hervor, daß 
nit ohne Erfolg in einem Oberlandesgerichtsbezirfe an folchen 
Drten Polizeiverordnungen erlaſſen jeien, welde den unerlaubten 
Verkehr mit Gefangenen unter Strafe ftellten und empfahl den 
Erlaß folder Polizeiverordnungen in Anregung zu bringen. Als 
num der dicht an der Logenftraße belegene Erweiterungsbau des: 
Efiener Amtsgerichtsgefängnifies mit Gefangenen belegt werden jollte, 
wandte fich der Gefängnißinfpeftor mit Schreiben vom 1. Auguft 
1887 an den Erſten Staatsanwalt zu Efjen, äußerte die Beforgniß, 
daß es nicht ausbleiben werde, daß die Ordnung des Gefängnifjes 
häufig dadurch geftört werden würde, daß Perjonen von Außen her 
mit den Gefangenen zu Forrefpondiren verjuchen würden, und bat, 
damit derartigen Störungen vorgebeugt würde, unter Bezugnahme 
auf die Verfügung des Oberftaatsanmwalts vom 7. April 1885, eine 
Polizeiverordnung, wie jene Verfügung erwähnte, in Antrag zu 
bringen. Der Erfte Staatsanwalt zu Eſſen erfuchte darauf den 
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Dberbürgermeifter von Eſſen mittel Schreibens vom 23. Augujt 
1887, dem er Abjchrift der Verfügung des Oberftaatsanwalts und 
des Schreibens des Gefängnißinfpeftors beilegte, „eine Polizeiver- 
ordnung zu erlaffen, wodurch e8 bei Strafe verboten werde, von 
der Straße ber mit den Gefangenen des Eſſener Amtsgerichts- 
gefängnifies zu ſprechen, ihnen zuzurufen oder in anderer Weife un- 
befugt mit ihnen zu verkehren.“ Der Entwurf der Verordnung 
wurde im Bureau des Dberbürgermeifters gefertigt, der Erfte 
Staatsanwalt erflärte fi mit dem Entwurf einverftanden, und vom 
Oberbürgermeifter wurde ſodann, ohne daß an den Paragraphen 
etwas geändert wurde, der Entwurf in der Fafjung vollzogen, wie 
fie die demnächſt gehörig publizirte Polizeiverorbnung zeigt. 

Hiernach ift unzweifelhaft, daß nach der Urſache und Beran- 
lafjung der Bolizeiverordnung es lediglich darauf anfam, den Ver— 
kehr von Perfonen von der Straße her zu den im Effener Amts- 
gerichtsgefängniß befindlichen Gefangenen zu treffen. Der Wortlaut 
der Verordnung ſelbſt aber ergiebt, daß der Oberbürgermeifter bier- 
über binausging, indem er jede Art unbefugten Verkehrs mit Ge- 
fangenen jeder Art und auch mit polizeilich Feitgenommenen unter 
Strafe jtellte. Es kann nicht anders fein, als daß dabei bewußter 
und beabſichtigter Weife über die Vorſchläge der Yuftizbehörde hin- 
ausgegangen ift, und ift daher die Verordnung inhaltlich nicht auf 
den Fall einer Korrefpondenz von der Straße her zu Gefangenen 
bes Eſſener Amtsgerichtsgefängnifies befchränft. 

Andererjeits ift troß der allgemeinen Fafjung der Verordnung 
nicht anzunehmen, daß ein Fall wie der vorliegende unter ihr Ber- 
bot fällt. Das Revifionsgericht legt vielmehr das Verbot dahin 
aus, daß der auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, Brüden, 
Ufern und Gewäfjern vorkommende Verkehr mit Gefangenen oder 
polizeilich Feitgenommenen unzuläffig fein fol. Darüber Beftim- 
mung zu treffen, ift allerdings Sache der ortspolizeilichen Vorfchriften, 
die nach $ 6 unter b des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 in Bezug auf Drdnung, Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs auf den bezeichneten Berfehrsplägen Fürforge zu 
treffen haben. Die Unterhaltung und den Berfehr des Publikums 
mit Gefangenen, die fi auf öffentlichen Straßen und Wegen be— 
finden, muß in einer fo belebten Stadt wie Efjen ift, ftörend und 
gefährdend erfcheinen, und es ift berechtigt und verftändlich, daß 
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die Effener Polizeibehörde anläßlich der ihr von der Staatsanwalt- 
Tchaft gegebenen Anregung und des zunächſt befonders in einer Be- 
ziehung hervorgetretenen ftraßenpolizeilihen Bebürfniffes gleich ein 
allgemeines ftraßenpolizeiliches Verbot erließ. 

Es bietet fich aber fein Anhalt dafür, daß, obgleich der Wort- 
laut ganz allgemein gefaßt ift, die Polizei mit dem Erlaß der Ber- 
ordnung noch weiter gehen und auch den Berfehr mit Gefangenen 
an anderen Orten, 3.8. im Gefängniß, im Gerichtsgebäude, in 
Privathäuſern und in Wirthshäufern treffen wollte. Dazu würde 
der Polizei allerdings nad) $ 6 des Geſetzes vom 11. März 1850 
die Befugniß gefehlt haben. 

Die Unterredung des Angeklagten W. mit dem Transport- 
gefangenen B. hat an einem Tifh in der Wirthichaft des Z. ftatt- 
gefunden. Bon einer Störung des öffentlihen Straßenverfehrs ift 
im vorliegenden Falle nicht die Rede. Die Handlung jenes Ange: 
klagten ift daher auch nicht nach der Polizeiverordnung ftrafbar. 
Liegt aber eine ftrafbare Handlung des B. nicht vor, fo kann auch 
der Angeklagte W. fich einer Anftiftung nicht ſchuldig gemacht haben. 


Nr. 115. 
Anshängen von Grgenfänden. Holizeineroränung. Redhtsgültigkeit. 
Die Vorſchrift einer Polizeiverordnung, welche das Aus- 
hängen und Ausftellen von Gegenftänden nad) den öffentlichen 
Straßen, Pläben und Durchgängen außerhalb der Haus- und 
Ladenthüren und Fenfter bei Strafe verbietet, ift rechtögültig. 


Polizeiverordnung des Amtes Herne vom 14. April 1894 88 1,2; Gefeg vom 
11. März; 1850 über die Polizeivermaltung $ 6 Buchſt. a, b. 





Urtheil vom 30. Januar 1896 (S. 1225/95). 
Schöffengeriht Herne, Landgeriht Bochum. 





Der Angeklagte ift in den Borinftanzen von der Anjchuldigung 
der MUebertretung der gedachten Polizeiverordnung freigeiprochen 
worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde für 
begründet erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der Lofalpolizeiverordnung des 

Amtes Herne vom 14. April 1894 durch Nichtanwendung rügt, er« 
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Icheint begründet, da der Ausführung des Berufungsrichters, dat 
diefe Verordnung rechtsungültig fei, nicht beigetreten werben kann. 

Erſcheint es ſchon an fich bedenklich, für die Auslegung einer 
Polizeiverordnung und den Zweck derjelben die Anficht des Amts- 
anwalts als ihres Verfaſſers für allein maßgebend zu erachten, da 
die Verordnung nicht von dem Inhaber der ftädtifchen Polizeigewalt 
jelbitftändig erlaffen ift, fondern erft nachdem eine Berathung mit 
dem Gemeindevorftande gemäß $ 5 des Gefeßes über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März 1850 ftattgefunden, fo findet die bier 
fragliche Verordnung doch, wie dies in ihrem Eingange ausdrüdlich 
durch den Hinweis auf den $ 6 dieſes Geſetzes ausgeſprochen ijt, in 
diefem Paragraphen ihre gejegliche Grundlage. 

Der erfennende Richter hat daher zu prüfen, ob das in 
der gedachten PBolizeiverordnung ausgeiprochene Verbot des Aus- 
hängens und Ausitellens von Kleidungsjtüden, Waaren und anderen 
Gegenftänden nad den öffentlichen Straßen, Pläben und Durd- 
gängen hin außerhalb der Haus- ſowie Ladenthüren und der Fenfter 
zu den Gegenftänden gehört, welche nach den Buchftaben a bis i des 
86 a.a.D. dem ortspolizeilihen Verordnungsrechte unterworfen 
find. Nun ift zwar dem Berufungsrichter zuzugeben, daß ein ber- 
artiges Verbot wie das in Rede ftehende, wenn es lediglich aus 
Gründen des Geſchmacks und der Aefthetif erlaffen würde, fich mit 
feinem der unter a bis i aufgeführten Gegenftände deden würde. 
Allein das Aushängen und Ausftellen von Gegenftänden ftraßenmwärts 
außerhalb der Haus- und Ladenthüren und der Fenſter ift geeignet 
fowohl dadurch, daß hierdurch leicht eine Anfammlung Neugieriger 
auf der Straße herbeigeführt wird, ala auch dadurch, daß die aus- 
geftellten Gegenftände über die Baufluchtlinie nach der Straße hin- 
austragen, den Verkehr der Fußgänger auf der Straße zu flören 
oder zu hindern. 

St hiernach die Polizeiverordnung zur Aufrechterhaltung der 
Drdnung, Sicherheit uud Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen erlaffen, jo findet fie ihre gejegliche Begrün— 
dung im Buchit. b des $ 6 des Gefeges vom 11. März 1850. Außer- 
dem ift das Verbot des Aushängense und Ausftellens von Gegen- 
ftänden nad) der Straße auch geeignet, Entwendungen und Ber- 
unreinigung durch Worübergehende zu verhüten. Die Verordnuug 
ift demnach auch zum Schuße des Eigenthums erlafjen, betrifft mit- 
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bin einen Gegenftand, welcher nad Buchftaben a dem polizeilichen 
Verordnungsrecht unterliegt. 


Nr. 116. 


Strafenreinigung. Anliegendes Grundftük einer Kirchengemeinde. 
Strafbare PRerfon. 


Für die Befolgung der Beftimmung einer Polizeiver- 
ordnung, welche den Beligern der anliegenden Grundftüde 
der Straße die Reinigungspflicht auferlegt, find, wenn das 
anliegende Grundftüd Eigenthum einer Kirchengemeinde ift, 
die Mitglieder des Kirchenvorftandes ftrafrechtlich nicht ver— 
antwortlich. 


Straßenpolizeiverordnung der Stabt Kiel vom 29. Mat 1877 88 20, 21; Kirchen- 
gemeinde: und Synodalordnung vom 4. November 1876. 





Urtheil vom 7. Oktober 1895 (S. 766/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Kiel. 





Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Weber- 
tretung der Straßenpolizeiverorbnung zu Strafe verurtheilt worden. 
Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Nah der thatſächlichen Feftftellung des Vorderrichters ift am 
8. Januar 1895 Morgens 9 Uhr der Bürgerfteig vor dem Paftorat- 
grundftüd R.ftraße 20 zu Kiel, welches an der Ede der R. und 
Hftraße liegt, weder in der einen, noch in der andern Straße von 
Schnee gereinigt und mit Sand, Aſche oder dergl. beftreut geweſen, 
obwohl beides erforderlih war. Das fragliche Grundftüd fteht im 
Eigenthbum und Befiß der evangelifch - lutheriichen Kirchengemeinde 
zu Kiel. Diefe wird nach der Kirchengemeinde- und Synobalordnung 
vom 4. November 1876 durch den Kirchenvorftand vertreten. 

Der Vorderrichter hat den Angeklagten, als Mitglied des 
Kirhhenvorftandes der evangelifch = Iutherifchen Kirchengemeinde zu 
Kiel dafür verantwortlich gemacht, dab zur fraglichen Zeit der 
Bürgerfteig vor dem Baftoratsgrungftüde nicht von Schnee gereinigt 
und nicht mit Sand, Afche oder dergl. beftreut geweſen ift, indem 
er ausgeführt hat, daß für die deliftunfähige Gemeinde, welche Be— 
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figerin jenes Grundftüds ift, deren gefeßliche Vertreter die Verant- 
wortung zu tragen haben und, da die Gemeinde durch den Kirchen- 
vorjtand vertreten werde, fei der Angellagte als Mitglied des 
Kirhenvorftandes für jene Unterlaffung verantwortlid. 

Diefe Ausführungen find rechtsirrthümlich. Das Wort „Ans 
lieger“ in $ 21 a. a. D., welcher hier in Frage fommt, ift allerdings 
gleichbedeutend mit „Eigenthümer des anliegenden Grunditüds.” 
Für die Unterhaltung der in den $$ 20 und 21 a. a. D. gebotenen 
Handlungen ift alfo der Grundbefiger des anliegenden Grundftüds 
verantwortlid. Grundbefiter des fraglichen Grundftüds iſt Die 
evangelifeh = Iutherifche Kirchengemeinde. Dieje ift als ſolche aller- 
dings deliftunfähig, wie der Borderrichter in Uebereinftimmung mit 
dem erjten Richter annimmt. Der Schluß aber, den der Vorber- 
richter daraus zieht, nämlich, daß, weil die Gemeinde deliftunfähig 
ift, deren gejeglicher Vertreter verantwortlich ift, kann für zutreffend 
nicht erachtet werden. Die Gemeinde wird vermögensrechtlich durch 
den Kirchenvorjtand vertreten, daraus folgt aber noch nicht, daß fie 
in ftrafrechtlicher Beziehung von dem Borftande vertreten wird. 
Weberbies fünnte der Angeklagte auch als Vertreter der Kirchen- 
gemeinde nicht verantwortlich gemacht werden, denn nicht der An- 
geflagte, fondern der Kirchenvoritand als folcher vertritt Die 
Kirchengemeinde und ferner machen bie 88 20 und 21 a. a. O., 
welche in Verbindung mit $ 366 3. 10 Str. G. B. als Strafgejege 
ftrift zu interpretiren find, auch nur die Grundbefiger, nicht auch 
deren Bertreter verantwortlich. 


Nr. 117. 
Straßenreinigung. Außergemöhnlicher Schneefall. Redhtsgültigkeit. 

Die in einer Straßenpolizeiverordnung der Polizeibehörde 
bei Eintritt außergewöhnlichen Schneefalld vorbehaltene Be— 
fugniß durh Bekanntmachung im amtlichen Publifations- 
organ anzuordnen, daß die Fortihaffung des Schnee von 
der Straße Seitens der Reinigungspflichtigen binnen einer 
beftimmten Friſt zu erfolgen habe, ift rechtsverbindlich. 
Straßenpoligeiverorbnung für die Stadt Stendal vom 28. September 1889 
88 6, 7, 60; Gefeg über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 $$ 5, 6 


Budft. b; Wegebauorbnung für bie Provinz Sahfen vom 11. Juli 1891 $ 4 
3.2 und 3, 
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Urtheil vom 2. Dezember 1895 (S. 1000/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Stendal. 


Der Angeklagte ®. ift in den PVorinftanzen wegen Straßen- 
polizeiübertretung zu Strafe verurtheilt worden. Die von diefem 
Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Die NRevifion des Angeklagten B., welche Verlegung der $$ 6 
und 60 der Straßenpolizeiverordnung für die Stadt Stendal vom 
28. September 1889 durch unrichtige Anwendung und der 88 5, 6 
unter b des Gejeßes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
rügt, ift nicht begründet. 

Der Berufungsrichter legt die thatfächliche Feitftellung des erſten 
Richters auch feiner Entfcheidung zu Grunde. 

Danach ift feitgeftellt: daß der Angeklagte B. am 19. Januar 
1895 den Bürgerfteig und die Straße vor feinem Grundftüde zu 
Stendal nit von Schnee gereinigt hat. Hiernach verurtheilt der 
Berufungsrichter mit dem erften Richter diefen Angeklagten wegen 
Uebertretung der oben gedachten Polizeiverorbnung, indem er weiter 
Folgendes thatfächlich feititellt: Es fei infolge eines im Januar 
1895 eingetretenen großen Schneefalls der Verkehr auf den Straßen 
der Stadt gehemmt und für die Reinigungsverpflichteten faft un— 
möglich geweſen, den Schnee jedesmal bis 8 Uhr Morgens wegzu— 
Ichaffen. Es fei deshalb am 7. Januar 1895 eine Bekanntmachung 
der Bolizeiverwaltung dafelbft erjchienen, durch welche auf Grund 
der 88 6 und 7 der bezeichneten PBolizeiverordnung den Haus— 
befigern infolge des jtarfen Schneefalles aufgegeben worden fei, den 
Schnee vor ihren Häufern binnen 3 Tagen vom Ericheinen diefer 
Bekanntmachaung wegzuſchaffen; vor dem Haufe des Angeklagten habe 
aber der jchon jeit länger als 3 Tagen gefallene Schnee noch am 
19. Januar 1895 gelegen und der Angeklagte habe denjelben auch troß 
polizeiliher Aufforderung nicht abfahren lafjen. 

Der Borderrichter gelangt zur Berurtheilung des Angeklagten. 

Der $ 1 der Straßenpolizeiverordnung legt jedem Eigenthümer 
eines im Stadtbezirke belegenen Grundftüdes die Pflicht auf, die 
dafjelbe begrenzenden Straßentheile, insbefondere die Hälfte des 
Fahrdammes und den Bürgerfteig wöchentlich zweimal, Mittwochs 
und Sonnabends, vollitändig reinigen zu laffen. 
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Daß an fich auch die Beleitigung des Schnees zur Reinigung 
der Straßen gehört, kann umfoweniger bezweifelt werden, als auch 
die Wegeordnung für die Provinz Sachſen vom 11. Juli 1891 
(8.©. ©. 316) nad) deren $4 3. 3 die Wegebaulaft auch die Ver— 
pflihtung in fich begreift, Verfehrshindernifje auf den Wegen zu be- 
feitigen, in $ 8 beftimmt, daß innerhalb der Städte und ländlichen 
Ortſchaften die Reinigung der Straßen und öffentliden Plätze 
„einſchließlich der Schneeräumungsarbeiten, nicht zur Wegebaulaft, 
mithin auch gemäß $ 4 3. 2 dafelbft nicht zur Unterhaltung der 
Wege x. gehört. Es handelt fich alfo bei der MWegräumung bes 
Schnees überhaupt nicht um eine zur Unterhaltung fondern um 
eine zur Reinigung der Straßen gehörige Arbeit. 

Wenn daher der $ 7 der Straßenpolizeiverordnung vom 28. Sep- 
tember 1889 beftimmt, daß die Bürgerfteige und Trottoird vom 
Schnee reingehalten und nad einem Schneefall ebenſo wie die Mitte 
des Fahrdammes fo fehleunig als möglich gereinigt werden müſſen 
und daß nach einem nächtlichen Schneefall die Reinigung des 
Morgens bis 8 Uhr ftattzufinden hat, jo kann die Gültigkeit diefer 
Vorſchrift, ſowie der Vorfchrift des $ 1 nad $ 6 unter b des Ge- 
jeßes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und des 
$ 366 3. 10 Str. G. B. nicht zweifelhaft fein. 

Iſt es nach einem befonders ftarfen und anhaltenden Schneefall 
den Anwohnern einer Straße unmöglich, diefen Vorſchriften zu ge— 
nügen, jo trifft fie felbftverftändlich eine ftrafrechtlihe Berantwort= 
lichfeit für die ftrifte Befolgung jener Vorſchriften nit. Für folche 
Fälle trifft aber der $ 6 der Volizeiverordnung Vorſorge, welcher, 
foweit er hier in Betracht fommt, lautet: „Die Reinigungsverpflichteten 
haben auch auf befondere polizeiliche Anordnungen die Befeitigung 
des Schnees von den Straßen bewirken zu lafjen und wird Die 
Frift zur Fortſchaffung deffelben durch fchriftliche oder mündliche 
Anordnung der Polizeibehörde reip. Durch polizeiliche Bekanntmachung. 
in derjenigen hiefigen Zeitung, welche als amtliches Publifationsorgan 
dient, bejtimmt.“ ⸗ 

Auch die Gültigkeit dieſer Vorſchrift iſt nicht zu bezweifeln. 
Auf Grund der $$ 6 und 7 der Polizeiverordnung iſt nun feſt— 
geitelltermaßen die Befanntmahung vom 7. Januar 1895 ergangen. 
Sie findet daher in der Polizeiverordnung felbit ihre Rechtfertigung, 

und ift deshalb rechtsverbindlich. 
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Nr. 118. 
Straßenpolizei. Allgemeine Grundfäße. 

Die Vorfchrift einer Polizeiverordnung, welche den Trans- 
port der zum Handel beftimmten Schweine auf öffentlichen 
Wegen, Straßen und Plägen nur mittels Fuhrwerks geftattet, 
ift rechtögültig. 

Polizeiverorbnung des Polizeipräfidenten zu Erfurt vom 12. Zuli 1892 $ 1 
Geſetz betr. die Abwehr und Unterbrüdung von Biehfeuchen vom 23. Juni 1880; 
Geſetz über die Polizeivermaltung vom 11. März 1850 $ 6 Buchſt. a, b, f, $5 12, 


15; Gefeg über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Zuli 1883 88 137, 
139; Str.G.B. $ 366 3. 10. 


Urtheil vom 31. Oktober 1895 (S. 866/95). 
Schöffengericht und Landgericht Erfurt. 





Die Angeklagten jind in den Vorinftanzen wegen Webertretung 
der gedachten Bolizeiverordnung zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von den Angeflagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung des Geſetzes über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März 1850, der 88 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und des 
Geſetzes, betreffend die Abwehr und Unterdrüdung von Viehfeuchen 
vom 23. Juni 1880 rügt, indem fie die Ungiltigfeit der Polizei— 
verordnung des Regierungspräfidenten zu Erfurt vom 12. Juli 
1892 behauptet, ift unbegründet. 

Die thatfächlihe Feftitellung des erften Richters, die der Be 
rufungsrichter auch feiner Entſcheidung zu Grunde gelegt hat, geht 
dahin, daß der Angeklagte Auguft G. am 9. Februar 1895 von 
Biſchleben nach Dittelftedt, der Angeklagte Karl G. am 16. Februar 
1895 in der Nottlebener Flur und in Nottleben den Transport von 
zum Handel bejtimmten Schweinen auf öffentlichen Wegen und 
Straßen nicht mittels Fuhrwerks bewirkt hat. 

Beide Borderrichter firafen deshalb die Angeklagten wegen 
dieſes den Thatbeftand einer MHebertretung gegen die vorgedachte 
Polizeiverordnung enthaltenden Sachverhalts mit je einer Mark Geld- 
ſtrafe, im Nichtbeitreibungsfalle mit je einem Tage Haft. 
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Diefer Entſcheidung liegt ein erfichtliher Rechtsirrthum nicht 
zu Grunde. 

Die zur Anwendung gebrachte Polizeiverordnung nimmt in den 
einleitenden Worten zwar auf den $ 20 Abf. 2 des oben bezeichneten 
Geſetzes vom 23. Juni 1880, aber auch auf die $$ 6, 12 und 15 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und 
die 88 137 und 139 des Landesverwaltungsgejeges vom 30. Juli 
1883 Bezug und entſpricht damit nicht nur den im legteren Gejege 
gegebenen, ihre formelle Giltigfeit bedingenden VBorfchriften, fondern 
läßt dadurch auch erkennen, daß die Vorfchrift ihres $ 1, welche lautet: 

„Der Transport der zum Handel beftimmten Schweine auf 
Öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen ift nur mittels Fubr- 
werks geftattet,“ 

nicht blos für den Fall der Seuchengefahr ($$ 18, 20 des Geſetzes 
vom 23. Juni 1880), fondern ganz allgemein und für alle Zeiten 
gelten jol. Diefe Vorfchrift ift, wie namentlih auch die Worte 
„zum Handel beftinmten“ erkennen lafjen, indem es fich hierbei um 
eine größere Anzahl von Schweinen zu handeln pflegt, und auch 
der Transport nicht zum Handel bejtimmter Schweine der Ver— 
breitung einer Seuche nicht minder förderlich fein kann, als der 
Transport von zum Handel beftimmten Schweinen, vor allem aud) 
ganz allgemein zum Schuße der die Straße x. paffirenden Perſonen 
aus Sorge für deren Leben und Geſundheit, fowie für Ordnung, 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs und zur Erhaltung der 
Bequemlichkeit und Reinlichfeit auf öffentlichen Wegen und Straßen 
gegeben. Sie findet alfo nach diefer Richtung hin in dem $ 6 unter 
a, f, b, den $$ 11 und 12 des Geſetzes vom 11. März 1850 und 
im $ 366 3.10 Str. G. B. ihre gejegliche Grundlage und das Geſetz 
vom 23. Juni 1880, das diefe Materie nicht regelt, fteht der Gültig- 
feit diefer allgemeinen, weiter gehende Schugmaßregeln treffenden 
Beftimmung des $ 1a. a. D. nicht entgegen (vergl. auch Urtheil 
des Kammergerichts vom 6. März 1890, Jahrbuch Bd. 10 ©. 163 ff.). 


Nr. 119. 


Sahren auf dem Bankett einer Chauffee. Guter Glaube. Gtrafbarkeit. 
Strafbefimmung. 


1. Das Befahren des Banketts einer Chauffee ift auch 
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dann ftrafbar, wenn der Fahrende fich in dem guten Glauben 
befindet, der Befiter des Fuhrwerks fei dazu berechtigt. 

2. Als Strafbeftimmung gilt nicht mehr die Nr. 12 der 
zufäglichen Vorſchriften zum Chaufjeegeldtarif vom 29. Fe— 
bruar 1840, jondern der $ 30 3. 2 des Feld- und — 
Polizeigeſetzes vom 1. April 188 1880. 


Urtheil vom 9. Dezember 1895 (S. 1034/95). 
Shöffengeriht Gummersbach, Landgericht Eöln. 





Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht von der An— 
Tchuldigung der Webertretung des $ 30 3. 2 des Feld- und Forit- 
Polizeigefeges vom 1. April 1880 freigefprochen worden. Die 
von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde für begründet. 
erachtet. 

Gründe: 

Der Vorderrichter hat thatfächlich feitgeftellt, daß der Angeklagte 
als Fuhrknecht des Zeugen M. am 20. März 1895 Waaren nad) 
und von dem Lagerplat M. gefahren hat, und hierbei, um auf 
diefen Lagerplatz gelangen zu Fönnen mit feinem Fuhrwerke beim. 
jedesmaligen Ein= und Ausfahren quer über das neben der Straßen- 
fahrbahn befindliche Bankett der ©. H.'er Chauffee gefahren ift. 

Trog dieſer Feſtſtellung hat der Vorderrichter den Angeklagten. 
freigefprochen, indem er angenonmen hat, daß der Angeklagte der, 
allerdings irrigen, Meinung geweſen fei, fein Dienftherr habe im. 
Hinblid auf die langjährige unbeanftandete Ausübung wirklih ein 
Recht auf Weiterbenugung der früher ungeftört benußten Weberfahrt 
über das Bankett, daß es dem Angeklagten demnach an der Kennt— 
niß des Vorhandenjeins eines Thatumjtandes, welcher zu dem 
gejeglihen Thatbeftande der ihm zur Laſt gelegten Webertretung, 
nämlich an der Kenntniß der Rechtswidrigfeit feines Thuns ($ 59 
Str.©.8.) fehle. 

Der Vorderrichter hat auch weiter ausgeführt, daß für den 
vorliegenden Fall die Beftimmung der 3. 12 der zufäßlichen Vor— 
Iohriften zu dem Chaufjeegeldtarif vom 29. Februar 1840 und nicht 
der $ 30 3.2 des Feld- und Forſt-Polizeigeſetzes vom 1. April 1880. 
in Frage fomme. 

Mit Recht hat demgegenüber die Revifion ausgeführt, daß, 
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wenn der Angeklagte fi in dem Irrthum befunden hat, daß jein 
Dienftherr ein Recht auf die Meberfahrt über das Bankett habe, 
diefer Irrthum fi als ein Irrthum über die Bedeutung des 
Strafgefeges darftelle, da nah 3. 12 a. a. D. fich jeder jtrafbar 
macht, der ein Bankett befährt, ohne von der zuftändigen Chaufjee- 
verwaltung hierzu die Befugniß erhalten zu haben, mag er fi in 
gutem Glauben befunden haben oder nicht. Diefer Irrthum könne 
deshalb den Angeklagten nicht vor Strafe ſchützen. 

Wenn nun auch weiter die Staatsanwaltichaft beantragt hat, 
gegen den Angeklagten auf die gejeglich niedrigfte Strafe zu erfennen, 
fo war gleihwohl der Gerichtshof nicht in der Lage, diefem Antrage 
zu entiprechen. 

Der Gerichtshof it der Anficht, daß die Beftimmung der 3. 12 
der zuſätzlichen Vorfchriften a. a. D., inſoweit fie fich auf das Fahren 
auf den Banfetts bezieht, ſowie die diesbezügliche Strafbeftimmung 
in 3.17 a.a. D. durch den $ 30 3.2 des Feld- und Forft-Bolizei- 
gejeges vom 1. April 1880 aufgehoben ift, weil diefe Beitimmung 
des $ 30 3.2 a. a. O. fih auf alle Chauſſeeen und bie ihnen 
gleichgeftellten Straßen bezieht, und nah $ 95 ebenda mit dem 
1. Zuli 1880 alle dem gedachten Gejege entgegenftehenden gejeglichen 
Beitimmungen außer Kraft getreten find. 


Nr. 120, 
Befhädigung von Chauſſerbãumen. 

Die 3. 19 der zufäglichen Vorfchriften zum Chauffeegeld- 
tarif vom 29. Februar 1840 betreffend die Beſchädigung der 
Chaufſeebäume ift nicht durch den 8 30 3. 5 des Feld- und 
Sorft-Polizeigefegesd vom 1. April 1880 aufgehoben. 

Urtheil vom 27. Februar 1896 (S. 48/96). 
Schöffengeriht und Straflammer Müblhaufen. 

Der Angeklagte ift duch das Berufungsgericht wegen Ueber- 
tretung der beiden genannten Gejegesporfchriften zu Strafe verurtheilt 
worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde für 
begründet erachtet. Gründe: 


Der Vorderrichter hat thatfächlich feftgeftellt, daß der Angeklagte 
am 10. September 1895 bei Schröderode unbefugt * Ver⸗ 
Johow, Jahrbuch. R. F. XVII. (XXYV.) 
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Schulden einen Chauffeebaum beſchädigt hat, ihn deshalb der Ueber— 
tretung der 3. 19 der zufäglichen Vorſchriften zum Chaufjeegeldtarif 
und des $ 30 3.5 des Feld- und Forft-Polizeigefepes für ſchuldig 
erachtet, ihn aber auf Grund der lehteren Beftimmung beftraft, da 
durch dieſe jene ältere Vorſchrift in Beziehung auf das Strafmaß 
abgeändert jei. 

Wenn nun die Staatsanwaltfhaft in der Revifion geltend 
macht, daß die Beitrafung nah den genannten Vorfchriften des 
Chauffeegeldtarif3 hätte erfolgen müflen, ſo war dem beizutreten. 
Denn die Kab.D. vom 29. Februar 1840 enthält befondere Beitim- 
mungen, betreffend die Stantschauffeen, welche durch die Vorſchriften 
des Feld- und Forft-Bolizeigefeges nur dann als aufgehoben ange- 
jehen werden fönnen, wenn aus den Beitimmungen bes leßteren 
Geſetzes unzweifelhaft hervorgeht, daß fie an die Stelle der Vor— 
fohriften der Kab.D. vom 29. Februar 1840 treten follten. Dies 
ift aber bezüglih der 3.19 a. a. D. nicht der Fall. 

Iſt aber die Strafvorfhrift diefer 3. 19 nicht aufgehoben, }o 
mußte auch die Beftrafung aus diefer und nicht aus dem Feld- und 
Forſt⸗Polizeigeſetz erfolgen, weil der in der bejonderen Gejeßes- 
beftimmung des in ber 3. 19 a. a. D. vorgejehene Thatbeftand 
begrifflich die Thatbeftandsmomente des $ 30 3.5 des Feld- und 
Forit-PBolizeigefeges, ſoweit derfelbe bier in Betracht fommt, in ſich 
jchließt und in jolchen Fällen dem befonderen Geſetz der Vorzug 
gebührt (Geſetzeskonkurrenz). 


Nr. 121. 

Feldziegeleien in Wegierungsbezick Oppeln. Polizeiliche Genehmigung. 

Zur Errichtung einer Feldziegelei ift im Geltungsbereiche 
der Baupolizeiordnung für das platte Land des Regierungs- 
bezirks Dppeln vom 31. Dezember 1889 eine polizeiliche 
Genehmigung nicht erforderlich. 
Baupolizeiordnung vom 31. Dezember 1889 88 1, 10, Amtsblatt der Regierung 

zu Oppeln von 1890 ©. 11. 


Urtheil vom 6. Mat 1895 (S. 304/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Neiße. 








Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen wegen Webertretung 
der gedachten Baupolizeiverordnung zu Strafe verurtheilt worden, 
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Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde für begründet 
erachtet. 
Gründe: 

Die Reviſion, welche Verlegung der 88 1 und 10 der Bau— 
polizeiordnung für das flache Land des Regierungsbezirfs Oppeln 
vom 31. Dezember 1889 (Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Dppeln von 1890 ©. 11) durch nicht richtige Anmwendungkrügt, ift 
begründet. 

Der erfte Abjchnitt der Verordnung handelt von der Bau— 
erlaubniß. Der $1 beftimmt, daß es zur Errichtung eines; neuen 
‚Gebäudes einer vorgängigen polizeilichen Genehmigung bedarf. 

Im zweiten Abfchnitt der Verordnung, welcher Beftimmungen 
über die Ausführungen des Baues und die innere Einrichtung der 
Gebäude enthält, werden im $ 10 Feldziegeleienzd. h. Ziegeleien, 
welche nur zum vorübergehenden Gebraudhe angelegt werden und 
Togenannte Feld- oder Erbbrände (ohne Aufmauerung eines fürm- 
lichen Ziegelofens) behandelt und bezüglich derjelben beftimmt, daß 
diefelben in der Regel 120 m von Gebäuden und Wegen entfernt 
bleiben follen, und daß fie Wegen und feuerficher gededten Gebäuden 
unter beftimmten Vorausfegungen näher treten dürfen. 

Die thatfächliche Feitftelung des Berufungsrichters geht dahin, 
daß der Angeklagte im Dftober 1894 auf feinem Grumdftüde an 
der Chaufjee von Heidau nad Altewalde dem ihm ertheilten Bau— 
fonjens zumider einen SFeldziegelofen in einer Entfernung von we- 
niger als 50 m von der Chauſſee errichtet hat. 

Der Borderrichter ftraft auf Grund dieſer Feititellung den An- 
geflagten wegen Webertretung des $ 10 der Verordnung, indem er 
davon ausgeht, daß der Angeklagte zwar die nach $ 1 der Ver— 
ordnung zur Errichtung eines jeden Neubaues, alfo auch des Ziegel- 
ofens erforderliche polizeiliche Genehmigung bejejlen, aber die ihm 
vorgejchriebene Entfernung von der Chaufjee nicht innegehalten hat. 

Diefe Entjcheidung beruht auf einer rechtsirrthümlichen Auf- 
fafjung und Auslegung der SS 1 und 10 der Verordnung, nament- 
lich des Begriffes „neues Gebäude“ und ift deshalb rechtlich nicht 
haltbar. 

Der $ 1 der Verordnung fchreibt nur für die Errichtung eines 
neuen „Gebäudes“ die Bauerlaubnißvor. Er verlangt die Bauerlaubniß 
nicht für jeden „Neubau“ oder jede Errichtung bezw. Reparatur einer 

26 * 
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„baulichen; Anlage“, wie das in vielen anderen Baupolizeiordnungen der 
Fall ift, jo insbefondere in der für die Städte des Regierungsbezirks- 
Oppeln vom 13. Juni 1885. Offenbar ift aber „Gebäude“ ein 
engerer Begriff als „Neubau“ oder „bauliche Anlage“. Als Ge- 
bäude ftellt ſich aber eine Feldziegelei nicht dar. Dies geht einer- 
ſeits aus der Konſtruktion einer folchen hervor, welche meiftens darin 
befteht, daß Lehmfteine auf dem flachen Felde pafjend aufgeftellt 
werden, der Haufen mit Lehmbewurf bedeckt und das Feuer in den 
beim Aufftellen offen gelafjenen Räumen entzündet wird. Anderer: 
jeits ſpricht auch die Faſſung der Baupolizeiordnung dafür, infoweit 
fie Feldziegeleien erft im 2. Abjchnitt behandelt. Aus dem Umjtande,. 
daß in diefem in Verbindung mit den Beitimmungen über Errid- 
tung von Feldziegeleien Anordnungen über Anlegung von Blig- 
ableitern gegeben werden, die ohne Bedenken als Gebäude nicht 
angefehen werben fönnen, ift zu entnehmen, daß Feldziegeleien dem. 
Begriffe der neuen Gebäude im Sinne des $ 1 der Verordnung 
nicht unterfallen, und daß es jomit zu deren Errichtung einer polizei- 
lihen Genehmigung nicht bedarf. Die Baupolizeiordnung enthält 
deshalb auch nicht die geringfte Vorfchrift über die Art der Aus- 
führung der Feldziegeleien. Der Angeklagte hatte weder eine Zeich- 
nung oder Baubejchreibung eingereicht, noch iſt die Genehmigung. 
einer joldhen erfolgt. Der $ 10 Abi. 1 und 2 der Verordnung ent- 
hält lediglich die Beitimmung, daß derartige Anlagen in beftimmter 
Entfernung von Wegen und Gebäuden gehalten werben follen,. 
offenbar um die Beläftigung des Publikums zu vermeiden, welche 
ducch den jtarfen Dualm folcher Feuerungen ohne Schornitein entitcht.. 


Nr. 122, 
Beich- und Sielordnung. Nothhilfe. 

Im Fall Iemand ohne genügenden Entjchuldigungsgrund- 
der Aufforderung zur Leiſtung der Notbhilfe nicht folgt, fo 
ift die Frage, ob Nothhilfe vorliegt, nicht vom Strafrichter, 
jondern von der zuftändigen Behörde bezw. dem zuftändigen. 
Beamten zu enticheiden. 

Deich und Sielordnung vom 15. April 1862 88 55, 168: 


Urtheil vom 4. November 1895 (S. 877/95). 
Schöffengeriht Wiechen, Landgericht Lüneburg. 
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Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen wegen Uebertretung des 
& 168 der Deihordnung zu Strafe verurtheilt worden. Die von dem 
Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der 88 55 und 168 der Deich- 
ordnung vom 15. April 1862 rügt, ift nicht begründet. 

Sie macht zunächft geltend, daß die Nothhilfe nur im Falle 
de8 F 55 der Deich- und GSielordnung vom 15. April 1862 zu 
leiften, daß im Falle eines Beftreitens feftzuftellen fei, ob ein Fall 
der Nothhilfe vorgelegen babe, und daß ber Vorberrichter zu Un- 
recht angenommen habe, daß der Angeklagte auch dann ftrafbar fei, 
wenn ein folder Fall der Nothhilfe nicht vorgelegen habe. Diele 
Ausführungen find unzutreffend. 

Der $ 168 a. a. O. beftimmt: „Wer ohne zureichenden Ent- 
Ichuldigungsgrund der Aufforderung zur Leiftung der Nothhilfe nicht 
folgt, ſoll Geldbuße bis zu 50 Thaler oder Gefängnik bis zu 
4 Wochen erleiden.“ 

Zwed dieſer Beftimmung ift, thunlichft ſchnelle und ausreichende 
Hilfe im Falle der Gefahr zu erlangen. Die Prüfung, ob ein 
folder Fall der Gefahr vorliegt, fteht allein der zuftändigen Behörde 
bezw. dem zuftändigen Beamten zu, welcher im Falle der Gefahr 
die Aufforderung, zur Nothhilfe zu erlaffen hat, ergeht eine folche 
Aufforderung, jo ift derfelben in Gemäßheit des $ 57 a. a. O. 
Folge zu leiften, anderenfalls die Strafe des $ 168 a. a. O. Platz 
greift, jofern die Nichtbefolgung nicht ausreichend entjehuldigt ift. 

Wollte man dem Aufgeforderten das Recht der Prüfung, ob 
die Aufforderung zu Recht ergangen ift, einräumen, dann würden 
die ganzen Beſtimmungen über die Leitung der Nothhilfe illuſoriſch 
werden. Der Vorderrichter hat demnach mit Recht für unerheblich 
erachtet, ob in der That ein Fall der Nothhilfe vorgelegen hat. 


V. 
Jagd. Filcherei.”) 


Nr. 123. 
Befugniß zur Ingdansübung Aufammenhängende Brfikungen non Arei- 
hundert Morgen. 


*) Bergl. auch Nr. 141 dieſes Bandes. 
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Kur in ſolchen Befigungen, welche in ununterbrochenenr 
Zufammenhang einen land» und forftwirthichaftlichen Flächen- 
raum von mindeftend dreihundert Morgen einnehmen, ift der 
Befiger zur Ausübung des Iagdrechts befugt. 

Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850 $$ 2a, 4, 10a, 17 Abſ. 2. 





Urtheil vom 13. Juni 1895 (©. 435/95.) 
Schöffengeriht Hultſchin, Landgericht Ratibor. 





Der Angeklagte, Befiter des Nitterguts H., iſt dur Das. 
Berufungsgericht wegen Webertretung des $ 17 Abſ. 2 des Jagd— 
polizeigefeßes vom 7. Mär; 1850 zu Gtrafe verurtheilt worden. 
Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für be- 
gründet erachtet. 

Gründe: 

Der Revijion, welche Verlegung der 88 2, 4, 17 des Jagd— 
polizeigefeßes vom 7. März 1850 durch unrichtige Anwendung bezw. 
Nichtanwendung rügt, war der Erfolg zu verfagen. 

Der $ 2 des genannten Gefeßes beftinmt: 

„Zur eigenen Ausübung des Jagdrechts auf feinem Grund 
und Boden ift der Befiger nur befugt: 

a) auf ſolchen Befigungen, welche in einem oder mehreren anein- 
ander grenzenden Gemeindbebezirfen einen land- oder forit- 
wirthſchaftlich benugten SFlächenraum von menigitens 300 
Morgen einnehmen und in ihrem Zufammenhange durch fein 
fremdes Grundftüd unterbrochen find.” 

Der $ 4 ebenda bejtimmt: 

„Ale übrigen Grundftüde eines Gemeindebezirks, welche nicht 
zu den im $ 2 gedachten gehören, bilden der Regel nach einen 
gemeinfchaftlichen Jagdbezirk.“ 

Bei der Auslegung diefer Gefegesbeitimmungen befindet ſich das 
Dbertribunal mit den Bermwaltungsbehörden und dem Dberver- 
waltungsgerichte im Widerſpruch. Denn legtere betradhten den $ 4 
als die Regel und lafjen einen jeden Gemeindebezirt — ohne daß 
ein Mindeftmaß zur Bedingung gemacht wird — einen Jagdbezirk 
bilden (Entjeheidungen des Dberverwaltungsgerihts vom 27. Sep- 
tember 1883, Bd. 10 ©. 167, und vom 19. April 1888, Bd. 16 
©. 344; Neffripte vom 13. November 1863 und vom 6. Mai 1873; 
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Min.Bl. für innere Verw., ©. 237 und 186). In den genannten 
Entjeheidungen wird ausgefprodhen, daß die Vorſchrift des $ 2 fich 
nur auf die ebendajelbit aufgeführten Einzelbefigungen, nicht aber 
auf die Gemeindebezirke beziehe. Die Worte des 84 „der Regel 
nach“ jeien nur ein Hinweis auf die durch freiwillige Vereinigung 
mit anderen Gemeindebezirfen veranlaßten Ausnahmen. 

Im Gegenſatz hierzu jpricht ſich das Obertribunal in der Ent- 
ſcheidung vom 24. März 1876 (Goltdammer’s Archiv Bd. 24 
©. 392; Dppenhoff, Redtiprehung Bd. 17 ©. 220) dahin aus, 
„es könne feinem Zweifel unterliegen, daß — abgejehen vom $ 2 
unter b und ce — es bei der unter a aufgeftellten Regel bewenden 
müffe, daß nur auf folden Befigungen, welche in einem oder 
mehreren Gemeindebezirfen einen Flächenraum von mwenigftens 300 
Morgen einnehmen und in ihrem Zufammenhange durch fein fremdes 
Grundftüd unterbrochen find, der Beliger zur eigenen Ausübung 
des Jagdrechts befugt ſei. Dieje Regel finde auch ihre Beitätigung 
in den SS 4—7 a. a. O., aus denen fich ergebe, daß jeder Jagd— 
bezirf eine ununterbrochene Fläche von wenigjtens 300 Morgen um- 
faſſen jolle, Grundftücde von geringerem Umfange aber gemeinjchaft- 
lichen Jagdbezirken angejchlofien werden.“ 

Diefe Rechtsauffaffung verdient den Vorzug vor den oben ge- 
nannten Entjcheidungen, denn dieſe können weder in dem Zwecke, 
no in der Entftehungsgefchichte des Geſetzes eine Unterjtügung 
finden. 

Zunächſt ergeben die Motive zum $ 4, daß unter den Worten 
„in der Regel“ nur zu verftehen ift „mit alleiniger Ausnahme der 
im 8 7 näher bezeichneten Waldenklaven“, in welden die Jagdaus— 
übung dem Beliger entzogen ift, und welche nicht den gemeinjchaft- 
lihen Jagdbezirken zugefchlagen werden (Motive Stenogr. Ber. der 
Verhandlungen der I. Kammer von 1849 Bd. 2 ©. 805). Der 
Zwed des Geſetzes war nach feinen Motiven die Uebelftände des 
duch das Gejeg vom 31. Dftober 1848 eingeführten freien Jagd— 
rechts aller Grundbeſitzer durch die Zulafiung der Befugniß des 
Befigers zur felbftändigen Jagdausübung nur auf mindeitens 300 
Morgen im Zufammenhange großen Grundftüden und auf anderen 
Grundftüden durch Bildung gemeinfchaftliher Jagdbezirke zu be- 
feitigen. Ueberdies ift in den Motiven darauf hingewieſen, daß 
der. erite Haupttheil des Geſetzes die Bedingungen regelt, unter 
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denen die Jagdausübung überhaupt ſtattfinden darf (Motive a. a. D. 
©. 804). Die erfte diefer Bedingungen ift aber im $ 2 unter a 
ausgeiprochen. Dementfprechend heißt es auch in den Motiven zum 
$ 2: „Auf einem Grundftüde, welches eine zufammenhängende Fläche 
von mindeftens 300 Morgen bildet, kann dem Befiger die ſelbſt⸗ 
ftändige Ausübung feines Jagdrechts ohne Gefährdung der öffent- 
lihen Sicherheit unbedenklich überlaffen werden (Motive a. a. D. 
©. 804). Hiernah ift das Prinzip des Geſetzes die Beichrän- 
fung der freien Jagdübung auf den Befig eines zufanmen- 
hängenden land- oder forſtwirthſchaftlich benusten Flächenraumes 
von wenigjtens 300 Morgen. 

Es ſpricht auch die Entjtehungsgefchichte des $ 4 gegen die von 
der Verwaltung vertretene Rechtsauffafjung. Das Oberverwaltungs- 
gericht hat in dem Urtheile vom 27. September 1883 feine Anficht 
dahingehend ausgefprochen, daß aus der Motivirung des Amende- 
ments des Abgeordneten Grafen von Limburg-Stirum, zum Schluffe 
des 84 Abſ. 1 „deren jedoch Feiner eine geringere Fläche als 300 
Morgen umfafjen darf” eine Beftimmung hinzuzufügen, welde dahin 
lautet, daß es nicht die Abficht fei, Gemeinden, welche eine geringere 
Fläche zu verpachten hätten, zu befchränfen (Stenogr. Ber. der 
I. Kammer 1849, Bd. 3 ©. 1387), und aus der Annahme diefes 
Amendements folge, daß damit Fonftatirt fei, auch Gemeindebezirke 
unter 300 Morgen bildeten einen Jagdbezirk. Diefe Anficht wird 
von Wagner (Preußifhe Jagdgeſetzgebung, 2. Aufl. S. 58 ff.) zu- 
treffend widerlegt. Er weift darauf hin, daß nach dem Kommiffiong- 
bericht der II. Kammer, wohin der von der I. Kammer amendirte 
Gefegentwurf gelangte, ein Amendement zum erften Sate des Abf. 1 
des 8 4 „auch wenn fie 300 Morgen nicht enthalten“ die Zuftim- 
mung der Kommiffion nicht fand und auch im Plenum ein Amende- 
ment demfelben Sate hinzuzufegen „wenn fie auch weniger ala 300 
Morgen Flächenraum enthalten“ Feine Unterftügung fand, nachdem 
der Berichterftatter die Anficht der Kommiffion vertheidigt hatte, 
indem er darauf hinwies, daß dem Gefege das Prinzip zu Grunde 
liege, die Ausübung der Jagd könne nur auf einem Flächenraum 
von mindeitens 300 Morgen geftattet werden (Stenogr. Ber. der 
II. Kammer 1850 Bd. 5 ©. 3232, 3250). 

Gegen die Anficht des Oberverwaltungsgerichts ſpricht ſchließlich 
die Verordnung des Minijters vom 1. Juni 1850, welcher um des— 


V. Jagd. Fiſcherel 409 


willen mehr Bedeutung als den ſpäteren Reſtripten beizumeſſen iſt, 
weil dieſer Miniſter bei dem Zuſtandekommen des Geſetzes betheiligt 
war und im $ 31 des Geſetzes mit der Ausführung deſſelben beauf- 
tragt wird. Diefe Verordnung bejagt aber im Gegenfag zu den 
Beicheiden von 1863 und 1873, 

„Daß Eleine Gemeindefeldmarfen unter 300 Morgen mit der 
benachbarten Flur zu vereinigen, da fein Jagdbezirk unter 300 
Morgen enthalten darf.“ 

Aus allen diefen Gründen kann die Rechtsauffafjung der Ver- 
mwaltung nicht getheilt werden, wenn ihr auch darin beizutreten ift, 
daß das, was von Gemeinbebgzirfen gelte, auch auf felbftändige 
Gutsbezirfe Anwendung finden müſſe (Entſch. vom 19. April 1888 
Bd. 16 ©. 344 ff), eine Annahme, die ſchon durch die Einbringung 
des Jagdpolizeigeſetzes zugleih mit der Gemeindeordnung vom 
11. März 1850 gerechtfertigt wird (Stenogr. Ber. der I. Kammer 
1849 ©. 1387). 

ft nun ein ununterbrochener Zufammenhang eines land- und 
forftwirthichaftlichen Flähenraums von mindejtens 300 Morgen zur 
Ausübung der Jagd feitens des Grumdbefigers nad $ 2 unter a 
des Jagdpolizeigeſetzes unbedingtes Erforderniß (vergl. Grofhuff, 
die Preußifchen Strafgefege, ©. 342, 343, Anm. 2 und 4), jo war 
der Angeklagte, da nad) der thatjächlichen Feititellung des Berufungs- 
richters die Ländereien feines 540 Morgen großen Rittergutes 
nirgends eine zufammenhängende Fläche von 300 Morgen bilden, 
zur Ausübung der Jagd nicht berechtigt. Er mußte vielmehr nad) 
& 10 unter a des genannten Gejeges die Ausübung der Jagd ruhen 
lafjen, und ift daher mit Recht wegen wiederholter Mebertretung des 
& 17 Abſ. 2 a. a. D. beitraft worden. 


Nr. 124. 
Haunnoverſche Jagdordnung. Hmherlaufende Hunde. Vegriff. 
Als ein berrenlos in einem Jagdreviere umherlaufender 
Hund im Sinne des 8 32 Abf. 1 der Hannoverſchen Jagd» 
ordnung vom 11. März 1859 ift jeder Hund anzufehen, 
welcher fich von jeinem Herrn joweit entfernt hat, daß er ſich 
außer Seh- und Rufweite defjelben befindet. 
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Urtheil vom 26. September 1895 (S. 716/95). 
Schöffengeriht Wittlage, Landgeriht Osnabrück. 





Der Angeklagte ift in den PVorinftanzen wegen Uebertretung. 
der gedachten Geſetzesvorſchrift zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Der erjte Richter, dem ſich das Berufungsgericht vollitändig. 
angeſchloſſen hat, hat für erwiefen angejehen und feitgeftellt, daß der 
Angeklagte am 6. Dezember 1894 auf feiner Pachtjagd eine Treib- 
jagd veranftaltete, bei der von ihm und feinen Gäften Hunde un— 
bejtimmter Race mitgeführt und beim Zutreiben des Wildes ver- 
wendet wurden; drei diefer Hunde jagten hierbei in das Nachbarrevier 
hinter Rehen über und durchjagten dafjelbe auf größere Strede. 

Der $ 32 Abf. 1 der Hannoverſchen Jagdordnung vom 11. März 
1859 verbietet es, Hunde herrenlos in einem agdrevier umber- 
laufen zu lafjen. Als herrenlos umberlaufend muß aber jeder Hund 
angefehen werden, welcher von feinem Herrn ſoweit entfernt umber- 
läuft, daß deſſen Einwirkung auf den Hund verloren gegangen ift, 
wenn alfo der Hund außer Seh: oder Rufweite ift. 

Deshalb nimmt der $ 32 auch im legten Abſatze beftinmte 
Hunde hiervon aus, und zwar ergiebt die Aufzählung, daß nur 
Hunde folcher Racen, die von einem Jäger, welcher die Jagd waid— 
männijch betreibt, benutzt zu werden pflegen, gemeint find, die Straf- 
Iofigfeit greift daher nicht Plag, wenn Hunde zur Jagd benußt 
werden, die den genannten Jagdhundracen nicht angehören. 


Nr. 125. 
Tödten eines kranken Wildes zur Schonzeit. Strafbarkeit. 

Auch das Tödten eines Franken und in eine Zalle ge- 
rathenen Wildes durch den ſog. Fangſchuß zur Zeit der 
gejeglichen Schonzeit ift jtrafbar.. 

Zagdpolizeigeieg vom 26. Februar 1870 8 13.6, 8 5. 





Urtheil vom 17. Oftober 1895 (&. 803/95). 
Schöffengeriht Rüdesheim, Landgericht Wiesbaden. 
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Der Angeklagte iſt durch das Berufungsgericht von der An— 
ſchuldigung der Uebertretung der angeführten Geſetzesvorſchriften 
freigeſprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Re— 
viſion wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 

Der Berufungsrichter nimmt für erwieſen an, daß der Ange— 
klagte dem Kitzbock den Fangſchuß gegeben, ihn alſo getödtet hat, 
ſpricht aber den Angeklagten von der Strafthat wider $ 5 des 
Geſetzes vom 26. Februar 1870 frei, weil der Kigbod ſich in einer 
Falle gefangen gehabt und Frank geweſen fei und der Angeklagte 
denfelben nur getödtet habe, um ihn von den Qualen zu befreien, 
indem er annimmt, daß bei diefem Sachverhalte das Tödten des 
Kigbodes nicht den Strafbeitimmungen des Geſetzes vom 26. Februar 
1870 unterliege. Diejes ift rechtsierthümlih. Denn das als Ver— 
botsgeſetz ftrift zu interpretivende Jagdſchongeſetz bedroht ganz all- 
gemein das Tödten des Wildes während der Schonzeit, — Kitzböcke 
find nah $ 1 3.6 a.a. D. das ganze Jahr hindurch mit der Jagd 
zu verſchonen, — mit Strafe und unterfcheidet nicht zwischen krankem 
und gefundem Wilde. Es genügt Jona, wie das Kammergericht 
in dem Urtheile vom 17. November 1884 (Jahrbuch Bd.5 ©. 326 ff.) 
zutreffend ausgeführt hat, zur Anwendung des Gefeges der auf das 
Tödten des Wildes gerichtete Wille des Thäters; der Feititellung 
eines beſonderen jtrafrechtlichen Dolus bedarf es nicht. 


Nr. 126. 
Mildfchongefek. Konfiskation. 

1. Die Konfisfation des Wildes auf Grund des S 7 
des MWildfchongefeged vom 26. Februar 1870 ift unter allen 
Umftänden auszufprechen, gleicywiel ob das Wild dem Thäter 
oder Theilnehmer gehört. 

2. Für die Konfisfation ift der Zuftand des MWildes 
zur Zeit der That entjcheidend. 

Geſet vom 26. Februar 1870 $ 7; Str.©.B. $$ 40, 42; Str.P.D. $ 477. 





Urtheil vom 9. Dezember 1895 (S. 1035/95). 
Schöffengericht I und Landgericht I Berlin. 
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Der Vorderrichter hatte dem Antrage des Staatsanwalts auf 
Einziehung von vierhundert Wachteln, welche die Firma H. u. Co. 
zu Berlin während der Schonzeit von einer italieniſchen Firma 
erhalten hatte, nicht ſtattgegeben. Die von dem Staatsanwalt ein— 
gelegte Revifion wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 


Der Berufungsrichter hat thatjächlich feitgeftellt, daß die Hand- 
lung 4.8. in Dfimo in Italien am 15. Februar 1895 während der 
Schonzeit vierhundert lebende Wachteln an die Handlung 9. u. Co. 
zu Berlin gefandt hat, dem Antrage der Staatsanmwaltichaft auf 
Einziehung der Wachteln aber nicht ftattgegeben, weil diefelben mit 
Ausnahme von 3 oder 4 geftorbenen, unmittelbar nad der polizei- 
lihen Beſchlagnahme in Freiheit gejegt feien, mithin an einem 
wejentlihen Erforderniffe der 88 40 ff. Str. G.B., nämlich daß das 
einziehbare Dbjeft dem Thäter oder Theilnehmer gehöre, im vor- 
liegenden Falle fehle. 

Dieje Begründung ift rechtsirrthümlich. 

Liegt der objektive Thatbeitand einer Uebertretung des $ 7 des 
Wildfhongefeges vom 26. Februar 1870 vor und ift die Ver- 
urtheilung einer beftimmten Perfon nicht ausführbar, jo find für 
die Frage der Einziehung des Wildes in materieller Beziehung nicht 
der $ 40 Str.G.B., welcher nur Gegenftände, welche zur Begehung 
eines vorfäglichen Verbrechens gebraucht oder beftimmt find, betrifft, 
fondern der $ 7 des Wildfchongefeges und für das Verfahren nicht 
der $ 42 Str.G.B., fondern der $ 477 Str. P.D. maßgebend (Ur- 
theil des Kammergerihts vom 29. September 1890 16. 248/90, 
Jahrbuch Bd. 9 ©. 294; Groſchuff, die Preußiſchen Strafgefeße 
Anm. 8 zu $7 des Wildſchongeſetzes ©. 373). 

Der gedachte $ 7 ordnet aber ohne Weiteres die Konfisfation 

Wildes an, ohne zu unterjcheiden, ob dafjelbe dem Thäter oder 

“zpeilnehmer gehört. Die Beftimmung diefes Paragraphen, daß 
die Konfisfation zu erfolgen habe, ift eine unter allen Umftänden 
gejeglih angeordnete Maßregel, welche als ſolche für den Straf- 
richter zwingend ift. Der Umftand, daß die vierhundert polizeilich 
befhlagnahmten Wachteln mit Ausnahme der drei oder vier ver- 
ftorbenen in die Freiheit zurüdgefehrt find, entbindet daher den 
Strafrihter nicht von der gejeglichen Verpflihtung auf die Konfis- 
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kation der Wachteln zu erkennen. Auch iſt für die Konfiskation nicht, 
wie der Berufungsrichter annimmt, der Zuſtand des zu konfiszirenden 
Gegenſtandes zur Zeit des Beginnes des Strafverfahrens, ſondern 
zur Zeit der That entjcheidend. 


Ar. 127. 

Befhädigung der Gderdämme. Bolizeinerordnung. Fifchereiprivilegium. 

Das Mitglied einer Fijcherinnung, welche das Privilegium 
bat, im Oderſtrom ungehindert zu fiſchen und Fijcherzeichen 
in den Damm zu jchlagen, muß dem durch die Polizeiver- 
ordnung der K. Regierung zu Liegnitz vom 30. Juni 1857 
erlaffenen Verbot einer jeden Beichädigung des Deichkörpers 
des Oderſtromes Folge leiſten. 


Geſetz vom 28. Juni 1848 über das Deichweſen $ 24; Polizeiverordnung ber 
Regierung zu Liegnig vom 30. Juni 1857 II Abi. 4; Gefeg über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März 1850 $ 6 Buchſt. b, 8$ 11, 12; Str. G. B. $ 59. 





Urtheil vom 28. Oftober 1895 (©. 839/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Glogau. 





Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen wegen Uebertretung der 
gedachten Polizeivorſchrift zu Strafe verurtheilt worden. Die von 
dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet er- 


achtet. 
Gründe: 


Mit Recht nimmt der Berufungsrichter an, daß das der Filcher- 
innung zu Glogau ertheilte Privilegium, im Oderſtrom ungehindert 
zu filhen und zur Ausübung des Filchfangs Fifcherzeichen, zu denen 
auch Eleine Pfähle gehören, in den Damm zu fchlagen, die Straf: 
barkeit des Angeklagten aus II Abjag 4 der Polizeiverordnung nicht 
ausfchließe. Der $ 24 des Gefekes vom 28. Juni 1848 über dag 
Deichweien beftimmt: „Die Regierung ift befugt, eine ſolche Be- 
nugung der Deiche, welche deren Wiberftandsfähigkeit zu ſchwächen 
geeignet ift, zu befchränfen oder ganz zu unterfagen. Werden 
hierdurch mwohlerworbene Rechte eingefhränft oder aufgehoben, jo 
hat der zur Unterhaltung des Deiches Berpflichtete den Berech— 
tigten zu entjchädigen.“ 
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Diefe Beftimmung ergiebt, daß die Regierung kraft des Gefeßes 
zum Schuße der Deiche auch ſolche Verordnungen zu erlaffen befugt 
ift, welche wohlerworbene Rechte einjchränfen oder aufheben, und 
daß, wenn dies der Fall, dem Berechtigten nur das Recht zufteht, 
von dem zur Unterhaltung des Deiches Verpflichteten Entſchädigung 
zu verlangen. Der Angeklagte war daher ungeachtet des ihm als 
Mitglied der Glogauer Filherinnung ertheilten Privilegiums ver- 
pflichtet, dem Verbote der Nr. II Abſ. 4 der zum Schuße der Oder— 
deihe auf Grund des $ 24 des Geſetzes vom 28. Juni 1848 von 
der Regierung zu Liegnig erlaffenen Verbote einer jeden Beihädigung 
des Deichlörpers Folge zu leiften, und muß es ihm nach jener Be- 
ftimmung überlaffen bleiben, fein Recht auf Entſchädigung andermeit 
geltend zu machen. Auch aus dem Gefichtspunfte des Gejeges vom 
11. März 1850 über die Polizeiverwaltung war die Regierung zu 
Liegnig auf Grund des $ 6 unter b, und der 88 11 und 12 be- 
rechtigt, die gedachte Polizeiverordnung zu erlaffen, da fie „die 
Sicherheit der Ufer“ betrifft. 

Wenn fih der Angeklagte zum Einfchlagen der Pfähle in den 
Damm für berechtigt gehalten haben will, jo beruht fein Irrthum 
auf Unkenntniß des Geſetzes. Ein Strafausfchließungsgrund des 
8 59 R.Str.G.B. fteht ihm daher nicht zur Seite. 


VI. 
Vereinsrecht.) Preßrecht. 


Nr. 128. 
Deiheakt unter freiem Himmel. Polizeiliche Genehmigung. 

Eine von einem Fatholiichen Propft von der Kanzel aus 
berufene Berjammlung, weldye zur Einweihung eines Kreuzes 
an der Dorfftraße beftimmt ift und zu welcher fich die Dorf» 
bewohner nicht in georbnetem Zuge, jondern nad) und nad 
eingefunden haben, bedarf auch dann der Genehmigung der 
Ortsöpolizeibehörde, wenn das zuftändige Generalfonfiftorium 
die Ermächtigung zur Cinweihung ded Kreuzes ertheilt hat. 





*) Bergl. auch die Nummern 87 und 90 diefes Bandes. 
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Bereinögefeg vom 11. März 1850 $$ 9, 10, 17,21; AL.R. I. 11 $ 17. 





Urtheil vom 9. Mai 1895 (©. 316/95.). 
Schöffengeridt Obornit, Landgericht Pofen. 





Die Angeklagten find durch das Berufungsgericht theils als 
Einberufer, theils als Drdner und Leiter der Verfammlung wegen 
Uebertretung der $$ 9, 10 und 17 des Vereinsgeſetzes zu Strafe 
verurtheilt worden. Die von den Angeklagten eingelegte Revifion 
wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 


Die Revifion, welche Verlegung der $$ 9, 10, 17 und 21 des 
Geſetzes vom 11. März 1850, fowie des Art. 12 Preuß. Verf.Urk. 
und des $ 17 Th. U Tit. 11 A.L.R. rügt, ift unbegründet. Gie 
fcheitert an den ohne erfichtlichen Rechtsirrthum getroffenen that}äch- 
lihen Feitftellungen des Berufungsgerichts, wonach die in Rede 
ftehende Verfammlung vom 15. Auguft 1894 in der Ortſchaft G., 
auf der Dorfftraße, und zum Theil auch in einer an der Dorfftraße 
belegenen Schonung unter freiem Himmel, ohne polizeiliche Ge— 
nehmigung ftattgefunden hat. 

Dieſe Feftftelung enthält die Thatbeftandsmerfmale der 85 9 
und 17 des Gejeßes vom 11. März 1850. 

Die Revidenten irren in der Annahme, die VBerfammlung zu 
G. jei feine öffentliche geweien, weil in dem der Anklage zu 
Grunde liegenden Falle fein größerer Zulauf von Menjchen ver- 
ſchiedenſten Bildungsgrades zu erwarten, und deshalb Feine Gefahr 
für die öffentliche Ruhe und Ordnung zu befürchten geweſen wäre. 
Deffentlih ift eine VBerfammlung ſchon, wenn nach der Art der Zu- 
lammenberufung eine unbeftimmte Menjchenmenge jich verfammeln 
joll, wobei es auf den Zwed der Verfammlung feineswegs anfommt. 
Sn den Vorinftanzen ift thatjächlich feftgeftellt, daß der Angeklagte 
H. während des öffentlichen Gottesdienftes zu G. der Gemeinde 
mitgetheilt hat, daß die Einweihung des Kreuzes am Nachmittage 
des 15. Auguft 1894 zu bejtimmter Stunde ftattfinden werde. Diefe 
Mittheilung ift jeitens des Vorderrichters dahin ausgelegt worden, 
daß diefelbe als eine Aufforderung an die Gemeinde gelten müſſe, 
fih zur Einweihung des Kreuzes einzufinden. Dieje Auslegung ift 
thatfählider Natur und bindet das Revifionsgericht. 
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Der Angriff der Revifion, daß das Kreuz Teineswegs an ber 
Dorfftraße, vielmehr etwa 100 Meter davon entfernt ftehe, fcheitert 
an der thatfählichen Feititelung des Vorberrichters, daß das Kreuz 
an der Dorfitraße jteht. 

Es handelt fich ferner nicht um die Verfammlung einer kirch— 
lihen Geſellſchaft mit Korporationsrechten, welche als ſolche den 
Vorjchriften des Vereinsgefeges allerdings nicht unterliegen würde, 
jondern um eine Berfammlung, welche lediglich von dem Angeklagten 
H., wenn auch in feiner Eigenfhaft als Probft der Fatholijchen 
Kirche einberufen worden if. In diefer Verfammlung kann auch 
nicht, wie die Revidenten vermeinen, ein Bittgang oder eine Pro- 
zeſſion erblidt werden, da fich die Gemeindemitglieder Feineswegs in 
geordnetem Zuge, jondern nach und nad zu dem Weiheafte einge- 
funden haben. 

Auch auf den $ 21 der Verordnung vom 11. März 1850 Eönnen 
fih die Angeklagten mit Erfolg nicht berufen, e8 muß vielmehr der 
einen Rechtsirrthum nicht enthaltenden Auffaflung des Berufungs- 
gerichts beigetreten werden, wonach das Generalkonfiftorium zu P. 
dem Angeklagten 9. feineswegs die Abhaltung einer Verfammlung 
zur Einweihung des Kreuzes aufgegeben, ſondern lediglich die Er- 
mächtigung zur Einweihung des Kreuzes ertheilt hat. 


Nr. 129. 


Tanzlufbarkeit in Priuntlokalen anf dem Lande. Bolizeineroränung. 
Rechtsgũltigkeit. 


Die Vorſchrift einer Polizeiverordnung, daß alle Tanz- 
Iuftbarfeiten auf dem Lande, welche in Privatlofalen für 
gemeinjchaftliche Rechnung der Theilnehmer veranftaltet werden, 
der obrigfeitlichen Genehmigung bedürfen, entbehrt der Rechts- 
gültigfeit. 

Polizeiverordnung der Regierung zu Stettin vom 8. November 1854 88 1,2. 


Urtheil vom 8. Juli 1895 (S. 551/95). 
Schöffengeriht Maſſow, Landgeriht Stargard i. P. 


Der Angeklagte ift durch das Berufungsgeriht wegen Ueber- 
tretung der gedachten Bolizeiverordnung zu Strafe verurtheilt worden. 
Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde für begründet 
erachtet. 
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Gründe: 

Der Berufungsrichter hat thatſächlich feſtgeſtellt, daß der An 
geklagte am 31. Dezember 1894 in F. in ſeinem Privatlokale ohne 
obrigkeitliche Genehmigung eine Tanzluſtbarkeit, welche für gemein— 
ſchaftliche Rechnung der Theilnehmer veranſtaltet war, hat ſtatt— 
finden laſſen. 

Im Einzelnen ift feſtgeſtellt, daß der Angeklagte einigen tanz— 
luſtigen Knechten, welche die Erlaubniß des Amtsvorſtehers zum 
Tanzen bei dem Gaſtwirth B. nicht erhalten hatten, mit den 
Worten: 

„wenn ihnen ſein Speicher (Arbeiterfamilienhaus) paſſe, dann 

könnten ſie bei ihm tanzen; wenn ſeine Knechte mittanzen könnten, 

wolle er es erlauben,“ 
das Tanzen in dem gedachten Raume gejtattet hat, daß in Folge 
deffen und der Annahme dieſes Anerbietens am gedachten Abende 
im Speicher des Angeklagten ſechs Knechte und jehs Mädchen, 
darunter ein Kneht und ein Mädchen des Angeklagten getanzt 
haben, daß die Tanzmufif zuerjt einer der Knechte auf der Har- 
monifa gemacht hat, dann aber ein Mufifer aus M. geholt und bis 
zum Morgen um 1/4 Uhr getanzt morden ift, daß ferner bie 
Knete, während des Tanzvergnügens verjchiedene Getränfe vom 
Gaſtwirth B. geholt und diefe ſowie die Mufif auf gemeinfchaftliche 
Rechnung bis auf einen rüdjtändigen, auch vom Angeklagten nicht 
bezahlten Reit für die Muſik bezahlt haben. 

Zweifellos liegt in diefen für feitgeftellt erachteten Thatjachen 
der Thatbeftand einer Webertretung gegen den $ 1 der gedachten 
Polizeiverordnung infofern, als derjelbe die Beftimmung enthält, 
daß alle Tanzluftbarkeiten ..... auf dem Lande, welche in 
Privatlofalen für gemeinfhaftlihe Rechnung der Theilnehmer ver- 
anftaltet . ..... werden, zu den öffentlichen Luſtbarkeiten zu 
rechnen feien und der obrigfeitlichen Genehmigung bebürfen. 

Diefe Beltimmung der PBolizeiverordnung kann indeſſen für 
rechtsgültig nicht erachtet werden. 

Nah 8 11, 12 und 6 Bucht. d des Gefeßes über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März 1850 gehört zu den Gegenftänden ber 
von den Bezirfsregierungen erlafjenen Borfchriften auch „Ordnung 
und Gefeglichfeit“ bei dem öffentlihen Zufammenfein einer größeren 
Anzahl von Perfonen, und nah Art. 29 der ——— 

Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXYV.) 
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für den preußifchen Staat find alle Preußen berechtigt, ſich ohne 
vorgängige obrigfeitliche Erlaubniß friedlich und ohne Waffen in ge- 
ſchloſſenen Räumen zu verfammeln. 

Es können nun zwar auch Privatlofale zu öffentlichen Räumen 
und das Zufammenjein in ſolchen Privatlofalen zu einem öffent- 
lichen dadurch werden, daß der Zutritt zu ſolchen Räumen eimer 
unbeitimmten Mehrheit von PBerfonen, insbejfondere dem Bublifum 
oder einer bejtimmten Klaſſe des Publikums offenjteht, es ift ferner 
auch in dem maßgebenden auf Allerhöchiter Beſtimmung beruhenden 
BZirkularerlafje des Minifters des Innern vom 26. November 1859 
(Min. Bl. für die innere Verw. 1859 ©. 339) eine Tanzluftbarkeit, 
welche von Brivatgejelichaften oder fogen. gejchlofjenen Gefellichaften 
gegen Erhebung eines Eintrittsgeldes veranlaßt wird, dann als eine 
öffentliche bezeichnet worden, wenn die Gefellichaft eben zu dem 
Zwecke, die Tanzluftbarkeit zu veranftalten, zufammentritt. 

Weder nach diejer Begriffsbeitimmung, nad welcher als Vor— 
ausfegung für die Deffentlichkeit einer Tanzluftbarkeit der gedachten 
Art die Erhebung eines’Eintrittsgeldes bezeichnet it, noch auch nad 
dem allgemeinen Begriffe der Deffentlichfeit kann aber eine Tanz— 
luftbarfeit, wie fie der im $ 1 der erwähnten Bolizeiverordnung 
enthaltenen, oben angeführten Vorſchrift gemäß als öffentliche ange- 
fehen werden foll, in Wahrheit als eine ſolche gelten. 

Die Bolizeiverordnung geht alfo über die ihr durch das Geſetz 
gezogenen Schranken hinaus, wenn fie eine derartige — nicht öffent- 
liche — Tanzluftbarkeit, wie fie im vorliegenden Falle auch feftgeftellt 
ift, indem diefelbe für eine öffentliche erklärt wird, nur nad vor- 
gängiger obrigfeitlicher Genehmigung zuläßt. 

Demnad kann auch der $2 der Verordnung auf den vor- 
liegenden Fal nit Anwendung finden. 


Ar. 130. 


Vereinsgeſetz. Eintritt eines nenen Mitgliedes. Breitägige Anmeldefriſt. 
Strafbarkeit. 


Nur die Unterlafjung der Anmeldung eined neu einge- 
tretenen Mitgliedes bei der Ortspolizeibehörde innerhalb dreier 
Tage ſeit dem Eintritt ift ftrafbar, nicht aber eine nach dem 
Friftenablauf fortgefegte Unterlafjung diefer Anmeldung. 

Bereinägejeg vom 11. Mär; 1850 $$ 2, 13. 
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Urtheil vom 3. Oktober 1895 (S. 779/95). 
Schöffengeriht Gardelegen, Landgericht Stendal. 

Der Angeklagte ift in den Borinftanzen wegen Webertretung 
der angeführten Gejegesvorichriften zu Strafe verurtheilt worden. 
Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde für begründet 
erachtet. 

Gründe: 


Nach der thatſächlichen Feſtſtellung des Berufungsrichters hat 
ih im Juli 1894 zu ©. eine Zahlftelle des deutjchen Holzarbeiter- 
verbandes gebildet, weldher nach dem Inhalt feiner Statuten bezwedt, 
die geiftigen und materiellen Intereſſen feiner Mitglieder nad) Maß- 
gabe des $ 152 Gew.O. zu wahren und zu fördern; der Angeklagte 
‚ it jeit dem 20. Auguft 1894 Mitglied des Vorftandes diefer Zahl- 
jtelle. Der Tifchlergejelle ©. F., welcher feit dem 16. Juli 1894 
Mitglied des Verbandes war, ift zwar am 3. April 1895 als aus- 
getreten abgemeldet, aber nicht als Mitglied angemeldet gemwefen. 

Da der Verband nad dem Inhalt feiner Statuten die geiftigen 
und materiellen Intereſſen feiner Mitglieder zu wahren und zu 
fördern ſucht, mithin die foziale Lage feiner Mitglieder zu beſſern 
beftrebt ift, muß er als ein Verein angefehen werden, welcher eine 
Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezwedt. Er gehört mit- 
bin zu den im $ 2 des Gejeges vom 11. März; 1850 angeführten 
Vereinen, deren Mitglieder binnen drei Tagen nah dem Eintritt 
der Drtspolizeibehörde anzumelden find. 

Inſoweit ift die thatfächliche Feititellung vom Berufungsgericht 
ohne Rechtsirrthum getroffen. 

Im vorliegenden Falle entfteht nur die Frage, ob der Ange: 
flagte, obwohl die gejeßliche dreitägige Anmeldefrift bei feinem Ein- 
tritt im den Vorſtand bereits verftrichen war, fich gleichfalls durch 
weiteres Unterlaffen der Anmeldung ftrafbar gemacht hat. 

Dem Berufungsgericht, welches dieſe Frage in bejahendem 
Sinne beantwortet hat, fonnte indefjen nicht beigetreten werden. 

Nah 8 2 a. a. D. ift der Vorfteher verpflichtet, ein neu ein- 
tretendes Mitglied innerhalb dreier Tage feit dem Eintritt anzu- 
melden, unterläßt er dies, jo macht er fih nach $ 13 ftrafbar. 
Diefe ftrafbare Handlung ift mit dem Augenblick vollendet, an 
welchem die gejegliche dreitägige Frift verftrichen ift, jo daß ihn eine 

27* 


420 Zweite Abtheilung. Strafſachen. 





ſpätere Anmeldung nicht mehr befreit; eine nach dieſem Friſtablauf 
fortgeſetzte Unterlaſſung der Anmeldung ſtellt ſich deshalb nicht 
mehr als eine ſtrafbare Handlung dar. Insbeſondere iſt auch nicht 
im $ 2 oder an einer anderen Stelle des Geſetzes vom 11. März 
1850 ausgejprodhen, daß ein neu eintretendes Vorftandsmitglied zur 
Nahholung der von feinem Vorgänger verabfäumten Anmeldung 
eines neuen Bereinsmitgliedes verpflichtet und bei Unterlaſſung 
ftrafbar wäre. Eine derartige Beltimmung wäre vielleicht zmwed- 
mäßig geweſen; es erfcheint aber nicht zuläffig, aus Gründen der 
Nüslichkeit etwas in ein Gefeg hineinzulegen, was in ihm nicht zum 
Ausdrud gefommen ift. 


Nr. 131. 
Gründung eines Arbeiter-Aurnvereing. Berfammlung. Anzeigepflicht. 
Eine Berfammlung behufs Gründung eines Arbeiter-Turn- 
vereins, deſſen Ziel fein joll, jozialdemofratiiche Ideen zu 
verbreiten und zu befeftigen, unterliegt der Anzeigepflicht des 
8 1 deö Vereinsgeſetzes. 
Bereinägefeg vom 11. März 1850 88 1, 12. 


Urtheil vom 14. Dftober 1895 (S. 772/95). 
Schöffengeriht und Landgeriht Breslau. 





Der Angeklagte ift in den Borinftanzen wegen Uebertretung der 
angeführten Geſetzvorſchriften zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Der Revifion war der Erfolg zu verfagen. Die Rüge der 
Verlegung des $ 1 der Verordnung vom 11. März 1850, auf welche 
die Revifion ſich ftüßt, fcheitert an der thatjächlichen und nicht re= 
vifiblen Feitftellung des Berufungsrichters, wonach der Angeklagte 
H. bei Einberufung der beiden Verſammlungen behufs Gründung 
eines Arbeiter-Turnvereing das Ziel verfolgte, fozialdemofratifche 
Ideen zu verbreiten und zu befeitigen, und beabfichtigte, daß dieſes 
Ziel in den Berfammlungen Gegenjtand der Erörterung unter dem 
Dedmantel des Turnens fein ſollte. Mit anderen Worten der An— 
geflagte H. beabfichtigte die Bildung eines fozialdemokratifchen Vereins 
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von Arbeitern unter dem Namen eines Arbeiter-Turnvereing, und 
zur Beiprehung diefer VBereinsbildung waren die Verfammlungen 
einberufen. 

Wenn aber der Berufungsrichter eine Verfammlung, in welcher 
die Bildung eines fozialdemofratiichen Vereins befprochen werden 
jollte, als eine ſolche erachtet, in welcher öffentliche Angelegenheiten 
erörtert werden follten, jo fällt ihm ein Rechtsirrthum nicht zur 
Laſt. Denn ein Verein, welcher fich die Verbreitung und Befejtigung 
fozialdemofratifcher, alfo auf Umfturz der Verfaffung und der be- 
ftehenden Geſellſchaftsordnung und Nenderung der Gefeßgebung ge- 
richteter Ideen zur Aufgabe macht, bezwedt die Erörterung ſolcher 
Angelegenheiten, welche unmittelbar den Staat und feine Gefeß- 
gebung berühren (Grofhuff, die Preußiſchen Strafgejege Note 2 zu 
$ 1 der Verordnung vom 11. März 1850 ©. 43; Entjcheidungen 
des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 22 ©. 340), fomit politifcher 
Angelegenbeiten. 

Hieraus folgt aber, daß auch die Beiprehung der Bildung eines 
ſolchen Vereins als die Erörterung Öffentlicher Angelegenheiten an- 
zuſehen ift, und eine VBerfammlung, in welcher diefe Angelegenheiten 
erörtert werden follen, zu den nah $ 1 der mehrgedadhten Ver— 
ordnung der Anzeigepflicht unterliegenden Verſammlungen gehört. 


Nr. 132, 
Bereinsgefeh. Geſaug non Liedern. Erörtern öffentlicher Angelegenheiten. 

1. Berfammlungen von Vereinen, welche die Erörterung 
öffentlicher Angelegenheiten bezweden, find nur dann anzeige- 
pflichtig, wenn in denfelben öffentliche Angelegenheiten er- 
örtert werden. *) 

2. Zür den Begriff „Erörtern" genügt auch eine ein- 
feitige Beleuchtung und Betrachtung, 3. B. der Gefang von 
Liedern, in welchen nicht bloß Gefühle zum Ausdrud gebracht 
werden, fondern zu Thaten aufgefordert wird. 

Bereinögefeß vom 11. März 1850 88 2,3, 12. 





*) Abmweihend vom Urtheil vom 7. Dezember 1891 Bd. 12 ©. 245 dieſes 
Jahrbuches. 


422 Zweite Abtheilung. Straffaden. 


Urtheil vom 2. Dezember 1895 (S. 998/95). 
Schöffengeriht Calbe a. S., Landgeriht Magdeburg. 


Die Angeklagten find durch das Berufungsgericht von der An- 
Ihuldigung der Uebertretung des Vereinsgefeges freigefprochen wor— 
den. Die von dem -Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde für 
begründet erachtet. 

Gründe: 

Aus der Entjtehungsgefhichte des $ 3 des Preuß. Vereins: 
gefeges vom 11. März 1850 (vergl. die Entfcheidung des Oberver- 
mwaltungsgerichts vom 9. Juli 1892, Entſch. Bd. 23 ©. 399 ff.) gebt 
hervor, daß DVereinsverfammlungen von Vereinen, welde Einwirkung 
auf öffentliche Angelegenheiten bezweden, nur dann anzeigepflihtig 
find, wenn in ihnen öffentliche Angelegenheiten berathen oder er- 
örtert werden follen. 

Der Berufungsrichter nimmt nun zwar unter Bezugnahme auf 
die bezüglichen Gründe des Schöffengerichts anfcheinend an, daß der 
Verein „Biene“ eine Einwirkung auf öffentlihe Angelegenheiten 
bezwedt hat, erachtet aber eine Anzeigepflicht bezüglich der zum Ein- 
üben von Liedern bejtimmten Bereinsverfammlungen für ausge- 
ſchloſſen, weil ein gemeinſchaftlicher Geſang als ein Erörtern von 
Angelegenheiten nicht angefehen werden könne. 

Hiernach erfcheint jedoch die Rüge der Revifion, daß der Bes 
rufungsrichter den Begriff „erörtern“ zu eng aufgefaßt habe, be- 
gründet. Auch darin, daß Jemand einen Gegenftand zum Objekt 
jeiner Betrachtung und Beleuchtung macht und zum Verjtändnif der 
Zuhörer zu bringen fucht, fann ein Erörtern gefunden werden. Eine 
Entwidlung der Gründe für und wider ift nicht erforderlich, viel- 
mehr genügt auch eine einfeitige Beleuchtung und Betrachtung 
(vergl. Groſchuff, die Preuß. Strafgefege Anm. 3 zu $1 ©. 43). 
Durch welche Mittel die Erörterung Eundgegeben wird, ift nicht ent= 
fcheidend. Nicht nur duch Reden, fondern auch dur Vorleſen 
und auch durch Gefang von Liedern, in welchen nicht blos Gefühle 
zum Ausdrud gebracht werden, jondern auch zu Thaten angereist 
oder aufgefordert wird, können Angelegenheiten erörtert werden. 
Auch das gemeinfchaftliche Singen des Liedes ſchließt die Erörterung 
nicht aus, denn jeder Sänger bringt den andern Sängern den In— 
halt des Liedes zum Gehör und Verſtändniß. 
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ir. 133. 
Vereinsgeſetz. Verſammlungen. Anzeigepflicht. 

Nur ſolche Verſammlungen ſind anzeigepflichtig, deren 
ausgeſprochener oder aus den Umſtänden ſich nothwendig er— 
gebender Zweck es iſt, öffentliche Angelegenheiten zu erörtern 
oder zu berathen. 

Vereinsgeſetz vom 11. März 1850 88 1, 12. 


Urtheil vom 9. Januar 1896 (S. 1136 /95). 
Schöffengericht I und Landgericht I Berlin. 





Die Angeklagten find durch das Berufungsgericht wegen Ueber- 
tretung der angeführten Gejegesvorfchriften zu Strafe verurtheilt 
worden. Die von den Angeklagten eingelegte Revifion wurde für 
begründet erachtet. 

Gründe: 

Nach der thatſächlichen Feſtſtellung des Vorderrichters hatte die 
Verfammlung am 20. Mai 1895 anfänglich nicht den Charakter einer 
öffentlichen politiichen Verfammlung, fondern nur den einer gejchäft- 
lichen Thätigfeit, nämlich Abrechnung der Mitglieder des 450., 451. 
und 455. Bezirks des jozialdemofratifchen Wahlvereins des 6. Reichs— 
tagswahlfreifes, auch war die Anzahl der Perfonen auf die Mit- 
glieder des gedachten Vereins befchräntt. 

Der urfprüngliche Zwed der Berfammlung war alfo nicht die 
Grörterung öffentlicher Angelegenheiten. Der $ 1 des Bereinsgejeßes 
beftimmt aber, daß von allen VBerfammlungen, in welchen öffentliche 
Angelegenheiten erörtert oder berathen werden jollen, der Unter- 
nehmer mindejteng 24 Stunden vor dent Beginn der Verfammlung 
Anzeige bei der Drtspolizeibehörde zu machen hat. Hiernach find 
nur jolde Verfammlungen anzeigepflichtig, deren ausgeſprochener 
oder aus den Umpftänden ſich nothwendig ergebender Zwed es it, 
öffentliche Angelegenheiten zu erörtern oder zu berathen (vergl. 
Oppenhoff, Redtfprehung des DObertribunals Bd. 15 ©. 749; 
Grofhuff, die Preuß. Strafgeiete S. 44 Note 4 zu $ 1 des Ver- 
einsgejeßes). | 

Wenn daher auch der Angeklagte L. in der Verfammlung durch 
das Vorleſen von Abjchnitten aus der Brofhüre: „Wilhelm Lieb- 
knecht, was die Sozialdemokraten find und was ſie fein wollen“ 
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öffentliche Angelegenheiten erörtert hat und dadurd die Verfamm- 
lung eine politifche geworden ift, jo beftand doch nicht die durch $ 1 
a. a. D. bejtimmte Anzeigepfliht für die nunmehr politifche Ver— 
jammlung, weil der vor ihrem Beginn geplante Zweck derjelben ein 
rein gejchäftlicher war. 

Dana) liegt eine von dem $1 a. a. D. betroffene Verſamm— 
lung nicht vor und deshalb können auch die Strafbeitimmungen des 
$12 a.a.D. nicht zur Anwendung gelangen. 


Kr. 134. 


Mereinsgefeh. Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten. Sozial- 
demokratiſche Liedertafel, 


1. Die Frage, ob ein Verein eine Einwirkung auf 
öffentliche Angelegenheiten bezwedt, ift weſentlich Thatfrage. 

2. Eine Liedertafel, in welcher Lieder eingeübt und vor- 
getragen werden mit dem Zweck, durch das Mittel des Ge- 
fanges nicht nur jozialdemofratifche Gefinnung unter den 
Mitgliedern zu erhalten und zu fteigern, jondern fie auch 
zum treuen Fefthalten an den Prinzipien der Sozialdemokratie, 
inöbejondere bei den öffentlichen Mahlen anzufpornen und 
Propaganda zu machen, kann ohne Rechtsirrthum ald ein 
Berein angejehen werden, welcher eine Einwirkung auf öffent- 
liche Angelegenheiten bezweckt. 

Bereinsgefeg vom 11. März 1850 $$ 2,13. 





Urtheil vom 28, November 1895 (S. 981/95). 
Schöffengeriht und Landgeriht Hannover. 


Der Angeklagte iſt durch das Berufungsgericht wegen Ueber- 
tretung des DVereinsgejeges zu Strafe verurtheilt worden. Die von 
dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung des $ 2 des Bereinsgejehes 
rügt, ift unbegründet. 

Die Frage, ob ein Verein eine Einwirkung auf öffentliche An- 
gelegenheiten bezwedt, d. h. ob feine Ziele das öffentliche Intereſſe 
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und die Allgemeinheit berühren, iſt weſentlich eine Thatfrage und 
daher in jedem Einzelfalle durch Feſtſtellung des Thatfragerichters 
zu entjcheiden. 

Der Berufungsrichter jtellt nun thatfächlich feit, daß die Tendenz 
der unter Mitwirkung der Graphilchen Liedertafel eingeübten und 
zum Bortrag gebrachten Lieder dahin geht, das Selbftbewußtjein 
der ſozialdemokratiſch gefinnten Arbeiter zu fteigern, ihren Haß gegen 
die bejigenden Klaffen zu nähren und zu beleben, die Sänger felbit 
für die Brinzipien der Sozialdemokratie auf's Neue zu begeijtern 
und zum treuen Fefthalten an denfelben, insbejondere bei den öffent- 
lihen Wahlen anzufpornen, endlih auch unter den der Sozial- 
demofratie noch nicht Gewonnenen Propaganda zu machen. 

Wenn aber der Berufungsrichter in der Thätigfeit des ge— 
dachten Vereins eine Einwirkung auf öffentlihe Angelegenheiten 
erblidt, fo fann dies für rechtsirrthümlich nicht erachtet werden. 
Denn wenn ein Verein durch das Mittel des Gefanges das Ziel 
verfolgt, niht nur im Allgemeinen ſozialdemokratiſche Gefinnung 
unter den Mitgliedern des Bereins zu erhalten und zu jteigern, 
fondern fie auch zum treuen Feithalten an den Prinzipien der 
Sozialdemokratie insbejondere bei den öffentlihen Wahlen anzu- 
ſpornen und unter den der Sozialdemofratie noch nicht Gewonnenen 
Propaganda zu machen, fo fördert er die Zwecke der Sozialdemo- 
fratie in ihrer Erjcheinung als politifhe Partei und zwar in ihren 
Beziehungen zur Allgemeinheit. 

Hierin liegt aber eine Einwirfung auf öffentliche Angelegen- 
heiten, unter welche unbedenklich die Beeinfluffung öffentlicher Wahlen 
und die auf Verftärfung einer politifchen Partei gerichteten Be— 
ftrebungen fallen. Durch welche Mittel diefer Zwed verfolgt wird, 
ift nicht von entjcheidender Bedeutung. Dies kann nit nur durch 
Reden und Schriften tendenziöfen Inhalts, ſondern auch durch das 
Einüben und Abfingen aufreizender Lieder gejchehen. 


Nr. 135. 
Rereinsgefeh. Beffentlihe Berfammlungen, 
Für den Begriff der öffentlichen Verfammlungen im 
Sinne des $ 9 des Vereindgejeges ijt es gleichgültig, ob die 
Menfchenmenge einer gewilfen Parteirichtung angehört und 
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welchen Zweck die Berfammlung verfolgt. Auch öffentliche 
Berfammlungen, welche einen gejelligen Zwed verfolgen, ge— 
bören dahin. *) 

Dereinägefe vom 11. März 1850 88 9, 17. 





Urtheil vom 28, November 1895 (S. 987/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Hannover. 





Die Angeklagten find durch das Berufungsgericht wegen Ueber— 
tretung der angeführten Gefegesvorfchriften zu Strafe verurtbeilt 
worden. Die von den Angeklagten eingelegte Revilion wurde nicht 
für begründet erachtet. 

Gründe: 

Der Berufungsrichter hat den Begriff der „Verfammlung unter 
freiem Himmel” im Sinne des $ 9 des Gefeges nicht verfannt. 
Denn er ftellt thatjächlich feft, daß die Angeklagten in einer Ver- 
fammlung des allgemeinen deutfchen Tapezierervereins zu Hannover 
die Anmwejenden aufgefordert haben, fih am Morgen des zweiten 
Pfingftfeiertages 1895 zu einem gemeinfamen Spaziergange zu ver- 
jammeln und jchlieglih fih an den fogenannten drei Brüdern im 
Eilenriede, einem freien Plag im Walde, zufammenzufinden, wo ſich 
die gefammten Gewerkſchaften Hannovers ebenfalls zur gemeinfchaft- 
lihen Anhörung von Vorträgen und Abfingung von Liedern ein- 
finden würden. 

Damit find aber die Bergriffsmerfmale einer Verfammlung, 
d. h. die Bereinigung einer Menfchenmenge, welche auf gemeinfamen 
bewußten Zmweden beruht, gegeben (vgl. Groſchuff, die Preuß. 
Strafgefege Anm. 1 zum $1 ©. 41). Für den Begriff der öffent- 
lichen Verfammlung im Sinne des $ 9 ift es gleichgiltig, ob Die 
Menſchenmenge einer gewiffen Partei angehört, und welchen Zwed 
die Berfammlung verfolgt. Es find vielmehr alle öffentlichen Ver- 
jammlungen gemeint (vgl. Grofhuff, ebenda Anm. 1 zum $ 9 
©. 61; Kommifjionsbericht der zweiten Kammer, Stenogr. Bericht 
von 1850 Bd. 5, ©. 2774, Rechtſprechung des Reichsgerichts Bd. 9 
©. 311; Oppenhoff, Rechtſprechung des Obertribunals Bd. 3 
©. 48, Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerihts, Urtheil 
vom 26. Januar 1885 Bd. 5 ©. 285). 





) Vergl. Urtheil vom 26. Januar 1885 Bd. 5 ©. 285 diefes Jahrbuches. 
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Daher gehören auch ſolche Verſammlungen, welche nur geſellige 
Zwecke verfolgen, hierher. Oeffentlich war die Verſammlung, da 
ſich ſämmtliche Gewerkſchaften Hannovers, die bei früheren Zu— 
ſammenkünften zu mehreren tauſend Köpfen erſchienen waren, alſo 
eine der Zahl nach unbeſtimmte Menſchenmenge in dem Eilenriede, 
einem allgemein zugänglichen Walde, einfinden ſollten. 


Nr. 136. 
Bereinsgefeh. Hicht gewöhnliches Leichenbegängniß. 

Ein Leichenbegängniß, welches in der Abſicht, eine po— 
litiſche Demonſtration vorzunehmen, veranſtaltet iſt, bedarf 
als ein nicht gewöhnliches der vorgängigen ſchriftlichen Ge— 
nehmigung der Ortspolizeibehörde.“) 

Vereinsgeſetz vom 11. März 1850 88 9, 10, 17. 





Urtheil vom 20. Februar 1896 (S. 12/96). 
Schöffengeriht Duedlinburg, Landgericht Halberftabt. 





Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Ueber- 
tretung der angeführten Gefegesvorjchriften zu Strafe verurtheilt 
worden. Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht 
für begründet erachtet. 

Gründe: 

Der Vorderrichter hat thatjächlich feftgeftellt, daß der Angeklagte 
T. zu DO. am 26. Dftober 1894 zu einer öffentlihen Verſammlung 
bezw. zu einem öffentlichen Aufzuge unter freiem Himmel vor Eingang 
der obrigkeitlihen Erlaubnig aufgefordert hat und darin als Redner 
thätig geweſen ift, und zwar auf dem dortigen Friedhofe, und hat 
den Angeklagten T. demgemäß wegen Vergehens gegen die SS 9, 
10, 17 3. 2 des Gefeges vom 11. März 1850 beftraft. 

Die gegen diefe Entſcheidung gerichteten Angriffe des Revidenten 
find nicht gerechtfertigt. 

Nah der thatjächlichen Feititellung des Berufungsrichters hat 
der Angeklagte T., als er die Aufforderung an die jozialdemo- 
kratiſchen Parteigenofjen zur Betheiligung an dem Leichenbegängnig 
der Frau ©. erließ, die Abjicht gehabt, mit der Veranftaltung 
defjelben eine politiſche Demonftration vorzunehmen. 


*) Vergl. Urtheil vom 4. Januar 1892 Bd. 12 ©. 238 diefes Jahrbuches. 
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Mit Recht bat daher der Berufungsrichter angenommen, daß 
der Angeklagte T. zu einem „außergewöhnlichen“ Leichenbegängniß 
aufgefordert hat. Denn ein „außergewöhnliches“ Leichenbegängniß 
ift ein jolches, bei welchem eine über den Zwed der Leichenbeftattung 
hinausgehende Abficht verfolgt wird (vgl. Jahrbuch Bd. 12 ©. 238). 

Eine ſolche Abficht verfolgte aber der Angeklagte T., wenn er 
mit dem Leichenbegängniß zugleich eine politifche Demonjtration be- 
zweckte. 

Mit Recht hat ferner der Berufungsrichter auch objektiv in 
dem Leichenbegängniß, wie es abgehalten ift, ein außergewöhnliches 
erblict, weil die Theilnehmer Kränze mit rothen Schleifen, alfo von 
der Farbe der fozialdemokratifchen Partei trugen, (vgl. Groſchuff, 
die Preuß. Strafgefege ©. 62 Anm. 4 zum $ 10) und damit die 
politifhe Demonftration zum Ausdrud gebracht wurde. 

Genügte dies Moment für die Annahme eines „außergewöhn 
lichen“ Leichenbegängniffes, jo fann dahin geitellt bleiben, ob die 
Grabrede eines Laien nah dem im vorliegenden Falle entjcheidenden 
D’er Drtsgebrauche dem Leichenbegängnig den Charakter eines 
außergewöhnlichen verlieh oder nicht. 


VI. 
Sonntagsruhe. Feiertagsheiligung. 


Nr. 137. 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. Nachtzeit. 
Die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe umfaßt nicht nur 
die Tagesſtunden, ſondern auch die Nachtzeit. 
Gew. O. $$ 4la, 105b bis 105h, 1464. 


Urtheil vom 10. Februar 1896 (S. 1281/95). 
Schöffengeriht Barmen, Landgericht Elberfeld. 





Der Angeflagte ift durch das Berufungsgeriht von der An- 
ſchuldigung eines Bergehens gegen die Gewerbeordnung freigefprochen 
worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Nevifion wurde für 
begründet erachtet. 

Gründe: 


Der Berufungsrichter hält die thatjächliche Feſtſtellung des 
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Schöffengerihts, daß der Angeklagte in der Nacht zum Sonntag 
den 5. Mai 1895 nad) 12 Uhr in dem Laden feines offenen Mebger- 
geichäfts zu B. Fleifchwaaren über die Straße verfauft hat, auf- 
recht, fpricht aber den Angeklagten von der Anklage des Bergehens 
gegen die $$ 41a und 146a Gew. O. frei, weil der Tag der Sonntags- 
ruhe nur die Tageszeit umfaſſe. 

Diefe Begründung beruht auf einer zu engen Auslegung des 
Begriffs der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe gemäß 88 4la und 
105b Abf. 2 Gew.O. Nah $ 4la darf in offenen Berfaufsitellen 
an Sonn und Feittagen ein Gewerbebetrieb nicht ftattfinden, inſo— 
weit nad den Beitimmungen der 88 105b bis 105h Gehülfen, 
Lehrlinge und Arbeiter im Handelsgewerbe an Sonn= und Feſt— 
tagen nicht bejchäftigt werden dürfen. Nah 8 105b Abf. 2 aber 
dürfen die genannten Perſonen an den gedachten Tagen nur fünf 
Stunden, deren Feitftellung der Polizeibehörde vorbehalten ift, im 
Handelsgewerbe bejchäftigt werden. Hiernach ift der Gewerbebetrieb 
in offenen BVerfaufsftellen während des Sonntags mit Ausnahme 
der von der Polizeibehörde freigebenen fünf Stunden unterfagt. Die 
Sonntagsruhe umfaßt daher abgefehen von jenen fünf Stunden den 
ganzen Sonntag, das ift die Zeit von 12 Uhr Nachts bis 12 Uhr 
Nachts. Diefe Auslegung entipricht dem allgemeinen und gefeglichen 
Sprachgebrauch, nad welchem der Sonntag mit dem Ablauf des 
Sonnabends alfo um 12 Uhr Nachts beginnt. Gie findet aber aud) 
in dem Zwecke des Gefeges, nämlich den im Handelsgewerbe thätigen 
Perſonen die nöthige Ruhe und Erholung zu gewähren, ihre Be— 
gründung. Diefer Zweck würde aber vereitelt, wenn noch während 
der Nachtſtunden des Sonntags der Handel in offenen Verkaufs— 
jtellen fortdauerte und die damit verbundene Beichäftigung der 
Handlungsgehülfen ftattfinden dürfte. 


Nr. 138. 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. SGpeditionsgefhäft. 
Gewerbegehülfen, welche in einem mit einem Frachtfuhr— 
geichäfte verbundenen Speditionägefchäfte mit dem Schreiben 
von Avisbriefen und Beorderungen, mit dem Cintragen und 
Kopiren der Frachtbriefe bejchäftigt werden, unterliegen den 
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Beſtimmungen der Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe 
im Handelsgewerbe. 
Gew.O. $ 1054— 1058, $ 1464; 9.0.8. $$ 379, 390. 


Urtheil vom 3. Februar 1895 (S. 1215/95). 
Schöffengericht I und Landgericht I Berlin. 





Der Angeklagte ift in den Borinitanzen wegen Vergehens 
gegen die Gewerbeordnung zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von dem Angeklagten eingelegte NRevifion wurde nicht für begründet 
erachtet. e 

Sründe: 

Der Berufungsrichter hat thatſächlich Feitgeftelt, daß am 
Sonntage, den 12. Mai 1895 in dem Gejchäftslofale der „Deutjchen 
Transportgeſellſchaft K. 3. u. Co.“ in Berlin, melde ein umfang 
reiches Speditionsgefchäft und daneben Frachtfuhrgeſchäft betreibt, 
und deſſen Mitinhaber der Angeklagte ift, die Gemwerbegebülfen ©. 
mit Schreiben von Avisbriefen und Beorderungen, der Lehrling L. 
mit dem Eintragen von Kopieen der Fradhtbriefe und Fräulein F. 
mit Schreiben von Briefen mit Wiſſen und Willen des Angeklagten 
beichäftigt waren. Mit Necht führt der Berufungsrichter aus, daß 
die feitgeftellte Beichäftigung des Perfonals nit im Frachtfuhr— 
gewerbe, fondern im Speditionsgefchäfte ftattgefunden habe. Nach 
Art. 379 H.G. B. ift Spediteur derjenige, welcher gewerbsmäßig in 
eigenem Namen für fremde Rechnung Güterjendungen durch Fracht- 
führer oder Schiffer zu bejorgen übernimmt. Dur) die Aoisbriefe, 
welche nicht mit den Gütern fondern direft durch die Poſt den im 
Frachtbriefe bezeichneten Adrefjaten überfandt werden, werden Lebtere 
von der Abjendung benachrichtigt, um die Waaren rechtzeitig in 
Empfang nehmen oder für die weitere Beförderung Sorge tragen 
zu fönnen. Die Avisbriefe dienen daher der Beforgung der über- 
nommenen Güterfendungen, gehören mithin zu der Gejchäftsthätigfeit 
des Spediteur. 

Aber auch das Abjchreiben der Frachtbriefe in die Geſchäfts— 
bücher gehört zu diefer Thätigfeit. Denn der Frachtbrief dient nach 
Art. 391 H.G.B. als Beweis über den Vertrag zmwifchen dem 
Frachtführer und dem Abfender. Zur Sicherung dieſes Beweijes 
aber nimmt der Spediteur als Abjender Abſchrift von dem Fracht— 
briefe zu jeinen Gefchäftsbüchern und er bedarf dieſes Beweiſes, 
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denn die Beſorgung der ordnungs- und vertragsmäßigen Güter— 
ſendung iſt feine geſetzliche Verpflichtung. Dagegen liegt dem Fracht: 
führer, welcher nad) Art. 390 9.6.B. den gewerbsmäßigen Trans- 
port von Gütern betreibt, weder die Abfafjung von Avisbriefen, 
noch die Abjchriftnahme der Frachtbriefe, melde er zu feiner 
Legitimation im Original befigt, ob. Daß aber dies Speditions- 
geihäft zum Handelsgewerbe im Sinne des $ 105b Abf. 2 Gew.O. 
gehört, ergiebt die Entjtehungsgejchichte defjelben. In den Motiven 
zur Novelle der Gewerbe-Ordnung vom 1. Juni 1891 heißt es 
wörtlih: „Die Bedeutung, welche der Entwurf dem Begriff Handels- 
gewerbe unterlegt, dedt ſich gleihfalls mit der Auslafjung der 
XV. Kommiffion des Reichstags über diefen Begriff und umfaßt 
insbejondere u. A. den Kleinhandel einfchlieglich des Haufirhandels, 
den Geld- und Kredithandel, die Leihanftalten, die fogenannten 
Hülfsgewerbe des Handels, Spedition, Kommiffion und Handels- 
lager“ (Stenogr. Bericht des Reichstages 1890/91 Anlageband 1 
©. 13). In dem in Bezug genommenen Bericht der XV. Kom— 
milfion ift aber ausdrücklich hervorgeboben, daß die Beichränfung 
der Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe auch auf die Spedition: 
geichäfte ausgedehnt jei (Stenogr. Berichte des Reichstags 1887/88, 
Anlageband 2 ©. 283). Hiernach ift der $ 105b Abf. 2 Gew.O. 
mit Recht angewandt und der Angeklagte gemäß $ 146a beftraft, 
indem die Ausnahmebeftimmung des $ 105i Abf. 1 nicht Plab 
greift. 


Nr. 139. 
Sonntagsruhe. Garniren von Bamenhüten. 

Die Beichäftigung von Arbeiterinnen an Gonn- und 
Fefttagen mit dem Garniren von Damenhüten in der hierzu 
beftimmten Arbeitsftube, welches nicht zur fofortigen Be— 
friedigung der Kunden an den von diejen beftellten Hüten 
vorgenommen wird, fällt unter das Verbot des $ 105 
Abi. 1 Gew.d. 

Gew.O. 88 105b—105e; Minifterielle Anmeifung vom 11. März 1895 AU. 


Urtheil vom 13. Februar 1896 (S. 1241/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Stettin. 
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Der Angeklagte iſt durch das Berufungsgericht wegen Ver— 
gehens gegen $ 105b Gew.O. zu Strafe verurtheilt worden. Die 
von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet 
erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der 88 105b, 105c, 105d 
und 105e Gew.D. rügt, ift nicht begründet. 

Nach der thatſächlichen Feititellung des Berufungsrichters find 
in dem von dem Angeklagten betriebenen Putz- und Modewaaren- 
geihäft in der neben dem Laden befindlichen Arbeitsjtube in der 
Zeit vom 1. April bis Juni 1895 an den Sonntagen und zweiten 
Fefttagen von 8 bis 3/,10 Uhr Vormittags und von 12 bis 2 Uhr, 
vom Mai ab bis 1 Uhr Nachmittags Arbeiterinnen mit Garniren 
von Damenhüten bejchäftigt worden. 

Mit Recht hat der Berufungsrichter in diefem Sachverhalt den 
Thatbeftand des $ 105b Abi. I a. a. D., welcher die Beichäftigung 
von Arbeitern in Werkjtätten an Sonn: und Feittagen überhaupt 
verbietet, erblidt. Denn die Beihäftigung der Arbeiterinnen mit 
der Fertigitellung der Damenhüte war eine handwerksmäßige und 
die Arbeitsftube, welche dauernd zu diefem handwerfsmäßigen Be— 
triebe beftimmt und benußt worden ift, ift als Werkſtatt anzufehen. 
Die minifterielle Anweifung vom 11. März 1895 beftimmt zwar 
unter AII, daß in denjenigen Handelsgewerben, in welchen beim 
Ladenverfauf an den Waaren Nenderungs- oder Zurichtungsarbeiten 
vorgenommen werden (3. B. Gewerbe der Hutmacher 2c.) die Be— 
Ichäftigung mit diefen Arbeiten als Beichäftigung im Handelsgewerbe 
zu betrachten und deshalb an Sonn- und Feittagen während der 
für das Handelsgewerbe freigegebenen Zeiten geftattet fei. Allein 
diefe Beftimmung ift auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar, 
denn nach der Feititellung des Berufungsrichters hat der Angeklagte 
felbft nicht behauptet, daß die Arbeit nur der fofortigen Befriedi- 
gung feiner Kunden an von diefen beftellten Waaren gegolten habe. 
Es handelte fich aljo nicht um Aenderungs- oder Zurichtungsarbeiten. 


Nr. 140. 
Sonntagsruhe. Gemerblicyer Arbeiter im Handelsgemerbe. Kegriff. 


Für den Begriff des Arbeiters, defjen Beichäftigung im 
Handelögewerbe der 8 105b Abi. 2 Gew.D. während der 
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für die Sonntagsruhe angeordneten Zeit verbietet, ift nicht 
erforderlich, daß derjelbe in einem dauernden und feſten Ber- 
tragsverhältnig zum Gewerbtreibenden fteht, vielmehr fallt 
darunter auch der für eine ganz kurze Zeit und eine beftimmte 
Arbeit angenommene Arbeiter. 


Gew.O. $ 105b Abf. 2, $ 146a; Verordnung über die Sonntagäruhe im Handels⸗ 
gemwerbe im Stabtfreis Berlin vom 20. Juni 1892, 
Urtheil vom 24. Juni 1895 (S. 485/95). 
Schöffengericht I und Landgericht I Berlin. 





Der Angeklagte ift in den VBorinftanzen von der Anfchuldigung 
des Gewerbevergehens freigefprohen worden. Die von dem Staats— 
anwalt eingelegte Revifion wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 


Die Revifion, welche Verlegung des $ 105b Abf. 2 und des 
$ 1463 R. Gew.O. in Verbindung mit der Verordnung über die 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe für den Stadtkreis Berlin vom 
20. Juni 1892 durch Nichtanwendung rügt, ift begründet. 

Der Berufungsrichter hat thatfächlich feftgeftellt: 

daß der Angeklagte, der ein Konfektionsgeſchäft betreibt, am 
21. Oktober 1894, einem Sonntage, Abends etwa um 6 Uhr durch 
den Hausdiener L. 21 Padete mit gefchäftlichen Sendungen zur 
Poſt hat befördern laſſen, daß 2. nicht Angeftellter des Ange- 
tlagten, vielmehr damals als Hausdiener bei einem Kürfchner be- 
ſchäftigt und nur gelegentlich für die bezeichnete Dienftleiftung 
vom Angeklagten angenommen geweſen ift, wofür er vom Ange 
klagten 60 Pf. erhalten hat. 

Der PVorderrichter findet in dieſer Sandlungsweife des Ange- 
klagten feine Berlegung des $ 105b Abf. 2 und des $ 1468 R 
Gew.D. in Verbindung mit dem $ 1 der oben gedachten Verord— 
nung des Polizeipräfidenten zu Berlin vom 20. Juni 1892, weil 
die Beftimmung des $ 1056 a. a. D., ſoweit fie von Arbeitern fpricht, 
fih nicht auf einmalige gelegentliche Dienftleiftung von ganz kurzer 
Dauer jeitens eines Arbeiters, der zu dem Auftraggeber in feinem 
Dienft- oder Arbeitsverhältnifje fteht, beziehe, fondern feſte Arbeits- 
verhältnifje vorausfege, die auf längere oder unbeftimmte Zeit ein- 

Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 28 
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gegangen find. Dies wird aus dem Zwede der auf die Sonntags- 
ruhe bezüglichen Beſtimmungen des Art. 3 der Gewerbeordnungs- 
novelle vom 1. Juni 1891, fodann aber aucd weiter aus dem 
Inhalte und Zufammenhange diefer Beftimmungen gefolgert, ins— 
bejondere wird hervorgehoben, daß der $ 105 Gew.D., indem er als 
Regel die Vertragsfreiheit bei Feftfegung der Verhältniffe zwiſchen 
den jelbftändigen Gemwerbetreibenden und den gewerblichen Arbeitern 
voranftelle, offenbar fefte, dauernde Arbeitsverhältniffe, nicht gelegent- 
liche Dienftleiftungen vorausfege, daß auch die Weberjchrift des 
Tit. VII dafelbft, die auf ein feſtes Arbeitsverhältniß hindeute, für 
jene Auffafjung ſpreche, daß endlich) nach Abſ. 3 des $ 105c für 
beitimmte Fälle nicht auffchiebbarer Arbeiten befondere Vorſchriften 
über die arbeitsfreie Zeit gegeben worden feien. 

Es ijt dem Vorderrichter zwar zuzugeben, daß der Titel VII 
der Gewerbeordnung vorzugsweife Dienjt: oder Arbeitsverhältnifje 
im Auge hat, welche auf längere oder unbeftimmte Zeit eingegangen 
und injofern als „feſte“ zu bezeichnen find. Daraus erflärt es ſich 
auch, daß gerade für Berhältniffe diefer Art eine Neihe von Be- 
jtimmungen gegeben worden ift, welche auf vorübergehende „Dienit- 
und Arbeitsleiftungen“ von ganz kurzer Dauer oder auf die Annahme 
eines gewerblichen Arbeiters zu einer einzelnen beftimmten Arbeit 
der Natur der Sache nad feine Anwendung finden können. Dahin 
gehören, wie jih aus Abf. 3 des 8 105c dafelbft ergiebt, aud die 
Beitimmungen unter 3. 3 und 4 im Abf. 1 diefes Paragraphen der 
Gewerbeordnung. 

Der Zwed der Gewerbeordnung ift nun aber, fomeit es ſich 
um Beitimmungen über die gewerbliche Arbeit an Sonn- und Feit- 
tagen handelt, nicht allein der, die gewerblichen Arbeiter gegen über- 
mäßige Beihränfung ihrer Sonntagsruhe auf gefeglihem Wege zu 
Ihüsen, fondern — ganz abgejehen von der Frage nach dem Schuße 
der feit angenommenen Arbeiter gegen die Konkurrenz von Arbeitern, 
welche zur Leiſtung von gewiſſen gewerblichen, den Arbeitern der 
eriteren Art nicht gejtatteten Sonntagsarbeiten vorübergehend ange- 
nommen werden, — auch der, die Sonntagsruhe in gewiffem Um— 
fange auf dem Gebiete der gewerblichen Thätigfeit jelbft dann durch- 
zuführen, wenn die gewerblichen Arbeiter auf den ihnen duch das 
Geſetz gewährten Schuß feinen Anfprud machen, oder die Befreiung 
von der Sonntagsarbeit jogar wider ihren Willen ftattfindet. 
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Es beftehbt auch Fein Grund für die Annahme, daß durch die 
in der Weberjchrift des Titel VII der Gewerbeordnung den Worten 
„Gewerbliche Arbeiter” in Klammern hinzugefügten einzelnen Kate- 
gorien der. Begriff der gewerblichen Arbeiter erjchöpfend habe be- 
ftimmt werden follen. Diejenigen Vorſchriften des Tit. VII a. a. O., 
welche ihrem Inhalte nach nicht ausſchließlich auf Arbeiter, die in 
einem feften, dauernden BVerhältnifje ftehen, bezogen werden Fönnen, 
müſſen aljo der Tendenz des Geſetzes gemäß für gewerbliche 
Arbeiter jeder Art, auch jolche, welche nur für ganz Furze Zeit oder 
für eine bejtimmte Arbeit angenommen find, gelten. Zu dieſen 
Vorſchriften gehört der zweite Abjat des $ 105b Gem.d. 

Das Reichsgeriht Hatte in dem Urtheil vom 10. Dezember 
1883 (Entſch. in Strafl. Bd. 9 ©. 264 ff.) ausgeiprochen, unter 
einem gewerblichen Arbeiter verjtehe das Gejeß jeden Arbeiter, 
welcher in einem vertragsmäßigen Dienfiverhältniffe zu einem ſelbſt— 
jtändigen.. Gemwerbetreibenden fteht und in Folge dieſes Bertrags- 
verhältniffes dem Arbeitgeber feine Arbeitskraft (nicht etwa blos 
eine oder einzelne fpezielle Arbeitsverrichtungen) zu Gebote jtellt 
und Dienftleiftungen verrichtet, welche in Arbeiten des Gewerbe: 
betriebs bejtehen. 

Allein der VI. Senat des Neichsgerichts ift in dem Urtheil vom 
25. September 1890 — vergl. Reihsger.Entih. Bd. 11 ©. 144 — 
von dieſer Begriffsbeitimmung mit Recht abgegangen, und (mit 
v. Landmann, ©. 678 und 679 Anm. 6a) ift anzunehmen, daß 
25 für die Beftimmung des Begriffs des „gewerblichen Arbeiters“ 
auf Dauer und Umfang der Beihäftigung nicht ankomme, daß alfo 
auch der, welcher nur für ganz furze Zeit oder für eine: beftimmte 
Arbeit angenommen ijt, ein gewerblicher Arbeiter fein könne. 

Dur die Annahme des 2. feitens des Angeklagten war auch 
‚ein Vertragsverhältnig geihaffen und zwar, wie feftgeftellt iſt, zur 
Verrihtung einer Arbeit, welche unmittelbar zu dem Handels— 
gewerbe des Angeklagten gehörte und in den Betrieb dieſes Ge- 
werbes direkt eingriff. 

Der $ 1 der unzweifelhaft vechtsgültigen, oben bezeichneten Ber- 
ordnung vom 20. Juni 1892 (Amtsblatt ©. 268) jowie $ 105b 
Gew. O. ift hiernah vom Vorderrichter verlegt. Der Angeklagte hat 
gegen diefe Vorſchriften verjtoßen und war nad $ 146a Gew.O. 
zu jtrafen. 

28% 
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Nr. 141. 
Seiertagsheiligung. Gewerbsmãhiges 4Fiſchen. 
Das gewerbsmäßige Fiſchen an einem geſetzlichen Feier— 
tage fällt unter das polizeiliche Verbot der öffentlich bemerf- 
baren Arbeiten. 


Polizeiverorbnung der Regierung zu Frankfurt a. D. vom 21. Juni 186 3. 3. 
14a, 15; Str. G. B. $ 366 3.1. 
Urtheil vom 18. November 1895 (S. 945/95). 
Schöffengeriht Croſſen a. D., Landgericht Guben. 





Die Angeklagten jind in den Vorinftanzen wegen Webertretung: 
der gedachten Bolizeiverordnung zu Strafe verurtheilt worden. 
Die von den Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für be= 
gründet erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung des $ 366 3. 1 R.Str. G. B. 
und 3. 3, 14a und 15 der Polizeiverordnung der Regierung zu 
Frankfurt a./D. vom 21. Juni 1865 rügt, ift unbegründet. 

Der Vorderrichter hat thatfächlich feitgeftellt, daß die beiden: 
Angeklagten am zweiten Pfingitfeiertage Montag, den 3. Juni 1895 
mit einer Segwarte auf dem fogenannten Stadtgraben zu Croſſen a./D.. 
von 6!/, Uhr früh bis 9 Uhr früh und fodann wieder nach Be- 
endigung des Gottesdienftes von etwa 10!/, Uhr an bis 1 Uhr von 
einem Kahne aus gefifcht haben und hierbei von dem Gendarm ge— 
jehen worden find. Der Vorderrichter hat weiter ausgeführt, daß. 
die Filcherei ein Gewerbe, die Ausübung derfelben eine Arbeit fei, 
und die Angeflagten, da fie diefe Arbeit öffentlid am zweiten 
Pfingftfeiertage ausgeübt haben, fich einer Zumiderhandlung gegen 
die gedachte Polizeiverordnung ſchuldig gemacht hätten, und hat die 
Angeflagten in Gemäßheit des $ 366 3.1 R.Str. G. B. beitraft. 

Die Anwendung des genannten Strafgefeges auf den feit- 
geitellten Sachverhalt läßt einen Rechtsirrthbum nicht erkennen. 

Die in Rede ftehende Polizeiverordnung vom 21. Juni 1865 
ijt unbedenklich vechtsgültig. Nah 3. 3 ebenda find an Sonn- und 
Fefttagen alle öffentli bemerfbaren Arbeiten verboten und zwar 
auch die nicht geräufchvollen, denn unter 3. 3 Budjt. a ift das. 
Säen befonders aufgeführt und das verurfacht jebenfalls Fein. 
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ftörendes Geräufh. In gleicher Weife wie das Säen ift demnach 
auch das Filhen verboten, wenn es gemwerbsmäßig und öffentlid) 
bemerkbar, alfo als Arbeit betrieben wird. 

Die beiden Angeklagten haben der thatfächlichen Feititellung 
zufolge mit einer Setzwarte gefifcht. Aus diefer Art und Weife des 
Fiſchens geht Elar hervor, daß fie in Ausübung eines Gewerbes ge- 
fiſcht und jomit Arbeit verrichtet haben. Sie jind hierbei von dem 
Gendarm gejehen worden und haben daher -auch öffentlich bemerf- 
bare Arbeit im Sinne der 3. 3 der gedachten Polizeiverordnung 
betrieben. Sie haben ferner diefe Arbeit am zweiten Pfingftfeier- 
tage verrichtet und hiermit gegen 3. 3 der fraglichen Polizeiverorb- 
nung gefehlt, da nad) 3. 14 ebenda die Beitimmungen der Polizei- 
verordnung über die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feittage 
aud auf den zweiten Pfingftfeiertag Anwendung finden. 


Rr. 142. 
Hannonerfche Anbbathordunng. Pferdehandel. 
Der öffentlich wahrnehmbare Betrieb des Pferdehandels 
fallt nicht unter das Verbot der 3. 1 des Art. I Abi. 2 
der Hannoverjchen Sabbathordnung vom 25. Januar 1822. 


Urtheil vom 14. November 1895 (S. 944/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Göttingen. 





Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen wegen Webertretung 
der gedachten Geſetzesvorſchriften zu Strafe verurtheilt worden. 
Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde für begründet 


erachtet. . 
Gründe: 


Der Vorderrichter hat thatjächlich fejtgeftellt, daß der Angeklagte 
am 15. April 1895, dem zweiten Djterfeiertage, an den Zeugen 2. 
Mittags zwifchen 111/, und 12 Uhr, alfo in der Zeit zwiſchen dem 
vor- und nachmittägigen Gottesdienfte ein Pferd verfauft hat und 
während der Berfaufsverhandlungen auf feinem Hofe das Pferd hat 
auf und abführen laffen, um es fo dem Käufer zu zeigen, daß diefer 
Hof zwar rings umfchloffen ift, daß auch zu der fraglichen Zeit 
der von der Straße auf denjelben führende Thorweg verjchlofjen 
war, daß aber trogdem alle Vorübergehenden von der Bahnhofs- 
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ftraße aus den Hof feiner ganzen Ausdehnung nah überichauen 
fönnen. 

Auf Grund diefer unanfehtbaren Feitftellungen hat der Bes 
rufungsrichter die Schlußfeftftellung getroffen, daß der Angeklagte 
am 15. April 1895, dem zweiten Dfterfeiertage, zu Göttingen feine. 
Profeffion, das Handelsgewerbe, öffentlich betrieben hat, und den 
Angeklagten deswegen der Webertretung des Art. IT 3.1 Abf. 2 der 
oben gedadhten Verordnung vom 25. Januar 1822 für fehuldig. 
erachtet und ihn mit dem erjten Richter zu einer Geldftrafe von 
20 M., eventuell zu 4 Tagen Haft verurtheilt. 

Die Entfcheidung ift rechtsirrthümlich. 

Zwar ift der Begriff der Deffentlichfeit im Sinne jener Ver— 
ordnung nicht verfannt und mit Recht angenommen, daß eine für 
Jedermann mwahrnehmbare Ausübung eines Gemwerbebetriebes die 
öffentlihe Sonntagsruhe bezw. Feiertagsruhe ebenfo zu ſtören ge- 
eignet ift, wie ein Gewerbebetrieb auf der Straße. 

Die gegen diefe Ausführung des Vorderrichters fich wendenden 
Angriffe der Revifion gehen alſo fehl. 

Dagegen beruht e8 auf vechtsirrthümlicher Auslegung des 
Wortes „Profeſſionen“ im zweiten Abſ. der 3. 1 des Art. I des 
Geſetzes, wenn der Vorderrichter hierunter auch das Handelsgewerbe 
für mitbegriffen erachtet, und demnach in dem feftgeitellten Sach— 
verhalt einen Verſtoß gegen diefe gefegliche Vorſchrift erblickt, nad 
welcher insbefondere auch am zweiten Ofterfeiertage „Feine Hand- 
werfe und Profeſſionen, es jei denn im erweislichen von der Bolizei 
zu ermäßigenden Notbfalle, öffentlich getrieben werden ſollen.“ 

Unter 3. 2 des Art. I dafelbft ift nämlich bejtimmt: 

„Während des vor- und nachmittägigen Haupt-Gottesdientes 
an den Sonn: und Feittagen follen außerdem alle Kram- und 
andere Laden und Buden verfchloffen bleiben, Fein Handwerk und 
Profeſſion ohne befondere, von der Polizei in Nothfällen zu erthei- 
(ende Erlaubniß weder öffentli noch in den Werkſtätten getrieben 
werden; alles Kaufen und Verkaufen mit Ausnahme der Arzneien 
in den Apothefen....... follen verboten fein.“ 

Es ergiebt fi) aus diefer geſetzlichen Beltimmung, daß das 
Geſetz „Handwerk und Profeffion“ neben das Kaufen und Verkaufen 
jtellt, daß es alfo das Handelsgewerbe nicht unter den Begriff der 
Profeſſion hat ſubſumiren wollen, daß vielmehr unter Profeſſion, 


VI. Sonntagsruhe. Feiertagsheiligung. 439 


was auch dem damaligen und jekigen Sprachgebrauche entjpricht, 
diejenige gewerbliche Thätigfeit zu verftehen ift, welche vorzugsweile 
durch mechanifche Arbeit, jedenfalls nicht durch Handelsgeſchäfte aus— 
geübt wird. 

Da nun die zulegt gedachte Geſetzesvorſchrift durch den feit- 
geitellten Sachverhalt um deshalb nicht verlegt fein kann, weil die 
von dem Angeklagten geübte Thätigfeit fejtgeftelltermaßen in der 
Zeit zwijchen dem vor- und nachmittägigen Gottesdienfte ftattgefunden 
hat, da ferner unter 3. 1 des Art. I von Kaufen und Verkaufen 
überhaupt nicht Die Rede ift, jo liegt auch der Thatbeitand einer 
Uebertretung gegen diefe Vorjehriften nicht vor. 


Nr. 143. 
Subbathordnung von Srchlesmig-Holftein. Umhertragen von Druckſchriften 
von Baus zu Haus während des Hauptaottesdienftes. 

Das Hineinbringen von Drudichriften in die Häufer und 
ihre Bertheilung dajelbft an einem Sonn- oder Feſttage 
während der Stunden des Dauptgottesdienftes ift in Schleswig- 
Holftein ftrafbar. 

Daäniſche Königl. Verordnung betr. die Feier der Sonn: und Fefttage vom 
10. März 1840 $$ 1,2, 16. 


Urtheil vom 20. Mai 1895 (©. 365/95). 
Schöffengeriht Schönberg, Landgericht Kiel. 


Der Angeklagte ift in den Borinftanzen wegen Uebertretung der 
gedachten Verordnung zu Strafe verurtheilt worden. Die von dem 
Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Der Berufungsrichter hat thatfächlich feitgeftellt, daß der An 
geflagte K. am 9. September 1894 — einem Sonntage — nad 
I Uhr Bormittags, während der Zeit des Gottesdienftes, der in 
Schönberg um 9 Uhr Vormittags beginmt und auch am 9. Sep: 
tember 1894 um dieje Zeit feinen Anfang genommen hat, den Nord» 
deutſchen Volksfalender in verfchiedene Häufer in Schönberg hinein- 
gebracht und dort vertheilt hat. 

Wie der Vorderrichter ferner feititellt, hat der Angeklagte ledig- 
ich auf "Grund des Umftandes, daß der Gottegdienft, wie ein Zeuge 
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bekundet, früher um eine ſpätere Tageszeit begonnen hat, vermuthet, 
daß der letztere auch jetzt erſt um dieſe Zeit ſeinen Anfang nehme, 
aber eine beſtimmte Ueberzeugung hiervon ſich nicht verſchafft. 

Dieſe ebenfalls rein thatſächliche Feſtſtellung ſowie die derſelben 
zu Grunde liegende Beweiswürdigung iſt nach $ 376 Str.Pr.D. der 
Nahprüfung des Revifionsrichters entzogen. Soweit die Revifion 
biergegen anfämpft, konnte biefelbe daher ebenfalls feinen Erfolg 
haben. 

Der Berufungsrichter ftellt nun auf Grund aller jener Feit- 
jtellungen mit dem erften Richter zum Schluß weiter feft, daß der 
Angeklagte durch feine gedachte Thätigkeit eine öffentliche Arbeit 
während der Feiertagszeit und während der Zeit des Gottesdienftes 
verrichtet hat, und ftraft ihn wegen Webertretung der $$ 1, 2 und 
16 der Dänifchen Königl. Verordnung, betreffend die Feier der Sonn— 
und Feittage vom 10. März 1840. 

Diefe Verordnung, deren bier in Betracht fommende Borjchriften 
noch jegt für Holftein rechtsverbindlich find, beftimmt im $ 1: 

„Bon den Fefttagen find der erfte Weihnacdhtstag, der Grün- 
donnerftag, der Charfreitag, der erjte Oftertag, der erfte Pfingittag, 
jowie der Buß- und Bettag ganz der Feier gewidmet. An den 
übrigen Feittagen, Jowie an den Sonntagen dauert dieſelbe bis vier 
Uhr Nachmittags. — An fämmtlihen Sonn und Fefttagen fol aber 
insbejondere die Zeit des Gottesdienftes durch eine ftille Feier ge- 
beiligt fein, welche für jeden VBormittags-Gottesdienft auf 21/,, 
für den Früh- und Nachmittags-Gottesdienft auf 1!/, Stunden 
fejtgefegt wird.“ 

und im $ 2: 

„In der ganzen Feiertagszeit der Sonn- und Feittage ſoll 
alles geräufchvolle, ſowie alles öffentliche Arbeiten unterfagt fein,“ 

worauf dann eine Reihe hier nicht intereffierender Ausnahmen auf: 
geführt wird. Der $ 16 daſelbſt bedroht Mebertretungen der in der 
Verordnung enthaltenen Verbote mit Strafe. 

Der Borderrichter findet nun in dem Vertheilen der Kalender 
von Haus zu Haus die Merfmale des öffentlichen Arbeitens im 
Sinne des vorgedachten $ 2 der Verordnung. Dies kann für rechts- 
irrthümlich nicht erachtet werden. Zunächſt ift der Begriff der 
Deffentlichfeit hierbei nicht erfichtlich verfannt, denn die feitgeftellte 
Thätigfeit fonnte ſehr wohl für das Publiftum wahrnehmbar fein. 
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Es konnte aber in diefer Thätigfeit auch ein „Arbeiten“ im Sinne 
der Verordnung gefunden werden. Zwar ift nicht jede Thätigfeit 
aud ein Arbeiten, dagegen erfordert der Begriff des Arbeitens nicht 
nothwendig eine Thätigkeit in Ausübung des Gewerbes oder zum 
Ermwerbe des Lebensunterhalts oder in Ausübung des Berufs. Auch 
eine Thätigfeit, welche aus bloßer Neigung oder aus Gefälligfeit 
für Andere oder zur Befriedigung eigener Wünfche irgend welcher , 
Art unternommen wird, kann ſich als Arbeiten darftellen. Ein folcher 
Fall wird insbejondere dann anzunehmen fein, wenn durch eine an- 
dauernde nicht zur bloßen Beluftigung oder lediglich zur Unterhaltung 
dienende Thätigfeit ein beftimmter im eigenen oder im Intereſſe 
Anderer liegender Erfolg herbeigeführt werden fol. Arbeit ift „die 
mit Bewußtfein und Anftrengung auf einen bejtimmten Zweck ge- 
richtete menſchliche Thätigkeit.“ 


VII. 
Geſundheitspolizei. 


Nr. 144. 
Schweinefleiſch. Unterſuchung auf Trichinen. Einführung vom Auslande. 
Vom Auslande in den Regierungsbezirk Düffeldorf ein— 
geführtes Schweinefleiſch unterliegt, wenn ed nur zum Ber: 
brauche im Haushalte beftimmt ift, nicht dem Gebote der 
Unterfuhung auf Trichinen und Finnen. 
Polizeiverordnung des Regierungspräfidenten zu Düfjeldorf vom 14. Juli 1892 52. 


Urtheil vom 19. September 1895 (S. 699/95). 
Schöffengeriht Emmerich, Landgericht Duisburg. 





Die Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Ueber- 
tretung der angeführten Strafvorſchrift zu Strafe verurtheilt worden. 
Die von der Angeklagten eingelegte Revifion wurde für begründet 


— Gründe: 

Die Reviſion, welche Verletzung der Polizeiverordnung des 
Regierungspräſidenten zu Düſſeldorf vom 14. Juli 1892 rügt, iſt 
begründet. 

Der Berufungsrichter hat thatſächlich feſtgeſtellt, 
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daß am 28. Dezember 1894 der etwa 20jährige Sohn der 
Angeklagten diefer gegen 4 Pfund Schweinefleiih aus Holland 
mitgebracht hat, welches diefelbe hierauf in ihrem Haushalte, dem 
fie felbft vorfteht, verarbeitet und verbraucht hat, ohne vorher die 
amtliche Unterfuhung defielben auf Finnen oder Trichinen ver- 
anlaßt zu haben. 

— Der $ 2 der angeführten, formell gültigen Polizeiverordnung 
bejtimmt mun: 

„Fleiſch von Wildfehweinen und von Schweinen, welche außer- 
halb des Regierungsbezirks geichlachtet find, ſowie aus ſolchem 
Ssleifche bereitete Waaren dürfen im Regierungsbezirfe erſt dann 
gewerbsmäßig vertrieben, verabreicht und jonft an Andere über- 
lafjen, jowie verarbeitet werden, wenn diefe Waaren nachweisbar 
innerhalb des deutſchen Neiches von einem amtlichen Fleifch- 
befhauer auf Trichinen und Finmen unterfucht, trichinen- und 
finnenfrei befunden und zum Nachweife hierfür deutlich erkennbar 
abgejtempelt find. — Wer Waaren der vorbezeichneten Art em— 
pfängt, welche nicht bereits gemäß Abf. J unterfucht find, hat die— 
jelben binnen 24 Stunden nad) Empfange bei der Drtspolizei- 
behörde des Empfangsortes zur Unterfuhung anzumelden. Werden 
jedoch derartige Waaren unmittelbar aus dem Auslande einge- 
führt und innerhalb des Negierungsbezirts verzollt, jo hat die 
vorerwähnte Anmeldung binnen 12 Stunden nad) der Verzollung 
bei der Ortspolizeibehörde des PVerzollungsortes zu erfolgen. 
Erſt nad) Bekanntgabe des Ergebniffes der Unterfuhung und vor- 

. Ichriftsmäßiger Abjtempelung ift die freie Verfügung über die 
Waaren gemäß Abf. 1 ſowie die Weiterverfendung derſelben 
geitattet.“ 

Mit Recht legt nun zwar der BVorderrichter die Beltimmung 
der beiden letzten Sätze des 2. Abſatzes des $ 2 dahin aus, daß die 
Anmeldung zur Unterfuhung auch bei Quantitäten Schweinefleifch 
bis zu einer Menge von weniger als 4 Pfund erfolgen müffe, 
obgleich es geitattet fei, von Holland Schweinefleifch bis zu einer 
Menge von 4 Pfund zollfrei einzuführen, die Verzollung eines 
ſolchen Quantums alfo nicht ftattfinde, denn treffend bemerft der 
Borderrichter, daß, wenn Schweinefleifch in diefer Quantität von 
der Anmeldung zur Unterfuhung hätte ausgenommen werden jollen, 
der Zwed der Verordnung, das Publikum gegen Erkrankungen zu 
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ſchützen, völlig verfehlt fein würde. Diefe Faſſung jener Borfchrift 
fteht auch der ihr vom Berufungsrichter gegebenen Auslegung durch— 
aus nicht entgegen. 

Wenn der Vorderrichter aber ferner den Ab}. 1 des $ 2 dahin 
auslegt, daß das „Vertreiben“ nur, wenn es gewerbsmäßig, da= 
gegen „das Verabreichen“ und „ſonſt an Andere Ueberlaffen”, ſo— 
wie das „Verarbeiten“, auch wenn es nicht gewerbsmäßig geichieht, 
der daſelbſt angeordneten Beſchränkung unterliegen Tolle, jo kann 
dem nicht beigetreten werden. Es würde daraus folgen, daß ein 
nicht gewerbsmäßiges „Vertreiben“ jenes Schmweinefleifchesg oder der 
aus folchem Fleiſche bereiteten Waaren auch ohne nachweisbare 
Unterfuhung innerhalb des Deutfchen Reiches durch einen amtlichen 
Fleiſchbeſchauer geftattet wäre, während ein „Verabreichen“, „Ueber- 
lafjen an Andere“ oder „Verarbeiten“, auch wenn es nicht gewerbs— 
mäßig gefchieht, nur nach jtattgehabter Unterſuchung ftatthaft wäre. 
Hierin läge ein unlöslicher logischer Wideripruh, da das Verab— 
reichen und Ueberlaffen an Andere, mag es gewerbsmäßig oder nicht 
gewerbsmäßig geichehen, doch ebenfalls eine Vertriebshandlung dar- 
ſtellt. Auch die Faſſung der Beitimmung fpricht grammatiich dafür, 
daß das Wort „gewerbsmäßig” fih auch auf das „Verabreichen“, 
„Ueberlaſſen“ und „Werarbeiten” beziehen fol, denn andernfalls 
würde die Faflung dies zum Ausdrud gebracht haben, etwa dadurch, 
daß vor das Wort „verabreicht‘‘ mindeitens die Worte ‚oder über- 
haupt“ eingefchaltet worden wäre. 

Es ift daher auch der erfte Satz des Abi. 2 des $ 2 dahin zu 
verftehen, daß nur derjenige, welcher gewerbsmäßig vertriebenes oder 
gewerbsmäßig verabreichtes, an Andere überlaffenes oder verarbei- 
tetes Fleifh empfängt, ohne daß eine nachweisbare Unterfuchung 
gemäß Ab}. 1 ftattgefunden — d. h. derart, daß er im Stande war 
zu erkennen, ob diefe Unterfuchung erfolgt war — die dort vorge- 
fchriebene Anmeldung zu bewirken habe. 

Bei der Auslegung des Vorderrichters würde z.B. jeder, der 
im häuslichen Kreife, dem er angehört, zum eigenen Genufje ein 
feines Stück Schweinefleifeh oder ein Stüd einer hieraus bereiteten 
Wurft ohne den Nachweis der gehörigen Unterfuhung empfängt, 
dafjelbe der Drtspolizeibehörde zur Unterfuhung anmelden müſſen. 

Daß der $2 a.a.D. fich nicht auf ſolches Schweinefleifeh oder 
hieraus bereitete Waaren beziehen fol, weldhe lediglich im Haushalte, 
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zu dem der Einführende gehört, verabreicht und verbraucht werden, 
findet au eine Analogie in dem $ 2 des Schlahthausgejeges vom 
9. März 1881, nad) welchem Stadtbewohner, welche Fleifch für ihren 
häuslichen Bedarf von außen beziehen, nicht zur Unterfuhung ge- 
nöthigt werden Jollen (vergl. Urtheil des Reichsgerihts vom 17. Ja— 
nuar 1887, Entſch. in Straffadhen Bd. 18 ©. 251 ff.), und ſteht 
ſomit im Einflange mit diefen Vorfchriften. Der Umftand, daß der 
$ 1 der Bolizeiverordnung jeden, der im Regierungsbezirfe ein 
Schwein ſchlachtet oder ſchlachten läßt, verpflichtet, daſſelbe nad) der 
Schlachtung auf Trihinen und Finnen unterſuchen zu lafjen, vecht- 
fertigt die vom Berufungsrichter dem Abf. 1 und dem erjten Sape 
des Abſ. 2 des $ 2 der Verordnung gegebene Auslegung fchon 
deshalb nicht, weil die Fafjung und die logifche Interpretation 
diefer legteren Beftimmungen einer folden Auslegung direkt ent- 
gegenftehen. 

Der gedachten Vorſchrift des $ 1 liegen aber auch andere Ge- 
fichtspunfte zu Grunde, wobei e8 unerörtert bleiben fann, ob und 
inwieweit diefelbe für gültig zu erachten fein würde. 

Hieraus folgt, daß nach der thatjächlichen Feſtſtellung des 
Vorderrichters die Angeklagte fich einer Mebertretung der $$ 2 und 5 
der gedachten Polizeiverordnung nicht ſchuldig gemacht hat, Diefe 
Vorſchriften alfo durch unrichtige Anwendnng verlegt find. 


Nr. 145. 
Schlachthausregulativ für Nheydt. Rechtsgültigkeit. 

. Die Beftimmung des 8 11 des Schlachthausregulativs 
für Rheydt, daß alles nicht im öffentlichen Schlachthof aus- 
geichlachtete leifch, welches nach vorheriger Beftellung durch 
ſolche Perfonen, welche den Handel mit Fleiſch gewerbsmäßig 
betreiben, oder durch deren Beauftragte oder Angeftellte von 
auswärts eingeführt wird, zur Unterjuchung auf den Schlacht— 
hof zu Rheydt zu bringen ift, ift rechtsgültig. 

Gemeindebefhluß und Regulativ, betr. den Schlachtzwang in der Stabt Rheydt 

vom 26. Juni 1894 88 10 und 11; Gefeg betr. die Errichtung Öffentlicher 

Schlachthäuſer vom 18. März 1868 in der Faffung vom 9. März 1881 $ 2 
3.2,3,$ 14. 
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Urtheil vom 20. Mai 1895 (S. 326/95). 
Schöffengericht Rheydt, Landgericht Düffeldorf. 





Der Angeklagte it durch das Berufungsgericht wegen Ueber— 
tretung des gedachten Schlachthausregulativs zu Strafe verurtheilt 
worden, Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht 
für begründet erachtet. 

Gründe: 


Die Revifion, welche Verlegung des $ 2 des Geſetzes, betreffend 

die Errichtung öffentlicher, ausschließlich zu benugender Schlachthäufer 
vom 18. März 1868 in der Faſſung des Geſetzes vom 9. März 1881 
durch unrichtige Anwendung rügt, ift unbegründet. 
j Der Vorderrichter ftellt thatfächlich feit, daß der Angeklagte am 
5. Oftober 1894 Nachmittags frifches Schweinefleiſch in kleineren 
Stüden als Hälften durch einen Angeftellten in die Stadt Rheydt hat 
einbringen laſſen, ohne dafjelbe einer vorherigen Unterfuhung durch 
Sachverſtändige zu unterwerfen, daß das fo eingeführte Fleiſch dem 
Angeklagten von Bewohnern der Stadt Rheydt in der Weife in 
Beitellung gegeben, daß er feinen Gehülfen jeden Dienftag bei feinen 
Kunden zum Zwecke der Entgegennahme von Aufträgen rund 
gehen ließ. 

Auf Grund diejer Feitftellung verurtheilt der Vorderrichter den 
Angeflagten wegen Uebertretung der 88 10 und 11 des Regulativg, 
foweit dafjelbe die Behandlung des in die Stadt Rheydt einge- 
führten auswärts geſchlachteten friſchen Fleifches vom 26. Juni 1894 
zum Gegenftande hat, in Verbindung mit dem $ 2 3. 2 und dem. 
$ 14 des oben genannten Gejeßes vom 9. März 1881, während er 
ihn aus $ 14 des Negulativs wegen materieller Ungiltigfeit dieſes 
Paragraphen nit für ftrafbar erachtet. 

Inwieweit die legtere Entſcheidung begründet ift, ift hier nicht 
zu prüfen, da das Urtheil nur, fomweit es eine Berurtheilung aus- 
Ipricht, angefochten ift. 

Die 88 10 und 11 des gedachten Regulativs lauten, joweit fie 
bier in Betracht fommen: 

$ 10. Alles nicht im öffentlichen Schlachthof ausgefchlachtete 
frifche Fleifch, welches zum Zwecke des Verkaufs oder nad) vor- 
beriger Beftelung durch foldhe Perſonen, welche den Handel mit 
Fleifch gewerbsmäßig betreiben, oder durch deren Beauftragte oder 
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Angeftellte von auswärts eingeführt wird .. . . ift zur Unter- 
fuhung auf den hiefigen Schlachthof zu bringen. 

$ 11. Das zu unterfuchende Fleifh muß, ſoweit nit un- 
zerlegte geichlachtete Thiere eingebracht werden in größeren Stüden 
und zwar .. .. Schweine in Hälften... . vorgelegt werden. 

Die formelle Giltigfeit des Gemeindebefchluffes, betreffend den 
Schlachthofzwang in der Stadt Rheydt vom 26. Juni 1894, ſowie 
des auf diefem Gemeindebejchluffe beruhenden vorgedachten Regu— 
lativs, für welche die die formelle Giltigfeit von Strafpolizeiverord- 
nungen bedingenden gejeglihen Vorſchriften nicht gelten, unterliegt 
nach der bei den Akten befindlichen amtlichen Auskunft vom 28. März 
1895 feinem Bedenken. Nach dieſer find insbejondere beide Erlaſſe 
durch die Rheydt'er Zeitungen amtlich veröffentlicht. 

Auch materiell ſind der Gemeindebeſchluß und das Regulativ, 
ſoweit deren Beſtimmungen im vorliegenden Falle in Betracht 
kommen, rechtsgiltig. Insbeſondere entſpricht die Vorſchrift unter 
3. 3 des Gemeindebeſchluſſes der 3. 2 des $ 2 des Geſetzes vom 
9. März 1881 und auch die oben angeführten Bejtimmungen der 
88 10 und 11 des Regulativs bewegen jich innerhalb der durch 
jenes Gejeg den Gemeindebejchlüffen gezogenen Grenzen, welche 
legteren, wie die Reviſion zutreffend bemerkt, als Marimalgrenzen 
nicht überfchritten werden dürfen. 

Wenn nämlih nah $ 10 des Negulativs auch dasjenige nicht 
im öffentlichen Schlachthofe ausgeſchlachtete Frifche Fleiſch, welches nach 
vorheriger Beitellung durch die dort näher bezeichneten Perjonen 
von auswärts eingeführt wird, zur Unterfuhung auf den dortigen 
Schlachthof zu bringen ift, jo it auch dieſes Fleiſch als „feil- 
gebotenes“ im gejeglihen Sinne anzufehen. 

In völlig zutreffender Weile und in Uebereinjtimmung mit der 
bisherigen Rechtiprehung des Kammergerichts (vgl. z. B. deſſen 
Urtheile vom 26. Januar 1893, Jahrbuch Bd. 13 ©. 273, vom 
24. Mai 1894, ©. 323/94, ſowie vom 21. Juni 1894, ©. 424 
und 425/94) hat das Reichsgericht in feinem Uxtheil vom 17. Ja— 
nuar 1889, Entſch. Bd. 18 ©. 351 ff., ausgeführt, daß, indem ing- 
bejondere auch der Zwed, das Publitum gegen den Genuß unge- 
ſunden Fleifches zu ſchützen, durch die Gejege vom 18. März 1868 
und vom 9. März 1881 verfolgt wurde, in deren 3. 2 und 3 des 
$ 2 in der Faflung des legigedachten Gejeßes der Ausſpruch ge- 
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funden werden müſſe, es ſolle für alles in den Verkehr gebrachte 
Fleiſch die Garantie der Geſundheit durch die erforderliche ſachver— 
ſtändige Unterſuchung geboten und es ſollten nur die Stadtbewohner, 
welche Fleiſch für ihren häuslichen Bedarf von außen beziehen, nicht 
zur Unterſuchung genöthigt werden, daß das Geſetz keinen Unter— 
ſchied zwiſchen beſtelltem und ohne Beſtellung eingebrachtem Fleiſche 
mache, und erſteres nicht freigebe, daß alſo die Beſtimmung, daß 
auch beſtelltes Fleiſch unter Umſtänden der Unterſuchung unterliegen 
ſolle, mit dem Geſetze nicht in Widerſpruch trete, welches nur das 
Einholen von außen zu eigenem Gebrauche freilaſſe, daß auch das 
bei einem auswärtigen Metzger beſtellte Fleiſch von dieſem dem Be— 
ſteller „feilgeboten“ werde, dieſer (geſetzliche) Ausdruck nicht auf 
öffentliches Feilhalten beſchränkt ſei, ſondern jedes Bereitſtellen und 
Zugängigmachen zum Ankaufe durch Zurichtung in diejenige Form, 
die es zum Abſatze geeignet macht, begreife, und auch dem Beſteller 
einer Sorte Fleiſch das überbrachte Einzelftüd zur Abnahme offerirt 
werde. 

Irrthümlich ift auch die Behauptung der Revilion, daß der— 
jenige, durch welchen — wie fejtgeftellt ift — der Angeklagte als 
feinen Angeftellten das Fleifh in die Stadt Rheydt hat einbringen 
laffen, ald Beauftragter des Bejtellers anzufehen fei. | 


Nr. 146. 
Polizeiverordnung über Anpreifung von Geheimmitteln. Rechtsgültigkeit. 
Die Polizeiverordnung des Regierungspräfidenten zu 
Frankfurt a. D. vom 23. Mai 1894, betreffend die An- 
preifung von Geheimmitteln, ift rechtögültig. 
Polizeiverordnung vom 23. Mai 1894; Gejeg über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1350 $ 6 Buchſt. a und f; Preßgeſetz vom 7. Mai 1874 88 15—18, 20. 


Urtheil vom 31. Oktober 1895 (S. 632/95). 
Schöffengeriht und Landgeriht Buben. 





Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen von der Anſchuldigung 
der Mebertretung der gedachten Bolizeiverordnung freigejprochen 
worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revijion wurde 
wegen Mangels des objektiven Thatbejtandes nicht für begründet 
erachtet. 
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Aus den Gründen: 


Mit dem Vorderrichter muß die Polizeiverordnung des Re— 
gierungspräfidenten zu Frankfurt a./D. vom 23. Mai 1894 für 
formell und materiell rechtsgültig erachtet werden, leßteres deshalb, 
weil fie ihre gefegliche Grundlage in den $$ 6 Bucht. a, fund 12 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 findet, 
und mit dem Preßgefe vom 7. Mai 1874 nicht im Widerſpruche 
fteht; denn der $ 1 dieſes Gejeges hat nur — abgejehen von ben in 
den $$ 15—18 dafelbit enthaltenen Verbotsbeitimmungen materiell- 
rechtlihen Inhalts — ſolche Beichränkungen der Preßfreiheit im 
Auge, welche fich auf die äußerliche polizeiliche Regelung und die 
Ordnung der Preſſe beziehen und nad $ 20 dafelbit bejtimmt fich 
die Berantwortlichkeit für Handlungen, deren Strafbarkeit durch den 
Inhalt einer Drudichrift begründet wird, nach den beftehenden all- 
gemeinen Strafgejegen, zu denen auch rechtsgültig erlaffene Polizeis 
verordnungen zu zählen find. 





Rr. 147. 


Landwirthfchaftlicde Etabliffements. Ränme zur Muterbringung der 
Arbeiter. Regierungsbezirk Magdeburg. 


Eine Landwirthichaft von erheblichem Umfange, in der eine 
größere Anzahl von Arbeitern bei der Rübenernte befchäftigt 
wird, gehört nicht zu den Iandwirthichaftlichen Gtabliffements, 
auf welche die Beitimmungen der Polizeiverordnung der 
Regierung zu Magdeburg vom 9. März 1874, betreffend 
die Unterbringung der für den Betrieb von Zuder- und 
Gichorienfabrifen, ſowie ähnlichen gewerblichen oder land— 
wirthichaftlichen &tabliffements beichäftigten Arbeiter, An— 
wendung finden. 

Polizeiverordnung vom 9. März 1874 $$ 1, 2,4, 10, Amtsblatt der Regierung zu. 
Magdeburg ©. 106. 


Urtheil vom 9. Mai 1895 (S. 322/95). 
Schöffengericht Hötensleben, Landgericht Magdeburg. 


Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen von der Anſchuldigung, 
in der Zeit bis zum 3. Dftober 1894 in feiner Arbeiterfaferne zu 
Ausleben Leute in Zimmer untergebracht zu haben, welche nicht die 
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vorgejchriebene Höhe von 2,75 Meter hatten, und ferner nicht für 
ein Kranfenzimmer in der in Rede ftehenden Arbeiterfaferne geforgt 
zu haben, Webertretung der $$ 4 und 10 der gedachten Polizei- 
verordnung, freigefprochen worden. 

Die von der Staatsanwaltfchaft eingelegte Revifion wurde nicht 
für begründet erachtet. 

Gründe: 

Die Revifion, welche Berlegung der Polizeiverordnung vom 
9. März 1874, betreffend die Unterbringung der für den Betrieb 
von Zuder- und Eichorien-Fabrifen, ſowie ähnlicher gewerblicher oder 
landwirthſchaftlicher Etabliffements befchäftigten Arbeiter, duch Nicht- 
anmwendung rügt, ift unbegründet. 

Der Berufungsrichter hat thatfächlich feftgeftellt, daß der An- 
geflagte zu A. eine Landwirthichaft betreibt, in welcher er bei einem 
Viehbeftande von 17 Dchfen 570 Morgen Ader bewirthichaftet, auf 
dem er hauptfählih Rüben baut. Ein Nebenbetrieb ift mit der 
Landwirthſchaft nicht verbunden. Außer den zu feinem Wirthichafs- 
betriebe erforderlichen, ftändig bei ihm in Dienft ftehenden ſechs 
Knechten beſchäftigt er zur Erntezeit vorübergehend auch noch eine 
größere Anzahl von Arbeitern, und jo hat er auch für den Sommer 
und Herbſt 1894, weil ihm einheimifche Arbeiter nicht in aus— 
reichender Menge zur Verfügung ftanden, 29 fremde männliche und 
weibliche Arbeiter in feinen Dienft genommen. Diefen letteren hat 
er die ihm gehörende Arbeiterfaferne zum Wohnen angemiejen, und 
zwar in der Weife, daß nach dem Geſchlechte gejchteden, je 8 Per— 
fonen gemeinfam ein Zimmer inne hatten. Wie er zugiebt, hat 
nun die Arbeiterfaferne den Beitimmungen der fraglichen Verord- 
nung infofern nicht entfprochen, als die Wohnräume, wenn Thon 
fie nach feiner umwiderlegten Behauptung jedem Arbeiter 12 cbm 
Luftraum gewährten, nicht die im $ 4 vorgejchriebene Höhe von 
2,75 m bejaßen, und als ferner, entgegen der Vorſchriſt des 8 10, 
ein befonderes Krankenzimmer nicht vorhanden war. 

Die auf diefen Sachverhalt gegründete Verwerfung der Be- 
rufung der NRevidentin gegen das freifprechende Erkenntniß des 
Schöffengerichtes zu H. vom 13. November 1894 beruht nicht auf 
einer vechtsirrthümlichen Auffafjung der fraglichen Verordnung. 

Diefelbe betrifft, wie ihre Meberfchrift bejagt, die Unterbringung 
der für den Betrieb von Zuder- und Cichorienfabriten, ——— ähn⸗ 
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licher gewerblicher oder landmwirtbichaftliher Etabliffements be— 
Ihäftigten Arbeiter. Wenn demnach als ihr Zwed die Regelung 
der Wohnungsverhältniffe der von einem Arbeitgeber in größeren 
Mengen bejchäftiger Arbeiter und zwar im fittlihen und fanitären 
Intereſſe anzufehen ift, jo liegt der Verordnung, wie aus den 
88 1, 2, 4 und 10 hervorgeht, nur der Gedanke zu Grunde, daß 
durch fie allein den Befigern von gewerblichen Etablifjements der in 
ber. Meberficht gedachten Art die Sorge für die angemefjene Unter- 
bringung ihrer in größeren Mengen, wenn auch nur vorübergehend 
beſchäftigten Arbeiter zur Pflicht gemacht, und daß zur Durch— 
führung jenes Zmwedes die Einrihtung von Arbeiterhäufern oder 
Arbeiterfafernen angeordnet wird, welche in baulicher Beziehung be- 
ftimmten Anforderungen zu genügen haben. 

Die Verordnung hat daher auch nur auf gewerbliche Etablifje- 
ments, bei welchen in großem Umfange nur Gewerbebetrieb oder 
Gewerbebetrieb in Verbindung mit einem landwirthſchaftlichen Be- 
triebe jtattfindet, zur Anwendung zu fommen. Denn es wird als 
Vorausfegung das Vorhandenjein eines Etablifjements, in welchem 
größere Anfammlungen von Arbeitern ftattfinden, dieſe aljo fabrif- 
mäßig beichäftigt werben, verlangt. 

Demgegenüber erjcheint die analoge Ausdehnung der fraglichen 
Verordnung auf den größeren bäuerlichen, aber rein landwirthichaft- 
lichen Betrieb des Angeklagten nicht angängig. Die Anwendung 
der Analogie im Strafrecht ift an fih nur in ganz beſchränktem 
Umfange zuläffig, Wenn fie auch zum Zwecke der Gefegauslegung 
verwendet werden kann, jo darf fie nit — und dies würde hier 
der Fall jein — dahin führen, daß ein Strafgefeß auf eine That 
angewendet wird, welche nach feiner Klaren Beftimmung nicht davon 
betroffen werden fol. Denn bei dem allerdings größeren bäuer- 
lihen Betriebe des Angeklagten kann von einem „Etabliffement“, 
mworunter nur eine in größerem Maße betriebene gewerbliche Anlage 
zu verftehen ift, nicht die Rede fein. Es liegt überhaupt fein ge= 
werblicher, fabrifmäßiger Betrieb vor. Im Sinne der fraglichen 
Verordnung. handelt es fih auch nicht um einen fabrifähnlichen 
Betrieb. 

Wenn jchließlih die Revidentin die Anwendung der Verordnung 
auf den Betrieb des Angeklagten aus ihrer gefchichtlichen Entwide- 
lung herleiten will, jo jcheitert diefer Verfuh daran, dab die Ver- 
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ordnung nichts darüber enthält, daß fie auf derartige Betriebe eben- 
falls angewendet werben Tolle, wenn — auch nur vorübergehend — 
eine größere Anjammlung von Arbeitern ftattfinde. Außerdem 
fpriht das von der Revidentin zitirte Reglement ausdrüdlich nur 
von „Zuder- und Gichorienfabrifen reſp. anderen gewerblichen refp. 
landwirthſchaftlichen Etablifjements.” Damit ift zum Ausdrud ge- 
bracht, daß auch bei den für das Entjtehen der Verordnung maß: 
gebenden Verhandlungen immer von dem Gefichtspunfte ausgegangen 
ift, daß durch eine Verordnung die in großem Umfange betriebenen 
gewerblichen oder landwirthichaftlich-gemerblichen Anftalten haben ge— 
troffen werden follen. 

Ein bäuerlicher, rein landwirthichaftlicder Betrieb, wie der des 
Angeklagten, fällt daher ſelbſt auf Grund der Entjtehungsgefchichte 
nicht unter die Verordnung. 


Nr. 148. 
Wohnungen von PBiegelarbeitern. Polizeiveroränung der Kegierung zu 
Anden. Riegelmeifter, 

Die Polizeiverordnung der Regierung zu Aachen vom 
21. März 1894, betreffend die Wohnungen der in einer 
Ziegelei bejchäftigten Arbeiter, findet aud, auf die Wohnung 
eined Biegelmeijterd und auch dann Anwendung, wenn ed 
fih nur um die Wohnung eined einzigen Ziegelarbeiterd und 
deffen Familie handelt. 


a are der Regierung zu Aachen vom 21. März 1894 SS 4, 11, 
Amtsblatt S. 145. 


Urtheil vom 16. Mai 1895 (S. 351/95). 
Schöffengeriht Düren, Landgericht Aachen. 





Der Angeklagte ift in den Vorinftanzen auf Grund der angeführten 
Geſetzesvorſchriften zu Strafe verurtheilt worden unter der that}äch- 
lihen Feftitellung, daß er die zu feiner in D. belegenen Ziegelei 
gehörige Zieglerwohnung nicht in einen der Polizeiverordnung vom 
21. März 1894 entjprechenden Zuſtand verjeßt hat troß einer dies— 
bezüglihen ihm am 31. Dftober 1894 zugeftellten befonderen Auf- 
forderung vom 23, defjelben Monats. Die von dem Angeklagten ein- 
gelegte Reviſion wurde nicht für begründet erachtet. 

29 * 
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Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der Bezirkspolizeiverordnung 
vom 21. März 1894 duch unrichtige Anwendung rügt, ift nicht be— 
gründet. 

Aus dem $ 11 der Verordnung kann nicht gefolgert werben, 
daß fie auf die Wohnungen der Ziegelmeifter (Ziegelbaafe) nicht An— 
wendung finden ſolle. Es wird nur bejtimmt, daß für die Be- 
obachtung der Verordnung außer dem Beſitzer auch die Betriebsleiter 
(Unternehmer, Ziegelmeifter, Ziegelbaafe) haften follen. Sit ein 
ſolcher Betriebsleiter aber thatſächlich ebenfalls als Arbeiter anzu— 
fehen, jo findet die Polizeiverordnung auch auf feine Wohnung An— 
wendung. Denn fie gilt in Betreff der Wohnung aller Arbeiter. 
Der Vorderrichter hat nun ohne erfichtlichen Rechtsirrthum that— 
ſächlich feftgeftellt, daß der Zeuge E. in feinem Verhältniß zum An= 
geflagten Arbeiter ift und die ihm eingeräumte Wohnung nicht den 
Srforderniffen der PBolizeiverordnung entſprochen hat. Da dieje 
thatſächliche Feftftellung nicht der Nachprüfung des Reviſionsrichters 
unterliegt, fo erfcheint die Rüge unbegründet. 

Die weitere Rüge des Nevidenten, daß die Volizeiverordnung 
nicht anwendbar fei, weil es fih im vorliegenden Falle nit um 
die Unterbringung einer Mehrzahl von Arbeitern, jondern nur eines 
einzigen nebft Familie gehandelt habe, ift ganz unbegründet. Zu 
einer derartigen Unterfcheidung giebt die Bolizeiverordnung feine 
Beranlaffung. Sie gilt vielmehr für alle Ziegeleien ohne Rückſicht 
auf die Zahl der beichäftigten Arbeiter und ift überall da anzu— 
wenden, wo die Wohnung eines von ihr bezeichneten Arbeiters ihren 
Beftimmungen nit entſpricht. Im $ 4 werden auch ausprüdlich 
Wohnräume für Familien erwähnt, ohne daß dieſe von der Geltung 
der fonftigen Vorfchriften ausgenommen werden. Die Zahl der 
unterzubringenden Arbeiter fommt überhaupt nur infoweit in Be- 
tracht, als für jede Perſon mindejtens 10 cbm Luftraum vorhanden 
jein und in jedem Raume ein Zettel aushängen muß, welcher die 
Größe des Raumes und die Höchitzahl der unterzubringenden Per— 
fonen angiebt. 
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IX. 
Geſinderecht. 


Nr. 149. 
Verlaſſen des Bienftes. Alindigung an die Ehefrau des Dienſtherru. 
Eine Dienftmagd, welche den Dienft nur der Ehefrau 
des Dienftherrn gekündigt hat, ift, wenn fie den Dienft ohne 
lonftigen Grund verläßt, ftrafbar. 
Geſetz vom 24. April 1854 $ 1; Gefindeordnung vom 8. November 1810 $ 3. 
Urtheil vom 18. November 1895 (S. 948/95). 
Schöffengeriht Erin, Landgericht Bromberg. 


Die Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Weber: 
tretung des $ 1 des Geſetzes vom 24. April 1854 zu Strafe ver- 
urtheilt worden. Die von der Angeklagten eingelegte Revifion wurde 
nicht für begründet erachtet. 





Gründe: 


Der Revifion der Angeklagten mußte der Erfolg verfagt werben. 
Diefelbe jcheitert an der vom erjten Richter getroffenen vom Be- 
rufungsrichter aufrechterhaltenen thatſächlichen Feitjtellung, daß die 
Angeklagte im Monat April 1895 wiederholentlich den Dienſt bei dem 
Oberförfter 3. zu ©. ohne gefeglihen Grund verlaffen hat, melche 
den vollen Thatbeftand der Uebertretung gegen den $ 1 des Ge- 
jeßes vom 24. April 1854 enthält und in ihrer Begründung einen 
Rechtsirrthum nicht erkennen läßt. 

Die Ausführung der Revifion, daß die an die Ehefrau erfolgte 
Kündigung des Dienftvertrages auch dem Ehemann gegenüber gültig 
ei, ift rechtsirrthümlich. Denn wenn auch nad 8 3 Geſ.O. vom 
8. November 1810 die Frau weibliche Dienjtboten annehmen fan, 
ohne daß es dazu einer ausdrüdlichen Einwilligung des Mannes 
bedarf, fo entftehen doch durch die Annahmefdes weiblichen Dienft- 
boten feitens der Frau dem Ehemanne gegenüber alle Rechte und 
Pflichten, als ob der Lektere jelbft den Vertrag abgeſchloſſen hätte. 
Dies Verhältnig kann daher nur mit Zuftimmung des Ehemannes 
gelöft werden. Hätte das Geſetz auch die Dienftentlaffung weiblicher 
Dienftboten der Ehefrau allein überlaffen, fo hätte dies ausdrüdlich 
ausgefprochen werden müſſen. 
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Nr. 150. 
Geſinde und ländliche Arbeiter. Aufforderung zur Arbeitseinſtellung. 
Nicht die Aufforderung des Geſindes oder der ländlichen 
Arbeiter zur Arbeitseinſtellung, ſondern die Aufforderung 
derſelben zur Verabredung der Arbeitseinſtellung iſt ſtrafbar. 
Geſet vom 24. April 1854 99 3, 2d. 


Urtheil vom 13. Februar 1895 (T. 18/95). 
Landgericht Liffa. 


Der Angeklagte W. ift in der Vorinftanz von der Anſchuldi— 
gung einer Webertretung der angeführten Gefeßesvorjchriften frei— 
gejprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion 
wurde nicht für begründet erachtet, 


Gründe: 


Der $ 3 des Geſetzes vom 24. April 1854 bedroht nach feinem 
Wortlaute nur die Aufforderung zur Verabredung, die Arbeit einzu= 
jtellen, nicht aber die Aufforderung zur Arbeitseinftellung felbft mit 
Strafe. Eine ausdehnende Auslegung diefer Geſetzesvorſchrift da— 
hin, daß auch die Aufforderung zur Arbeitseinftellung ſelbſt ftraf- 
bar jei, iſt nicht zuläffig. Wenn auch der Zwed des $ 3 das Ver- 
bot der Koalition der ländlichen Arbeiter (vergl. Groſchuff, die 
Preußiſchen Strafgefege S. 306) erft in vollem Umfange erreicht 
würde, wenn jchon die Aufforderung zur Arbeitseinftellung mit 
Strafe bedroht wäre, fo ift dies eine Erwägung de lege ferenda, 
welche bei der Auslegung des Gejeges nicht maßgebend ift. 

Iſt auch die Aufforderung zur Arbeitseinftellung ſelbſt das 
Plus im Vergleich zur Aufforderung zur Verabredung derjelben, To 
enthält doch die erftere nicht ohne Weiteres die lektere, 








Nr. 151. 


Gefindemüäkler. Gefinde, das den Mienft verlaffen hat. Andermeite 
Auterbringung. 


1. Ein Gefindemäfler, welcher Gefinde, das feinen Dienft 
eigenmächtig verlafjen hat, zur Annahme eines anderen Dienftes 
veranlaßt, ift nach $ 17 der Gefindeordnung ftrafbar. 

2. Ein Anreizen zum Berlaffen des Dienſtes Tiegt auch 
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dann vor, wenn der Gefindemäffer indireft durch Handlungen 
und Mittheilungen an Andere das Gefinde zu beftimmen 
jucht, den neuen Dienft anzunehmen. 

Gefindeordnung vom 8. November 1810 $$ 9, 14 bis 17. 





Urtheil vom 3. Oktober 1895 (S. 780/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Oppeln. 





Die Angeklagte ift in den Vorinftanzen von der Anfchuldigung 
einer Uebertretung der Gefindeordnung freigefprodhen worden. Die 
von dem Staatsanwalt eingelegte Reviſion wurde für begründet 
erachtet. 

Gründe: 


Die Revifion, welche Verlegung der $$ 9, 14, 15, 16 und 17 
der Gelindeordnung vom 8. November 1810 durch Nichtanwendung 
rügt, ift begründet. 

Der Berufungsrichter hat thatſächlich feitgeftellt, daß das eben 
aus feinem früheren Dienft entlaufene Dienftmädchen Mathilde R. 
Anfang Januar 1895 zu der Angeklagten, welche in D. Vermieths- 
frau ift, gefommen ift und diefelbe gebeten hat, ihr einen Dienft zu 
verfchaffen, indem jie erflärte, daß fie wegen der erlittenen fchlechten 
Behandlung nicht in ihren früheren Dienft zurüdfehren werde, daß 
die R., welche ihr Dienſtbuch und einen Entlaffungsfchein aus dem 
Dienft nicht hatte, von der Angeklagten bedeutet worden ijt, fie (die 
Angeklagte) könne fie (die R.) erft nad) Beibringung diefer Papiere 
vermiethen und fie jolle fih wegen Regelung ihres früheren Dienft- 
verhältnifjes an die Volizeibehörde wenden, daß ferner, nachdem die 
R. von diefer Behörde den Beicheid erhalten habe, fie müſſe wieder 
in ihren früheren Dienft zurückkehren, die Angeklagte, als fie unter 
der Berficherung der R., daß fie unter feinen Umjtänden in den 
früheren Dienft zurüdgehen werde, von diefer wieder gebeten wor— 
den ift, ihr einen Dienft zu beforgen, wiederholt hat, fie dürfe die 
R. als Vermiethsfrau nicht vermiethen, daß die Angeklagte jedoch der 
verehelichten Ru. zu D., welche bei der’ Angeklagten um ein Dienjt- 
mädchen angefragt hatte, hat jagen laffen, die.zur Zeit außer Dienft 
jeiende R. ſei bei ihr, der Angeklagten, daß die Ru. dann dort mit 
der R. abgemacht hat, daß leßtere bei der Au. die bisher von deren 
entlafjener Dienſtmagd geleijteten Arbeiten thue, daß die R. dann 
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auch bei der Ru. bis zum April 1895 in diefer Stellung geweſen 
ift, ein Geldpaufhquantum für ihre Leiftungen und ſchließlich ein 
Dienftzeugniß erhalten, daß endlich die Angeklagte für ihre Mühe- 
waltung weder von der R. noch von der Au. Geld oder irgend welche 
Bergütigung erhalten hat. 

Der Berufungsrichter hat in diefem Sachverhalte den That- 
beftand einer Webertretung gegen die 88 15, 16 und 17 der Gefinde- 
ordnung aus dem doppelten Grunde nicht erblidt, weil die R. zur 
Zeit, als fie fih an die Angeklagte wandte, nicht in Dienften ge— 
ftanden habe und weil die erwiejene Thätigfeit der Angeflagten 
weder als Anreizung zum Berlafjen eines Dienftes noch als An- 
reizung zur Annahme eines anderen Dienftes anzuſehen fei. 

Diefe Auffaffung ift nach beiden Richtungen bin eine recht3- 
irrthümliche. 

Der $ 16 der Gefindeordnung Tchreibt vor: 

„Gefinde, welches Schon in Dienjten fteht, müfjen fie (die 
Gefindemäfler) unter feinerlei Vorwande zu deren Berlafjung 
und Annehmung anderer Dienfte anreizen.” 

Ale Thatbeftandsmerkfmale einer nah $ 17 a. a. D. ftrafbaren 
Zumiderhandlung gegen die vorftehende Beftimmung liegen nad) der 
thatfächlichen Feſtſtellung des Vorderrichters vor. 

Gefinde, welches eigenmächtig feinen Dienft verlaffen hat, fteht 
im Sinne der Gefindeordnung noch in Dienften. Der dem Gefinde- 
dienftverhältniß zu Grunde liegende eigenartige Vertrag kann nit 
dadurch gelöft werden, daß der Dienftbote ſich mwiderrechtlich oder 
vertragsbrüdig aus jeiner Dienftftellung entfernt. Bon diefem Ge— 
fihtspunfte ausgehend, ſchärft die Gefindeordnung den Geſinde— 
mäklern ausdrüdlih ein, nur ſolche Perſonen in Dienft unterzu- 
bringen, welche nach dei gefeglichen Vorfchriften fich zu vermiethen 
berechtigt find. Den Gefindemäfler, welcher Gefinde, das jeinen 
Dienft eigenmädhtig verlaffen hat, zur Annehmung anderer Dienite 
veranlaßt, trifft demnach die im $ 17 a. a. D. angedrohte Strafe 
(vgl. Urtheil des Kammergerihts vom 25. April 1892, ©. 188/92). 

Auch der Begriff des „Anreizens“ im Sinme der Gefindeord- 
nung hat der Berufungsrichter verkannt. 

Es bedarf dazu nicht einer ausdrüdlichen von dem Gefinde- 
mäfler direft an das Gejinde gerichteten Aufforderung zur Ver— 
lafjung des bisherigen und Annehmung eines anderen Dienftes, 
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vielmehr genügt e3, wenn der Gefindemäfler durch ſeine Handlungen 
und an Andere gerichtete Mittheilung das Gefinde zu bejtimmen 
ſucht, den neuen Dienft anzunehmen. Dies ift im vorliegenden 
Falle dadurch gefchehen, daß die Angeklagte der Frau Ru. hat jagen 
faffen, „die zur Zeit außer Dienft feiende R. fei bei ihr, der An— 
geflagten,” und daß, wie die Angeklagte vorausjehen konnte, Die 
Ru., welche „um diefe Zeit bei der Angeklagten um ein Dienit- 
mädchen angefragt hatte,” mit der R. in Folge defjen einen Dienjt- 
vertrag abgeichloffen hat, daß alſo die R. durch jene Mittheilung 
der Angeklagten an die Ru. mit Wiffen und Willen der Angeklagten 
indireft veranlaßt wurde, den neuen Dienjt anzunehmen. Dies jtellt 
fih als indireftes ‚„Anreizen‘ bar. 


X. 
Sonftige Vorjchriften. 


Nr. 152. 
Bohrloch. NHichtbefolgung des Gebots der Merdichtung. Ktrafbarkeit. 
Die Nichtbefolgung des Geboted des Dberbergamts, ein 
Bohrloh vor der Verrohrung zu befreien und hinterher zu 
verdichten, ift nicht nach $ 207 und, wenn hierdurch nicht ein 
Bergwerk gefährdet wird, auch nicht nad 8 208 des All- 
gemeinen Berggeſetzes ftrafbar. 


24. Juni 1865 


Allgem. Berggefeg vom —; Sun 1a” 


$$ 4, 196, 198, 199, 207, 208. 





Urtheil vom 9. Mat 1895 (S. 317/95). 
Schöffengeriht Königshütte, Landgericht Beuthen D./S. 





Der Angeklagte ift dur) das Berufungsgeriht von der An- 
ſchuldigung der Webertretung der angeführten Geſetzesvorſchriften 
freigeſprochen. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde 
nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 
Die Revifion, welche Verlegung des $ 4 Abf. 2 und der $$ 196, 
24. Juni 1865 
198, 207, 208 des Allgemeinen Berggejeges vom 34. Juni 1893 
rügt, ift unbegründet. 
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Der $ 4 Abf. 2 und die auf feine Hebertretung ftehende Strafe 
aus $ 207 kann im vorliegenden Falle nicht zur Anwendung fommen, 
weil $ 4 Abf. 2 das Schürfen unterfagt, wenn nach der Entſcheidung 
der Bergbehörbe überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes 
entgegenjtehen. Der Beichluß des Oberbergamts vom 6. November 
1893 hat dem Angeklagten 2. nun nit etwa das Schürfen ver- 
boten, fondern geboten, das bei U.—R. geftoßene Bohrloh von der 
Berrohrung zu befreien und hinterher zu verdichten. Es handelt 
ſich alfo feineswegs um ein verbotenes Schürfen, jondern um die 
Nichtbefolgung der nad ergangenem Schürfverbot erlafjenen berg- 
polizeilihen Anordnungen. Dieſe Nichtbefolgung fällt aber, da eine 
Ausdehnung des $ 4 nach diefer Richtung hin unzuläffig ift, nicht 
unter die Vorfchriften des $ 4 und fomit auch nicht unter die Straf- 
beftimmung des $ 207 des Berggeſetzes. 

Aber auch eine Beitrafung des Angeklagten aus 88 208, 196, 
198 a. a. D. ift unzuläffig. 

Die Anwendung des $ 208, welcher Geldftrafe bis zu 300 M. 
oder im Unvermögensfalle Haftitrafe eintreten läßt, hat zur Voraus- 
feßung, daß gegen eine auf Grund der $$ 198, 199 getroffene 
polizeiliche Anordnung zumidergehandelt worden if. Der $ 198 — 
von $ 199 ift im vorliegenden Falle nicht die Rede — giebt dem 
Oberbergamt die Befugniß, für den Fall einer für ein Bergwerk 
eintretenden Gefahr geeignete polizeiliche Anordnungen durch Be— 
Ihluß zu treffen und zwar nach vorheriger Vernehmung des Befigers 
oder Repräjentanten des Bergwerks. 

Dieje Anordnungen zu treffen ift das Oberbergamt nur dann 
berechtigt, wenn auf einem Bergwerk mit Bezug auf die im $ 196 
a. a. D. bezeichneten Gegenftände, nämlich” Sicherheit der Baue, 
des Lebens und der Gejundheit der Arbeiter u. ſ. w. eine Gefahr 
eintritt. 

Nun ift weder von der Staatsanmwaltichaft behauptet, noch 
vom Borderrichter feitgeitellt worden, daß ein Bergwerk gefährdet war. 

Es iſt nur feftgeftellt, daß das von dem Angellagten gejtoßene 
Bohrlod die Waflermenge des im Intereſſe der Waflerverforgung 
des Oberfchlefiihen Induſtriebezirks auf dem fisfaliichen G.ſchachte 
geſtoßene Brunnenbohrlodh gefährdete, nicht aber, daß ein Bergwerk, 
etwa der G.ſchacht felbft oder die durch jenen Brummen mit Waſſer 
verjorgten Bergwerke, gefährdet feien. 
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In Ermangelung einer derartigen Vorausfegung ift auch eine 
Beilrafung des Angeklagten aus $ 208 des Berggefeges unitatthaft, 


Nr. 153. 
Rergpolizeinerordnnungen. Betriebsführer. Merjährung. 

1. Die Zuwiderhandlungen gegen die von den Oberberg- 
ämtern erlafjenen Bergpolizeiverordnungen find zwar Ber- 
gehen, verjähren jedoch in drei Monaten. 

2. Die Verjährung einer von dem Betrieböführer eines 
Bergwerks verübten Webertretung einer Bergpolizeiverordnung 
beginnt von dem Zeitpunfte an, wo der Betriebsführer aus 
jeiner Stellung ald Betriebsführer ausgeſchieden ift. 


Allgem, Bergpolizeiverordnung des Oberbergamtes zu Breslau vom 2. Januar 
1888 88 170 bis 172, 180; Allgem. Berggefeg vom 24. Zuni 1865 $$ 76, 207, 
208, 2098; Str.®.B. $ 67 Abf. 3. 





Urtheil vom 3. Februar 1896 (S. 1229/95). 
Schöffengericht Birnbaum, Landgericht Meferig. 





In den Vorinftanzen ift das Verfahren gegen den Angeklagten 
wegen eingetretener Verjährung eingeftellt worden. Die von dem 
Staatsanwalt eingelegte Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der Allg. Bergpolizeiverordnung 
für den Bezirk des Dberbergamts zu Breslau vom 2. Januar 1888, 
des $ 76 Allg. Berggef. vom 24. Juni 1865 durch Nichtanwendung 
und des $ 67 Ab}. 3 Str.G.B. durch unrichtige Anwendung rügt, ift 
nicht begründet. | 

Die dem Angeklagten zur Laſt gelegte Zumiderhandlung gegen 
die $$ 170 bis 172 und 180 der obengedadhten Bergpolizeiverord- 
nung in Verbindung mit $ 76 Allg. Bergge). vom 24. Juni 1865 
ſoll darin beftanden haben, daß er bei dem Betriebe des Braun 
fohlenbergwerfs konſol. E. unter dem Gutshofe M. bei 3. die auf- 
gefahrenen Streden nicht ſämmtlich auf das Grubenbild verzeichnet 
reſp. die Verzeihnung nicht veranlagt habe. 

Diefe Zumwiderhandlung ftellt fih nach den 88 208 und 207 
des Berggejeßes in der Faſſung vom 24. Juni 1865 als Ueber— 
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tretung, nad) dem $ 208 des Geſetzes, betreffend die Abänderung 
einzelner Beftimmungen des vorgenannten Gejeges, vom 24. Juni 
1892 zwar als Vergehen dar, jedoch tritt auch nach $ 209a des legt- 
gedachten Geſetzes die Verjährung der Strafverfolgung folcher 
Handlungen innerhalb drei Monaten ein, von dem Tage ab_gerechnet, 
an welchem fie begangen find. 

Der Vorderrichter hat nun eine Feftftellung über die den Gegen- 
ftand der Anklage bildende Strafthat felbft nicht getroffen, weil die 
Strafverfolgung verjährt fei. Er ftellt nur thatfächlich feit, daß ber 
Angeklagte vom Jahre 1875 bis zum Sommer 1890 Betriebsführer 
der Grube „H. D.*, die jeßt einen Theil des oben bezeichneten 
Braunkohlenbergwerfs bildet, gewejen ift und daß der Markſcheider 
v. C. im Juni 1885 daſelbſt das Grubenbild aufgenommen bat, 
welches von ihm in den folgenden Jahren ftellenweife ergänzt worden 
ift, daß ferner auf jener Grube während der Betriebgleitung des 
Angeflagten unter anderem aud an, bezw. unter dem Gutshofe M. 
bei 3. verſchiedene Streden aufgefahren worden waren, daß aber 
der Angeklagte fih inzwifchen der Gaftwirthichaft zugewendet hat. 

Der Berufungsrichter nimmt nun an, daß die fi aus den 
$$ 170 bis 172 der Bergpolizeiverorbnung in Verbindung mit $ 76 
des Gejetes vom 24. uni 1865 ergebenden Pflichten des An- 
geklagten als Betriebsführers, welche, wenn diefelben folange fort- 
dauern, bis die Nachtragung der Zeichnung ftattgefunden hat, an 
ſich nicht verjähren, doch damit ihr Ende erreicht haben, daß der 
Angeklagte aus feiner Stellung als Betriebsführer des Bergwerks 
ausichied, daß damit alfo die Webertretung Fonfumirt geweſen ift. 

Es wird dies aus dem gewöhnlichen Sprachgebraude, nad) 
welchem unter dem „Betriebsführer“ nur derjenige, der die Stellung 
eines Betriebsführers bekleidet, nicht aber auch derjenige zu ver- 
ftehen fei, welcher jemals diefe Stellung inne gehabt, aus diejer aber 
ausgefchieden ift, ſich auch, wie bier, inzwifchen einem anderen Ge— 
werbe zugemwendet hat, und ferner aus dem Umftande hergeleitet, 
daß die gejeglihen Vorſchriften Iediglih von dem Betriebsführer 
Ichlechthin, nicht aber auch von dem ehemaligen Betriebsführer 
ſprechen, daß aber Zweckmäßigkeitsgründe demgegenüber nicht be= 
ftimmend fein könnten, die Pflichten des Betriebsführers über das 
Aufgeben diefer feiner Stellung hinaus als fortdauernd anzufehen. 

Dieſe Ausführungen können für rechtsirrthümlich nicht erachtet 
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werden. Durch das Ausfcheiden des Angeklagten aus feiner 
Stellung als Betriebsführer eines Bergmerfs erlifht feine Befugniß, 
die ihm in Folge jener Stellung obliegenden Maßnahmen und An- 
ordnungen zu treffen; es muß daher das Gleiche gelten, ſoweit es 
fih um die ihm duch jene Stellung auferlegten gejeglichen Pflichten 
handelt. Anordnungen, welche er als Betriebsführer zu erlaffen 
verpflichtet war, würden, wenn er fie nach feinem Austritt aus 
diefer Stellung erließe, für diejenigen, welche diefelben, folange der 
Angeklagte jene Stellung einnahm, zu befolgen hatten, nicht mehr 
verbindlich fein. 

Ebenſowenig konnte der Angeklagte nach feinem Ausjcheiden 
jelbft noch irgend welche Handlungen wirkſam vornehmen, die ihm 
während jener Stellung zujtanden oder oblagen. 

Damit muß auch die Pflicht defjelben zu allen jenen Maß— 
nahmen mit feinem Austritte aus der Stellung als Betriebsführer 
für erlojhen angefehen werden. Hieraus folgt aber, daß von diefem 
Zeitpunfte ab die Verjährung der Strafverfolgung wegen folder 
Unterlafjungen, welde er als Betriebsführer dem Geſetz zumider 
begangen bat, zu laufen beginnt. 


Nr. 154. 
Inhaberpapier. Gefeh nom 17. Juni 1833. Begriff. 

Eine Schuldurfunde, worin die Zahlung einer beftimmten 
Geldjumme an jeden rechtmäßigen Inhaber augefichert wird, 
gehört nicht zu den Inhaberpapieren, deren Ausftellung ohne 
landeöherrliche Genehmigung verboten ift. 

Gefeg vom 17. Juni 1833, Geſ.S. S. 75, 88 1,5. 


Urtheil vom 13. Mai 1895 (S. 335/95). 
Schöffengeriht Kappeln, Landgericht Flensburg. 





Der Angeklagte ift in den Borinftanzen unter der thatfächlichen 
Feſtſtellung, daß er am 2. Mai 1894 zu R. eine Schuldurkunde, 
worin die Zahlung des Betrages von 24 M. ſeitens des Land— 
manns B. jedem Inhaber zugeſichert wird, als Mitthäter aus— 
gefertigt bezw. dieſelbe in Umlauf geſetzt zu haben, ohne die landes- 
herrliche Genehmigung dazu zu bejigen, Vergehen gegen die angeführten 
Strafvorihriften, zu Strafe verurtheilt worden. Die von dem An— 
geflagten eingelegte Revifion wurde für begründet erachtet. 
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Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung der 88 1 und 5 des Gejeges 
vom 17. uni 1833 ſowie des $ 40 Str.G.B. rügt, ift unbegründet. 

Sinhaberpapiere find Zahlungsverfprechen, durch die der Schuld- 
ner fich verpflichtet, einem jeden Ablieferer des Papieres gegen deſſen 
Aushändigung die darin vorgefchriebene Summe auszuzahlen. Der 
Inhaber ift durch den bloßen Beſitz des Papieres zur Forderung 
und Empfangnahme der Zahlung legitimirt, und der Schuldner ift 
nicht berechtigt, von dem Inhaber einen weiteren Nachweis feiner 
Legitimation zu verlangen. 

Solche AInhaberpapiere hat das Geſetz vom 17. Juni 1833 im 
Auge; es ſpricht im $ 1 von „Papieren, wodurch die Zahlung einer 
bejtimmten Geldfumme an jeden Inhaber verfprochen wird.“ 

Nah dem von dem Vorderrichter für erwiefen angenommenen 
Sachverhalt hat der Angeklagte fih von einem Dritten einen Schein 
ausftellen laſſen, worin fich dieſer verpflichtet „einem jeden recht- 
mäßigen Inhaber des Scheines“ eine beftimmte Summe zu zahlen, 
und dann dieſen Schein einem Anderen in Zahlung gegeben. 

Aus diefem Schein ift nicht jeder, fondern nur der rechtmäßige 
Inhaber berechtigt. Der Schuldner darf dem PBräfentanten nur 
dann zahlen, wenn dieſer ihm den Nachweis geführt hat, daß er 
der rechtmäßige Inhaber der Urkunde ift. 

Hiernach ift der bier fragliche Schein gar nicht als Inhaber— 
papier im Sinne des Geſetzes vom 17. Juni 1833 anzujehen. 


Nr. 155. 
Verbot der Ansftellung non Inhaberpapieren. Begriff. 

Zum Thatbeftande der Zumwiderhandlung gegen die SS 1 
und 5 des Gejeged vom 17. Iuni 1833 wegen Ausftellung 
von Inhaberpapieren ift nicht erforderlich, dah das Papier 
ausdrüdlich als Inhaberpapier bezeichnet ift, e8 genügt viel- 
mehr, wenn aus dem fonftigen Inhalte defjelben fich ergiebt, 
daß die darin verfprochene Zahlung an jeden Inhaber ge- 
leiſtet werde. 

Bejeg vom 17. Zuni 1833 88 1,5; Neichäbanfgefeg vom 14. März; 1875 8 55. 


Urtheil vom 26. September 1895 (S. 732/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Frankfurt a. M. 
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Die Angeklagten find in den Vorinftanzen wegen der gedachten 

Zumiderhandlung zu Strafe verurtheilt worden. Die von den An- 

geflagten eingelegte Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 


Der Berufungsrihter erachtet für thatfächlich feftgeftellt, daß 
die Angeklagten als Borftandsmitglieder des uniformirten Krieger: 
Vereins Frankfurt a/M. Antheiljcheine, deren Inhalt der Border- 
richter feftftellt, an Mitglieder ihres Vereins vertheilt haben, und 
nimmt auch an, daß theilweife eine Weitergabe an Nichtmitglieder _ 
des Vereins erfolgt ift. 

Mit Recht nimmt der Vorderrichter ferner an, daß Diele 
Scheine als Inhaberpapiere im Sinne des bezeichneten Geſetzes vom 
17. Zuni 1833 anzujehen jeien. 

Der $ 1 diefes Gefeges lautet: 

„Bapiere wodurch die Zahlung einer bejtimmten Geldfumme 
an jeden Inhaber verfprohen wird, dürfen von Niemand aus- 
geftellt und in Umlauf gejegt werden, der dazu nicht Unſere Ge- 
nehmigung erhalten hat.“ 

Zutreffend führt der Vorderrichter aus, daß es zum Thatbe- 
ftande einer Zumiderhandlung gegen diefe Beftimmung nicht erforder- 
lich fei, daß ein Papier fich ausdrüdlich als Inhaberpapier bezeichne, 
daß es vielmehr genüge, wenn aus dem jonftigen Inhalte bes 
Papiers fich ergebe, es folle die darin verfprochene Zahlung an jeden 
Inhaber geleiftet werden. 

Wenn ber Vorderrichter aus dem Gefammtinhalte der Scheine 
entnimmt, daß dieſer Fall vorliege und daß fich aus der ganzen 
Faſſung ergebe, die Rüdzahlung fei an den Schein felbit geknüpft 
und deſſen Befig bezw. Präfentation legitimire zum Empfange der 
Zahlung auf ‚eine ausgelofte Nummer, jo fann diefe Auslegung des 
Scheines, weil fie auf thatſächlichem Gebiet liegt, nad) $ 376 Str.P.D. 
mittels der Revifion wirkſam nicht angefochten werden. 

Den Einwand der Angeklagten, fie hätten die Abficht gehabt, 
daß nur Vereinsmitgliedver die Scheine erwerben follten, und bie 
von einzelnen Mitglieder beabfichtigte und verfuchte Weitergabe fei 
gegen den Willen der Angeklagten geſchehen, es jeien alfo nur Ber- 
einsmitglieder berechtigt, ſolche Scheine zu erwerben und demnächft 
die Rückzahlung zu beanfpruchen, weiſt der Vorderrichter mit Recht 
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Ihon deshalb zurüd, weil von folder Beſchränkung in den Scheinen 
nichts enthalten fei, diefe Beſchränkung aber ausdrüdlich hätte er- 
fennbar gemacht werden müfjen. 

Es kann auch für rehtsirrthümlich nicht erachtet werden, wenn 
der Borderrichter die Angeklagten des Inumlaufſetzens der Papiere 
auh in dem Falle für jchuldig erflärt, daß die abnehmenden Mit- 
glieder gegen den Willen der Angeklagten die weitere Verbreitung 
bewirkt hätten, da es bei dem Wortlaute der Papiere völlig außer 
der Macht der Angeklagten gelegen habe, die weitere Verbreitung 
zu verhindern und fie dieſe Folge als möglich und naheliegend hätten 
vorausfehen müfjen. 

Daß der Vorderrichter die Frage, ob nicht der Thatbeitand eines 
mit höherer Strafe bedrohten Vergehens gegen $ 55 des Bankgeſetzes 
vom 14. März 1875 vorliege, aus prozefjualen Gründen nicht in 
Betracht zieht, kann den Angeklagten nicht zur Beſchwerde gereichen. 

Der Wortlaut diefer Gejegesbeitimmung kann aber für die Aus- 
legung des $ 1 des Gefeßes vom 17. Juni 1833, wie fie bemfelben 
von den Angeklagten gegeben wird, um jo weniger verwerthet werden, 
ala einmal das ſpätere Geſetz nicht geeignet ift, zur Erläuterung des 
Sinnes eines viel früher und unter ganz anderen Verhältniſſen er- 
lafjenen Gefeges zu dienen, jodann aber aud im $ 55 des Banf- 
gejeges die unbefugte Ausgabe von Banknoten oder fonjtigen auf 
den Inhaber Tautenden unverzinslichen Schuldverfchreibungen ver- 
boten wird, bier alfo als Vorausfegung für einen Verftoß gegen 
diefes Verbot ausdrüdlich ausgeſprochen ift, daß die fraglichen Pa— 
piere auf den Inhaber „lauten“, mithin der Wortlaut des Papieres 
dies zum Ausdrude bringen muß, während ber $ 1 des Gefeßes 
vom 17. Juni 1833, namentlich im Hinblide auf das Wort „wodurch“ 
ftatt „in denen“, dieſes Erforderniß nicht erfennen läßt. Ob und 
inwieweit im täglichen Leben gegen das letztgedachte Geſetz unter 
Billigung der Aufjichtsbehörden gefehlt wird, ift eine Frage, die auf 
die rechtliche Beurtheilung der vorliegenden Sache feinen Einfluß 
üben und daher unerörtert bleiben kann. 

Die bejonderen Beitimmungen über die Ausgabe von auf 
den Inhaber lautenden Papieren jeitens der Aftiengefellihaften 
fommen bier ebenfalls nicht in Betracht. 


X. Sonſtige Borjchriften. 465 


Kr. 156. 
Seankfurter Medizinalnerordinung. Fortdauernde Gültigkeit. 

Die Vorſchrift des 8 179 der Frankfurter Medizinalver- 
ordnung vom 29. Juli 1841, daß der die Reiche unterfuchende 
Arzt im Falle eined gewaltiamen Todes der Polizei jofort 
Anzeige zu. machen Hat, ift noch in Gültigkeit. 





Urtheil vom 8. Juli 1895 (S. 560/95). 
Schöffengeriht und Landgericht Frankfurt a. M. 





Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Ueber- 
tretung der gedachten Geſetzesvorſchrift zu Strafe verurtheilt wor- 
den. Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für 
begründet erachtet. 

Gründe: 

Die Behauptung des Revidenten, daß der $ 179 der Franf- 
furter Medizinalverordnung vom 29. Juli 1841 dur den $ 19 des 
Geſetzes vom 19. November 1850 aufgehoben fei, ift-nicht begründet. 
Denn, wenn der $ 19 diejes Geſetzes beftimmt, daß in Fällen des 
gewaltfamen Todes der Phyſikus den Todesschein auszuftellen habe, 
jo wird hierdurch die Pflicht des den Leichnam unterfuchenden Arztes 
im Falle eines gewaltjamen Todes dem Polizeiamt fofort Anzeige 
zu machen, nicht berührt. Beide Beftimmungen konnten daher, weil 
fie fi nicht entgegenftehen, neben einander bejtehen bleiben. Es 
erübrigt ji daher die Frage, ob das Frankfurter Gefeg vom 
19. November 1850 dur das Reichsgejeg vom 6. Februar 1875, 
betreffend die Beurfundung des Perfonenftandes, aufgehoben fei. 

Der Anficht des Revidenten, daß die Unterlafjung der polizeis 
lihen Anzeige eines gewaltjamen Todes durch den $ 179 der Frank— 
furter Medizinalverordnung vom 29. Juli 1841 nicht mit Strafe 
bedroht fei, ift nicht beizutreten. Die Strafbeftimmung ift an die 
Spige des Paragraphen geftellt und bezieht ſich finngemäß auch auf 
den zweiten Satz, welcher den gemwaltjamen Tod betrifft, indem der 
Zufammenhang beider Säße untereinander und ihre Beziehung auf- 
einander durch die erften Worte: „Ergiebt fich bei diefer Unter- 
ſuchung nur einiger Verdacht” deutlich zum Ausdrud gebracht ift. 
Auch ift nicht abzujehen, daß die im erjten Sage angedrohte jtrenge 
Strafe nicht auch in dem Falle am Plage fein ſoll, wenn * Polizei⸗ 
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obrigfeit ein gewaltſamer Tod, der möglicherweife durch ein ſchweres 
Verbrechen verurfacht fein kann, verborgen gehalten wird. Den 
Begriff des „gewaltfamen Todes‘ bat der Berufungsrichter nicht 
verfannt, wenn er den Tod des Kindes, welcher durch Sturz des— 
felben aus einer Schaufel auf den Knauf der Stuhllehne und den 
hierdurch entftandenen Einriß des Dammes mittelbar herbeigeführt 
ift, als einen „gewaltfamen’’ erachtet, und auch die durch Unglüds- 
fälle entftandenen Todesfälle zu den „gewaltſamen“ rechnet. 

Auch die Behauptung des Revidenten, daß die Verordnung 
durch non usus aufgehoben fei, geht fehl; denn Strafgejege können 
nur durch Gejegesporfchriften, nicht aber durch Gewohnheiten ent= 
ftehen, geändert oder aufgehoben werden. Bon einer Verlegung in 
dubio pro reo kann hiernach gar feine Rede fein. 

Unerheblih und ohne jede Bedeutung für die Beurtheilung des 
objektiven und fubjeltiven Thatbeftandes der vorliegenden Weber- 
tretung ift der Umftand, daß die Anwendung des Ab. 2 des $ 179 
a. a. D. erſt in allerlegter Zeit auf Betreiben des Kreisphyſikus 
ftattgefunden haben fol. War der Angeklagte über die Auslegung 
de8 $ 179 a. a. O. im Zweifel und will er ihn nicht in dem Sinn, 
wie ihn der Berufungsrichter ausgelegt hat, verjtanden wiflen, fo 
befand er fich in einem Irrthum über die Auslegung eines Straf- 
gejeges, welcher nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen als Strafaus- 
ſchließungsgrund nicht gelten kann. 


Nr. 157. 
Verbot des Abfingens national-dänifcher Lieder in Schleswig -Holfein. 
Die Trage, ob ein national-dänijches Lied in nationaler 
Beziehung einen beleidigenden oder aufregenden Inhalt hat, 
und deshalb das Abfingen des Liedes verboten fei, ift nach 
den politiichen Verhältniffen nicht zur Zeit der Entftehung, 
fondern zur Zeit des Abfingens defjelben zu entjcheiden. 


Belanntmahung der Schleswig: Holfteinfchen Landesregierung vom 12,/15. Juli 
1865, Verordnungsblatt für Schleswig-Holftein von 1865 ©. 192, 





Urtheil vom 27. Mai 1895 (S. 384/95). 
Schöffengerlcht Rödding, Landgericht Flensburg. 
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Die Angeklagten find in den Vorinftanzen von der Anjchul- 
digung einer Webertretung der gedachten Bekanntmachung frei- 
geſprochen worden. Die von dem Staatsanwalt eingelegte Revifion 
wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 


Die Revifion erjcheint, inſoweit fie fich gegen die Freifprehung 
der Angeklagten 9., S., M. und W. richtet, begründet. 


Der Berufungsrichter ftellt zwar thatfächlich feft, daß dieſe An- 
geflagten das gedachte Lied am 12. November 1894 bei einem Zu- 
jammenfein von ungefähr Hundert Parteigenofjen des dänifchen 
Wahlvereins für das nördliche Schleswig in dem A'ſchen Kruge zu 
Hügum gejungen haben, eradhtet auch den Inhalt des Liedes, indem 
durch dafjelbe der Staat Dänemark verherrliht wird, für einen 
national-dänifchen, hält ihn aber deshalb nicht für aufreizend, weil 
es fih mit Rüdfiht auf die Entjtehungszeit des Liedes nur um 
eine lyriſche VBerherrlihung des Landes Dänemark handele, und 
auch in der legten Hälfte des vierten Verſes eine politifche Anspielung 
unter den zur Zeit beſtehenden Berhältniffen an fich nicht enthalten 
fei, übrigens ein aufreizender und beleidigender Inhalt um deshalb 
ausgeichloffen jei, weil die Singenden unter fich geweſen feien. 

Dieje Auffafiung beruht auf rechtsierthümlicher Auslegung der 
Befanntmachung vom 12./15. Juli 1865. 


Diefelbe ift, nachdem der nördliche Theil von Schleswig von 
Dänemark losgetrennt war, nad) den Eingangsmworten, zur Aufrecht- 
haltung der öffentlihen Ordnung, Ruhe und Sicherheit in dieſem 
Zandestheile erlaffen. Um diefen Zwed zu erreichen, ift u. A. das 
Abfingen dänischer Lieder, injfoweit diefelben beleidigenden oder auf- 
reizenden Inhalts in nationaler Beziehung find, für das Herzog: 
thum Schleswig verboten. Bei der Frage, ob ein national dänifches 
Lied in nationaler Beziehung einen beleidigenden oder aufreizenden 
Inhalt hat, fommen daher, um dem Zweck der Verordnung zu 
entiprechen, nicht die politifchen Verhältnifje und die Beziehungen 
Nord-Schleswigs zu Dänemark zur Zeit der Entjtehung des Liedes, 
fondern der politifche Zuftand zur Zeit der Abfingung defjelben, 
aljo die Zugehörigkeit des nördlichen Theiles von Schleswig zu 
Preußen und Deutſchland, ferner die politiiche Partei des Singenden 
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und die gegebenen Umftände, unter denen das Lied gefungen wurde, 
wefentlih in Betradt. 

Mag daher das Lied bei feiner Entftehung an fich feinen be- 
leidigenden oder aufreizenden Inhalt gehabt haben, jo nimmt ein 
das Beitehen Dänemarks verherrlichendes Lied einen ganz anderen 
Charakter an, wenn es vor einer großen Anzahl national=dänifch 
gefinnter Parteigenoſſen im Anſchluß an eine Verfammlung eines 
dänifchen Wahlvereins gefungen wird. Auch darauf, ob die An- 
wejenden wirklich beleidigt oder aufgereizt worden find, fommt es 
nicht an, jondern ob das Abfingen des Liedes geeignet ift, zu be= 
leidigen oder aufzureizen. 


Kr. 158. 
Adelsprädikat. Unterbrechnnug der Erfikung. 

Die vierundvierzigjährige Erfigung in der Führung eines 
Adelöprädifats wird durch ein Anzweifeln der Berechtigung 
jeiten® des Heroldsamtes unterbrochen. 

Sitr.G.B. $ 360 3.8; WER. I.98 19. 





Urtheil vom 12. September 1895 (©. 677/95). 
Schöffengeriht I und Landgericht I Berlin. 


Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht von der An— 
Ihuldigung unbefugter Adelsführung, Uebertretung des $ 360 
3. 8 Str.G.B., freigefprohen worden. Die von dem Staatsanwalt 
eingelegte Revifion wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 

Die Revifion, welche Verlegung des $ 19 I. I A.L.R., des 
$ 398 Str. P.D. und des $ 360 3.8 R.Str.G.B. rügt, ift hinficht- 
lich der erften Rüge begründet. 

Der Vorderrichter hat thatfächlich Feitgeftellt, daß gegen den 
Bater des Angeklagten feitens des Heroldsamts in Berlin im Jahre 
1889 Schritte wegen Adelsanmaßung gethan worden find, daß der 
Vater durch Bermittelung der Sächſiſchen Behörden darüber ver- 
nommen worden ift und daß die eingeleiteten Schritte erfolglos ge— 
blieben find, und ftellt als Schlußergebniß aus den Heroldsaften 
feit, daß der Adel des Baters im Jahre 1889 mur angezweifelt, 
aber ein Verbot, ihn weiterzuführen, an dieſen nicht erlaffen worden. 





X. Sonftige Vorſchriften. 469 
it. Weiter hat der Borderrichter thatfächlich feſtgeſtellt, daß Die 
Erſitzung des Adels in der Perfon des Vaters im Jahre 1849 be- 
gonnen habe. Am rechtlicher Beziehung führt er aus, daß ein 
Anzweifeln des Adels nicht geeignet jei, die Erfigung deſſelben zu 
unterbrechen und daß nur durch ein Verbot, ihn weiterzuführen, ein 
ausdrüdliches oder ftillichweigendes Anerfenntniß des Staates be- 
feitigt werden könne, der Vater des Angeklagten habe fich alfo vom 
Jahre 1849 bis 1893, das find 44 Jahre, adliger Prädifate ruhig 
bedient, weshalb dem Angeklagten die Vermuthung des $ 19 II. 9 
A.L. R. zur Seite jtehe. 

Diefe Ausführung des Vorderrichters ift rechtsirrthümlich. Der 
$19 11.9 A.L.R. lautet: 

‚Ber entweder jelbjt oder weſſen Vorfahren vierundvierzig 
Jahre hindurch fih adliger Prädifate und Vorrechte ruhig be— 
bedient, und alſo ein ausdrüdliches oder ftillfehweigendes Aner- 
fenntniß des Staates für fich haben, für den ftreitet die rechtliche 
Vermuthung, daß ihm der Gejchlehtsadel wirklich zufomme.“ 

Der Begriff des „ruhig bedienen‘ wird in dem Paragraphen 
erläutert durch die Worte: „und alſo ein ausdrüdliches oder ftill- 
ſchweigendes Anerkenntniß des Staates für fih haben”. Danach ift 
ein „ruhig bedienen” als vorliegend nur dann anzunehmen, wenn 
fi) der Staat diefem „bedienen“ gegenüber jo verhält, daß in dem 
Verhalten des Staates ein ftillichweigendes Anerkenntnig — ein 
ſolches kann hier nur in Frage kommen — zu finden ift. Ein An 
zweifeln der Adelsberechtigung jeitens des Staates ſchließt aber ein. 
ſtillſchweigendes Anerfenntniß aus, deshalb kann auch bei einem 
ſolchen Anzmweifeln feitens des Staates nicht mehr von einem ruhi- 
gen Bedienen des Adels gejprochen werden. Demnach genügt auch 
ein Anzweifeln, um die Erfigung des Adels zu unterbrechen. 

Bon Seiten des Angeklagten iſt weiter ausgeführt worden, daß 
das Heroldsamt bezw. das Hausminifterium feine ftaatliche Behörde, 
Jondern nur eine Hofbehörde fei, vertrete mithin auch nicht den 
Staat und fei alfo garnicht in der Lage, ſolche die Erjigung des 
Adelsprädilates unterbrehende Handlungen vorzunehmen. Ueber— 
dies lebe auch der Vater des Angeklagten in Dresden, aljo im 
Königreih Sachſen. Selbſt wenn auch das Heroldsamt eine Preu- 
Bifche Staatsbehörde wäre, jo könnte es dem Vater des Angeklagten 
gegenüber ftaatlihe Handlungen nur duch Vermittelung ſächſiſcher 
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Behörden vornehmen. Die ſächſiſchen Behörden hätten aber ein 
Eingreifen gegen den Vater des Angeklagten abgelehnt. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht zutreffend. 

Es iſt zwar richtig, daß im heutigen konſtitutionellen Staate 
das Hausminiſterium, insbeſondere das Heroldsamt, keine Staats— 
behörden, die bei ihnen angeſtellten Beamten keine Staatsbeamten, 
vielmehr Hofbeamte ſind. 

Bei der Auslegung des $ 19 II.9 A.L.R. aber iſt der Aus— 
drud „Staat nicht im Sinne unferer heutigen Staatsverfafjung 
begrifflich zu beftimmen, ſondern nach derjenigen, die zur Zeit der 
Abfaffung des Landrechts galt. Darnach ift Staat gleichbedeutend 
mit Staatsoberhaupt; Staatsbehörden find alle vom Staatsober- 
haupt eingeſetzte Behörden. 

Der Begriff „Staat“ im Sinne des $ 19T. 9 A.L.R. umfaßt 
demnach heut nicht nur die wirklichen Staatsbehörden, fondern auch 
die vom Könige eingeſetzten Hofbehörden, aljo auch das Königliche 
Hausminifterium mit feinen einzelnen Abtheilungen, insbefondere 
dem Heroldsamte. Dazu kommt, daß durch einen Erlaß des Königs 
von Preußen vom 16. Auguft 1854 die Bearbeitung der Standes- 
oder Adelsjachen, die im Jahre 1848 ausbrüdlich als Staatsange— 
legenheiten erklärt worden waren, dem Hausminifterium übertragen 
worden ift. Hier werden die Adelsfachen vom Heroldsamt bearbeitet. 
Ihm liegt die Prüfung der Adelsberechtigung ob, und es nimmt, 
wenn es um Adelsangelegenheiten fi handelt, die nach oben ge= 
nanntem Königlichen Erlaß über feine Zuftändigfeit hinausgehen, 
immerhin vorbereitende ftaatliche Handlungen wahr, indem es Er- 
hebungen über Berechtigung zur Führung des Adels macht, Per— 
jonen, deren Adel ftreitig ift, vernehmen läßt und fie gegebenen 
Falls unter Verwarnung vor ftrafrechtlicher Verfolgung auffordert, 
den Adel niederzulegen. 

Hiernach ift ein Anzweifeln der Berechtigung des Vaters des 
Angeklagten zur Mdelsführung jeitens des Heroldsamtes geeignet, 
die Erfigung zu unterbrehen. Auch der Umftand, daß der Vater 
des Angeklagten im Königreich Sachſen lebt, hindert nicht die unter= 
brechende Wirkung, da die fächfifchen Behörden auf Veranlafjung 
des Heroldsamts durch Vermittelung des Minifteriums der aus— 
wärtigen Angelegenheiten den Vater des Angeklagten nad Borhalt 
der Einwendungen des Heroldsamtes protofollarifch vernommen haben. 
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Der Vater des Angeklagten hat demnach kein ſtillſchweigendes 
Anerkenntniß des Staates mehr für ſich, nachdem das Heroldsamt 
in Berlin im Jahre 1889 in der vom Vorderrichter feſtgeſtellten 
Art feine Adelsberechtigung angezweifelt hatte, die Erſitzung iſt 
unterbrochen. 


Nr. 159. 
Aenderung des Samiltennamens. Geburtsort. Kabinetsordre nom 
15. April 1822. Fortdauerude Gültigkeit. 

1. Die Kabinetöordre vom 15. April 1822, betreffend 
die Aenderung des Familiennamens, und der Allerhöchfte 
Erlaß vom 12. Juli 1867 find noch in Kraft. 

2. Die Verbindung des Familiennamens mit dem Namen 
des Geburtsortes zu einem Namen ift eine Aenderung des 
FSamiliennamens im Sinne diefer Kabinetsordre. 


KRab.D. vom 15. April 1822; Allerh. Erlaß vom 12. Auli 1867; Str. G. B. $ 360 
3.8; Einf.Gef. 3. Str. G.B. $ 2. 


Urtheil vom 30. Dezember 1895 (©. 1091/95.) 
Shöffengeriht und Landgericht Stettin. 


Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Ueber— 
tretung der gedachten Kabinetsordre zu Strafe verurtheilt worden. 
Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde nicht für be- 
gründet erachtet. 

Gründe: 

Die vom Berufungsrihter aufrecht erhaltene thatfächliche Feit- 
ſtellung, daß der Angeklagte in den legten drei Monaten zu Stettin 
feinen Familiennamen Winkler ohne Genehmigung der Bezirks- 
regierung infofern geändert hat, als er fich des Namens Winfler- 
Tannenberg bediente, enthält alle gefeglichen Merkmale der durch 
den $ 360 3. 8 R.Str.G.B. nicht aufgehobenen, vielmehr nad) $ 2 
des Einführungsgefetes zum Str.G.B. noch in Kraft gebliebenen 
Allerh. Kabinetsordre vom 15. April 1822 und des Allerh. Erlafjes 
vom 12. Juli 1867 und ift ohne Rechtsirrthum erfolgt. Denn der 
Name Winkler-Tannenberg ift ein von dem Familiennamen des An- 
geklagten verfchiedener, mithin eine Abänderung deſſelben, zu deren 
Führung die Genehmigung der Bezirksregierung nad dem gebachten 
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Allerh. Erlaffe erforderlih war. Daß der Zujat „Tannenberg“ 
lediglich den Geburtsort des Angeklagten bezeichnen fol, ift aus dem 
Geſammtnamen Winkler-Tannenberg nicht erfitlih. Der Umftand, 
das Schriftiteller, Bühnenmitglieder nnd ſonſt hervorragende Per— 
jönlichfeiten ihrem Familiennamen den Namen ihres Geburtsortes 
anhängen, macht die Handlung des Angeklagten nicht zu einer er- 
laubten. Ein etwaiger guter Glaube, zu diefer Namensänderung be- 
rechtigt zu jein, iſt als auf Unkenntniß des Strafgefeßes beruhend 
fein Strafausichliegungsarund. 


Nr. 160. 
Thierguälerei. Rohe Mißhandlung Schlachtvrieh. Kegriff. 

1. Rohe Mifhandlung im Sinne des $ 360 3. 13 des 
Strafgejeßbuchs ift jede körperliche Mifhandlung eines Thieres, 
welche aus einer gefühllofen Geſinnung des Mißhandelnden 
entjpringt. 

2. Schlachtvieh im Sinne einer Polizeiverordnung, welche 
dad Treiben des Schlachtviehd mit Hunden ohne Maulforb 
verbietet, ijt nur ſolches Vieh, das gezüchtet wird, um ge- 
Ichlachtet zu werden. 

Str.6.B. $ 360 3. 13; Polizeiverordnung vom 22. April und 27. Mai 1840. 


Urtheil vom 30. Dezember 1895 (S. 1009/95.) 
Schöffengeriht Carolath, Landgericht Glogau. 





Der Angeklagte ift durch das Berufungsgericht wegen Ueber— 
tretung der angeführten Strafvorſchriften zu Strafe verurtheilt 
worden. Die von dem Angeklagten eingelegte Revifion wurde zum 
Theil für begründet erachtet. 

Gründe: 

Der Borderrichter hat für erwiejen angenommen, daß der An- 
geflagte jowohl auf dem Wege bis zum Nichen Gaſthauſe, als 
auch jpäter dem Pferde durch die Art der Behandlung Eörperliche 
Schmerzen verurfacht hat, und. indem er angenommen hat, daß dieje 
Miphandlungen aus innerer Gefühllofigfeit des Angeklagten ent- 
Iprangen, bat er diefe Mifhandlungen auch als „rohe“ im Sinne 
des 8 360 3. 13 Str.G.B. erachtet. Auf Grund des erwiejenen 
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Sachverhalts hat er deshalb den Angeklagten wegen Webertretung 
des $ 360 3. 13 Str.G. B. und der Polizeiverordnungen vom 
22. April 1840 und 27. Mai 1840 beftraft. 

Wenn demgegenüber die Nevifion geltend macht, daß der 
Borderrichter den Begriff der „rohen Mißhandlung“ im Sinne des 
$ 360 3. 13 Str.G.B. verfannt habe, indem eine rohe Mißhand— 
lung nur dann vorliege, wenn dem Thier Eörperliche Schmerzen ver- 
urfacht würden, daß der Sachverſtändige W. aber begutachtet habe, 
daß das Pferd befondere Förperliche Schmerzen nicht empfunden 
habe und daß der Vorderrichter wefentlich die rohe Mikhandlung 
darin gefunden habe, das der Angeflagte durch das Anſpringen des 
Hundes das Pferd ängftigen ließ und ihm überdies durch Schläge 
Schmerzen hinzufügte, jo ift diefe Rüge nicht zutreffend. Eine „rohe 
Miphandlung im Sinne des $ 360 3. 13 Str. G. B. ift jede förper- 
lihe Mißhandlung, welche aus einer gefühllofen Gefinnung bes 
Mißhandelnden entipringt. Eine ſolche rohe Mißhandlung liegt 
nah den Feititellungen des Vorderrichters hier vor. Derſelbe hat 
ausprüdlich feftgejtellt, daß der Angeklagte auf dem Wege bis zu 
dem R.'ſchen Gafthaufe dem Pferde durch unausgefegte Schläge 
Schmerzen verurſachte. Darunter können felbjtverftändlih nur 
förperlihe Schmerzen verftanden fein. Der Vorderrichter hat auch 
weiter feftgeftellt, daß der Angeklagte auf dem Wege vom R.'ſchen 
Gafthaufe durch feine Behandlung dem Pferde körperliche Qualen 
bereitet hat, daß diefe Mißhandlungen aus innerer Gefühllofigkeit 
entfprangen, daß fie auf öffentlicher Straße verübt find und daf 
fie zum Theil auch Aergerniß erregt haben. 

Wenn der Vorderrichter in der Handlungsmweije des Angeklagten 
den Thatbeitand der Uebertretung des $ 360 3. 13 Str.G.B. ge 
funden hat, jo ift hierin ein Rechtsirrthum nicht zu erbliden. 

Mit Recht dagegen rügt die Revifion Verlegung der Polizei- 
verordnungen vom 22. April 1840 und 27. Mai 1840. Diele 
Polizeiverordnungen verbieten das Treiben von „Schlachtvieh“ mit 
Hunden ohne Maulforb. Unter „Schlachtvieh“ im Sinne der ge- 
nannten Bolizeiverordnungen jind aber Pferde, welche geichlachtet 
werden jollen, nicht zu verjtehen. Abgejehen davon, daß zur Zeit 
des. Erlafjes der Rolizeiverordnungen die Pferdejchlächterei noch nicht 
üblid war, jo kann auch unter. dem Begriff von „Schlachtvieh“ 
nach dem allgemeinen Sprachgebrauch nur jolches Vieh veritanden 
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werben, welches gezüchtet wird, um gejchlachtet zu werden und dann 
zu menſchlicher Nahrung zu dienen. Dies ift aber bei den Pferden 
nicht der Fall. Wenn es auch zweckmäßig erfcheint, denſelben Schuß, 
welcher dem Schlachtvieh durch die genannten Polizeiverorbnungen 
gewährt ift, auch den zum Schlachten bejtimmten Pferden zu Theil 
werden zu lafien, jo könnte diefe Erwägung vielleicht beftimmend 
jein, eine neue Polizeiverordnung des angegebenen Inhalts zu er— 
lafien, kann es aber nicht rechtfertigen, eine Polizeiverordnung auf 
einen Fall anzumwenden, für den fie nicht gegeben ift. 


Nr. 161. 


Kotterienergehen. Meliktgeinheit. Mernrtheilung durch außerpreußifche 
Geridjte. 


Die gleichzeitige Aufforderung eined Kollefteurs zur Be— 
theiligung an einer außerpreußiichen, in Preußen nicht zu— 
gelafjenen Lotterie, welche zum Theil an Bewohner Preußens 
und zum Theil an Bewohner anderer Staaten des deutjchen 
Reichs gerichtet ift, jchließt die Beftrafung des Kollefteurs 
wegen ded in Preußen ergangenen Lotterievergehend auch 
dann nicht aus, wenn derſelbe bereit durch Gerichte außer— 
preußijcher Staaten wegen des dort begangenen Lotteriever— 
gehend rechtöfräftig verurtheilt ift. 

Bejeg vom 29. Juli 1885, betr. das Spielen in auswärtigen Lotterieen. 


Urtheil vom 28. Ditober 189% (E. 860/95.) 
Schöffengeriht Wetzlar, Landgericht Limburg. 





Der Angeklagte ift in den Borinftanzen wegen Lotteriever- 
gehens zu Strafe verurtheilt worden. Die von dem Angeklagten 
eingelegte Revifion wurde nicht für begründet erachtet. 


Gründe: 

Der Berufungsridter hat ohne erfichtlihen Rechtsirrthum die 
vom Angeklagten vorgeſchützte Deliktseinheit verneint, indem er zu= 
treffend ausführt, daß es an der Einheit des Rechtsgutes, gegen. 
welches die Handlungen ſich richten, fehlt. Dies ift nicht rechts— 
irrthümlih. Denn die frühere Verurtheilung bezieht fi auf die 
Berfendung von Loofen nach dem Königreid Württemberg, die. 
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gegenwärtige auf eine ſolche nach dem Königreich Preußen. Beide 
genannte Staaten haben ihre Gejege gegen das Spielen in aus- 
wärtigen - Zotterien zum Schuge ihrer eigenen finanziellen Intereſſen 
erlaffen, und deshalb hat der Angeklagte in beiden Fällen gegen die 
Geſetze verjchiedener Staaten fih vergangen. Diefe Vergehen können 
nicht als eine einheitliche fortgejegte Handlung im Sinne des 8 73 
Str. G. B. betrachtet werden. Denn diefe Beitimmung greift, wenn 
es fih um Verlegung von Landesgejegen handelt, nur Plag, wenn 
die verjchiedenen verlegten Geſetze folche deſſelben Landes find. 

Im vorliegenden Falle handelt e8 fich aber um die Verlegung 
von Gejegen verfchiedener Länder, folcher der Königreiche Württem- 
berg und Preußen. 

In foldem Falle muß es jedem Staate überlafjen bleiben, 
feine eigenen Gejege anzuwenden. 

Demnach bat der Berufungsrichter das Geſetz vom 29. Yuni 
1885 auf den feitgeftellten Sachverhalt mit Recht angewendet. 
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A 


Snticheidungen von Sberlandesgerichten 
auf weitere Bejchwerde.”) 


Re. 1. 
Rheinifches Recht. Abfehung des Beiftandes. 

Auf die Erfegung des rheinijcherechtlichen Beiftandes durch 
eine andere Perjon finden die Beftimmungen der VBormund- 
Ichaftsordnung feine Anwendung. 

Ueberweiſungsbeſchluß des Kammergeriht? vom 5. April 1897. 


Beihluß des Oberlandesgerichts Cöln vom 6. Mai 1897. 
Amtsgericht und Landgeriht Bonn. 


Dem Fürften ©. ift in Gemäßheit des Art. 449 Rh. B. G. B. 
in der Perjon des Rittmeiſters B. zu DB. ein Beiltand zugeordnet 
worden. Die Ehefrau des Fürften ©. hat im März 1896 beim 
Amtsgerichte die Abfegung des ernannten Beiltandes und deflen 
Erjegung durch eine andere Perfönlichkeit beantragt. Diefen Antrag 
hat das Amtsgericht abgemwiejen, weil ſich der ernannte Beiftand 
weder eine Pflichtwidrigkeit habe zu Schulden kommen laſſen, noch 
deffen Erjegung durch eine andere Perfon aus Zwedmäßigkeits- 
gründen geboten erjcheine. Die hiergegen eingelegte Bejchwerde ift 
vom Landgericht zurückgewiefen worden. Dafjelbe geht in rechtlicher 
Beziehung von der Annahme aus, daß die Beitimmungen der Vor: 
mundſchaftsordnung auf die Abjegung eines Beiftandes entjprechende 
Anwendungen finden müßten, daß daher die Abfegung nur wegen 
Pflihtwidrigfeit erfolgen könne und eine ſolche nicht vorliege, 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Oberlandesgeriht zu Köln, 
dem vom Kammergericht die Verhandlung und Entſcheidung über- 





*) Wegen der Begrenzung vergl. Anm.“) auf S. 283 im 10. Bande diefes 
Jahrbuches. 

Die hier mitgetheilten Entſcheidungen ſind eingeſandt von Herrn Dr 
Menzen zu Frankfurt a. M. 
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wieſen worden ift, den Beſchluß des Landgerichts zu Bonn aufge- 
gehoben und die Sache an diejes Gericht zurückverwieſen. 


Gründe: 


Die auf Verlegung des Art. 499 Rh. B. G. B. geſtützte weitere 
Beichwerde war für begründet zu erachten. Das Landgericht hat 
fih auf die Prüfung der Frage beſchränkt, ob dem ernannten Bei- 
ftande eine Pflichtwidrigfeit zur Laft falle, und verneint diefe Frage 
auf Grund einer ſoweit erfichtlihd von einem Rechtsirrthume nicht 
beeinflußten Würdigung der thatſächlichen Berhältniffe. Derartige 
thatfächlihe Erwägungen find num zwar an fich der Nachprüfung 
in der Revifionsinftanz entzogen. Dahingegen bedarf der rechtliche 
Standpunkt des Landgerichts, welcher dieſes veranlaßt hat, ſich nur mit 
der Frage der Pflihtwidrigfeit zu befaffen, einer folden Nachprüfung. 

Das Landgericht vergleicht die Stellung eines Beiftandes mit 
derjenigen eines Pflegers und erachtet deshalb die Beftimmungen 
der Vormundfchaftsordnung für entjprechend anwendbar. Diefer 
Rechtsauffaſſung kann nicht beigepflichtet werden. Der Pfleger ver- 
tritt feinen Pflegebefohlenen vollftändig in denjenigen Angelegen- 
heiten, deren Beforgung ihm obliegt, und handelt in allen diefen 
Fällen Namens und an Stelle des Pflegebefohlenen. Der Beiltand 
hingegen tritt dem Verbeiftandeten nur als ein Berather zur Geite. 
Der Berbeiftandete handelt felbftändig und ift lediglich bei rechts- 
verbindlicher Bornahme gemiffer im Geſetze beftimmter Rechts— 
geihäfte an die Auftimmung des Beiftandes gebunden. 

Es entipriht nur der Natur der Sadlage und der Stellung, 
welche das Geſetz dem Pfleger zuweiſt, daß deſſen Abſetzung ledig- 
ih wegen Pflichtwidrigfeiten erfolgen kann. Die völlig anders 
geartete Stellung des Beiftandes geftattet aber nicht Die Anwendung, 
der nämlichen Grundfäge. Das natürliche Bedürfniß und insbe- 
fondere die Thatfahe, daß der PVerbeiftandete auf ein Zuſammen— 
wirken mit dem Beiltande angemwiefen ift, erheifcht nicht nur eine 
Berüdfihtigung derjenigen Gründe, welche die Abſetzung eines Bei— 
ftandes nothwendig machen, ſondern auch eine Prüfung derjenigen 
Umftände, welche die Erjegung eines bejtellten Beiftandes durch eine 
andere Perfon wünſchenswerth oder zweckmäßig erjcheinen lafien. 
Hierbei macht e8 feinen Unterjchied, ob diefe Umstände auf perſön— 
lichen oder thatfächlichen Verhältniffen beruhen. 
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Da das Landgericht jih in DVerfolg feiner rechtlihen Auf- 
faffung einer Prüfung der Frage, ob aus Gründen der Zwedmäßig- 
feit eine Erjegung des ernannten Beiftandes duch eine andere 
Perſon angemefjen erjcheint, nicht unterzogen hat, war die Sade 
unter Aufhebung der angefochtenen Entjcheidung an das Landgericht 
zu einer Prüfung ſämmtlicher in Betracht kommender Umjtände zu— 
rüdzuverweifen. Bei diefer erneuten Prüfung wird das Landgericht 
auch zu den Anträgen der Beichwerdeführerin, ihr die Einficht- 
nahme der Alten zu geftatten, Stellung zu nehmen haben. (Rh. 
9.3.15 ©. 13.) 


Nr. 2. . 
Rheinifches Grundbuch. Anlegung. Nachträgliche Eintragung bei unter- 
laſſener Anmeldung des Eigenthums. 

Bei unterlafjener Anmeldung de3 in die Zeit der Aus- 
ſchlußfrift fallenden Eigenthumserwerbes hat die nachträgliche 
Eintragung des neuen Eigenthums weder von Amtswegen 
noch, auch auf Grund einer Auflaffung, jondern auf einen 
von ihm bei dem Grundbucdhrichter zu ftellenden Antrag hin 


zu erfolgen. 
Ueberweiſungsbeſchluß des Kammergerichts. 


Beſchluß des Oberlandesgerihts Cöln vom 21. Mai 1897. 
Amtsgericht Bernkaftel, Landgericht Koblenz. 


Bei der Anlegung des Grundbuches für die Gemeinde W. wurde 
der Winzer Wilh. K. als Eigenthümer der Wiejenparzelle Flur 2 
Nr. 1940 im Grundbuche eingetragen. Für die in der Gemeinde W. 
gelegenen Grundftüde find die Grundbuchgefege am 12. November 
1896 in Kraft getreten. Bor diefem Tage hatte der Winzer K. 
das obige Grundftüd durch Notariatsaft vom 21. Dftober 1896 an 
den Maurer Daniel K. verkauft. 

Am 6. Dezember 1896 überreichte der Notar dem Amtsgerichte 
eine Ausfertigung des oben bezeichneten Notariatsaftes mit dem 
Antrage, das Grundbuh dem beurfundeten Eigenthumsübergange 
entjprechend zu berichtigen. Das Amtsgericht lehnte dieſen Antrag 
ab, weil es mit Rüdficht auf die inzwiichen in Kraft getretenen 
Srundbuchgefege einer Auflaffung bedürfe. Die eingelegte Beſchwerde 
iſt vom LZandgerichte zurüdgewiejen worden. Das Landgericht iſt 
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zwar der Rechtsauffaſſung des Amtsgerichts nicht beigetreten, weil 
thatfächlih vor dem Inkrafttreten der Grundbuchgeſetze das Eigen- 
thum rechtswirkſam übergegangen war und von einem nochmaligen 
Uebergange nicht die Rede fein könne, erachtet aber die Beſchwerde 
um deswillen für unbegründet, weil nicht von Amtswegen eine 
Berichtigung des Grundbuches zu erfolgen, vielmehr der wirkliche 
Eigenthümer in Gemäßheit des $ 49 G.B.D. feine Eintragung zu 
beantragen habe. 

Die weitere Beichwerde rügt Verlegung der 88 59, 53 und 72 
Einf.Gef. vom 12. April 1888. Derjelben ift der Erfolg verjagt 
worden. 

a Gründe: 

Dem Landgerichte muß darin beigepflichtet werden, daß die von 
dem Amtsgerichte für geboten erachtete Auflaffung unzuläfiig ift. 
Der Ankäufer K. hatte vor dem Inkrafttreten der Grundbuchgejege 
nah dem damals geltenden Rechte die fragliche Parzelle rechtsgültig 
erworben. Er hatte nunmehr das Recht, aber mit Rüdficht auf 
das fchwebende Anlegungsverfahren auch die Pflicht, fein Eigenthums- 
recht bei dem Amtsgerichte anzumelden. In diefer Hinficht beftimmt 
der $ 50 Einf.Gef. vom 12. April 1888, daß derjenige, welcher in 
der Zeit vom Beginne der Ausjchlußfrift bis zu dem Inkrafttreten 
der Grundbuchgejege Eigenthum erworben hat, dafjelbe vor dem 
Inkrafttreten diefer Grundbuchgefege anzumelden habe. Durch Nicht- 
beachtung diefer Vorſchrift verliert der Eigenthümer keineswegs fein 
Eigenthumsredt. An einer diesbezüglichen Borfchrift fehlt 8. An 
die Unterlafjung diefer Anmeldepflicht tft im $ 53 a. a. D. lediglich 
der Rechtsnachtheil geknüpft, daß er jein Eigenthumsrecht gegen 
einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die Richtigkeit des 
Grundbuches das Grundftücd erworben hat, nicht geltend machen 
fann. Geht aber der Eigenthümer troß der unterlaffenen Anmel- 
dung dem umnredlichen neuen Bucheigenthümer gegenüber feines 
Eigenthumsrechts nicht verluftig, fo keinesfalls feinem eigenen Rechts— 
vorgänger gegenüber. Eine nochmalige Auflaffung jeitens dieſes 
thatfächlichen Nichteigenthümers ift alfo rechtlich nicht angängig. 

Wenn das Gejeß an die Unterlaffung der Anmeldung nur den 
obigen Rehtsnachtheil knüpft, fo ergiebt fi) ohne Weiteres, daß 
der Eigenthümer nicht fein Recht verliert, an Stelle des thatfächlich 
eingetragenen Nichteigenthümers feine Eintragung zu begehren. 
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Der Meinung des Beichwerdeführers, daß dieſe Eintragung 
auf Grund eines von Amtswegen einzuleitenden Berichtigungsver- 
fahrens zu erfolgen habe, kann nicht beigepflichtet werden. Eine 
Berichtigung hat eine irrthümliche Behandlung feitens des Anlegungs- 
richters zur Vorausſetzung. Eine folche liegt aber nicht vor. Der 
Anlegungsrihter mußte auf Grund der ftattgehabten Ermittlungs- 
verhandlungen im Anlegungsverfahren den Winzer K. eintragen. 
Der neue Eigenthümer K. war in der Lage, diefe Eintragung durd) 
rechtzeitige Anmeldung feines Eigenthums zu verhindern. Rachdem 
K. diefe Frift verabjäumt hat, bleibt ihm nur der Weg offen, feine 
Eintragung beim Amtsgerichte zu beantragen. Das Recht, dieſe 
Eintragung zu begehren, ift ihm durch den $ 49 G.B.D. ausdrüd- 
lich vorbehalten. Da der erite Sat dieſes 8 49 gleichfalls auf 
Grund des Einführungsgefeßes vom 12. April 1888 im rheinischen 
Rechtsgebiete Geltung hat, muß Mangels einer gegentheiligen Vor- 
fchrift angenommen werben. 

Mit Recht hat daher das Landgericht angenommen, daß von 
einem von Amtswegen einzuleitenden Berichtigungsverfahren nicht 
die Nede fein kann. (Rh. A. 92 I. 99.) 


Kr. 3. 


Rheinifches Grundbuch. Anlegung. Nechtsnachtheile der verfpäteten 
Anmeldung von Rechten an Grundſtücken. 


Die verfpätete Anmeldung von Rechten an Grundftüden 
fteht deren Eintragung keineswegs entgegen, vielmehr erleiden 
die nachträglich angemeldeten Nechte Lediglich den Rechtsnach— 
theil, daß fie denjenigen, deren Rechte früher angemeldet und 
darauf eingetragen worden find, nachitehen. 

Ueberweiſungsbeſchluß des Kammergerichts. 





Beſchluß des Oberlandesgerichts Cöln vom 23. Juni 1897. 
Amtsgericht Saarburg, Landgericht Trier. 





Durch Notariatsakt vom 16. Januar 1887 verkauften die Ehe— 
leute Hubert G. ihrem Sohne Michael G. ihr in M. gelegenes 
Wohnhaus und behielten ſich und ihren anderen Kindern, ſolange 
dieſelben unverheirathet blieben, ein Wohnungs- und Mitbenutzungs— 
recht vor. 

31* 
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Demnächſt wurde in der Gemeinde M. mit der Anlegung des 
Grundbuchs begonnen. Die Ausſchlußfriſt lief am 15. September 
1896 ab. 

In der Zwifchenzeit war das Subhajtationsverfahren bezüglich 
obigen Haufes gegen Michael G. eingeleitet worden und hat der 
mit der Anlegung des Grundbuchs beauftragte Richter in der Ab- 
theilung TI des Grundbuchs den Vermerk eingetragen, daß Die 
Zwangsverfteigerung vor dem Anfrafttreten der Grundbuchgejeße 
eingeleitet worden fei. Am 22. Januar 1897 fand die Zwangs- 
verfteigerung ftatt und wurde der Handelsmann Mar %. zu B. 
Anfteigerer. 

Mit Zufchrift vom 6. Februar 1897 meldeten die Eheleute: 
Hubert G. und ihre unverheiratheten Kinder die ihnen auf Grund- 
des Kaufaftes vom 16. Januar 1887 zuftehenden Nutzungsrechte an. 

Der nunmehrige Eigenthümer 2%. widerſprach der Eintragung, 
weil die Eheleute Hubert G. und deren unverheirathete Kinder ihre 
Rechte innerhalb des Anlegungsverfahrens, Tpäteftens aber im Sub- 
baftationstermine hätten geltend machen müflen. 

Am 6. März 1897 eröffnete der Grundbuchrichter dem L., daß 
die angemeldeten Wohnungs= bezw. Nutungsrechte eingetragen werden 
würden. Auf die Befchwerde des 2. hat das Landgericht angeordnet, 
daß die Eintragung zu unterbleiben babe. 

Auf die weitere Beichwerde der Eheleute Hubert G. und ihrer: 
unverheiratheten Kinder hat das Dberlandesgeriht zu Köln, dem 
vom Kammergericht die Verhandlung und Entjcheidung übermwiefen 
ft, unter Abänderung des Beichluffes des Landgerichts zu Trier 
vom 20. März 1897 die Beichwerde des Handelsmannes Mar %.. 
gegen die Verfügung des Amtsgerichts zu S. vom 6. März 1897 
als unbegründet zurückgewieſen. 


Gründe: 


Die weitere Beichwerde rügt Verlegung des $ 53 Einf.Gef.. 
vom 12. April 1888. Diejelbe war für begründet zu erachten. Der 
zit. F 53 fnüpft an die Unterlafjung der rechtzeitigen Anmeldung 
lediglich den Rechtsnachtheil, daß das nicht angemeldete Recht einem 
Dritten gegenüber, welcher im redlichen Glauben an die Richtigkeit 
des Grundbuches das Grundftüd oder ein Recht an demfelben er- 
worben hat, nicht geltend gemacht werden kann, und daß daſſelbe 
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fein Vorrecht denjenigen gegenüber, deren Rechte früher angemeldet 
und demnächft eingetragen find, verliert. 

Das Landgericht hat in durchaus zutreffender Weile ausgeführt, 
daß die Beitimmung des erſten Sabes des $ 53 fih nur auf folche 
echte beziehe, die nach dem Inkrafttreten der Grundbuchgefege an 
einem dieſen unterworfenen Grumdftüde begründet worden ſeien, 
weshalb diefe Beftimmung auf den vorliegenden Fall feine Anwen- 
dung finden fünne. 

Durch die Eintragung des Vermerfs über die Einleitung der 
Zwangsverfteigerung iſt das Inkrafttreten der Grundbuchgejeße ge- 
hemmt worden ($ 56 a. a. D.) Das Eigenthum ift unter der 
Herrihaft des bisherigen Rechtes auf den Anfteigerer 2. überge- 
gangen und das bisherige Recht ift auch für die Rechtsbeziehungen 
der Bejchwerdeführer zu dem nunmehrigen Eigenthümer 2. maß- 
gebend. Nach dem bisherigen Rechte war Dritten gegenüber die 
Rehtswirkfamfeit des Wohnungs- und Gebrauchsrechtes im Gegen- 
jage zum $ 12 E. E. G. an irgend eine Eintragung nicht geknüpft. 
Das auf notariellen Titeln beruhende Wohnungs- bezw. Gebrauchs- 
vecht der Bejchwerdeführer blieb durch den im Subhajtationsverfahren 
ertheilten Zufchlag unberührt. Dem Anfteigerer 2. gegenüber haben 
die Bejchwerdeführer daher ihr Recht durch Unterlaffung der An- 
meldung nicht verloren. Daraus ergiebt fich aber mit Nothmendigfeit, 
daß die Bejchwerdeführer dem Anfteigerer %. gegenüber die Ein- 
tragung ihrer Rechte begehren können. 

Durh die nachträgliche Anmeldung ihrer Rechte erleiden die 
Beichwerdeführer lediglih und allein den Rechtsnachtheil, daß fie 
denjenigen, deren Nechte früher angemeldet find und demnächſt ein- 
getragen werden, nachſtehen. Dieſen früher angemeldeten Rechten 
gegenüber ift an die Nichtanmeldung keineswegs der Verluft des 
Kechtes ſelbſt, fondern nur der Verluft des Vorzugsrehts geknüpft. 
Die verfpätete Anmeldung fteht daher der Eintragung Feineswegs 
entgegen. 

Das Landgericht hat die Eintragung um deswillen abgelehnt, 
weil rechtzeitig Hypotheken angemeldet worden feien und zu deren 
Nachtheil Rechte nicht begründet werden Fünnten. Das Landgericht 
überfieht hierbei, daß die Rechte der Hypothefengläubiger durch die 
‚nachträgliche Anmeldung und Eintragung der Rechte der Beſchwerde— 
führer nicht beeinträchtigt werden. Denn nad dem Inkrafttreten 
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der Grundbuchgeſetze können die Hypothekargläubiger, falls ſie dann 
eingetragen ſind, ohne Rückſicht auf die ſpäter angemeldeten und 
ihnen deshalb nachſtehenden Rechte der Beſchwerdeführer ihre Be— 
friedigung aus dem Grundſtücke begehren. Ob bei dem Inkraft— 
treten der Grundbuchgeſetze dieſe Hypotheken noch beſtehen, ſteht da— 
hin, da das belaſtete Grundſtück ſubhaſtirt worden iſt und nach 
$ 56 Einf. Geſ. vom 12. April 1888 die Grundbuchgeſetze erſt im 
Kraft treten können, nachdem das Grundſtück von den eingetragenen 
Laften durch Zahlung oder Hinterlegung des Kaufpreifes befreit ift, 
oder die Laften jeitens des Anfteigerers 2. übernommen find. 

Das Landgericht verlegt daher den $ 53 a. a. D., wenn es an- 
nimmt, daß in Folge der verjpäteten Anmeldung der Rechte der 
Beſchwerdeführer das Grundſtück frei von diefen Rechten auf den 
Anfteigerer 2. übergegangen fei. (Rh. A.3. 15 ©. 37.) 

Nr. 4. 
Rheinifches Recht. Auflaffung. Aubſtitutionsvollmacht. 

Der Subftitutionsbevollmächtigte eines Miteigenthümers 
fann ohne ausdrüdliche Ermächtigung des letzteren nicht An— 
theile von Grundftüden an den Miteigenthümer, welcher ihm 
die Subftitutionsvollmacht ertheilt hat, verfaufen und auflafien. 

Ueberweifungsbefchluß des Kammergerichts. 








Beſchluß des Oberlandesgerichts Cöln vom 24. Juni 1896. 
Amtögeriht und Landgericht Trier. 


Die drei Geſchwiſter Marie, Margarethe und Rofa 9. find im 
Grundbuhe als Eigenthümer mehrerer Grundftüde eingetragen. 
Rofa H. hat durch Urkunde vom 4. März 1895 ihrer Schwefter 
Marie Generalvollmacht mit der bejonderen Ermädtigung ertheilt, 
alle ihre gegenwärtigen Liegenjchaften zu verfaufen uud aufzulafjen 
und in diefe Vollmacht ganz oder theilweife zu jubjtituiren. Von 
legterer Befugniß bat die Marie H. Gebrauch gemacht und ihren 
Oheim Johann H. fubftituirt. Legterer hat nun Namens der Rofa 
H., jowie auf Grund einer ihm von der Margarethe 9. ertheilten 
Vollmacht die Antheile diefer Beiden an einem den drei Geſchwiſtern 
gemeinfchaftlih gehörigen Grundftüde an die Marie H. dur Ro- 
tariatsaft am 6. November 1895 verkauft und aufgelafen. 
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Der auf Grund diejes Altes von dem Notar gejtellte Antrag 
auf Eintragung des Alleineigenthums der Marie 9. wurde von dem 
Amtsgericht abgelehnt und die dagegen erhobene Beichwerde vom 
Landgericht zurücgewiefen. 

Die weitere Beſchwerde rügt irrige Anwendung des Art. 1596 
B.G.B. und vertritt gegen den Vorderrichter die Anficht, daß mit 
der Ertheilung der Subſtitutionsvollmacht feitens der Marie 9. an 
ihren Oheim die Ermädtignng der Marie H., für ihre Schweiter 
Rofa zu handeln, aufgehört habe und nur der Subititutionsbevoll- 
mädhtigte im direkten Auftrage der urſprünglichen Vollmachtgeberin 
zu handeln und alfo auch an feinen Auftraggeber zu verkaufen befugt 
gemwefen fei. Sie wurde von dem Kammergericht dem Oberlandes- 
gerichte zu Cöln Zur Verhandlung nnd Entfcheidung übermiefen und 
von Lebterem zurücdgemiefen. 

Gründe: 

Es ijt allerdings richtig und dies ift auch die Meinung der 
von der Bejchwerdeführerin bezogenen Schriftiteller, daß von einer 
Berantwortlichfeit des Bevollmächtigten für den von ihm beitellten 
Subftitutiongbevollmächtigten dann nicht mehr die Rede fein kann, 
wenn er zur Bejtellung eines Subftitutionsbevollmädhtigten ermächtigt 
war und fich bei diefer Beitellung ein Verfehen nicht hat zu Schulden 
fommen laflen. 

Unabhängig hiervon ift die weitere Frage, ob, wenn ein Bevoll- 
mächtigter, welcher. von dem Bollmachtgeber nicht ausdrüdlich er- 
mächtigt war, an fich felbit zu verkaufen, diefer Mangel der aus— 
drüdlichen Ermächtigung dadurch erjegt werden kann, daß er eine 
andere Perſon in die ihm ertheilte Vollmacht jubftituirt und num 
mit dem Subjftitutionsbevollmäcdhtigten den Kaufvertrag abjchließt. 
Wenn das Landgericht in Webereinftimmung mit dem Amtsgericht 
diefe Frage verneint, und dementjprechend den am 6. November 1895 
vollzogenen Kaufvertrag binfichtlich der Mebertragung des Antheils 
der Roſa 9. für nichtig erachtet, jo liegt darin weder eine irrthüm- 
lie Anwendung des Art. 1596 B.G.B. noch eine irrthümliche Aus- 
. legung defjelben. (Rh. A.3. 14 ©. 185.) 
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Nr. 5. 
Rheinifches Grnudbuch. Auflaffung des Miterbenantheils an den zu 
einer ungetheilten Erbmafle gehörigen Grundſtücken. 
Die Auflaffung und Eintragung im Grundbuche als 
Miteigenthümer jeitens ded neuen Erbſchaftskäufers, welchem 
ein Miterbe feinen ganzen Grbjchaftsantheil verfauft hat, ift 


zuläffig. 
Ueberweifungsbeichluß des Kammergerichts. 


Beihluß des Oberlandesgerihtd Cöln vom 14. Juli 1897. 
Amtsgericht Bergheim, Landgericht Cöln. 


Die in dem Grundbuhe von K. Bd. 8 Art. 400 Abth. I 
Nr. 1—19 eingetragenen Grundftüde gehörten zu dem gütergemein- 
Ichaftlihen Vermögen der Eheleute Aderer Peter Joſeph W. 
und Gertrude geb. Gr. in K., welche gemäß Heirathsvertrag vom 
7. November 1869 in allgemeiner Gütergemeinfchaft lebten und jich 
gegenfeitig den disponiblen Theil ihres demnächſtigen Nachlafjes zum 
Eigenthbum und zur Nußniegung vermacht hatten. Nachdem am 
17. Juni 1885 die Ehefrau W. geftorben war und als einzigen ge— 
jeglichen Erben ihren Sohn Gerhard W. binterlaffen hatte, blieb 
Letzterer in ungetheilter Gemeinfchaft mit feinem Vater Eigenthümer 
des gefammten bis dahin gütergemeinichaftlihen Vermögens; es 
wurden dementiprechend bei Anlegung des Grundbuches am 12. Juni 
1896 Peter Joſephh W. und Gerhard W. als gemeinjame Eigen- 
thümer der vorerwähnten Grundjtüde ohne Angabe des Antheils- 
verhältnifjes eingetragen. Durch notariellen Alt vom 12. Auguit 
1896 übertrug Gerhard W. Fäuflich zum Preife von 1900 M. die 
ihm zuftehenden Erbrechte an dem gefammten Nachlaffe feiner Mutter 
dem Handelsmann Friedrich Wilhelm genannt Abraham K. in €. 
und bewilligte deifen Eintragung als Eigenthümer feines ideellen 
Antheiles an den ihm und feinem Vater gemeinfhaftlich gehörigen 
Immobilien im Grundbuche, indem gleichzeitig der Ankäufer K. 
diefe Eintragung beantragte, worauf am 25. Auguft 1896 der frag: 
liche ideelle Antheil auf Grund der gefchehenen Auflaffung in dem 
Grundbuche auf den Namen des genannten K. umgeſchrieben wurde. 

Am 15. Dftober 1896 iſt nun duch den Notar Juſtizrath W. 
in B. ein weiterer Kaufvertrag beurfundet worden, inhaltlich deſſen 
der Handelsmann st. feine jümmtlichen von Gerhard W. erworbenen 
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Rechte und Anfprühe an dem Nachlaffe der Mutter des Lebteren 
zum Breife von 2730 M. defien Vater Peter Joſeph W. zum vollen 
Eigenthum überträgt, jo daß diefer unter Hinzurechnung feiner eigenen 
Betheiligung fortan der alleinige Eigenthümer der jämmtlichen zu 
dem gedachten Nachlaſſe gehörigen Vermögensftüde fein joll. Unter 
Beifügung einer Ausfertigung der von ihm aufgenommenen Urkunde, 
welche bezüglich des übertragenen Antheiles an dem in Betracht 
fommenden Jmmobilien die erforderliche Auflafjungserflärung der 
Beteiligten enthält, ſowie im übrigen den vorjtehend dargeftellten 
Sachverhalt mwiedergiebt, hat der Notar W. mittels Gefuches vom 
3. Dezember 1896 die Eintragung des Eigenthbumsüberganges jenes 
ideellen Antheiles auf Peter Joſeph W. bei dem Amtsgericht bean- 
tragt. Das Amtsgericht wies diefen Antrag ab, indem es erwog, daß 
dem Vebergange des Miteigenthbums an den fraglichen Grandftüden 
von Gerhard W. auf K. durch den Kaufakt vom 12. Auguft 1896 
die Vorfchrift des C. civ. Art. 883 entgegenftehe und K. zu Unrecht 
am 25. Auguft 1896 feine Eintragung als Miteigenthümer in dem 
Grundbuche erlangt habe, dag mithin auch eine Weiterübertragung 
des Miteigenthbums von K. auf Peter Joſeph W. nicht erfolgen 
fönne und daß endlich der öffentliche Glaube des Grundbuchs nicht 
zu Gunſten des Legteren ins Gewicht falle, da Peter Joſeph W. 
angelichts jeiner in dem Akte vom 15. Dftober 1896 niedergelegten 
Erklärungen als gutgläubiger Dritter nicht anzujehen fei. 

Die gegen diefen Beihluß eingelegte Beſchwerde ift vom Land- 
gericht zurücdigewiefen worden. Auf die weitere Bejchwerde, deren 
Verhandlung und Entſcheidung vom Kammergericht dem Oberlandes- 
geriht zu Köln überwieſen ift, hat Leteres die Beichlüffe der Vor- 
entjcheidungen aufgehoben und das Amtsgericht angewieſen, die Auf- 
laffung vom 15. Dftober 1896 einzutragen, fofern andere Bedenken 
als die in den beiden aufgehobenen Gerichtsbeichlüffen geltend ge- 
machten nicht bejtehen. 

Gründe: 

Die in zuläſſiger Weiſe erhobene weitere Beſchwerde erſcheint 
begründet. 

Allerdings hat derjenige, welcher von einem Mitbetheiligten deſſen 
Antheil an einem zu einer noch ungetheilten Erbſchaftsmaſſe gehörigen 
einzelnen Grundſtücke kauft, nicht das Recht, ſeine Eintragung als 
Miteigenthümer im Grundbuche herbeizuführen; derſelbe iſt vielmehr 
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nur berechtigt, zur Sicherung feines durch das Ergebniß der Theilung. 
bedingten Miteigenthbums eine Vormerkung im Grundbuche zu. ver- 
langen. Siehe hierzu die Ausführungen, welche in dem einen jolchen 
Fall behandelnden Urtheile des entſcheidenden Senates vom 31. De- 
zember 1895 ſowie in dem lekteres beftätigenden Urtheile des Reichs— 
gerihts vom 12. Juni 1896 — Rhein. Archiv Bd. 90 J. 57, II. 94 
— niedergelegt find und worin des Näheren erörtert wird, Daß. 
nach dem im Art. 883 B. G. B. aufgeftellten Grundfage dem Miterben 
während bejtehender Erbgemeinſchaft ein gegenwärtiges, dinglich wirk⸗ 
james Miteigenthbumsreht an den einzelnen Erbſchaftsſachen, ins— 
befondere den Nachlaßgrundſtücken, nicht zufteht, daß vielmehr dem 
Miterben nah franzöfiihem Recht vor ftattgehabter Theilung nur 
ein ideelles, feinem Antheil entfprechendes Eigenthun an dem In— 
begriff des Nachlafjes zufteht und daß ſich jein Recht erſt unter der 
Vorausſetzung zu einem Rechte an der einzelnen Sache umgeftaltet, 
daß fie bei der Theilung in fein Loos fällt oder bei der Berjteige- 
rung ihm zugeichlagen wird. 

| Weſentlich anders dagegen ift die Rechtslage, wie von Der 
weiteren Bejchwerde zutreffend geltend gemacht, von den Vorinftanzen 
aber verfannt worden ift, in einem Falle der gegenwärtig vor- 
liegenden Art, wern nämlich die von einem Miterben vorgenommene 
Uebertragung fich nicht auf feinen Antheil an einem einzelnen Nach= 
laßgrundjtücde beſchränkt, jondern wenn von ihm fein ganzer Erb- 
antheil in aftiver und paſſiver Beziehung und damit auch fein 
Antheil an den Nachlaßgrundſtücken auf einen Dritten fäuflich über- 
tragen wird. Bei joldher Uebertragung des ganzen „droit A succession‘* 
(Art. 841 B. G. B.), deren Rechtsgültigfeit an ſich außer Frage ſteht 
und welche durch Ausübung des im angeführten Gejeßesartifel ge— 
gegebenen Retraftrechtes von Seiten eines anderen Miterben unwirk— 
ſam gemacht werden kann, tritt der Erwerber vollftändig an die 
Stelle des Veräußerers als Miterben, feine Rechtsftelung gegenüber 
den anderen Erben und Dritten ift ganz diefelbe wie diejenige des 
BVeräußeres, jo daß er namentlich auch zur Theilnahme an der 
Erbtheilungsklage aktiv wie paffiv legitimirt ift (Reichsgerichts-Entſch. 
Bd. 7 ©. 290). Hiernach ift nicht abzufehen — und aus der 
Grundbuchgefeggebung ergiebt ſich für eine gegentheilige Auffaſſung 
fein Anhalt —, weshalb ein folder Erbihaftsfäufer hinſichtlich 
feiner grundbuchmäßigen Behandlung anders geftellt fein follte wie der 
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ſein univerjelles Erbfolgerecht verfaufende Miterbe; es muß viel- 
mehr die Auflaffung des ideellen Antheils Legteren an den Nachlaß- 
grundftüden geeignet erjcheinen, die Umfchreibung dieſes Antheils 
auf den Erwerber im Grundbuche herbeizuführen (Mügel, Rhein. 
Grundbuchrecht, 2. Aufl. ©. 33, 125). 

Es läßt fich dem Erörterten nicht etwa entgegenhalten, daß 
nur Grumdftüdsantheile, nicht aber Erbantheile der Eintragung im 
Grundbuche fähig feien. Denn gleich allen anderen Grundftüden — 
von bier nicht in Betracht fommenden geſetzlich beſtimmten Aus» 
nahmefällen abgejehen — unterliegen auch die zu einem Nachlaſſe 
gehörigen Grundftüde dem Grundbuchzwange und dies zwar ſelbſt— 
redend auch während der Dauer der Indiviſion. Die Eigenthümer 
auch diefer Grundftüde müſſen nach der Vorſchrift des Geſetzes aus 
dem Grundbuche erfichtlich fein, und kann ſomit die oben erwähnte 
beſondere Beichaffenheit des Nechts des Miterben, wie ſolche nad} 
franzöſiſchem Recht während der Indiviſion befteht, feiner Eintragung, 
als Eigenthümer bezw. Miteigenthümer im Grundbuche nicht hindernd 
im Wege ftehen. Was aber für den Miterben felbit gilt, muß 
naturgemäß auch für denjenigen gelten, der vollftändig in jeine 
Rechtsſtellung eintritt. 

Wollte man den Erbſchaftskäufer nur für berechtigt halten, eine 
Bormerfung im Grundbuche zur Sicherung feines durch das Thei- 
lungsergebniß bedingten Miteigenthums (im obengenannten Sinne) 
zu erwirken, jo würde — wie in der Zeitjchrift für das Notariat 
in Rheinpreußen Jahrg. 1893 ©. 285 zutreffend hervorgehoben ift. 
— für die Dauer des Beftehens der ungetheilten Erbgemeinfchaft 
den Betheiligten die rechtliche Möglichkeit genommen fein, gemein- 
Ihaftlih die Nachlaßgrundſtücke hypothekariſch zu belaften, fie zu 
veräußern und aufzulaffen und würde ſich nur injoweit ein Ausweg 
ergeben, als ſich der aus der Gemeinschaft ausgefchiedene Miterbe, 
dem doch feinerlei materielle Rechte am Nachlafje mehr zuftehen, 
bereit finden ließe, mit dem Erwerber feines Antheild Hand in 
Hand zu gehen und mit ihm bezw. ftatt feiner an den fraglichen 
Rechtsgeſchäften theilzunehmen. Eine derartige Behinderung des 
Immobilar-Güterverfehrs kann aber vom Geſetzgeber unmöglich ge: 
wollt jein. 

Nah dem Gefagten ift der Meinung des Amtsgerichts, daß die 
von ihm früher im Grundbuche vorgenommene Umfjchreibung des. 
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ideellen Antheils des Gerhard W. an den früheren Grundftüden 
auf den Handelsmann K. zu Unrecht gejchehen fei, nicht beizupflichten 
und ericheint es nicht gerechtfertigt, wenn durch den amtsgerichtlichen 
Beſchluß vom 18. Dezember 1896 aus den dort angegebenen Gründen 
der vom Notar W. auf Grund des Aftes vom 15. Oktober 1896 geftellte 
Antrag auf Eintragung des Alleineigenthums für Peter Joſeph W. ab- 
gewiefen worden ijt, da die hiergegen vom Notar W. erhobene Be- 
ſchwerde ſonach vom Landgerichte zu Cöln nicht, wie in deffen Be- 
fchluffe vom 30. Januar 1897 gejchehen, als unbegründet zurüd- 
gewiejen werden durfte, jo war dem Verlangen der weiteren Beſchwerde 
gemäß unter Aufhebung der Beichlüffe der Borinftanzen wie ge- 
ſchehen zu beichließen. (Rh. A.3. 15 ©. 64.) 


Ar. 6. 


Rheinifches Grundbuch. Miterben. Beredhtigung zu Anuflaffungs- und 
Umpfrpreibungserklärnungen. Mebertragung von Gypotheken auf einen 
einzelnen Miterhen. 


Der Generalbevollmächtigte jämmtliher Miterben ift 
Namens derjelben zu Auflaffungserflärungen, Eintragungs- 
anträgen und Erflärungen, betreffend die Umſchreibung joldyer 
Hypotheken, für welche Hypothefenbriefe audgefertigt find, 
ohne Weiteres, bei Hypotheken jedoch, für welche Hypotheken— 
briefe nicht gebildet find, zu Umſchreibungserklärungen auf 
einen einzelnen Miterben und nach Vorlegung der die Hypothek 
dem betreffenden Miterben zumeijenden Theilungsurfunde 
Tegitimirt. 

Uebermeiiungsbefhluß des Kammergerichts. 


Beſchluß des Oberlandesgerichts Cöln vom 22. Mai 1897. 
Amtsgericht und Landgeridt Cöln. 





Die Kinder des verjtorbenen Lotterieeinncehmers R. haben beim 
Amtsgerichte zu Köln eine Erbbeicheinigung erwirkt, wonach außer 
ihnen, als den alleinigen gejeglihen Erben, nur noch ihre Mutter 
kraft notariellen Teftaments an dem Nachlaffe betheiligt if. Am 
14. Januar 1897 haben die Wittwe und Kinder R. dur Notariats- 
akt ihrem Sohne bezw. Bruder, dem mitbetheiligten Gerichtsaſſeſſor 
Theodor R., Auftrag und Vollmacht ertheilt, fie in allen die Nach— 
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laſſenſchaft betreffenden Angelegenheiten zu vertreten, insbejondere 
auch Auflaffungserklärungen abzugeben, jowie Eintragungen und 
Umfchreibungen zu beantragen. 

Unter Vorlage diefer Generalvollmaht, der erwähnten Erb- 
beſcheinigung und des in Betracht kommenden Tejtaments hat der 
Bevollmädhtigte, Gerichtsafjeffor R., in diefer feiner Eigenſchaft und 
in eigenem Namen bei dem Amtsgericht auf Umfchreibung einer 
Reihe von Grumdftücden und Hypothefenforderungen theils auf den 
Namen feiner Mutter, theils auf den Namen einiger Gejchwifter 
angetragen. Für mehrere diefer Hypothefenforderungen find Hypo— 
thefenbriefe nicht ausgefertigt worden. Mit Rückſicht hierauf hat 
der Antragfteller die Erklärung abgegeben, daß er auf die Bildung 
von Hypothefenbriefen verzichte, und weiter bemerkt, daß eine 
Theilungsurkfunde nicht vorgelegt werden ſolle. 

Das Amtsgericht lehnte die beantragte Umfchreibung ab, weil 
Mangels Vorlage einer Theilungsurfunde nicht nachgewieſen fei, daß. 
der Bevollmächtigte zu der beantragten Zutheilung berechtigt fei, 
und weil fich die Ueberweifung der Hypothefenforderung als eine 
Veränderung im Sinne des $ 129 G. B. O. darftelle, mithin nur 
unter nachträglicher Bildung von Hypothekenbriefen angängig fei. 
Das Landgericht hat die von dem Bevollmächtigten erhobene Be- 
ſchwerde zurückgewieſen. Daffelbe hat es dahingeftellt gelafjen, ob 
der Befchwerdeführer durch die Vollmacht zur Stellung des Antrages. 
hinreichend legitimirt fei, da die Beſchwerde ſchon um deswillen 
feinen Erfolg haben fünne, weil der Bejchwerdeführer die Borlage 
der über die Hypothekenforderungen lautenden Schuldurfunden 
zweds Bildung von Hypothefenbriefen abgelehnt habe, e8 einer nach— 
träglihen Bildung von Hypothefenbriefen aber nur in dem Falle 
nicht bebürfe, wenn eine eingetragene Hypothef auf ſämmtliche 
Erben umgefchrieben werden jolle. 

Die auf Verlegung des $ 586 C. P.O., des $ 21 Rhein. Einf.- 
Gef. zur Grundbuchorbnung, des $ 40 Ausf.Gef. zum D. Ger.Berf.- 
Gef., der Art. 5 und 883 des B.G.B. und des $ 129 G.B.D. ge- 
ftügte weitere Beſchwerde wurde theilmeife für begründet erachtet. 


Sründe: 


Durch die Generalvolmaht vom 14. Januar 1897 haben die 
Wittwe R. und die gefeglichen Erben des verlebten R. ihrem Sohne 
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und Bruder die umfaſſende Vollmacht ertheilt, die Regelung der 
beiden in Betracht kommenden Mafjen vorzunehmen, ingbefondere 
auch die zur Maffe gehörigen Jmmobilien zu veräußern, ſowie die 
dazu gehörigen Forderungen abzutreten und die für diefe Veräuße— 
rungsgefhäfte erforderlihen grundbuhmäßigen Erklärungen abzu- 
geben. Der Beichwerdeführer war daher bevollmächtigt, Namens 
fämmtlicher Betheiligten die Auflaffung zur Maſſe gehöriger Grund 
ftüde, jowie die Umfchreibung der dazu gehörigen Hypothefen- 
forderungen, über welche Hypothefenbriefe ausgeftellt worden waren, 
zu bewilligen. Ebenſo war derjelbe auf Grund der Vollmacht jeitens 
jedes einzelnen Vollmachtgebers ermächtigt, deſſen Eintragung im 
Grundbuche zu beantragen. Die in dem zu gerihtlihem Protokoll 
gegebenen Antrage vom 12. Februar 1897 enthaltenen Auflaffungs- 
und vorerwähnten Umfchreibungserflärungen können ſonach irgend 
einem Bedenken nicht unterliegen. 

Anders verhält es ſich indeſſen bezüglich des Antrages auf 
Umſchreibung von ſolchen Hypothefenforderungen, ſür welche Grund- 
buchbriefe nicht ausgefertigt worden find. In zutreffender Weife hat 
das Landgericht unter Bezugnahme auf die Entjtehungsgeidhichte des 
$ 129 G. B.O. und in Webereinftimmung mit einem Beichluffe des 
erfennenden Senats vom 20. Februar 1895 angenommen, daß es 
nut bei Singularfulzeffionen, nit aber auch bei Univerjal- 
ſukzeſſionen der nachträglichen Bildung eines Hypothefenbriefes be- 
dürfe. In diefen legteren Fällen hält indeffen das Landgericht die 
Bildung eines Hypothefenbriefes dann für erforderlih, wenn die 
Umfchreibung nicht auf fämmtliche Erben, jondern auf einen Ein- 
zelnen dieſer Erben erfolgen joll, da die einzutragende Beränderung 
bier nicht auf der Erbfolge, ſondern auf einem Rechtsgeſchäfte unter 
Lebenden, nämlich der Theilung, beruhe. Dieſer Auffaffung kann 
nicht beigepflichtet werden. Jedem Miterben jteht ein ideeller, jeiner 
Betheiligung entfprechender Antheil an dem gefammten Erbichafts- 
gute, nicht an den einzelnen dazu gehörigen Erbſchaftsſachen, zu. 
Daher gilt der Miterbe, dem eine einzelne Erbſchaftsſache zufällt, 
auf Grund der. Fiktion des Art. 883 Rh. B.G.B. bezüglich diefer 
Sade als unmittelbarer Rechtsnachfolger des Erblaffers. Diefe 
Fiktion tritt aber erft ein, ſobald eine Theilung ftattgefunden bat 
und bei diefer Theilung die einzelne Erbichaftsfache einem Miterben 
zugemwiefen wird. Inſofern diefe Erbſchaftsſache in einer Hypo— 
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thefenforderung bejteht, bedarf es daher nicht der nachträglichen 
Bildung eines Hypothefenbriefes, da der Miterbe hinfichtlich dieſer 
Forderung als unmittelbarer Rechtsnachfolger des Erblafjers ange- 
jehen und behandelt werden muß. Diefe Behandlung als unmittel- 
barer Rechtsnachfolger bezüglich einer Erbichaftsfache hat aber zur 
Borausfegung den Nachweis, daß zufolge einer allgemeinen oder 
partiellen Theilung die fragliche Erbichaftsfahe dem Miterben 
überwiefen worden iſt. An diefem Nachweife fehlt es aber im vor- 
liegenden Falle, in welchen der Beichwerdeführer die Beibringung 
deffelben ausdrücklich abgelehnt hat. An dem Bertrage vom 
12. Februar 1897 einen jolchen Nachweis oder gar eine Theilung 
zu erbliden, erjcheint nicht angängig. Dem Antrage des Bejchwerde- 
führers würde aljo völlig nur nad) Beibringung des obigen Nach— 
weifes zu entiprechen fein. (Rh. X. 92 I. 102.) 


Nr. 7. 
Rheinifhes Grundbuch. Uermerk der Ingehörigkeit eines Grundſtücks 
zur ehelichen Gütergemeinfchaft. 

Ein in Gütergemeinjchaft lebender Ehemann, welcher ein 
Grundftüf auf feinen Namen erwirbt, ift berechtigt, gleich- 
zeitig mit dem intragungsgejuche zu verlangen, daß im 
Grundbuche die Zugehörigkeit dieſes Grundftüds zum Güter- 
gemeinjchaftövermögen vermerkt werde, jofern er den im 8 24 
des Gejeßed vom 12. April 1888 vorgejchriebenen Nachweis 
erbringt. 

Ueberweifungsbefhluß des Kammergerichts. 


Beſchluß des Oberlandesgerichts Cöln vom 10. Februar 1897, 
Amtsgericht Rheinberg, Landgericht Eleve. 


Im Grundbuche von B. Bd. I Artikel 13 ift als Eigenthümerin 
des Grundftüds Flur D Nr. 836/300 eingetragen die Wittwe Carl 
9. In der Notariatsurtunde vom 18. Auguft 1896 hat die Wittwe 
H. diejes Grundſtück dem Anftreicher Wilhelm A. zu A. aufgelaffen 
und defjen Eintragung bewilligt. Der Erwerber A. hat in der Ur- 
funde gebeten, ihn und feine Ehefrau Elifabeth geb. 2. als neue 
Eigenthümer des Grundftüdes einzutragen. 

Durch Beihluß vom 12. September 1896 hat das Amtsgericht 
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zu R. die beantragte Eintragung abgelehnt, weil in der Auflafjungs- 
erflärung die Verkäuferin lediglich die Eintragung des A. allein be- 
willigt babe, und weil nicht nachgewiefen fei, welches Güterrecht 
unter den Cheleuten A. beitebe. 

Am 23. September 1896 wiederholte der Notar das Geſuch 
um Eintragung der Eheleute A. und legte einen am 28. Juni 1886 
vor ihm errichteten Ehevertrag der Eheleute A. vor, demzufolge 
diefe die allgemeine Gütergemeinfchaft vereinbart haben. Das Amts- 
gericht lehnte das erneute Gefuch ebenfalls ab, weil in der Auf- 
lafjungserflärung nicht die Eintragung der Eheleute A. bewilligt 
worden fei. Die eingelegte Beſchwerde wurde von dem Landgerichte 
zurüdgemwiejen, weil der in der Urkunde vom 18. Auguft 1896 ent- 
haltene Antrag des Ehemanes A. als auf Eintragung gewöhnlichen 
Miteigenthbums für ihn und feine Ehefrau gerichtet angejehen werden 
müſſe und Mangels einer dahin gehenden Vollmacht der Ehemann 
zu einem ſolchen Antrage nicht berechtigt erfcheine. Auf die weitere 
Beichwerde, deren Verhandlung und Entfcheidung vom Kammer- 
gericht dem Dberlandesgericht zu Cöln überwiefen iſt, hob Letzteres 
die Beichlüffe des Landgerichts und des Amtsgerichts auf. 


Gründe: 


Die auf Verletzung der Art. 1400 ff, 1156, 1157, 1158 B. G. B. 
und des $ 24 des Geſetzes vom 12. April 1888 geſtützte weitere 
Beihwerde war im Wefentlichen für begründet zu erachten. 

Der amtsgerichtlihe Beſchluß vom 12. September 1896 bat 
injofern aus einem zutreffenden Grunde die begehrte Eintraguug 
der Eheleute A. abgelehnt, als dem Eintragungsgeſuche der urfund- 
liche Nachweis über das zwiſchen den Cheleuten A. beftehende 
Rechtsverhältniß der Gütergemeinſchaft nicht beigefügt war (vergl. 
Entich. des erfennenden Senates im Rh. Arch. 89 I ©. 14). 

Nachdem in dem erneuten Gefuhe vom 23. September 1896 
diefer urkundliche Nachweis durd Vorlage des Ehevertrages erbracht 
war, ſtand der beantragteh Eintragung der Eheleute A. ein Be- 
denken nicht mehr entgegen. 

Der von dem Amtsgerichte geltend gemachte Grund, daß in der 
Auflaffung der Veräußerer nur die Eintragung des Ehemannes N. 
bewilligt habe, ift nicht ſtichhaltig. Auch dann, wenn der Ehemann. 
U. lediglich auf feinen eigenen Namen ein Grundftüd erwarh, fiel 
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der Erwerb rechtlich in die Gütergemeinfchaft. Nach $ 24 des Ge 
feges vom 12. April 1888 ift es den Eheleuten nun freigeftellt, ob 
ein gütergemeinfchaftliches Grundftüd mit dem Vermerfe des Rechts- 
verhältnifjes der Gütergemeinfchaft, oder auf den Namen eines Ehe- 
gatten eingetragen werden joll. Weber die Art diefer Eintragung 
fteht lediglich den Cheleuten jelbft ein Beftimmungsrecht zu. Die 
in der Auflafjung abgegebene Eintragungsbewilligung des Ber- 
äußerers ift für die Frage, ob der Erwerb für die Gütergemeinjchaft 
erfolgt und als gütergemeinfchaftlicder Erwerb im Grundbuche ein- 
zutragen ift, ohne jegliche Bedeutung. 

Es kann daher feinem Bedenken unterliegen, daß ein in Güter- 
gemeinfchaft lebender Ehemann, welcher ein Grundftüf auf feinen 
Namen erwirbt, gleichzeitig mit dem Eintragungsgejuche begehrt, 
daß im Grundbudhe die Zugehörigkeit dieſes Grundftüdes zum 
Gütergemeinjchaftspermögen vermerkt werde, jofern er den im $ 24 
des Geſetzes vom 12. April 1888 vorgefchriebenen Nachweis erbringt. 
Allerdings bezieht fich der Wortlaut dieſes $ 24 nur auf den Fall, 
daß ein zum Gütergemeinfchaftspermögen gehöriges Grundftüd be- 
reits auf den Namen eines der Ehegatten eingetragen ift. Es fann 
jedoch feinem Zweifel unterliegen, daß die Vorjchrift des $ 24 finn- 
entfprechend auf die Eintragung eines während der Ehe erworbenen 
Grundftüdes angewendet werden muß. Die entgegengejegte Auf- 
faffung würde zu dem Ergebniß führen, daß bei einem während be— 
ftehender Gütergemeinfchaft jeitens des Ehemannes gemachten Er- 
werbe zunächft der Ehemann allein als Eigenthümer in das Grundbuch 
eingetragen werden müßte und erjt, wenn dies gejchehen, der ein- 
getragene Ehemann beantragen könnte, daß im Grundbuche ebenfalls 
vermerkt werde, daß der Erwerb für die Gütergemeinjhaft erfolgt 
fei. Zu einem derartigen Ummege zwingt das Geſetz keineswegs. 
Das Bedenken des Landgerichts, da eine Eintragung um deswillen 
nicht erfolgen könne, weil der Antrag des Ehemannes A. als auf 
Eintragung gewöhnlichen Miteigenthums für ihn und feine Ehefrau 
gerichtet angefehen werben müſſe, ift lediglich ein formales. Der 
Antrag des Ehemanns A—., ihn und feine Ehefrau einzutragen, ſollte 
offenbar nichts weiter befagen, als daß zwilchen ihnen Gütergemein- 
ſchaft herrſche, da einer allgemeinen Gepflogenheit zufolge die Ein- 
tragung des Vermerkes des Rechtsverhältnifies der Gütergemeinſchaft 
in der Weife erfolgt, daß beide Ehegatten mit dem Sufate eine 
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getragen werden, daß unter ihnen, fei es die gefeßliche, jei es eine 

vertragsmäßige Gütergemeinfchaft befteht. Hatte der Antrag des 
Ehemannes aber lediglich diefe Bedeutung, jo fteht Die Wortfaſſung 
deſſelben der begehrten Eintragung nicht im Wege. 

Es kann zwar nicht verkannt werden, daß dieſe Wortfaſſung 
eine wenig glückliche iſt und Mißverſtändniß vermieden worden wäre, 
wenn unter Hervorhebung des vereinbarten Gemeinſchaftsrechtes der 
Antrag dahin gerichtet geweſen wäre, im Grundbuche zu vermerken, 
daß das Grundſtück zum gütergemeinſchaftlichen Vermögen gehöre, 
daß dies aber der Sinn des Antrages ſein ſollte, ergab ſich durch 
die gleichzeitige Vorlage des Ehevertrages bei dem erneuten Geſuche. 
Das Landgericht geht daher zu weit und verſtößt gegen den Grund— 
ſatz des Art. 1156 B. G. B., wenn es lediglich den buchſtäblichen 
Sinn des Eintragungsantrages ins Auge faßt, ohne der Frage 
näher zu treten, welcher Sinn dieſem Antrage unter Berückſichtigung 
des unter den Eheleuten A. abgeſchloſſenen Ehevertrages naturgemäß 
beigelegt werden muß. 

Hiernach ergiebt ſich, daß ſowohl der landgerichtliche Beſchluß 
wie die zweite amtsgerichtliche Entſcheidung der Aufhebung unter— 
liegen müſſen. (Rh. A.3. XIV. 151.) 


Nr. 8. 


Sortgefehte Gütergemeinfchaft des weſtfäliſchen Rechts im Rheiniſchen 
Rechtsgebiete, 


Nach dem Tode eined der Ehegatten, welche nad) dem 
ehelichen Güterrecht des Gejeßed vom 16. April 1860 Tebten, 
jegt der Weberlebende mit den unabgefundenen Kindern die 
‚Gütergemeinfchaft fort, wenngleich der verjtorbene Ehegatte 
feinen Testen Wohnſitz im Gebiete des Rheiniſchen Rechts 
hatte. Die intragung eines hierauf bezüglichen Vermerks 
im Grundbuche ift zuläffig.*) 

Ueberweiſungsbeſchluß des Kammergerichts. 





) Siehe die entgegengeſetzte Entſcheidung des Oberlandesgerichts Cöln vom 
21. September 1894 im Bd. 14 S. 476 dieſes Jahrbuches. Im Sinne des neuen 
Beichluffes hat auch das Reichägericht durch Urtheil vom 28. Oktober 1895 ent- 
ſchieden. 
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Beichluß des Oberlandesgerihts Cöln vom 9. Dezember 1896. 
Amtsgericht und Landgericht Aachen. 





Bei Anlegung des Grundbuchs fir die Gemeinde A. hat der 
dafelbft wohnende Rentner Ludwig S. ausweisli der protofol- 
lorifchen Verhandlung vor dem dortigen Grundbuchrichter vom 
31. März 1894 die Erklärung abgegeben, daß er zu Dortmund 
unter ber Herrſchaft des Gefeßes vom 16. April 1860 mit der 
Wilhelmine A. zur Ehe gejchritten fei und den erſten ehelichen 
Wohnſitz in Dortmund gehabt habe. Die Eheleute S. haben dem- 
nächft ihren Wohnſitz nah N. im Gebiete des rheinischen Rechts ver- 
legt und iſt dafelbjt die Ehefrau ©. ohne Hinterlaffung eines Tefta- 
ments gejtorben. Aus der Ehe find fünf Kinder hervorgegangen. 
Auf Grund diefes Sachverhaltes hat der Rentner ©. am 12. März 
1895 beantragt, die Eintragung der ihm und feinen Kindern zugehörigen 
Grundftüde in das Grundbuch in der Weife zu bewirken, daß das 
zwiſchen ihnen bejtehende Nechtsverhältnig der fortgefegten Güter: 
gemeinfchaft des Geſetzes vom 16. April 1860 erkennbar gemacht werde. 

Das Amtsgericht lehnte diefen Antrag ab, weil das Syſtem 
der fortgejegten Gütergemeinfchaft auch erbrechtlicher Natur fei und 
infoweit mit den abjoluten Beitimmungen des rheiniſchen Rechtes 
in Widerfpruch jtehe. 

Die erhobene Befchwerde wurde vom Landgericht als unbe- 
gründet zurücdgemwiefen. Auf die weitere Beſchwerde, deren Ver- 
handlung und Entjcheidung vom Kammergericht dem Dberlandes- 
gericht zu Cöln überwiejen ift, hat das Legtere die Vorentfcheidun- 
gen aufgehoben und das Amtsgericht angemwiefen, von den geltend 
gemachten Bedenken abzujehen. 

Der Bejchwerde war ftattzugeben. 


Gründe: 


Wie das Reichsgericht (Rhein. Ar. Bd. 89 II. ©. 49) aus- 
geführt hat, müſſen alle Vorſchriften des Geſetzes vom 16. April 
1860, welche fih auf die Theilung des gemeinfchaftlich geweſenen 
Vermögens, den Nießbrauch und die Verfügungsbefugniß des Ueber- 
lebenden und auf die fortgejegte Gütergemeinſchaft beziehen, als 
güterrechtliche behandelt werden, weil fie mit dem Weſen der Güter- 
gemeinfchaft in untrennbarem Zufammenhange jtehen und aus dem- 
jelben hervorgehen. 

32* 
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Nah anerfanntem internationalen Rechte bleibt aber das ehe- 
liche Güterrecht des erſten Wohnfiges der Eheleute für die Rechts- 
verhältnifje derfelben au dann maßgebend, wenn fie fpäter ihren 
MWohnfig nach einem anderen Drte verlegt haben, weldder von einem 
anderen ehelichen Güterrecht beherrſcht wird. Diefe Regel erleidet 
nur dann und nur infoweit eine Ausnahme, als der Anwendung 
des ehelichen Güterrechts des erjtehelihen Wohnſitzes abſolut ge- 
bietende oder verbietende Gefege des neuen Wohnfiges entgegen- 
ftehen. Da im rheiniſchen Rechtsgebiete der Anwendung des durch 
das Gejeg vom 16. April 1860 geregelten ehelichen Güterrechtes 
Prohibitivgeſetze nicht entgegenftehen, jo blieb das zwifchen den Ehe- 
leuten ©. unter der Herrihaft des gedachten Gefehes begründete 
ehelihe Güterrecht auch nad) und troß der Verlegung ihres Wohn- 
fies in das Gebiet des rheinischen Rechts für ihre Nechtsverhält- 
niffe maßgebend. Blieben aber die güterrechtlichen Verhältniffe der 
Eheleute ©. nad wie vor von den Grundfägen bes Gejeges vom 
16. April 1860 beherrſcht, fo greift auch der $ 10 dieſes Geſetzes 
Platz, wonach der überlebende Ehegatte mit den unabgefundenen 
eigenen Kindern die Gütergemeinihaft fortfegt, ſofern nicht der 
Borverfterbende die Schihtung legtwillig angeordnet hat. 

Der Eintragung eines derartigen Rechtsverhältniffes in das 
Grundbuch ftehen daher auch im rheiniſchen Rechtsgebiete Bedenken 
nicht entgegen. (Rh. X. 3. XIV. 155.) 


Nr. 9. 


Kheinifches Grundbuch. Eintragungsfühigkeit der Abfindung des Grumd- 
eigenthämers bezüglid; des Betriebsſchadens eines KBergwerks. 


Eine vertragliche Abmahung zwiſchen dem Bergbaube- 
treibenden und dem rundeigenthümer, durch welche fich der 
Letztere für ſich und feine Rechtönachfolger gegen Zahlung 
einer beftimmten Summe für allen dem betreffenden Grund- 
ftüde aus dem Bergbaubetriebe entjtehenden Schaden für ab— 
gefunden erklärt, ift der Eintragung in das Grundbud, fähig. 

Ueberweiſungsbeſchluß des Kammergerichts. 


Beſchluß des Oberlandesgerichts Cöln vom 28. Oktober 1896. 
Amtsgericht und Landgericht Saarbrücken. 
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In einem zwifchen der K. Berginjpektion zu Dudmeiler und 
dem Schloffer W. zu B. am 25. Dftober 1895 abgeſchloſſenen Ver- 
trage hat Lebterer gegen Zahlung einer beftimmten Summe fi und 
feine Rechtsnachfolger für allen Schaden abgefunden erklärt, der an 
feinem auf Parzelle Nr. 180 Flur 27 des Gemeindebannee M.B. 
gelegenen Haufe eingetreten ift oder noch eintreten wird und ber 
dem bis dahin in der Nähe feines Haufes betriebenen Steinfohlen- 
bergbau zugefchrieben werden könne. Bei Anlegung des Grund- 
buches für die Gemeinde M.B. hat die Berginfpeftion die Ein- 
tragung diefer Abfindungserflärung beantragt und der Eigenthümer 
W. diefelbe bewilligt. Das Amtsgericht hat die Eintragung abge- 
lehnt; die erhobene Bejchwerde ift vom Landgericht zurückgewieſen. 

Die hiergegen eingelegte weitere Bejchwerde, deren Verhandlung 
und Entſcheidung vom Kammergeriht dem Oberlandesgeriht Cöln 
überwiejen ift und welche Verlegung des Art. 686 des Rh. B. G. B. 
und der 88 11 und 12 E.E.G. rügt, wurde für begründet erachtet. 


Gründe: 


Wie das K. Kammergeriht im Jahrbuche Bd. 3 ©. 133 bei 
einem ähnlichen Sachverhalte ausgeführt hat, bezwedt der zwiſchen 
den Parteien abgejchlofjene Vertrag, die jeweiligen Grundftüdgeigen- 
thümer in ihrer Verfügung in der Weile einzufchränfen, daß fie bei 
Veräußerungen des Grundftüds dem neuen Erwerber den Verzicht 
auf Schadloshaltung für Beihädigungen aus dem Bergbaubetriebe 
zur Bedingung feines Erwerbes machen und von Beräußerungen 
ohne eine ſolche Bedingung abjehen müflen. Derartige vertragliche 
Abmachungen ftellen fih dar als Beichränfungen des Eigenthümers, 
infofern in Folge derfelben nur Veräußerungen an ſolche Berfonen 
zuläffig find, die das durch den Verzicht begründete Vertragsver- 
hältniß gegen fich gelten laſſen und den Bergbaubetrieb ohne Erſatz— 
anipruh auch dann dulden müflen, wenn dur denjelben dem 
Grundftüde Schaden zugefügt wird. Wie das Kammergericht weiter 
hervorgehoben hat, ermöglicht die Grundbuchverfaffung, derartigen 
Vereinbarungen dinglichen Charakter zu geben, und gejtattet der 
$ 11 ©.B.D. die Eintragung in die II. Abtheilung (Rh. A. 91 
1 ©. 94). 
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Nr. 10. 


Rheinifches Recht. Eintragungsfähigkeit des Redts der Ausbeutung 
| fremder Grundftüke auf Mineralien. 


Das auf Vertrag beruhende Recht, fremde Grunditüde 
gegen Entgelt auf Steine oder ſonſtige Mineralien auszubeuten, 
ift der Eintragung nicht fähig. 

Uebermweifungsbefchluß des Kammergerichts. 


Beſchluß des Oberlandesgerihts Cöln vom 5. Mai 1897. 
Amtsgeriht Andernad, Landgericht Eoblenz. 





Der Kaufmann Ernft M. zu M. bat mit einer Reihe von 
Srundeigenthümern zu W. Verträge abgeſchloſſen, Inhalts deren 
diefe dem Erfteren für eine längere Zeitdauer bezw. auf unbeftimmte 
Zeit die Ausbeutung von Traß und Tuffitein aus ihren Grund— 
jtüden gegen eine beftimmte Summe übertragen haben. Bei ber 
Anlegung des Grundbuds für die Gemeinde W. bat der Dort— 
munder Banfverein als Rechtsnachfolger des Kaufmanns M. die 
Eintragung feines Rechts zur Gewinnung von Traß und Tuffitein 
aus obigen Grundftücden beantragt. Das Amtsgeriht hat Die 
Eintragung abgelehnt und das Landgeriht die Beichwerde zurüd- 
gewiejen. 

Die weitere Beſchwerde ift vom Kammergericht dem Oberlandes- 
gerichte zu Cöln zur Verhandlung und Entſcheidung überwiefen. 
Sie rügt Verlegung des Art. 686 Rh. B.G.B., der $$ 11 und 12 
E.E.G. und der 88 11 und 12 Th. I Tit. 22 des Preuß. Landrechts, 
ift jedoch nicht für begründet erachtet worden. 


Gründe: 


Verträge der in Rede ftehenden Art, wodurch Grundftüdgeigen- 
thümer einem Dritten die Gewinnung von Steinen oder fonftigen 
Mineralien aus ihren Grundftüden gegen Entgelt gejtatten, jtellen 
ſich vechtlich als Pachtverträge dar (vergl. Entſch. des Reichsger. vom 
26. Februar 1892 im Rhein. Arch. Bd. 84, 2 ©. 103; Entſch. des 
Reichsger. Bd. 6 ©. 4, Bd. 27 ©. 279; Juſt. Min. Bl. 1893 ©. 96). 
Mieth- und Pachtverträge find aber im Gebiete des rhein. Rechts 
nicht dinglicher Natur und daher nicht eintragungsfähig. Wenn der 
Beichwerdeführer darauf hinmeift, daß das ihm verliehene Aus- 
beutungsrecht als Fäufliche Ueberlaffung eines ideellen, aber nod 
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unbeftimmten Antheils an einem Immöbel aufgefaßt werden müffe, 
jo Tann demjelben zugegeben werden, daß Verträge der in Rede 
ftehenden Art möglicherweife auch unter dem Gefichtspunfte eines 
Kaufvertrages betrachtet werden können. Gegenftand des Kaufver- 
trages find aber alsdann die zu gewinnenden Mineralien, alſo zu= 
fünftige bewegliche Sachen, keineswegs aber ibeelle Antheile an dem 
Grundjtüde ſelbſt. Von einer Eintragung könnte daher au in 
diefem Falle feine Rede fein. 

Die auf den $ 11 E. E.G. geftügte Rüge geht um deswillen 
fehl, weil jich der $ 11 nur auf Beichränfungen des Eigenthums- 
rechts bezieht (Entjch. des Reichsgerihts Bd. 18 ©. 300). In der 
dem Beichwerdeführer eingeräumten Ausbeutungsbefugniß liegt aber 
feine Beſchränkung des Eigenthumsrehts der Grundeigenthümer, 
denn es handelt ſich hierbei feineswegs um eine qualitative Be- 
Ihränfung des Eigenthums, fondern um ein zu Gunften einer be- 
jtimmten Perſon vereinbartes Nutzungsrecht an einem Grundftüde, 
mithin um ein lediglich obligatorifches Rechtsverhältnig. Auch Liegt 
eine Verlegung des $ 12 E.E.G. nit vor. Der Begriff „Grund- 
gerechtigkeit“ im $ 12 ift, wie das Reichsgericht (Entf. Bd. 8 
©. 207) ausführt, identifch mit der römischen Prädialfervitut, in 
welchem Sinne er auch im $7 EP.D. gebraudt wird. Eine ber- 
artige Prädialſervitut fteht aber nicht in Frage, ſondern lediglich 
ein von dem Bejchwerdeführer bezw. feinem Rechtsporgänger erwor- 
benes perjönliches Ausbeutungsredt. 

Bon einer Verlegung der Beitimmungen der 88 11 und 12 
Th. I Tit. 22 des Preuß. Landrechts kann Thon um desmwillen feine 
Rede fein, weil diefe Vorſchriften im hiefigen Bezirke Feine Geltung 
haben. Webrigens hat auch der als verlegt bezeichnete $ 12 gerade 
jo, wie der Art. 686 B.G.B., die römiſche Prädialfervitut zum 
Gegenftande (Entjcheid. des Reichsger. Bd. 8 ©. 209). Um eine jolche 
handelt e8 ſich aber, mie bereits erörtert, hier nicht. (Rh. X. 92. I. 28.) 
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B. 
Literaturanzeigen. 


1. Aommentar zum Allgemeinen Deutſchen Yundelsgefehbudh. Bon Dr. 
Hermann Staub. Fünfte durchgearbeitete Auflage. 4.—T. Heft. Berlin 
1897. 3. 3. Seine Verlag. VII. 1143 ©. (M. 14,—; da3 ganze Werft 
M. 21,—.) 

2. Supplement zu Staub's Kommentar zum Allgemeinen Deutſchen Handels- 
gefehbud, enthaltend: a) eine Erläuterung der Beftimmungen des neuen 
H. G. B. über die Handlungsgehilfen; b) eine vergleicherfde Darftellung des 
alten und des neuen H.G.B. Herausgegeben von Hermann Staub- 
Berlin 1897. 3. 3. Heines Verlag. 192 S. (M.3,—; für die Bezieher 
des unter 1 bezeichneten Werkes unentgeltlich.) 


Zu 1 genügt die Bezugnahme auf die im 16. Bd. dieſes Jahrbuches 
©. 534 enthaltene Anzeige der drei erften Hefte deflelben Werkes. Da 
das alte Handelsgeſetzbuch, das in diefem verbienftlihen Werfe erläutert 
ift, bereit3? am 1. Januar 1900 dem zugleih mit dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch in Kraft tretenden neuen Handelsgeſetzbuche zu weichen hat, 
ja die Beftimmungen des letzteren über die Sandlungsgehilfen mit Aus- 
nahme des $ 65 bereit? am 1. Ianuar 1898 in Kraft getreten find 
(Einf.Gef. zum neuen 9.6.3. Art. 1), fo fommen die beiden Arbeiten, 
melde in dem unter 2 bezeichneten Supplement enthalten find, einem 
doppelten Bedürfniffe entgegen, indem die erjte das neue bereits in 
Geltung ftehende Handlungsgehilfenreht in derjelben gründlichen Weife 
erläutert, wie der Staub’fshe Kommentar die Beitimmungen des alten 
Handelsgeſetzbuches, fomit in diefer Materie dem Kommentar zur noth- 
mwendigen Ergänzung gereicht, während die zweite dem Verſtändniß des 
im Mebrigen noch dem Inerafttreten harrenden neuen 9.6.8. dur Ver— 
gleihung des heutigen Rechtes mit dem Fünftigen vorarbeitet. Die erfte 
Abhandlung dedt eine Reihe von Zweifeln auf, an deren Spite die 
Uebergangsfragen ftehen, da das Geſetz Webergangsbeftimmungen für 
das bereits in Kraft geſetzte Handlungsgehilfenrecht ebenfo wenig ent- 
hält, wie für die im Jahre 1900 in Kraft tretenden übrigen Bejtim- 
mungen des neuen H.G. B. Hier begegnet vor Allem die Frage, welches 
Recht ala das fubfidiäre für das Handlungsgehilfenreht während der 
Zeit bis zum Eintreten des neuen H.G. B. zu gelten habe. Vgl. hier: 
über ©. 5 und 6 die Anm. 2 und 3 und den Zuſatz hierzu auf 
©. 191 f. Bei den einzelnen neuen Paragraphen werden die fpeziellen 
Mebergangsfragen unter diefem Stichwort erörtert. 


3. Bie Deutſche Grundbuchordnung, für die Praxis bearbeitetvon ®. Schwarze, 
Amtögerichtsrath, Mitglied der Reichſstagskommiſſion. Berlin 13897. Ber: 
lag von franz Bahlen. V. 129 S. (M. 2,60; geb. M. 3,40). 


Die zur Beit geltenden Deutſchen LZandesgefege über die Führung 
der. den Rechtsverhältniffen an Grundftüden gewidmeten Bücher knüpfen 
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ihre Vorſchriften an beitimmte Einrichtung der Bücher und der den- 
felben zur Grundlage oder zur Ergänzung dienenden Berzeichniffe, Re— 
gifter, Karten, Akten ꝛc. Ebenſo bei der Deutfchen Grundbuhordnung 
verfahren zu können, wäre höchft erwünfcht geweſen. Dem ftand jedoch 
die große Verſchiedenheit der bücherlihen Einrihtungen in den Einzel- 
ftaaten im Wege, ſowie die Thatfahe, daß die betheiligten Bundes- 
regierungen im vollen Einklang mit den bei der Geſetzgebung mit: 
wirfenden Organen darauf bejtanden, die Einführung des gemeinfamen 
bürgerlihen Rechts nicht abhängig zu machen von vorgängiger Anlegung 
reichsrechtlich anzuordnender Grundbücher, die erfahrungsmäßig eine lange 
Reihe von Jahren erfordern würde, ſondern fich einjtweilen mit den zur 
Zeit in den einzelnen Ländern beftehenden, foweit nöthig noch durch 
Regiſter zu ergänzenden Einrichtungen zu begnügen. Nur jo fonnte man 
hoffen, überall entweder ſchon bei dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuches oder doch bald nachher die Iandesherrlihen Verordnungen 
für das ganze Land erlaffen zu Fönnen, melde nah Art. 186 des Einf. 
Gef. zum B.G.B. den Zeitpunkt zu beftimmen haben, in welchem das 
Grundbuch für einen Bezirf als angelegt anzufehen it, und damit Die 
nach dem Art. 189 dafelbft bis dahin in Geltung bleibenden bunt: 
ſcheckigen Landesgeſetze zum alten Eifen werfen zu können. Die Deutſche 
Grundbuhordnung war freilid damit verurtheilt, ein der Landesrecht: 
lihen Ergänzung bedürftiger Torfo fo lange zu bleiben, bis die hoffent- 
lih alsbald beginnende Umgeftaltung der Immobiliarbücher in den— 
jenigen Ländern, die noch feine Grundbücher nach der in Preußen und 
anderen Bundesftaaten feit lange bewährten Einrichtung haben, eine für 
ganz Deutſchland pafjende, erihöpfende Grundbuchordnung ermöglichen 
wird. Diefer Rechtslage kann durch eine Bearbeitung der Grundbuch— 
ordnung „für die Praxis” unferes Erachtens befriedigend nur im An- 
Ihluß an ein bejtimmtes, die Grundbuchordnung ergänzendes Landesrecht 
entjprochen werden; bejonders nahe liegt es, fich hierbei an das Landes: 
recht eines größeren Staates, namentlich Preußens, anzufchließen, wo— 
duch ein anfchauliches Ganze gewonnen würde. Schwarze hat diejen 
Meg nicht eingefchlagen, er hält es für beſſer, „nicht erſt abzumarten, 
bis die ergänzenden Geſetze und Beitimmungen der einzelnen Bundes: 
ftaaten ergangen find, und dann in die Erörterung der Reichsgrund— 
buchordnung einzutreten”. Zugeben muß man, daß eine „einheitliche 
Durdarbeitung der Grundbuchordnung“ in dem Sinne, daß Die er- 
gänzenden- Beitimmungen jämmtliher Bundesftaaten hineingearbeitet 
würden, „ein Sammelmerf, welches für die Praris gar nicht zu ges 
brauchen wäre”, ſchaffen würde. Aber warum vermwirft er eine „‚Spezial- 
arbeit für einen einzelnen Bundesftaat” in dem oben bezeichneten 
Sinne? Hat er doch ſelbſt das Bedürfniß gefühlt, in einem dritten 
Theil Beifpiele zu geben ‚unter Benutzung eines Grundbuchformulars, 
das der Verfafjer für die Einführung überall dort, wo das Grundbuch 
zufammenhängend in einem Buche geführt werden foll, empfehlen möchte”. 
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Immerhin ift das Buch ein fleifiger Kommentar der einzelnen Beitim- 
mungen der Reihsgrundbuhordnung und mohlgeeignet, feiner Zeit zu 
einer Spezialarbeit für einen der größeren Bundesftaaten auszuwachſen. 


4. Bas Bormundfdaftsreht nad dem Bürgerlichen Gefchbudh für das 
Bentfche Reich. Grläuterungen des dritten Abjchnittes vierten Buches 
des Bürgerlihen Gefegbuches von Dito Richter, Amtögerichtärath und 
auffihtsführender Richter, Graudenz. Leipzig 1897. Guftav Weigel. 
5% ©. (M. 8,00; halbfr. geb. M. 9,50). 

Nah Art. 1 des Einführungsgefetes zum Bürgerl. Geſetzbuch tritt 
Letzteres am 1. Januar 1900 gleichzeitig mit mehreren dort bezeichneten 
Geſetzen in Kraft, zu denen auch ein Geſetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit gehört. Dem Reichstage liegt bereits der 
Entwurf zu einem foldhen Geſetze vor, deſſen zweiter Abjchnitt über- 
fchrieben iſt „Vormundſchaftsſachen“ und diefe Materie in den SS 30 
bis 59 eingehend behandelt. Nah den Yortjchritten, welche die Be- 
rathung dieſes Entwurfes bereits gemacht hat, ift zu erwarten, daß das 
Gefe nad) wenigen Moraten publizirt fein wird. Daß diefe Zuftän- 
digfeits- und Berfahrensbeitimmungen von den Kommentatoren des 
Bürgerl. Geſetzbuches nicht abgewartet merden, iſt begreiflich, weil deren 
Aufnahme in die Kommentare den ohnehin jchwer zu bemältigenden 
Stoff ungebührlid hätte anfchwellen lafien. Wenn aber das neue 
Deutſche Bormundihaftsreht monographiih fommentirt wird, fo jollte 
dies nicht ohne eingehende Berüdfihtigung und SHereinziehung der ein- 
ihlagenden Beftimmungen des in Sicht ftehenden Gejeges über die Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gefchehen. Der Praris würde 
damit bei der ſchwer zu bemältigenden neuen civilrechtlichen Gejeggebung 
der nicht zu unterſchätzende Dienft geleiltet werden, das Zufammen= 
gehörige auch beifammen zu finden und nicht erft aus mehreren Büchern 
mühſam zufammenfuchen zu müfjen. Bätte der Verfaſſer fih hiervon 
leiten lafjen, jo würde er ohne Zweifel dazu gelangt fein, den Er— 
läuterungsjtoff erheblich einzufhränfen, nicht zum Schaden jeiner vor- 
liegenden Arbeit, die an einer die Ueberficht erfchwerenden Sypertrophie 
leidet. Insbeſondere hätten die rüdmwärtsichauenden Darjtellungen 
früheren und gegenwärtigen partitularen Vormundſchaftsrechts und der 
richterlihen Auffafjungen defjelben ohne Schaden auf jolde Dinge be- 
ſchränkt werden fünnen, welche für das Verſtändniß des neuen Rechts 
von Werth find. Die Vorarbeiten zum Bürgerl. Geſetzbuch mußten in 
diefer Beziehung möglichſt erfchöpfend fein, denn fie jollten dem Geſetz- 
geber die hiftorifchen Grundlagen für die Neugeitaltung geben; für Die 
Anwendung des neuen Rechtes find fie nicht entfernt von gleicher Be- 
deutung. Es ſoll indeffen nicht verfchwiegen werden, daß der Ver— 
fafjer mit großem Fleiß ein umfajjendes Studienmaterial zufammen- 
getragen hat. 


A. Alphabetifches Sachregiſter. 


(Die Zahlen weifen auf die Seiten hin.) 





2. 


Abfindung, Eintragungsfähigkeit der 
— des Grundeigenthümers bezüglich 
rn Betriebsſchadens eines Bergwerk 


Abgabe, Beſchwerde über — einer 
Vormundihaft oder Pflegſchaft 3. 
Abgaben, jtädtifhe — für Luftbar- 

fetten, Bolizeiverordnung 378. 
Aborte, Entleerung von —, Redhts- 
garage einer WPolizeiverordnung 


Abſchrift, Stempelanfag für die von 
dem publizirten Teſtamente nebit 
dem Wublifationsprotofolle zurück— 
behaltene beglaubigte — 25. 

Abſetzung eines rheinijch = rechtlichen 
—8 479. 

Abſingen von Liedern ſ. Geſang. 

Adelsprädikat, Unterbrechung der 
Erſitzung 468. 

Attiengetellihaft,Anmeldungneuer 
VBorftandsmitglieder zum Handels— 
regijter ber peter 12; 
Gebühr für die Eintragung einer — 
ufolge Sigverlegung 166; Gebühr 
Kir intragung der Zmeignieber: 
lafiung einer außerdeutichen — 180. 

Amerika ſ. Bezirksgerichtsichreiber. 

Amortijationshypothef, Suläffig: 
feit der Borredhtseinräumung mit 
den zu tilgenden Theilen 91. 

Amtsvorftand, Widerjeglichfeit gegen 
Berfügungen defjelben 312. 

Aenderung, Zuläffigfeit der — der 
Angaben des Titelblattes eines 
Grundftüds über Größe und Rein- 
ertrag 35; — des Familiennamens 
dur Verbindung mit dem Namen 
des Geburtsortes 471. ©. aud) Ber: 
änderungen. 

Angaben, unrichtige, über dan 

es Einfommen in der Berufungs- 
ſchrift 370. ©. aud) Gruudbuchblatt. 


Angeklagte, Anzeige von der erfolg: 
ten Wahl eines Bertheidigers unter: 
liegt nicht dem Vollmachtsſtempel 290. 

Angelegenheiten ſ. öffentlihe Ans 
gelegenheiten. 

Anlage von Gigarrettenfabrifen 321. 

Anlegung des Grundbuchs ſ. dort. 

Anmeldung eines fteuerpflichtigen 
Gewerbes bei der Gemeindebehörbe 
mündlich durch einen Dritten, defien 
Legitimation beanjtandet wird 372; 
— der Mitführung eines Begleiters 
beim Gewerbebetrieb im Umberziehen 
374; Unterlaffung der — eines neu 
eingetretenen Mitglieds eines Ber: 
eins 418; nadträglide Gintragung 
bei unterlafjener — des Eigenthums: 
erwerbes bei ver rer wen ia 
481; Rechtsnachtheile der verjpäteten 
— von Redten an Grundftüden 
483. S. auch Fortbildungsſchule. 

Anpreiſung, Polizeiverordnung über 
— von Geheimmitteln 447. 

Anreizen zum Verlaſſen des Dienſtes, 
Begriff i. S. der Geſindeordnung 454. 

Anzeige, polizeiliche Pflicht zur — 
von Genickſtarre 315; —pflicht be— 
reits beim Inkrafttreten des Gewerbe⸗ 
—— beſtehender Gewerbe⸗ 
etriebe 342; Pflicht des Ehemanns 
zur — baulicher Veränderunge Tuf 
dem —— feiner Ehefrik 379; 
— der Verfammlung behufs Grün- 
dung eines Arbeiter-Turnvereind 420; 
Pfliht der — von Berfammlungenzur 
Erörterung oder Berathung öffent: 
liher Angelegenheiten 423; —pflicht 
de3 die Leiche unterfuhenden Arztes 
ri Falle eines gewaltjamen Todes 

5 


Arbeiter, Schnitter als in der Land— 
wirtbichaft befhäftigte — franfenver: 
ſicherungspflichtig 318; Handlungs: 
lehrlinge alö gewerbliche —, Beju 
der Fortbildungsfchule 320; Begri 
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deö gewerblichen —, deſſen Beichäf: 
tigung im Sandelögewerbe während 
der Sonntagäruhe verboten ift 432; 
Räume zur — der —, 
landwirthſchaftliche tabliſſements 
448; Polizeiverordnung über Woh— 
nungen von Ziegel— 451; Aufforde— 
rung der ländliden — zur Arbeits: 
einftellung 454. 

Arbeiterinnen, Beihäftigung von 
— an Sonn: und Feſttagen mit dem 
Garnieren von Damenhüten 431. 

Arbeitseinftellung, Aufforderung 
des Gefindes und der ländlichen Ar: 
beiter zur — 454. 

Arzt, Anzeigepfliht des die Leiche 
unterfuchenden — im Falle eines ge- 
waltfamen Todes 465. 

Aufforderung des Gefindes oder der 
ländlichen Arbeiter zur Arbeitsein: 
jtellung 454. ©. aud Nothhilfe. 

Auflaſſung, bei der Einbringung von 
Grundftüden in — — 
ten bedarf es der — zur Umſchre 
bung des Eigenthums auf die Ge— 
ſellſchaft 44; — an eine ſtädtiſche 
öffentliche Volksſchule unzuläſſig 49; 
Form der Vollmachten des Branden⸗ 
burgſchen Provinzialverbandes 52; 
— dur die Erben erforberlidh bei 
der Abrede unter den Miteigenthü:- 
mern eines Grundftüds, daß beim 
Tode des einen das Miteigenthum 
den anderen gegen Zahlung einer 
beftimmten Summe an die Erben 
des Verftorbenen zuwachſen folle 58; 
— auf Grund eines fchriftlichen 
Kaufvertrages, Gebühr für die Ein- 
tragung des Eigenthümers 142; Ge: 
bühr für Zurüdnahme einer —Ser: 
Märung 147; —sſtempel bei Ausein: 
Mer etzung über das Vermögen 

durh den Tod eines Sefel- 


5 


erh 
ſchafiers aufgelöften offenen Handels⸗ 
gejellfhaft 260; — durd den Sub: 
jtitutionsbevollmächtigten eines Mit: 
eigenthümers 486; — des Miterben- 
antheil3 an den zu einer ungetheil: 
ten Erbmafje gehörigen Grundftüden 
(rhein. R.) 458; Berechtigung des 
Seneralbevollmädtigten ſämmtlicher 
Miterben zu —serklärungen (rhein. 
R.) 492. 

Auflaffungsftempel bei Ausein- 
anderjegung über das Vermögen 
einer durch den Tod eines Gejell: 
ſchafters aufgelöften offenen Han— 


Sadıregifter. 


delsgeſellſchaft 260; — bei einem 
Bertrage, durch welchen ein Grund: 
ftüd verfauft und dem Beräußerer 
leichzeitig die Bebauung deſſelben 
übertragen wird 266. 

Aufnahme von Bollmadten von 
Blinden durch den Notar 121; No: 
tariatsgebühr für — einer Zeſſion 
203; — verjchiedener Urkunden über 
mehrere, ein einheitliches Rechtsge— 
Ihäft bildende Berträge, Notariats- 
gebühr 236; Gebühren der Notare bei 
— von Wechjelproteften 252. 

— Eintragungsfähigkeit 
des Rechts der — fremder Grund— 
ſtücke auf Mineralien (rhein. R.) 502. 

— ———— 
Grundbuchblättern für die Geſammt— 
heit der bei einer — Betheiligten 
60; Auflaſſungsſtempel bei — über 
das Bermögen einer durd den Tod 
eines Gefelihafters aufgelöften offe- 
nen Sandelsgejellichaft 260. 

Auseinanderfegungsbehörde, 
deren Zuftändigfeit zu Erſuchen um 
Neuanlegung von Grundbuchblättern 
in Ausführung von Rezeſſen 60. 

Ausfertigung eines Teftaments, Ge: 
bühr des rhein. Notars 231. 

Aushängen von Gegenftänden nad) 
öffentlihen Straßen, Plägen und 
Durdgängen, Rechtsgültigkeit einer 
Polizeiverordnung 392. 

Auslagen, Verpflichtung Fatholticher 
Pfarrgemeinden zur Zahlung baarer 
— der Staastafe 194. 

Ausland, aud) bei einem im — an: 
Denen Prozek der Notar zu Zus 
tellungen in Prozeßſachen nicht be- 
fugt 256; Einführen von Schweine: 
fleifh vom —, Unterfuhung auf 
Trichinen 441. 

Ausftellen von Gegenftänden nad 
öffentlihen Straßen, Plägen und 
—— ‚ polizeilihes Verbot 


Ausftellung, Verbot der — von In— 
haberpapieren 461, 462. 

Austritt aus der Landeskirche, Be- 
—— darüber nicht jtempel- 
pflihtig 303. 

Ausübung, Unterfagung der — des 
an kg Tree wegen wieber:- 
— chlachtſteuerhinterziehung 

55, 358; Befugniß zur — des Jagd⸗ 
rechts in zuſammenhängenden Be— 
ſitzungen von 300 Morgen 405. 


Sachregiſter. 


Bankett einer Chauſſee, Fahren auf 
demſelben in — lauben, Straf: 
nn. 99. 

Bauherr, Magiftrat als — bei ftäbti- 
{hen Umbauten, unterlafjene Ein: 
rg: der baupolizeilichen Erlaub: 
niß 356. 


Bäume an der Chauffee, Beſchädi⸗ 
gung 401. 

Bauten, Einholung der baupolizei- 
a. Erlaubniß Hr ſtädtiſche — 


— bes Def TEEN 
ermö ensüberfichten ? 
Beglaubigung, feiner — bedürfen 
ollmadten der Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten bei Stellung von Eintragungs⸗ 
anträgen 90; — des Löſchungsan— 
trages 102, 103; — durd einen 
amerikaniſchen Bezirksgerichtsſchrei⸗ 
ber, Legaliſation des —svermerks 
116; Notariatsgebühr für — von 
Unterſchriften, wenn zugleich ein 
Entwurf zu einem abändernden Zu: 
fage zum Bertrage vom Notar ges 
fertigt wird 208. 

Begleiter eines Hauſierers, Anmelde: 
pfliht zur Eintragung in ben Ge- 
werbeſchein 374. 

Beigeordneter, Erlaß durd einen 
— Vertretung des Bürgermeiſters 

1 


314. 

Beiſtand, —— eines rheiniſch⸗ 
rechtlichen — 479, 

Beitreibung unficherer Forderungen, 
— — 368. 

Belaftung eines Grundſtücks im Wege 
der Zmwangsvollftredung 86. 

Benadhridtigung, Koften für die 
gerichtäfeitige — der in einem Tefta- 
mente Bedachten 129. 

Bergwerk, Nichtbefolgung des Gebots 
der Verdichtung eines Bohrlochs, 
Strafbarfeit457 ; Zumiderhandlungen 

egen Bergpolizeiverorbdnungen 459; 

intragungsfähigteit der Abfindung 
des Grundeigenthümerg dee bes 
Betriebsſchadens eines — 500. 

Berichtigung des Titeld eines Grund- 
buchblattes in Bezug auf Größe und 
Reinertrag des Grundftüds 38. 

Berufung in Einlommenfteuerjachen, 
unrichtige Angaben des Zenfiten in 
der —3jchrift 370. 

Beihädigung von Chaufjeebäumen 
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401; — der Oderdämme, SFifcherei- 
privilegium 413. 

Beiheinigung, Umſchreibung einer 
im 3Zmangsvollitredungsverfahren 
verfteigerten Sypothef auf Grund 
einer — des Bollftredungsgerichts 
98; Gebühr für eine vom Gerichts: 
vorſtande ertheilte — 139; Stempel- 
pfliht einer — über den Austritt 
aus der Landeskirche 303. 

Beihlüffe ſ. Generalverfammlung. 

n Ihränfung f. Eigenthumsbejchrän- 


ung. 

Beſchwerde über Abgabe einer Vor— 
munbihaft oder Pflegihaft 3; Ges 
bühr für — im rhein. Theilung3- 
verfahren 188 


Beiud f. Foribildungsſchule. 
Betriebsführer, Beginn der Ber- 
jährung einer von dem — eines 


Bergwerks verübten Webertretung 
einer Bergpolizeiverordnung 459. 
— —— eines Bergwerks 

o 


Betriebsſteuer, Kleinhandel mit 
ſelbſtgebranntem Branntwein als 
Nebengewerbe 340; Verabreichen von 
Branntwein durch einen Höker zwecks 
Begünſtigung des Abſatzes ſeiner 

— ren 351. : gt Si 
ezeihnung der rmen er, 
Hehtsgülti eit einer rain 
ordnung 333. 

Bezirksgerihtöfchreiber, Legali— 
fation des — — 
eines amerikaniſchen — durch den 
Deutſchen Konſul 116. 

Bier, Kleinhandel mit —, polizeiliche 
Vorſchriften über Bierzapfapparate 
323; Anwendung einer Gemeinde— 
Bierſteuer auf durchgeführtes — 352. 
S. auch Schankwirthſchaft. 

Bierſteuer, Anwendung einer Ge— 
— auf durchgeführtes Bier 


Bierzapfapparate, polizeiliche Bor- 
fchriften über deren Einrichtung und 
Gebrauch 323. 

Blinde, notarielle Aufnahme von 
Vollmachten 121. 

Bohrloh, Nichtbefolgung des Gebots 
der Verdichtung, Strafbarkeit 457. 
Branntwein, Kleinhandel mit — in 
Weftfalen, Beach des — 331; Klein⸗ 
handel mit felbitgebranntem —, Kon 
zeffton, Betriebsfteuer 340; Verab⸗ 
reihen von — ohne Bezahlung zur 
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Begünftigung des Abjages von 
Waaren 351. ©. auch Schanf: 
wirthichaft. 

Bürgermeifter, Erlaß einer ftäbti- 
ihen Polizeiverordnung durch den 
Vertreter des — 314. 


€. (S. aud 8. und 3.) 

Chauffee, Fahren auf dem Bankett 
einer — in gutem Glauben, Straf: 
beftimmung 399; Bejchädigung von 
— bäumen 401. 

Gigarrettenfabrifen, Anlage von 

A. 

Damenhüte, Garniren 
Sonntagsruhe 431. 

Dämme, Deiche, Beſchädigung der 
Oder —, Fiſchereiprivilegium 413. 
Deichweſen, Nichtbefolgung der Auf— 
forderung zur Leiſtung der Noth— 

hilfe 404. 

Deſzendenzpfleger, Befreiung des— 
ſelben von Vermögensüberſichten 28. 

Dienſtherr, polizeirechtliche Vorſchrift 
der Haftbarkeit des — für die Geld— 
buße ſeines Knechtes iſt unzuläſſig 
311; Kündigung an die Ehefrau des 
— vVerlaſſen des Dienſtes 453. ©. 
auch Geſinde. 

Druckſchriften, Umhertragen von — 
von Haus zu Haus während des 
Hauptgottesdienſtes 439. 

Durchgänge, Verbot des Aushängens 

ꝛc. — nach öffentlichen 


von —, 


Ehefrau, Erbſchaftsantritt der — 
durch Erklärung ihres Ehemannes 23; 
Kündigung des Dienſtes an die — 
des Dienſtherrn 453. S. auch Ehe— 
gatten, Ehemann. 

Ehegatten, Leibrentenvertrag zwiſchen 
—, die in Scheidung leben 284; 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
des weſtfäliſchen Rechts im rhein. 
Rechtsgebiete nach dem Tode eines 
der — 498. 

E mann, Erbſchaftsantritt durch 
en — der berufenen Erbin nach 
gem. R. 23; Pflicht des — zur An— 
zeige baulicher Veränderungen auf 
dem Grundſtücke feiner Ehefrau 379; 
— fann den Vermerk der Zugehörig- 
feit eines Grundftüds zur Güter: 
gemeinichaft verlangen 495. ©. auch 
Ehefrau, Ehegatten. 


Sadıregifter. 


Eigenthum, Begründung eines be 
dingten oder betagten — an einem 
Grundftüd nad gem. R. 41; Erwerb 
des — an einem Grundjtüd bei 
aufihiebend befriftetem Kauf 58. 
©. auch Eigenthumserwerb. 

Eigenthümer, Eintragungsbewilli— 

ung eines nicht eingetragenen — 
65; Gebühr für die Eintragung des 
— 142; dgl. wenn der bisherige — 
in der Zwangsverjteigerung das auf 
feinen Namen eingetragene rund: 
ſtück erfteht 145; Eintragungsfähig— 
feit der Abfindung des Grund— 
bezüglich des Betriebsſchadens eines 
Bergwerks 500. 

BIGESSURLIAES TEST NEE, Ge: 
richtsgebühr für Eintragung einer — 
im Grundbuche 155. 

Eigenthumsermwerb, nachträgliche 
Eintragung bei unterlaffener An: 
meldung des — bei der Grundbuch— 
anlegung 481. 

Einbringung von Grundftüden in 
Sandelögejellichaften 44. 

Einführen von Schweinefleiih vom 
Auslande, Unterſuchung auffridinen 
441; — von Fleifh von auswärts, 
polizeilihe Vorſchrift über Unter: 
ſuchung des Fleiſches auf dem Schlacht: 
hof 444. 


Einkommenſteuer, Vermehrung des 
Einkommens nach der Veranlagung 
362; Verſchweigen einer dem Betrag 
nad) unbefannten Einnahme 364; 
Entjhädigung der Privatbeamten 
für vertragsmäßige Verrihtungen 
366; Beitreibung unficherer Forde— 
rungen 568; unrichtige Angaben in 
der Berufungsichrift 370. 

Einnahme, Verſchweigen einer dem 
Betrag nad) unbefannten — in der 
Steuererklärung 364. 

Einräumung ſ. Vorredt. 

Eintragung der Firma einer jurijti- 
ſchen 3— 4; — der Kursmakler in 
das Sandelsregiiter 6; — eines be= 
dingten oder betagten Eigentums 
an einem Grundftüd dergeitalt, daß 
es beim Eintritt der Bedingung oder 
des Termins von ſelbſt aufhört und 
dem Anmärter zufällt, ift unzuläffig 
41; — einer ſtädtiſchen öffentlichen 
Volksſchule ald Eigentümerin tft 
unzulälfig 49; —Sbemwilligung eines 
nit eingetragenen Gigenthümers 
655 —Sfähigkeit eines Vor- und 


Sachregiſter. 





Wiederkaufsrechts im Gebiete des 
gem. R. 663 — einer Renten— 
ſchuld im Grundbuch 70, —sfähig— 
keit der ſog. Unterwerfungsklauſel 
75; — einer Kautionshypothek auch 
dann ſtatthaft, wenn der zu ſichernde 
Anſpruch beſtimmt iſt 79; — einer 
Revenuenhypothek oder Revenuen— 
grundſchuld 83; — auf Grund einer 
egen den Erblafjer gerichteten Boll: 
tredtungsflaufel 36; —sfähigkeit der 
Vorrehtseinräumung vor den zu 
tilgenden Xheilen einer Hypothek 
91; Vermerk des Vorreht3 vor dem 
Ueberreft bei — der Pfändung einer 
Theilhypothef 95, Gebühr für meh: 
rere — endgültige — in 
Abth. II und Ill des Grundbuchs 132; 
Gebühr für die — des Eigenthümers 
142; dgl. wenn der bisherige Eigen: 
thümer in der Zmwangäverfteigerung 
das auf feinen Namen eingetragene 
Grundftüd erfteht 145; Gebühr für 
die — des Grundftüdserftehers in 
das Grundbud 152; Gebühr für — 
einer Gigenthbumsbejhränfung im 
Grundbudhe 155; Gebühren für Die 
— einer PVorredhtseinräumung im 
Grundbucde 158; Kojten der — mehr: 
facher diejelbe Poſt betreffender Ber: 
änderungen 163; Gebühr für die — 
einer Aitiengejellichaft zufolge Sit: 
verlegung 166; Gebühr für die — 
von Zmeigniederlaffungen in das 
SHandelsregifter der Sauptnieder: 
laffung 170; Gebühr für — einer 
irma in das Sandelsregifter einer 
weigniederlafjung 177; Gebühr für 
— der Zmeianiederlafjung einer 
außerdeutichen Altiengejellichaft 180; 
Gebühr für mehrere — in das Pro: 
furenregijter 134; nadträglide — 
bei unterlaffener Anmeldung des 
Eigenthbums bei der Grundbuchan— 
legung (rhein. R.) 481; — der fort: 
gejegten Gütergemeinjchaft des weſt— 
—— Rechts im — * Rechts⸗ 
gebiete 498; —sfähigkeit der Abfin- 
dung des Grundeigenthümers bezüg— 
lich des Betriebsſchadens eines Berg— 
werks (rhein. R.) 500; —sfähigke 
des Rechts der Ausbeutung fremder 
Grundftüde auf Mineralien 502. 
Eintragungsanträge der Prozeß— 
————— bebürfen feiner Be- 
glaubigung 90. 


‚Eintragungsbemwilligung eines 
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nicht eingetragenen Eigenthümers 65. 
©. aud Eintragung, Griteher. 
Eintragungsvermerf ſ. Vorredt. 
Eintritt eined neuen Bereinsmit: 
gliedes, dreitägige Anmelvefrift 418. 
Einweihung eines Kreuzes an der 
——— polizeiliche Genehmigung 


Einwirkung auf öffentliche Angele— 
genheiten i. S. des Vereinsgeſetzes 424. 

Einziehung ſ. Konfiskation. 

Entleerung von Aborten, polizeiliche 
Vorſchriften 337. 

Entſchädigungen der Privatbeamten 
für vertragsmäßige Verrichtungen, 
— Einkommenſteuer 366. 

Erbbeſcheinigung, für die Aus— 
ſtellung einer — wird der Erbſchafts— 
antritt der Ehefrau nicht ermiejen 
durch die Erflärung des Ehemannes, 
namens feiner Ehefrau eine Erbichaft 
anzutreten (gem. R.) 23. 

Erbjhafjtsantritt dur den Che: 
mann der berufenen Erbin nad 
gem. R. 23. 

Erbihaftserwerb, ob fidh der — 
von Rechtswegen oder durch Antritt 
vollzieht, entjcheivet fih nach dem 
Recht des legten Wohnfites des Erb: 
lafjers 23. 

Erbihaftsfäufer, Auflaffung und 
Eintragung als Miteigenthümer jei- 
tens des — 488. 

Erlaß einer ftädtifchen Polizeiverord- 
nung durch) den Vertreter des Bürger: 
meiſters 314. 

Eröffnung eines Teftaments, Koften 
fürdie gerichtsfeitige —— ng 
der im Teftament Bedachten 129. 

Erdrtern öffentlicher Angelegenheiten, 
Begriff 421. 

Erjegung des rheinifcherehtlichen Bei- 
ftandes durch eine andere Perjon 479. 

Erjigung, Unterbredjung der — in der 
Führung eines Adelsprädifats 468. 

Erjtattung j. Auslagen. 

Eriteher, Eintragungsbemwilligung des⸗ 
jelben nad) der Bertheilun —* 
lung, aber vor ſeiner Eintragung 
als Eigenthümer 65; Gebühren für 
die Eintragung des Eigenthümers, 
wenn der bisherige Eigenthümer in 
der Zwangsverſteigerung das auf 
ſeinen Namen eingetragene Grund— 
ſtück erſteht 145; —— für die 
Eintragung des Grundſtücks — in 
das Grundbuch 152. 
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Erjuden, Zuftändigfeit der Augein- 
anderſetzungs de für — um Neu⸗ 


anlegung von 
Ausführung von Rezefien 60. 
Etat, Notariatsgebühr für Beurkun— 
dung eines die Feftfegung des — 
um Gegenftande habenden Be: 
(Stufen einer Generalverjammlung 


nbbuchblättern in 


6. 


Fahren auf dem Bankett einer 
Chaufjee in — Glauben, Straf: 
beſtimmung 

Zäprgeregtigteit, Schließung bes 

r eine — angelegten Grundbud): 

3 It ffior it bei Ueb d 
ah rlä eit bei Uebertretung des 
$ 36 3.5 € 6.8. 325. 


a auf Firmenſchil⸗ 

bern, rechtsgültige Polizeiverordnung 

; Aenderung des — durch Ber: 

binbung beffelben mit dem Namen 
* Geburtsortes 471. 

"es Zödten eines Franken 

— den ſog. — zur Schon⸗ 


— Sheili ung, gewerbsmäßi⸗ 
436: Br ffentlih wahr: 
arer Betrieb * Pferdehandels 


437. 
Feldziegeleien, . e Geneh- 
migung zur Errichtu ngb elben 402. 
Feltgenommene, * izeiverordnung 
— den Verkehr mit polizeilich — 


Fe Ki etung, gerichtliche, der Gebühren 
eines NRotars f. Notar, Notariats: 
gebübr. 

Feuerwerkskörper als reng⸗ 
Kaffe i. ©. einer Polizeiverordnung 


Finnen, Unterfuhung von Schweine: 
— Fr —, Einführung vom Aus: 


— Eintragun 92 der — einer ju⸗ 
riftifhen Perfon 4; dsgl. der Kurs: 
maller 6; Gebühr für die Eintra- 
Fre einer — in das Handelsre⸗ 
giſter einer Sieigieeta fung 177. 
Firmenjhilder, Bezeichnung der —, 
— einer — * 
nun 
u gen, —— Feiertags⸗ 
Silßereipeipitegtum, Beſchädi⸗ 
gung der Oderdämme 413. 


Sachregiſter. 


Fleiſch, polizeiliche Vorſchrift über 
Unterſuchung des von auswärts ein- 
geführten — auf dem Schlachthof 444. 

Fleiſcher ſ. Sclachtfteuerhinterzie- 
hung. 

Forderungen, Beitreibung unſicherer 
— Einkommenſteuer 368. 

Fortbildun gsſchule, ein Ortsſtatut 
betr. eine gewerbliche — wird durch 
Anhörung von Arbeitern vor defjen 
Grlaffung ohne gefegliche Köthigung 
nit ungiltig 309; Beſuch der — 
durch Handlungslehrlinge als ge: 
werbliche Arbeiter 320. 

Frachtfuhrgeſchäft, Sonntagsruhe 
im Sandelsgewerbe 429. 

Freiheitsſtrafe, Art der eventuellen 
— bei Scladtjteuerhinterziehung 


Garniren von Damenhüten, Sonn- 
tagsruhe 431. 

Gebäudefteuer, Kontravention durch 
unterlafjene Anzeige von Berände- 
rungen an Gebäuden, Verjährung 379. 

Gebühren, Werthberechnung für den 
Anja von Geriht3— in Angelegen= 
week — nicht ſtreitigen Gerichts⸗ 

rkeit 132; — für mehrere gleich- 
— e —— en in 

II des Grundbuds 132; 

an eine vom Gerichtsvorſtande 
ertheilte Beicheinigung 139; — für 
die Eintragung des Gigenthümers 
142; dgl. wenn der bisherige Eigen= 
thümer in der Zwangsverfteigerung 
das auf jeinen Namen eingetragene 
Grundftüd erfteht 145; — für Zus 
rüdnahme einer Aufla ung3erflä- 
rung 147; — für die Eintragung 
bes Grundftüdserftehers in das 


Grundbud 152; — für Eintragung 
einer Ei entfumäbe] ntung im 
Grundbude 155; r bie Ein 


tragung einer BorrectBeinräumung 
im Grundbuche 158; — für die Ein— 

— einer — m 
folge Sitzverlegun 


— et 
geſellſcha 


— für mehrere Eintragungen 


Sachregiſter. 


in das Prokurenregiſter 184; — für 
Beihwerden im rhein. Theilungs- 
verfahren 158, — für Seirathß- 
erlaubnißjcheine 191. S. aud Aus: 
lagen, Koften. 

Geburtsort, Berbindung des Fa— 
miliennamens mit dem Namen des 
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Gefangene, Berfehr mit —, Polizei: 
verordnun 9. 
Gefängnißſtrafe ſ. Freiheitsſtrafe. 
Geheimmittel, Polizeiverordnung 
über Anpreiſung von — 47. 
Gemeinde, Ueberweiſung des Ver— 
mögens einer durch — ihrer 
Mitglieder erloſchenen Innung 110. 
Gemeindebehörde ſ. Gewerbebetrieb. 
Gemeinderath, Widerſ — gegen 
Verfügungen deſſelben 312. 
Gemiſchte Ehe, Religionsunterricht 
der Kinder aus — 37. 
Genehmigung, polizeiliche — zur 
Errichtung einer Feldziegelei 402; 
polizeiliche — zu einem Weiheakt 
unter freiem Simmel 414; — zur Ber- 
anftaltung eines nicht gewöhnlichen 
Leichenbegängniſſes 427. 
Generalkommiſſion, deren Bu: 
ftändigfeit zu Erſuchen um Neu— 
anlegung von Grundbucdblättern in 
Ausführung von Rezeffen 60. 
Generalverfammlung, Notariatö- 
ebühr für Beurkundung eines Ber 
ehluffes der —, der die RT 
des Gtat3 zum Gegenftande hat 215; 
Berechnung der Notariatsgebühren 
für Beurkundung mehrerer einzelner 
Beichlüffe einer — 219. 
Geniditarre, polizeilich 
pflicht 315. 
Genoſſenſchaft, Bildung 
Refervefonds, Beſtimmung 
Mindeftbetrages im Statut 15. 
Gerichtsvollzieher, Beſcheinigung 
des — genügt nicht zur Umſchreibung 
einer im Zwangsvollſtreckungsver— 
fahren verſteigerten Hypothek 98. 
Gerichtsvorſtand, Gebühr für eine 
vom — ertheilte Beſcheinigung 139. 
Geſang, Erörtern öffentlicher Ange— 
legenheiten durch — von Liedern 421; 
Verbot des — national-däniſcher 
Lieder in Schleswig-Holſtein 466. 
u Geſellſchaft, Begriff 


Gefeilſchaft, polizeiliche Vorſchrift 
Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 


Anzeige: 


eines 
des 
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über Zulaffung des Defonomen einer 
— 335. ©. aud) Privatgejellichaften. 
Gefinde, die von einem Landwirt 
angenommenen Schnitter gehören 
nicht zum ländliden — 318, Ver: 
lafjen des Dienftes, Kündigung an 
die Ehefrau des Dienftheren 453; 
Aufforderung zur Arbeitseinftellung 
454; anderweite Unterbringung von 
—, das den Dienft verlaffen hat 454. 
Gejfindemäfler, ftrafbar, wenn er 
Gefinde, das den Dienft eigenmächtig 
verlaffen Hat, zur — eines 
andern Dienſtes veranlaßt 454; Be— 
griff des Anreizens zum Verlaſſen des 
Dienſtes 455. 
Getränke ſ. Schankwirthſchaft. 
Gewerbebetrieb, beim Inkrafttreten 
des Gewerbeſteuergeſetzes bereits be— 
—— —, Anzeigepflicht 342; 
nterfagung der Ausübung des — 
wegen wiederholter Schlachtjteuer- 
binterziehung 355, 358; Anmeldung 
eines fteuerpflichtigen — bei der Ge: 
meindebehörde mündlich durch einen 
Dritten, - Legitimation bean- 
ftandet wird 372; — im Umber: 
ziehen ſ. Hauſiren. 
Gewerbegehülfen, welche in einem 
mit einem Frachtfuhrgeſchäfte ver— 
bundenen peditionsgeſchäfte be— 
ſchäftigt find, unterliegem den Be— 
— über die Sonntagsruhe 


Glücksrad, Einzählung der Loos— 
nummern in das —, Notariatsgebühr 
für Beurkundung 236. 

Gottesdienft ſ. Hauptgottespienit. 

Grundbud, Berichtigung des — auf 
Erſuchen der Auseinanderjegungs: 
behörde 60; Anlequng des —: nach— 
trägliche Eintragung bei unterlafjener 
Anmeldung des Cigenthbums 481; 
Rechtsnachtheile der verjpäteten An: 
meldung von Redten an Grundftüden 
483. ©. auch Eintragung. 

Grundbucdblatt, Bedeutung der An- 
gaben des Titels eines — über 
Größe und — des Grund: 
ſtücks 38; Zuſtändigkeit der Aus— 
einanderſetzungsbehörde für das Er— 
ſuchen um Neuanlegung von — in 
Ausführung von Rezeſſen 60; Schlie— 
ßung des über eine Fährgerechtig— 
keit angelegten — 123. 

Grundſchuld, Eintragung einer Re— 
venuen— auch bei Grundſtücken zu— 
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läffig, die nicht Lehne oder Fidei— 
kommiſſe find 83. 

Grundftü , Bedeutung der Angaben 
des Titelblattes eines — über Größe 
und Neinertrag, Zuläffigkeit der 
Aenderung folder Angaben 33; Be: 
— bedingten oder be- 
tagten Eigenthums an einem — 
nad gem. R. 41; Einbringung von 
— in Sanbelögejellihaften 44; Er: 
werb des Eigentbums an einem — 
bei aufichiebend befriftetem Kauf 58; 
ei n Belaftung im Wege der Zwangs⸗ 

ftrefung 86; Betrag des Stem- 
pels für einen Vertrag, durch 
mweldhen ein — verfauft und dem 
Beräußerer gleicpeitig die Bebauung 
deffelben übertragen wird 266; — 
mit beweglichen Beilaß, Stempelan- 
ja für Zuſchlagsurtheil 299; — feine 
Waare i. S. des Haufirfteuergejeges 
377; anliegendes — einer Kirchen: 
gemeinde, Straßenreinigung 394; 
ubjtitutionsvollmaht eines Mit- 
eigenthümers zum Berfauf und zur 

Auflaffung von —Santheilen 486; 

Auflafiung des Miterbenantheils an 
den zu einer a en Erbmaſſe 
gehörigen — ermerk der Zu⸗ 
gehörigkeit eines — zur ehelichen 
Gütergemeinſchaft 495; Eintragungs⸗ 
fähigkeit des Rechts der Ausbeutung 
fremder — auf Mineralien 502. 

Gül igfeit einer Polizeiverordnung 


1. 
@üterg emeinſchaft, Vermerk der 
Sugar eines Srunpftüds zur 
en en — (chein. R.) 495; fort: 
gejegte — des weitfälifchen Rechts 
2 rhein. Rechtögebiete nach dem 
Zode eines der Ehegatten 498. 


9. 

Haft —— j. Freiheitsſtrafe. 

Haftbarkeit, polizeirechtliche Vor— 
ſchrift der — des Dienſtherrn für die 
Geldbuße —— Knechtes iſt un⸗ 
zuläſſig 311 

Sandelsgefellidaft, Einbringung 
von Grundftüden in eine — 44; 
Auflafjungsftempel bei Auseinander- 
jegung über das Vermögen einer 
durch den Tod eines Gefellichafters 
aufgelöjten offenen — 260 

u ———— Sonntagsruhe im 


ſ. d 
Babe arbeite. Anmeldung der 


Sachregiſter. 


Hr einer juriftiihen Perſon 4; 

intragung der Kursmakler 6; An: 

meldung zum — ber Zweignieber- 

laffjung einer Aftiengejellichaft 12; 

Gebühr für die Eintragung einer 
Aktiengeſellſchaft zufolge 
legung 166; Gebühr 
tragung von Zweigniederlaffungen 
in das — der SHauptnieberlaffung 
170; Gebühr für Eintragung einer 
Firma in das — einer Zweignieder⸗ 
affung 177; Gebühr für Eintragung 
der Zmeigniederlafiung einer außer: 
deutichen Aktiengejellihaft 150; Ge 
bühr für mehrere Eintragungen auf . 
Grund der in ——— Verhandlung 
erfolgten Anmeldung 184. 

ee —— als gewerb⸗ 
liche Arbeiter, lien, der Fortbil⸗ 
dungsſchule 320 

Seupigstiesbieht, Umbertragen 
von Drudicdriften von Haus zu Haus 
während des — 439. 

Sauptniederlaffung ſ. Zweignie⸗ 
derlaſſung. 

Hauſiren, — — eines Begleiters, 
Anmeldepflicht 374; a hend 
anne: fallen nicht darunter) 


Hebungsrecht, Entziehung des — 
einer Fährgerechtigfeit, — 
des Grundbuchblattes 123. 

Heirathseriaubnißſcheine, ge⸗ 
bühren- und ſtempelfrei 191. 

Heroldsamt, Unterbrechung der Er— 
ſitzung eines Adelsprädikates durch 
ein Anzweifeln der Berechtigung 
ſeitens des — 468. 

Hinterlegungsakte, san des 
rhein. Notars für — 

Höfer, der — —— er Bezah⸗ 
lung zwecks Begünſtigung des Ab— 
ſatzes ſeiner Waaren verabreicht, 
— Schankwirthſchaft 351. 

Hunde, umherlaufende, Begriff i. S 
der Hannoverſchen Jagdordnung 409. 

Hüte ſ. —— 

Hypothek, ntra reg Jain 
eined® nicht eingetragenen Eigen— 
thümers 65; —Öbeftellung, Unter 
ſchrift des S reibzeugen 72; Ein- 
tragungsfähigfeit der og. Unter: 
werfungstlaufel 75; Er orberniffe 
einer Kautions — 79; Eintragung 
einer Revenuen— auch bei Grund: 
tüden zuläffig, die nicht Zehne oder 

ideikommiſſe find 33; Zuläſſigkeit 


Sadregifter. 


der Vorrechtseinräumung vor den 
u tilgenden Theilen einer — 91; 
Bat des Vorrechts vor dem 
Meberreft bei — — der Pfän⸗ 
dung einer Theil — 95; Umſchreibung 
einer im Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren verfteigerten — 98; Sölhung 
einer für den Kreiöverband einge: 
tragenen — 107; Löſchung der für 
eine erlojchene Innung eingetragenen 
— 110; Uebertragung von — auf ein 
zelne Miterben 492. 
Hypothekenſchuldner, Eintragungs- 
ähigkeit der Unterwerfungsflaufel 75. 


3. 


Jagd, Befugnik zur Ausübung der 
—, zufammenhängende Befigungen 
von 300 Morgen 405. 

Jagdrevier, herrenlos in einem — 
herumlaufende Hunde, Begriff 409. 

Saudegruben, Entleerung von —, 
polizeilihe Vorſchriften 337. 

Inhaberpapiere, Verbot der Aus: 
ftelung von —, Begriff 461, 462. 

Innung, Löſchung der für eine durch 
Ausfterben ihrer Mitglieder er: 
lofchene jog. alte — eingetragenen Sy: 
pothef 110. 

Juriſtiſche Perſon, Eintragung der 
Firma derjelben 4; Unzuläffigkeit 
einer Pflegichaft für eine — 31; 
eine ſtädtiſche öffentliche Volksſchule 
feine — 49. 


A 


Kajtellan eines Vereins, Betrieb der 
Schankwirthſchaft 347. 

Kaufvertrag, Erwerb des Eigen— 
tHums an einem Grundftüd bei ul, 
ichtebend befriftetem — 58; Aufla 
fung auf Grund eines jchriftlichen 
—, Gebühr für die Eintragung des 
Eigenthümer8 142; Betrag des 
Stempels für einen —, durd mel: 
hen dem Veräußerer greingeitig die 
Bebauung des Grundftüds über: 
tragen wird 266; Stempelpflichtig- 
feit eines Immobiliar— mit einer 
katholiſchen Kirchengemeinde ohne 
Amtsfiegel 384. 

Kautionshypothef, die Eintragung 
einer folhen aud dann ftatthaft, 
wenn der zu fichernde Anſpruch be- 
ſtimmt ift 79. 

Kinder aus Mifchehen, religiöfer Un- 
terricht 37. 


2 
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Kirche ſ. Austritt. 

Kirchengemeinde, Verpflichtung 
einer Fathol. — zur Zahlung baarer 
Auslagen der Staatäfafje (Rhein: 
prov.) 194; Immobiliarfaufvertrag 
mit einer kathol. — ohne Amts- 
ftegel, er ne feit 384; an: 
liegendes rundftüd einer —, 
Straßenreinigung 39. 

Kirhenvorftand, ftrafrechtliche Ver: 
— — für Straßenreinigung 


Kleinhandel mit Bier, polizeiliche 
Vorſchriften über Bierzapfapparate 
323; — mit Branntwein in Weſt⸗ 
falen 331; — mit ſelbſt gebranntem 
Branntwein, Konzeffion, Betriebs: 

euer 340. ©. auch Schankwirth: 


Haft. 

Knecht f. Dienftherr. 

Kollefteur, Aufforderung zur Be: 
— an — außerpreußiſchen, 
n Preußen nicht zugelaſſenen Lot— 
terie in N 

Konfisfation des Wildes, gleichviel 
ob es dem Thäter oder Theilnehmer 
gehört, für die — ift der Zuftand 
des Wildes 3. 3. der That entjchei- 
dend All. 

Konjul des Deutihen Reiches, Lega- 
lifation des Beglaubigungsvermerks 
eines unten Bezirksgerichts⸗ 
ſchreibers durch denſelben 116. 

Koſten für die gerichtsſeitige Benach— 
richtigung der in einem Teſtamenie 
Bedachten 129; — der Eintragung 
mehrfacher diejelbe Poſt beireffender 
und in getrennten Vermerken gleid)- 
zeitig eingetragener Veränderungen 
163; — freiheit der öffentlichen Baft er 
genofjenichaften 201. S. auch Aus: 
lagen, Gebühren. 

Kranfenlager, Notariatögebühr für 
Beurkundung am — 236. 

Kranfenverfiderung der 
einem Landwirth angenommenen 
Schnitter 318. 

Kreditinftitut, Erſuchen deſſelben 
genügt zur Löſchung eines für das 
Kur: und Neumärkiſche Ritterſchaftl. 
—— — Pfandbriefdarlehns 


von 


Kreisverband, Löſchung einer für 
den — eingetragenen Hypothek 107. 

Kreuz ſ. Einweihung. 

Kündigung des Dienſtes an die Ehe— 
frau des Dienſtherrn 453. 
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Kursmakler, Eintragung derjelben 
in das Sandeläregifter 6. 


8. 

Zagerung von Schießpulver in Ma- 
gazinen, polizeiliche Vorſchriften 325. 

Zandesdireftor, Form der Boll 
machten des Brandenburgihen Pro— 
vinzialverbandes 52. 

Landeskirche ſ. Austritt. 

Landgerichtspräſident, der die 
Liquidation eines Notars bemängelt, 
iſt von der Theilnahme an der Be— 
ſchlußfaſſung über die Feſtſetzung 
nicht ausgeſchloſſen 203. 

——— die von einem — ange— 
nommenen Schnitter gehören nicht 
zum ländlichen Geſinde, ſind daher 
krankenverſicherungspflichtig 318. 

Landwirthſchaft, polizeiliche Be— 
ftimmungen über Räume zur Unter: 
bringung der Arbeiter 448. 

Zegalifation des Beglaubigungs- 
vermerks eines amerikaniſchen Be- 
zirfögerichtäfchreibers durch den Deut: 
ſchen Konful beweiſt nicht Die 
Zuftändigfeit des Bezirkögericht3- 
ſchreibers zur Bornahme des Be: 
glaubigungsaftes 116. 

Le ? rling j. Sandlungälehrling. 

Zeibrentenvertrag, Stempelent- 
richtung für einen — zwiſchen Che: 
gatten, die in Scheivung leben 284. 

Leiche, polizeiliche Anzeigepflicht des 
die — unterfuchenden Arztes im 
Falle eines gemwaltfamen Todes 465. 

Leihenbegängniß, — eines 
nicht gewöhnlichen — i. ©. des Ver— 
einsgeſetzes 427. 

Lieder, Erörtern öffentlicher Ange— 
legenheiten durch Geſang von 
— 421; Verbot des Abſingens na— 
tionaler-däniſcher — in Schleswig: 
Holſtein 466. 

Liedertafel, ſozialdemokratiſche — 
als ein Verein, der eine Einwirkung 
auf öffentliche Angelegenheiten be— 
zweckt 424. 

Loos, Notariatsgebühr für Beurkun— 
dung der Einzählung der — num— 

mern in das Glücksrad 236. 

Löſchung, Beglaubigung des —San- 
trages 102, 103; — eines für das 
Kur: und Neumärkiihe Ritterfchaftl. 
Kreditinititut eingetragenen Pfand: 
briefdarlehns 104: — einer für 
den Kreisverband eingetragenen Sy: 


Sachregiſter. 


pothek 107; — der für eine erloſchene 
Innung eingetragenen Hypothek 110. 
— —— De 
urch außerpreu e Gerichte, De— 
liktseinheit 474. 
Luſtbarkeiten, ſtädtiſche Abgaben 
für —, Polizeiverordnung 373. 


A. 

Magazine, * von Schieß⸗ 
pulver in —, polizeiliche — ften 
über Einrichtung derſelben 325. 

Magiſtrat, ftrafrechtlihe Verant- 
wortlichkeit des Dezernenten für Bau⸗ 
fachen 386. 

Milch, Verabreihung von — in Glä- 
fern fällt nicht unter den Begriff der 
Schankwirthſchaft 344. 

Mineralien, Gintragungsfähigkeit 
des Rechts der Ausbeutung fremder 
Grundftüde 9— — (thein. R.) 502. 

Miſchehen, Re — der 
Kinder aus — 37. 

Mißhandlung, rohe — als Thier— 
quälerei i. ©. des $ 360 3. 13 
St. G. B. 472, 

Miteigenthümer, Bedeutung des 
Vermerks, daß der Eigenthumsan— 
theil eines — mit ſeinem Tode den 
übrigen zufalle 41; Einbringung 
von Grundftüden in Handelsgeſell— 
ihaften 44; Bedeutung der Abrede, 
daß beim Tode Des einen — Das 
Miteigentbum den anderen gegen 
Zahlung einer beftimmten Summe 
an die Erben des Verftorbenen zu: 
wachſen jolle 58; Subititutionsvoll- 
madt eines — zum Berfauf und 
zur Auflaffung von Grundftüdsan- 
theilen 486; a und Ein: 
tragung ala — ſeitens eines Erb: 
ſchaftskäufers 488. 

Miterben, NAuflaffung des —an— 
theil3 an den zu einer ungetheilten 
Erbmafje gehörigen Grundjtüden 
488; Berechtigung zu Auflaſſungs— 
undUmfchreibungserflärungen, Ueber⸗ 
tragung von Snpothefen auf einen 
einzelnen — 492. 

Mutter, gegenüber der — als Er: 
ziehungäberechtigten hat der Bor- 
mundichaftsrichter fein Ordnungs⸗ 
ſtrafrecht 26. 


Nachtzeit wird auch von der Sonn— 
tagsruhe im SHandelögewerbe ums 
faßt 428. 


Sachregiſter. 


Neubau, Lieferung von Getränken 
für einen — durch einen Schank— 
— kein beſonderer Schankbetrieb 


Notar, der die Liquidation eines — 
bemängelnde Landgerichtspräſident 
iſt von der Theilnahme an der Be— 
ſchlußfaſſung über die gerichtliche 
Serien der Notariatsgebühr nicht 
ausgeichlofien 203; — nicht befugt, 
Zuftellungen in Prozeßſachen zu be— 
wirfen 236. 

Notariatsakt, die Unterjchrift des 
Schreibzeugen braudt fih nit vor 
dem Schlußatteft zu befinden 72; 
Aufnahme der Bollmadten von 
Blinden 121. 

Notariatögebühr für Aufnahme 
einer Zeſſion 203; gerichtliche Feit: 
fegung 203; Berechnung der — bei 
Fertigung eines Entwurfs zu einem 
abändernden Zufage zu einem dem 
Notar behufs Beglaubigung der Un: 
terfchriften vorgelegten Bertrage 208; 


— für Beurkundung eines Beichluf: | 


fe einer Generalverfammlung, der 
die Feſtſetzung des Etatö zum Ge: 
genftande hat 215; Berechnung der 
— für Beurfundung mehrerer ein: 
zelner Beichlüffe einer Generalver- 
—— 219; — für Hinter— 
legungsakte (rhein. R.) 226; — F 
Teſtamentsausfertigungen (rhein. R.) 
231; — für Beurkundung des Ser: 
gangs bei Berloofungen 236, 246, — 
für Beurfundung am Kranfenlager 
236, 248; — für Aufnahme mehre- 
rer Urkunden über ein einheitliches 
Rechtsgeſchäft 236, 249; — für Zur 
jtellungen 236, 251; — bei Auf: 
nahme von Wechjelproteften 252. 
NotHhilfe, Nichtbefolgung der Auf- 
forderung zur 2eiftung der — im 
Deichwefen 404. 


®. 

Oderdämme, bug der —, 
Fifchereiprivilegium 413. 

Deffentlide Angelegenheiten, 
deren num als Zweck einer 
Verſammlung 421, 423; Einwirkung 
auf — i. S. des Vereinsgeſetzes 424. 

Oeffentliche Berfammlung ſ. Ver: 
ſammlung. 

Offerte, Berfaufs— als einſeitig 
verpflichtender Vertrag i. S. des 
Stempelſteuergeſetzes 277. 
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Oekonom, polizeiliche Vorſchrift über 
die Zulaſſung des — einer Gejell- 
ſchaft oder eines Vereins 335. 

Drdnungdftrafreht des Bormund- 
Ichaftärichterd gegenüber der Mutter 
in ihrer Stellung als Erziehungs: 
berechtigten 26. 

Orts vorſtand, Widerfeglichkeit gegen 
Verfügungen deſſelben 312. 


». 
Pfandbriefdarlehn, Löſchung eines 
für das Kur: und Neumärkiſche Rit— 
a Kreditinftitut eingetragenen 


Pfändung, Vermerk des Vorrechts 
vor dem Weberreft bei Eintragung 
der — einer Theilhypothef 95. 

Pfarrgemeinde ſ. Kirchengemeinde. 

Pfleger, ne des Deſzendenz 
von Vermögensüberfichten 28. 

Pflegſchaft, Beſchwerde über Die 
Verweigerung der Abgabe oder 
Uebernahme einer eingeleiteten — 
3; Unzuläffigkeit einer — für jurifti: 
Ihe Perſonen 31. 

Pferdehandel, der öffentlich wahr: 
nehmbare Betrieb des — fällt nicht 
unter das Verbot der Hannoverſchen 
Sabbathordnung 437. 

Pla |. Straße. 

Molizeiverordnung, 1. deren for: 
melle Rechtögültigteit 309, 325, 352; 
2. deren formelle Rechtsungültigkeit 
314,315; 3. deren materielle Rechts— 
— zuläſſiger Gegenſtand: 

ierzapfapparate beim Bierausſchank 
323; desgl. Errichtung von Maga— 
zinen zur Lagerung von Schießpul—⸗ 
ver 325; desgl. Bezeichnung der Fir: 
menjchilder333; desgl.Gemeinde-Bier- 
fteuer352; desgl. Abgaben für Zuftbar- 
feiten 378; bedgl. Aushängen von 
Gegenftänden 392; desgl. Straßen: 
reinigung bei are gg nase 
Schneefall 395; desgl. Transport 
von Schweinen 393; desgl. Beſchädi— 
gung der Oderdämme 413; desgl. 
Unterfuhung eingeführten Fleiſches 
444; desgl. Anpreifung von Geheim: 
mitteln 447; desal. Räume zur Un 
terbringung ländlicher Arbeiter 448; 
desgl. Wohnungen von Ziegelarbei- 
tern 451; 4. deren materielle Rechts: 
ungültigteit, ald Inhalt unmläiig: 
Haftbarkeit des Dienftheren für bie 
Geldbuße feines Knechts 311; desgl. 
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Tanzluftbarkeiten von Privatgejell- 
haften auf dem Lande 328, 416; 
desgl. Zulaffung des Defonomen 
einer Gejellihaft 335; desgl. Ent- 
leerung von Aborten durch Unter: 
nehmer 337; desgl. Verkehr mit Ge: 
fangenen 389. 

Privatbeamte, deren Entſchädigun— 
gen für vertragsmäßige Verrich— 
tungen find bei der Einfommenfteuer 
außer Anfag zu laffen 366. 

Privatgejellihafiten, Tanzluftbar: 
feiten von — auf dem platten Yande 
328. ©. aud Privatlofal. 

Privatlofal, Tanzluftbarkeiten in 
— auf dem Lande 328, 416. 

Prokurenregiſter, Gebühr für meh: 
rere Eintragungen auf Grund der 
in derjelben Verhandlung erfolgten 
ns 184. 

Provinzialverband, Form ber 
— des Brandenburgſchen — 
J 


Prozeß ſ. Zuftellung. 

Prozeßbevollmächtigter bedarf zu 
Anträgen auf Eintragung im Wege 
der Zwangsvollſtreckung feiner be— 
glaubigten Vollmacht 90. 

Publikationsprotokoll, Stempel— 
anſatz für die von dem publizirten 
reger nebſt dem — zurüdbe- 
baltene beglaubigte Abſchrift 255. 


N. 


Räume, polizeiliche Vorſchriften über 
— Unterbringung der Arbeiter 


Realgemeinden, Anlegung von 
Grundbuchblättern für nicht organi- 
ſierte — in Hannover 60. 

Rechnungslegung, Befreiung des 
Deſzendenzpflegers von — 28. 

Rechte, Rechtsnachtheile der verfpäte- 
ten Anmeldung von — an Grund: 
ftüden 483. 

Rechtsgeſchäft, Aufnahme verſchie— 
dener Urkunden über mehrere, ein 
einheitliches — bildende Verträge, 
Notariatsgebühr 236. 

Reinigungspflicht ſ. Straßenrei- 


ar 

Religtonsunterriht der Kinder 
aus Er erg 37. 

Rentenjhuld, Eintragung einer — 
im Grundbud 70. 

Rejervefonds der Genoſſenſchaft, 


Sachregiſter. 


Höhe, Beſtimmung des Mindeftbe- 
trages im Statut 15. 
Revenuengrundſchuld,hypothek, 
auch bei Grundſtücken — ,die 
ag Lehne oder Fideilomm fe find 


Ruͤckfall, Strafe im wiederholten — 
nA Schladtfteuerhinterziehung 355, 
JO. j 


ER 


Sammelbehälter, polizeilihe Bor: 
fchrift über Entleerung derjelben 337. 

Schankwirth, polizeilihe Borjchrift 
über Einrihtung und Gebraud von 
Bierzapfapparaten 323. 

Schankwirthſchaft, Begriff (Berab- 
reihung von Milch in Gläfern) 344; 
Betrieb durch den Kaftellan eines 
Vereins 347; Betrieb durd einen 
Vereinswirth 348; Lieferung von 
Getränken für einen Neubau 349; 
Betrieb durch einen Höfer, welcher 
Branntwein ohne Bezahlung verab- 
reicht 351. 

Schießpulver, polizeiliche Vorſchrif— 
ten über Lagerung von — in Ma— 
gazinen 325. 

Schlächtergewerbe ſ. Schlachtſteuer— 
hinterziehung. 

Schlachthof, polizeiliche Vorſchrift 
über Unterſuchung des von auswärts 
eingeführten eitches 444, 

S — rd Pie ba 
Strafe im mwieberholten Rüdfalle, 
—— — Unter⸗ 
agung der Ausübung des Schlächter⸗ 
Haan Ba 355, 358. d 

Schlachtvieh, Begriff i. ©. einer 
Polizeiverordnung 472. 

Schließung des über eine Fährge— 
rechtigfeit angelegten Grundbuch- 
blattes 123. 

Schlußatteſt, die Unterſchrift des 
Schreibzeugen braucht fih nidt vor 
dem — zu befinden 72. 

— außergewöhnlicher —, 

traßenreinigung 395. 

Schnitter als in der Landwirthſchaft 
beſchäftigte Arbeiter franfenverfiche- 
rungspflichtig 318. 

Schonzeit, Tödten eines kranken 
Wildes zur —, Strafbarfeit 410. 
Schreibzeuge, die Unterfchrift deffel- 

ben braucht fich nicht vor dem Schluß = 
attefte zu befinden 72. 
Schule ſ. Volksſchule. 
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Schweine, polizeiliche Vorſchrift über 
den Transport der zum Handel be— 
— — auf öffentlichen Wegen 


— efleiſch, Unterſuchung auf 
—— Einführung vom Auslande 


Sigerheitspgpatgel die Eintra- 
gung einer — aud dann ftatthaft, 
wenn der u fihernde Anſpruch be- 
ftimmt iſt 

Siegelung, Berpflidtung fatholifcher 
Pfarrgemeinden zur Zahlung der 
durch eine nad) dem Tode des Pfarrers 
von Amtswegen vorgenommene ge: 
— — erwachſenen baaren Aus: 
lagen 194. 

Siekordnung, Nichtbefolgung der 
Aufforderung zur Leiſtung der Noth— 
hilfe 404. 

Singen ſ. Geſang. 

Sitzverlegung, Gebühr für die Ein— 
Brad: einer Aftiengejellihaft zu— 
olge — 

——— ſ. 
heiligung. 

Sonntagsruhe im Handelsgewerbe 
umfaßt auch die Nachtzeit 428; den 
Beftimmungen über — unterliegen 
die in einem mit einem Fracdıtfuhr- 
gejchäfte verbundenen Speditionsge— 
\ äfte bejchäftigten Gemwerbegehülfen 

429, Sarniren von Damenhüten 431; 
Begriff bes —— Arbeiters im 
Handelsgewerbe 432. 

Sozialdemokratie ſ. Liedertafel. 

Speditionsgeſchäft, Sonntagsruhe 
im Handelsgewerbe 429. 

Spren ‚nghoffe, Feuerwerfsförper als 

einer Polizeiverordnung 327. 

Sta natstaife j. Auslagen. 

St — el für Heirathserlaubnißſcheine 

191; —freiheit der öffentlichen Waffer: 
genoffenfchaften 201; —anfaß für die 
von dem publizirten Teftamente nebſt 
dem Publikationsprotokolle zurück— 
behaltene beglaubigte Abſchrift 255; 
Auflaſſungs bei Auseinander⸗ 
ſetzung über das Vermögen einer 
durch den Tod eines Geſellſchafters 
aufgelöſten offenen Handelsgeſell— 
haft 260; Betrag des — für einen 
Bertrag, durch welchen ein Grund: 
ftüd verfauft und dem Veräußerer 
gleichzeitig die Bebauung an. 
Übertragen wird 266 ; — bei Zwangs 


verfteigerungen in Frankfurt a. 


Feiertags: 
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271; Begriff eines zmweifeitigen Ver: 
äußerungsgefchäfts 277; — 
tung für einen Leibrentenvertrag 
dem Vollmachts — unterliegen nicht 
Schriftftüde, in denen der Angeklagte 
dem Gericht die erfolgte Wahl eines 
Vertheidigers anzeigt 290; —pflichtig- 
feit einer für das Strafverfahren 
ausgeftellten Vollmacht 293; —pflich⸗ 
teit prozefjualer Untervollmadten 
295; —anjag für Zufchlagsurtheile 
29: —pfliht einer Beſcheinigung 
über den Austritt aus der Landes- 
firhe 303; —pflichtigfeit eines Im: 
mobiliarfaufvertrages mit einer 
katholiſchen Kirchengemeinde ohne 
Amtöfiegel 384 

Steuerpfliht (Einkommen) , Ber: 
mebrung des Einkommens nad) der 
Beranlagung 362; Berjchweigen einer 
dem Betrag nad) unbekannten Ein- 
nahme 364; Entihädigungen der 
Privatbeamten für —— 

Verrichtungen 366; Beitreibung un—⸗ 
ſicherer Forderungen 368; unrichtige 
Angaben in der verufungsſchrift 370. 

Strafverfahren, Stempelpflichtigkeit 
einer für das — ausgeſtellten Boll: 
macht 290, 293. 

Straße, Verbot des rg ger ꝛc. 
von Vegenſtanden nad) einer öffent- 
lihen — 392; polizeiliche Vorſchrift 
über den Transport der zum Handel 
beftimmten Schweine 398. 

Straßenreinigung, anliegendes 
Grundftüd einer Kirchengemeinde, 
ftrafbare Perſon 394; Fortihaffung 
außergewöhnlichen Schneefalles 395. 

Sub —— ſ. Unter⸗ 
vollmacht. 


T. 


Tanzluſtbarkeiten von Privatgeſell— 
ſchaften auf dem platten Lande 328; 
= Privatlofalen auf dem Lande 

1 


Zeftament, Koften für die gerichts- 
jeitige Benadhridtigung der in einem 
edachten 129; Stempelanjaß für 

die von gt publizirten — nebſt 
dem PBublifationsprotofolle zurüd- 
behaltene beglaubigte Abſchrift 255. 
Zeftamentsausfertigungen, Ge 
bühr des rhein. Notars für — 231. 
Theilhypothek, Vermerk des Bor: 
rechts vor dem Weberreft bei Ein- 
tragung der Pfändung einer — 9. 
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Theilungsverfahren, Gebühr für 
Beichwerden im rhein. — 188. 

Thierquälerei, rohe Mikhandlung 
i. ©. des $ 360 3. 15 St. G. B. 472. 

Titelblatt, Bedeutung der Angaben 
des — eines Grundftüds über Größe 
und Reinertrag 38. 

Transport von Schweinen auf öffent: 
* Wegen, polizeiliche Vorſchrift 


Trichinen, Unterſuchung vonSchweine— 
fleiſch auf —, Einführung vom Aus— 
lande 441. 

Turnverein, Verſammlung behufs 
Gründung eines Arbeiter—, An: 
zeigepflicht 420, 


U. 


Uebernahme, Beſchwerde über die 
Verweigerung der — einer einge— 
leiteten Vormundſchaft oder Pfleg- 
ſchaft 3. 

Umbauten ſ. Bauten. 

Umhertragen von Druckſchriften von 
Haus zu Haus während des Haupt: 
gottesdienjtes 459. 

Umberziehen j. Haufiren. 

Umjhreibung einer im Zwangs— 
vollitredungsverfahren verfteigerten 
Hypothek 95; Berechtigung des 
Generalbevollmädtigten jümmtlicher 
Miterben zu —Serflärungen 492. 

Unterbredung der Erfigung in der 
Führung eines Adelsprädikats 468. 

— Räume zur — der 
Arbeiter, polizeiliche Vorſchriften 448; 
anderweite — von Geſinde, das den 
Dienſt verlaſſen hat 454. 

Unterricht, — — der Kinder 
aus Miſchehen 37. 

Unterſagung der Ausübung des 
Schlächtergewerbes 355, 358. 

Unterſchrift, Legaliſation des Be— 
glaubigungsvermerks eines amerika— 
niſchen Bezirksgerichtsſchreibers 116. 
S. auch Beglaubigung, Schreibzeuge. 

Unterſuchung von Schweinefleiſch 

auf Trichinen 441; polizeiliche Vor: 
jhrift über — des von auswärts 
eingeführten Fleiſches auf dem 
Schlachthof 444. 

Untervollmadt, Stempelpflicht pro= 
zeſſualer — 295; — eines Miteigen: 
thümers zum Berfauf und zur Auf: 
lafjung von Grundftüdsantheilen 486. 

Anterwerfungsflaujel, Eintra— 


Sachregiſter. 


gungsfähigkeit der ſog. — in das 
Grundbuch 75. 

Urkunden, Aufnahme verſchiedener 
— über mehrere, ein einheitliches 
Rechtsgeſchäft bildende Verträge, 
Notariatsgebühr 236. 


V. 

Verabredung, Aufforderung des 
Geſindes oder der ländlichen Ar— 
a zur — der Arbeitseinftellung 

54. 

Berabreihen von Mild in Gläſern 
feine Schankwirthſchaft 344; — von 
Branntwein ohne Bezahlung zur 
Begünftigung des Abjakes von 
Waaren 35l. ©. auch Verein. 

Beränderungen, Koſten der Ein: 
tragung mehrfacher diejelbe Poſt be- 
Kofler — 163. ©. auch Aenderung. 

Veranlagung, Vermehrung des 
teuerpflichtigen Einkommens nad 

er — 362. 

Beräußerungsgeihäft, zweiſeiti— 
ges, Begriff i. ©. des Stempeljteuer- 
gejeßes 277. 

Berdihtung, Nichtbefolgung des Ge- 
bot3 der — eines Boprlodes 457. 
Verein, polizeilihe Vorſchrift über 
Zulaffung des Defonomen eines — 
335; Kaftellan eines —, Betrieb der 
Schankwirthſchaft 347; Betrieb der 
Schankwirthichaftdurd einen —Swirth 
348; 0. der Anmeldung 
des Eintritt3 eines neuen Mitgliedes, 
Strafbarfeit 418; — zur Erörterung 
öffentlicher Angelegenheiten, Ber: 
pflihtung zur Anzeige einer jeden 
Berjammlung, in der öffentliche An— 
elegenheiten erörtert werden 421; 
ozialdemokratiſche Liedertafel als —, 
der eine Einwirkung auf öffentliche 

Angelegenheiten bezwedt 424. 

Verfügungsbefhränfung, nur die 
Bedeutung einer — hat der Vermerk 
in der zweiten Abtheilung des Grund- 
buchblattes, daß der Gigenthums- 
antheil eines Miteigenthümerd mit 
feinem Tode den übrigen zufalle 41. 

Berjährung, Beginn der — bei der 
dur unterlaffene Anzeige baulicher 
Veränderungen begangenen Steuer: 
— ——— 379; — einer von dem 

etriebsführer eines Bergwerks ver: 
übten Uebertretung einer Bergpolizei⸗ 
verordnun 

——— als einſeitig ver— 


Sachregiſter. 


pflichtender Vertrag i. S. des Stempel: 
ſteuergeſetzes 277. 

Verkehr mit Gefangenen, Polizeiver: 
ordnung 389. 

Berlajjen des Dienftes ſ. Gefinde. 

Berlegung des Siges einer Aktien: 
gejellihaft, Gebühr für die Eintra- 
gung 166. 

Berloofungen, Notariatsgebühr für 
————— des Hergangs bei — 


Verme hrung des ſteuerpflichtigen 
——— nach der Veranlagung 


Vermerk ſ. Vorrecht. 
Vermögensüberſicht, Befreiung des 
Deſzendenzpflegers von — 28. 
Verrohrung ſ. Bohrloch. 
Verſammlung zu einem Weiheakt 
unter freiem Himmel, polizeiliche 
Genehmigung 414; — behufs Grün— 
dung eines Arbeiter-Turnvereins, 
er ron 420; — eines Bereind 
zur Grörterung öffentlicher Ange: 
legenheiten, Anzeigepflicht 421, 425; 
öffentlide —, Begriff i. ©. des 
Vereinsgeſetzes 425. 
Verfhmweigen einer dem Betrag 
nad) unbefannten Einnahme in der 
Steuererflärung 364. 
Vertheidiger, Anzeige des Ange: 
Hagten von der erfolgten Wahl 
eines —, Vollmachtsſtempel 290. 


Bertheilung von Prudidriften 
während des Hauptgottesdienſtes 439. 


Vertrag, Aufnahme verfhiedener Ur: 
funden über mehrere, ein einheit- 
liches Rechtsgeſchäft bildende —, 
Notariatsgebühr 236; Berfaufs: 
offerte als einjeitig verpflichtender — 
i. ©. des Stempelfteuergejeges 277. 


Bertreter, Erlaß dur den — des 
Bürgermeifters als ftädtifche Polizei: 
verordnung 314. 

Volksſchule, Auflafiung an 
ftädtifhe öffentliche — 49. 

Bollmadt, Form der — des Bran- 
denburgihen Provinzialverbandes 
52; — des Prozekbevollmächtigten 
zu Anträgen auf Eintragung im 
Wege der Zwangsvollſtreckung be— 
darf nit der Beglaubigung 90; 
notarielle Aufnahme der — eines 
Blinden 121; Stempelpflichtigfeit 
einer für das Strafverfahren aus: 
geftelten — 2%, 293; Stempel: 


eine 


ET — — — — — — — — 
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pflichtigkeit prozeſſualer Untervoll⸗ 
machten 295. 

Vollſtreckungsgericht, nur auf 
Grund einer Beſcheinigung des — 
kann die Umſchreibung einer im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren ver— 
ſteigerten Hypothek erfolgen 98. 

Vollſtreckungsklauſel, Eintragung 
im Grundbuche auf Grund einer 
gegen den Erblaſſer gerichteten — 86. 

Vorkaufsrecht, Eintragungsfähigkeit 
eines — in das Grundbuch im Ge— 
biete des gem. Rechts 66. 

Vormundſchaft, Beſchwerde über die 
Verweigerung der Abgabe oder Ueber— 
nahme einer eingeleiteten — 3. 

Vormundſchaftsrichter, Drdnungs: 
ftrafrecht gegenüber der Mutter in 
ihrer Stellung als Erziehungsberech⸗ 
tigten 26; Gebühren: und Stempel: 
freiheit der vom — ertheilten Hei— 
rathskonſenſe 191. 

Borname auf Firmenjchildern, rechts: 
gültige Polizeiverordnung 333. 

Vorrecht, Zuläjfigkeit der —Seinräu- 
mung vor den zu tilgenden Theilen 
einer Sypothef 91; Vermerk des — 
vor dem Weberreft bei Eintragung 
der Pfändung einer Theilhypothef 
95; Werthberehnung für —seinräu⸗ 
mungen 158. 

Boritand des Gerichts, Gebühr für 
eine von demſelben ertheilte Bes 
icheinigung 139. 

Borftandsmitglieder, Anmeldung 
neuer — einer Attiengejellihaft zum 
Handeläregifter der Zmeigniederlaj: 
fung 12. 


Waaren i. S. des Hauſirſteuerge— 

kin find Grundſtücke nicht 377. 

Waſſergenoſſenſchaften, Koften- 
a are der öffentlichen 

Wechſelproteſt, Notariatögebühr für 
Aufnahme eines — 252. 

Meg ſ. Straße. 

Weiheakt unter freiem Simmel, polis 
zeiliche eg 414. 

Werth, Grmittelung und Feitjegung 
des — für den Anja der Gerichts: 
gebühren in Angelegenheiten der 
nicht jtreitigen Gerichtsbarkeit 132; 
— einer Eigenthumsbeſchränkung an 
einem Grundftüd 155; —berehnung 
für Vorrechtdeinräumungen 158. 
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Widerſetzlichkeit, die Beitimmung, 
daß — gegen Verfügungen des Orts⸗ 
vorftehers mit — Strenge 
zu beſtrafen ſei, iſt als Strafvor—⸗ 
ſchrift nicht anzuſehen 312. 

Wiederkaufsrecht, Eintragungs- 
fähigkeit eines — in das Grundbuch 
im Gebiete des gem. Rechts 66. 

Wild, Tödten eines kranken — zur 
Schonzeit 410; Konfiskation 411. 

Wohnungen, polizeiliche Vorſchriften 
über — von Ziegelarbeitern 451. S. 
auch Sandwirthigaft. 


3. 


BZapfvorridtungen beim Bieraus: 
— polizeiliche Vorſchriften dar⸗ 
über 323. 
Zeſſion, —— für Auf: 
nahme einer — 203. 
Stegelmeifter, Anmendun 
Polizeiverorbnung über Bob 
von Ziegelarbeitern 451. 
Zulaſſung, polizeiliche Borfchrift über 
die — des Delonomen einer Geſell⸗ 
ſchaft oder eines Vereins 335. 


einer 
nungen 


Zurücknahme, Gebühr für — einer 
Auflaſſungserklärung 147. 
Zuſchlagsurtheile, Stempelanſatz 


für —, welche Grundſtücke mit be— 

weglichem Beilaß betreffen 299. 
Zuſtellungen in Prozeßſachen zu be— 

wirken iſt der Notar nicht befugt 236. 
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—— eintragung, bei Stellung 
von Anträgen auf — bedürfen nur 
die Vollmachten der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten keiner Beglaubigung 90. 
Zwangsverſteigerung, Gebühren 
für die Eintragung des Eigenthü— 
mers, wenn der bisherige Eigen— 
thümer in der — das auf feinen 
Namen eingetragene Grundftüd er- 
fteht 145; Gebühr für die Eintra- 
Sin des Grunbftüdzerftehers — 
— bei — in Frankfurt a. M. 


— Eintra⸗ 
ungsfähigkeit der ſog. Unterwer⸗ 
—— 75; ‚ Grunbftüdsbelaftung 
im Wege der — 86; zu Eintra⸗ 
gungsanträgen im Wege der — be- 
darf der Prozeßbevollm tigte feiner 
beglaubigten Vollmacht 90; Umjchrei- 
bung einer im „gerfahren verſtei⸗ 


gerten pa 
Zweignie — Anmeldung 
neuer Vorſtandsmitglieder zum Han⸗ 


delsregiſter der — einer Aktienge— 
ſellſchaft 123 Gebühr für die Ein— 
tragung von — in das Handelsre⸗ 
giſter der Hauptniederlaſſung 1703 
Gebühr für die Eintragung einer 
Firma in das Handelsregiſter einer 
— 177; Gebühr für —— der 
— einer außerdeutſchen Aktienge⸗ 
ſellſchaft 180. 


B. Verzeichniß der im elften bis ſiebenzehnten Bande in Bezug 
genommenen Geſetze, Verordnungen, Inſtruktionen ꝛc. 
(Die römifhen Ziffern bezeichnen den Band, die arabiſchen bie Seite.) 
I. Reichsgeſetze. 


1. Berfaffung ae er Bundes vom 25. Juni 


1867 Art. 3 


2. Bundesgefeg vom 95, Oktober 1867, betr. bie Nationas 
lität der Kauffahrteiſchiffe ꝛc. $ 2 #. ra 


3. Gefeg über pie Drganifation der AND FSIRRINIE 1 Y om 


8. November 1867 $ 14. 16. 17 


xvI. 72 
XVI. 74; XVII. 
88; XVII. 


4 Geſetzyom 14.November 1867, Bee: die ——— 


Zinſen. 
5. Geſetz vom 4. Mai 1868 ; 


XI. 441 


6. ss Itenigeltägefet no vom 7 Er 1868. 


11843 ... XI. 42 


7. Geſetz vom — Juli 1868 — ————— des BSranut 


weins 87. 


8. —* Weaſei⸗ Ordnung o vom 5. Sunti 1869 


XIV. 141 
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9. Allgemeines Handel3gefegbuh mit den jpäteren Aenderungen 


Art. 4 


. XIV. 36 
4.5. 16.19.20. 26.271 XI. 17 
4. 66 ff. 71-74. 80. 
82. 83. 272... . XVIL 6 
516211, 397. 
229. 231. 234. 235 . XIL 30 
5. 16. 21. 209. 210c. 
212. 215 . . XI 35 
10. 15—27 XV. 238 
10. 16. 2 XI. 24 
10.19. . . XI. 388 
11. 271. 25 „XVII. 377 
XV. 47 


12— 

12. 208. 210.214.215b XI. 24 
13 XIV. 246 
13. 15. 152. 176. 177. 


179. 210,210«. 212.214 XV. 16 
14 “XII 360 
15-97. . XV. 315 
15. 16. 22.273 #. XIM. 51 
15—18. 2A... X 2 
15. 18, 22. 209. 209b. 

209g. 209h. 2138. — 

2138. 214. 215.29 XVL 5 
15. 21. 2.4.5. XIV. 23 
15.292... XIV. 

16 .„ . . XIL 14; XII. j 
16-18. 209. 210 . XVIL 
16—20.% . . XVL. 1 
16. 19. 21.9 . XIV. 9 
16.20.2.4 . . XI 38 
17.22.24 X1.391: ‚XUL3], XV.10 
19. 25. 45 xIv. 15 
1. XVIL ı71 
21.22. ‚XV. 2 
21.86 . xXvii. 180 


21. 86-88. 135. 151. 


152. 153. 155. 156. 172. XIV. 16 
2 XV. 6 
xXiii. 31 
3 Sii. iu; XI. 125 
J KIE E 
TEE | 
44. 45. 52.228. 229. XI. 37 
TR 7 RE Bit; 
85 oe REM 
8588. 105. 1238 . . XL 20 
91 XVII 260 
91. 119. 181. 185 fi 
143 . XVII. 4 
98. 125. 133 xL 21 
111. XIV. 54 
111. 137.141. 142. 144. 
213. 24a ... 35 
113. 123 . 17 


. xl. 
114 XII. 202; xiii. 170, XV. 195 


—J — — — — —— — EEE — —— — 


Art. 114. 117. 167. 209b. 
227.230... .  XVL 


94 
115. 129 . —V 
133.-XVI. 57 
123. 127—133. 199. 200 XL 30 
123. 170. 200. 242 KXIH. 37 
125. 129. 133. * * 
bis 172 . . . 235 
129. 171 . .17 


133, 134. 145. 160. i72. 
188. 195. 206. 210a. 
223. 237. 244. 246. 253. 
310. 375. 407. 409. 492. 
493.626 . XI. 7 
Aal 137. 172. 205 f. 
XIV 


55 
186. 182. 188. 190. 207, 
215c. 220. 221. 228. 
233. 244. 2448. XIV. 97 
14. . 2°... XIV. 24 
164..... . XV. 37 
179. 209. 210c. 212. XIV. 11 
179. 209. 212 . . XII. 42. 46 
179. 210e. 212 . XVII. 181 
185c. 190a. 222. 238 a. 
239. 239b. 249g . . XIL 25 
185c. 225. 238a. 239, 
239b. 244a. 249 5 XIV. 238 
190 a. 209. 209b. 209d. 
209e. 210a. 222 XIV. 33 
190a. 222. 238 . . XIL 38 
193. 25 . ». »...XV. 55 
207a. 215a. 215b. 215c. 
248. „XV. 23 
2092. 215. 2iöd. 219. 
248. .XVI. 15 
210. 215 RR XIV. 25 
210. 2108. al... XVII. 166 
210. 212. 227 —_ 229. 
233. 249 XVII. 12 
213. .. ..XXVIL 72 
215... . XV. 19. 45 
215. 247 . XI. 129 
15a. 25h... XIV. 20 
215c. XIV. 24 
295. 297. Bl. 22. XV. 30 
227. 231 .XV. 9 
298 . ; _XVL 25 
228. 229 . XI. 4 
— XL 3 
U... XIV. 52 
271ff.. XV. 325 
310 . XVL 30 
310. 311 XII. 19 
310. I 315. 315. 382. 
409. 626 .XVI. 3 
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Art. 310. 323. 348. 365. 375. Art. 345 . . XI 293 
BI: u u er, A „ 319. 390. 391 .. XVII. 430 
„ 321..... .. XV. 251 „ 991 ri ae RE 
BE. u A MI ——— XIV. 4 
10. Rechtshilfegeſetz vom 21. Juni 1 XV. 434 
1l. Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 "mit den fpäteren 
Aenderungen 
& 1 XII. 263. 273. 276; XIV. 254; | $ 42.564... . XI. 239 
XVI. 315. 348 | „ 42b. 55a. 1468 XVL 453 
„ 1. 8. 56. 56b . . .XVI. 4823, 43... XIV. 363. 364. 397 
„139... . .XVL 31 | u 43.57 2.2.0.0. XIV. 366 
u Dr . XVIL 355 | „ 44. 44a. 45.151 ee XL 240 
„1.332 . . XI 32%; XV. 339 | „ 44. 56 Abf. 2 9] 1. 148 
„ 1. 33a. 33b. . XIV. 273 Ne. Ta . XI. 243 
SE XVII 337 | „ 44a . XIV. 315 
„ 16-69 . XI. 381 |» 5... 2.0.0.0. 0. XI 199 
„ 1. 66. 69—71 . XV. 218 | „ 45. 147 Nr. 1. 151 . . XI 228 
— 8 . XI. 230 | „ 55. 59. 60c. 149. . . XV, 253 
630.000 00 XV |. 5560. XV, 855 
„ 6. 34. 155 ; .XVI. 467 | „ 55. 148 . . XV. 254; XVIL 358 
„ 6. 56 56a. 56«. 148 XIV. 251 | , 56.568 . . . . XI. 314. 315 
„ 6. 80 . XIII. 292 | „ 56. 56a. 148 XV. 232. 251 
„ 7.10. 36 .XVL. 463 | „ 59. . XIL 317 
FT .XVIL 363 | „ 60d .„ „AVlL 357 
„38: 38..17 XIL 190. 200 | „ 62. . XI. 194. 196 
„ 29. 30. 147 . XIV. 281 | „ 62. 145, 149 a 374 
„ 30 ff. 33b. . XVI. 325 | „ 62.149. . . XIH. 320 
„30. 147 .XVL 341 | „ 64--69 >. . XV. 234 
33 . xIv. 279 |, 65-69 . „XIV. 284 
„33 XIIL 300 | „ 65-69. 149 . XI. 2361 
38. ala. 105b—i. 146a. XIV. 380 | „ 65. 69 . XVI, 306. 307 
„38. 45. 151 . XI. 209; XIIL 303 | „ 66. XII. 312; XIV. 267 
u "33. 147 ’ xl. 226. 227, | „ 69. . — . 170 
XI. 303. "305. 308; XIV. 291. Per)? XV. 236; XVI: 343 
293. 294. 304. 306: XV. 225; | „ 72—74 . XII. 267. 269 
XVI. 334; XVII 332. 340. 344. | „ 73. 79. 148 V. 282 
347. 348. 349 | „ 93. 94. 95. 103. "1038. 
— ar A 104 . VII, 110 
"3 22.2.2000. XI 188 | „105. 105b. 105e. 146. XVII. 433 
„ 36 "XII. 393 |, 1058—105i . . . . XVIE 430 
7 „37 XII. 192; MV. 291; XVL 349 | „105b . . : XV. 327 
„ 37. 76 XII. 294 | ”, 105b-105e. . . . XVIL 431 
„37. 147 Re. 1 XI. 204 | ‚‚ 105b.120.149.150.154 . XVIL 320 
Zn: . XV. 227 | „ 105b.146a XV. — XVI. 447. 448 
‚ala —— <; 391; Xvi. 455 „105 . ’ XIV, 384 
„ 4la. 42, 42b. 55. 55a. „190. 142 , . XIV. 377 
105b. c. e. . „XVI 451 | „120. 142. 150 Xii. 279. 375; 
„Ala. 1054. b.g.i. . . XIV. 390 XV, 196; ar 443; XVII 309 
„4la. 105a. b. 1468 . .XVI. 445 | „120e . . . .. XVII 321 
„41a. 105a.b.i. 1468 XII. 383. 387 | „143. . XVII. 359 
„4la. 105b . XV. 322 | „145. 149 7Xii 26 
PR 4la. 105b—105h. 1468 Xv. 428 | „14T... X. — XVI. 340 
„4la. 105b. i. 1462 . IR 1 0057. EN XI. 218 
„414. 105b. 142. 146a. XIV. 383 | „ 148 Nr. 4 . XI. 216 
„41a. 105b. 1468 XIV. 388;XV. 321 | „ 148 Nr. 7 . XI. 217 
„Ala. 146. . : . XVL 454 | „ 150. 154 — XIV. 378 
„42. 42a. 56 Nr. 1% XI, 236 1) VB e XVIL 419 
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$ 152. 153 . 
der Konfeffionen . 


326. 373. 395; 
XIV. 251. 311. 312. 407. 409: 
R XV. 305. 358; XVII 374. 471 
PR ©. RE 


82 Xu 


... . XV. 241 8 183 .. —F 
12. Gefeg vom 3. Juli 1869, betr. die Sleicbere htigung 


XV. 193. 315 
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. XD. 189 
XIV. 369 


13. IE Ayum Stenfaefegpug » vom 31. Mei 1870 


XI. 293; XVU. 357, 359 

3. . „AVI. 321 
BD; XI. 250; XV. 298. 318; 
XVI. 427 


vom 1. Juni 1870 über Erwerbung und Berluft 


14. Geſe 

der Bundes: und Staatsangehörigkeit 
§ 11 —F . XI. 50 
„ 12 XI. 255 


fi 


17, Reigsverfaffun vom 16. — 1871 
Art. XV. 


306 
er Xv. 434; XVI. 72 


15. Seleg.n vom 6. suni 1870 über den Unterftügungsmoßn: 
16. Atiengefeg : vom 1. Juni 
gez XL 


18. Strafgefegbud vom 15. Mai 1871 


$ 1 XI. 206; XII. 250; XVI. 416; 
XVII. 3 360 
„LB -:.... XVIL3 
EP KV 39 
ee AU BD 
"2,59. XIV. 347 
” 2, 114. 196. 197. XVI. 307 
— XVL 477 
7 3.48. 286 XIV. 21 
— XV. 242 
"9.3..... XV. 315. 318 
„28.29. . . XII. 256: XV. 193 
YO nee. XL 204 
32 xl. 9 
„34 XIH. 366 
"40 XVII. 462 
„408. XVIL. 411 
" 4042. 360. 367.369 Rr.2 XI. 295 
” 40. 369. XVI. 332 
57 
"47 2.2. XV, 308 
„47. 366 Nr. 10. . XI. 268 
„48 . XIV. 327. 406; XVIL 390 
„48.49. XIV. 304 
„49 XII. 320; XIV. 293. 388. 412 
" 49. 286 “x XL 395 
Et 333. SO 
Be ni RE SB 
533 
53 XI. 292 
"57 - > XIV. 311. 312 
59 . XL 208. 211. 212. 222. 274 


281. 291. 300. 301; XII. 194; 
XIII. 373; XIV. 300; XV. 321. 
354; XVII. 400. 413 


$21l . . . XI. 337; XIV. 437 
MEERE REM 
90 

ae ee EL I6 

BE a ee RE 
Art. 3. 4 . . XIV. 251 
— . XVL 455 
WE ....... D 268 
„6668... XVI. 374 
„66 ff . XV. 272 


„ 67 X1.215; XII. 220. 272; XIII. 326; 
XVI. 303. 407; "XVII. 459 


„68... . XV. 236; XVI. 303 
Dr. van ne IH 
u XII. 279 
„182. XIIL 393 
„140. . XI. 421 
„198. XIV. 409 
Rn XIV. 343 
263. 370 Rr.2. XVI. 472 
u 2 BERGEN, (361° 
„292.293. . "XVI. 404 
„292. 368 R. 10 XI. 260; XIII. 351 
„293. 295 . XIIL 351 
„327 .. XVI. 466 
38... . XIV. 271. 404 
„360 Nr. 8 XVII. 468. 471 


„360 Rr. 9 XI, 199. 201; XIU. 400; 
XV. 216; XVI. 346 


„ 360 Nr.12 . XII. 186; "XII. 298; 
xvi. 313 
„ 360 Nr. 13 XVII. 472 
XIV. 399 


„3 R.1.2.7.8. 
‚361 Nr. 6 . XIV. 398 
" 365 XII. 170. 183; XIV. 278. 288; 
XVI. 321. 323 
„366 Rr.1. . XI 193. 319. 329. 
324—338; XI. 259; XII. 391; 
XIV, 386. 395. 396. 397; 
XV. 327. 329. 330: 
XVI. 451. 455. 456; XVIL 436 
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$ 366 Nr. 9 und 10 XI. 268; XII. 175. | $ 367 Nr. 13.14.15. . XIV. 399 
176; XVI. 399 | „367 Rr.15 . XI. 262; XV. 279; 

„ 366 Nr. 10 XII. 225; XIV. 325. 334; XVI. 351; XVII. 386 
XV. 350; XVI. 349. 390. 399: | „368 Rr.4 und 5 , . . XV. 284 


XVII. 339. 394. 397. 398 | ), 368 Ne.5. . XIL 181: XVI. 384 


„3668 . . . XI. 191; XI. 228 „ 368 Nr. 8. .XU. 174; "XII. 258; 
nm 367 Nr. 3. XL 338; XV. 338, 340; XVI. 385 
XVI. 467 „ 368 Nr.9. . » . XVI. 387 
n„ 367 Nr. 5 XII. 292; XV. 342; | „368 Nr. 10... . XIO 351 
XVII. 325. 327 Abſchn. 25 . . . . . XIV. 407 

„HT 3 ... XVI. 485 


19. Allgemeine Dienftinftruftion für die Konfuln des 


Deutſchen —— vom 6. Juni 1871 . 2.2 2 2 2. XV. 9% 

Sl... } rn... XV. 118 

Beb.Zar. Pof. 9 3 =. , XVII. 119 
20. RES und das Voſtwejen vom 38. Ottober 1871 

81 . XVI. 435 
21. SE HRET N vom 31. Mai 1872 $ 14. 35 „20.0. AL 224 
22. Militärftrafgefegbud vom 20. Juni 1872 $ 149 . . XIV. 406 
23. Münzgejeg vom 9. Juli 1873 Art. 6.13.1415. . . XIV. 138 

= UESEU 2.0 rn XV. 359 

24. Smpfgefeg vom 8. April 1874 8 1.4.6.12.14 . . . „ XU. 375 
25. Preßgefeg vom 7. Mai 1874. 
81 7—-11.19 .„... XOL256 IST... 2.0.0.0. 0._XL 340 
„1. 15—18. 20... XV 47|,1.19... 0.0.0. XVL 433 
„20 . 2.0.0.0. 0. AU 862 | „20 . . „Xi 811. 885. 887. 340; 
84 .... 5 A 248 XI. 241. 263. 266. 268; 
.B 13.30 . 2.2... XIV. 366 XIV. 402 
„ 9. 30 “02000. XIV. 364 | „30... . XII 374; XIV. 363 
26. Martenfhupgefeg vom 30. November 1874 
S IL. 8. 13. 44. 17... EEE EA 
„3. 5. 9ell.... xXiũ1 
27. J— vom 6. Be 1875 

838 .. .. XI 434; XVII. 193. 465 
28, Reihsbantgefek vom 14. März 1875 855... . .. XVIO. 462 
29. Kunſtwerkgeſetz vom 9. Januar 1876 S 14... .. . XU. 42 


30. Mufterfhuggefeg vom 11. Sanuar 1876 $ 1. 5—7. 10. 13 XI 42 
31. Gerihtsverfaffungsgefeg vom 27. Januar 1877 


SB. AMISTL. 2. 2 22.2. XV. 232 
BAR TE GENE 4 7077| 
AR oe ee RE TIL BL IN 5 EIN AS 
„1.18 2.2.2.0. 0 XIV. 231 | „179. 180.182 . . . XIV. 484 


32. Einführungsgefeg zur Givilprogeßordnung vom 30. Zas 
nuar 1877 


er — XV. 45 1814... . .XVI. 519 
PSRE }: er XIV. 6 | „16 . . . . XIV. 9; XVL 131 
33, — vom 30. Januar 1877 

> RS an = s u el de XVII. 158 
Er. — : RE ER ..... XVII. 503 
— V 166 12 ff. ee Ar, BB 
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$ 13.18 . XV. 428 
—— . XIL 50 
"19.3 . XV. 35 
— . XV. 429 
3... XV. 
— . XV. 422 
—— XVII. 206 
u ff.! . XV. 423 
52... XII. 465 
"74. 532 .XV. 3 
>; XV. 439 
—— xVIL 90 
83. . XL 117 
„84. XVII. 297 
N . XIL 91 
"10h. . XVL 3 
"106. 118 . x. 64 
„. 107. 110. 116. 117 XIV. 192 
„ 107. 112. 116 XVI. 264 
"231. 764 . . XV. 442 
BE... XIV. 323 
„41. 814. 817 . XV. 443 
u. . XV. 441 
„358. 435 . . XL 50 
u 7 . XV. 396 
„. 380. 400. 705 . . XVI. 519 
— ————— . XV. 394 
„402. 405 . > x It 
„48... XVII. 119 
us: XVI. 264 
448 XIV. 6 
7 SR . XV. 440 
RT . XV. 436 
„496. 640. 644 ff. XIV. 151 
J 
"531. . XI. 158; XII. 217. 248; 
XIV. 196. 223; XV. 176; 
XVL 208 
531 ff.. . XI. 147 


34. —— —— Fe⸗ 


bruar 1877 
35. I ne vom 1. Februar 1877 
} .. XL 50 | $ 376 .XL 345; XII. 228; 


$ 56. 
„8 


36, Ginfüpen 
bruar 1 


"100. 105 


217 EN 
"an. 233.3 390. 427. 1.451. 


— 390... 
. 348. 355. 358 381. 
85. 406 


. 368 


XII. 186 
XIV. 222 


XVII 290 
XI. 422 


XIV. 223 


. 4 
. XII. 147 
. XVI. 360 

. XV. 307 


— — — — — — — — 
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g 531-538. . . XIV. 231 
„531. 538. 540 XII. 204 
— ———— XII. 406 
SB ac EUER 
BD. 2 wa. A 18 
„54 ff . XV. 449 
„546. XV. 451 


"584."672, 702. 796. 809. 
810. 814. 815. 817. 819. XII. 102 
„ 584. 805—807. 809. 814 ff. XVI. 130 


„584. 814 . . xIv. 92 
„613. 64 . XI 68 
„Su-0..... XL 7 
„ 647. 650ff. 657. 662-701. 

TE. 2. 00, IE 060 
„68.... XIV. 150 
„662. 663. 702 XVI. 122 
„662-701. . XIIL 455 
„664-667. 669. ei XVL. 530 

4.672 2.2... XV. 17 

671. 22. XIL 90 
„685. 697.757 . . . . XIL 91 
„ 701.702.774.779 XL 418; XlIL 455 

... XIV. 148; XVII. © 
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; . „XVL 
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Pr 24, Zuni. Baupolizeiordnung für Charlottenburg $ 34. 44 XL 265 
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Naffau. . z XI. 292 
ir ularverfügung . XIV. 221 
Polizeiverordnung für Aache 27 
Erlaß des Regierungspräſi 204 
Polizeiverordnung des 
Sadjen 


en Cöln = 
Dberpräfidenten von 


"Statut für | die Meliorationägeno enſchaft der 


Lupow unterhalb Schmolſin im Kreis Stop XVI. 201 


20. Te Erlaß de3 Minifters für Handel und Gewerbe en = 


21. NRovbr. 


1889. 17. Ian. 


" 


25. März. 
1. April. 


Polizeiverordnung der Regierung — 9 

Allgemeine Verfügung 8 a: — iss‘ “e = 

Ei 0 
r 

Schlachtſteuerregulativ für Potsdam N —* — 


Johow, Jahrbuch. N. F. XVII. (XXV.) 36 


562 


1889. 


15. April. 
11. Zuli. 


16. Septbr. 


27. Septbr. 


28. Septbr. 


21. Oftbr. 
23. NRovbr. 


31. Dezbr. 


11. Febr. 
13, —* 
24, Febr. 
13, März. 
14. März. 
8. April. 
25. April. 
29. April. 
5. Mai. 
24. Mat. 
25. Juni. 


27, uni. 
30. Zunt. 


15. Juli. 


15./21. Juli. — —— für das arg 


18. Juli. 


28, Zuli. 
1, Dktbr. 


14, Oktbr. 
20. Dktbr. 
19, Novbr. 


ezbr 
ı /18. Dear Drishkiut für 


Legalregiſter. 


——— der Regierung — . XL 342 

— — . AI 355 

Bolizeiverordnung der Regierung. Wiesbaden XIII. 340 
Fe des Regierungspräfidenten zu 

eswi 

Shrabenpeiseorbning fi für die Stadt Stendal 

. XVII. 395 

XI. 188 








olizeiverordnung für Schönebet — 
Polizeiverordnung der Regierung zu Oppeln 
30—39, 73. 73. 


Baupolizeiverorbnung "für das ‚platte Land des 
Regierungsbezirks Oppeln SL 10 . XVII 
Minifterialverfügung . 
Baupolizeiorbnung Fr die Sandtzeife des Regie: _ 
rungsbezirts Düfleldorf $ L 3. 27. 62, 64 
Braufteuerregulativ für Marienwerder 
LER M. , ss a 

Polizeiverorbnung r BR: i wö 
Regulatv $S L 23. ee —— XVIL 
Straßenpol jeiverordnung für Cöln XII. 296: XV. 204 
Gemeindebeſchluß für Wittenberge — Zu 
unterfuhung s 
oleierorpnung für Sottbus . . i ; u 198 

een für Kreis Gelfentirchen XII. 263 

ordnung der ae a 


WXIL 307 
en des " enäberger Regierungs 
XL 1% 





räfidenten . . Br ee 
Setenguögfe $ 51 u 345; XV. 153. 156; XVIL 72 

Polizeiverordnung des Regierungspräfibenten vo von 
Breslau . ; XII. 262. 265 
Geſetz über das Notariat x, . XI 151; XIL 106. 309; 
XIO. 185; XIV. "108 
84. XVIL 121 | $ 8XIV. iu. .319; XVI 523 
„ÄVL 151, 248 


" 


Ah... . XV 9A 
„6 XIV. 157; XV 2 





onjolidirte Hultſchiner L 4. 19, 20 XV. 211 
Polizeiverordnung des — —— 
präfidenten . 
Bolizeiverorbnung für Wittftod E 
Polizeiverordnung des Regierungspräfbenten. * 
Stettin .. .XVL311 |$L 
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18. Zuli. 
25. Juli. 
L Aug. 
L Aug. 
L Aug. 


5. Aug. 


18. Aug. 
12, Septbr. 


1./29. Okt. 
6. Oktbr. 


Legalregiſter. 563 


Bekanntmachung, betr. die |. s geflung 
des Erbfchaftäfteuergefeged . 213. 248 
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I. 


„ 22. Juni. Berorbnung des Regierungspräfibenten. zu 


Aachen IT la. . XIV. 388 
n 28, Juni. Polizeiverordnung für Keffen ih. XID. 387 
r 28. Zuni, Belanntmahung des Regierungspräfibenten zu 

Arnäberg . .XVI. 451 
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Cholera verdädtigen Fällen $SL23. . „XVL 465 
„a 2. Aug. a des Sinangminifers 
SEE . Art . .  XVL 38 


Eu... ve | a XVI. 368 


1892. 


1894, 


23, Aug. 
24. Aug. 
16. Septbr. 


4, Oktbr. 
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die Bezeichnung der Firmenfhilder . . . . XVI 314 
Polizeiverordnung für Sommerfeld. . . . . XVI 33 
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. Dezbr. er nd Aa des Regierungapräfibenten zu 
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38. 39.106.109 XVI. 248 | ', 29. 49. 104 „XVII 308 
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